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A. 


Abgeben, Bedeutung dieſes Ausdruces in $. 15 des 
Mand. v. 10. Septbr. 1822, über die Gewinnung von Stein-, 
Braun: und Erdkohlen und des Torfes, 66, 68. 

Abliefern, Verſchiedenheit von Abgeben, 66, 68. 


Abmiether, hat dem Bermiether gegenüber das Recht zu, 


— eines eignen Hausſchlüſſels, 32 
Abpachter, bat, wenn im Wege bes Grecutionsprocefies 
rüdftänbige Bactgelver ea nr werden, dann, wenn er be: 
hauptet, daß der erpachtete Segenftand nur theilweife unbenutz⸗ 
bar geworben, lediglich einen Anſpruch auf die ihm hierdurch 
erwachſenen Schäden, 422, 

bwefenheit, wenn fie nur als impedimentum legi- 
timum zu betrachten ift, 227. 

Accessorium soguiius principale, Anwen: 
dung diefes Orundfages im Gewerbsrechte, 146. 

Acquaestus conjugalis, 393. 

Aectio doli, 164. 

Actio familiae erciscundae „167. 

Actio Pauliana, i41. 

Aectio de pauperie, 324. 

Actio de recepto |. — 

Actio redhibitoria ſ. Redhibiteriſche Klage. 

Actio rei persecutoria, Weſen diefer Gattung 
von Klagen, 262. 

Activlegitimation, 403. 

Hohäfion f. Stempelbetrag. 

Adminiftrativiuftigfachen ‚ Dilationen, Eides: 
antrag. 

Adſcendenten, entferntere, jubfidiäre Verpflichtung der: 
felben zu Mlimentirung ihrer ehelihen Defcendenten, 140, 

Agerenon valenti ete. f. Berjährungsitift. 

AHlimentation ehelicher und unchelicher Kinder, 273 ff. 
— f,a, Ehefrau. 

Hlimentationdanfprach |. Baternität. 

.. „Wlimentationsverbindlichfeit des Vaters, 58. — 
der Mutter, 60. — der mütterlichen und resp. väterlichen Groß: 
ältern eines unehelihen Kindes, 273. — in wieweit die der 
Aeltern eines ehelichen Kindes nur fubfibiär it, 274. — f.a. 
Ndfcendenten. 

Alimente — unter welchen Borausfegungen fie bie ger 
ichiebene Ehefrau von ihrem geſchiedenen Ehemanne für bie 
lichen Kinder zu fordern berechtigt it, 52. — Erforderniſſe ber 
Klagbegründung, wenn die gefchiedene Mutter die für die Kinder 
aufgewenbeten und zufünftige verlangt, 58, 61. — Verjährung 
rücjtändiger, 59. — 9. in —53— deren Einziehung, 297. 
— ob die Kerderung der Gritattung ſoicher, welche ein Dritter 
für den zur Alimentation Verpflichteten verlegt hat, ber kurzen 
Verjährung unterliegt, 296. — Ghefrauen, welche während des 
Gheprocefies einen Antrag auf Zubilligung von Alim. nicht ger 
ſtellt haben, find in der Negel nicht berechtigt, dieſen Anfpruch 
nad Beendigung des Eheproceſſes nachträglich geltend zu mas 


den, 310. — bat eine Ehefrau einen ſolchen zwar rechtzeitig 
geitellt, derfelbe aber it in dem Enderkenntniſſe unberüdfihtigt 
geblieben, jo ſteht ihr infoweit Rechtokraft entgegen, 312. — 
der Anfpruch der Mutter auf A. für Das außereheliche Kind wirb 
——* daß das mit Genehmigung der Mutter dem außerehe⸗ 
lichen Vater zur eigenen —— überlaffene Kind, ſelbſt ohne 
Ginverftänpniß des Vaters, zur Mutter zurüctehrt, nicht, wohl 
aber dadurch ausgeſchloſſen, daß die Mutter die A. nicht aus 
eignen Mitteln beftreitet, 477. — Recht des außerebelichen 
Baters im erjteren Kalle, 478. 

Hlimentenbeitrag für die unehelichen Enkel, inwiefern 
bie ſubſidiare Verbindlichkeit der Großältern dazu eine unges 
theilte it, 511. 

Anerfenntwiß, vor einer Poligeibehörde gefchehenes, 
ob es Unterbrechung der Berjährun —28 60. 

Annullation j. Ehegericht. 

umweilnng, faufmännifche, Begriff, 41. — f.a.Nos 
vation. 

— über Contraventionen gegen das Generale v. 
21. Juni 1793, das Brennen und Schänfen des Branntweins 
betr., und das Mandat v. 5. Jan. 1826, die Ausübung bes 
Branntweinbrennene betr., find nicht im Adminiftrativjuftiz- 
proceſſe, fondern als Boligeiftraffachen zu behandeln, 97. 

QUppellable Summe ſ. Berzugszinien. 

Appellation, dae Derfäumnig daran iſt für condenirt 
zu achten, wenn der Gegner baffelbe nicht rügt, ſondern blos 
ın materialibus refutirt, 417. 

Mpansgefizeitigteiten, welches Recht darauf Anwen: 
dung leidet, 171. 

Apanagia, 169 fj. — Grforberniffe und Verſchieden⸗ 
beit vom Röm. Pflichttheil, 186. — und von ber Eivilfucceffion 
überhaupt, 183. 

Apanagirte Mitglieder fonveräner Häufer ſ. 
Autonomie, Gerichtéſtand. 

Aqua profluens, rehtlihe Natur, 194. 

Aquaeduetus, 195. 

Arbeiten, gewerbmäßige Verrichtung der in andere zünf: 
tige Beichäftigungen einfchlagenden ift an fich als ein Gingriff in 
eine fremde Gewerboſphaͤre zu betrachten, gleichwiel ob fie gegen 
befondere Bezahlung gefchieht oder nit, 332. — W., welche * 
techniſche Borbildung zu erfordern ſchon vermöge ihrer Einfach⸗ 
heit ven Charakter unzunftiger Berrichtungen an fich tragen, find 
dem zünftigen Verbietungsrechte entnommen, ib. 

Arbeitsgebiet eines Handwerks, wonach defien Umfang 
zu bemeſſen ift, 148. 

Yusflucht der laesio enormis, ber melioratio und bes 
Irrthums in Bezug auf den Inhalt eines vom Bellagten volls 
zogenen Vertrags, 369, 377. 

Ausflüchte ſ. Ginlaffung. 

Ausländer ſ. Gdictalien. 

Ansländerinnen, verheirathete, die fich ohne ihre Ehe: 
männer in Sachfen aufhalten, Präfumtion rückſichtlich derfelben, 
daß ihre Ehemaͤnner ſchon im Boraus in alle in Sachen abyu: 


ſchlleßende, mit dem Aufenhalt bafelbft in Berbindung ſtehende 
Rehtsgefchäfte eingewilligt, und zwar nicht blos in bie zum ges 
wöhnlichen Unterhalt Tr 217. 

AYußergerichtliche Koften f. Bagatellfahen, 
Grtrajupdiclalien. 

Aufträgalverfabren, nad Art. 11 der Bunbesacte, 
auf wen es nur Anwendung leidet, 169, 176. 

Yustrittserflärung ſ. Benfionsverein. 

or ag apanagirter Mitglieder fouveräner Haͤu⸗ 
fer, 171. 

Auszug, deſſen Werth ift dem Kaufpreife zuzuſchlagen, 35. 
— keiftungsart, 69. 

Ausjngsberechtigte ſ. Richterliches Ermeſſen. 


B. 


326 Recht der Benutzung deſſelben, 193. 
Bagate achen, inwieweit in folden ein Sadhwalter, 
wenn er mehrere Beflagte aus einem und bemjelben Rechts: 
grunde in Anfpruch nimmt und die Sache gegen Alle in einem 
und bemfelben Termine verhandelt, resp. entjchieden oder ver: 

lichen wird, ben Gebührenfag ven —,, R Gr. —,, binfihtlid 
Vene Ginzelnen liquidiren fann, 484. — iſt wenn ein Bell. in 
einer B. fih zu Grftattung der aufßergerichtlihen Koften im 
Verhandlungstermine verpflichtet, derfelbe auch zur Erftattung 
ber durch die Erecution erwachſenen Grtrajudicialien verbuns 
ben, ib. — f.a. Intervention. 

Banfnoten u. Banktcafienfcheine der Leipziger 
Bank, Auslegung von $. Al der Statuten der Iepteren, bie 
Ginrufung und unentgeltliche Umtaufchung derfelben gegen neue 
betreffend, 17. 

Baufuhren, von einem Nachbar dem anderen bei einem 
Baue geleitete, 37. 

auhandwerker ſ. Prüfung, Soldaten. 

Bedingung, von welder die Zahlungsverbinblichfeit des 
Bell. ——— worden, wenn ſie nicht eingetreten iſt, 
unter welcher Borausfegung dann nur der Gläubiger auf Er: 
füllung der Zablungsverbinplichfeit Hagen fann, 388. — wenn 
fie für erfüllt anzufeben ift, 395, 397. 

Beibücher, aus der Annahme derfelben fann eine Ge: 
nehmigung der darin enthaltenen Anfäge nicht gefolgert wer: 
den, b 

Bellum internum, 338, 340. 

Bericht f. Stempelbetrag. 

Beteng, 264. — Seiten verpflichteter Perfonen, wenn 
er nach Art. 245 und wenn nad Art. 254 des Grim.:Gef.:B. 
zu beftrafen ift, 119. 

Betrügerifcher Banquerontt, welder Ort bei Ber 
ftimmung der Gompetenz zu Führung der Unterfuchung maaßs 
gebend iſt, 464. 

Bewaffneter Friede, 339 f. 

Bewäſſerung der Grundſtücke, 19%. 

Beweis, ob ein vor Ablauf des Beweisfatale nicht ange: 
tretener, bevor der Anwalt des Beweisgegners fich zum Proceffe 
legitimirt bat, für verfäumt zu achten it, 408. — durch Augens 
fein, Beitrag zur Anwendung der Vorfchrift der Erl. Proc.: 
Orb. adtit. 28, 8.1, 489. — des chemweiblichen Ginbringens 
im Goncurfe durch Belenntnif des Ebemanns, 12. 


Beweislaft, 403. 
Bier ſ. Shänfwirthe. 
Bösliche Verlaſſung als Eheſcheldungsgrund, 75, 77. 
Deanniwein f. Anzeigen, Kramer, Schänf: 
wirthe. 


Braucommunen, ftädtifche, ob ihnen die Rechte ber 
Gorporationen auftehen, 153. 

Brauordnungen, Nebt der Braugenoſſenſchaften zu 
Aufftellung derfelben, 156. 

Bürge, in welhem Kalle er nur durch bloße Geſtundung 
ber Hauptichuld, felbft wenn es ohne fein Vorwiſſen geicheben, 
von der Bürgichaft frei wird, 395. 


€. 


.. ‚Gapitalvermögen bes Tuenden, ift, wenn bie Zinfen 
für die Bedürfniffe der Erziehung nicht ausreichen, mit zu ver: 
wenden, 275. 

Gaflatorifche Clauſel, Wirkung der einem Pachtver⸗ 
trage beigefügten in Anfehung bes Beweifes, 405 ff. 


1V 


Casus, wer dieſen und wer bie verhangene Nachläſſigkeit 
in dem Falle zu beweifen hat, wenn unterwegs bie vom Spebi: 
teur dem Frahtfuhrmann zur Ablieferung an die Adreſſaten 


—— aaren auf dem Wagen durch Feuer vernichtet 
werben, 9. 
Cautio damni infeeti, 246. 


Ganution f. Fiduciarerbe. 

Geffion einer hypothekariſchen Forderung, melde im 
Grund: und Hyp.⸗Buche nicht eingetragen ift, ob fie dem Gon: 
curfe des debitor cessus gegenüber wirfungslos ift, 72, 353. 

EGompenfation liquider Gegenforberungen, 104. — ſ. a. 
Bahtcaution. 

Competenz — eines unzuftändigen Gerichts, wenn Bell. 
aufbie ergangene Borladung im Termine erfheint und rechtlich 
verfährt, ohne gegen die Zuftändigfeit des Gerichts etwas einz 

umenden, 170 ff. — bas Gericht ift, wenn e8 die Parteien zum 

erfahren verwieien hat, nicht mehr berechtigt, wider ven Willen 
des Klägers die Gompetenz abzulehnen, 366. — f. a. Betrüs 
gerifher Banqueroutt. 

gompetsuggeiber, 9. , 

Goncars, Anwendung der Megel: concursus non alit 
infantem, 276. — ift nicht zu eröffnen, wenn es fih mit Wahrs 
fcheinlichfeit überfehen läßt, daß für die gemeinen Gläubiger 
feine Maffe übrig bleibt, 487. 

Goncursvertreter j. Gidesantrag. 

Condictio causa data, causa non se— 
euta, 201. 

Condictio sine causa, 201. 

Condominium f. Miteigentbum. 

Gonfolidation mehrer Gewerfihaften und Gruben, 
Weſen und Ausführung, 27. 

Gontumacialbefcheid im Interventionsprocefie, 71. 

Gonventionalftrafe, diejenige Partei, welche bie durch 
unterlaffene @rfüllung eines Vertrags verwirfte einflagt, braucht 
nicht zu beweifen, daß ber Gegner den Vertrag nicht erfüllt 
habe, 401. — ſ. a. Penjionsverein. 

Copia advocatorum, Grforbernif, 235 ff. 

Gorrecturen f. Brotofoll, 

Griminalerfenntniß, ob es 
rechtlicher Verpflichtungen geeignet ift, 
\ ursator bonorum, hat Unfoftenvorftand zu be— 
ftellen, wenn er flagt, 120. 


Ir Begründung privat: 
22. 


D. 


Datio in solutum in Bezug auf Außenſtaͤnde bes 
Schuldners, 229, 

Decatiren von Tuch und tuhähnlihen Stoffen unter: 
liegt dem Berbietungsrechte ber Tuchfcheerer: und Tuchbereiter: 
Innungen, 329. — Bereutung, Zweck, Wirfung und Ber: 
fahren, 333. 

Depofition bei einer Gerichtsbehörbe, für welhen Fall 
fie in den Geſetzen blos vorgefchrieben ift, 285. — der geflagten 
Summe durch den Schuldner, wenn fie auch im Wechjelprocefie 
zuläffig ift, 475. 

Derivationes, 19%. 

Diebftabhl j. Receptum. j 

Diener der Bringen des Königl. Hanfes, ob auf 
fie das Mand. v. 18. Juni 1823, die Befchränfung der ben 
Glaͤubigern Königl. Diener an deren Dienfleinfommen einzu: 
raͤumenden Rechte betr., analog u leidet, 96. 

Dienfteinfommen bes Gemeinfhuldners ift zur Con— 
cursmaſſe zu ziehen, 95. 

Dienftherrfchaft, deren Haftung aus unerlaubten 
Handlungen des Geſindes, 325 ff. 

Dies, wie die Hinzufügung eines beflimmten bei Verträ— 
gen aufzufaſſen ift, 204. 

Dilationen ber Beweisfriften in Abminiftrativjuftige 
fachen und Wegfall des Selennitätseldes dabei, 110. 

Dismembration von Zubehörungen felher Güter, 
welche nad Grlaflung des Gef. v. 30. Nov. 1843 conſolidirt 
worden find, 399. — f. a. Richterliches Ermeffen. 

Documenta noviter reperta, 439. 

Documentum quarentigiatum, 937. 


E. 


Edietalien, außerhalb des Concurſes erlaſſene, auf fie 
leidet das Reſer. v. 14. Juni 1728, nach welchem Ausländern 


im Goncurfe geftattet ift, ihre Anfprüche noch innerhalb Jahres: 
frift vom Liquidationstermine an geltend zu machen, Feine Ans 
wendung, 142. — der im Liquibationdtermine Außengebliebene 
fann durch Berufung darauf, daß er bie Zeitungen, in welchen 
die Edictalladung abgebrudt geweien, nicht gelefen habe, con- 
tumaciam nicht ablehnen, 143. 

Ehe, Begriff, 74. 

Ebe u, als Scheivungsgrund, 75. 

Ehefrau — geſchiebene, fann für Alimentation ihrer bei 
der Ehetrennung mitgenommenen Kinder von deren Vater ohne 
befenderen Grund feinen Grfag verlangen, 397. — f. a. Ali: 
mente, Ghegeridte, Intervention, Baternität, 
Suftentatiensquantum, Borlabung. 

efrauen, Nichtigkeit folder Erklärungen, welde fie 
dritten Berfonen gegenüber allein und ohne Beitritt ihrer Ehe— 
männer geben, 256. 
r Ehegatten, als Zeugen für einander, 12. — ſ. a. Erb: 

olge. 

G Ehegerichte, ob fie auch dann competent find, wenn die 
Annullation einer Ehe beantragt wirb, weil fie gegen ein öffent: 
lih vernihtendes Ghehinderniß eingegangen worden ift, 270. 
— inwieweit fich bie Gognition derſelben bezüglich der Alimente 
ber Ehefrau erjtredt, 287. — find zu Ausfegung von Alimenten 
für die Ehefrau und deren Kinder nach Beendigung des Ehepro⸗ 
ceſſes nicht competent, 310. — f. a. Erziehung und Er: 
nährung. 

Ebhebaften, 143. — Frift zur Ausführung und Begrün— 
bung derfelben, 227. 

Ehehinderniß j. Ehegerichte. 

Eheleute ſ. Trennung. 

Ehelich, wer dafür zu alle it, 412. 

Ehemann, defien Beitritt zu Procefhandlungen der Ehe: 
frau, 81, 89. — f.a. Ausländerinnen, Intervention, 
Nießbrauchsrecht. 

Eheſcheidung — wegen Freibeitsftrafe des andern Che: 
ri 74. — in Folge freiwilliger Uebereinfunft, in Preußen, 

9. — f.a. Erziehung. 

en sgrümde, urſprüngliche, 75, 77. 

Ebeverlöbnifle, Wirkung der rechtlichen Unerzwingbar: 
feit der Erfüllung defielben rüdfichtlich der auf die fünftige Ehe 
und wegen ber leßteren eingegangenen Berträge, 135 ff. 

ei, nothwendiger, Bedingungen der Statthaftigfeit von 
Anträgen auf entfprechende Bormulirung eines mittels rechte: 
Fräftigen Grfenntniffes auferlegten,, 114. 

idesantrag — in Apminiftrativjuftigfachen, ift unzus 
läffig, 108 ff. — anden Goncursvertreter, 318. 

Eidesleiftung, was zum Gintritt der Folgen ber unters 
bliebenen in dem Kalle noch erfordert wird, wenn dem Beflagten 
die Leiſtung eines Gides zu Abwendung der im Grfenntniffe 
—— Verurthellung nachgelaſſen iſt, 224. — ſ. a. 
Litisconiorten. 

Eidesrelatiom über facta referentis propria, 234 ff. 

Einbringen, ob der Wittwe das Recht, wegen beffelben 
die Gintragung an ben Immobilien des Ghemanns zu fordern, 
auch nach defien Tode gegen feine Erben zufteht, 12. — wenn es 
nur während der Ehe zurücgefordert werben fann, 442. 

Einlafiung n. Vorbringen von Ausflüchten in 
geringfügigen Rechtsſachen, Friſt dazu, 416, 

Einrede des nichterfüllten Contract, der Ber: 
ysr auf biefe Seiten des Abpachters befreit den Kläger vom 

achweis des jeinerfeits erfüllten Gontracts, 422. 

Einrede der Verjährung ift vom Richter Amtowegen 
zu berücfichtigen, 60. 

Einftandsgelder der Soldaten, Veſchlagnahme vers 
felben, 144. 

Eintragung ſ. Ginbringen. 

Eifenbahn |. Lehngeld. 

Eifenbahnverwaltungen, _ Haftungsverbinplichfeit 
derſelben hinfichtlich des Transports auf ihreneignen Strecken und 
in Betreff der Weiterbeförderung durch die Anfchlußbahnen, 241. 

@ifenblech |. Kupferichmiede. 

Erben, pluralitas heredum non praesumitur, 175 ff. 

Erbfolge, ejegliche, des überlebenden Ehegatten, Gr: 
läuterung bes $. des Grbfolgemandats v. 31. Jan. 1829, 
ven alien Wegfall des Anſpruchs darauf betr., 129. 

Grbichaftsfachen ſ. Kiduciarerbe. 

Erfenntniß im Wechfelprocefie begründet fein Gre: 
eutionsverfahren in das Vermögen des Schuldners, 55. 


Vv 


— uud Ernährung der ehelichen Kinder in 

Gheiheidungsfällen, wenn bie Gognitien darüber den Ehege⸗ 

richten zuftebt, und wenn der ordentliche Richter darüber zu ent: 

ſchelden hat, 57. — ——— Pflicht des Vaters dazu nach 

rg Cheſcheidung, 58. — f. a. Kinder aus geilen 
en. 

Exceptio deficientis legitimationis, 410. 

Exceptio fori incompeitentis, it au beim 
Handelsgericht zu Leipzig fofert bei der mündlichen Verband: 
lung im Zermin felbft vorzufchügen, 366. 

Exceptio non numeratae pecuniae, 335. 

Exception, 189. — f. a. Kauf. 

Exceptionen — wenn die in der Genvention nicht vorge⸗ 
[hüten mittels der Wiederklage nicht geltend gemacht werben 
— ——— — welche blos allgemein angeführt worden 

nd, 465. 

Executionsgeſetz, zu $. 85 u. 24 befielben, 453. 

Ereentionskflage, fpätere Abwelfung derſelben aus 
Rechtsgründen, auch wenn gegen die in Folge derſelben erlaffene 
richterlihe Auflage Ginwenbungen binnen ber gejegten Frift 
nicht vorgebracht worden find, 294. 

.. Executionsproceß auf Grund von in einer Unter: 
gungefade abgelegten Geftändnifien, 121. 

Aechtiongverfabten aus einem vor bem er 

tichter über einen Givilproceb abgefchloffenen Vergleihe, 453. 
— f. a, Erfenntniß im Wechſelproceß. 

@xftinctivverid rung, woburd fie nur unterbrochen 
wirb, 32. — von Privilegien, 105 ff., 113 f. — fann durch 
eine gerichtliche, von einer obrigfeitlihen oder richterlichen 
Behörde ex oflicio vorgenommenen Verfügung nicht unters 
brochen werden, 109. 

rajudicialien in Verwaltungsſachen find nicht mit 

den Koften der Verwaltungsbehörbe erecutivifch beizutreiben, 

——— beſonders einzuflagen, 191. — ſ. a. Bagatell— 
ach en. 


F. 
amilienanfträge, 170. 
milienfideicommifle, 169 fi. 
amilienobfervanzen, 169 fi. 
—— Erwerbung, 507. 
ideicomiſſariſche Erben fünnen bei der Teſta⸗ 
mentserrichtung giltigerweife als Zeugen abhibirt werben, 302. 
Fiduciarerbe, bat fein Miteigenthum an den Grb- 
fbaftsfahen, 165. — wenn ihm nicht die ganze Trebellianifche 
Duart übrig bleibt, fo fann er die Erbſchaftsſachen retiniren, 
bei. De Feſtelluns einer Cautlon wegen ber Quart for: 
dern, ib. ff. 

Filii, ausgebehnter Begriff -_. Röm. Rechte, 503. 
leifchiwaaren —— erte, Handel damit, 239. 
lumen, Verſchledenheit von rivus, 197. 
Lüfle, öffentliche, 197. 

rderungen ſ. Beräußerung. 


rmulirum iv. 

rftverbrechen ſ. Gerichtsſtand. 
achtfuhrmann F Casus, S ** 

am, ob dieſer Titel für ben, ber ihm einer Dame giebt, 


ai ein Zugeftänpnig involvirt, daß fie verheirathet 
ei, . 
eibeitsftrafe ſ. Cheſcheldung. 
ifprechung von der Juſtanz, Grundſätze 
darüber, 320. 
Friftverfäummiß ſ. Wiedereinfegung in ben vos 
rigen Stanb. . 
Früchte, von einem fremden Grunbflüde gewonnene, wo 
— derjenige, dem der Mitgenuf daran zufteht, zu empfangen 
at, 69. 
Beer oder fpäter ſ. Mehr oder weniger. 
nddiebjtahl, 291. 


G. 


Gaſtwirth, deſſen Vertretungsverbindlichkeit in Anſehung 
der Bien Gffecten der bel ihm einfehrenden Säfte, 257. 

Geburtszeunnifie ſ. Benfionsverein. 

Gegenforderung ſ. Gompenfation. 

Gemeinde, Bedeutung, 253. 


Gemeinden u. andere universitates, ihre Der: 
tretung in rechtlichen Angelegenbeiten, 155. 

Gemeindegerechtigkeiten, 253. 

Gemeindegrundftüce, Gigentbum daran, 252. 

Gemeinfchuldner ſ. Renten. 

Gerichtöbeifiger f. Teftament. 

Gerichtsfoften, vor Abgang der Berichte nicht zu den 
Acten liquidirte, find auch in Berwaltungsſachen nad) dem 
Pand. v. 25. Juni 1825 zu beurtbeilen, 97, 101. 

Gerichtsftand — der Mitglieder der Nebenlinien eines 
regierenden Haufes in ihren Rechtsitreitigkeiten unter einander, 
169 ff. — bei der Concurrenz von Forftverbrechen mit anderen 
kleineren Verbrechen, 448. 

nde f. Dienſtherrſchaft. 

Geftäudnuiß, in einer Unterfuchungsfache abgelegtes, 
Beweisfraft für die Givilfache, 122. — in Griminalfachen, 
welches die einzige weſentliche Grundlage des Schulpbeweifes ift, 
Wirkung befielben, 302. 

Gewerbsöbetrieb auf dem Lande ſ. Innungs— 
fpecialartifel, Ubrmadherfunft. 

Gewerbslocale, das Verbot der gleichzeitigen Untere 
haltung zweier leidet feine Anwendung auf diejenigen Hand: 
werfsmeiiter, welde in dem einen &ocale blos mit ſelchen Ars 
tifein Handel treiben, die zwar im ber Regel als Beſtandtheil 
ihres Hanbwerfsframes anzufehen, nach ber betr, Ortsverfaffung 
aber freigegeben find, 230. 

Gewerfenverfammlung, zu der durch legalen Antrag 
nothwendig gewordenen Ginberufung berjelben bedarf das Bergs 
amt ber Genehmigung des Oberbergamts nicht, 25. — vor 
Abhaltung derjelben fönnen darin zu behandelnde, am fich nicht 
gefegwidrige Anträge nicht Gegenitand bergamtlicher Grörte: 
rung behufs Beantwortung der Frage über ihre Zuläffigfeit 
fein, 26. — Proteſte und Recurie wider Berathung berfelben 
über dergl. Gegenftände find nicht zu beachten, ib. 

Gewerffchaften, Beſchlüſſe verielben, 28. — ſ. a. Con: 
folidation. 

Gewichtsuhren, das Fertigen und Repariren berfelben 
ift fein zünftiges Gewerbe, 495. 

Gläubiger, fann das Pfandrecht gegen den dritten Be: 
figer der verpfündeten Sadıe und ben perfönlihen Anſpruch 
gran — urfpränglihen Schuldner gleichzeitig geltend ma: 

en, 405. 

Guadengenüfle u. Gratificatiowen tönnen nicht 
mit Befchlag belegt werben, 95. 

Grabecafiem bei den Innungen find in Källen, wo ein 
Beitrittszwang für die Mitglieder der Innung beftcht, der obrig« 
feitlihen Gognition unterworfen, 278. 

Gratificationen f. Onadengenüffe. 

Großälterni.Alimentenbeitrag, Alimentations 
verbindlichkelt. 

Gruben f. Gonjolivation. 

Grundbeftenerung, Grläuterung bes $. 7 des Gef. v. 
9. Sept. 1843, die Ginführung eines neuen Örunbbefteuerungs: 
foitems betr., 481. 


H. 
Haftungsverbindlichkeit ſ. ECiſenbahnverwal— 
ungen, 
Sandelögericht ſ. Exceptio fori incompe- 
tentis. 
andiwerfer }. Arbeitsgebiet, Rechnungen. 
andwerferiwaaren, cb derjenige Handwerker, der den 
Haupttheil einer Waare zu fertigen berechtigt it, biejelbe in 
ihrer ganzen Zuſammenſetzung, in welcher fie nur zum Gebrauche 
geeignet iſt, einfchließlich ver Nebendinge, vie er nicht ſelbſt fer- 
tigen darf, zu verfaufen befugt it, 147. 
yet ber rag ſ. Gewerbölocale. 
ansfchlachten, ift ein völlig freies und unzünftiges 
Gewerbe, wozu es, außer wo dich die bejondere Ortsverfaffung 
erheiicht, der Frwerbung bes Bürgerrechts nicht bedarf, 350. 
ausfchlüfiel, inwieweit muß der Inhaber eines herz 
bergsberechtigten Grundſtücks dem Herbergabercchtigten die Anz 
fhaffung und den Gebrauch eines H. geitatten, 321. — f. a. 
Mbmiether. 
SHerbergsberechtigter, ihm muß ber Herbergsver: 
pilichtete & jeder beliebigen Zeit den Eingang in das berbergs: 
vflichtige Orundftüc gewähren, 321. — ſ. a. Hausihläiiel. 


VD — 


Meredes in re certa find als Legatare anzu: 
fehen, 348. 
errenlofe Sachen, 292. 
ilfsrecht, ein in der Conventionsſache erlangtes ver: 
pflichtet ven Wiederbeflagten noch nicht, auf die Wieverflage ſich 
einzulaffen, 335. 
Hilfsvollftredung, in ven chemännlichen Nießbrauch 
an einem Gapitale der Ehefrau, Modalität berjelben, 205. 
— in aufßenfichende Korderungen des Schuldners, 229. — ſ. a. 
Jus variandi. 
ypot —5* re f. Geffion. 
ypothekariſche Suche erjährung. 
npothefarifcher Gläubiger, fann aud dann, wenn 
feine Befriedigung aus ben durch die Subhaſtatlon des Pfand: 
grunditücds erlangten Licitationsgeldern zu erwarten ficht, den 
perfönlichen Schuldner ohne Weiteres in Anſpruch nehmen, 425. 
—j.a. Gläubiger. 
Hypothekeubücher, Princip der Deffentlicfeit der: 
felben, 255. 


Snpothefengefeß, zu $$.79, 81, 85, 90, 9 u. 99 deſ⸗ 
jelben, 425 fi. 
3. 


Innungen, auswärtige, welche der Gewerbebranche 
einer der ſtreitenden Innungen angehören, als Sachverſtän— 
dige, 146. 

Sjnunngsfpecialartifel, fofern fie ven Gewerbebetrieb 
auf dein Sande betreffen, find durch das Gef. v. 9. Oct. 1840 für 
aufgehoben zu betrachten, 493. 

Jutervention, nad welhen Grundiägen fie zu behans 
bein ft, wenn ein Dritter abgepfündete Mobillen vindieirt, bie 
nicht über 20 Thlr. tarirt find, 70. — des Ghemannes in dem 
wifchen feiner Ehefrau, als Beklagter, und einem Dritten ver: 
ei Proceſſe, 81. — im Proceſſe — Hauptintervention 
— acceſſoriſche — gemifchte, 222 ff., 331. — Wefen und Zweck 
derjelben, 224. — f. a. Brineipalinternention. 

Irrigationes, 191. 

Irrthum f. Ausflucht. 

Jus variandi des Gläubigers nad erfolgter Hilfsvell- 
firefung, 428, 432, 

R. 


Kauf, die Behauptung bes Bellagten, er habe ven K., 
auf deflen Grfüllung geklagt wird, nicht als Käufer, fondern 
als Bevollmähtigter eines Dritten abgeſchloſſen, ift nicht Er: 
ception, fondern geläugneter Klaggrund, 189. — K. auf Ber 
ra 233. — wieder Sap: Kauf bricht Micthe zu verjichen 
it, 360. 

Kaufpreis, angemefiener, fann bei im gewöhnlichen 
Verkehre befindlihen Gegenftänden, aud wenn er nicht auds 
drücdlich bedungen werben, vom Verfäufer geforbert werben, 347. 
— das Anführen, daß der Kaufpreis erts- und gejchäftsublich 
fei, bedarf feines förmlichen Beweifes, ib. 

Kinder, ob unter diefem Ausdrude in teſtamentariſchen 
Dispofitionen lediglich die Defrendenten erften Grades, ober bie 
Deſcendenten überhaupt, ohne Unterſchied der Grade, zu ver: 
ſtehen, und worauf bei Beantwortung dieſer Frage zu fehen 
ift, 497. 

Kinder, eheliche, inwieweit der Vater die aufihren Uns 
terhalt verwendeten Koften, wenn er nach beenbeter väterlicher 
Gewalt ihnen ihr Vermögen herausgiebt, abzuziehen bereihtigt 
it, 275. — f.a. Alimente, Ehefrau, Erziehung, Bas 
ternität. 

Kinder aus geſchledenen Ehen, über das Recht und bie 
Pilicht zur Erziehung derfelben, 357. 

Kinder, uncheliche, f. Alimentation, Alimentas 
tionsverbinblichfeit, Paternität. 

Kirchengeugnifie, deren Beweisfrait, 412. 

Klage, eines Gläubigers, welcher fid) beim Geoncurje 
nicht gemeldet hat, gegen den ehemaligen Gridar, Begründung 
berfelben, 60.— ſ. a. Shag, Scheidung von Tifh u. Bett. 

Klaggrund, geläugneter, ſ. Kauf. 

Klagverjährung, mit ihr erlöfcht das ganze Recht, 260. 

Klempuer, haben fein Berbietungsredht gegen die Kupfer: 
fchmiebe rüctfichtlich der Arbeiten in Mejtingbleh, 145. 

Ktoblenfeldbefiger, Gebührnifte, weiche bie Pla X 
eines durch eine Waflerhebungsmafchine getrockneten Koblenfels 


bes den Inhabern der Maſchine zuleiften verpflichtet find, und Ort 
der Leiſtung biejer Verbindlichkeit, 65. 
nerftattung in Berwaltungsfachen, 97, 101. 

Ro eufrei, Interpretation diefes Mustruds in $. 15 
des Manb. v. 10. Septbr. 1822, 66, 68. 

Koſtenvorſtaud —— davon, 120. — wie er zu 
leiſten, 234 ff. — f. a. Curator bonorum. 

ramer, Leipziger, bürfen Branntwein unter 1 Dresbner 
Kanne nicht verfaufen, 97, 

Kriegsſchaden, 338 f. 

Sriegsjuftand, 338 fi. 

Krumpfen von Tuch, inwieweit es dem Berbietungs: 
rechte der Tuchicheerer: und Tuchbereiter:Innungen unterliegt, 
329. — Bedeutung, Zweck, Wirfung und Verfahren, 333. « 

Aupferfchmiede, das Weichlötben, Verarbeiten von 
Meffingbleh und der Berfauf derartig gefertigter Maaren Seis 
ten berjelben, 146. — f.a. Klempner. 

Kuge, Reduction und Theilung berfelben, 29. — Inter: 
pretation des barauf bezüglichen $. 14 des Berggefepes v. 
22. Mai 1851, 30 ff. 

8. 


Laesio enormis j. Ausjludt. 

Laudemialpflicht in Bezug auf Grundftüde, bie fih im 
Beſitze des Staatsfiscus befinden, 2. 

ensnachitellungen, als Eheſcheldungsgrund, 77. 

Legat, nothwendiger Inhalt einer vom Teftator vor Zeus 
gen abgegebenen Grflärung, durch welche ein von dem Berfer: 
tiger oder Schreiber des Teitamentes im diefem für füch felbft ver: 
fhriebenes Legat Giltigkeit erlangen fell, 128. — Grwerbung 
des Legates, 507. — B Teſtament. 

Legatare fünnen bei der Teſtamentserrlchtung als giltige 
Zeugen adbibirt werden, 302. 

Legitimität eines Kindes, welches zwar während ber 
Ghe, aber ned vor dem 182jten Tage nach deren Schliefung ges 
boren worben ift, 412. 

Lehngeldberechtiaung, wodurch fie lediglich begründet 
wird, 4. — Mblöfung derfelben von den zu Gijenbahnen vers 
wenbeten lehngelppflichtigen Grundſtücken, 1. 

Leiziger Banf ſ. Banknoten. 

Lex Aquilia, 340. 

Liberi, ausgedehnter Begriff nad Röm. Rte., 499. 

Litisconforten, eivesunmündige, ob es in ber @idesfermel 
einer befondern Bezugnahme auf fie bedarf, wenn ver von den 
eidesmündigen geleiftete Kid als für die Grfteren mit geichworen 
foll gelten fonnen, 125. 

Litisdenunciation, Zweck, 250. 


M. 


Maiaufftand in Dresden 1849, ob er als Kriegszuftand 
anzujehen, 337. — inwieweit der Staatsfiscus zum Erlap der 
Schäden verpflichtet ift, welche Das Militär während des und nach 
dem M. Privatperfonen zugefügt hat, ib. fi. 

Mehr oder weniger, eine analoge Ausdehnung der 
Befimmung der Erl. Proc.:Ordn. ad tit. 5, $. 8 hinfichttich 
dieſes Zufages auf Zeitangaben, mittelft des Zuſatzes „früher 
ober ſpaͤter“ ift unguläffig, 406. 

Melioratio ij. Ausfludt. 

Bfangbleh f. Klempner, Kupferfhmiede. 

Miethbewohner, ihnen muß der neue Erwerber eines 
Grundfſtücks zu Grmittelung eines anderweiten Unterfommens fo 
viel Jeit vergönnen, als die übliche Kündigungsfrift beträgt, 359. 

Mieth tigfeiten gehören im Allgemeinen nicht zu 
benjenigen Differenzen, deren Gegenftand ſchlechthin feine 
dar = zuläßt, 461. 

Aregentbämer, bei einem in condominio befintlichen 
Orundftüce find alle die Benugung betreffenden Maafregeln an 
bie ———— ſaͤmmtlicher Miteigenthümer gebunden, 461. 

Mobilien, abgepfänvete, f, Intervention. 

Morbus sonticun, 144. 

Da wefier, 1. 

en, Zahlung mit folden, die feinen gefeßlichen 
Gours haben, {49. a on oeſebiiq 
N. 


Nachläffigkeit j. Casus. 
Nachlaß, Obliegenheit des Richters in Bezug auf deffen 


vum 


— ——— und auf bie Sicherſtellung der Nachlaßgläu⸗ 
iger, } 

Nachlapglänbiger ſ. Nachlaß. 

Nachlaßvertreter, einen foldyen Darf der Richter zu 
einem durd) die Losſagung eines Erben vacant geworbenen Bud, 
lafantheil dann nicht beitellen, wenn ein Miterbe vorhanden ift, 
ber die Grbjchaft angetreten bat, 361. — wenn überhaupt die 
Beftellung eines N. —E iſt, 363. 

Nebenlinien regiereuder Hänferi.Gerihteftand. 

Megatorienproceh, wie in dieſem auf die Grflärung 
bes Beflagten, daß er bie von ihm eingeräumte Turbativhand: 
lung nicht fraft eignen, fondern von einem Dritten auf ihn über: 
tragenen Rechts vorgenommen babe, zu erfennen ift, 249. 

Negotiorum gestio, Erforderniß dazu, 292. 

Michtichnld, wilientlich gezahlte, warum fie wicht zu: 
rüdgefordert werden kann, 212, 

Nießbrauch f. Hilfsvollfiredung. 

Miepbrauchsrecht des Ehemannes, 82. 

Nova, in dritter Inſtanz, 378, 381. 

Novation, die Austellung oder Begebung eines Wech— 
fels oder einer Anwelfung über eine aus einem früheren Rechts: 
verhältniß berrührende Schuld enthält präfımtiv eine Nova: 
tion, 5U9. 

Noxae datio, 324. 


D. 
DOrdentlicher Richter ſ. Erziehung u. Ernährung. 
Dbervormundfchaftliche Behörde, Ermeſſen ders 


felben in Anfehung ber Erziehung der Kinder aus gefchiedenen 
Ghen, 53. 


Pachtcantion, gegen die von ihm geflellte kann der 
Pachter diejenigen Anfprüche compenfiren, welche gegen ihn aus 
dem Pachtverhaͤltniſſe erbeben werben, 103. 

VBachtgeld, Remif, 201, 343. — ſ. a. Abpachter. 

Pactum de mutuo dandoe und Erforderniſſe einer 
darauf zu gründenben Klage des Darleihers, 231. 

Pactum de vendendo, 300, 377. 

Paragia, 169 f., 186. 

Paternität, in der Genehmigung des Ghemannes zur 
Taufe des von feiner Ehefrau ihrer Behauptung nah im Che: 
bruche erzeugten Kindes auf feinen Namen liegt Fein thatſäch— 
liches Anerfenntniß der Paternität, und wird dadurch der Ali: 
mentationsanfpruch des Kindes gegen den als eigentlichen Er— 
zeuger bezeichneten Dritten nicht auegeſchloſſen, 313. — eb in 
diefem Kalle der Mutter des Kindes ein Klagerecht gegen ben 
Scdmängerer aufteht, 317. 

Watrimonialgerichtöherr, fann ſich giltigerweife der 
Zuftändigfeit feines Patrimonialgerichts unterwerfen, 244. 

PBanlianifche Klage, ſ. actio Pauliana. 

Penfionen können mit Beichlag belegt werben, 95. 

Penfionsverein Sächfifcher n. Altenburgifcher 
Advocaten, UEntſcheldung a verlangter Beibringun 
—— Geburtszeugniſſe für Mann und Frau, 297. — um 
D syahlung von Gonventionalftrafe, 299. — Austrittserflä: 
rung, 300. 

Perhorreſcenz vesjenigen Patrimonialrichtere, dem ſich 
ber Patrimenialgerichtsherr unterworfen hat, Seiten bes Geg— 
ners, Wirkung, 246, 

Perbhorrefcenzgefuche, Griorbernifie zu ihrer Begrün: 
dung, 245. 

and f. Verjährung. 
andrecht i. Gläubiger. 

Pferde, die die Nephibition begründenden Fehler ber: 
felben, 436. B 

ferdehandel f. Revhibitorifhe Klage. 
ichttbeil, Berehnung vefielben im Falle einer inof- 
fielöfen Schenkung, 33 ff. Al f., 49 ff. 

Portofreie Einfendung der von PBrivatperfonen bei 
den Behörden zu überreichenden Echrlften, 272, 

Principalinterventiom nach bereits redtefräftig er⸗ 
folgter und auf ver Erecution berubenvder Entjheidung, wenn fie 
nur zu beachten ift, 91. 

ivatfürftenrecht, 187. 
rivilegien ſ. Grftinctivverjährung. 

Proceflegitimation, 409. 


Proceßordnuung, erläuterte, Muslegung von $. 2 ad 
tit. 35 derfelben, 475. 
Broprewechfel, ob er nad der allg. D. W.O. gs . 


wenn Zinfen darin verjprochen worben, 378. achf. 
Recht, 379. j 

a Frorogatio fori, wenn fie nur auségeſchloſſen 
if, 245 


Prorogation von Terminen, ob über die Erheblichteit 
der Gründe, welche einem Antrage darauf untergelegt fin, 
durch Refolution entfchieden werben fann, 226. 

Proteſtation gegen Deräuferung und Verpfändung 
eines Grundftücds zur Sicherftellung einer nad) dem eignen Zus 

eftändniffe des Schuldners für gefährdet zu achtenden Forderung, 
51. — f. a. 3eugenabhbörung. 

Brotefte ſ. Öewerfenverfammlung. 

Protofoll, Wirkung der Eorreeturen in einem gericht: 
lien, 308. 

Deafung der Bauhandwerker, hat ohne Rüdficht 
darauf, ob fie fich in einer großen oder Heinen Stadt oder auf 
dem Lande nieberlaffen wollen, vielmehr lediglid vom Stanb- 
puncte ber allgemeinen technifchen Ausbildung zu erfolgen, 101. 


D. 


QuartaBD.Pii, 168. 
uerela non numeratae pecuniae, 161. 
nittung, unbebingte Geltung derfelben nad; 30 Ta: 


gen, 163. 
NR. 


NRäummng des zum Waflerabfluß beftimmten, auf dem 
fervitutpflichtigen Grunditüde befindliden Grabens, wem fie 
ebliegt, 305. 

eceptum, ob die actio de recepto gegen ben Gaſt⸗ 
wirth auch dann begründet if, wenn ber Gaſt, ohne die Ein: 
gangsthür zu dem ihm angewiefenen Zimmer zuverfchließen, aber 
die werthuolleren erde In den vorhandenen verfchließbaren 
Bebältniffen zu verwahren, ſich ber nächtlichen Ruhe überlaffen 
bat, und während der Nacht an den inferirten Gegenfländen ein 
Diebftahl verübt wird, 257. 

NHechnung, aus der Annahme berfelben fann eine Ges 
nehmigung der darin enthaltenen Anſätze nicht gefolgert werben, 
348. — was aus ber Annahme ber von einem Handwerker feinen 
Kunden von Zeit zu Zeit zugefendeten, verbunden mit der Anz 
nahme und dem Verbrauche der beftellten Gegenflände unb mit 
en neuen Beitellungen ähnlicher Arbeit anzunehmen 

‚417. 

MHechtöftreit, früherer, diefen fann derjenige, weldjer 
einen im Befige des Berlagten befindlichen Gegenftand als fein 
Eigenthum in Anſpruch nimmt, an den ſich ein Kläger wegen 
einer rechtsfräftig erfirittenen Borberung halten will, nidt als 
res inter alios acta anſehen, fondern hat bas Grgebnif befielben 
auch in dieſem Proceſſe bis zum Beweife des Gegentheils gegen 
ſich gelten zu laſſen, 441. 
a4 Beooaventio reconventionis non datur, 
Meconvention f. Wieverflage. 

Mecurfe f. Gewerfenverfammlung. 
Ryobibitoriſche Klagen in Bezug auf den Pferbehan: 


BRemedium ex Besen, 44. 

Nenten des Gemeinſchuldners find zur Concursmaſſe zu 
ziehen, 95. 

Bes communes, 19. 

Bes extra commercium bei den Römern, 194. 

Bes publicae, 194. 

Neftitution gegen das vom Sachwalter verhaugene Ber: 
fäumnig, 41. 

——2 wegen verabſaͤumter Termine, 
Grundſaͤtze, welche bei Beurtheilung derſelben in Betracht lom⸗ 
men, 228. 
Netorfionsrecht, 465. 

Nichter, Haftung deſſelben wegen erfolgter Haftnahme 
einer Berfon zum Behufe eriminalrehtlicher Grörterung, 449.— 
f.a.Nahlaf, Nahlafvertreter. 

Nichterliches Ermeſſen, Beitimmungsgründe für bas 
bei Ergänzung der Ginwilligung eines Auszugsberedhtigten in 
eine Dismembration entſcheidende pflihtmäßige, 231. 


I, 


VIII 


S. 


Sachen, auf Beſtellung gelieferte, zu deren Annahme iſt 
der Beſteller nteht verbunden, wenn fte für den beftimmten Zwert 
unbraudbar find, 61. 

Sadıfenbuße, Anſprüche daranf und auf gewiſſe bamit 
jufammenhängende & äben & en eine Privatperfon, 449. 

Sächfifche Frift f. Shwörungstermin. 

Säpitien, als Eheſcheidungsgrund, 77. 

Schadenerfag, 97. — inwieweit der Spediteur und in: 
wieweit ber Frachtfuhrmann dem Abſender dafür verhaftet ift, 
wenn bie abgefendeten Waaren unterwegs auf dem Frachtwagen 
durch Feuer vernichtet werden, 9. — j.a. Maiaufftand. 

Schänfwirtbe, ihr Schankbefugniß erſtreckt ſich auch 
auf ben Verlauf des Biers und Branntweins über die Gaffe, 100. 

Schaf, Verheimlihung und Berenthaltung eines aufges 
fundenen, bem Grunbeigenthümer ge enüber, if ein eriminal: 
rechtlich ſtrafbares Verbrechen, 289. — Klage, welche dem 
Gigenthümer des Fundorts gegen ben Finder zuftcht, ib. 

Eeibung von Tifeh und Bett, zeitweilige, Statt: 
haftigfeit einer ſelbſtſtaͤndig darauf —— Klage, und welche 
ürfaden au a Begründung erfordert werben, 286. 

chenfung, wenn fie nur als inofficiös zu betrachten iſt, 
2,41. — f. a. Mrtiäpttheit, 

Schleußen, 194. 

Schuldbefeuntniß, ſchriftliches, im Sinne des $. 5 
sub f. des Geſetzes v. 23. Juli 1846, die Einführung einer furs 
zen Verjährung betr., 94. 

uldfchein, Begriff, 93. 
wörungstermin, ber Gegner bes juraturus hat 
feinen Anfpruch auf Ginräumung einer Saͤchſ. Frift dagu, 438. 
A ‚Senntusconsultum Pegasianum, Gegen: 
and, £ 
— Senatusconsultum Trebellianum, Zwech, 


—— ed if Ingfügigen R 
e uum auch in geringfügigen tsja: u 
beobachten, 416. — — — 

Sequeftration bei — 167. 

Servituten, wen bei ihnen die Unterhaltung und Her: 
ftellung des Mittels zu * Ausübung obllegt, 307. 

Soldaten, verabihiedete, Befuͤgniß derfelben zum ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Betrich eines Gewerbes ohne Rüdficht auf deſſen zünfs 
tige Grlernung auch in — Bauhandwerke, 385 

Soleunitätseid ſ. Dilationen. 

Spediren — Speditenr — Speditionsvertrag, 
Bedeutung, 12. — f. a. Schabenerſatz, Berlabungss 
vertrag. 

Staatsfisens P Mr iaufftand. 

Stearinlichte, Detailhandel damit, 382. 

Stempelbetrag zu einem Berichte, worin neben einer 
Appellation auch einer Abhaͤſion gedacht wird, 327. 

Subhaftation j. Beribellungeylan. 

Subhaftatiousauflage, zu deren Erlaſſung ift die 
Proceßbehoͤrde, nicht die Grund: u. Hypothekenbehoͤrde bes ver: 
holfenen Grundſtücks competent, 440. 

Suftentationsguantum für die Chefrau, Feſtſtellung 
beffelben, wenn ein Gläubiger des Ghemannes bie Nugungen 
ihres Jllatenvermögens in Anſpruch nimmt, 205. j 


T. 


Tixva, Begriff nach Röm. Rechte., 503. 

Termine |. Brorogation, Reſtitutlonsgeſuche. 

Teſtament, dunkle oder zwelbeutig gefaßte Stellen darin, 
181. — ein gerichtlihes, mündlich erridhtetes wird dadurch nicht 
ungiltig, wi in bemfelben ben zugezogenen Gerichtabeifigern 
Legate ausgejegt worden find, 300. 

Zrebellianiiches Viertheil ſ. Biduciarerbe, 

Trebellianum. 

Treunſtücke, was in Bezug auf die Laudemlalpflicht ders 
felben gilt, 4. 
g —— eigenmaͤchtige der Eheleute, iſt wirkungs⸗ 
os, 287. 

Tuch — Tuchbereiter⸗, Tuchſcheererinnung ſ. 
Decatiren, Krumpfen. 

Zurbativhandlung ſ. Negatorienproceß. 


— 


U. 


uh erkunſt, iſt in Sachſen als zünftiges Gewerbe 
anzufehen und unterliegt daher nicht der Beſtimmung in $.2 
des Geſetzes, den Gewerböbetrieb auf dem Lande betreffend, 
493 


Unbeilbare Krankheit des Geiftes und des Körpers 
als Ehejcheidungsgrund, 77. 

Universitates i. Öemeinben. 

Unfchlüffige Klagen, Wirkung der Zugeftändniffe des 
Beklagten im Verfahren, 69. 

nterfchlagung, 264. 
Unterftüsung, öffentlihe, Erſatz, 141. 
Urfundenproceh i. Wiederflage. 


Väterliche Gewalt, Beweis der Griftenz derſelben, 
378, 381. — ob zu Mtteftirung derfelben die Apminiftrativ: 
oder bie Juftigbehörde competent iſt, 379 ff. 

Veränpernng von Forderungen auf dem Wege ber öffent: 
a 16 Cheſch 

erbrechen, als Eheſcheldungsgrund, 77. 
Vergleich ſ. Grecutionsvertahren. 
— ob fie durch andere —— Acte, als 
die Klaganſtellung, unterbrochen werden fann, 269. — ſ. a. 
Anerfenntniß, Ginreden, Erftinctivverjährung. 

Verjährung der hypothekariſchen Klage, 215, 265. — 
muß ein fpäterer Befiger des Pfandes, wenn er die Beſitzzeit des 
urfprünglihen Schuldners in die er einrechnen 
will, die a Friſt für fi) haben, 218, 265. — beginnt 
die 0jähr. Berjährungsfrift des R. Rts. gegen jeden neuen Be: 
figer des Pfandes von Meuem zu laufen, ib. 267. — Unter: 
brechung der Berj. durch Anerfenntnifi ver Korberung oder Hypo: 
thef, 219, 267. — ob die Berj. auch einrebeweife oder nur 
durch Klaganftellung unterbrochen werden fann, 221, 268. — 
Berj. der act. hypoth. gen den Schulbner und deſſen Grben 
und —— es derjelben, 266. 
brung, Ffurge, Unterbrehung, 92. — auf bie 
dreijährige Berjährungsfrift leidet der Grundſatz: agere non 
valenti non currit praescriptio feine Anwendung, 32. — f. a. 
Alimente. 

BVerjährungsfrift ſ. Verjährung, Wiederein: 
jegung in den vorigen Stanb. 

Berfäufer f. Kaufpreis. 

Keriadunnövertzag, ob ein ſolcher oder ein Spedi⸗ 
tionsvertrag vorliegt, wenn fich ein Spediteur, der zugleich 
DVerladungsgefchäfte betreibt, Frachtlohn bedungen und ver: 
ſprochen bat, binnen gewiſſer Zeit zu transporlirende Güter 
unbeſchaͤdigt an die Adreſſaten abzuliefern, 9, 11. 

— — Weſen und ——— des hin⸗ 
ſichtlich der Subhaſtatlonsmaſſe vorgeſchriebenen, 4 


eruntrenung, 264. 
Verwaltungstächen . Anzeigen, Grtrajubdicias 
lien, Gerihtsfoften, Koftenerftattung. 
V eldern für em⸗ 


erzugs zinſen von rüdftändigen — 
ewe 


pfangene Raufmannswaaren, 235. — inwiewelt fie zur Grfül: 


IX 


lung der appellabeln Summe mit eingerechnet werben fönnen, 
260. 


Bindication ſ. Intervention. 
Vorladung an eine Ehefrau, 81. 


W. 


ſ. Kohlenfeldbeſitzer. 
Wailerläufe, Rechte und Pflichten bes Berechtigten und 
en bei den darauf begüglihen Servitutenverhältnif: 
en, . 
Waflerleitungen, 19%. 
Wechfel — wahrer [und förmlicher, 159. — ob er nad 
dem Rechte des Orts, wo er ausgeftellt worden cber wo er gel: 
tenb gemacht wird, zu beurtheilen ift, 378, 381. — Wirfungen 
der verfäumten Diligenz, wenn die Ginlöfung beffelben durch 
Zufall, höhere Gewalt oder durch die Schuld des Bezogenen 
vereitelt worden it, 509. — f. a. Novation, Propre— 


w u 
* echfelfäbigkeit, zu Art. 1 der allg. D. W.:D., 378, 
1 


Wechfelprocek ſ. Devofition, Erkenntnis. 

Wegefervitut, gegenieitige, durch Vertrag benachbar: 
ter Gutsbefiger beitellte, Verpflichtung der nachfolgenden @igen: 
thümer der refp. Grundftüde, 6. 

MWeichlöthen j. Kupferfhmiede. 

Diebereinfegung in den vorigen Stand, die An: 
fiht, daß fie ge en ben Ablauf der — nicht Statt 
finde, bezieht ich blos auf die gewöhnliche Verjährung von 
313.6 =. 3T., 335. — In causis certae aestimationis ge: 
gen das vom Sachwalter verhangene Friftverfäumniß, 457. 

MWiederflage, der in der Convention verurtbeilte Be: 
flagte fann für dieſe den Urfundenproceh wählen, 209. — ob 
der im Brecutivprocefle verurtheilte Beklagte, wenn er bei Be: 
ablung des liquidi feinen Vorbehalt oder Feine Proteitation bei: 
ügt, der Reconvention verluftig wird, 211. — ob der Bellagte 
in der Grecutivfache dadurch, daß er darin gar nicht ercipirt, das 
Recht verliert, feine etwaigen Erceptionen mittelft ber Wieder⸗ 
lage geltend zu machen, 210, 211. 


ee Ort der Gewährung, 69. 

eitbeftimmung, von der es ungewiß, ob fie eintreten 

—35 fie ohne Ausnahme der Suspenſivbedingung gleich— 
cht, 479. 

Sengenabbörung, ob der bloße Antrag darauf bei be: 
abfihtigter Proteftation gegen Veräußerung und MWeiterver: 
pfändung eines Grundflüds die Stelle der Befcheinigung dann 
vertreten fann, wenn ber Impetrant eine Gefährbung feiner 
Forderung und, daß injonderheit die Bermögensverhältniffe des 
Impetraten fi verichlimmert, nicht —— hat, feine 
Forderung auch zur Zeit ganı unbeicheinigt it, 15. 

ubebörungen ſ. Dismembration. 

ugettändnifle des Beflagten in der Einlaſſung auf die 
frühere uñſchlüſſige Klage, davon fann Bellagter in dem ander: 
weiten Proceſſe wiederum abgeben, 393. 
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1. 


Auch von den zur ijenbahn verwendeten lehn⸗ 
geldpflichtigen Grundſtücken iſt das Lehngeld 
abzuloſen. 


Mitgetheilt von 
Herrn M. in F. 


Bei der Lehngeldablöfung zu W. kamen unter 
anderen mehrere lehngeldpflichtige Grundftüde in 
Frage, welche zur Leipzig- Magbeburger Eiſenbahn 
verwendet worden waren. Die Befiger des berechtige 
ten Rittergutes W. und St. verlangten Die Ablöfung 
derfehngeldberechtigung auch von diefen Grundſtücken, 
während die Reipzigs Dresdener Eifenbahncompagnie, 
als Eigenthümerin diefer Bahn, infoweit diefelde im 
Köntgreihe Sachen gelegen (vergl. Berorbnung, 
die Verlängerung der Leipzig- Dresdener Eifenbahn 
nach ber Grenze betr., vom 8. September 1838. 
©.- u. V.⸗Bl. v. 3.1838. S. 413), ihre diesfallfige 
Verbindlichkeit beftritt. 

Die in diefer Differenz geiprochenen Erfenntnifje 
folgen nachſtehend: 


I. Beſcheid der Specialcommijfion, publicirt 
am 25. April 1853. 

„In Sachen Herrn Herrmann Echardt von S.’8 
und fol. — genannter Gonforten, als Eigenthümer 
bes Mannlehngutes W. und St., Impetranten an 
einem, ber 2eipzigs Dresdener Eifenbahncompagnie, 
Impetratin am anderen Theile, giebt die für bie 
Auseinanderfegungen zu W. verordnete Special» 
commiſſion diefen Befcheid: 

Daß Impetratin die Verbindlichkeit, von den 
fol. — fortlaufende Nummer 51. und fol. — fortl. 


Meue Folge Zweiter Jahrgang. 


Nummer 87. aufgeführten, zur Leipzig-Magdeburger 
Eijenbahn verwendeten Orundftüden, infoweit legtere 
nicht vom Rittergute W. und St. felbft abgetrennt 
worden, ben Impetranten Lehngeld, fowohl beim 
Wechſel in der Perſon des Berechtigten, als auch 
bei Veräußerung und Vererbung ber pflichtigen 
Grundftüde, einfchließlich der Vererbung an Defcen- 
denten bes legten Befigers, nach Höhe von 24 Pro- 
cent zu entrichten, anzuerfennen und dieſe Berbind- 
lichkeit nach den im Gejeg vom 11. November 1850. 
aufgeftellten Grundfägen zur Ablöfung zu bringen 
verbunden. 

Die durch diefe Differenz verurfachten Unfoften 
werden gegen einander aufgehoben.‘ 

Entfheidungsgründe: 

„Nach fol. — find die Parteien darüber ein- 
verftanden, daß auf ben fraglichen, zur Leipzig» 
Magdeburger Eijenbahn verwendeten Grundftüden 
urjprünglich diefelbe Lehngeldvecbindlichkeit gehaftet 
babe, wie auf den Hauptgütern, von denen biefelben 
abgetrennt worden, und sec. fol. — in Verbindung 
mit fol. —, daß von den Hauptgütern das Lehngeld 
in Ober» und Unterfälen bei Veräußerung und 
Vererbung ohne Befreiung der Defcendenten nad) 
24 Procent zu entrichten fei. 

Dagegen behauptet Impetratin fol. —, daß die 
Lehngeldverbindlichkeit der fraglichen Trennftüde das 
durch erloſchen jei, daß diefelben zur Leipzig Magde- 
burger Ciſenbahn verwendet worden. 

3a Unterftügung diefer Anficht bezieht ſich dies 
jelbe hauptſächlich auf 8. 7. jeta $. 1. des Erpro- 
priationdgejeges vom 3. Juli 1835., wonad das 
Eigenthum an Parcellen, welche zur Abtretung an 
die Leipgig- Dresdener, beziehendlich an Die Leipzig- 
Magdeburger Eifenbahn gelangen, ohne Lehns— 


reichung bergeftalt an die Unternehmer übergehen 
follen, daß fie im Fall ber Wieberaufhebung der 
Eifenbahn erftere an Andere weiter veräußern fönnen, 
der Käufer aber, ohne daß es vorher einer 
Lehnsnahme von Seiten der Unternehmer 
durch Lehnsträger bedarf, fofort.die Lehn daran 
empfangen fann, und folgert Daraus, baß mit dem 
Wegfall der Verbindlichkeit zur Lehnsnahme auch 
die Verbindlichkeit zu Entrihtung von Lehngeld er 
lofchen fei. 
Indeffen hat man diefer Anficht nicht beizupflich- 
ten vermocht. 
Die Regel, daß das Lehngelb für ben Act ber 
* Beleihung bezahlt werde, galt fhon vor dem Er- 
fcheinen des Geſetzes, die Grund- und Hypotheken— 
bücher und dad Hppothefenweien betreffend, vom 
6. November 1843 nur infofern, ald die Beleihung 
die Bedingung bes Erwerbes des Eivileigenthums 
war, und baher bie Form enthielt, durch welche bie 
Eigenthumsübertragung anerfannt wurde, litt jedoch 
bann feine Anwendung, wenn nad ben befonderen 
Verhaͤltniſſen bes einzelnen Falles eine Hebertragung 
bes Givileigenthums auch ohne gerichtliche Beleihung 
ftattfand, 
Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung. N. 8. 
Bd. IV. ©. 182 fig. 
wie Died 3. B. bei Veräußerungen an den Staats- 
fiscus der Fall zu fein pflegte. 
vergl. Motiven zum Geſetz v. 6. November 1843. 
$. 151. des Entwurfs. (Landtagsacten vom 
Jahre 1843. Abth. 1. Bd. 2. ©. 121.) 
Hieraus folgt, daß durch Das angezogene Gefeh vom 
3. Juli 1835 an ber Verbindlichkeit, Lehngeld zu 
entrichten, nichts geändert worden, und ed würde 
daher Impetratin auch verbunden gewefen fein, beim 
Erwerbe der fraglichen Grundftüde Lehngeld an die 
Impetranten zu entwichten. Dies erfcheint um fo 
unzweifelhafter, wenn man berüdfichtigt, daß das 
gedachte Gejeg, wie alle Vrivilegien, der ftrengften 
Auslegung unterliegt und daher der barin enthaltene 
Eingriff in Privatrechte dritter Berfonen nicht weiter 
ausgedehnt werden darf, als norhwendig ift, um den 
Zweck des Geſetzes zu erreichen, daß ferner $. 8, 
diefed Geſetzes a. E. ausdrüdlich beftimmt, daß die 
Unternehmer zu ungewiffen und auferordentlichen 
Oblaſten — zu denen das Lehngeld jeden Falls ges 
hört — nach Verhältniß des Theils, den vie abge— 
trennte Parcelle vom Ganzen ausmacht, wie andere 
Eigenthümer befonders und unmittelbar beizutragen 
verbunden fein jollen. 
Wollte man aber auch annehmen, daß das Lehn— 
geld lediglich für den Act der Beleihung zu ent— 
richten fei und daß daher Impettatin nicht verbunden 


gewefen, beim Erwerbe ber fraglichen Grundftüde 
Lehngeld zu entrichten — eine Frage, deren rechtliche 
Entſcheidung ohnehin nicht sur Competenz der Ab: 
löfungsbehörden gehört —, fo würde hieraus immer 
nur folgen, baß die Verbindlichkeit, Lehngeld bei 
Befigveränderungen in manu serviente zu entrichten, 
fo lange ruhe, bis die fraglichen Grumdftüde an 
einen dritten. Befiger übergehen, ba dieſer nach dem 
angezogenen $. 7. wieder verbunden fein fol, die— 
felben in Zehn zu nehmen (die Zehn daran empfan« 
gen kann) — eine Anficht, welche auch die Verorb- 
nung ber Gommiflion für Errichtung ber Grund— 
und Hypothefenbücher fol. — flg. der Beilagsacten 
Th. 1. B. no. 18. anerfennt und Provocatin felbit 
sec. fol. — in Berbindung mit dem Zeugniffe der 
Hypothekenbehörde fol. — a, E. und — fig. nicht 
beftreitet. 

Nun wird aber in dem Gefege vom 21. Juli 
1846, $. 9. bejtimmt, daß die in diefem Geſetze ent— 
haltenen Beftimmungen über Ablöfung der Lehn— 
waare, welche mit den im Geſetze vom 11. November 
1850 enthaltenen Modificationen noch jept in Kraf 
beftehen, auch auf die im Befige des Staats— 
fiscus oder anderer moralijcher Perſonen ſich 
befindenden Grundftüde, infoweit diefelben der Lau— 
demialpflicht unterliegen, angewendet werden follen. 

Diefe Beftimmung enthielt der Entwurf des Ge— 
ſetzes nicht; dagegen hatte Die Staatsregierung nach— 
träglich einen Zufag zu dieſem Entwurfe eingebracht, 
nach welchem auch auf Die im Eigenthume ded Staatd- 
fiscus befindlichen in ınanu serviente lehngeldpflich- 
tigen Grundjtüde eine Ablöfungsrente gelegt, deren 
Lauf aber erft mit dem Zeitpunfte feinen Anfang 
nehmen follte, wo der Staatsfiscus das Grundſtück 
wieder veräufere und Dadurch wieder die Möglichkeit 
von Befigveränderungsfällen herbeigeführt werde. 

Diefem Zufage trat jedoch die zweite Kammer 
entgegen und bemerkte dabei unter Anderem Yols 
gendes: 

„Der Grund, daß die Laudemialpflicht bei allen 
Grundftüden, welche im Befige bed Staatsfiscus 
ſich befinden, gleichfam ruhe, infoweit es ſich dabei 
um das bei Veränderungen in manı servienle zu 
entrichtende Lehngeld handelt, läßt ſich ſtreng ge— 
nommen auf alle lehngelderpflichtigen ®rundftüde 
anwenden, da das Recht ſowohl, ald die Berbind- 
lichkeit der Lchngelderabentrichtung nicht eher eintritt, 
ald wenn ein Beränderungsfall fih ereignet. — 
Wollte man von dem Grunde, welder aus bem 
Ruben der Laudemialpfliht entnommen, ausgehen, 
fo würde das Gefep ſich überhaupt dahin haben 
ausiprechen müflen, daß ber Lauf jeder Rente nur 
erſt von dem Eintritt des wirklichen Laudemialfalles 


beginnen follen. Dies hat dafjelbe aber nicht gethan, 
fondern läßt die Rente laufen von dem zu Stande 
gebrachten Ablöfungsgeichäfte.“ 

Bericht der erfien Deputat. der zweiten Kammer; 
Sandtagsacten v. 3. 1845/46, Beilage zu den 
Protof. der zweiten Kammer, Ite Sammlung, 
©. 293 fig. 

Aus diefen Gründen, ſowie mit Ruͤckſicht darauf, 
daß auch bei anderen moralifchen Perſonen ähnliche 
Berhältnifie flattfänden, ſchlug Die zweite Kammer 
als $. 14. b. den in das Gefeg ſelbſt als $. 9. auf- 
genommenen Zufag vor, womit ſich ſowohl die erfte 
Kammer, als aud) die Staatsregierung einverftanden 
erklärten. 

Landtagsacten v. 3. 1845/46, Beilage zu den 
Brotofollen ber zweiten Kammer, Ate Samm- 
lung, ©. 621., Abthl. I. Bd. I. ©. 871 fig. 
und 963. 

Demnach ijt e8 außer Zweifel, daß auch die Impe— 
tratin, als moraliſche PBerion, zu Ablöſung ber 
Lehngeldverbindlichfeit in manu serviente, welche 
auf den in ihrem Cigenthume befindlichen Grund— 
ftüden haftet, verbunden ift, mag ed noch fo uns 
wahrfcheinlich ericheinen, daß eine Beräußerung 
dieſer Grundftüde künftig ftattfinden werde. 

Noch weniger aber läßt fi die Behauptung der 
Impetratin in Bezug auf die Lehngeldverbinblichkeit 
bei Bejigveränderungen in manu dominante begrün- 
den, ba diefe durch das Geſetz vom 3. Juli 1835 in 
feiner Weiſe berührt werden, wie Denn auch die Staats⸗ 
tegierung bei den gedachten Verhandlungen über das 
Geſetz vom 21. Juli 1846 die Verpflichtung, von 
fiscaliichen lehngeldpflichtigen Orundftüden das Lehn⸗ 
geld bei Befigveränderungen in manu dominante zu 
entrichten, ausdrüdlich anerfannt hat. 

Angef. Bericht der erjten Deputation ber zweiten 

Kammer, ©. 295 fig. j 

Hierdurch werden zugleih die Bemerkungen ber 
Smpetratin fol. — flg. widerlegt. 

Wenn ferner Impetratin fol. — jet. fol. — flg. 
behauptet, daß aus Dem angezogenen Gejeg vom 
6. November 1843. $. 8. hervorgehe, es habe nad) 
der Anfiht bes Gejepgebers einer ausdrüdlichen 
Beitimmung bedurft, wenn nad Aufhebung der 
Beleihung jelbft die Lehngelderpflicht noch fortbeftehen 
folle, fo ift dies völlig unbegründet. Denn abgefehen 
davon, baß im gedachten 8.8. das Lehngeld als eine 
„Abgabe bei Befigveränderungen an Grund» 
ftüden‘ bezeichnet wird, jo war eine Beitimmung 
über das Lehngeld unter allen Umftänden in dem 
8.175. des Gefeged vom 6. November 1843 gedadh- 
ten Falle, wo Lehngeld auch ohne Befigereintrag zu 
erlegen ift, erforderlih. Hätte nun ber Gejeggeber 


nur den legten Ball erwähnen, ben in $. 8. aus— 
gejprochenen Grunbfag aber als ſich von felbft ver 
ſtehend mit Stilljhweigen übergehen wollen, jo würde 
dies leicht zu unrichtigen Interpretationen Beranlaf- 
fung gegeben haben, und es war daher fehr zwed- 
mäßig, dieſe durch die Beftimmung in $. 8, abzu— 
jchneiden, ohne daß deshalb diefe Beftimmung ihrem 
Weſen nach als eine neue, dem früheren Rechte 
fremde ſich darftellt, Mit viel mehr Grund würde 
ih die Behauptung rechtfertigen laſſen, daß ber 
Gefeggeber durch den gedachten $. 8. den oben» 
erwähnten, bereitd vor dem Geſetz vom 6. November 
1843 befolgten Grundjag, daß das Lehngeld bei 
Uebertragung des Civileigenthums auch in ben Bäls 
len zu entrichten jei, wo es einer Beleihung nicht 
bedarf, ausdrücklich anerkannt habe. 

Der Behauptung fol. — flg., daß die Impetratin 
gar nicht Eigenthümerin, fondern nur Nutznießerin 
der fraglichen Barcellen fei, ſieht die Hare Vorſchrift 
in dem Geſetz vom 3. Juli 1835. $. 7. entgegen, 
wonah das Eigenthum an den zur Abtretung 
gelangenden Parcellen auf die Unternehmer über: 
gegangen ift. 

Daß hiernaͤchſt — wie Provocatin fol. — fig. 
behauptet — die zu Erhebung von Lehngeld Berech- 
tigten nicht als entfernte Intereffenten im Sinne bes 
Geſetzes vom 17. März 1832. $. 167. anzufehen find, 
welche ihr Recht nach dem Gefeg vom 3. Juli 1835. 
$. 9. nur binnen einer peremtorifchen Frift geltend 
machen fonnten, bebarf feined weiteren Nachweifes, 
da der gedachte $. 167. in Verbindung mit $. 9. 
defielben Geſetzes nur von folchen Interefienten fpricht, 
welche bei der Ablöfung nicht unmittelbar betheiligt 
find, jondern in Folge der ihnen in Bezug auf das 
berechtigte Grundſtuͤck zuftehenden Realrechte einen 
Anfpruch auf die für letzteres ausfallenden Ab— 
löfungsbeträge haben, ein Fall, der bier gar nicht 
vorliegt. 

Das fol. — fig. jet. fol. — flg. Gefagte wird 
durch die oben angezogene Beftimmung des Geſetzes 
vom 21. Juli 1846. $. 9. widerlegt. 

Dagegen verfteht es fich von ſelbſt, Daß die 
von dem Rittergute W. und St. felbit abgetrennten 
Grunditüde an fich der Lehngeldverbinbdlichkeit nicht 
unterliegen fönnen, und auf einen die Lehngeldver- 
bindlichfeit begründenden Vertrag, welcher nad) dem 
Gefep vom 21. Juli 1846. 8.17. bis zum Erfcheinen 
dieſes Geſetzes allerdings noch zuläfig geweſen fein 
würde, ijt von den Impetranten nirgends Bezug 
genommen worden. 

Da nun sec. fol. — auch Trennftüde der gedach⸗ 
ten Art in Frage zu fommen fcheinen, wie dies 
namentlid) daraus hervorgeht, daß a. a. D. ein 


Beitrag zu den beftimmten Laften des Rittergutes 
W. ausgeworfen, auch rüdfichtlich mehrerer der⸗ 
gleihen Parcellen die Lebngeldverbindlichfeit im 
Grund» und Hypothekenbuche nicht eingetragen wor⸗ 
den, fo hat man biefe Mobdification im Beſcheide 
auszuſprechen gehabt. 

Schließlich ift noch zu Berichtigung einer fol. — 
erfichtlihen Bemerkung der Impetratin zu erwähnen, 
dag nach dem Geſetze vom 3, Juli 1835. $. 8. in 
Verbindung mit der Ausführungsverordnung $. 16. 
die Steuereinbeiten des Stammgutes bei der Abtren- 
nung der fraglichen Parcellen unvermindert geblieben 
find, und daß daher der Betrag der Steuereinheiten, 
mit welchen dieſe Trennftüde urfprünglich belegt 
gewelen, zum Behuf der Ablöjfung des in Frage 
ftehenden Lchngeldes, infoweit dies nicht bereit ge— 
fchehen, noch zu ermitteln fein wird. Daß biefe 
Steuereinheiten bei der Rentenberechnung von denen 
der Stammgüter in Abzug zu bringen fein werden, 
fann feinem Zweifel unterliegen; indejien ift biefe 
legtere Frage, fowie überhaupt das Rechtsverhältniß 
zwiſchen ber Provocatin und den Stammgutöbefigern, 
ingleichen zwifchen dieſen legteren und den Provo— 
canten von gegenwärtiger Enticheidung auszuſchlie⸗ 
fen geweien, da die Stammgutäbefiger zur Zeit nicht 
als Partei aufgetreten und hierüber nicht gehört 
worden find. 

Die Eompenfation der Koften rechtfertigt ſich 
dadurch, daß der Jmpetratin eine muthwillige Etreits 
fucht nad) Lage der Sache nicht zur Laft gelegt wer- 
den kann.’ 

I. Erfenntniß ber Königl. Generalcom— 
miffion für Ablöfungen und Gemeinheite- 
theilungen vom 11. Juni 1853. 

„Die Königliche Generalcommiifion für Ablöfuns 
gen und ®emeinheitstheilungen hat in Ablöfungs- 
fachen ber Befiger des Rittergutes W. und GSt., 
Herrmann Eckhardts und Carl Adams von ©, 
Provocantend an einem, ber Leipzig Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft, Provocatin am anderen Theile, 
auf Die gegen den Bl. — ber zurüdfolgenden Acten 
Liu. W. no. 102. erfichtlichen Beicheid von beiden 
Theilen Bl. — und — eingewendeten Appellationen 
aus ben beigefügten Gründen diejen Bejcheid bes 
ftätigt, und werden die durch die gedachten Rechts— 
mittel erwachjenen Koften unter den Parteien aufs 
gehoben.’ 

Entfheidungsgründe: 
„A: Zur Appellation der Provocanten. 

Der von ben Provocanten Bl. — der commifja- 
riſchen Acten geltend gemachten Anficht, daß Trenn- 
ftüde von dem Grund und Boden des lehngeldberedh- 
tigten Ritterguted mit dem Acte ibrer Veräußerung 


ohne Weiteres unter die wegen ber im Orte bed 
legteren vorhandenen Rufticalgrundftüde beftehende 
Laudemialverbindlichfeit fallen, kann nicht beigepflich« 
tet werben. 

Gin Befugniß zur Erhebung von Lehngeld ift im 
Allgemeinen in den Rechten nirgends begründet, es 
muß bafjelbe vielmehr überall, wo es zur Geltung 
gebracht werben fol, fib auf einen beſonderen Er— 
werbstitel ftügen. Bon Trennftüden, weiche von 
dem lehngeldberechtigten Rittergute jelbft veräußert 
werden, gilt dies um jo gewiſſer, je weniger bei 
ihnen überhaupt bis zu ihrer Abtrennung von einer 
Laudemialpflicht die Rede jein fann, und je unzwei— 
felhafter die Bermurhung der natürlichen Freiheit 
von einer Darauf bezüglichen Verbindlichkeit für dieſe 
Trennftüde ftreitet. Im Befonderen gebt aber auch 
aus dem eriten und legten Abfchnitte der erften 
Separatconftitution von 1572 ausdrüdlich hervor, 
daß von ſolchen Trennftüden Lehngeld nur dann 
gefordert werden fann, wenn dad Recht dazu fpeciell 
erworben worden ift. Daß ihnen nun in biefer 
Beziehung rüdfichılicd Der hier in Frage fommenden 
Trennftüde ein ausreichender Nechtstitel zur Seite 
ftehe, haben Provocanten zwar unter Bezugnahme 
theild auf das am Orte beftehende Herfommen, theils 
auf bie BL. — fig. in Abſchrift befindlichen Beftim- 
mungen des W—r Erbbuchs von 1756 Bl. — fig. 
zu behaupten verfucht; allein ed wird dadurch ihr 
Anfpruch nicht begründet. Angenommen nämlich, 
daß die Örundftüde zu W. und Et. im Allgemeinen 
vermöge eines Herfommend zur Entrichtung eines 
Lehngeldes an das dafige Rittergut verbunden feien, 
jo würden von dieſem Herfommen doch immerhin 
die vom lehngelderfreien Rittergutd » Grund und 
Boden abgefommenen Trennftüde nicht betroffen 
werden, jobald es nicht aud) gegen Trennftüde dieſer 
Art, zumal wenn fie, wie es hier offenbar der Fall 
ift, erft nach der Zeit, zu welder das Laudemial- 
befugniß des Ritterguted gegen bie Rufticalgrund« 
ftüde erworben wurde, vom Nittergute veräußert 
worden find, fpeciell begründet worden wäre, und 
legtered haben Provocanten nicht behauptet. Die 
Beftimmungen des W—r Erbbuchs vom Jahre 1756 
fönnen aber nur auf die zur Zeit feiner Errichtung 
in W. und St. vorhanden geweienen laubemials 
pflichtigen Grunpftüde bezogen, zum minbdeften nicht 
auf die fraglihen Trennftüde ausgedehnt werden, 
da es ſich bei Errichtung jenes Erbbuches um eine 
Lehngelderverpflichtung der eigenen Grundftüde bes 
Rittergutes nicht gehandelt hat. 

B. Zur Appellation ber Provocatin. 

Provocatin hat ihren Widerfpruch gegen Ablöjung 
eines Lehngeldes von den ihr nach Bl. — zugehöri« 
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gen Grundftüden nach Bl. — flg. hauptſächlich und 
wiederholt auf bie Behauptung geftügt, daß Diele 
Grundftüde vermöge der Vorfchriften bed $. 7. des 
Grpropriationsgefeged vom 3. Juli 1835 einer 
Laudemialpflicht überhaupt nicht unterworfen feien. 
Dieje Behauptung ift jedoch irrig. Durch gedachten 
$. 7. ift weder den Worten, noch dem Einne nad 
beftimmt worden, Daß, wenn die an die Provocatin 
abjutretenden Parcellen von einem Ichngeldpflichtigen 
Örundftüd abgetrennt werben, die dieſen Trenn— 
flüden am fich gleichfalls beiwohnende Laudemial- 
pfliht ohne Weiteres erlöſchen ſolle. Durch $. 7. 
des erwähnten Gefeges iſt Provocatin lediglich ber 
Berbindlichkeit, die von ihr zu erwerbenden Parcellen 
in Lehn zu nehmen, überhoben, nicht aber das Lehns 
gelderbefugniß der Berechtigten aufgehoben worden. 
Wäre dies nicht ſchon aus dem Haren Wortlaute 
des Geſetzes zu entnehmen, fo würde ed aus den 
Motiven der Staatsregierung zu $. 17. mit übers 
jeugender Deutlichfeit hervorgehen. 
ſ. Landtagsacten vom 3. 1833/34. Abth. I. Bd. 4. 
©. 209. 
Nah Inhalt dieſer Motiven bat ed ſich bei den 
Beftimmungen des $. 7. lediglih darum gehandelt, 
der Provocatin in Rüdfiht auf die große Anzahl 
der von ihr zu erwerbenden PBarcellen und die be- 
trädhtlihen Weiterungen, mit denen die Lehnsnahme 
jeder einzelnen Parcelle verbunden gewejen jein 
würde, eine Erleichterung zu verfchaffen, und es ift 
darüber zu Gunſten der Provocatin im Wege der 
Gejeggebung von der damals herrfchenden Regel, 
daß das volle bürgerliche Gigenthum an Grunds 
ftüden nur durch die Lehnsreichung erworben werde, 
eine Ausnahme gemacht worden. Iſt ed aber. im 
Allgemeinen ſchon unftatthaft, folchen gefeglichen 
Beftimmungen, die eine Ausnahme von der Regel 
bilden, eine Wirkung einzuräumen, welche über die 
von dem Geſetze vorgezeichneten Grenzen hinaus 
geht, fo läßt es fi im vorliegenden Fall um fo 
weniger rechtfertigen, wollte man obiger Ausnahme 
eine weitere Anwendung auf die in Frage ftehende 
Lehngelderverbindlichkeit geben und die Behauptung 
der Provocatin, daß vermittelt der ihr hinfichtlich 
der Lehnsreihung zugeftandenen Bergünftigung auch 
die Laudemialpfliht der von ihr erworbenen Par- 
cellen aufgehoben worden fei, für begründet anfehen, 
je gewiſſer es ift, daß die nurerwähnte Verbinblich- 
keit von der Beflimmung in $. 7. des Geſetzes vom 
3. Juli 1835 und der ihr unterliegenden Abſicht gar 
nicht getroffen wird. 
Sind nun nad dem Anerfenntniffe der Provos 
eatin BI. — Act. die Stammgrundftüde der hier in 
Frage fommenden Barcellen ber von den Brovocanten 
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behaupteten Laudemialpflicht unterworfen, fo folgt 
daraus, Daß die legtere, wie übrigens feiten der Pro— 
vocatin nah Bl. — an fich gar nicht beftritten zu 
werden fcheint, auch auf Die Trennftüde mit über- 
gegangen ift. 

Die in $. 8. des Geſetzes vom 3. Juli 1835 
enthaltenen Vorſchriften ftehen Diefer Annahme nicht 
entgegen. Denn nad) dem legten Abjchnitte diefes 
Paragraphen find die ungewiffen Oblaften von 
der Brovocatin befonders und unmittelbar zu über- 
tragen; daß aber die Lchngeldverbinblichfeit dahin 
zu rechnen jei, kann einem erheblichen Zweifel nicht 
unterliegen, zumal wenn man berüdjichtigt, daß den 
Gegenſatz von ihnen nad dem Eingange des $. 8. 
die jih im Betrage gleich bleibenden Grund» 
fteuern und Oblaften bilden. 

Es hat daher Provocatin auch die Eintragung 
ber Lehnwaare auf ihre Grundbuchsfolien gefchehen 
laffen und den anfänglich dagegen erhobenen Wiber« 
ſpruch nur darauf befchränft, daß fie während ihrer 
Befigzeit ein Lehngeld zu entrichten nicht verbun« 
den fei. 

ſ. Bl. — f. Act. diet. und Bl. — ff. der Beilags- 

acten, Th. 1. B. no. 18. 

Die Frage aber, ob Provocasin bei Erwerbung ber 
in Rede fiehenden Parcellen von der Entrichtung 
eines Lehngeldes an Provocanten entbunden gewefen 
fei, ift für bie Entſcheidung der wegen ber Ablöfung 
ber auf biefen Parcellen unzweifelhaft haftenden 
Laudemialpflicht obwaltenden Differenz ohne allen 
Einfluß. 

Ebenjowenig ift die von der Provocatin BI. — 
ber commifjarifchen Acten wiederholte Behauptung, 
daß fie ald volle Eivileigenthümerin jener Parcellen 
nicht betrachtet werden könne, zur Beachtung geeig- 
net, ba fie, außer dem in erfter Inftanz ihe Bl. — 
entgegengehaltenen Grunde, duch das Zeugniß BI. — 
widerlegt wird, ſowie denn endlich auch der von der 
Provocatin Bl. — Act. aus 8. 9. bes Geſetzes vom 
3. Juli 1835 bergeleitete Einwand bereits in erjter 
Inftanz Bl. — genügende Erledigung gefunden 
bat. 

Der commifjarische Beſcheid Bl. — ift daher 
durchgängig zu beftätigen, bie Appellation ber Pro- 
vocatin aber, foweit fie nadı Bl. — gegen bie Ab- 
löjung des Lehngeldes gerichtet ift, nad) $. 266. des 
Gejeges vom 17. März 1832 als Recurs zu behan- 
bein gewejen. 

Anlangend den Kojtenpunft, fo bedarf vorftehende 
Entfcheidung weder in Bezug auf die Beftätigung 
bes commiſſariſchen Beicheids, noch auch rüdjichtlich 
ber Koften zweiter Inftanz nach Lage ber Sadye einer 
befonderen Rechtfertigung.“ 


II, Erkenntnis bes Königl. Oberappellas 
tiondgerichtd, publicirt am 5. December 
1853. 

„In Ablöfungsiachen der Leipgige Dresdener Eilen- 
bahngeſellſchaft, Provocatin an einem, der Beſitzer 
bes Ritterguts W. mit St., Herrmann Eckhardts 
und Carl Adams von S., Provocanten am anderen 
Theile, erfennt auf die von der Provocatin Bl. — 
Vol. I. Act. Litt. W. no. 102. gegen die Bl. — 
berjelben Acten befindlihe Decifivverorbnung ber 
Königlihen Generalcommiffton für Ablöjungen und 
Gemeinheitsiheilungen eingewendete Berufung das 
Königlih Sächfiihe Oberappellationsgericht unter 
Zuziehung eines der Landwirthichaft kundigen Mit- 
gliedes der genannten Königlichen Oeneralcommiffton 
für Recht: 

dab nurgebachte Verordnung auf bie von ber 
Provocatin dagegen eingewendete Appellation, 
wie hiermit gejchieht, zu beftätigen.‘‘ 

Entiheidungsgrünbe: 

„PBrovocatin bat gegen die Entſcheidung ber 
vorigen Inftanz Bl. — Appellation und Recurs ein: 
gewendet. Letzteres Rechtsmittel, auf welches ſich 
die Eognition des Oberappellationsgerichtd nicht zu 
eritreden hat, bezieht fich auf den in zweiter Inftanz 
beftätigten Ausſpruch des Specialcommiljionsbeicheis 
bes BI. —, Daß Provocatin die fragliche Verbind— 
lichfeit nad den in dem Gejege vom 11. November 
1850 aufgeftelltien Grundſätzen zur Ablöfung zu 
bringen verbunden jei, und hierauf ift daher auch 
die im gegenwärtigen Erfenntniffe ausgeſprochene 
Betätigung nicht zu beziehen. Dagegen konnte dieſe 
im Uebrigen feinem erheblichen Bedenken unterlie- 
gen und genügt hierzu im Wejentlichen die Verweis 
fung auf Die erichöpfenden Gründe der vorigen 
Inftanzen, welche Provocatin zu widerlegen nicht 
vermocht hat. Inſonderheit erfcheint es ſchon nach 
den Worten ber $. 7. des Geſetzes vom 3. Juli 
1835, noch mehr aber nad) den in voriger Inſtanz 
BI. — geltend gemachten Motiven zweifellos, daß 
bie gejeplich ausgefprochene Verſchonung der Eifen- 
bahngejellichaft mit Beleihung der erpropriirten 
Grunpftüdsparcellen eine Befreiung dieſer lepteren 
von der bie zur Erpropriation darauf gehafteten 
Lehngelbverbindlichfeit auf der einen, und einen Ver— 
luft des gegenüberftehenden Rechts ber betreffenden 
Rittergüter auf der anderen Seite feineswegs zur 
Folge haben follen.‘ 
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2. 


Ein Bertrag benachbarter Grundſtücksbeſitzer über 

Beitellung einer gegenfeitigen Wegefervitut ver: 

pflihtet die nachfolgenden Gigenthümer der reip. 

Grundſtücke präfumtiv und in der Regel auch 

dann, wenn beim Vertragsabſchluß die dingliche 

Natur der bejtellten Servitut nicht ausdrücklich 
ftipulirt worben ift. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. ER. in 8. 


Beim Gericht N. erhob im Jahre 1849 D. gegen 
K. und ©., als Gigenthümer zweier PBarcellen, 
welche vorlängft von der jept ihm gehörigen Wirth- 
ſchaft abgetrennt worden waren, einzelne Negatos 
tienflagen, weil Beflagte zur Bewirthichaftung jener 
Avulſen fi eines Wegs bedienten, welcher auf der 
Grenzlinie feiner Flur und ber obgedachten beiden 
Avulſen früher dergeftalt angelegt worden war, daß 
je eine Hälfte der Megbahn zu beiden Seiten der 
auf derielben befindlichen Grenzfteine hinlief. 

Beflagte ercipirten eine ihnen diesfalls zuſte— 
hende, ſchon von ihren refp. Vorbefigern erwor— 
bene Wegeſervitut, Deren Beweis ihnen auferlegt 
wurde. 

Nach geführtem Beweis und Gegenbeweis ent— 
ſchied Das Königl. Spruchcollegium mittelſt des 
am 17. Juli 1851 eröffneten Erkenntniſſes: 

„2% Und weil, die Hauptfadhe anlangeno, 
beide Theile barinnen mit einander einverftanden 
find: 

1) baß ihre beiderjeitd hier in Rebe ftehenben 
Grundftüde Theile des früheren P.'ſchen Hus 
fengutes jind, 

2) daß ernannter P. die Hälfte diefes Hufen- 
gutes an 8. W. B., DB. aber an 3. Eh. S., 
diejer hinwieberum theilweife an den Beklagten 
verkauft bat, 

3) daß P. die andere Hälfte feined gebachten 
Hufengutes an 3. ©. Kr., und biefer an den 
Kläger veräußert hat, 

4) daß die Grenzlinie zwifchen der von P. an 
B., und der an Kr. verkauften Hälfte des 
Hufengutes von Seiten der Käufer verraint 
und ein auf dem P.’fhen Hufengute ſchon 
früher vorhandener Feldweg auf die Thei— 
lungslinie dergeftalt verlegt, daß die eine 
Hälfte diefed Weges auf den Kr.’ichen (jept 
Höägerijhen), die andere auf den B.'ſchen 
Anıheil (wovon wiederum bas jept dem Be— 


Hagten gehörige Grundſtück ein Theil it), 

verlegt worden, 
wogegen Die Frage zwifchen ben Parteien ſtrei— 
tig ift: 

ob Beflagter ein Recht habe, auch auf dem— 

jenigen Theile dieſes Weges, welcher zu bed 

Klägers Grundftüde gehört, ein Fahrrecht aus— 

zuüben? 
und nun zwar ber Beflagte in dem ihm deshalb 
auferlegten Beweiſe feine diesfallſige Behauptung 
feineswegs darzuthun vermocht hat, Daß der Befiger 
des Hufengutes, von weldem die Grundftüde der 
Parteien dismembrirt worden, gleich bei dieſer 
Dismembration und den damit verbundenen Käufen 
den damaligen beiden Käufern, Kr. und B., bie 
Bedingung geftelit babe, daß die Benugung bes 
fraglichen Wegs Beiden gemeinfchaftlid zuftehen, 
und biefe Gemeinfchaftlichfeit den Charakter einer 
auf beiden Grundftüdstheilen gleihmäßig haftenden, 
gegenjeitigen Servitut haben folle, — dennoch aber 
aus ben Depofitionen der von dem Beklagten als 
Zeugen producirten urjprünglichen Käufer der jept 
den beiden ftreitenden Parteien zuftändigen Grund: 
ſtuͤcke Kr's und B.'s, welde, da fie von beiden 
heilen ſowohl beim Beweiſe, als beim Gegen- 
beweije gebraucht worden, unftreitig für claſſiſch zu 
achten find, foviel hervorgeht, daß Beide, nachdem 
fie jene Grundftüde erworben, fi mit einander in 
der Maafe vereinigt, wie der noch jest beftehende 
unb bas Streitobject bildende Weg zu ihrer beider: 
feitigen gemeinfchaftlihen Benugung, und damit 
nicht jeder von ihnen auf feinem Grumdftüdstheile 
einen befonderen Weg anzulegen genöthigt jei, ges 
halten werben folle, , 

(efr. ꝛc.) 
und wenn aud Beide ausgefagt haben, baf mit 
ausbrüdlichen Worten nicht feftgefegt worden jei, 
wie biefe Bereinigung auch für ihre Befignachfolger 
bindend fein folle, dennoch eben biejelben Zeugen 
beftätigen, wie fte beiderfeitd ber Meinung gewejen, 
daß die getroffene Einrichtung fortwährend und für 
immer bejtehen folle, und einfeitig nicht abgeändert 
werden könne, baß fie auch, als fie ſpäler ihre 
Grundftüde anberweit verfauft, ihre Abfäufer von 
diefem, bis dahin fortwährend in Uebung geftan- 
denen Berhältniffe in Kenntniß gejegt hätten, und 
daß von einer Befchränfung auf ihre, der Zeus 
gen, Lebenszeit (Beſitzzeit) niemald die Rebe ges 
weſen fei, 

(efr. x.) 
hieraus aber hervorgeht, daß die zwiſchen Kr. und 
B. getroffene Bereinigung nicht blos die Herz 
ftellung eined nur auf nachbarlicher Gefälligfeit 
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beruhenden, mithin wiberruflichen Berhältnifies, 
etwa eines jolden, wie in Bezug auf das compa- 
scuum in 
Kind, quaest., Tom. II. cap. 35. pag. 119. 
edit. I. 


befchrieben ift, fondern bie Herflellung einer wirk— 
lichen und unwiderruflichen gegenfeitigen Eervitut 
bezweckt habe, hiermit auch nicht nur das, was dies 
jelben Beweiszeugen in ihrer Eigenfchaft als Gegen- 
beweiszeugen deponirt haben, 

(efr. ıc.) 
vollfommen übereinflimmt, ſondern hierfür auch 
eine fehr ftarfe factifhe Vermuthung fpricht, wenn 
man enwägt, daß hier eine Vorrichtung getroffen 
worden, welche ihrer Natur nach bauernd ift, und 
welche, wenn die Bereinigung, auf der fie beruht, 
einfeitig aufgehoben werben fönnte, für den andes 
ren Theil gar feinen Nugen haben, und wo alfo 
ein Verhälmiß hergeftellt würde, von dem nicht 
füglih angenommen werden fann, daß feine Eins 
gebung in dem vernünftigen Willen der Parteien 
gelegen habe; 

jo hat Bellagter Dasjenige, was ihm zu erweis 
fen obgelegen, zur ®enüge dargeihan, derowegen 
derfelbe von ber erhobenen Klage zu entbinden und 
loszuzählen, es werben jedoch beiderfeits auf dieſen 
Proceß verwendete Unkoſten billig gegen einander 
aufgehoben.” — 

Auf die hiergegen von beiden Theilen ergriffene 
Appellation beftätigte bad Königl. Appellationg- 
gericht gu Dresden duch Erfenntniß de publ. 
den 15. April 1852 die frühere Enticheidung, ſetzte 
aber an die Stelle der Koftencompenfation die Vers 
urtheilung des Klägers in Ab» und Erftattung der 
Koften erſter Inftang, und bemerkte bierzu in ben 
Entſcheidungsgründen: 

„ic. Zur Begründung einer derartigen Ser— 
vitut genügt aber, nach ber Anſicht des Königl. 
Appellationsgerichts, ſchon die Errichtung eines 
hierauf bezüglichen Vertrags zwiſchen den betreffen— 
den Grundſtücksbeſihern in Verbindung mit ber nach— 
her hinzugefommenen Ausübung derfelben (quasi- 
wraditio). Daß nun dieſes legtere Erforderniß im 
vorliegenden Falle vorhanden, unb bie behauptete 
Bahrgerechtigfeit vom Bellagten und befien Vor— 
befiger wirklich ausgeübt worden fei, ift nicht nur 
vom Kläger gar nicht beftritten worben, fondern 
ergiebt fich auch zur Genüge aus den Ausjagen Der 
abgehörten Beweiszeugen. 

(efr. ıc.) 

In der erfteren Hinficht beflätigen aber der zweite 
und dritte VBeweiszeuge in ihren bereits Bl. — 


Vol. 11. bervorgehobenen Ausjagen, daß fie, nachdem 
fie Die gegenwärtig den freitenden Parteien zugehö— 
rigen Grundftüde von dem früheren gemeinfchaft- 
lichen Befiger derſelben, P., erfauft, auf den ihnen 
von dem Lepteren deshalb gemachten Vorſchlag ſich 
bahin mit einander vereinigt haben, baß der mehr: 
gedachte Weg zu ihrer gemeinfchaftlihen Benutzung 
liegen bleiben jole, und wenn auch diejelben Zeus 
gen erflären, daß hierbei der Zufunft und ber 
künftigen Beitgnachfolger feine Erwähnung geichehen 
ſei, ſo beftätigen doch beide ausdrüdlih, daß fie in 
ber Meinung geftanden, daß das getroffene Ablom— 
men auch für alle Zukunft zu gelten habe. Hier— 
nad läßt fich daher die Abficht der urjprünglichen 
Contrahenten, nicht blos eine auf ihre eigene Belig- 
zeit beichränfte perfönliche Berechtigung, fondern 
eine auch auf ihre beiderfeitigen Befignachfolger 
übergehende gegenjeitige Servitut zu begründen, 
nicht bezweifeln, und Died zwar um jo weniger, ald 
bei berartigen, zwiſchen zwei Grunbjtüdäbeligern 
mit Nüdficht auf ihre beiderfeitigen Grunbdftüde eins 
gegangenen Verträgen, wie bereitö früher mehrmals 
von bem Königl. Appellationdgerichte ausgeſprochen 
worden ift, ohnehin dann, wenn das Gegentheil 
bei Abfchließung des Vertrags nicht entweder aus— 
drüdlich feftgefegt worden, oder aus concludenten 
Thatfachen ſich ergiebt, die Vermurhung für eine 
ſolche Abficht ftreitet, indem fi nicht annehmen 
läßt, daß die Eontrahenten ſich der Gefahr hätten 
ausfegen wollen, im Falle der Veräußerung bes 
einen ober anderen ber ihnen zugehörigen Grund: 
ftüde gegen den Nachbefiger des Verkäufers die 
ftipulirte Berechtigung nicht weiter ausüben zu 
dürfen. 

Der Beweis Beflagtens mußte daher unter Die 
fen Umſtänden allerdings für gelungen erachtet 
werden, und ed würde nun dem Kläger obgelegen 
haben, im ®egenbeweife auszuführen, daß bei Er- 
richtung des in Rebe fiehenden Vertrags das von 
ben betreffenden Grunbftüdsbefigern fich gegenfeitig 
eingeräumte Recht lediglich auf beren PBerfon oder 
Beſitzzeit befchränft worden fei. In der That hat 
auch Kläger feinen Gegenbeweis auf dieſen Umftand 
mit gerichtet, allein Die von ihm benannten Zeugen 
haben denſelben nicht nur nicht beftärigt, fondern 
im Gegentheile, in Uebereinftimmung mit der von 
ihnen beim Beweife erftatteten Ausſage, ſich dahin 
ausgefprohen, daß dem Bertrage eine foldhe Be: 


Redacteur; Dr. Theodor Tauchnitz. 


8 


fhränfung befielben auf die Beſitzzeit der Eonira- 
henten nicht beigefügt worden fei. (er. ıc.) x. 

Vollkommen gerechtfertigt erfchien dagegen die 
vom Bellagten aufgetellte zweite Beſchwerde. 
Denn da derſelbe vollftändig als Sieger aus dieſem 
Proceffe hervorgeht, jo lag auch durchaus fein 
Grund vor, im vorliegenden Falle von der allge: 
meinen Regel, daß ber befiegte dem fiegenden Theile 
die Proceffoften zu erftiatten habe, abzumweichen, 
und Man hat daher in diefer Beziehung zu Gunſten 
Bellagtens reformatoriſch erfennen zu müflen ge- 
glaubt.‘ 

Kläger remebirte zwar anderweit, allein das 
am 28. April 1853 eröffnete bdrittinftanzliche Er- 
fenntniß fiel allenthalben confirmatorifch aus, und 
verurtheilte Alägern fogar in Erftattung der Koften 
des verzögerten Procefjes, und zwar im MWeient- 
lien aus den in den vorigen Inftanzen entwidelten 
Gründen. 

Nur beiläufig ward — „um möglichen Miß— 
verftändnifjen vorzubeugen” — noch Folgendes ers 
wähnt: 

„re. Nicht nur ward die Serpitut, welche ob» 
gedachtem Kr. (cfr. fol. —), ald dem Befiger bes 
Grundfüds sub g., und Bellagtem, als dem bes 
Grundftüds sub f., zufteht, früher, wo bie (cfr. 
fol. —) weſtlich vom fraglichen Wegetract gelegenen 
Grundftüde fih in eined einzigen Befigerd unge: 
trenntem Eigenthum befanden, auch nur für das 
BWirthihaftsbedürfniß diefes einzigen Eigenthümers 
ausgeübt, fondern fie ift auch conftituirt worden, 
ald nurgedachte Grundftüde noch nicht von einander 
dismembrirt waren. Es ift benfbar, daß nur— 
bemerkte Veränderung ber Umftände dem Kläger 
das fragliche Verhältmig erichweren fann, und ins 
fomweit dies ber Fall fein follte, fönnte er befugt 
fein, in geeigneter Maafe auf entfprechende Abhülfe 
anzutragen. Allein unter allen Borausjegungen 
würden ſolche Anträge doch nur zu einer Maaf- 
beftimmung binfichtlich der Ausübung des Befug- 
niſſes, keineswegs aber zu Aufhebung bes Befug- 
niffes felbft führen, welcdergeftalt denn auch bie 
bezeichnete Möglichkeit feinen Einfluß auf die Ent— 
fbeibung äußern fonnte, und ihn auch dann nicht 
hätte äußern fönnen, wenn (was jedoch in feiner 
MWeife der Fall it) in den Acten Andeutungen 
bafür vorlägen, daß jene Möglichkeit ſich realifirt 
habe.” 
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3. 
Liegt ein VBerladungdvertrag oder ein Epe- 
bitiondvertrag vor, wenn fich ein Spediteur, 
welcher zugleich Werladungsgejchäfte betreibt, 
„Frachtlohn“ bedungen und verfprodhen hat, 
binnen gewiffer Zeit zu transportirende Güter 
unbefhädigt an die Adreffaten abzuliefern? — 
Inwieweit ift der Spediteur, und. inwieweit 
ber Frachtfuhrmaunn bem Abfender für Erjag 
des Schadens verhaftet, welchen letzterer da— 
durch erleidet, daß die abgejendeten Maaren 
unterwegs auf dem Brachtwagen durch Feuer 
vernichtet. werden; und wer bat hierbei den 
erlittenen casus, und wer bie etwa dabei ver: 
bangene. Nachläffigfeit zu beweifen? 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. M. M—r in 2. 

Bei dem Hanbelögerichte zu 2. ftellte H. ©. 
gegen ben bafigen Spediteur S. am 18. Mai 1849 
folgende Klage an: 

Am 19. Zuli 1837 habe Kläger dem Spebiteur ©. 
zwei Kiften übergeben, um diefelben nach Dresden 
zu fpebiren. Bellagter habe die beiden Kiften auch 
durch feinen Schleiffnecht abholen Taffen und in 
Empfang genommen. Die eine derfelben, mit H. B. 
bezeichnet, 44 Gentner jchwer und an Herrn 9. B. 
in Dr. beftimmt, habe einen neuen Badefchrant von 
Mahagony enthalten, defien Herftellungspreis fich 
laut der Beifuge A. auf 87 Thlr. 2 Gr. —⸗ belaufe, 
und für defien Fracht von 8. nach Dr. ber Preis 
von 3 Thlen. 3 Gr. —- bedungen worden fei. In 


Meue Folge Bweiter Jahrgang. 





beftimmt an Herrn B. G., feien die in Beilage B. 
verzeichneten Bücher befindlich geweſen, und bie 
Fracht dafür zu — =» 10 Gr. — = feftgelegt worden. 
Bellagter habe, wie es ber gefchloffene Vertrag gefor— 
dert und von Klägerm acceptirt worden, verfprochen, 
für Die obgedbadten, nad Ablieferung ber 
Kiften zu zablenden Fracten binnen brei 
Tagen beibe Kiften unbefchädigt und wohl— 
behalten an bie Adrefſaten zu liefern. 

Es ſeien aber bis jetzt beide Kiften an die Abrei- 
faten noch nicht abgeliefert worden, weshalb Kläger 
ein Erfenntniß des Inhalts beantrage: daß Beflagter 
entweder den mit Klägerm eingegangenen Eontract 
zu erfüllen und Klägerm alle durch feine Zögerung 
verurfachten, erweislichen Schäden zu vergüten, ober, 
dafern er den Gontract nicht erfüllen wolle oder 
fönne, den Werth der beiden von ihm übernommenen 
Kiſten, ber erfien nach dem Herftellungspreis, ber 
zweiten nach dem reife der darin befindlich ger 
weienen Bücher mit 129 Ihlen. 22 Gr. —- nebft 
Berzugszinfen von Zeit erhobener Klage an zu erz 
fegen, nicht minder die Durch dieſen Proceß veranlaß- 
ten Koften zu erftatten fehuldig, auch dazu nach 
Handelsgerichtsbrauch anzuhalten. 

Nach beendigtem Verfahren ward am 17. December 
1849 vom Handelsgericht zu 2, folgender Beſcheid 
eröffnet: * 

ic. „Und weil in der Hauptſache Beklagter, daß 
ihm Kläger am 19. Juli 1837 zwei in der Klage 
nach Signatur und Gewicht bezeichnete Kiften, um 
diefelben nach Dresden au fpediren, übergeben, er, 
Bellagter, ſolche auch in Empfang genommen habe, 
fowie, daß an Fracht von 2. nad D. ber Betrag 
yon 3 Thlrn. 3 Gr. — und resp. — 10 Gt. —⸗ 
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beftimmt, beide Kiften aber an bie genannten Abref- 
faten, B. und ©., nicht abgeliefert worden, beim 
Aften, 2ten, Bten, 10ten, 1iten, 12ten, I5ten, 16ten 
und 24ften Einlaffungsabfchnitte eingeräumt, Dagegen 
das in die Klage aufgenommene Berfprechen, Inhalts 
deſſen Beklagter fih ausbrüdlich verbindlich gemacht, 
beide Kiften binnen drei Tagen unbefchäbigt und 
wohlbehalten an bie Adreffaten zu liefern, beim 17ten, 
19ten, 2lften und 22ften Einlafjungspunfte geleugnet, 
und die auf den angeblichen Inhalt der Kiften und 
defien Werthöbetrag bezüglichen Klagpunkte 3. 4. 5. 
6.7. 13. 14. mit Nichtwiſſen beantwortet hat, nun 
aber zwar diefe Tegteren Punkte zur Zeit ſchon an 
fih und zumal nach ber vom Kläger felbft Bl. — 
abgegebenen Erklärung, daß nicht auf Verurtheilung 
Beklagtens zum Schabenerfag, fondern zur Con— 
tractderfüllung die Klage gerichtet ſei — als bei 
welcher Erflärung e8 fein Bewenden hat — feine 
weitere Berüdjichtigung finden fünnen, dagegen von 
dem Nachweife bes erwähnten Verfprechens der Fort⸗ 
gang und die Richtung bed vorliegenden Rechts— 
ſtreites infofern abhängt, als für ben Fall, daß 
dieſes Berfprechen 

a) nachgewieſen wird, Beklagter von ber ihm 
obliegenden Verbindlichkeit zu richtiger Ablieferung 
der Kiften fich durch Bezugnahme darauf, daß er bie 
legteren einem zuverläffigen Fuhrmanne zum Transs 
porte nach Dr. übergeben habe, zu befreien nicht 
vermag, vielmehr wegen diefer auf den Erfolg der 
Ablieferung gerichteten Erklärung nur durch ben 
Deweis, daß bie Kiften durch den behaupteten casus, 
welcher von den Eigenthümern zu tragen wäre, unter- 
gegangen feien, von ber übernommenen Verpflichtung 
frei werden würbe, während in dem entgegengefegten 
Falle, wenn nämlich jenes Verfprechen 

b) nicht dargethan wird, nach ber im Eins 
gange ber Klage gegebenen Darftellung, und da der 
bloße Ausdruck, Fracht“ anftatt „Speſen“ als allein 
maaßgebend nicht erachtet werden fann, lediglich ein 
Speditionsvertrag der Parteien anzunehmen fein 
würde, mithin dem Beklagten, welcher als Spediteur 
für einen von ihm gewählten Fuhrmann blos dann 
haften muß, wenn er bei der Wahl beffelben nicht 
die erforderliche Sorgfalt angewendet, eine weitere 
Eontractsverbindlichfeit, als Die zur richtigen Ueber- 
gabe der Kiften an einen zuverläffigen Fuhrmann 
nicht obliegen, er aber, wie fih von felbft verftcht, 
duch den Beweis eines diesfallfigen casus um fo 
fiherer gegen ben libellirten Anfpruch fich ſchützen 
würde; 

So ift Beflagter die in der Klage befchriebenen 
beiden Kiften an die ihm benannten Adreſſaten ab- 
zuliefern, auch alle durch die bisher unterbliebene 


Ablieferung bem Kläger verurfachten erweislichen 
Schäden bemfelben zu vergüten, nicht minder bie 
erwachfenen Proceßkoſten ihm zu erftatten ichulbig 
und im Unterlaſſungsfalle hierzu nad Handels— 
gerichtsbrauch anzuhalten, er fünnte und würde 
benn 

1) den über die Klage angetragenen Eid, und 
zwar ad pet. 1. e. 17. 19. 21. 22. und 23. in ber 
Maaße: 

baß er bei der in ber Alage erwähnten Gele— 
genheit dem Kläger nicht verfprochen, die eben- 
daſelbſt bezeichneten beiden Kiften binnen brei 
Tagen unbefchädigt und wohlbehalten an bie 
Adreſſaten abzuliefern, und daß ebenfowenig 
Kläger ein ſolches Verjprehen angenommen 
habe, 
fhwören, ingleihen 

2) fein exceptiviſches Borbingen Bl. — fig. 
unter 2., wonach er 

A. die beiden fraglichen Kiften dem damals als 
bewährt geltenden Fuhrmann D. zur Fracht nach 
Dr. übergeben habe, 

B. der Frachtwagen aber, auf welchem bie beiden 
Kiften verpadt gewefen, unterwegs bei bem 
Dorje K. bei W. in Brand gerathen und bei 
dieſer Gelegenheit die ftreitigen Kiften nebft 
beren Inhalt vernichtet worden, dieſer Brand 
auch lediglich durch Zufall entftanden fei, 

binnen fächfiicher Frift, Klägerm Gegenbeſcheinigung, 
in welcher ihm in Bezug auf die Exception sub B. 
die Behauptung BI. —, daß Bellagter fi hierunter 
eine Fabrläffigkeit zu Schulden gebracht, auszufüh- 
ren unbenommen bleibt, beiden Theilen Eidesantrag 
und andere Nechtözuftändigfeiten vorbehältlih, be= 
fheinigen, folchenfalls ergehet ebenfo, wie in dem 
Falle, wenn Bellagter den unter 1. normirten Eid, 
wie ihm binnen ber geordneten Frift freifteht, dem 
Kläger zurüd giebt oder fich zur Oewiffensvertretung 
erbietet, weiter in der Hauptjache, fowie ber Koften 
halber, was Recht iſt.“ 

Gegen diefen Beſcheid remebirten beide Parteien, 
und es erkannte darauf das Königl. Appella= 
tionsgericht zu Leipzig in einem am 21. März 
1850 publicirten Erfenntniffe, reformatorifch, wie 
folgt : 

„Dieweil der Kläger, baß er bie in ber Klage 
angegebenen zwei Kiften dem Bellagten, als Epedi- 
teur, zum Spediren nad) Dr. übergeben habe, Bl. — 
felbt angeführt hat, und daher über die Anwend— 
barfeit der für das Speditiondgefchäft geltenden 
Orundfäge auf den vorliegenden Fall nicht der ges 
tingfte Zweifel obwalten kann, indem bie Bebenfen, 
welche der Kläger BI. — hiergegen aufgeftellt hat, 


indgefammt feine rechtliche Beachtung verdienen, 
wenn man erwägt, daß 

a) das in ber Klage Bl. — enthaltene Anführen, 
es habe ber Beflagte, wie es ber geichlofiene Eon- 
tract erfordert, verfprochen, für Die nach Ablieferung 
ber Kiften zu zahlenden Frachten beide Kiften binnen 
brei Tagen unbefchäbigt und wohlbehalten an bie 
Adreſſaten zu liefern, nicht unbedingt auf die Ablie— 
ferung in eigener Perſon zu beziehen ift, fondern 
ebenfowohl von ber Bermittelung ber Ablieferung 
durch dritte Perfonen verftanden werden fann, dieſe 
letztere Erklärung aber mit Hinfiht auf das von 
dem Kläger abgelegte Geftändniß, mit bem Bes 
Hagten, als Spediteur, über die Spedition ber 
Kiften contrabirt zu haben, offenbar ben Borzug 
verbient, 

b) aus ber boppelten @igenfhaft, welche ber 
Bellagte nad dem Bl. — Gefagten inſofern beklei— 
bet, ald er Berlabungs- und Spebitionsgefchäfte 
zugleich betreibt, für den gegenwärtigen Fall feine 
für ben Kläger günftige Folgerung fich ergiebt, 
weil 

aa) auf diefes Moment in ber Klage feine Be— 
ziehung genommen worden it, 

bb) ber Kläger, wie bereits öfters gedacht, mit 
dem Beflagten in feiner Eigenſchaft als Spebiteur 
contrahirt zu haben eingeräumt hat, 

ec) eine ſolche Bermurhung, wie fie von dem 
Kläger für fich in Anfpruch genommen wird, baß er 
nämlich mit dem Bellagten denjenigen Bertrag eins 
gegangen fei, welcher ihm, dem Kläger, die meifte 
Sicherheit gewähre, nicht begründet ift, und baher 
von der Frage, ob, wenn biefe Vermuthung begrüns 
bet wäre, gerabe ber Abſchluß eines Frachtvertrages 
daraus gefolgert werden fönnte, auf fi beruhen 
fann; 

ce) die Annahme der Fracht und Berfendung ber 
Waaren Seiten bed Beklagten feine ſolche Thaͤtig— 
feit enthält, welche außer dem Gefchäftsfreife eines 
Spebiteurs liegt; endlich 

d) die Behauptung Bl. — unter No. — *), au 
abgefehen von ihrer materiellen Unerheblichkeit, aus 
nabeliegenden proceßrechtlihen Gründen nicht in 
Betracht fommen kann; 





*) Aläger hatte hier angeführt, daß nad Verſicherung 
des dem Wagen beigegebenen Fuhrknechts Beklagter denſelben 
allein verladen und durch ven Packer B. habe laden laſſen, auch 
replicando noch bemerit, daß Bellagter den Gegenſtaͤnden, bie 
er zur richtigen Ablieferung übernommen, Pulver und andere 
ſelbſtentzündliche Stoffe beigepadt habe, und der Wagen, ohne 
daß ihm ein anderer brennender ober zündender Gegenſtand zu 
nahe gebracht worden fei, auf offener Straße in Brand gera- 
tben sei, 
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hiernaͤchſt es ein für ähnliche Rechtsvethaͤltnifſe 
fon in dem römifchen Rechte anerkannter (man 
vergl. Haffe, Eulpa des römifchen Rechts, ed. II. 
pag. A410 flg.) allgemeiner Grundfag ift, daß ber 
Spediteur feinen Pflichten duch die Abgabe bes 
Frachtgutes an einen geeigneten Fuhrmann Genüge 
leitet, namentlih aber für ben Schaden, welder 
bem Gute durch die Ungefchidlichfeit des Fuhrmanns 
zugefügt wird, lediglich dann verantwortlich ift, 
wenn ihm erweislich ein Verfehen bei deſſen Wahl 
zur Laſt fällt, nun aber ber Kläger, daß ber Beflagte 
bie ftreitigen zwei Kiften einem Fuhrmanne zu bem 
Transporte nach Dr. übergeben habe, BL. — in 
Berbindung mit DI. — ausdrüdlich zugefteht, auch, 
wenn man dies in ber Replik überhaupt für zuläffig 
halten wollte, gar nicht einmal auf ein Seiten bes 
Beklagten bei der Wahl bes Fuhrmannes begangenes 
Verfehen fich bezieht; übrigens der VBollftändigfeit 
wegen nur noch bie Bemerkung hier ihren Platz 
finden mag, daß, wenn felbit ber Bellagte ald Ber: 
lader oder Fuhrmann zu betrachten wäre, bie Klage 
fchon burch den gelieferten Nachweis, daß, wie BI. — 
angeführt wird, der Wagen, auf weldyem bie frag= 
lihen zwei Kiften verpadt gewejen, unterwegs bei 
dem Dorfe K. bei W. in Brand geraten, unb 
bei biefer ©elegenheit bie gedachten Kiften nebſt 
beren Inhalt mit verbrannt feien, fich erledigen 
würde, indem auch ber Fuhrmann für ben casus, 
welcher bie ihm zum Transporte übergebenen Güter 
betrifft, in ber Regel nicht zu haften hat, und wenn 
ber Kläger Bl. — dagegen anführt, daß der ent— 
ftandene Brand feinen Grund in einer bei ber Ver— 
padung begangenen Nadläffigfeit habe, dies als 
eine Replik zu betrachten ift, deren Beweis bem 
Kläger obliegt; endlich, ba dem oben Gefagten zu 
Folge die Klage angebrachter Maaßen abzuweifen ift, 
ein näheres Eingehen auf die übrigen, zu gleichem 
Behufe vorgefchügten Einreden nicht erforderlich 
erfcheint; fo ift e8 bei dem BI. — befindlichen, am 
17. December 1849 publicirten Befcheide auf bie 
Appellation bed Bellagten allenthalben nicht zu 
laſſen, fondern es hat des Klägerd Suchen in ber 
angebrachten Maaße nicht Statt, ed ift auch ber 
Kläger dem Bellagten die verurjachten Unfoften zu 
eritatten verbunden.‘ 

Auch gegen diefes Erkenntniß wendete ber Kläger 
Appellation ein; es beftätigte jedoch das Königl. 
DOberappellationsgericht unter Compenfation ber 
Koften das vorige Urthel in einem am 4. December 
1850 publicirten Erfenntniffe aus folgenden Grün 
den: 

„Kläger hat fol. — bie Perfon des Beklagten 
ſelbſt als Spediteur bezeichnet und dabei zugleich 
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angeführt, baß er Bellagtem bie zwei Kiften über- 
geben, um fie nach Dr. zu jpediren. Iſt das 
Wort „Spediteur und ber Ausbrud „Spebis 
ten” auch vielleicht, was man bahingeftellt fein 
laſſen fann, in der Säaͤchſiſchen Geſetzgebung nicht 
definirt, fo find doch beide Worte allgemein befannte 
termini und bezeichnen nad allgemeinem Sprach— 
gebrauch nad) alljeitigem Einverftändniffe eine, zus 
mal auf Handelsplägen wie 8. jedermann befannte, 
Gattung faufmännijcher Erabliffements, die ſich mit 
Bermittelung für den Transport von Waaren befaf- 
fen, und die unter allen Umftänden nicht mit den 
Frachtfahrern felbft zu verwechfeln find. In dieſer 
Anfiht muß man ber vorigen Inſtanz beipflichten. 
Ta nun Kläger ſelbſt nichts Anderes angeführt hat, 
als daß er die Kiften zum Epebdiren übergeben, Die 
Klage übrigens gar feine beftimmten Angaben ent= 
hält, woraus man abnehmen könnte, baß Bellagter 
außer den befannten Functionen ald Spediteur nod) 
andere bejonbere Leiftungen übernommen, womit 
er namentlih zu Klägerm in das Verhältniß des 
bloßen Frachtfahrers oder Fuhrmanns getreten, was 
natürlich daraus nicht abzunehmen ift, daß unter 
ben Parteien über ein Frachtlohn verhandelt wor» 
den und auch nicht darum ftatuirt werden fann, daß 
Beklagter ein Berfprechen, bie Kiften in drei Tagen 
unbefchädigt und wohlbehalten an bie Adreſſaten zu 
liefern, augefagt, jo erfcheint dad Erfenntniß ber 
vorigen Inftanz durch die demfelben beigegebenen 
Entiheidungsgründe vollftändig gerechtfertiget, und 
wird bie hier verfügte Compenfation der Koften des 
Remebii feinem Bedenfen unterliegen, da bie Erfennts 
niffe gewechfelt.“ 


4. 


Beweis des eheweiblichen Einbringens im Gon- 

eure durch ehemännlihes Schuldbekenntniß. — 

Steht der Witwe das Recht, wegen ihres Ein- 

dringend die Eintragumg au den Immobilien 

des Ehemanned zu verlangen, auch nach deffen 
Tode gegen feine Erben zu? 


Mitgetheilt von 
Herrn St. in D. 


Da die den nachftehenden, in dem vor dem Königl. 
Stadtgericht zu Dresden anhängigen Ereditwefen 
Ernft Wilhelm 3.8 gegebenen Entfcheidungen zu 
Grunde liegenden factifchen Verhältniffe aus den 
Erfenntniffen felbft hervorgehen, fo läßt man biefel- 
ben hiermit unmittelbar folgen: 


Erfenntniß des Königl. Appellationsgerichts 
zu D. vom 3. September 1852. 

„Daß das Belenntniß eines Ehemannes über 
bas von feiner Ehefrau ihm eingebradhte Vermögen 
für ſich allein nicht ausreiche, um den Beweis des 
Ginbringend in einem nachher entftandenen Con— 
eurje den Gläubigern des Ehemannes gegenüber zu 
führen, ijt ein ald Regel im Gerichtöbrauche, ber 
ſächſiſchen ©erichtshöfe namentlich, feitgehaltener 
Grundjag. 

vergl. Carpzov, P. I. c. 28, def. 73. 

Leyser, med. ad Pand., Vol. V. sp. 320. med. 
1— 4. 

Berger, Oce. jur., ed. Winckler, lib. 1. tit, 3. 
ih. 10. 

Hommel, Rhaps., obs. 425. 

Curtius, Hanbb. des Saͤchſ. Civiltechts, Th. 1. 
$. 122, 

Hänfel, Bemerfungen und Excurſe, Thl. 1. 
©. 19%. 

Zeitfchrift für Nechtspfl. und Berwalt. N. 8. 
Br. IV. S. 201. 202, 

Wochenblatt für merkw. Rechtöf., Jahrg. 1841. 
S. 125 ff. Jahrg. 1846. ©. 390. 

Es ftügt fich diefer Sag, wenn ſchon nicht gerabe 
auf ausdrüdliche Gefegvorjchriften, doch auf analoge 
Beftimmungen über die Unglaubmwürbigfeit der Ehe- 
gatten ald Zeugen für einander und auf die aus ber 
Natur der Sache ſich ergebende Betrachtung, daß 
der Gemeinſchuldner den Verdacht ber PBarteilichkeit 
für feine Ehefrau gegen fih hat, und baf er wegen 
des ihm zuſtehenden ehemännlichen Nießbrauchrechtes 
ein wejentliches Interefje hat, gegen feine Gläubiger 
zu feinem Bortheil das Einbringen feiner Ehefrau 
höher, als in Wahrheit geichehen, anzugeben ober 
ein folches ganz zu fimuliren. Indeſſen machen die 
Rechtslehrer felbft zahlreiche Ausnahmen von ber 
obigen Regel, Alle ſtimmen darin überein, daß, wenn 
das Befenntniß des Ehemanns durch andere Umſtaͤnde 
unterftügt werde, ed zu der Zuerkennung eines Er- 
füllungseides für die Ehefrau führen könne. Die 
Meiften gehen aber auch noch weiter und nehmen 
an, daß nicht blos durch Hinzutritt von Zeugenaus— 
fagen oder anderen direct beweifenden Urkunden, fon- 
dern auch ſchon durch unterftügende Vermuthungen 
felbft ein voller Beweis des Einbringens hergeftellt 
werben fönne. 

vergl. Carpzov, |. c. def. 78. 

Leyser, med. 7. 8. 9. 10. 1. c. 

Ludovici, Diss. de probat. illat. dotis, $. 28. 

Feder, Diss. de prob. illat. dotis, $. 22. p. 27. 

Eurtius, Handbuch, Th. I. 8. 122, (im Terte 
des $.) 
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Dabelow, Lehre vom Eone. der Gläub., ©. 618. 

not. o. Ifte Ausg. 

Glüd, Erläuterung der Pandekten, Bd, XXVH. 

©. 341. 

Namentlih bemerken die zulegt angezogenen 
Rechtölehrer, Dabelow und Glüd, daß, wenn das 
Bekenntniß zu einer Zeit abgelegt worden, wo ber 
Ehemann noch völlig zahlungsfähig war, und wenn 
bafielbe durch Angabe und Eonftatirung von Vers 
haͤltniſſen unterftügt werde, welche bejien Wahrheit 
begründen, bemjelben auch im Goncurfe des Ehe— 
mannes volle Beweisfraft beizulegen fei, und es 
ſtellt fich diefe Anficht den Gründen, weshalb man 
nad Obigen das Schuldbefenntniß des Ehemanng, 
abweichend von den gewöhnlichen Orunbfägen über 
die Beweiskraft der Schuldverfchreibung eines Ger 
meinfchuldnerd im Goncurfe, an fi für beweiss 
unfräftig erachtet, als entfprechend dar. 

e. x. ax. 

Anlangend die Rangordnung, in welcher die 
Liquidantin mit ihrem nachgewieſenen Einbringen 
im gegenwärtigen Creditweſen zu lociren iſt, fo ges 
bührt ihr unftreitig wegen Capitals und Zinfen das 
in bem Mandate, „die Aufhebung der ſtillſchweigen— 
den Hypotheken ıc. betr.“, vom 4. Juni 1829. $.14. 
geordnete perfönliche Vorzugsrecht vor ben chirogra— 
pharifchen Gfäubigern, da feit dem Tode ihres 
Ehemannes bis zu Eröffnung des Goncurfes die im 
gedachten Gefege vorgefchriebene zweijährige Friſt 
noch nicht verfloffen if. 

Dagegen hat ihre das im Liquibationsverfahren 
und im Beweife auf Grund der laut Recognitionds 
feines (Beweisurfunde — BI. —) vom — erfolg« 
ten Eintragung ihres Einbringen nach Höhe von — 
auf bem Folium der zum Nachlaffe ihres Ehemannes 
gehörigen Immobilien im Grund= und Hypothefens 
buche beanſpruchte hypothefarifche Vorzugsrecht nicht 
zugeftanden werden mögen. Es gründet fich diefer 
Eintrag nicht auf einen Privatrechtstitel, fondern 
auf ben im $. 38. des Geſetzes vom 6. November 
1843 (in Vebereinftimmung mit $. 25. f. des Man— 
dbats vom 4. Juni 1829) angeordneten gefeplichen 
Recytstitel. Die Borjchrift in $. 46. des Gefepes 
vom 6. November 1843, wornach, wenn eine an 
ſich richtige Borderung einmal in dad Grund- und 
Hypothefenbuc eingetragen worden ift, die Eintra- 
gung und die badurd für den Gläubiger erlangte 
Hypothek von andern ©läubigern aus dem Grunde, 
weil hypothefarifche Sicherheit wegen jener Forde— 
rung nicht angelobt, oder leptwillig angeordnet 
gewefen, in feinem Falle angefochten werden fann, 
fommt aljo bier nicht zur Anwendung. Denn fie 
bezieht fih, wie der Zufammenhang dieſes Para— 


graphen mit 88. 44. und 45. und die gemeinfchaft- 
liche Weberfchrift lehrt, auch aus den BVorfchriften 
ber 88. 42. und 43, hervorgeht, nur auf folche 
Hypotheken, welche auf Privatwillenserklärungen fich 
gründen. 

Zur Rechtöbeftändigfeit einer auf Grund geſetz⸗ 
lihen Rechtstitels eingetragenen Hypothek gehört, 
daß die gefeglihen Bedingungen für einen folchen 
Eintrag vorhanden waren. Dies ift aber hier nicht 
ber Fall. Denn der Eintrag des Einbringens ber 
verw. 3. ift, wie aus biefem Eintrage (vergl. Bl. — 
Act. —) felbft hervorgeht und daraus, fowie aus 
den Acten mit Liquidität fi ergiebt, erft nach ges 
trennier Ehe, nad dem Tode ihres Ehemannes 
erfolgt. Das Geſetz (vergl. $. 38. unter 1. des 
Gefeged vom 6. November 1843) giebt aber nur 
ber Ehefrau an den Immobilien bed Ehemannes 
wegen ihres Einbringens das Recht, die Eintragung 
zu verlangen. Wenn einige Schriftfteller 

vergl. Heyne, Commentar 3. d. Gef. v. 6. Novbr. 

1843, Thl. 1. S. 215. 
Hänfel, in Eurtius’ Handbuch, Thl. II. Abth. II. 
$. 1076. not. 1. $. 1077, Ate Ausg. 

bie Meinung äußern, baß biefes Recht ber Wittwe 
auch gegen bie Erben des Ehemannes noch zuftehe, 
jo ift dies offenbar den Worten des Gefeges zu— 
wider. Denn dieſes räumt cben nur ber Ehefrau 
gegen ben Ehemann, alſo auf die Dauer ber Ehe, 
jenes finguläre Recht ein. ine ausdehnende Er- 
färung bed Geſetzes würde, ba es fich bier um ein 
Privilegium handelt, was an ſich ſtrict zu inter 
pretiren ift, unftatthaft fein, um fo mehr, als bie 
ratio des Geſetzes dagegen ſpricht, welche darin be— 
fteht, daß ber Ehefrau die Möglichkeit einer Eicher- 
ftellung ihres Einbringens für den zu befürchtenben 
Nahrungsabfall des Chemanned gewährt werben 
folle, während fie, fo lange die Ehe befteht, der 
Regel nach nicht berechtigt ift, gleich andern Gläu- 
bigern ihr Einbringen zurüdzufordern und fich das 
durch vor Verluften zu deden. Tiefer Grund fällt 
aber weg, wenn die Ehe getrennt ift und damit das 
Rüdforderungsredt ſelbſt begründet if. Die ein— 
jährige Reftitutiongfrift für gewiffe Dotalgegenftände 
fann hiergegen nicht in Betracht fommen. Ihre 
praftifche Gültigkeit iſt an fich fehr beftritten, und 
jedenfalls läßt fich nicht nachweilen, daß der Gejep- 
geber bei obiger Borfchrift an fie gedacht und des— 
halb das fragliche Befugniß auch nach getrennter 
Ghe habe fortbeftehen laſſen wollen. Beiläufig mag 
aber noch bemerkt werden, daß er bies auch nicht 
nöthig hatte, weil ſchon das Römifche Recht in dies 
fem Falle der Ehefrau das Recht einräumt, innere 
bald jenes Jahres Sicherftellung ihres Einbringens 


zu verlangen, ober, wenn fie nicht geleiftet wird, 
bafielbe fofort zurückzufordern. 

fr. 24. $. 2. D. sol. matr. (XXIV, 3.) 

c. un. $. 16. C. de rei uxor. act. (V, 13.) 

Heyne, in ber Zeitfchr. für Rechtspfl. u. Verw. 

N. F. Bo. IV. ©. 104. 

Das Unhaltbare jener Meinung leuchtet auch 
um fo mehr ein, wenn man erwägt, baß, nähme 
man an, ber Geſetzgeber habe das Befugniß zur 
Eintragung auch nach getrennter Ehe noch forts 
beftehen laſſen wollen, alsdann eine wefentliche 
Rüde in dem Gefege enthalten fein würde. Denn 
es fehlte ganz an einer Zeitbefchränfung für biefes 
Recht. Die in $$. 20. und 21. des Mandates vom 
4. Zuni 1829 geordnete zweijährige Frift bezieht 
fich lediglich auf das davon ganz verfchiedene per— 
fönliche VBorzugsrecht der Ehefrau im Eoncurfe, umd 
das Geſetz vom 6. November 1843 fegt ebenfalls 
für die Ausübung bes im $. 38. beftimmten Rechts 
auf Eintragung feine Frift feft. 

Man müßte alfo annehmen, der Geſetzgeber 
habe biefes Befugniß der gewöhnlichen Ertinctivver— 
jaͤhrung von 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen 
unterwerfen wollen, was offenbar unpaſſend fein 
und zu unerhörten Beläftigungen der Betheilig« 
ten bei ber praftifhen Durchführung gereichen 
würde. 

Somit ift der gedachte Eintrag, weil es an bem 
gefeglihen Rechtstitel fehlte, auf deſſen Grund er 
erfolgen follte, für ungültig au achten und vermag 
ber Liquidantin im Concurfe ihres Ehemanned das 
Recht auf prioritätifche Befriedigung aus dem 
Grlöfe der Immobilien nicht zu gewähren. Daß 
bie betheiligten Gläubiger im Verfahren bie Rechts— 
beftändigfeit jened Eintrags nicht beſonders anges 
fochten haben, vermag in der Sache nichts zu 
ändern. Denn daß jener Eintrag von Anfang an 
rechtlih unwirffam war, ergiebt fi) aus ben von 
der Liquidantin felbft beigebrachten Urkunden, und 
diefe Nichtigkeit hat bei Abfaffung des Locations— 
urthels, welches über die Forderung der Liquidan— 
tin, ba fie früher nicht eventuell locirt worden, 
jet erft zu fprechen iſt, der erfennende Richter ex 
oflicio zu beachten. 

Auf eine ausdrüdliche Genehmigung jener Ein— 
tragung ihres Einbringend auf des verftorbenen 
3.8 Immobilien Seiten der Erben, wodurd ihr 
allenfalls der Charakter einer durch Privatwillens- 
erflärung beitellten Hypothek beigelegt worden jein 
fönnte, bat ſich Liquidantin nicht bezogen und es 
findet fich auch in den Nachlaßacten eine ſolche Er- 
Härung nicht vor. Die Erben haben vielmehr dazu 
nur ftillgeichwiegen (vergl, Bl. —). 


— — — 


Liquidantin war daher, wie im vorſtehenden Er— 
kenntniſſe geſchehen, mit der nachgewieſenen Summe 
von —, zwiſchen der —ten und —ten Claſſe des 
Locationsbeſcheides, mit dem Vorzuge vor den ge— 
meinen Glaͤubigern au lociren.“ 

Das Königl. Oberappellationsgericht legte 
in einem Erfenntniffe vom 5. April 1853 der beim 
vorliegenden Halle concurrirenden Urkunde, ohne im 
Uebrigen auf die obige, im Allgemeinen aufgewor— 
fene Frage näher einzugeben, nad) ihrem fpeciellen 
Inhalt eine höhere Beweiskraft bei, als Dies in ber 
vorigen Inftanz gefchehen war, und reformirte 
daher hiernad, fowie aus einigen andern, hier 
nicht weiter zu erwähnenden Gründen deren Ent— 
ſcheidung, beftätigte jedoch ſolche bezüglich ber 
zweiten Frage und bemerkte hierzu noch Folgen- 
bes: 

„Anlangend die Frage, inwieweit ber Liqui- 
dantin wegen ihres Cinbringens ein Recht auf 
prioritätifche Location zufomme, fo hat die vorige 
Inſtanz Bl. — angenommen, daß die Liquidantin 
zwar wegen Gapitale® und Zinfen das in dem 
Mandate, die Aufhebung der ftillfehweigenden Hy— 
pothefen u. f. w. betreffend, vom 4. Juni 1829. 
$. 14. geordnete perfönliche Vorzugsrecht vor ben 
hirographariichen Gläubigern gebühre, dagegen 
aber derfelben auf Grund der latıt des als Beweis: 
urfunde Bl. — gebrauchten Recognitionsfcheines 
am — erfolgten Eintragung ihres Einbringens 
nah Höhe von — auf dem Folium der zum Nadh- 
lafje ihres Chemannes gehörigen Immobilien im 
Grund» und Hupothefenbuche ein hypothekariſches 
Vorzugsrecht nicht zugeftanden werden fönne. Die— 
fer Anficht ift man in gegenwärtiger Inftanz bei— 
getreten, und zwar im Mefentlichen aus den von 
ber vorigen Inſtanz dafür angegebenen Gründen, 
welchen man lediglich folgende Bemerkungen beizu—⸗ 
fügen bat: 

Wil man aud von ber Frage, ob, wenn ein 
Grundftüdsbefiger geftorben ift und die Erben bef- 
ſelben noch nicht ald Eigenthümer des hinterlaffenen 
Grundftüdes eingetragen find, wegen Schulden, 
welche ber BVerftorbene gehabt bat, ein Eintrag 
hypothekariſcher Rechte in dem Grund- und Hypo⸗ 
thefenbuche überhaupt gültig erfolgen fönne, ab= 
jehen, fo beruht doch wenigftens foviel außer allem 
Zweifel, daß ein folder Eintrag wenigftens wegen 
des cheweiblihen Vermögens, welches der Ver— 
ftorbene in feinen Händen gehabt hat, unzuläffig 
ift. Denn, wie fih Daraus ergiebt, daß in Den 
hierher gehörigen Geſetzen, namentlich in dem oben- 
erwähnten Mandate vom 4. Juni 1829, 8. 25. ff. 


und in dem Hppothefengefege vom 6. November 
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1843. $. 38. sub No. 1. nur von Ehefrauen, 
ald den zu einem Antrage auf Sicherftelung ihres 
Bermögens berechtigten PBerfonen und von Immo— 
bilien des Ehemannes die Rebe ift, befteht das 
Recht ber Ehefrau, an den Immobilien ihres Ehe— 
manned wegen ihres bem Lepteren bei Eingehung 
ber Ehe oder während der Ehe zugebrachten Ber- 
mögens durch die Eintragung in dem Grund» und 
Hypothefenrechte eine Hypothek zu erwerben, ledig— 
lich während der Dauer ber Ehe ſelbſt. Es kann 
baher diefed Recht nicht mehr ausgeübt werben, 
wenn bie Ehe, fei es burch den Tod des Ehemans 
ned, ſei es durch Scheidung, aufgelöft worden ift. 
Borzüglich entfcheidend aber ift der Umſtand, daß, 
wenn man ber Ehefrau geitatten wollte, ihr Ein- 
bringen auch noch nad) Auflöfung der Ehe auf die 
Grundftüde ihres gefchiedenen oder verftorbenen 
Ehemannes eintragen zu laflen, dies infofern einen 
Widerſpruch in ſich enthalten würde, ald man der 
Ehefrau das Befugniß gäbe, neue Rechte wegen 
ihres Ginbringens zu erwerben zu einer Zeit, wo 
ben Geſetzen zufolge die Zurüdgabe bes Einbringens 
zu bewirken ift. 

Endlich befteht nicht nur fein praftifches Bebürf- 
niß, das Recht der Ehefrau, ihr Einbringen burch 
ben Eintrag auf die Grunbflüde ihres Ehemannes 
fiher ftellen zu laſſen, auch über die Dauer ber 
Ehe hinaus ausgudehnen, ſondern ed würde auch 
fogar eine folde Ausdehnung, wie die vorige In— 
ftanz bereitd bemerft hat, zu verjchiedenen Unzu— 
träglichfeiten führen.” 


5. 

Der bloße Antrag auf Abhörung von Zeugen 
kann bei beabjichtigter Proteftation gegen Ber: 
Außerung und Meiterverpfändung eines Grunb- 
beſitzthums, wenn ber Jmpetrant eine Gefährdung 
feiner Forberung und baß infonderheit die Ver— 
mögendverhältniffe bed Impetraten fich verfchlim- 
mert hätten, nicht nachgewieſen hat, feine Border 
rung zur Zeit auch ganz unbefcheinigt ift, bie 

Stelle der Befcheinigung nicht vertreten *). 

Mitgetheilt von 

Herrn Actuar v. M. in Wechfelburg. 
Der Butsbefiger Earl Gottlob $. in H. zeigte 
am 25. Juni 1853 bei dem Juftigamte zu W. ſchrift⸗ 
lich an, daß er am 19, deſſelben Monats mit bem 


*) ©. dieſes Wochenbl. Jahrg. 1853. &. 407 fig. 





Gutsbefiger Ehriftian Gottfried S. in S. über das 
in feinem, bes F., Givilbefige befindliche, zu H. ges 
legene, circa 21 Ader haltende Gut fammt mehreren 
befonders aufgezeichneten Inventarienftüden in Ges 
genwart ber Herren 
F aus N. 
N. N. aus N. 
N. N. aus N. 
einen Kaufcontract abgeſchloſſen habe, laut deſ— 
ſen ©. fein, des F., beſagtes Immobiliar ıc. um 
und für 
5525 Thlr. — —⸗ 
erfauft und den zwijchen ihm und jenem biesfalls 
vereinbarten contractlichen Beftimmungen gemäß ſich 
verpflichtet habe, dieſe Kaufsſumme bergeftalt zu 
berichtigen, daß er 
2000 Thlr. —⸗ —⸗ Hypothefenfchuld in ber Maaße, 
wie folche auf feinem Immobi— 
liare für Herrn N. N. in N. bes 
reits hafte, übernehmen, 

525 Thle. —⸗ — = den 23. Juni 1853, als Dem zwi⸗ 
ſchen ihnen verabrebeten IMge, 
der Fertigung des Kaufaufſatzes 
an ihn baar bezahlen, und 

3000 The. — — bei ber auf den 4. Juli 1853 feft- 
gelegten Uebergabe des Grund- 
ſtückes und Bortragung Des 
Kaufes an ihn zur Erfüllung 
der Kaufſumme baar und in 
ungertrennter Summe berichtis 
gen ſolle und wolle. 

Allein S. habe, wiewohl er, Impetrant, feinerfeits 
den Kaufcontract, infoweit es ihm obliege, zu erfüls 
len, ftets bereit gewefen und noch bereit fei, feinen 
diesfalffigen Verbindlichkeiten nicht Genüge geleiftet, 
habe ihm vielmehr am 23. Januar anftatt die ver- 
abredete Anzahlung im Betrage von 525 Thlen. 
— —s (fiche oben die zweite Boft) an ihn zu lei— 
fien, eine Zahlung von nur 200 Thlın. —⸗ —⸗ 
angeboten; er habe dieje natürlich ausgefchlagen und 
werde ungeläumt gegen ©. auf gehörige Erfüllung 
des Kaufs Klage erheben. Allein er müſſe befürd)- 
ten, die ihm durch S.'s Grundbefigihum gebotene 
Sicherheit, die einzige Garantie, auf die er wegen 
der ihm an ©. nach Obigem zuftchenden ſehr bedeu- 
tenden Forderungen rechnen fönne, einzubüßen, ba 
S., wie er aus zuverläffiger Quelle erfahren, fein 
zu ©. gelegenes Gut fammt Zubehör um bie Kauf: 
fumme von circa 4000 Thlen. —» — + verkauft, 
feinem Käufer bereits übergeben habe und mur 
einen Theil der Kaufſumme, welcher jedoch Seiten 
des Käufers ſchon zu Michaelis 1853 an S. aus⸗ 
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gezahlt werben folle, auf feinem Gute ftehen laſſen 
wolle. 

Da unter diefen Umftänden nicht nur die Eri- 
ftenz ber ihm an ©. zuftehenten Anſpruͤche — er 
trage deshalb auf Abhörung der obenbenannten vier 
Zeugen hiermit an —, fonbern auch die Gefahr des 
Berluftes ernannter Forderungen zur Genuͤge bes 
fcheinigt ſei, fo wolle er hiermit, fo lange er von ©. 
feiner erwähnten Anſprüche halber nicht vollftändig 
befriedigt fei, gegen Veräußerung und Weiterver- 
pfändung bes dem ©. zugehörigen, in ©. gelegenen 
Grundbeſitzthums 

proteſtiren, 
mit dem Antrage: 
dieſe Proteftation im Grund» und Hypotheken⸗ 
buche für S. gehörigen Orts einzutragen unb 
ihm vorfchriftsmäßige Notiz davon zu erthei— 
len. — 

Gleichzeitig wolle er aber auch, falld man feinem 
Antrage zu entiprechen Bedenken tragen follte, gegen 
eine abfällige Refolution auf feinen Proteſtations— 
antrag 

. appelliren 
und auf jeine Berufung Bericht zu 
bitten. 

Das Juftizamt zu W. refolvirte nun auf bie 
von F. eingereichte Proteftation und Eventualappel- 
lation folgender Maaßen: 

„Da der Gutsbeſitzer N. N. eine Gefährdung 
und, daß infonderheit feit Abfchluß des Handels mit 
bem Öutöbefiger N. N. deſſen Bermögensverhättniffe 
ſich verſchlimmert hätten, nicht nachgewiefen hat und 
auch jeine Forderung zur Zeit gang unbefcheinigt ift, 
indem ber bloße Antrag auf Abhörung von Zeugen 
bie Stelle der Befcheinigung nicht vertreten kann, 
fo ift ber Proteftation des N, N. gegen Ver— 
Außerung und Weiterverpfändung des N. gehöris 
gen Grundbeſitzthums in ©. nicht Stat zu 
geben ꝛc.“ 


Dies wurde dem Antragfteller mit dem Gröffnen 
befannt gemacht, daß auf die für diefen Fall von 
ihm eingewendete Appellation, dafern er fie nicht 
Binnen acht Tagen zurüdgenommen haben follte, 
fofort nach Ablauf biefer Frift zur vorgefepten Bes 
hörde werde Bericht erftattet werden. — 

Die gedachte Eventualappellation wurbe übrigens 


im Grund» und Hypothefenbuche gehörigen Orts 
verlautbart. 


erftatten 


Da nun $. feine Appellation innerhalb der ihm 
dazu geftellten Frift nicht zurüdgenommen hatte, fo 
wurde darauf zur vorgefegten Behörde Bericht er- 
ftattet, und das Königliche Appellationdgericht 
zu 2. verordnete unter dem 26. Juli 1853 wie 
folgt: 

„Das Königlihe Appellationsgericht zu 8. hat 
auf ben von dem Juftizamte zu MW. unter dem 
15. vorigen Monats erftatteten Bericht die von Earl 
Gottlob 5. gegen Veräußerung und Weiternerpfän- 
bung des Ehriftian Gottfried ©. zugehörigen, in ©. 
gelegenen Grundbefigihums Bl. — eingewendete 
Appellation, da eines Theiles die geltend gemachten 
Anſpruͤche als ausreichend bejcheinigt nicht anzufeben, 
und die besfalld beantragte Befragung von Zeugen 
mit Recht von dem Gericht abgelehnt worden, ims 
maaßen nah dem Dafürhalten bes König- 
lihen Appellationsgerichtes durch eine ein- 
feitig außerhalb des Proceſſes und ohne 
Gehör bes Gegners vorgenommene Abhö— 
rung nicht nur bie PBarteirechte verlegt wer— 
den würben, jondern auch ſehr leicht bei 
einem fünftigen Proceffe mehrfache Incons 
venienzen entſtehen fönnten, anderen Theis 
led ed an dem zugleich nöthigen Nachweiſe 
ber Gefährdung der Anfprüde um fo mehr 
ermangelt, als bei einer Nichterfüllung bes 
Kaufcontractes Seiten S.'s nur Schäden- 
anfprühe in Frage fommen würden, an 
deren Quantificirung es gänzlich gebricht, 
verworfen, und verordnet Demnach, Appellanten mit 
ber ergriffenen Berufung abzuweiſen.“ 


Miscellen. 


Orden. Ce. Majeftät der König haben allergnä= 
digft gerubet, dem Bundestags» Grfandten, Wirklichen 
Geheimen Rath von Noftig und Jändenvorf das Groß- 
£reuz, dem aufßerorbentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Minifter am Königlich Preußifchen und Königlich 
Hanndverfchen Hofe, Wirklichen Geheimen Rath und 
Kammerherrn Grafen von Hohenthal, das Comthurkreuz 
I. Glaffe und dem Minifter-Refiventen am Königlich 
Baperifhen und Königlid Württembergifchen Hofe, 
Legationdrath von Bofe, das Ritterkreuz des Verdienſt- 
Ordens zu verleihen. 

Se. Majeftät ver König haben dem vormaligen 
Bürgermeifter ver Stadt Leipzig, Geheimen Juſtizrath 
a. D. Dr. Johann Karl Groſſ, Ritter des Verdienſt— 
Ordens, das Comthurkreuz IL. Claſſe dieſes Ordens zu 
verleihen allergnädigſt geruhet. 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchniß. 


Officin der Berlagshanblung. 
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6. 
Ueber die Auslegung von 8. 41. der mittelft 
Allerh. Deeretö vom 12. März 1839. beftätigten 
Statuten der Leipziger Banf. 


Mitgetheilt von _ 
Herren —e in —n. 


In $. 41. der Statuten der Leipziger Banf, 
welche befanntlih von einem in Leipzig zuſammen⸗ 
getretenen proviforischen Banfcomite entworfen unb 
nah erlangter Allerhöchfter Betätigung in dem 
Geſetz⸗ und Berordnungsblatte für das Königreich 
Sachſen (Jahrg. 1839. Seite 56 flg.) veröffentlicht 
worden, ift wörtlich Folgendes enthalten: 

„Wenn e8 die Bank für nöthig findet, kann fie 
ihre fämmtlichen Noten und Bankeaſſenſcheine 
mittelt öffentlicher Befanntmadhung ($. 9.), 
unter Befimmung einer präclufiven Frift von 
wenigftens 6 Monaten, einrufen, und gegen 
neue, von ben alten ſich deutlich unterfcheidende, 
ohne allen Aufenthalt unentgeldlih umtaus 
ſchen.“ 
Von dieſer Beſtimmung machte die Leipziger Bank 
im Jahre 1851 Gebrauch. Sie erließ deshalb einen 
in ben $. 9. ber Statuten bezeichneten öffentlichen 
Blättern befannt gemachten Aufruf folgenden In- 
halte: 
„Leipziger Bank. 

Wir finden und veranlaft, von den von uns 

audgegebenen Banknoten diejenigen Appoints auf 

20 Thaler im 14- Thaler Fuß lautend, 
welche noch nicht mit der guilodhirten Bignette 
auf der Rüdjeite verfehen find, hiermit einzu« 
rufen. 


Heue Folge Bweiter Jahrgang. 





Indem wir zum ungeläumten Umtaufch dieſer 
Gattung Banknoten & 20 Thaler, welde jene 
erwähnte Vignette auf der Rüdjeite nicht 
haben, hiermit auffordern, bemerfen wir nur noch, 
daß nad $. Al. unferer Statuten nach Ablauf von 
6 Monaten, fomit 

Ende Februar 1852, 
bie oben bezeichneten Banknoten a 20 Thaler, welche 
bis dahin nicht zur Einwechfelung gelommen, für 
präcludirt erachtet wefden. * 
Leipzig, den 25. Auguſt 1851. 
Die Leipziger Banf. 
Heint. Poppe, Friedr. Hermann, 
Vorfigender. Vollziehender.“ 

Im April 1852 ſtellte nun Dr. M. zu L. bei dem 
Stadtgericht zu Leipzig gegen die Banf eine Klage 
an, in welcher er anführte, daß er am 2. April 
1852 der Bank zwölf Stüd Banknoten a 20 Thaler 
zur Einlöfung gegen baares Geld präfentirt, daß 
jedoch die Banf fich deren unter Bezugnahme auf 
den obigen Erlaß geweigert habe. Diefe Weigerung 
gefchehe offenbar mit Unrecht, weil die Banf nad 
$. 38. ihres Status die Pflicht habe, ihre Banks 
noten auf Berlangen fofort gegen baare Zahlung 
umjutaufchen, was überdies auch in den fraglichen 
Banknoten felbft ausdrüdlich verſprochen fei, und 
weil $. 41. des Statuts der Bank höchſtens gegen 
ein Verlangen des Umtaufches gegen neue Bank— 
noten von gleichem Betrage, keineswegs aber gegen 
das Verlangen baarer Zahlung zu ftatten fommen 
fönne. Er beantrage demnach, bie Banf zur 
Zahlung des Betrages der qu. zwölf Stüd Banf- 
noten gegen deren Zurüdgabe, nebſt Verzugs— 
jinfen von Zeit erhobener Klage zu verurthei- 
len. — 
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Die Bank wendete bagegen ein, baf bie betrefs 
fenden Banfnoten eben ſolche feien, welche von ihr 
mittelft der vorgebachten öffentlichen Bekanntmachung 
eingerufen worben, und daß fie nunmehr, nachdem 
ber Präclufivtermin abgelaufen, zu deren Einlöfung 
gegen baares Geld nicht mehr verpflichtet jei, indem 
$. 41. des Banfftatuts, wenn bie darin getroffene 
Beftimmung überhaupt eine bem Wefen und bem 
Zwede bed Banfinftituts entiprechenbe fein folle, 
nur jo verftanden werben dürfe, daß danach bie 
fämmtlichen, innerhalb der für bie Eintauſchung ges 
fegten Frift nicht präfentirten Noten nach Ablauf 
biefer Friſt ald ungültig und werthlos anzuſehen, 
zum wenigften bie Banf nicht für verpflichtet zu 
halten, diefelben buch baare Bezahlung bes Betrags 
oder duch Einwechſelung gegen neue Papiere als 
noch gültig anzuerfennen. | 

Diefe Interpretation wurde jedoch in dem hier: 
auf ergangenen Erfenntniffe des Stadtgerichts 
zu Leipzig nicht gebilligt, vielmehr die Bank ber 
Klagbitte gemäß verurtheilt, die in der Klage ges 
dachten zwölf Stüd Banknoten A 20 Thaler gegen 
baare Zahlung umzutauſchen, und daher dem 
Kläger gegen Zurüdgabe diefer zwölf Stüd Bank— 
noten die Summe von 240 Thalern nebft Zinfen 
bes Berzugs von erhobener Alage an zu bezahlen, 
bemfelben aud die verurfachten Procefkoften zu 
eritatten. 

Diefe Entjcheidung ift auch auf die von dem 
Bankdirectorio dagegen eingewendeten Rechtsmittel 
fowohl von dem Appellationsgerichte zu Leipzig in 
zweiter, als auch bezüglich der Hauptfache von dem 
DOberappellationdgerichte in britter Inſtanz beftätigt 
und von dem Oberappellationdgerichte nur in Betreff 
bes Koftenpunftes zu Gunften der Bellagten refor— 
matoriſch — auf Eompenfation derſelben — geſprochen 
worben. 

Die Gründe diefer Entfcheidungen werden für 
das juriftifche Publitum von Interefe fein und daher 
nachftehend mitgetheilt. 

I. Entfheidungsgründe zum Erfenntniffe 
des Stadtgerichts zu Leipzig. 

„Bei Entfcheidung der gegenwärtigen Rechtsſache 
hat man nur der Anſicht des Klägers beitreten fün- 
nen, und es haben hierzu, außer den fol. — aufs 
geftellten Gründen, noch folgende Erwägungen 
geführt: 

Bellagte hat bei Auslegung der $. 41. den wich— 
tigen Umſtand außer Acht gelaffen, daß nach $. 9. 
ber Statuten von 1839, auf welche ſich $. 41. ftügt, 
bie Beflagte öffentliche Aufforderungen, Einladungen 
und Bekanntmachungen rechtsverbindlich über: 
haupt nur an ihre Actionäre erlafien darf, und daß 


nur gegen biefe ber Eintritt der nah Maaßgabe ber 
Statuten mit den Aufforderungen verknüpften Rechts⸗ 
wirfungen begründet wird. Eine ſolche Beftimmung 
ift dem eigentlichen fatutarifchen Rechte ganz ange— 
meflen, und es wirb hiernady ber Sinn, den Kläger 
der 8.41. beilegt, völlig harmonisch. Der Gefepgeber 
hat bei Beflätigumg der Statuten in den Worten ber 
8. 41. der Beklagten das erorbitante Necht, ihren 
Gontractögläubigern zu Geltendmachung ber biefen 
gegen fie zuſtehenden Rechte eine präclufive Frift zu 
beftimmen, gar nicht eriheilen wollen, weil er ihr 
im $. 9. überhaupt nur das Recht gegeben hatte, an 
die zur Erwerbögefellfhaft gehörigen Individuen 
(die Actionäre) Aufforderungen mit rechtlicher Wir— 
fung zu erlafien. Das g. 41. gedachte Recht, Die 
Inhaber von Banfnoten, aljo auch außer der Geſell⸗ 
ihaft ftehende Individuen, zum Umtaufche der Noten 
gegen andere Noten mit Beitimmung einer Präclufiv« 
frift aufgufordern, ftand der Gefellfchaft an ſich ſchon 
zu; denn die Damit zu verbindende Präclufive enthält 
nıchtö weiter, ald das Zurüdziehen der offerirten 
Gegenleiftung, das Aufhören des Umtauſches neuer 
Noten gegen die alten. Jeder Schuldner fann nad 
privatrechtlihen Grundfägen feinem Gläubiger ders 
gleichen machen und zugleich eine Präclufivfrift für 
die Annahme beftimmen. Daß hingegen der Geſetz— 
geber da, wo es fih um wirflihen Berluft von 
Privatrechten handelt, einen weit größern Schutz 
diefer Rechte für nöthig geachtet habe, geht aus 
ben Beftimmungen klar hervor, welche $. 115. ber 
Statuten für den Fall der Auflöfung ber Banf ge- 
troffen find. In diefem Falle find die Inhaber von 
Banknoten zum Umtaufche derjelben gegen baares 
Geld binnen einer Bräclufivfrift aufzufordern, und 
obſchon fich bei einer öffentlien Bekanntmachung 
ber Auflöfung der Bank jeder Roteninhaber jelbft 
fagen kann, daß die Noten nun wohl aufhören 
müffen, ftatt baaren Geldes zu circuliren, fo verliert 
er fein Recht doch nicht, wenn er binnen ber Prä- 
elufivfrift die Noten nicht zum Umtaufche gegen 
baares Geld umtaufcht; vielmehr ift der Geldbetrag 
der nicht präfentirten Noten gerichtlich niederzulegen, 
und num erit wird eine formliche Edictalladung ber 
Inhaber der fraglihen Noten, und zwar bei Ver— 
luft ihrer Anfprüche, erlafien. 

Daß die Sächſiſche Gefepgebung in ähnlichen 
Fällen die Privatrechte ftetd möglicht ficher geftellt 
und fie nicht der Willfür und ſchwankenden Beſtim— 
mungen überlafien hat, ergiebt fi beutlich aus 
denjenigen Anordnungen, welche bei Ausgebung 
neuer Gaffenbilletd und Einziehung ber ältern in 
Sachſen getroffen worden find. Als im Jahre 1819 
die früher in Circulation gefegten Eafjenbillets ein- 
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gezogen werben follten, wurde vom Geſetzgeber 
bereitd unter bem 1. October 1818 ein bejonderes 
Edict erlaffen (Gefegfammlung von 1818. ©. 45 fly.) 
und in bemfelben eine vom 1. Juli 1819 bis 30. Juni 
1820 dauernde Frift zur Auswechfelung beftimmt, 
und zwar bergeftalt, daß bie Auswechſelung der 
alten bei Verluft derſelben zu erfolgen hatte, 
indem diefe nach Ablauf diefer Frift nicht weiter 
gültig fein follten; ber Gefepgeber behielt ſich fogar 
vor, in einzelnen Fällen auch nach Ablauf der PBrä- 
elufiofeit Ausnahmen eintreten zu laſſen, und es 
mußte das Ebdict, folglih aud die Androhung 
bes Berluftes, und der Eintritt der Ungültig- 
feit, außer in der Gefepfammlung, auch noch in 
inländijchen und ausländifhen Blättern befannt ges 
macht werden. Eben fo wurde, ald nach Gintritt 
des 14» Thaler- Münsfußes die Eafjenbillets von 
1818 in dergleichen nach neuer Währung umgewans 
delt werden follten, das Königl. Finanzminifterium 
durch ein befondered mit den Ständen vereinbartes 
Geſetz vom 16. April 1840 zu Anberaumung einer 
zwölfmonatlichen Frift behufs der Umtaufchung der 
ältern Eafjenbillets gegen neue dergleichen oder gegen 
baares Geld, und nad Ablauf biefer Frift zu Ans 
ordnung einer anderweiten Präclufivfrift, nad 
welcher die nicht präfentirten Billets für völlig 
werthlos geachtet werden jollten, autorifirt; bie 
zwölfmonatliche Friſt wurde erft mittelft Berorbnung 
vom 15. September 1842 für bie Zeit vom 1. Januar 
bis 31. December 1843 feftgefegt, und durch Vers 
orbnung vom 9. November 1843 wurde beftimmt, 
daß ber Umtaufch bis 1. März 1844 ftatifinden, von 
ba aber die ältern Billets als völlig werthlos 
betrachtet werden follten, auch wurben zu Bekannt⸗ 
machung biefer Präckufivfrift in öffentlichen Pro— 
vinzial- und Localblättern die betreffenden Behörden 
und Öbrigfeiten befonders ermächtigt. 

Sollte nun bei einer jo ängftlichen Ueberwachung 
ber Privatrechte rüdfichtlih ded vom Staate aus— 
gegebenen Papiergeldes der Geſetzgeber biefelben 
Rechte einer fo formlojen Beitimmung, wie fie $. 41, 
der Banfftatuten enthält, haben preis geben und 
mit den gebrauchten Worten den Sinn haben verbins 
den wollen, ben bie Bellagte damit verbindet? 

Daß er dies nicht gewollt habe, geht auch noch 
aus einer fpätern gefeglihen Beftimmung hervor. 
Als nämlich der landitändifchen Hypothefenbanf für 
das Markgrafthum Oberlaufig, außer andern Pri— 
Dilegien, auch das Recht, Banknoten ftatt baaren 
Beldes auszugeben, mittelft Decreis vom 17. April 
1850 verliehen wurde, wurde ihr zugleich das Recht 
ertheilt, auch während ihres Foribeſtehens ſowohl 
ſaͤmmiliche Noten, als auch einzelne Serien berjelben 


wieder einzuziehen; auch hier wurbe eine Präclufiv- 
frift von 6 Monaten feftgefegt; ed wurde aber 8.36. 
ber abgeänderten Statuten (S. 111. ber Gefegfamm- 
lung von 1850.) ausdrüdlich angeordnet, daß bie 
öffentliche Belanntmahung unter ber Verwar— 
nung au erlaffen fei, daß die nicht präfentirten Noten 
für ungültig würden erklärt werden. Hier hat der 
Gefepgeber das Präjudiz angeorbnet und eine damit 
erlafiene Aufforderung würde den Verluft von Pri— 
vatrechten herbeiführen. Hat er aber hier ein foldhes 
Praͤjudiz und die Beifügung deſſelben in die Aufs 
forderung für nothwendig erachtet, um einen folchen 
Berluft herbeizuführen, fo läßt fh nicht annehmen, 
daß er Daffelbe gewollt habe, wenn er $. 41. ber 
Statuten der Leipziger Banf blos eine Aufforderung 
zum Umtaufche mit Beftimmung einer Präclufivfrift 
fanctionirte. 

Daß biergegen ſolche Argumente, wie fie bie 
Beklagte fol. — vorgebradht hat, „es müffe nämlich) 
ber Verluft von Privatrechten durch die $.41. darum 
fanctionirt worden fein, weil außerdem ber Aufruf 
feinen praftifchen Sinn haben würde, und weil bie 
Geſchäftsverhältniſſe der Bank es erforderten, baß 
mit der Präclufivfrift der Verluſt des Rechts ſelbſt 
eintrete”, nicht von Einfluß fein fönnen, bedarf 
faum einer Nachweiſung. Welche Nachtheile des 
öffentlichen Berfehrs und im Intereffe des Banks 
inftituts baraud hervorgehen jollen, wenn neben ben 
Noten mit einer Vignette auf der Nüdfeite auch noch 
dergleichen ohne eine ſolche circulicen, darüber ift 
Beklagte den Nachweis ſchuldig geblieben; in der 
Vignette kann der Grund nicht liegen, denn dann 
würde die Beflagte dergleichen überhaupt nicht auss 
gegeben haben; dem Eredite ber Banf fann dadurch 
aud) nicht gefchadet werden, benn er ruht auf ganz 
andern, viel wichtigern Dingen. Mag aber das 
Intereſſe fein, welches es wolle, immer bleibt es 
nur ein Interefje, und biejem ftehen wohlerwor« 
bene Rechte entgegen; um eine Auslegung für ben 
Verluft diefer Rechte herbeizuführen, fönnen bie 
Interefien des Berpflichteten niemald maaßgebend 
fein. Wenn aber der Sinn, der aus ben Worten 
ber $. 41. an ſich hervorgeht, dem Zwecke nicht ent« 
ſpricht, den die Beklagte damit beabfichtigt hat, oder 
wenigftens damit beabfichtigt zu haben behauptet, 
fo ift ihr entgegen zu halten, daß, wenn irgendwo, 
der Rechtsfag hier Anwendung zu finden hat: inter- 
pretatio facienda est contra eum, qui clarius loqui 
debuisset, Wollte die Banf mit der dem Aufrufe 
zur Umtaufchung beizufügenden Präclufive den Sinn 
verbinden, daß der Inhaber von Noten auch mit 
dem Rechte, baares Geld für dieſe zu fordern, aus⸗ 
geichlofien fein follte, fo mußte fie dieſen Sinn aus⸗ 
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drüden, fie mußte fich deutlicher ausfprechen, eben 
fo deutlich, wie ſich die landſtaͤndiſche Hypothefens 
bank für das Markgrafenthum Oberlaufig $. 36. 
ihrer Statuten ausgeſprochen hat (pag. 111. ber 
Geſetzſammlung von 1850.); fie mußte ſich aber 
neben der Beftätigung folcher deutlicher Worte auch 
das Recht ertheilen laffen, nicht blos ihre Actionäre, 
fondern aud) die Inhaber von Banknoten bei Verluſt 
ihrer Rechte vorzuladen. 

Da nad allem dieſem die Entfcheibung nichts 
weniger als zweifelhaft fein fonnte, jo lag auch Fein 
Grund vor, die Bellagte, als fhuldigen Theil, von 
der Verpflichtung zur Erftattung der Proceffoften 
freizuſprechen.“ 

lI. Entiheidungsgründe zum Urthel des 
Appellationsgerichts zu Leipzig. 

„Beklagte vermifen BE. — zunaͤchſt eine fpecielle 
Beurtheilung besjenigen, was fie Bl. — zu ver- 
meintlicher Widerlegung der von ber erften Inftanz 
Bl. — im Allgemeinen gebilligten Einwendungen 
des Klägers Bl. — angeführt haben. 

In diefer Hinficht ift zu Bl. — Bolgendes zu 
bemerfen: 

ad Bl. — 

Die Worte des $. 41. der Statuten (Geſetz⸗ unb 
Verordnungsblatt für 1839. pag. 64.) können nicht 
fo ausgelegt werden, daß die einzelnen mit „und“ 
verbundenen Säge deſſelben aus einander geriflen 
werben, und Beklagte hiernady der Bank das Recht 
vindiciren, die Noten entweder behufs der Ein- 
löfung gegen baares Geld, oder behufs des Aus- 
taufches gegen andere Noten gleichen Betrags eins 
zurufen. Um biefen Sinn deutlich erfennen zu 
laffen, hätte theild das Wort „einrufen‘ einer 
fpecielleren Begrifföbeftimmung Dur Beifag anderer 
Worte bedurft, theild ftatt des Wortes „und“ das 
Wort „oder“ gewählt werben müflen. 

Könnte aber auch jene Beſtimmung in einem 
anderen, namentlich in dem von den Bellagten ans 
gerufenen Sinne alternativ audgelegt werden, fo 
würde doch, da es ſich um ein Privilegium handelt, 
bie Interpretation gegen die Beklagten zu machen 
fein. 

Hierüber fprechen für bie erfterwähnte Aus: 
legung, beziehentlih gegen die Argumentation der 
Bellagten, nod) folgende Momente: 

a. Die Beitimmung des $. 38. und 40., daß 
Banknoten auf des Vorzeigerd Verlangen von ber 
Bank fofort gegen baare Zahlung umzutaufchen find, 
fann durch $. Al. nicht als aufgehoben oder als 
zeitlich) beihränft betrachtet werden. Es fann baber 
bie Schlußbeftimmung dieſes Paragraphen nur ben 
Einn haben, daß in dem Falle des Einrufes den 


Probucenten, wenn fie ed wünfchen, nicht wenn «6 
der Bank beliebt, unentgeldlih andere Banknoten 
gleichen Betrags ald Nequivalent ausgehändigt wer 
den, jedenfalls aber auf ber Producenten Berlangen 
die eingerufenen Noten baar einzulöfen find, indem, 
felbft angenommen, daß die Producenten zunächſt 
neue Noten anzunehmen hätten, boch in bemjelben 
Augenblide die Verbindlichkeit der Banf, ſolche baar 
einzulöfen, erifticen würde, fomit alfo jene Beftim- 
mung, wenn fie der Bank das Recht geben follte, 
in dem Falle des Einrufs zunächſt neue Noten 
zu offeriren, etwas ganz Unpraftifches enthalten 
würde, | 

MWollte man aber annehmen, daß für ben Fall 
bes Einrufes die Verbindlichkeit fofortiger baarer 
Einlöfung cefire, fo würde hierdurd) die Banf ein 
Mittel haben, fich beliebige Moratorien zu verichaf- 
fen, indem fie, einen Aufruf dem andern annecti- 
rend, den Producenten der alten Noten neue, und 
denen ber neuen wieder andere und fo fort geben 
fönnte. 

Iſt aber hiernach ber mit „und“ eingeleitete 
Nachſatz offenbar nur zu dem Zwede da, um bem 
Inhaber der Noten ein Recht zu geben, flatt des 
von ihm zu irgend einem Zwede angefchafften, gegen 
baared Geld in manden Beziehungen bequemen 
Werthsausgleiches einen andern berfelben Art uns 
entgeldlich zu verlangen, fo muß dieſer Nachſatz auch 
als eine Befchränfung des Borbderfaged anerkannt 
werben, als wodurch fich zugleich die Trennung bei— 
der Süße ald unthunlich darftellt. 

b. Gegen das Argument Bl. —, daß es ber 
Bank freiftchen müfje, eine Gattung Noten gaͤnzlich 
aus dem Berfehre zu entfernen, erregt das Wort 
„ſämmtlichen“ in $. 41. Bedenken. 

Iſt nämlich der Bank das Recht ertheilt, ihre 
jämmtlichen Noten einzurufen, fo liegt, zumal es 
fi) hier um ein Privilegium handelt, darin noch 
nicht nothwendiger Weife Das Recht, einzelne Claſſen 
von Noten einzurufen, da nicht angenommen werben 
fann, daß diefes Wort ein ganz müßiges iſt, was 
es fein würde, wenn ber Gegenfag „oder einzelne 
Gattungen bderfelben” nicht dabei gedacht worden 
wäre. 

Gilt nämlich an fich die Negel: Non debet, cui 
plus licet, quod minus est, non licere (L. 21. D. 
d. R. J., [L. 17.]), fo ift fie doch nicht ohne Aus—⸗ 
nahme, 

elr. Ph. Matthaei, Comment. in extr. Pand. tit., 
qui est de Div. R. J. Marp. 1660. ad L. 21. cit. 

No. 16 seq. pag. 149. 
und insbefondere ift dann bie Anwendung Diefer 
Regel bedenflih, wenn fie von dem Privilegiatus 
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gegen ben non Privilegiatus unter Umftänben ange- 
wendet werden foll, wo nach Befinden für legteren 
Nachtheile daraus entftehen können, wie dergleichen 
mit Rüdficht darauf denkbar find, daß biefe Noten 
feinen Zwangscourd haben, und nun in Folge bed 
Einrufes einer Gattung bei Leuten, welche die Ver— 
hältniffe nicht genau fennen, bie Annahme auch 
anderer Oattungen ſolcher Noten Bedenken erregt, 
obfhon fie, abgefehen von diefem an fich ungegrün» 
deten, jedody im Rechtswege nicht zu befeitigenden 
Bedenken, die Annahme nicht beanftandet haben 
würden, fomit aljo auch die Befiger uneingerufener 
Noten, welche dergleichen angefhafft haben, um eine 
größere Zahlung zu leiften, in die Lage fommen 
fönnen, fich mit Unfoften für Transport und Pro- 
vifion einen mit Zwangscours verfehenen Werthe- 
ausgleicher anzufchaffen. 

Es gewinnt aber dieſes Bebenfen noch mehr an 
Gewicht, wenn man berüdfichtigt, daß bei den 
Statuten eines anderen, des BI. — gedachten Bank— 
inftitut8 das betreffende Recht ausdrüdlich dahin 
ertendirt ift, fowohl fämmtliche Noten, als eine 
Serie ober Liter berfelben einzuziehen, was 
beutlih darauf hinweift, daß in dem Geichäftöver- 
fehre zwifchen beiden Modalitäten ein Unterfchied 
bemerkbar ift. 

Auch läßt fih nicht, wie Bellagte BI. — ans» 
nehmen, ein Argument für die gegentheilige Mei- 
nung daraus herleiten, daß letztere dem Intereſſe 
ber Bank, d. h. deren Actionären, förderlich iſt, und 
fomit der Staat präfumtiv die legtere gewollt habe, 
da biefer zwar barüber zu wachen hat, daß das 
Privilegium nicht zum Nachtheile der Privaten 
ertendirt werbe, keineswegs aber darüber, daß Die 
Statuten, mo fie ihrer von den Actionären felbft 
gewählten Fafjung nad) für die Privaten minder bes 
läftigend find, eine das finguläre Recht ertendirende 
Faſſung erhalten. 

Endlich ift zu BI. — entgegenzubalten, daß ber 
Einruf, auch wenn er mit der Praͤcluſion des Rech— 
tes, Umtaufch gegen baares Geld zu verlangen, nicht 
verbunden ift, jedenfalls die Wirfung in dem ges 
meinen Verkehr hat, daß alle die, welche mit ber 
betreffenden lex specialis nicht völlig vertraut find, 
oder nicht fofort Zeit und Gelegenheit haben, ſich 
mit berfelben vollfommen befannt zu machen, wie 
bereitd oben angedeutet worden, bie Annahme der 
Noten als Geldeswerth vermeiden werden, und fomit 
biefe Noten von felbft der Bank zufließen, ebenfo 
aber befien Wirfung nad) Befinden dann in Betracht 
fommen wird, wenn es ſich, worüber jedoch zur Zeit 
eine fpeciellere Auseinanderjegung bedenklich fällt, 
um die Einlöfung von Falfificaten handelt, 


B. 

Bellagte wenden fih Bl. — zu einer Wider 
fegung ber fpeciellen Rationen ber erften Ins 
ſtanz. 

Allein das daſelbſt Bemerkte kann zwar dar⸗ 
legen, daß bie Faſſung der Statuten eine mangel« 
hafte ift, feinedwegs aber dahin führen, Auslegungen 
gegen bie Privaten zu befürworten, welche dem 
Wortlaute der Statuten entgegenlaufen. 

Eben fo fann 

ad dl. — 

die Analogie, welche die erfte Inftanz für Beurthei- 
lung des vorliegenden Falls aus $. 115. hergeleitet 
hat, nur eine gewichtige genannt werden, und mag 
hierbei noch barauf aufmerkſam gemacht werden, daf 
zu Widerlegung dieſer Analogie auf die angebliche 
Verſchiedenheit der Praͤcluſivſriſt ſchon um beswillen 
nicht Bezug genommen werden fann, weil bie Die- 
pofition dieſes $. 115. über das Verfahren nad 
Ablauf der erften dreimonatlichen Frift den Inhabern 
von Noten für den Austaufch gegen baares Geld im 
Ganzen eine bei weitem längere Frift, als bie in 
$. 41. gedachte fechsmonatliche fichert. 

Weiter ift ed 

ad Bl. — 

allerdings von Gewicht, daß bie Dispofttionen bes 
Staates in Betreff des eignen ‘Papiergeldes, im 
Falle der Devalvation, für den Inhaber günftiger 
gewefen find, ald bie, welche bie Bank für ſich in 
Anfpruh nimmt, und daß das von ber Staats» 
tegierung in Ausficht geftellte discretionäre Ermeſſen 
in Betreff der Ausdehnung der Praͤcluſivfriſt theils 
an fich, theils durch die Mitwirkung der Stände bei 
verfchiedenen Acten der Staatögewalt eine ficherere 
Bafis hat, ald die Billigfeitsauffaffung Einzelner, 
bei denen unmittelbare pecuniäre Intereffen vor- 
walten. 

Nicht minder fommt 

ad Bl. — 

in Betracht, daß auch die Beftimmung $. 36. ber 
Statuten der Oberlaufiger ftändifchen Banf nicht der 
Art ift, daß daraus ohne Weiteres folgt, daß mit 
Ablauf der darin gedachten fechdmonatlichen Prä- 
clufivfrift die Inhaber von Noten jedes Anſpruchs 
auf Gewährung ber Baluta ohne Weiteres verluftig 
gehen, 

ingleichen 

ad dB. —, 
daß die Infertion eines Präjudizes ohne gefepliche 
Ermächtigung dazu wirkungslos, das inferirte aber 
mehrbeutig ift, und eben nur darauf bezogen wers 
den kann, was $. 41. der Bankftatuten ald Norm 
giebt. 


22 


C. 

Für ben conereten Fall ift endlich auch darauf 
Bezug zu nehmen, baf es 

a. zweifelhaft erjcheint, ob die Bl. — angezeigte 
Veränderung ber Rüdieite der älteren Noten materiell 
ber Bedingung entfpricht, wie fie im $. 41. für ben 
Fall der Einrufung geordnet ift, und ob 

b. bie Bl. — gewählte Bezeichnung formell eine 
genügenbe ift, ſowohl 

c. daß nach allen den vorerwähnten Gründen 
die Frage dahin geftelit bleiben kann, ob, jelbit ans 
genommen, ed habe eine Einrufung mit der Wir- 
fung, baß bie zu einem Austaufche nicht rechtzeitig 
eingelieferten Noten in feiner Weife von der Banf 
zu vertreten feien, erfolgen fünnen, die hierauf be- 
züglihe Erception Bl. — in genügender Weife vor- 
geihügt iſt. ä 


Unter diefen Umftänden war die vorige Entſchei— 
dung, jowohl in der Hauptjache, ald den Koftenpunft 
‚ anlangenbd, zu bejtätigen, auch fein Grund erkennbar, 
warum Beklagte mit Erftattung der Koften bes 
Rechtsmittels verſchont werben mögen.’ 

Il. Entiheidungsgründe bes Oberappella- 
tionsgerichte. 

„Die Beitimmung der Statuten der Leipziger 
Bank, um deren Auslegung es fich im vorliegenden 
Rechtöftreite handelt, bezieht fich ber ihr angewiefe- 
nen Stellung und dem ganzen Zufammenhange 
nach offenbar blos auf den Fall der Einrufung ber 
Banknoten und Bankcafjenfcheine zum Behufe der 
Umtaufhung gegen neue dergleichen, keines— 
wege auch auf eine etwaige Einrufung zum Zwecke 
ber Umtaufhung gegen baares Geld. Kür 
legtere Operation, diefelbe außer Verbindung gebacht 
mit ber Auflöfung des ganzen Inftituts, welcher 
Ball in $. 115. vorgefehen ift, fehlt ed in den Status 
ten überhaupt an einer Beftimmung, fei ed nun, 
daß die Verfaſſer der Statuten an die Möglichkeit, 


bag während des Beſtehens ber Banf zu einer. 


Aufgebung bed Vortheils, welcher der Banf aus 
bem derſelben verlichenen Befugniffe zur Emiſſion 
von Papiergeld offenbar erwähft, Veranlaffung 
vorhanden fein werde, gar nicht gedacht haben, was 
allerdings das Wahrfcheinlichere ift, oder daß fie in 
Hinfiht auf die nahe liegende Leichtigkeit, ihr Pas 
piergeld auf andere Weije nach und nach aus dem 
Verkehre zu ziehen, wozu es nur einer gänzlichen 
Siftirung der Wiederausgabe der an die Bank 
zurüd gelangenden Banfnoten und Eafjenjcheine 
bedürfen würde, ed nicht für nöthig erachtet 
haben, in gedachter Beziehung eine befondere Vor—⸗ 
fehung, die am natürlichften in dem Vorbehalte 


eines Kündigungsrechts hätte beftehen fünnen, zu 
treffen. 

Hält man nun aber daran feft, daß $. 41. ber 
Statuten blos den Fall der Einrufung des Bank— 
papiergelbed zum Zwede der Umtaufhung 
gegen anderes dergleichen, in der äußeren Form 
von dem älteren verjchiedenes, vor Augen hat, — 
wohin auch bie rein grammatifalifche Interpretation 
der Paragraphe führt, da das Wort „einrufen‘ 
durch das an fich einen copulativen Sinn ausbdrüdende 
Wörtchen „und“ mit dem Rachfage „gegen neue ıc. 
umtaufchen‘ verbunden ift, während man bem ge- 
dachten Berbindungsworte „und“ einen bidjunctiven 
Sinn beilegen und ed für gleichbedeutend mit „oder“ 
erklären müßte, wollte man ben der Banf nachgelafs 
fenen Eintuf ihres Papiergeldes als ein befonderes, 
mit dem Umtaufche gegen neues nicht in untrennba- 
rem Zufammenhange ftehendes Befugniß anfehen, — 
fo folgt ohne Weiteres auch von felbft, Daß man die 
präclufive Frift, welche die Banf das Recht hat 
zum Zwede der gedachten Maaßregel zu beftimmen, 
junächft nur auf diefen Zwed wird beziehen und zu 
diefem veritattet anfehen fönnen, mit anderen Wor- 
ten: daß, wenn die Banf für die Einrufung ihrer 
Noten und Eafjenfcheine zu dem Behufe, um beren 
Umtaufch gegen andere gleiche Werthspapiere, die 
nur in der äußeren Form von den alten fich unter- 
jcheiden, zu bemwirfen, eine Bräclufivfrift zu ftellen 
berechtigt fein foll, die Folge der Nichtbeobachtung 
biefer Frift nur darin beftehen könne, daß fpäter 
präfentirte Roten oder Banfcaffenjcheine nicht mehr 
auf Bertaufhung mit neuen Anfpruch haben, viel 
mehr von diefem Umtaufche, welder übrigens 
unentgeldlich zu bewirken, ausgeſchloſſen ſein 
follen. 

Beklagte wenden zwar biergegen ein, baß bie 
Herbeiführung blos dieſer Folge der Nichtbeobach- 
tung des Präclufivtermins eine völlig unpraftifche 
fein würde, bie von der Bank gar nicht beabfichtigt 
werben könne, wenn biefelbe von ber in $. 41. ihr 
ugeftandenen Berechtigung Gebrauch zu machen in 
den Fall fomme, weil, wenn ben nicht präfentirten 
Banknoten oder Gafjenfcheinen blos der Umtaufch 
gegen neue bergleihen Papiere verjagt fein folle, 
nicht auch diefelben gleichzeitig für ungültig und 
werthlos erachtet würden, niemand fich beeilen werbe, 
ben Umtaufch zu bewirken, und baher ihr älteres 
Papiergeld nad) wie vor in Eirculation bleiben werde. 
Sie behaupten daher, daß der anzubrohenden, reſp. 
angedrohten Präclufion die Bedeutung beizulegen 
fei, daß die Banf wegen der nicht präfentirten Roten 
und Gaffenfcheine auch von der in $. 38. und 40. 
ber Statuten ihr auferlegten Verpflichtung zur 
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fofortigen Umtaufchung berfelben gegen baare 
Zahlung an ben jedesmaligen Vorzeiger entbunden 
erachtet werden müfje. Allein biefer Anficht hat 
man auch in gegenwärtiger Inftanz nicht beizutreten 
vermocht. 

Wollte man auch zugeben, daß ber Zweck, wel: 
hen die Banf verfolgt, wenn fie von ber in $. 41. 
ber Statuten ihr zugeftandenen Berichtigung Gebrauch 
macht, nicht oder Body nur unvollfommen zu erreichen 
fei, wenn der Rechtsnachtheil der NRichteinreichung 
der Banknoten ıc. zum Umtauſche gegen neue inner- 
halb der geftellten Präclufivfrift nur darin beftche, 
daß nach Ablauf diejer Frift der Anſpruch auf unents 
geldliche Aushändigung neuer Noten gegen die alten 
ceffire, fo würde Dies doch noch immer feinen aus 
teichenden Grund an bie Hand geben, in bie frag« 
lihe Paragraphe ber Statuten bie Beftimmung eines 

Rechtsnachtheils für die Inhaber des Bankpapiers 
geldes hinein zu tragen, welche an ſich bei einer 
einfachen Feſthaltung an dem Wortlaute und ber 
Wortverbindung gezeigtermaaßen nicht barin liegt, 
und welche allerdings ald eine ganz erorbitante 
Ausnahme von dem gemeinen Rechte fich barftellen 
würde. Nur fo viel würde fih etwa aus ber gerin- 
geren Zwedmäßigfeit des Praͤjudizes bloßer Aus- 
ſchließung des eingerufenen ‘Bapiergelbes vom un— 
enigeldlihen Umtaufche gegen neues dergleichen 
entnehmen lafjen, daß es in der Abficht der Verfaſſer 
ber Banfjtatuten gelegen haben könne, ber Banf 
Das Recht der Werthloserflärung folcher nicht zum 
Umtaufche gegen neue präfentirten Banfnoten und 
Eafjenicheine beizulegen, und daß ed wohl auch 
awedentiprechend gewefen fein würde, wenn bie 
Bank ſich legteres Vorrecht von der Staatsregierung 
hätte eriheilen laſſen. Allein, wie jchon bie Erfläs 
rung der Gefege — benen man im Allgemeinen 
Das landesherrlich confirmirte Banfftatut beizählen 
mag — aus der Abjicht derfelben nur mit großer 
Borficht zuläffig ift, zumal wenn über den Grund 
ober Zwed ber ald mangelhaft bezeichneten Beitim- 
mung feine Gewißheit vorhanden, was überhaupt 
felten der Ball fein wird, fobald das Geſetz nicht 
felbft mit Haren Worten fi darüber ausſpricht, fo 
ift ed jedenfalls noch weit bebenflicher, bei der Inter— 
pretation ſich blos oder doch hauptfächlich nur von 
der Ruͤckſicht auf die größere Zwedmäßigfeit oder 
größere Conſequenz bes dadurch zu erlangenden 
Rejultates leiten zu lafien, indem ber Ausleger bier« 
bei fehr leicht den ihm zufommenden Standpunft 
verläßt und in die Sphäre des Gefepgeberd über- 
greift. 

(Savigny, Syſtem des heut. rom. Rechts, Bd. 1. 

$. 35. f.) 


Ungleich ficherer erfcheint noch, in fofern man 
nicht mit ber ftetd ben Vorrang verdienenden Erklaͤ— 
rung nach dem gewöhnlichen Wortlinne, von welchem 
nur bei völliger Zweifellofigfeit einer andern Wil— 
lensmeinung abgewichen werden darf, ausreicht, Die 
Erklärung des anjceinend mangelhaften Theiles 
eines Geſetzes aus einem andern Theile deffelben 
Geſetzes, oder auch aus andern Geſetzen, zumal 
wenn diejelben in der Zeit einander nahe ftehen und 
von demjelben Geſetzgeber herrühren. In diefer 
Hinficht ift aber ebenfalls bereits in den Entfceis 
dungsgründen ber vorigen Inftanzen nachgewiefen, 
baß eine Bergleihung der Vorfchriften in 88. 38. 
40. und 115. der Statuten keineswegs annehmen 
lafie, ed habe der Banf außer im Falle ihrer Aufs 
löjung, für welchen bejondere, allen Zweifel über 
den zu erwartenden Rechtönachtheil ausfchließende 
Borfichtömaaßregeln angeordnet worden, das Recht 
gegeben werden follen, fich der ihr ganz unbedingt 
auferlegten Verpflichtung zur fofortigen Umtaufchung 
ihres Papiergeldes gegen baared Geld an den jedes— 
maligen Vorzeiger unter irgend einem Vorwande zu 
entziehen, fo wie daß in neueren, ähnliche Verhält— 
nifje betreffenden Geſetzen zur Herbeiführung des 
Zwedes der völligen Entwerthung des vom Staate 
oder privilegirten Privatvereinen emittirten Papier- 
geldes bei nicht rechtzeitiger Präfentation deffelben 
zum Umtauſche gegen anderes, weit förmlichere 
Maapregeln angeordnet und befiimmtere Ausdrüde 
für nöthig erachtet worden, 

Ueberbies gehört $. Al. zu dem Theile der Sta— 
tuten, welcher bie der Banf ertheilten Vorrechte und 
Privilegien enthält, wie auch die Ueberſchrift bes 
betreffenden Abfchnittes befagt, und ba bie dem 
Wortlaute und der MWortverbindung derfelben ent— 
fprechende obenbemerfte Erklärung, wonach Das mit 
den Worten „unter Beftimmung einer präclufiven 
Friſt“ der Bank eingeräumte Recht der VBerhängung 
des Präjudizes der Ausfchliefung in Betreff bes 
bis zum Ablauf ber geftellten Friſt nicht präfentirten 
Bankfpapiergelded Tediglih von der Ausfchliefung 
von dem ferner noch zu bewirfenden „unentgeld« 
lichen‘ Umtaufche gegen neue Noten und Gaflen- 
fcheine zu verftehen, einen an fich Flaren und voll- 
ftändigen — wenn fchon von den Beklagten nicht 
ald ihrem Zwede und Bebürfniffe entfprechend er— 
achteten — Gedanken enthält, jo würde auch ſchon 
die in der Natur der Sache liegende Regel, daß 
Privilegien, infofern daraus Ausnahmen von dem 
allgemeinen Rechte, und namentlich Begünftigungen 
zum Nachtheile wohlerworbener Privatrechte dritter 
Perſonen, hergeleitet werden follen, nur ganz stricte 
zu erflären, den Ausſchlag im vorliegenden Falle 
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um fo gewifjer geben müffen, je tiefer offenbar durch 
die von den Bellagten vertheidigte Erklärung in die 
Rechte der Inhaber des Bankpapiergeldes als Gläu- 
biger der Bank eingegriffen werden würde, und je 
zweifelhafter e8 demnach ericheinen muß, ob bie 
4lfte $. des Statuts überhaupt oder wenigftens in 
der vorliegenden Faflung landesherrlich beftätigt 
worden wäre, wenn fie dad durch dieſe Erklärung 
hineingetragene Praͤjudiz des Berluftes bes Geld: 
werthes der Banknoten und Banfcaffenjcheine hätte 
enthalten follen. 

Nicht unbemerkt mag endlich bleiben, daß aud 
ber erlaffene Aufruf nicht einmal das Präjudiz der 
gänzlichen Entwerthung der bis zum Ablauf der 
geftellten Frift nicht zum Umtaufch gegen neue ein» 
gereichten Banknoten mit Deutlichkeit ausfpricht, 
und daß daher felbft in bem Falle, wenn das Statut 
ber Bank ein Recht dazu eingeräumt hätte (mas 
indefien gejeigtermaaßen zu reprobiren gewelen), es 
bedenklich hätte erfcheinen müflen, gegenwärtig dem 
Kläger gegenüber auf diefen Rechtsnachtheil zu 
erfennen. 

Bei dem allen hat bie Entſcheidung ber Sache 
fi nicht fo zweifellos dargeftellt, daß man bie 
Berurtheilung der Bellagten in die Proceß- und 
Appellationsfoften für ausreichend gerechtfertigt hätte 
erachten können. Es ift daher reformatorifch auf 
Gompenfation der Koften erfter und zweiter Inſtanz 
zu fprechen gewefen, woraus fih zugleich der zu- 
reichende Grund dafür ergiebt, daß man auch die 
Koften ber jepigen Inftanz compenfirt hat.’ 


Miscellen., 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 20. Stüd des Geſetz und Verorbnungds 
blattes für das Königreih Sachſen (v. 3.1853) enthält: 
No. 81. Verordnung, die Beftellung eined Landtags» 
wahlcommifjars betreffend; vom 3. November 1853. 
No. 82. Verordnung an jümmtliche Untergerichte, vie 
Beichleunigung der nad $. 18. der Ausführungäver- 
ordnung zum Prefgeiege vom 14. März 1851 zu er 
ftattenden Anzeigen betreffend; vom 7. November 1853. 
No. 83. Befanntmadung, die erweiterte Anwendbarkeit 
des Defterreichiich- Preußifchen Handels- und Zollver- 
trag® betreffend; vom 15. November 1853. No. 84. 
Verordnung, den Transport von Schüblingen und bie 
Einlieferung von Sträflingen und Gorrectionärs in die 
bezüglihen Anftalten betreffend; vom 14. November 





Rebacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


1853. No. 85. Decret wegen Beftätigung bed Regu- 
lativs für die Sparcafjenanftalt zu Nabeburg; vom 
29. October 1853. No. 86. Verordnung, die Be— 
kanntmachung des Staatsvertrags wegen gegenfeltiger 
Verpflegung erfranfter und Beerdigung verftorbener 
Angehöriger des anderen Staat betreffend; vom 17. 
November 1853. No. 87. Befanntmahung, die Ver: 
einigung der Steuerbezirfe Hobnftein und Pirna betref- 
fend; vom 22. November 1853. No.88. Verorbnung, 
den für Provorationen auf Ablöfungen für den 31. 
December 1853 anftebenden Präclufivtermin betreffend; 
vom 1. December 1853. — Letzte Abfendung: am 
10. December 1853. 


Ernennnuugen, Anftelungen, Eutlaffungen zc. 
Se. Königliche Majeftät haben den zeitherigen Pfarrer 
zu St. Johannis in Chemnig, Bernhard Adolph Lange 
bein, proviforiich zum Hülfsarbeiter in dem Minifterio 
des Gultus und Öffentlichen Unterrichts mit dem Titel 
und Range eines Kirchenraths zu ernennen gerubet; es 
fol derjelbe auch bis auf Weiteres an der evangeliſchen 
Hoffırche ald Prediger mit verwendet werben. 


Ce. Königliche Majeftät haben den früheren Yufti- 
tiar des königlichen Gerichts zu Niefa, Theodor Grafen 
zur Lippe Bieſterfeld-Weißenfeld, als Hülfsaffeffor bei 
dem Appellationdgeriht zu Budiſſin anzuftellen gnädigſt 
geruhet. 

Se. Majeſtät der König haben den bisherigen 
Referendar und Attaché bei der königl. Geſandiſchaft 
zu Paris, Friedrich Auguſt Curt von Lüttichau, zum 
Legationd« Gecretär zu ernennen und denſelben bei ver 
fönigl. Geſandiſchaft am königl. Preußiſchen Hofe an= 
zuftellen geruhet. 

Allerböchftviefelben Haben ferner Allergnadigſt ge— 
ftatten wollen, 

daß die Acceſſiſten im Minifterium des Ausmwärti- 
gen, Wolf von Zobel und Richard von Könnerig, 
beziehenplich zur Eönigl. Bundestags» Grfandefchaft und 
zur königl. Geſandtſchaft zu Paris als Attaché's ver- 
ſetzt, 

ſowie, daß die Rechtscandidaten Oswald Alerander 
von Feilitzſch und Wolf Hugo von Lindenau der 
koͤnigl. Geſandtſchaft zu Wien als Attaché's beigegeben 
werden. 


Der zeitherige Acceſfiſt bei ver Ober⸗Poſt⸗Direction 
zu Leipzig, Leutnant v. d. A. Arthur von Mandelsloh, 
iſt als Hülfsarbeiter daſelbſt angeſtellt worden. 


Todesfälle. Geftorben: am 29. November 1853 
der Geh. Finanzrath Schmieder, Ritter d. K. S. V.-D. 
in Dresden; am 17. December 1853 der Stadtrath und 
Advocat Emft Wilhelm Schmidt in Dresden. 
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T. 
1. Zu der durch Tegalen Antrag nothwendig 
gewordenen Einberufung einer Oewerfenverfamm: 
lung bedarf das Bergamt der Genehmigung des 
Oberbergamtes nicht. — 2. Bor Abhaltung der 
Gewerfenverfammlung Formen, an ſich nicht 
geſetzwidrige, darin zu behandelnde Anträge nicht 
Gegenftand bergamtliher Grörterung” behufs 
Beantwortung der Frage über ihre Zuläffigfeit 
fein. — 3. Protefle und Recurſe wider Be: 
rathung über dergleichen Gegenftände find nicht 
zu beachten. — 4. Weſen und Ausführung: der 
Gonfolidation. — 5. Erläuterung von 8. 14. 
des Geſetzes vom 22. Mai 1851, die Theilung 
ber Kure betreffend, 

- , Mitgetbeilt von 

Heren Av. F. in L. 

Die der nachftehend mitgetheilten Entſcheidung 
bed DOberbergamtes vom Mai 1853 zu Grunde 
liegenden factifchen Verhaͤlmiſſe ergeben fih aus. den 
Entiheidungsgründen. . 

„Dem Oberbergamte ift ber Bericht vom 12. März 
biefes Jahres vorgetragen worben, mit welchen das 
Bergamt Freiberg die in Sachen der Gonfolidation 
ber drei Berggebäude Himmelfahrt Fundgrube, Berg- 
manns Luft Fundgrube und Rudolph Erbſtolln aus 
Beranlafjung und bei Gelegenheit der diesfalls auf 
ben 7. Februar biefes Jahres anberaumt gewefenen 
Gewerfenverfammlung eingewendeten und beziehend- 
Tich weiter aufgenoumenen und ertendirten Recurfe 
zur Entfceidung in zweiter Inftanz angezeigt hat. 
Hierauf ift diefe Entſcheidung dahin zu faſſen ge- 


weien, baß ber Bl. — eingewendete und Bl. — 
anderweit aufgenommene Recurs als unbegründet 
au verwerfen ift, wogegen die übrigen Rechtsmittel 
fich durch geeignete, aus Nachftehendem fich ergebende 
Abänderung der bergamtlichen Reſolutionen, gegen 
welche fie gerichtet find, erledigen. Es find aber bie 
Recurrenten insgefammt zur antheiligen Berichtigung 
ber bucch ihre Rechtömittel veranlaßten Koften an— 
zuhalten. 8* — 

Zur Begründung dieſer Entſcheidung dient fol 
gende Darlegung: 


Der Grubenvorftand von Bergmanns Luft Fund» 
geube, 8. und Genofien, hat gegen die Abhaltung 
der anberaumten Gewerfenverfammlung überhaupt 
recurritt, es ift Diefem Recurfe auch noch von andern 
Gewerken beigetreten und derſelbe überhaupt gegen 
bie Gültigkeit aller in befagter Berfammlung zu 
fafienden Befchlüffe ertendirt worden. 

Der Antrag auf bie Zufammenberufung der 
Gewerfen war ausgegangen von der Mehrheit der 
Gewertichaften von Bergmanns Luft Fundgrube und 
Rudolph Erbitolln, jowie vom Grubenvoritand von 
Himmelfahrt Fundgrube, und es lag fomit für das 
Bergamt nach $. 111. des Gefepes vom 22. Mai 
1851 die Nothwendigfeit vor, dieſem Antrag zu 
beferiren. Da daſſelbe aber die Berfamnlung ans 
beraumen mußte, fo ward in diefem Falle die nach 
$.83. der Nusführungsverordnung vom 16, December 
1851 vorgefchriebene Cinholung oberbergamtlicher 
Genehmigung nicht für erforderlich erachtet; denn 
einer folhen bedarf das Bergamt offenbar nur ba, 
wo es eine Öewerfenverfammlung anberaumen will, 
nicht aber da, wo ed eine dergleichen anberaumen 
muß. 
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Die von ber Mehrzahl einer Gewerffchaft gefor- 
berte, oder von einem Grubenvorftand beabfichtigte 
Abhaltung einer Gewerfenverfammlung behufs ber 
Berathung über Bergbau und Grubenangelegen- 
beiten aber ift offenbar ein Act fo privativer Natur 
und bocumentirt fo beftimmt nichts, ald das völlig 
erlaubte Streben eines Theiles der moraliſchen Per- 
fon, buch eine Berfammlung ihrer phylifchen Per- 
fonen ihren Geſammtwillen auszufprechen, daß bie 
Trage, ob die beabfichtigte Abhaltung ftattfinden 
folle oder nicht, gar nicht zum Gegenftande amtlicher 
Erwägung erhoben werden kann. Gegen die Ab» 
haltung einer zur Berathung über Betriebs» und 
Rechtsverhältniffe ihrer eignen Grube einberufenen 
Gewerfenverfammlung zu proteſtiren und zu recur— 
riren, ift ein logifches Unding. Keine Gewertichaft 
fann buch Privarperfonen, in Folge einfeitiger 
Befürchtungen und darum eingewenbeter Protefte, 
behindert werben, über Angelegenheiten ihren Ge— 
fammtwillen auszufprechen, zu deren Beurtheilung 
fie der Natur der Sache und ben gefeglichen Vor⸗ 
fohriften nach competent if. 

Der Grund davon, daß es für Manden ben 
Anfchein gewinnen konnte, ald ob der fragliche Re- 
curs formell begründet wäre, mag barin liegen, daß 
das Bergamt die Gewerfenverfammlung anberaumte. 
Das Bergamt diente aber hierbei nur als Vermittler 
des von entiprechenden Anzahlen von Kurinbabern 
zu erfennen gegebenen Wunfches und mußte zu 
Diefer Bermittlung nach $. 111. des gedachten Geſetzes 
bienen. 

Hätten die Antragfteller ihren Antrag auf Ein» 
berufung einer Gewerfenverfammlung nicht an das 
Bergamt, fondern an die betreffenden Grubenvor- 
fände gerichtet, und wäre von biefen, wie das hätte 
geihehen muͤſſen, die Einberufung erfolgt, fo hätte 
von einem Recurs nicht bie Rede fein fönnen, weil hier 
die höhere Inftanz über den Grubenvorftänben fehlte. 

Daß der recurrirende Grubenvorfland von Berg- 
manns Luft Fundgrube die für mehrberegte Berfamm- 
lung auf die Tagesordnung gebrachten Berathungs- 
gegenftänbe für folche hält, welche mit ben gefeglichen 
Beſtimmungen nicht im Einklang ftehen, giebt noch 
feinen Grund ab, die Verſammlung felbft dem 
Wunſche der Inhaber einer hinreichenden Kurzaht 
gegenüber zu verhindern. Denn einmal verlegt die 
Abfiht einiger Kurinhaber, Beichlüffe zu faffen, 
welche die Rechte der übrigen Gewerfen beeinträdh- 
tigen könnten, dieſe Rechte noch nicht, nur erft die 
Faſſung ſelbſt und die Ausführung diefer Beſchlüſſe 
fönnte beeinträchtigen. Sodann hat nach $. 15. des 
Geſehes das Bergamt oder ein Commiſſar deſſelben 
darüber zu wachen, daß in der Gewerfenverfammfung 





nichts befchloffen werbe, was ben Gefegen zumiber 
läuft, und bei hierüber entftehenden Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten it die Entſcheidung in höherer Inftanz 
einzuholen. Ueberbem aber kann ja die Minorität 
in ber Berfammlung felbft noch die Majorität eines 
Befleren belehren, und bafern troß biefes Beftrebens 
Geſetzwidrigkeiten beſchloſſen würden, fo bleibt hier⸗ 
gegen bie Huͤlfe ber Behörden immer noch fiher genug. 
Verlangen enbli die Necurrenten, baß das 
Bergamt, ehe und bevor es bie Anberaumung der 
Gewerfenverfammlung im vorliegenden Falle anord⸗ 
nete, prüfen follte, ob eine Eonfolidation möglich 
fei, fo ift ein foldhes Anverlangen allenthalben uns 
gerechtfertigt; ja die Behörde würde ſich durch eine 
folhe Prüfung eines Eingriffs in die freie Willens, 
Außerung und Willensfeitftellung ber betreffenden 
Gewerkichaften ſchuldig gemacht haben, indem dieſen 
felbR überlaffen werden mußte, nach etwa gefaßtem 
Eonfolidationsbefchluß die Mobalität der Ausfühs 
rung dieſes Bejchluffes anzugeben. Ein arges Miß— 
verftändniß ift e8 aber, wie beiläuftg bemerft wir, 
wenn die Recurrenten meinen, daß das Oberbergamt 
durch Verordnung vom 18. Auguft 1852 die Con— 
folidation von Morgenftern ſammt Neuer Morgens 
ftern Erbftolln mit Schieferleithe Erbftolfn für ungültig 
erHlärt habe. Die Gültigkeit des Eonfolidations- 
beichluffes ift dort nicht im Entfernteften angezweifelt 
worden. Man hatte fi vielmehr nur über den Weg, 
wie der Befchluß auszuführen fei, da diesfalls verſchie⸗ 
bene Anfichten entitanden waren, auszufprechen. 
Hiernach ift der gegen bie Abhaltung der Ge— 
werfenverfammliung überhanpt gerichtete Recurs als 
ein jeder formellen Bafis entbehrendes Borfchreiten 
zu verwerfen gewelen. Und indem man ihn gegen 
die Gültigkeit aller in der Gewerfenverfammlung zu 
faffenden Beſchluͤſſe ertendirte, mußte ihn, da er in 
diefer Beziehung nur auf ein vermeintliches gra- 
vamen de futuro geftügt war, ein gleiches Schidfal 


treffen. 
2 


Um bie beabfichtigte Eonfolibation der genannten 
drei Gruben ins Werf zu fepen, wurde ber Ber- 
fammlung ein boppelter Weg vorgejhlagen. Der 
erftere ging dahin, zu beſchließen: 

daß die Gewerffchaft von Himmelfahrt Fundgr. 
bie Berggebäube Bergmann Luft Fundgrube und 
Rudolph Erbftolln für einen Kaufpreis, welcher 
bei erfterem nach 60 Thlen. — —⸗ pro Kur 
und bei legterer Grube nach 15 Thlm. —⸗ —⸗ 
pro Kur berechnet werben folle, käuflich erwerbe 
und bie beiden Berggebäube zu einem einzigen, 
zufammengehörigen Ganzen zufammenfdlage 
Ceonfolidire), bei dieſem Kaufvertrage aber die 


Bertretung wegen etwaiger Entichäbigung des 
Grundfurinhabers bei den beiden andern Gru- 

ben mit übernehme. 
Wenn aber unter Eonfolidation mehrerer Gewerf- 
fhaften und Gruben, infoweit damit ein felbjtftändis 
ged Rechtögefhäft verftanben wird, nichts Anderes 
gemeint jein kann, als daß bie vorhin iſolirt beftan- 
denen Gewerkichaften und Gruben ihre Selbſtſtaͤn⸗ 
bigfeit aufheben, ihr gefammtes Activ- und Paſſiv⸗ 
vermögen zujammenwerfen, das Betheiligungsver- 
bältniß jeder der vorher felbftitändigen Gewerkſchaflen 
und mithin jedes einzelnen Gewerken am confolidirten 
Berggebäude nach Berhältniß der verichiedenen zu- 
gebrachten und in Eind zufammengeworfenen Vers 
mögensbeftände ordnen und mach dieſem Betheili- 
gungsverhältniffe eine neue Gewerkichaft bilden, jo 
leuchtet von jelbft ein, daß durch den nurgebachten 
Beihluß eine foldhe Conſolidation nicht, fondern 
lediglich ein Ausfauf ber beiden Gruben Bergmanns 
Luk Fundgrube und Rudolph Erbftolln feiten der 
Himmelfahrt erzielt wirb, wie denn in dem Gontert 
bed Beichluffes felbft das beabfichtigte Nechtögefchäft 
in der That geradezu ein Kaufvertrag genannt wird. 
Denn daß das Bergamt Bl. — anführt, aud) ba, 
wo eine Öewerkichaft ihr Berggebäube an eine andere 
abtrete und man diefe beiben Berggebäube zu einem 
einzigen vereinige, finde eine Gonfolidation flat, 
fann um beswillen nicht durchſchlagend erachtet 
werben, weil bier die factiſch eintretende Conſolida⸗ 
tion fein felbftfändiges Rechtögeichäft, fonbern nur 
eine von dem Willen des abtretenden Bergwerfs- 
eigenthümers ganz unabhängige Folge ber voraus— 
gegangenen Abtretung ift. Ueber eine folche factijche 
Eonfolidation konnte im vorliegenden Falle eine ge- 
meinſchaftliche Berathung und Beſchlußfaſſung aller 
drei Gewerkſchaften nicht Pla greifen, ba die Him- 
melfahrt, wenn fie die Berggebäude Bergmann 
Luft Fundgrube und Rubolph Erbſtolln einmal aus- 
gekauft hatte, ſich nicht weiter vorfchreiben zu laſſen 
brauchte, ob fie die ausgefauften Gruben als felbit- 
ftändige Gruben befigen oder mit ihrem zeitherigen 
Grubenfeld zuſammenſchlagen wolle, überdem aber 
auch bie Gewerfichaften in Bergmanns Luft und 
Rudolph nah Veräußerung ihrer Berggebäude an 
ber Entiheidung diefer Frage in einem oder dem 
anderen Einne fein weitered Intereffe haben konnten. 
Wenn aber auf der Tagesordnung für bie anberaumte 
Gewerkenverfammlung nad Bl. — und — ausbdrüd: 
lich nur der Gonfolidation von Bergmanns Luft 
Zundgrube und von Rubolph Erbſtolln mit Himmel: 
fahrt Fundgrube gedacht war, fo mußten die Gewerfen 
hierunter eine als felbftftändiges Rechtögefchäft, und 
nicht eine als Folge eined Kaufes auftretende Eon» 
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folidation verftehen. Es fonnte ihnen aljo für Die 
erwartete Conſolidation feine Veräußerung, wie dies 
ber vom Bergamt empfohlene Borfchlag unter 1. 
verjucht, untergeichoben werden, vielmehr muß diefer 
erfte Borfchlag als ein folcher bezeichnet werben, der 
nicht mit auf ber Tagesordnung ftand, über ben 
alſo nad) 8.116. bes Berggeſetzes aus rein formellen 
Gründen in der am 7. Februar diefes Jahres abges 
baltenen Gewerfenverfammlung gültiger Beichluß 
nicht gefaßt werben konnte. 

Daburd aber, daß hiernady die Entichliefung 
bed Bergamts, weldyes die Berathung und Beichluß- 
fafjung über den mehrberegten Vorſchlag unter 1. 
DB. — für zuläffig erachtete, abzuändern war, erles 
digt fich der diesfalld von 8. und Genofjen eingewen- 
dete und anfgenommene Recurs. 


Für den Fall, daß ber erfte Weg, auf welchem 
die beabfichtigte Eonfolidation durchgeführt werden 
follte, nicht zum Ziele führte, ſollten die betreffenden 
Gewerkſchaften eventuell befragt werden: 

ob fie befihließen wollten, daß eine Eonjoliba- 
tion von Bergmanns Luft Fundgrube und von 
Rudolph Erbftolln mit Himmelfahrt Fundgrube 
bergeftalt erfolge, daß die Gewerken diefer drei 
Berggebäude an dem hierdurch entftehenden 
Gefammtberggebäude eine neue Gewerkſchaft 
bilden, bei welcher die Himmelfahrter Gewerfen 
bie ihnen gegenwärtig an ihrer Grube zuges 
fchriebenen Kure und Kurantheile unverändert 
beibehalten, dagegen, was bie beiden andern 
Gewerfihaften anlangt, durch foweit nöthige 
Ab-⸗ und Zugewährung ber Aure, welche die 
Gewerkſchaft in Himmelfahrt Fundgrube in ges 
meinfchaftlichem Beſitz hat, der zeitherige Inhaber 
eines ganzen Kures bei Rudolph Erbftolln Zi, 
und bei Bergmann Luft Fundgrube 4, Kur am 
confolidirten Berggebäude erhalten folle, info- 
weit aber der Zugewährung ber folchergeftalt 
tepartirten Bruchtheildfure die Borfchrift in 
$. 14. des Geſetzes vom 22. Mai 1851 und in 
$. 13. der Ausführungsverordnung dazu ent 
gegenftehe, die betreffenden Gewerken verbindlich 
feien, ihre Kurantheile an bie neue Himmel: 
fahrter Gewerffchaft gegen vollftändige, nach 
Befinden durch öffentlichen Gefammtverfauf zu 
ermittelnde Entfchädigung abzutreten. 
Die Majoritäten der drei verjammelten Gewerk— 
haften haben nun auch eventuell diefe Frage bejaht 
und demgemäß einen Beichluß gefaßt. Das Bergamt 
hat aber unter ber Erklärung, daß dieſer Beſchluß 
außerhalb ber Competenz der Gewerkichaften als 
folcher liege, den Beſcheid ertheilt: 
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daß ed mit den zur Ausführung befielben erfor= 
derlihen Maaßregeln jo lange Anftand nehmen 
werde, als die bei diefem Beſchluß betheiligten 
Gewerken nicht dazu die Einwilligung ber ab» 
weienden Gewerfen beigebracht, oder auf dem 
Rechtswege ausgeführt hätten, daß letztere ſich 
diefem Beſchluß zu unterwerfen hätten. 

Gegen diefen Beſcheid wendeten die Majoritäten 

Recurs ein. 


Zunädft ift nun durch den vorftehends wörtlich 
aufgeführten gewerffchaftlihen Beſchluß, der um 
beswillen ald Hauptbeichluß, welchem er eventuell 
fubftituirt werden jollte, aus formellen Gründen 
unzuläfftg war, der Wille der verfammelten Gewerf: 
ihaftsmajoritäten, die in Frage befangenen drei 
Derggebäude zu confolidiren, in ganz unzweifelhafter 
Weife ausgebrüdt worden. 

Es fteht unbedingt feit, daß die Mehrzahl der 
Gewerken in Himmelfahrt Fundgrube, Bergmanns 
Luft Fundgrube und Rudolph Erbftolln diefe Berg- 
gebäude zu einem einzigen, gemeinjchaftlichen Berg: 
gebäude vereinigen wollen, und es fann fih nur 
fragen, ob die beregten Majoritäten nach Maafgabe 
der einfchlagenden gefeglichen Beſtimmungen oder 
auch nah Maaßgabe vorliegender befonderer Rechts— 
verhältniffe einen folchen Conſolidationsbeſchluß faf- 
fen konnten. 

Nah $. 107. des Berggejeges werden alle Be: 
fehlüffe der Gewerfichaften durch Abftimmung gefaßt, 
und zwar mit Ausnahme ber in den 88. 118. 120. 
122. und 128. gedachten Fälle durch abſolute Stim- 
menmehrheit. Die Frage, ob zwei Gewerfichaften 
ihre gefonderten Berggebäude, dafern fie nur mark— 
jheiden ($. 51. des Berggefeges), mit einander 
conjolidiren wollen, ift hiernach, fo lange nichts 
Anderes vorgejchrieben wird, ebenfalld® von der 
abjoluten Stimmenmehrheit jeder der beiden Gewerk— 
fchaften abhängig. 

Das Berggeſetz fennt nur eine Ausnahmebeftim- 
mung, welde bei beabjichtigten Confolidationen zu 
beobachten ift. $. 116. erfordert nämlich, daß, da— 
fern über die Gonfolidation eines gewerkſchafilichen 
Berggebäudes mit einem andern in einer Gewerken— 
verfammlung beſchloſſen werden joll, die Hälfte der 
jämmtlihen ſtimmberechtigten Aure repräfentirt fein 
ſoll. Iſt diefer Vorfchrift genügt — und im vor— 
liegenden Falle ift e8 gejchehen —, fo erfolgt denn 
die Beſchlußfaſſung ganz nad) der in $. 107. auf- 
geitellten allgemeinen Regel durch abjolute Stimmen- 
mehrheit der anwejenden Kurinhaber. 

Nah 8.108. giebt bei Abſtimmungen jeder ganze 
Kur eine Stimme ab. 





Dem Geſetz entiprach e8 daher vollftändig, wenn 
in der Gewerfenverfammlung vom 7. Bebruar diejes 
Jahres, in welcher auch nach dem Austreten einiger 
Gewerken die Gewerkichaft in Himmelfahrt Fundgrube 
noch durch 79, die in Bergmanns Luft Fundgrube 
noch durch 113 und die in Rudolph Erbftolln nod) 
durch 1054 Kure vertreten war, ein Gonfolidations- 
beichluß gefaßt ward; es liegt aber auch in etwaigen 
befonderen rechtlichen Beziehungen fein Grund, Die 
diesfallfige Beſchlußfaſſung für ungültig zu er— 
achten. 

Die Bl. — von den Minoritäten aufgeſtellte 
Theorie, wonach die Gewerkſchaft in Himmelfahrt 
Fundgrube fi ald Kurinhaberin bei Bergmannd 
Luft Fundgrube und Rudolph Erbftolln der Ausübung 
jeden Stimmrechis bei der vorgeweſenen Eonfolida= 
tiondfrage zu enthalten haben follte, entbehrt, wie 
die Verfaffer der betreffenden Schrift, L. und Genof- 
fen, felbit zugefteben, jeder poſitiv rechtlichen Stüge, 
folgt aber auch keineswegs aus der Natur der Sadıe. 
Es liegt im Begriff des Kured, daß jeder Kurs 
inhaber bei Ausübung des aus dem Kurbeſitz her⸗ 
fließenden Stimmrechts fo abftimmt, wie er glaubt, 
daß es feinem materiellen Bortheil am meiften zufagt, 
und es dürften in biejer Beziehung niemals nach 
irgend einer Seite hin andere Erfahrungen zu erwar⸗ 
ten fein. 

Wie nun aber jedem Privatmann freifteht, wenn 
er Kure in zwei Gruben befigt, bei jeder biefer 
Gruben, ohne Nüdficht auf das Intereffe anderer, 
nur bei einer jener beiden Gruben betheiligter Ges 
werfen, feinen materiellen Bortheil wahrzunehmen, 
fo konnte im vorliegenden Hal ein Bedenken um fo 
weniger obwalten, die Gewerkſchaft in Himmelfahrt 
als Kurinhaberin bei Bergmanns Luft und Rudolph 
durch ihren Vorſtand abftimmen zu lafien, als das 
bei der Eonfolidationsftage mit zur Sprache foms 
mende Schidjal von Himmelfahrt Fundgrube jelbft 
nit von der Gewerfichaft in Himmelfahrt als 
folcher, fondern von den Himmelfahrter Gewerfen 
vertreten ward. Befanntermaaßen ift aber eine 
Gewerkſchaft als folche, ald moralifche Perjon, mit 
den Gewerfen als phyſiſchen Perſonen, keineswegs 
identifch. Hätte fi die Himmelfahrter Gewerkichaft 
bei dem Gonfolidationsbeihluß ihres Stimmtechts 
als Kurinhaberin bei ben mehrgebadyten beiden 
andern Berggebäuden begeben, fo wäre bies ein 
Act befonderer Rüdfiiht gemelen; gezwungen fonnte 
fie aber dazu unter allen Umftänden nicht werden. 

Nachdem die Eonfolidation im Allgemeinen be— 
fchlofien war, mußte das Verhaͤltniß feftgeftelft 
werden, in welchem bie vorher getrennten brei Ge— 
werfichaften an dem zuſammengeſchlagenen Gruben⸗ 
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gebäude participiren follten. Auch hierüber enthält 
der Beichluß, wenn auch in minder präcifer Faſſung, 
fo body in unzweideutiger Klarheit genügende Be- 
ftimmung, indem aus jelbigem offenbar hervorgeht, 
baf die Gewerfichaft in Himmelfahrt Fundgrube 444, 
die in Bergmanns Luft Fundgrube „iz und die in 
Rubolph Erbftolin „55 der Kure am confolidirten 
Berggebäude haben und erhalten foll. 

Es fann fi) fragen, ob die Minoritäten ber 
Gewerfichaften in Bergmanns Luft Fundgrube und 
Rudolph Erbſtolln nachzuweiſen im Stande find, 
daß fich ihre vorhin gefonderten Berggebäubde in 
einem günftigeren Berhältniß, denn wie 2 und be» 
ziehendlich 1J zu 200, zum confolidirten Gruben- 
compler verhalten. Allein felbit eine günftige Ent- 
fheidung biejer im Rechtswege ausjuführenden Frage 
würde auf den Gonjolidationsbejchluß ſelbſt immer 
ganz einflußlos bleiben und nur eine Entſchaͤdigung 
der durch das Gonfolidationsverhältniß gravirten 
Gewerfen bedingen. 

Nachdem aber ſowohl über die Eonfolibation als 
über das Gonfolidationsverhältnig formell gültige 
Meajoritätsbefchlüffe der betreffenden Gewerffchaften 
vorlagen, fo war damit ber Zwed ber berufenen 
Gewerfenverjammlung rüdfichtlich des erften Punktes 
ber Tagedorbnung erfüllt, und es lag in dem weite 
ren Beſchluß: 

daß die Himmelfahrter Gewerfen ald Gewerfen 
am neuen Grubengebäube die ihnen gegenwär- 
tig an ihrer Grube zugefchriebenen Kure und 
Kurtheile unverändert beibehalten, dagegen bie 
andern beiden Gewerfichaften durch ſoweit nö« 
thige Ab⸗ und Zugemährung ber Kure, welche 
die Gewerkſchaft in Himmelfahrt Fundgrube in 
gemeinfchaftlihem Befig hat, in ber Weiſe, daß 
der zeitherige Inhaber eines gangen Kures bei 
Rudolph Erbftolln az Kur und bei Berg- 
mannd Luft Fundgrube z4y Kur an dem confoli- 
dirten Berggebäude erhalte, abgefunden werben 
follen, 
etwas Selbftverftändliches, während die Berfammel- 
ten ihre Befugniß überfchritten, wenn fie jchließlich 
feftitellten: 
daß, infoweit ber Zugewährung ber foldher- 
geftalt repartirten Bruchtheilskure bie Borfcheift 
in $. 14. des Berggejeges vom 22, Mai 1851 
und in 8.13, ber Ausführungsverordnung dazu 
entgegenftehe, die betreffenden Gewerfen ver 
bindlich feien, ihre Kurtheile an die neue Him- 
melfahrter Gewerfichaft gegen vollftändige, nach 
Befinden durch öffentlichen Gefammtverkauf zu 
ermittelnde Entſchaͤdigung abzutreten. 
Wenn das Berhältmiß feftgeftellt it, nach welchem 


confolidirte Gewerkſchaften an dem zufammengefchlas 
genen Berggebäude participiren ſollen, fo bleibt bie 
Ausführung der darnach ftattfindenden Reduction 
ber gefammten Kurtheile dem Bergamt, als der 
geordneten Gegenbuchsbehörde, überlaffeen. Das 
Bergamt hat alfo auf der Grundlage des gefaßten 
Haupibeſchluſſes defien weitere Ausführung zu bes 
wirken, und wenn zu dem Behufe im vorliegenden 
Fall ald legte Folge der vorzunehmenden Kurceduc- 
tion die Thatfache hervortreten muß, daß jeber Alt- 
himmelfahrter Gewerke feinen dermaligen Kurtheil 
behält und darin ben Ausdrud feines Berheiligungs- 
verhältnifies an dem zufammengefchlagenen Berg- 
gebäude findet, während die Gewerfen von Berg- 
manns Luft und Rudolph anftatt ihrer bermaligen 
Kurtheile beziehendlich 4 und z4% diefer Kurtheile 
am confolidirten Berggebäude zugewährt erhalten, 
fo ift hierin eben nichts als eine natürliche Folge der 
beſonderen gegebenen Umftände, nicht aber eine 
Eigenthümlichfeit zu erbliden, au deren Bermittes 
lung es erſt eines behufigen Majoritätsbeichluffes 
bebürfte. 

Das Befondere aber, welches im vorliegenden 
Ball ein Unterlaffen der Reduction bes Zahlen- 
werthes der Alt-Himmelfahrtee Kure und Kurtheile 
um y55 möglic macht, beiteht darin, daß die Alts 
Himmelfahrter Gewerkichaft an ihrem eigenen Gru— 
bengebäude nah Bl. — Kurtheile befigt, Hierdurch 
entjteht die Möglichkeit, die Bergmanns Lufter und 
Rudolpher Gewerken in der Weije abzufinden, daß 
einem jeden berfelben für feinen Kur oder Kurtheil 
der eins und nad Befinden zweihunderifte Theil 
davon ald Kur am Alt-Himmelfahrter Berggebäude 
zugetheilt wird, Nun follen aber biefe Gewerfen 
nicht 746 und bezichendlih „4, ihres dermaligen 
Kurbefiged am AltsHimmelfahrter, fondern am con= 
folidirten Berggebäude erhalten; es müßten daher 
bie ihnen zugewährten Bruchtheilfure nach demfelben 
Verhaͤltniß rebueirt werden, nach welchem die Alt 
Himmelfahrter Kure und Kurtheile, entfprechend 
dem feftgeftellten Verhäͤltniß von 197:2:1, zu 
reduciten wären, und hieraus ergiebt fid) denn als 
arithmetiſche Folge, daß das für Die Berheiligung 
am Gefammtberggebäude ausgeworfene Verhältnig 
bereits richtig getroffen it, wenn man nad) vorhers 
gegangener Uebertragung ber Bergmanns Lufter und 
Rudolpher Kure nach je 1dn und z4r in die Alts 
Himmelfahrter Gewerkſchaft die Zahlenwerthe der 
Kure in diefer Gewerkſchaft ohne Weiteres als die 
entfprechenben Zahlenwerthe der Kure am Geſammt⸗ 
berggebäube annimmt. 

Lediglich das Bergamt hatte aber auch jchließlich 
darüber Refolution zu faflen, wie bie durch bie 
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Eonfolidation bedingte Abfindung ſolcher Gewerken, 
welche vermöge ihres verhältnigmäßig unbebeutenden 
Kurbefiges bei Bergmanns Luftfundgrube und Rus 
dolph Erbſtolln einen Bruchtheillur am Geſammt⸗ 
berggebäube erhalten würden, der weit Heiner als 
ir Kur wäre, mit den einjchlagenden gefeglichen 
Beitimmungen in 8.14. des Berggejeged und $.13. 
ber dazu gehörigen Ausführungsverordnung in Ein« 
Hang zu bringen ſei. Daß die Majoritäten jene 
Gewerten verbindlich machen wollten, ihre Kurtheile 
an bie neue Himmelfahrter Gewerkfchaft gegen voll: 
ftändige, nach Befinden durch öffentlichen Geſammt— 
verfauf zu ermittelnde Entihädigung abzutreten, 
muß als eine Befchränfung der Dispofttiondfreibeit 
der Minorität angefehen werden, welche man fo 
fange nicht gutheißen kann, als jie nicht durch eine 
Gejegesvorfchrift ausdrüdlich fanctioniet wird. 

In keinem Falle wird einer Majorität das Recht 
eingeräumt werden fönnen, einen derartigen Zwang 
ohne erklärte Zuftimmung der Minorität auszuüben. 
Der legte Theil des mehrberegten Beſchluſſes muß 
alfo, als über die Kompetenz der zufammenberufenen 
Gewerfenverfammlung hinausgehend, aus formellen 
Gründen ganz unbedingt als ungültig erachtet 
werben. 

Im Bewußtfein des Sapes, daß eine Behörbe 
ohne gefeglihe Ermächtigung in privatrechtliche 
Verhältniffe nicht mit Zwangsmaaßregeln einjchrei- 
ten fann, ertheilte daher das Bergamt Bl. — auf 
die beregte Anmuthung der Bergmanns Lufter und 
Rudolpher Gewerfen, auf welche gefeglich nicht zu 
gewährbare Bruchtheilture ausfallen würden, ſolche 
gegen volle baare Entichädigung zu entziehen, ben 
Beſcheid: 

daß ed mit den diesfallſigen Ausführungsmaaß⸗ 
regeln fo lange Anſtand nehmen werde, als 
die bei diefem Beſchluſſe betheiligten Gewerfen 
nicht dazu bie Einwilligung der abwejenden 
Gewerken beigebracht oder auf dem Rechtswege 
ausgeführt hätten, daß legtere fich Diefem Des 
fchluffe gu unterwerfen hätten. 
So gerechtfertigt diefe Beicheidung genannt werben 
muß, fo leuchtet body auf ben erften Blid ein, daß 
dadurch der Durchführung ber beichlofienen Con— 
folidation ſelbſt die größten Schwierigkeiten, welche 
geradezu als unüberwindlich bezeichnet werden lön⸗ 
nen, bereitet werben. Denn von dem Safe aus- 
gehend, daß auch die bei Eonfolidationen entitehen- 
den Bruchtheillure nad) dem erften Sage von $. 13. 
der Ausführungsverorbnung vom 16. December 1851 
nur Hunberttheilfure fein bürfen, hat ein Theil ber 
Gewerkihaft in Bergmanns Luft Fundgrube und 
Rudolph Erbſtolln, wie nad den Verhandlungen 
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BI. — flg. und nach den Berzeichniffen BL. — und — 
nit ohne Grund zu vermuthen ift, eine Zerfplittes 
zung ihrer Aure in der Abficht vorgenommen, dadurd) 
eine Erlangung gefeplicher Bruchtheilture bei ber 
Eonfolidation unmöglich zu machen und fomit biefe 
felbit zu vereiteln. Darauf alfo, daß Gewerfen, 
die in dieſer Weife manipulirt haben, in Güte dar⸗ 
ein willigten, daß fie für ihre gefeglich unzuläfiig 
kleinen Kurtheile duch Baarzahlung entſchaͤdigt 
würden, ift nicht zu hoffen. 

Ebenjowenig ift man aber berechtigt, zu glauben, 
daß im Rechtöwege zu einer Verurtheilung ber bes 
treffenden Gewerfen, bied bulden zu müflen, zu 
gelangen fein würde, Denn wenn au bie Majo- 
rität unbedingt in gemeinfchaftlihen, die ganze 
Grube und jomit jeden Kurtheil gleichmäßig treffen- 
ben Angelegenheiten endgültig befchließen kann, fo 
fann fie das doch gewiß nicht über einzelne Aure 
und Kurtheile, bafern nicht dazu eine ganz unzwei⸗ 
beutige Gefepesvorfchrift berechtigt. 

In richtiger Confequenz von $. 14. bes Berg» 
geſetzes follte nun allerdings im Gefege felbft oder 
in der YAusführungsverorbnung eine Beftimmung 
enthalten fein, durch welche gegen die Inhaber ge- 
ſetzlich unzulaͤſſiger Bruchtheilture ein Zwangsver⸗ 
fahren ſanctionirt würde, weil ohne ſolches Berfahren 
die Vorschrift, daß eine weitere Theilung der Kure 
als Einhunderttheile unzuläfiig fei, für Bälle, wie 
ber vorliegende ift, nur als eine halbe Vorſchrift 
ericheint. Es wird fich fein Gericht berbeilafien, 
auf Grund der Beitimmungen in $. 14. des Berg- 
geſetzes und der dazu gehörigen Beftimmungen ber 
Ausführungsverorbnung eine Verurtheilung eines 
Gewerfen in eine Zwangsveräußerung feined un- 
geleglihen Bruchtheiltures auszufprechen. 

Bei ſolcher Sachlage fcheint daher die Befürdh- 
tung zu entfliehen, daß ed ber Minorität gelungen 
fein könnte, ben auf Eonfolidation gerichteten Majo- 
ritätöbefchluß zu einem unausführbaren zu ftempeln. 
Allein weil hierdurch der oberite Orundfag ber neuen 
gewerfichaftlichen Verfaſſung, wornach Die Gewerl⸗ 
ſchaft als Corporation gilt und ihre Willensmeinung 
durch abſolute Stimmenmehrheit ausſpricht, in be— 
denklicher Weiſe verlegt werben würde, fo fann man 
bei jener fcheinbaren Befürdtung nicht ohme Weiteres 
Beruhigung faflen. 

Die Eonjolidvation von Grubenfeldern ift für den 
Freiberger Bergbau erfahrungsmäßig von ber hoͤch⸗ 
fien Bedeutſamkeit. Gleichwohl hat das Berggeſetz 
durch die Beftimmung in $. 116, möglichfte Garantie 
für nöthig erachtet, daß Conſolidationen nicht im 
Sonderinterefje einer geringeren Anzahl von Kuren 
burchgefegt werden. Auf der einen Seite aber bie 
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Gonfolidation als einen Act bezeichnen, über welchen 
bie Majorität endgültig befchließen kann, und auf 
der andern Seite aus der oft berührten Bejchrän- 
fung ber Kurtheilung und dem Mangel eines dieſe 
Beſchraͤnkung unterflügenden Zwangsverfahrend abfo- 
lute Behinderung der Ausführung eines verfaſſungs⸗ 
mäßigen Gonfolidationsbejchluffes herleiten wollen, 
das bürfte einen Widerſpruch involviren, deſſen fich 
bad Berggefeg nicht ſchuldig machen fonnte. 

Diefes Geſetz beabfichtigt, indem es in $.14. bie 
Kurtheilung beichränft, ganı offenbar nichts, als 
der aus bloßer Laune hervorgehenden unbegrenzten 
Kurtheilung Schranfen zu fegen. Die Ausführung 
unterflügt diefe Anficht ganz unbedingt, indem die— 
felbe da, wo größere Kurzerftücdelungen bereitd vors 
liegen, zu beren Befeitigung fein Zwangsverfahren 
vorfchreibt, da aber, wo eine ſolche Zerftüdelung 
durch Erbfchaft oder Schenkung bedingt wird, nur 
einen inbirecten Zwang ausgeübt wiffen will, um 
die Erben und Schenfnehmer unter fich zu einer 
gütlihen Ausgleihung zu vermögen. 


Der Gewerfe aber, welcher in Folge eines vers 
faffungsmäßigen Conſolidationsbeſchluſſes gezwun— 
gen wird, ſeinen Kur beiſpielsweiſe auf den zwei— 
hundertſten Theil ſeines dermaligen Zahlenwerthes 
reduciten zu laſſen, folgt offenbar nicht lediglich 
feinem Willen, fondern ift durch den Gewerkſchafts— 
beichluß gebunden. 

Auf ihn Tann alfo die Beichränkung in $. 14. 
bes Geſetzes gar feine Anwendung finden. Er muß 
die Rebuction feined Kures auf weniger benn zig 
eintreten laffen und das Bergamt muß diefe Reduc- 
tion bewirken. 


Die gefeplihe Beichränfung kann einem ſolchen 
bergamtlichen Vorfchreiten nicht entgegenftehen, denn 
fonit hätte das Geſetz eine Dispofttion treffen müffen, 
in welcher andern Weife vorzufcpreiten fei. Nament- 
Lid hätte in dem zweiten Sag von $. 13. der Aus- 
führungsverordnung, wenn man auf die Beftellung 
eines Bevollmächtigten recurriren wollte, wie Bi. — 
vorgeihlagen wird, neben der Erbichaft und Scen- 
fung ber Gonfolidation ausbrüdlich mit gedacht wer- 
ben müffen. 

Wenn alfo, wie dies im Rechtftaate nicht anders 
erwartet werden darf, bas Aureigenthum, als pri» 
vatrechtliched Verhaͤliniß, innerhalb der bergverfafs 
fungsmäßigen Grenzen gefchügt werden foll, fo fann 
bei Gonfolidationen auf bie in $. 14. des Geſetzes 
gedachte Beichränfung Feine Rüdficht genommen 
werben. Der einzelne Gewerke, ber ſich vielleicht 
wider Willen dem von der Majorität gefaßten Con⸗ 
folivationsbefchluß fügen muß, darf mindeftens fo 
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viel beanfpruchen, daß er ohne unbedingte Noth- 
wendigfeit nicht überhaupt aus feinem Kurbefig 
getrieben werde, 

Formell fteht diefer Nüdfidytnähme in der That 
auch fein Bedenken entgegen. Die Bergämter müf- 
fen, fo lange bie vor Einführung ber neuen Berg- 
verfaffung augewährten überfleinen Bruchtheilfure 
nicht im Zwangswege befeitigt werben, tagtäglich 
ſolche Bruchtheile umgewähren. Bruchtheilfure, 
welche aus Gonfolidationen hervorgehen, dürften 
aber den vor der neuen Berfaffung gegebenen Bruch⸗ 
theilen rüdfichtlich ihrer von dem fpeeiellen Willen 
des Kurinhabersd nicht weiter abhängigen Griftenz 
jeher Ähnlich fein. Sodann aber muß insbefondere 
der legte Sap des oft cltirten $. 13. der Ausfüh- 
rungsverordnung ind Auge gefaßt werden. Durch 
diefen wird ausdrüdlich beftimmt, daß bei Eonfoli- 
dationen mehrerer Gruben die Gefammtzahl ber 
Kure ebenfalls auf 128 au reduciren fei. Bür bie 
Mobdalität diefer Nebuction ift aber nichts vorge- 
fchrieben, und es muß daher für felbige eine größere 
Freiheit beanfprucht werden, als auf den erften Dlid 
aus der Befchränfung in 8.14. des Geſetzes zu folgen 
ſcheint. 

Indem Man alſo bad Bergamt für berechtigt 
und verpflichtet erachtet, in Folge des Conſolidations⸗ 
beſchluſſes die Zugewaͤhrung der ausfallenden Bruch⸗ 
theilfuxe ohne Ruͤckſicht auf die beiden legten Säge 
von $. 14. ded Gefeges vom 22, Mai 1851 vor- 
zunehmen, erfolgt hierdurch eine Abänderung ber 
bergamtlichen Refolution Bl. — und eine Erledis 
gung des gegen dieſe Rejolution eingewendeten 
Recurſes. 

4. 

Die Koſtenübertragung war den Recurrenten 
auch inſoweit, als ſich ihre Rechtsmittel erledigen, 
um deswillen aufzuerlegen, weil zunaͤchſt der Be— 
ſchluß, daß die Conſolidation durch einen voraus— 
gehenden Auskauf der Berggebaͤude Bergmanns Luſt⸗ 
Fundgrube und Rudolph Erbſtolln bewirkt werden 
folle, als in der Tagesordnung nicht angefünbigt, 
überhaupt unhaltbar war und auch ohne ben ein- 
gewendeten Recurs rejicirt werden mußte, umd weil 
fodann ber eigentliche Gonfolidationsbefhluß durch 
die von ben Gewerfichaften in ihren Majoritäten 
vorgelegte Faſſung gleih von vornherein einige 
Unklarheiten erhalten hatten.” 

Auf hiergegen von der Minorität eingewenbeten 
Recurs beftätigte das Hohe Königl. Finanz» 
minifterium unterm 25. Auguft 1853 bie ober 
bergamtliche Entjheidung und fügte zum Verſtaͤnd⸗ 
niß von $. 14. des Berggeſehes noch Folgendes 
bei: 
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„Wie unbegründet endlich felbft die gegen bie 
gefegliche Möglichkeit der Ausführung ber Conſoli— 
bation gemachten Einwendungen waren, geht daraus 
hervor, daß nad) der BI. — erfolgten Auseinanders 
fegung die Borfchrift $. 14. des Gefeped vom 
22. Mai 1851 auf Confolidationsfälle gar nicht zu 
beziehen ift, eine Anficht, welcher (des Bl. — von 
Recurrenten geſchehenen Einwandes ungeachtet) auch 
bas Finanzminifterium beitritt, indem es fich bei 
der Eonfolidation nicht um eine Veränderung ber 
wirflihen Größe der Kurtheile, fondern nur um 
eine dem quantitativen Werthe des Ganzen, auf 
welches fich die Hure beziehen, angepaßte veränderte 
numeriſche Bezeichnung derſelben handelt, während 
fi ihr abfoluter Werth (die Richtigfeit des verein- 
barten Gonfolidationsmodus vorausgefegt) nicht 
ändert, bie Beftimmung in $. 14. bes Geſetzes vom 
22, Mai 1851 aber in Anfehung der bereits be- 
ftebenden Gruben nur für eine wirkliche, nicht blos 
nominelle Yenderung des Kurtheilungsverhältnifies 
maaßgebenb iſt.“ 


8. 


Der Grundſatz „agere non valenti non currit 

praescriptio“ leidet feine Anwendung auf die 

durch das Gefeh vom 23. Juli 1846 eingeführte 
dreijährige Verjährungsfriſt. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. 8, in ®, 


Am 29. November 1850 wendete fich der Innungs⸗ 
meifterverein in 2. an bas Königl. Zuftizminifte- 
rium mit der Bitte, das Geſetz vom 23, Juli 1846 
nad) ber Rechtöregel, baf gegen den, ber nicht Hagen 
fönne, bie Verjährung nicht laufe, im Verordnungs⸗ 
wege zu Gunſten des Gläubigers zu interpretiren, 
erhielt aber darauf folgenden Minifterialerlaß: 

„Auf Ihre Eingabe vom 29. vorigen Monats, 
die Unterbrehung ber durch das Gefeg vom 23. Juli 
1846 eingeführten Verjährung betreffend, wird Ihnen 
Folgendes eröffnet: 

Die Regierung ift bei ber Borlage des gedachten 
Geſetzes allerdings von der Vorausfegung ausgegan- 
gen, daß alle Diejenigen, welche bei diefem Gefege 
als Gläubiger intereffirt find, die durch das Geſetz 
bargebotene dreijährige und inmittelft für den erft- 
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maligen Ablauf noch um ein Jahr verlängerte Friſt 
in Zeiten benugen würden, um für die Erledigung 
rüdftändiger Forderungen ber fraglichen Art, oder 
doch für Unterbrechung ber laufenden Berjährung, 
namentlich gegen abweſende Schuldner, zu forgen, 
baß aber Forderungen an Perſonen, deren Aufent- 
halt innerhalb jener Frift nicht ermittelt werben fann, 
ohnehin wohl für den Gläubiger verloren fein wür- 
ben, dafern nicht der Schuldner fpäter, was ibm 
auch nad dem Gefege vom 23. Juli 1846 freifteht, 
annoch freiwillig bezahlt; daß aber für die Zukunft 
den Gläubigern, welche durch das Gefeg berührt 
werden, eine Menge von Forderungen, die jept in 
Folge einer oft durch Zubringlichkeiten und Vor— 
fpiegelungen von Seiten ſchlechter Schuldner abge- 
nöthigten Nachſicht verloren gehen, gerade dadurch 
erhalten werben würden, daß das Geſetz ihnen eine 
Waffe in die Hand giebt, um alle Zubringlichfeiten 
folder Art mit der Berufung auf die drohende Vers 
jährung zurüdjumeifen, und ohne Anfehen der Per— 
jon entweder rechtzeitige Zahlung ober doch ein 
fchriftliches Zahlungsverfprechen, das mit kurzen 
Worten unter die Rechnung gebracht werben kann, 
und wodurch die dreijährige Verjährung völlig be— 
feitigt wird, zu verlangen, ohne daß hierin eine 
Indiscretion von Seiten der Gläubiger gefunden 
werben fann, 

Man trägt daher, abgejehen von der Kürze ber 
Zeit bis zum Jahresfchluffe, die zur verfaſſungs— 
mäßigen Durchführung einer jedenfalls nur im Ge— 
ſetzgebungswege herbeizuführenden Aenberung oder 
authentifhen Erklärung bed Gefepes kaum aus- 
reichen würbe, um jo mehr Bedenken, -von dem auch 
durch das Gefep vom 20. Juni 1846, die Unter- 
brechung ber Ertinctioverjährung betr., anerfannten 
Grundfage, daß die Verjährung nur durch einen 
Act, der dem Schuldner befannt wird, unterbrochen 
werden fann, wiederum abzugehen, als eine Sanction 
der Art, daß das Gefep gegen Schuldner von un— 
befanntem Aufenthalte nicht eintreten folle, nur zur 
einer Anzahl von Procefien führen würde, deren 
Ausgang in den meiften Fällen für den Gläubiger 
ungünftig ausfallen dürfte, ba die Ermittelung bes 
Aufenthalts des Schuldners nicht dem Gericht, fon- 
bern bem Gläubiger obliegt. 

Dresden, den 9. December 1850. 

Minifterium der Juſtiz. 
Für den Minifter: 
D. Treitzſchke.“ 
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Ueber die Berechnung der legitima im Kalle 
einer inoffieidjen Schenkung. 


Mitgetbeilt von 
Herrn D. —r in D. 


Da die ben nachftehenden Entiheidungen zu 
Grunde liegenden factifchen Berhältniffe aus den— 
felben jelbft hervorgehen, jo läßt Einfender dieſe 
Entſcheidungen fofort folgen: 

Urthel des Königl. Spruchcollegiums zu 
Leipzig. 


„Daß Kläger mit Recognition ber Gegenbeweis⸗ 


urfunden unter I. IL. II. und V., als gerichtlicher 
und öffentlicher, und unter IV., ba felbige ohne Ein— 
fluß auf Entſcheidung der Sache ift, zu verichonen, 
es ift aber bem Bellagten auf erftere bei dem abge— 
fegten Hauptverfahren fich zu beziehen unbenommen 
gewejen. 
Berner bedarf ed ber Eidesleiſtung über bie in 
das Gewiſſen der Kläger geftellien Gegenbeweis- 
artifel, auf welche diefelben durchgängig mit Nichts 
wiffen und verneinend geantwortet, nicht. 
Würde nun, die Hauptfadye anlangend, Bellags 
ter mittelft Eides erhalten und 
„daß fein Bater, 3. Eh. Sch., 3. ©. Phil.'n 
zu D. vor dem Abfchluffe des BI. — erfichtlicdhen 
Kaufes die Summe von 250 Thlen. — —- 
Eonventionsmünze als Darlehn geichulbet, er 
bei diefem Kaufabfhluffe mit Genehmigung 
PHil.’s forhanes Darlehn zur Bezahlung aus 

: eignen Mitteln übernommen, auch fpäter an 
Phil.’n wirklich berichtigt habe, 


fhwören, fo haben Kläger Dasjenige, was ihnen 
zu beweilen obgelegen, nur in foweit, baß Bellagter 
einen Betrag von 65 Thlen. 3 Ngr. 1 Pf. ad sup- 
plendam legitimam den Klägern zu gewähren ſchul— 
dig, zur Genüge bargethan, im Uebrigen aber, wie 
Recht, nicht erwiefen: 

berowegen Bellagter fothane 65 Thle. 3 Nor. 1 Pf. 
nebft Zinfen des Verzugs, jedoch nur von Zeit be= 
händigter Ladung an gerechnet, denfelben zu bezahlen 
fhuldig, im Uebrigen aber von der erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzaͤhlen, 

und werden bie Proceßkoſten, auch foweit Darüber 
nicht bereits reghtskraͤftige Beſtimmung getroffen 
worden, zwiſchen den Parteien compenſirt.“ 

Entſcheidungsgründe: 

„Nach dem rechtskräftigen Beweisinterlocute 
Bl. — flg. hat den Klaͤgern der Beweis obgelegen, 
daß durch den Bl. — fig. in Abſchrift erſichtlichen, 
zwifchen ihrem Vater, 3. Eh. Sch., als Verkäufern, 
und dem Bellagten ald Käufern abgeſchloſſenen, 
Kauf, ſowohl nach den Vermögensverhältnifien des 
Verkäufers, wie ſolche zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
beftanden, als nach den Kräften feines Nachlaſſes 
zu Gunften des Bellagten eine Berlegung ihrer 
Pflichttheile eingetreten fei. j 

Kläger haben biefen Beweis BI. — flg. recht— 
zeitig angetreten, und es ift deſſen Ergebniß unter 
folgenden Gefichtspunkten zu erörtern: 

A. 

Zunächſt ift es Mar, daß von einer inofficiöfen 
Begünftigung des Beklagten gar nicht die Rebe fein 
fönnte, wenn nicht das Grundftüd durch beffen 
fäufliche Ueberlaſſung unter dem wahren Werthe die 
inofficiosa donatio verhangen worben fein foll, wirf 
lich unter dem wahren Werthe verkauft worden. 





Zu Beantwortung ber Frage, ob ſolches ber 

Fall, bebarf es 

1. 
der Ermittelung bes wahren Werthes bes Kauf 
objectd zur’ Zeit bed Kaufsabfchluffes (den 18. Juli 
1839) und 

2. 
der Erörterung deſſen, was Beklagter dafuͤr ger 
währt hat. 

Ad 1. 

Den Beweis bes wahren Werthes des verfauften 
Grundftüds im Jahre 1839 betreffen art. 21—57. 
Bl. — fi. 

Es kommen dabei, wenn man im Wefentlichen 


ber Reihenfolge ber Beweisführer ſich anfchließt, | 


folgende Pofttionen in Betracht: 
a. 
bie darauf haftenden Gerechtſamen (art. 
21 flg.). Kläger fuchen zunächſt durch Zeugen, 
Testis I, der vormalige GCommuneinnehmer und 
Bauergutsbefiger ©. Sch., 
Testis II. ber Gerichtsfhöppe und Hausbeliger 
3. ©. Sch., 
Testis III. ber Halbbauer 3. G. Sch., 
ben Umfang berfelben darzuthun. Man fann jedoch 
von einer näheren Angabe ihrer Depofitionen Um— 
gang nehmen, ba biefelben im Wefentlihen nur 
ungenügende Aufichlüffe geben und diefer Punkt 
durch das Gutachten ber Sachverftändigen ad art. 31. 
Bl. — in rechtliche Gewißheit gefept ift. 

Hiernady betrug der Werth djefer Gerechtfame, 
mit Ausihluß des befonders abgelöften Rechtes bes 
Streuerholend und ber Hutung aus und in Ritter 
gutswalbung, im Jahre 1839 

500 Thle. — —⸗, wozu für bie lehtbemerften 
Befugniffe, wenn man Davon den Betrag der 
ebenfalls abgelöften Verpflichtungen gegen die 
Rittergutsherrfchaft abzieht, 

16 Thlr. 2 Nor. 5 Pf. Capital fommen. 

Kläger machen gegen die Richtigkeit biefer 
Schägung Bl. — geltend, daß fie viel zu 
niedrig ausgefallen und ganz willfürlich fei. 
Allein, abgejehen davon, daß bie Unterlagen, 
welche fie zu Rechtfertigung dieſer Behaup- 
tung anführen, in feiner Weife beigebracht find, 
auch ihnen, namentlich was das Schlachten 
und Baden angeht, die Depofitionen ihrer 
eigenen Zeugen 

Dep. test. J. II. IIl. ad art. 30. et interr. 

Bl. — 
entgegenftehen, das Urtheil in Betreff bes 
Werihes ber Schenfgerechtigfeit aber durch 
516 Thlr. 2 Nr. 5 Pf. Latus. 
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516 Thlr. 2 Ngr. 5 Pf. Transport. 
das biesfalls Bl. — Bemerkte zur Genüge 
motiviert ift, fo Hegt wenigftens fein Grund 
vor, um anzunehmen, baß die Sachvexſtaͤn⸗ 
digen ihr Urtheil wider Pflicht und befferes 
Gewiſſen abgegeben haben, und ed hat daher 
febiglich bei fein Bewenden. 


Ferner ift ber — der Fluren für das 
Jahr 1839 durch eben dieſe Sachverſtändigen 
zu art. 42. Bl. — auf 

1760 Thle. —⸗ —r, und ber ber Gebäube ad 
art. 47. Bl. — auf 

675 Thlr. —⸗ —⸗ ermittelt, und «6 ſtellt ſich hier⸗ 

nach ber Geſammtwerth brutto nach art. 56. 
Bl. — 

2951 Thle. 2 Nor. 5 Pr. 

Es ift hier auch noch zu gedenken, baß hinſichtlich 
des Antheiles an den Gemeindegrundftüden die Ber- 
fiherung der Sachverfländigen Bl. —, wie deſſen 
Werth durch die Gegenleiftungen compenfirt worden, 
bei dem Mangel entgegenftehender Momente Glau— 
ben finden muß. 

Die Einwände ber Kläger Bl. — gegen dieſe 
Taren entbehren der Begründung. Der Umftand, 
daß die Steuereinheiten im Jahre 1839 biefelben 
waren, welche fie jept find, giebt ein Anhalten für 
die Unrichtigfeit der Abſchätzung nicht, indem er 
höchftens den Schluß rechtfertigen Fönnte, daß Be— 
Hagter im Laufe ber Zeit den Eulturzuftand verbef- 
fert. bat. Auch ift die Tare in feinem unebenen 
Verhältniffe mit ber im gemeinen Leben üblichen 
ungefähren Berechnung bed Werthed eines Grunds 
ftüdes nad) Steuereinheiten. In Betreff des Gar: 
tens fommt in Betracht, daß die Auszügler die 
Auswahl desjenigen artentheild gehabt haben, 
welchen fie zum Auszug benugen wollten, weshalb 
eine Durchichnittberehnung nad dem Taxwerthe 
des ganzen Gartenareals unthunlich ift. Ebenſo 
it in Betreff der Gebäude in Betracht zu ziehen, 
daß deren Werth nicht blos um die wirklichen Mer 
fiorationen, fondern feit dem Jahre 1839 notorifch 
nicht unerheblich im geftiegen ift. 


Bei Ausmittelung * Capitalbetrages der Ob⸗ 
laſten haben die Sachverſtaͤndigen die ihnen nach 
Bl. — zur Hand geweſenen öffentlichen Urkunden 
benutzt, und es hat dieſe Berechnung deshalb noth⸗ 
wendiger Weife ftattfinden müffen, weil auch die des 
Werth der Grundftüde unberüdfichtigt der Oblaften 
erfolgt if. Im Betreff der Bl. — angegebenen 
Gefammtfumme an 1554 Thle. 2ONgr. —⸗ ift jedoch 
Folgendes zu bemerfen: 


— U 


aa, 

Der Auszug ober deſſen Eapitalwerth ift nicht 
an biefer Stelle in Abzug zu bringen, ba es nicht 
eine fortbauernde Leiftung, fondern nur eine vorübers 
gehende ift. 

Defien Werth ift vielmehr, wie bereits Bl. — 
audgejprochen worben, dem Kaufpreiſe zuzufchlagen. 
Könnte ed nämlich gleich nach dem urfprünglichen 
Begriffe des reservati rustici den Anfchein gewinnen, 
ald wenn der Auszug einen Theil des verkauften 
Gutes ausmache, welchen fih der Verkäufer in 
Nutzungen befielben vorbehalten hat, fo fann doch 
dieſe Auffaflungsweije deshalb nicht Pla ergreifen, 
weil eben auch nad folder nur ein Theil ber 
Nutzungen auf eine gewiſſe Zeit (bis zu einem dies 
cerlus an, incertus quando) reſervirt if. Auch hat 
man in ber Praris ftets, 3. B. auch bei Berechnung 
bes Lehngeldes, ben Werth bed Auszugs der baaren 
Kauflumme zugefchlagen. 

Kori, in befien und v. Langenn Erörterungen, 
Bd. III. No. XI. ©. 103. 
bb. 

Ferner aber find von bem Gapitalwerihe ber 
wirflihen Oblaften, wie ſich Bellagter. deſſen art. 
reprob. 18. b. Bl. — jelbft befcheidet, biejenigen 
77 Ihle. 2 Rgr. 5 Pf. in Abzug zu bringen, welche 
fi ergeben, wenn man bie Oblaflenzubußen der 
Avuljen capitalifirt. 

Der Einwand der Kläger Bl. — gegen bie 
Berüdjihtigung der Oblaften ift gänzlich ungegrün- 
bet; und ed würde fogar ein Mangel der biesfalls 
erforderlichen Unterlagen ihnen als ein Fehler des 
Deweifes anzurechnen fein, da es ihre Pflicht war, 
alles Material zu befchaffen, was zu Ermittelung 
bes Werthes des Grundftüdes erforderlich geweſen. 
Sie können ſich daher nicht befchweren, wenn bie 
Sachverſtaͤndigen dieſem Mangel durch Einficht ber 
betreffenden Urkunden abgeholfen haben. 

Hiernach ftellt fi, wie Bellagter Bl. — richtig 
berechnet, ber Eapitalwerth der Abgaben auf 
1079 Thle. 22 Rgr. 5 Pf. und fomit, wenn man bie: 

fen von dem Bruttowerthe 
ber Grundftüde und Ges 
rechtſame abzieht, ver Netto⸗ 
werth auf 
1871 Thlr. 10 Nge.— Pf. und unter Hinzurechnung 
bes Werthes des Inven⸗ 
tard an 
250 » — ⸗ auf 
2121 Thir. 1UNge.— Pf. Summa heraus. 
ad 2. 


— 5 


Gür dieſen wahren Werth hat nun Beklagter 
Folgendes gewährt: 


8. 

An Kaufgeld, wie folches im Kaufe ausgedrüdt 
zu befinden, 350 Thle. — —: in 35 halbjährigen, 
jedoch, was den erften anlangt, erft nach Jahreöfrift 
fällig werdenden Terminen mit je 10 Thlen. — —⸗ 
zahlbar. Hier ift num allerdings das Interufurium 
abzuziehen, und deffen Betrag an 118 Thlen. 8 Nar. 
4Pf., wie folder von Klägern art. 14. wenigftens 
nicht zum Nadjiheile bes Beklagten berechnet morben, 

vergl. Reinhardt, arithmetifches Handbuch, ©. 
107. jet. 106. 
von der Termingelderfumme zu fürzen, jo daß hier 
231 Thlr. 21 Ngr. 6 Pf. 
in Anfag fommen. 
b. 
Der Eapitalbetrag des Auszugs. 
Hierbei ift jedoch die von den Sachverſtaͤndigen ad 
art. 20. Bl. — gegebene Hauptfumme nicht genau; 
wenn ed auch unbedenklich fällt, die einzelnen Poſi⸗ 
tionen berfelben, fo wie den Sag zum Grunde zu 
legen, daß bie Lebensdauer beider Auszügler auf je 
fünf Jahre zu berechnen ift. 
Kori, a. a. O. 

Es iſt nämlich der Werth des Auszugs folgen- 
dergeftalt zu berechnen: 

Soviel zunaͤchſt die BI. — mit 71 Then. 17 Nor. 
— bemerfte Summe angeht, fo darf ſolche nicht 
nach bem fünffachen Betrage fchlechterdings in Anfag 
gebracht werben, da diefe fünf Jahresbeträge nicht 
auf einmal, jondern in einjährigen Intervallen zu 
bezahlen gewefen, ſomit auch hier das Interufurium 
in Abrechnung fommt; Lepteres berechnet fich nach 

Reinhardt, a. a. O. 
auf 47 Thle. 25 Rgr. —-⸗, und es beträgt daher 
ber Zeitwerth dieſer Auszugstheile 
310 Thlr. —⸗ —. 

Ebenſo fommt, bei den 10 Thlen. — — Ber 
gräbnißgeld, das einfache Interufurium auf fünf 
Jahre in Abzug, da felbiges eben präfumtiv erft 
nach Ablauf des fünften Jahres fällig wird. Berech- 
net fi nun der Betrag diefes interusurii auf 2 Thlr. 
5 Ngr. —, fo giebt dies 

7 Ihle. 25 Ngr. —. 

Dagegen kommt das Yequivalent für das Aus: 

gebinge unter No. 20. Bl. — an 

30 Thlen. —- —s 
vol in Anfag, da felbiges im Zweifel fofort fällig 
geworden, fo daß der Gefammtbetrag des Auszugs- 
werthes fich auf 
347 Thle, 25 Nor. —⸗ 
berechnet. 

Bon ben Einwendungen ber Kläger Bl. — if 
die unter 1., das Interufurium betreffend, berüd- 
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fichtigt worden. Dagegen find bie Behauptungen 
sub 2. mit irgend Etwas nicht belegt. Ebenfo ift 
ad 3. einzuhalten, daß, wenn ber Yuszügler bie 
Wahl zwifchen zwei Gegenftänden von verſchiedenem 
Werthe hat, der werthvollere allerdings in Berech— 
nung zu ziehen ift, da Derjenige, welchem das 
Wahlrecht zufteht, im Zweifel den legteren wählen 
wird. 

Die Ausftellungen unter 4. endlich beruhen auf 
augenfällig falſchen Schlußfolgerungen und auf uns 
richtiger Interpretation bed Kaufe. 

C, 

Außer diefen Beträgen, beren Unterlagen auf 
Einverftändniß ber Parteien beruben, hat Beflagter 
noch zweier Poften in feinem Gegenbeweije ald Zah- 
lungen gedacht. 

aa. 

Im Gegenbeweisartifel 54. und 55. Bl. — nimmt 
berjelbe darauf Bezug, daß er feinem Bater noch 
vor gerichtlicher Vortragung des Kaufs ein Angeld 
von 100 Thlen. — — + baar bezahlt habe. Kläger 
haben biefen Artifel BI. — mit nesciendo beant» 
wortet und den barüber angetragenen Eid eventuell 
ftinichweigend angenommen. Allein es erfcheint diefe 
Poſt ald verfäumt, da es jebenfalld nad) demjenigen 
Gefichtspunfte, welcher bei Abfafjung des Beweid- 
interlocuts in allen drei Inſtanzen feftgehalten wor« 
den ift, Sache bes Beklagten gewefen wäre, dieſer 
Poſt ebenfo, wie der bei exc.2.c. Bl. — erwähnten, 
bereitö im Berfahren zu gebenfen. Es bedarf daher 
ber Eidesleiftung über diefe Artifel allerdings, wie 
Kläger BI. — richtig bemerfen, nicht. 

bb. 


Dagegen fommt bie Poſt ber 250 Thle-—- —r, 
beren art. 28. flg. Bl. — Erwähnung geſchehen, bei 
Berechnung Dejien, was Beflagter gewährt hat, in 
Betracht. Nach feinem vorgedachten Anführen hat 
er nämlih eine Summe von 250 Thlen. — —«⸗, 
welche fein Vater einem gewifien I. ©. Phil. ge 
ſchuldet, mit Abſchluß des Verkaufes zu eigener 
Verzinfung und Abführung übernommen, auch wirk- 
ih an Phil. abgeführt. Zum Beweis diefer That: 
fachen bedient ſich Bellagter theils der Urkunde 
sub IV, des Bl. — erſichtlichen Zinsquittungsbuches, 
theild eined Zeugen, des früheren Glaͤubigers Phil., 
theild des Eidesantrages über art 65. 

Kläger haben die Recognition der Gegenbeweis— 
urfunde sub IV. Bf. — beprecirt und ſich zu deren 
Diffeffion BI. — erboten. Daß diefe Urfunde unter 
den vorwaltenden Umftänden, wenn ſchon documen- 
tum alienum, an fi) recognofeibel ift, bedarf feines 
bejonderen Nachweiſes, und eben fo ftellen fich die 
Einwendungen gegen bie Form berfelben als un- 


erheblich dar, da ber Mangel bed datum bei ber 
Unterfchrift durch die in bem Eonterte jelbft erficht- 
lien Zeitangaben befeitigt if. Dennoch war auf 
ben Diffeſſionseid nicht zu erkennen, weil biejelbe 
an fi einen vollen Beweis nicht liefert und Das— 
jenige, wofür aus ihr ein Fundament für einen 
fünftlihen Beweis hergeleitet ift, durch andere Bes 
weismittel des Näheren dargethan wird. 

Es hat nämlich der obbemerkte Zeuge BI. —, 
unter Recognition jener Quittungen, zur Genüge 
beftätigt, daß bie Ueberweifung einer Capitalſchuld 
von 250 Thlen. — —, welche er bei Beflagtens 
Bater zu fordern gehabt, auf Beklagten mit feiner 
Einwilligung zu ber Zeit erfolgt ift, wo Legterer das 
betreffende Grunbftüf fäuflich erworben, und daß 
diefer von da an bie Verzinſung beforgt und an ihn 
das Capital fpäter zurüdgezahlt hat. 

Es rechtfertigt dies daher einen Erfüllungseib 
für Beflagten, neben welchem das delatum über 
art. 65., abgejehen von der Frage, ob diesfalls nicht 
eine unftatthafte Cumulation des Eidesantrages mit 
anderen Beweismitteln zu befinden, als überflüfig 
ſich dargeftellt. 

Noch ift jedoch zu erörtern, inwiefern ber vors 
erfichtlichen Auffaffung die Kationen zweiter Inftanz 
BL. — entgegenitehen möchten, indem dort ausdrüd- 
lich bemerkt ift, e& werde ber Betrag der uͤbernom⸗ 
menen Schulden nicht zum Kaufpreife hinzuzurechnen 
fein. Allein der Nachfag zeigt, daß man die Berüd- 
jichtigung Diefer Pot bei der Berechnung nicht aus⸗ 
ſchließen wollen, und es erflärt fich die verſchiedene 
Auffaffung der Berechnungsmobalität dadurch, daß 
fih nah dem Einlaffungsjage nicht mir völliger 
Beſtimmtheit überfehen ließ, inwiefern diefe Ueber— 
weifung mit dem Kaufgefchäfte in unmittelbarem 
Zujammenhange ftand oder nicht. 

Wollte man aber diefe Summe nicht hier in 
Aufrechnung bringen, fo würde ſich zwar die Diffe- 
renz zwifchen dem wahren Werthe und dem Kaufs 
preife um fo viel erhöhen, es würde jedoch, wie 
Bl. — angedeutet worden, biefer Betrag als eine 
Gompenfationspoft gegen das ad supplendam legiti- 
mam Herauszuzahlende in Anrchnung fommen, fo 
daß das Refultat daffelbe bliebe. 

Bringt man alfo dieſe 

256 Thlr. 28 Nor. 4 Pi. 
in Anfchlag und rechnet fie zu den Poften unter a. 
und b. hinzu, jo ergiebt fich, daß Beklagter nur 
836 Thle. 15 Nor. —⸗ 
dem Verkäufer gewährt hat, und es ift daher aller» 
dings Mar, daß Bellagter bei dem betreffenden Kaufe 
um die Summe von 1284 Thlen. 25 Ngr. — von 
feinem Bater begünftigt worden ift. 
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B. 

Hierdurch ift aber nach keineswegs bargethan, 
daß eine Pflichttheilverlegung ber Kläger ftattgefun- 
ben, vielmehr fommt ed darauf an, welches das 
Bermögen' des Verkäufers unmittelbar vor dem 
Kaufabſchluſſe gewefen. 

Daffelbe beftand in Folgendem: 

1 


Die Activen betrugen: 
ä. 

2121 Ihle. 10 Rgr. —= oben unter A. 1. in fine 
ermittelter Werth ber an Beklagten veräußer- 
ten Immobilien und Mobilien. 

b. 
32 Thlr. —⸗ — Werth der Mobilien (art. prob.64. 
Bl. —, art. reprob. 26. Bi. —). 


e. 

500 Thlr. —⸗ —» Betrag ber Conferenda, wie 

folder in ber Klage art. 66. jet. 71 ff. von 

ben Klägern behauptet worden und vom Be- 

Hagten felbit art. reprob. 26. BI. — nachtraͤg⸗ 

lich zugeftanden worden ift, weshalb auch auf 

die art. 71, flg. Bl. — erörterte, und nad) 

der Zeugenausjage ad art. 75. Bl. — mindes 

ftend bis zu einem Suppletorium ermittelte 

Entftehungsart des Conferendi des Bellagten 

an 50 Thlen. —⸗ — = nicht weiter einzuge: 
ben ift. 

Weiter hat zwar 


Bellagter art. reprob. 70. ff. Bl. — darauf Bezug 
genommen, daß fein Bater dem Mitfläger 3. ©. Sch. 
außer ber von ihm eingeräumten baaren Mithülfe 
an 50 Thlrn. —= — noch eben jo viel durch Fuhren 
als dergleihen gewährt habe. Allein es ftellt ſich 
dieſes Vorbringen nicht als fchlüfig bar, zumal 
wenn man berüdfichtigt, daß ſich Bellagter diesfalls 
nur des Eidesantrages als Beweismittel bedient hat, 
und für diefes Beweismittel dad Vorbringen nament- 
lich infofern zu allgemein ift, als gar nicht angege— 
ben, auf welche Entfernung die Fuhren geleiftet 
worden. Wenn nämlich, auch abgefehen von diefem 
Bedenken, Bellagter aus biefer Leiftung von Fuhren 
ein Gonferendum herleiten wollen, fo hätte es des 
Anführens fpecieller Umftände beburft, um dieſe 
Leiſtung als foldhes zu charakterifiten. Wie nämlich 
ſchon dann, wenn bei einem Baue ein Nachbar dem 
anderen unaufgefordert Baufuhren thut, ohne den 
Hinzuteitt befonderer Umftände eine Liberalität zu 
vermuthen fein dürfte, .fo tritt biefe Vermuthung 
noch ftärfer hervor, wenn zwifchen bem Leiftenden 
und dem Empfänger ein fo nahes Berhältniß, wie 
zwifchen Bater und Sohn, obwaltet. Es würde 





daher biesfalls die Präjumtion für eine reine Schen- 
fung ftreiten, welche befanntlic nicht unter den 
Begriff der Conferenda fällt. Allerdings würde es 
fih fragen, inwiefern dieſe Grundfäge um deswillen 
eine Ausnahme leiden müßten, weil auch Bellagter 
angehalten werden foll, Etwas herauszugeben, was 
ihm gefchenft worden ift; allein, wollte man auch, 
mit Rüdficht darauf, das materielle Bedenken als 
befeitigt erachten, fo würde Doch das formelle, bereits 
obangedeutete ber Beachtung diefer Poft entgegens 
fiehen. In der Berechnung felbft wird übrigens 
bierunter Etwas nicht geändert, da Kläger die bes 
treffenden Artifel Bl. — verneint und den angetras 
genen Eid ftillfhweigend angenommen haben. 

Somit ftellt fi die Activmaffe auf 2653 Thlr. 
10 Nr. —. 


2 
An Paffiven dagegen haben Kläger Etwas nicht 
angeführt, foogegen Bellagter, außer auf obbemerfte 


a. 
250 Thlr. —⸗—⸗Darlehnoſchuld an Phil, annoch 
b. 


art. 34 — 43, barauf Bezug genommen, daß fein 
Vater von feiner Mutter 97 Thlr. 19 Ngr. —s 
Eindringen in den Händen gehabt. Die erfolgte 
Illation erhellet aus der gerichtlichen Urkunde Doc. 
reprob. V. Bl. —, und ber Eidesantrag fäme nur 
bei art. 38. und 39. in Frage. Allein es bedarf 
diefer Eidesleiftung nicht, da das Anführen eines 
Einbringens.ein Zugeftändniß Seiten des Bellagten 
enthält, indem ſich zwar ber Betrag des Pflichts 
theiles der Kläger um Etwas, nämlid) um die Hälfte 
diefes Einbringens, vermindert, dagegen aber deren 
ganzer Betrag dem Vermögen bed Verkäufers, wie 
ſolches zur Zeit des Verkaufes beftanden, abgeht, 
und fomit die Summe deſſen, was ad supplendam 
legitimam erforderlich ift, fich erhöht. Es können 
daher diefe 97 Thlr. 19 Ngr. —- voll in Anfag 
gebracht werden, fo daß die Summe ber Baffiven 
347 Ihle. 19 Ngr. —⸗ betragen haben würde. 
Bringt man nun von den Activen an 

2653 Thle. 10 Ngr. —s diefe Baffiven an 

347,2 19 » —s in Abzug, fo bleibt 

2305 Thlr. 21 Ngr. —s Bermögendmafle uns 
mittelbar vor bem Kaufabjchluffe. 

Ü 


Bei ber Eriftenz von fieben Kindern beträgt 
demnach bie Inteftaterbportion 329 Thlr. 11 Ngr. 
5 Pf., indem fein Grund vorliegt, warum Beflagter 
nicht mit gerechnet werden ſollte. Auch enthält die 
Bl. — angezogene Stelle der Abhandlung eines 
geachteten Rechtslehrers Etwas nicht, was biefer 
Annahme entgegen fteht. Vielmehr ftellt ſich der 


_—3 


dem Bellagten durch ben Kauf zugewieſene Vorteil, 
wie fhon das von Klägern zu deſſen Anfechtung 
gewählte Rechtsmittel an die Hand giebt, als eine 
teine Schentung bar, welde das. Erbrecht nicht 
ausichließt, jedoch nad dem bereits obgebachten 
Grundfage auch nicht der Eollation unterliegt, wos 
gegen Bellagter allerdings als gehalten geachtet 
werden muß, die in art. prob. 71. gedachten 50 Thir. 
—⸗ —- zu conferiren. Dieje Grundjäge haben 
übrigens, wenn felbige auch an fi) nicht zweifellos 
find, und namentlih Das, was Eurtius $. 931. ff. 
bierunter bemerft, eine Menge Unklarheiten und 
Widerfprüche involvirt, in dem Beweisinterloceute 
bereitd Anerkennung gefunden, indem fonft nicht bei⸗ 
ben Theilen ber Beweis ber gegenfeitig nicht allent⸗ 
halben zugeftandenen Eollationspoften auferlegt, resp. 
nachgelaffen werben fönnen. 

Hiernach beträgt nun der Pflichttheil eines jeden 
der Kläger die Hälfte jener 329 Thlr. 11 Ngr. 5 Pf., 
fomit 164 Thle. 20 Nor. 75 Pf. Um jedoch zu unter: 
fuchen, ob eine Pflichttheilsverlegung ftattgefunden, 
genügt es, an diefer Stelle den Pflichtiheil im All- 
gemeinen als Hälfte des Nachlaſſes zu bezeichnen, 
und es beträgt felbiger Danach 

1152 Thlr. 25 Nor. 5 Pr. 
Rad) dem Verkaufe waren nun vorhanden 
a 
an tiven: 
231 Thle. 21 Ngr. 6 Pf. Termingelber, 


347 = 25 = — ⸗Werth des Auszugs, 
50 = — ⸗ — ⸗Conferenda, 
32 =: — : — ⸗ Mobilien, 
4111 Thle. 16 Nor. 6 Pf. 
bagegen 


b. 
an Pafjiven: 
97 Thlr. 19 Ngr. —» Einbringen der Ehefrau, 
fomit 
1013 Thlr. 27 Nor. 6 Pf. Vermögen. 

Zieht man bdiefen Betrag von bem obberechneten 

Pflichttheilsbetrage an 

1152 Thlen. 25 Nor. 5 Pf. 
ab, fo ergiebt fich ein Deficit von 

138 Thlen. 27 Nor. 9 Bi., 
welches diejenige Summe repräfentirt, die ad sup- 
plendam legitimam erforderlich fein würde, an ber 
jedoch Bellagter wieder feinen Antheil bat. 

Hierbei ift noch barauf aufmerkfam zu machen, 
daß, wenn man bie Phil! ſche Schuld der 250 Thlr. 
—⸗ — nicht ald vom Bellagten an Zahlungsftatt 
übernommen anfehen würde, dennoch daſſelbe Rejul- 
tat fi) ergiebt. Es würde fi zwar die Summe 
der 1013 Thlr. 27 Nor. 6 Pf. um 250 Thlr. —— 





vermindern unb fomit das Deficit um 250 Thle. 
— —⸗ erhöhen, allein Beklagter wäre natürlich 
Derjenige, ber biefes Paſſivum von den Activen 
einhöbe, als wodurch er benn in feinem Falle mehr 
als jetzt herauszuzahlen hätte. 

D 


Es ift num zu unterfuchen, ob fich dieſes Deficit 
etwa in ber Zeit bis zum Tode des Erblaſſers ge- 
hoben hat. Es waren nach Einverftändniß der Par- 
teien vorhanden an Activen: 

220 Thle. —⸗ — x Termingelder, 

32°» —, —s Werth der Mobilien, 

500 = —s —s Gonferenbden, 

752 Thle. —⸗ —» Sa; Dagegen war bas 
Paflivum der 97 Thle. 27 Ngr. —s durch den Tod 
ber Ehefrau und Erbvergleich erledigt. Diefe Summe 
fteht alfo hinter der der 1013 Thlr. 27 Ngr. 6 Bi. 
noch bei weitem zurüd, und es liegt alfo Har zu 
Tage, daß fi das Deficit nicht gehoben, ja nicht 
einmal vermindert, fondern vergrößert hat. Das 
Lehtere tangirt Beflagten gar nicht, und ebenjowenig 
fann, ba eine Vermehrung bed Vermögens von dem 
Berfaufe an nicht ftattgefunden hat, von einer Theis 
lung dieſes Mehr nach Inteflaterbtheilen die Rede 
fein. 

Bergl. Muͤhlenbruch, in ber Fortfegung von 
Glück's Pandekten, Bd. XXXVI. ©, 119, und 
121., ald wonach auch die irrige Berechnungs- 
weife Hommel’s in Rhaps. Obs. DCIL. $. 3. 
zu berichtigen ift. 

Somit rebueirt fi Alles auf den Stand von 
1839, und es macht fi nunmehr folgende Berech- 
nung nothwendig, um beurtheilen zu können, wie 
viel Deklagter den einzelnen Klägern zu gewähren 
habe. 

E. 

Das Bermögen bei dem Tode bes Erblaſſers 

beftand nad) bem ad D. Gedachten in 
752 Then. —⸗ —⸗ 


als: 
220 Thle, —⸗ —» Termingelder, 
32 = —. —s Mobiliar, 
500 = —. —s Eonferenda. 


Sa. uls, 

Hierzu fommen biejenigen 

138 The. 27 Nor. 9 Bi, 
welche nad) dem ad C. Gedachten von dem Beklag⸗ 
ten in feiner Eigenfchaft als Käufer dem Nachlaß 
zu gewähren, jedoch zugleih von ihm als Erben 
gleichzeitig zu pereipiren find. 

Der Erbiheil eines jeden Miterben an ber 

890 Thlr. 27 Nur. 9 Pf. 

ausmachenden Summe beträgt biernach 


—— 39 


127 Thle. 8 Rgr. 24 Pf, 
beren Anweifung in ben verfehiedenen Erbſchafts⸗ 
activen beshalb verfchiedenes Refultat giebt, weil 
bie Erben fich zunächft ihre Gonferenden anrechnen 
zu laffen haben, diefe aber verfchieden find. 

Bei den Termingeldern müßte zwar, wenn es 
fih um bie wirkliche Erbregulitung handelte, eine 
Reduction ber einzelnen Termine auf ben Jetztwerth 
vorgenommen werden; allein für ben. vorliegenden 
Ball genügt es, wenn man jeden Termin als unter 
alle fieben Miterben gleichgetheilt annimmt, und 
man kann daher dieſe Poſt zum Nominalbetrag in 
Anfap bringen. 

Der Antheil eines jeden Miterben hiervon würde 

31 Thle. 12 Nor. 84 Pi. 
betragen. . 

Der Erlös der Mobilien ift nach dem Geftänd- 
niffe in ber Klage bereits gleich getheilt und es 
fommen hiervon auf jeden ber Miterben 

4 The, 17 Ngr. 1 Pf. 

Ferner aber haben nach der Klage die klagenden 
Miterben zufammen 300 Thle. —⸗ —⸗ Eonferenda 
zu vertreten. 

Rad) dem Obigen betragen nun bie Erbtheile 
biefer vier Miterben gufammen: 

509 Thle. 3 Nor. — Pf. Auf diefe haben fie fi 
anrechnen zu laffen: 
300 Thlr. — Nor. — Pf. Eonferenda, 
18 = 8 = 58 5 Antheilan den Mo: 
bilien, und ift 
125 - 21 » 44 » als Antheil ber Ter- 
mingelder in An« 
ſchlag zu bringen, 
. 444 Thle. — Ngr. — Pf, fo daß 
65 Thle. 3 Nor. — Pf. die Summe Desjenigen 
ift, was von Bellagtem an die klagenden vier Mit— 
erben auf Grund der ihm zu Theil gewordenen 
inofliciosa donatio herauszuzahlen ift. 

Die Bertheilung berjelben ift den Klägern zu 
überlaffen. 

Nach Höhe dieſes Betrages ift alfo ber Beweis 
für gelungen anzufehen, dagegen im llebrigen eine 
Entbindung bes Bellagten von ber auf einen weit 
höhern Betrag gerichteten Klage einzutreten hat. 

Die Eompenfation der Proceffoften bedarf hier- 
nach feiner befondern Rechtfertigung.” 

Urthel des Königl. Appellationsdgerichts 
zu Bubifjin am 14. März 1853, 

„Daß es bei bem nurerwähnten Urthel in fo 
weit, als barin erfannt worben, daß, bafern Be- 
Hagter den Bl. — vorgefchriebenen Eid ſchwöre, 
Klägerinnen und Mitfläger Dasjenige, was ihnen 
zu beweijen obgelegen, nur in fo weit, baß Beflagter 





einen Betrag von 65 Thlen. 3 Ngr. 1 Pf. ad sup- 
plendam legitimam ben Klägerinnen und Mitflägern 
zu gewähren fchuldig, zur Genüge bargethan, bero« 
wegen Bellagter forhane 65 Thle. 3 Ngr. 1 Pf. 
nebft Zinfen des Berzugd, von Zeit behändigter 
Ladung an gerechnet, denfelben zu bezahlen ſchuldig, 
nicht zu laſſen, fondern baffelbe dahin abzuändern: 
Würde Bellagter den Bl. — vorgefchriebenen 
Eid feiften, fo haben Klägerinnen und Mit- 
Häger Dasjenige, was ihnen zu beweifen ob= 
gelegen, in fo weit, daß Bellagter einer Jeden 
ber beiben Klägerinnen am erften Theile einen 
Betrag von 12 Thlrn. 2 Nor. 44 Pf. und Jedem 
ber beiben Mitkläger am andern Theile einen 
Betrag von 62 Thlen, 2 Ngr. 44 Bf. ad sup- 
plendam legitimam zu gewähren jchulbig, zur 
Genüge bargethan, berowegen Beklagter einer 
eben ber beiden Klägerinnen am erften Theile 
12 Thlr. 2 Ngr. 44 Pf. und Jedem der beiden 
Mitkläger am andern Theile 62 Thlr. 2 Ngr. 
43 Pf. nebft Zinfen des Berzugs, von Zeit bes 
händigter Ladung an, zu bezahlen verbunden. 
Dagegen ift im Mebrigen das vorgedachte Urthel, 
unter Compenfation ber durch bie eingewenbdeten 
Rechtsmittel entitandenen Koften, wie hiermit ge= 
fchieht, zu beftätigen, auch das vom Bellagten BI. — 
angebrachte Reftitutionsgefuh für unftatthaft zu 
achten." 
Entfheidungsgrünbe: 


ni» 

Demjenigen, was in ben bem vorigen Urthel 
beigefügten Entſcheidungsgründen BI. — unter A. 
und B. ausgeführt worden, hat man in ber Haupt⸗ 
fache beizutreten gehabt, und es ift baher zu Wiber- 
legung der von ben Parteien hiergegen vorgebrachten 
Einwendungen nur noch Folgendes hinzuzufügen 
gewefen: 

1. 

Wenn Klägerinnen und Mitfläger gegen das 
Bl. — zu ben Acten gebrachte Gutachten der Sach— 
verftändigen Ausftellungen gemacht haben, fo ift 
ihnen einzuhalten, daf es bei dem Wegfall jenes 
Gutachtens an allen beweisfühigen Unterlagen für 
den ihnen obgelegenen Beweis, daß buch ben 
BL. — in Abfchrift befindlichen, zwifchen ihrem Vater, 
I. Eh. Sch., und dem Bellagten im Jahre 1839 
abgefchloffenen Kauf in Hinficht auf den damaligen 
Werth des verkauften Grundflüds und die Ber- 
mögensverhältnife des Verkäufers zu Gunften bes 
Beklagten eine Verlegung ihrer Pflichttheile erfolgt 
fei, fehlen würde. Denn fie hatten zu diefem Behufe 
insbefondere zu beweijen, welchen Werth das hier 
in Frage befindliche Schenkengut zur Zeit bes 





babe, wie dies bereits BI. — verbunden mit BI. — 
ausdrüdlich und rechtöfräftig ausgefprochen worden. 
Es war baher feineswegs ausreichend, den ber» 
maligen Werth bes fraglichen Schenfenguts nach— 
zuweilen, und es fonnte ſonach auch der Rechts— 
grundfag, daß Veränderungen nicht zu vermuthen 
find, fie von dem ihnen rechtöfräftig auferlegten 
Beweife des damaligen Werthes defielben nicht 
befreien, abgeſehen bavon, daß fie im Söften Beweis⸗ 
artifel angeben, das gegenwärtig im Werthe von 
mindeftens 5300 Thlen. — —= ſtehende Schenfen- 
gut habe zur Zeit des Verkaufes im Jahre 1839 
einen Werth von mindeftens A750 Thlın. —⸗ —⸗ 
gehabt, und daß fie hierdurch eine rüdfichtlich deſſel⸗ 
ben eingetretene Werthöveränderung jelbft zugeben. 


Ueber den Werth nun, welchen das mehrerwähnte . 


Schenfengur im Jahre 1839 gehabt hat, geben die 
Ausfagen ber laut Bl. — abgehörten Beweiszeugen 
feine beftimmte Auskunft, vielmehr berubt in diefer 
Beziehung der Beweis Ilediglih auf dem von den 
Sahverftändigen Bl. — abgegebenen Gutachten. 
Mollte man nun dieſes Gutachten aus den von den 
Deweisführern angegebenen Gründen für unbeadht- 
lich erklären, fo würde es, da Leptere mit ihrem 
Antrage auf Wiederholung der Taration durch andere 
Sahveritändige laut Bl. — rechtskräftig zurüdge- 
wiefen worben find, am Beweife rüdfichtlich des 
Werths, welchen das mehrerwähnte Schentengut zur 
Zeit des Berfaufs an Beklagten gehabt hat, gänzlich 
fehlen. 

Es würde daher nur noch die Frage haben ents 
ftehen können, ob nicht der von Klägerinnen und 
Mitklägern geführte Beweis als gänzlich verfehlt 
anzuſehen, und baher Beflagter von der erhobenen 
Klage zu entbinden und loszuzählen geweſen wäre, 
wenn nicht Leßterer in feinem Gegenbeweile Bl. — 
felbit auf das Gutachten der Sachverftändigen Bezug 
genommen und bafjelbe den dort von ihm aufgeftell- 
ten Berechnungen zum Grunde gelegt, hierdurch aber 
befien Richtigkeit dergeftalt anerkannt hätte, daß er 
daſſelbe gegen fich gelten laffen muß. Es hat daher 
nur zum Bortheile der Klägerinnen und Mitkläger 
gereichen können, wenn das vorbemerfte Gutachten 
ber Sachverftändigen für rechtsbeftändig erachtet, und 
bafielbe bei den aufgeftellten Berechnungen als 
Grundlage angenommen worden ift, weshalb es ber 
hiergegen von den Beweisführern erhobenen Ein- 
wendungen ungeachtet hierbei lediglich hat bemenden 
muͤſſen. 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 
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Kaufes und in ſeinem bamaligen Zuſtande gehabt [ 


= 

Die Klägerinnen und Mitkläger haben ferner 
Bl. — verbunden mit Bl. — die Behauptung aufs 
getellt, daß durch bie Gegenbeweisurfunde sub V. 
die Thatfache der Illation von cheweiblihem Ein— 
bringen ihrer Mutter an ihren Vater, 3. Eh. Sch., 
nicht dargethan werde. Allein biefer Ginwand ers 
ſcheint ald völlig unbegründet, da in jener Urkunde, 
und zwar nach bem in redhtögültiger Form aufges 
nommenen Brotofolle vom 19ten November 1811. 
DB. —, 3. Eh. Sch. ausdrüdlich befannt hat, daß 
er für feine Ehefrau, M. D. geb. L., 50 Thlr. —⸗ 
—, ingleichen 20 Thlr. — —-, und zwei Kühe, 
jo wie Die übrige in dem vorftehenden Kaufe bes 
ſtimmte Ausftattung richtig empfangen habe, und 
daher über die erfolgte Jlation jenes Einbringens 
ein Zweifel nicht obwalten fann. Gegen die vom 
Bellagten Bl. — auf 95 Thle. —» — nad Gon- 
ventiondmüngze, oder auf 97 Thlr. 19 Nor. 2 Bf. 
nad dem Bierzehnthalermüngfuße angegebene Höhe 
bes fraglichen Einbringens haben Klägerinnen und 
Mitkläger eine befondere Austellung nicht gemadıt; 
es läßt aber aud) theils nach dem vorbemerften Be— 
kenntniffe 3. Eh. Sch.'s, theils nach dem Zugeftänd- 
niffe der Klägerinnen und Mitfläger im 60ften und 
6lften Beweisartifel BI. —, daß bei der gerichtlichen 
Regulirung des Nachlafjes ihrer Mutter jedes der 
fieben Kinder ein Erbiheil von 10 Thlen. — —⸗ 
erhalten habe, wenn man das dem Vater berfelben 
gebührende Viertheil nebft ben Nachlaßregulirungs⸗ 
foiten binzurechnet, fi wohl annehmen, daß das 
mehrerwähnte Einbringen ben vorbemerften Betrag 
wirflich gehabt habe, und man hat daher von 
Leiftung des bei dem 38ſten und 39ſten Gegen- 
beweisartifel BI. — angetragenen Eibes abfehen 
fönnen. 

3. 

Weiter haben bie Klägerinnen und Mitkläger 
BI. — behauptet, die Zuerfennung eines Erfuͤllungs⸗ 
eides rüdfichtlih der in ben Gegenbeweisartifeln 
28 flg. und 65 fig. BI. — erwähnten 250 Thlr. —⸗ 
—⸗ [affe fih durch die Ausjagen ded Gegenbeweis- 
zeugen 3. ©. Phil. nicht rechtfertigen, weil biefer 
Zeuge keineswegs beftätige, baß Die angebliche 
Ueberweifung ber fraglichen 250 Thlr. — — an 
ihn in Folge des fraglichen Kaufs gefchehen und 
Kaufsbebingung geweſen fei. Diefed legtere Anz 
führen ift jedoch ungegrünbet, indem der genannte 
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(Bortfegung aus No. 5.) 


Gegenbeweiszeuge, nachdem ihm der Inhalt bes 
65ſten Gegenbeweisartifeld Bl. —, daß nämlich bei 
Eingebung des fraglihen Kaufs austrüdlich als 
eine Nebenbedingung flipulirt worben fei, daß Be- 
Flagter, ald Käufer, die 250 Thle. — —⸗ betragende 
Darlehnsfchuld des Verkäufers 3. Ch. Sch. bei vor: 
genanntem Phil. zur Vertretung übernehmen folle, 
vorgehalten worden, bei dem 6öften Gegenbeweis- 
artifel BL. — beftätigt hat, daß er mit diefer Ueber— 
weifung einverftanden gewefen fei, woraus benn 
allerdings hervorgeht, daß bie Ueberweifung jener 
250 Thlr. — —» in Folge des mehrerwähnten 
Kaufs und einer hierbei geftellten Kaufbedingung 
geicheben ſei. Richt minder hat derfelbe Zeuge zum 
68ften Gegenberweisartifel BI. — deponirt, daß ber 
Beklagte bie bejagten 250 Thle. —⸗ —⸗ auch wirk— 
lih an ihn bezahlt habe, und es hat daher auf 
Grund ber Ausfagen dieſes Zeugen, gegen beffen 
volle Slaubwürbigfeit nirgends ein Ginwand erhos 
ben worden, auf einen Erfüllungseid des Beflagten 
gar wohl erfannt werden können. 
4. 

Hiernähft hat Bellagter Bl. — fi darüber 
befchwert, daß diejenige Poft der 100 Thlr. — —e, 
deren er in ben Oegenbeweisartifeln 54, und 55. als 
eines noch vor gerichtlicher VBortragung des Kaufs 
gezahlten Angeldes gedacht habe, für verfäumt ges 
achtet worden. Zwar hat er nicht in Abrebe zu 
ftellen vermocht, daß dieſe Poſt im rechtlichen Ver— 
fahren unerwähnt geblieben, und in biefer Beziehung 
daher ein Berfäumniß allerdings eingetreten fei; 
allein er hat deshalb Bl. — auf ein Berfehen feines 
früheren Sachwalters, dem er ausdrüdlich geſagt, 
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baß er 100 Thlr. — —» vor gerichtlichem Abfchluffe 
des Kaufs ald Angeld an BVerfäufern entrichtet, der 
aber die Sache anders aufgefaßt habe, fich berufen 
und daher, weil dieſes Ueberjehen ihn nicht praͤ— 
jubiciren fönne, Bl. — Reftitutiondertheilung be— 
antragt. In Betracht jedoch, daß hier ein ſchaͤtzbarer 
Gegenftand in Frage fteht, in einem ſolchen Kalle 
aber ber Partei ein Anfpruch auf Reftitution gegen 
das von ihrem Sachwalter verhangene Berfäumniß 
nur bann zufteht, wenn legterer zuvor fruchtlos 
ausdgeflagt worden, 

efr. Kind, quaest. forens., 

edit. IL. 

ift das angebrachte Reftitutionsgefuch für unftatthaft 
zu achten gewefen, da Bellagter auf eine fruchtlos 
erfolgte Ausflagung feines’ früheren Sachwalters ſich 
zu beziehen nicht —— hat. 


T. I. cap. 100. 


Eben jo unbegründet r die weitere Beſchwerde 
bes Bellagten Bl. —-, daß auf das im Gegenbeweis- 
artifel 71. Bl. — erwähnte Gonferendum J. G. Sch.'s 
an 50 Thlrn. —⸗—⸗, für geleiſtet erhaltene Fuhren, 
nicht Ruͤckſicht genommen worden ſei. Denn das 
Anführen im 72ſten Gegenbeweisartikel BI. —, bag 
die fraglichen Fuhren aus verfchiedenen Entfernun- 
gen präftirt worden wären, und ber Zahl nad 
wenigftend 200 betragen hätten, ingleichen im 73ſten 
Gegenbeweisartifel, daß jede einzelne Diefer Fuhren 
zu mindeftend — Thlr. 7 Ngr. 5 Pf. an Werth vers 
anſchlagt werden könne, ift in Ermangelung jeder 
näheren Angabe über die Entfernungen, aus denen 
die Fuhren geleiftet worben, für ben gebrauchten 
Eidesantrag offenbar zu allgemein, und ba hierauf 
allein der Beweis rüdfichtlich des vom Beflagten 
behaupteten Gonferendi beruht, fo liegt e8 am Tage, 


— 


daß letzteres, als gaänzlich unerwieſen, nicht weiter 


in Beruͤckſichtigung hat gelangen können. 

Als Refultat des geführten Beweiſes und Gegen- 
beweifes hat ſich Daher nad} den Ausführungen unter 
A. und B. BI. — herausgeftellt, 

a. baß ber wahre Werth bes im Jahre 1839 
von dem Vater und Erblaffer der Alägerinnen und 
Mitkläger, 3. Eh. Sch., an den Beklagten verkauf: 
ten Schenfenguts zu D. mit Einfchluß des mitver- 
fauften Inventard zur Zeit bes Kaufe in 2121 Thlen. 
10 Ngr. —⸗ beftanden hat; 

b. daß Beklagter für diefen — Werth des 
erkauften Schenkenguts nebſt Inventar dem Ber- 
kaͤufer mehr nicht, als überhaupt 836 Thlr. 15 Nor. 
—= gewährt hat; 

c. daß ſonach Bellagter bei dem betreffenden 
Kaufe von feinem Bater, dem Verkäufer, um bie 
Summe von 1284 Thlm. 25 Ngr. — = begünftigt 
worden ift, und 

d. daß das Vermögen bes Verfäufers unmittels 
bar vor dem Kaufabfchluffe, mit Einfchluß der Con— 
ferenden und nach Abzug ber Paſſiven, 2305 Thlr. 
21 Nor. — betragen hat. 

1. 

Hieraus und aus der Bl. — aufgeftellten Be- 
rechnung sub C. ergiebt ſich nun, daß der Verkäufer, 
3. Eh. Sch., indem er für das an Bellagten vers 
faufte Schenfgut 1284 Thlr. 25 Ngr. —⸗ weniger, 
ald ed wirklich werch gemwefen, von demſelben fich 
hat gewähren laffen und daher diefe Summe ihm 
geſchenkt hat, durch dieſe Schenfung feine übrigen 
Kinder in dem ihnen gebührenden Pflichttheile. ver- 
fürzt hat. 

Irrig aber ift die Behauptung ber Klägerinnen 
und Mitfläger BI. —, daß darauf, wie viel in Folge 
des fraglihen Kaufs und unmittelbar nach demfelben 
bas Erbtheil der Sch.'ſchen Geſchwiſter betragen 
haben würde, durchaus nichts anfomme, und die 
aufgeftellte Berechnung daher zwedlos fei. Denn 
nicht jede Schenkung kann ſchon um deswillen, weil 
das Vermögen bes Schenfgebers dadurch vermindert 
wird und möglicher Weife auch eine Verringerung 
bes Pflichttheils dadurch herbeigeführt werden fann, 
als inofficiös angefochten werden; fondern eine 
Schenkung ift nur dann als inofficiös zu betrachten, 
wenn ber nach dem Bermögenszuftande des Schent: 
gebers zur Zeit der Schenkung zu berechnende Pflicht: 
theilbetrag der Notherben in dem Vermögen beffelben 
nicht mehr zurüdbleibt. 

vergl. Muͤhlenbruch, in der Fortjegung von 
Gluͤck's Pandelten, Band XXXVI. ©. 117 fig. 
und bie in ber Note 43. angeführten Rechto— 
lehrer. 


Behielt daher der Schenfer zur Zeit der Schen- 
fung ungeachtet bderfelben immer noch fo viel im 
Vermögen, als ber Pflichttheil der Notherben nad) 
dem damaligen WBermögensbeftande bes Schenfers 
betrug, fo fann, auch wenn fpäter das Vermögen 
bes Repteren fich verminderte, und daher jener Pflicht- 
theilbetrag den Notherben nicht mehr unverfürzt ges 
blieben, die Schenfung dennoch nicht angefochten 
werden, ba fie zu Anfang nicht inofficiös war, und 
died Daher auch fpäter buch eine zufällige Ver: 
mögensverminderung nicht werden fönnen. 

Hommel, Rhaps. obs. 602. n. 3. 

Thibaut, Syſtem bed Panbeftenrehts, Thl. 2. 

$. 904. 
Schweppe, das römifche Privatredht, Band 5. 
$. 970. not. 1. 

Mühlenbrud, a. a. O. ©. 121. 
Aber auch im umgefehrten Falle, wenn nad ber 
Zeit der inofficiöfen Schenfung bas Vermögen bes 
Schenker bis zum Betrage des Pflichttheils ſich 
vermehrt, kann die Schenkung nicht weiter refeindirt 
werden. Denn immer gebührt den Notherben ber 
Plichteheil erft von dem Nachlaſſe, und erft bie 
Todeszeit fann darüber entjcheiden, ob fie wirklich 
verlegt find oder nicht. Die frühere Verminderung 
bes Vermögend giebt ihnen nur das Recht, zu fors 
dern, daß bei Beftimmung ihres Pflichttheilrechtes 
ber damalige Bermögenszuftand mit berüdfichtiget 
werde. 

Hommel, loc. cit., n. 2. 

Thibaut, a. a. O. 

Schweppe, a. a. O. 

Muͤhlenbruch, a. a. O. ©. 118 fig. 

Von dieſen Geſichtspunkten iſt man auch bei den 
Interlocuten Bl. — ausgegangen, indem insbeſon— 
dere BI. — ausdrücklich ausgeſprochen worden, daß 
die Frage, ob die Klägerinnen und Mitkläger durch 
den ofterwähnten Kauf im Pflichtiheile verlegt feien, 
nah ben Vermögensverhältnifien bes Verkaͤufers, 
wie ſolche fowohl zur Zeit des Kaufsabſchluſſes, als 
zur Zeit feines Todes beftanden, zu beurtheilen fei, 
und es findet daher in dieſer Beziehung bereits 
Rechtskraft ftatt. 

Beftand gun, wie vorbemerft, bad Vermögen 
bes Verkäufers, 3. Eh. Sch., unmittelbar vor dem 
Kaufsabfchluffe in 2305 Thlrn. 21 Ngr. —«⸗, fo bes 
trug bei der Eriftenz von fieben Kindern der Pflicht» 
theil derfelben die Hälfte hiervon, und mithin bie 
Summe von 1152 Thlen. 25 Nor. 5 Pf. Der Ber- 
fäufer aber behielt nach dem Berfaufe, wie BI. — 
nachgewiefen worden, nur noch 1013 Thle. 27 Ngr. 
6 Pf. im Vermögen, mithin weniger, ald der Pflicht 
theil Der Kinder betrug, und es liegt daher am Tage, 


baß ber Berfäufer, indem er ben Beflagten bei bem 
fraglichen Kaufe um 1284 Thle. 25 Ngr. — be- 
günftigte und ihm ſonach diefe Summe fchentte, feine 
übrigen Kinder dadurch im Pflichttheile verlegte, 
und daß baher jene Schenkung als eine inofficiöfe 
allerdings betrachtet werben muß. Untichtig aber 
ift Die von ben Klägerinnen und Mitflägern Bl. — 
ausgeiprochene Anficht, daß bei ber Berechnung 
unter C. a. Bl. — der Auszugswerth an 347 Thlen. 
25 Ngr. — nicht mit hätte in Anfchlag gebracht 
werben follen, was allerdings nicht unterbleiben 
durfte, da der Auszug einen Beftandtheil des Ver- 
mögens bed BVerfäufers bildete. Indeß fommt auf 
diefen Umftand ohnehin im Weſentlichen nichts an, 
ba auch mit Hinzurechnung bed Auszugswerthes bas 
bem Verkäufer nach der fraglichen Schenfung übrig 
gebliebene Vermögen den Betrag des Pflichttheils 
der Kinder nicht erreicht hat. 
IN. 

Es war baher, wie dies auch Bl. — geſchehen, 
aus dem vorangegebenen Örunde nur noch zu unter- 
ſuchen, ob nicht in der Zeit nad} der Schenkung bis 
zum Tode bed Erblafjfers das Vermögen befjelben 
einen ſolchen Zuwachs erhalten habe, daß das frü- 
here Deficit am Pflichteheile dadurch gehoben worben 
fei, und daher ein Anſpruch an Bellagten auf befien 
Erfüllung nicht weiter flattfinde. 

In diefer Beziehung nun ift unter den Parteien 
darüber Einverftändniß vorhanden, daß der Activ— 
nachlaß 3. Eh. Sch.’ beftanden habe in 

32 Ihlen. — —⸗ Werth der Mobilien und 


220 =» —:—r Haufgelderrüdftand nad Bl.— 
und — Vol. I, ingleichen in 
500 = —-—s Gonferenden nah BI. — fig. 


Vol. I. und Beflagtend Zuge- 
ſtaͤndniß im 26ften Gegenbes 
weidartifel Bl. — Vol. 1. 

752 Thlrn. — —» Summa. 

Diefe Summe fteht, felbit wenn man ben nur 
in halbjährigen Terminen mit je 10 Thlrn. — — 
zahlbaren Kaufgelderrüditand ohne Berüdjichtigung 
des Interufurii für voll in Anjag bringt, hinter dem 
oben berechneten Bermögensbetrage an 1013 Thlrn. 
27 Rgr. 6 Pf. noch bei weitem zurüd, und es liegt 
fonach Har zu Tage, daß fich das fchon früher vor- 
handen gewefene Deficit am Pflichttheile nicht nur 
nicht gehoben, fondern fogar noch vergrößert bat, 
und daß daher den Klägerinnen und Mitklägern ein 
Anſpruch auf Erfüllung ihres Pflichttheild an Ber 
Hagten allerdings zufteht. 

IV. 


Soviel nun den hiernach vom Bellagten an die 
Klägerinnen und Mitkläger in Folge der erhaltenen 
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inoffieiöfen Schenkung herauszuzahlenden Betrag 

anlangt, fo find die Berfafler des vorigen Urthels 

nad Bl. — von ber Anſicht ausgegangen, daß, 

weil nad dem, was oben unter II. bemerft worden, 

zur Zeit eine Schenfung involvirenden Kaufs im 

Jahre 1839 zu Dedung bes in 

1152 Thlr. 25 Nor. 5 Pf. beftandenen Pflichitheils 

ber fieben Kinder des Ber- 
fäufers legterer nur 

6 = im Bermögen behalten, 
und fonad) 

138 Thlr. 27 Ngr. 9 Pf. als Deficit ſich heraus- 
geftellt, dieſes Deficit diejenige Summe repräfentire, 
die ad supplendam legitimam erforderlich, und Daher 
vom Beklagten in feiner Eigenſchaft als Käufer dem 
Nachlaſſe zu gewähren fei, an bem er jedoch eben» 
falls wieder feinen Antheil habe. Dem zu Folge 
find denn zu ben 

752 Thlen. — Ngr. — Pf. ald dem oben beredhne- 
ten Nacdhlaßbeftande bes 
Grblaffers, 
als das nurbemerkte Des 
ficit hinzugerechnet, und 
von der hiernach 
890 Thlen. 27 Ngr. 9Pf. ausmachenden Summe 
für jedes ber fieben Kinder ein Erbtheil von 
127 Thlen. 8 Ngr. 23 Pf. 
ausgeworfen worden. Es gründet ſich dieſe Anficht, 
wie aus dem Eitate BI. — hervorgeht, auf den von 
Mühlenbrud, a. a. D. ©. 121 fig. 
aufgeftellten Sag: 
ed erfordere die Confequenz, baß, wenn bie 
Schenkung wirklich mit Verlegung bes Pflicht: 
theild verbunden gewefen und fpäter fi bas 
Vermögen vermindere, dem Bejchenften doch 
nur fo viel abgefordert werben bürfe, als er 
nach bem früheren Vermögenszuſtande über bie 
disponible Summe erhalten habe. 

Diefer Sag fteht jedoch nicht nur mit ber biäherigen 

Praris, fondern auch ſelbſt mit gefeglichen Beftim- 

mungen im Wiberfpruche. 

Es heißt nämlich in Nov. 92. cap. I.: 

volumus, ut si quis donationem immensam in 
aliquem aut aliquos Nliorum fecerit, necessa- 
rium habeat in distributione hereditatis tantum 
"unicuique Ailiorum servare ex lege partem, 
quanta fuit, priusquam donationem pater in 
filium aut filios, quos ea honoravit, faceret. 
Sic enim nihil ulterius in donationibus queren- 
tur, qui habent quidem in omni substantia 
patris, quod legitimum est; in tanlum aucla 
quantitate, quantum habuit substanlia palris, 
antequam donationibus exhauriretur. 


1013 =» 27 — 


138 * 27 — 9 ⸗ 


44 





















Hier ift davon, baß ber Beichenkte nur jo viel, ala 
er über diejenige Summe erhalten, worüber ber 
Schenker nach dem bamaligen Zuftande feines Ber: 
mögens ohne Verlegung der Notherben im Pflichtz 
theile verfügen fonnte, herauszugeben habe, offenbar 
feine Rebe, fondern es Fönnte fogar fcheinen, als ob 
bei Berechnung bes Pflichttheils, deſſen Ergänzung 
aus dem Berfchenkten die Notherben fordern können, 
lediglich auf den Vermögenszuftand des Schenfers, 
wie folcher zur Zeit der Schenfung beſchaffen gewe— 
fen, Rüdficht zu nehmen fei, wie dies zum Beifpiel 
von 

Lauterbach, Colleg. theoret pract., lib. XXXIX. 

tit. 5. 8. 45. 

behauptet wird. 

Allein es ift ſchon oben nachgewiefen worden, 
daß insbefondere um deswillen der Bermögensbeftanb 
bes Schenfers zur Zeit der Schenkung in Betracht 
zu ziehen fei, um beurtheilen zu fönnen, ob über: 
haupt eine inofficiöfe Schenfung vorhanden fei oder 
nicht, und ob nidyt durch einen fpäteren Zuwachs 
des Vermögens des Schenfers die vorhanden gewe— 
fene Inofficiofität der Schenkung fich wieder gehoben 
habe. 

Iſt es nun, worauf ſchon 

Hommel, obs. 602. n. 1. 

bingewiefen, etwas Abnormes, wenn zu dem anges 
gebenen Behufe von dem Bermögen des noch leben- 
ben Erblafjers der Pflichteheil der Notherben berechnet 
wird, ba doch von einer Erbfchaft nur erft nach dem 
Tode des Erblaſſers die Rebe fein kann, fo darf dieſe 
Abnormität nicht weiter ausgedehnt, und namentlich 
nicht auf die Berechnung des den Pflichttheilerben 
erft nad bem Tode des Erblaſſers gebührenden 
Pflichttheils erftredt werden. Denn da fo lange, als 
ber Erblafjer lebt, deſſen künftigen Erben ein Erb— 
recht noch nicht zufteht, da8 Vermögen aber ſich nicht 
nothwendig gleich bleibt, fondern ber Beränderung 
unterliegt, jo läßt der wirkliche Betrag des Pflicht 
theild nur erſt zur Zeit des Todes des Grblaffers 
fi mit Sicherheit beftimmen. 

Zu diefem Behufe aber ift zu dem noch vorhan« 
benen Nachlaſſe der Betrag Desjenigen, was ber 
Erblaſſer bei feinen Lebzeiten verfchenft hat, voraus- 
gefegt, daß die Schenkung eine inofficiöfe geweſen 
und geblieben, hinzuzurechnen und von diefem Ge- 
fammtbetrage der Pflichttheil zu berechnen. 

Dies wird durch bie Worte in ber Nov. 92. 
cap. ].: 

in tanlum aueta quantitate, quantum habuit 

substantia patris, anleguam donationibus ex- 
hauriretur, 


ausgefprochen, und daß auf biefe Weife die angezo— 
gene gefegliche Beftimmung zu verftehen fei, beftäti« 
gen unter andern 
Horn, Consult. Class. X. resp. 19. pag. 588. 
Wernher, observ. forens., Vol. VII. supplem. ad 
P. I. obs. 190. 
Leyser, meditat ad pand., Spec. 91. medit. 4. 
©. Lud. Böhmer, auderlefene Rechtsfälle, Bb. 1. 
Resp. X. qu. 4.n. 58. . 
Weftphal, Theorie des römischen Rechts von 
Teftamenten, $. 415. 
Gluͤck, Erl. der Pandeften, Band VII. ©. 97. 
Thibaut, Syftem bes Pandektenrechts, Th. 2. 
$. 904 


Schweppe, Nömifches Privatrecht, Band 5. 
$. 970. 


Es iſt Died auch in der That ber einfachfle und an« 
gemefjenfte Weg, um ben Zwech jener gefeplichen 
Beftimmung zu erreichen und die inofficiöfen Schen- 
fungen ber Notherben in Bezug auf den ihnen ge- 
bührenden Pflichttheil unfchädlich zu machen, indem 
hiernach der Nachlaß, wovon der Pflichttheil berech— 
net wird, auf denjenigen Zuftand zurüdgeführt wird, 
welcher ſich herausgeftellt haben würde, wenn Die 
inofficiöfen Schenkungen nicht erfolgt wären. 

Dagegen ift die Unrichtigfeit der von 

Anton Faber, Conjectur. juris civ., Lib. IM. 
cap. 17. 
und vielen Anderen aufgeftellten Anficht, daß eine 
inoffieiöfe Schenkung nicht blos in fo weit, als dies 
zu Erfüllung des Pflichttheild der Notherben erfor 
derlich ift, fondern vielmehr ganz zu refeindiren jei, 
fchon von 
Glück, Erf. der Pandeften, Bd. VII. S. 160 lg. 
und den in der Note 18. angeführten Rechts— 
lehrern, fo wie in ber Fortfegung von Müͤh— 
lenbrud, Bd. XXXVI. ©. 97 fig. 
auf überzeugende Weife nachgewiefen worben. 

Wendet man nun die vorftchend entwidelten 
Rechtögrundfäge auf den vorliegenden Fall an, fo 
gelangt man zu folgender Berechnung: 

Das Bermögen des Erblaſſers 3. Ch. Sch. ber 
ftand beim Tode befjelben nad dem, was oben 
unter III. nachgewiefen worden, 

a) in «ben nachgelaffenen Mobilien im Bes 
trage von 

32 Thlen. —⸗ —⸗, 

b) in bem Kaufgelderrüdftande von 220 Then, 
—⸗ —«, ruͤckſichtlich deſſen jedoch Folgendes zu bes 
merfen ift: 

Die in dem Kaufe Bl. — feftgefegte Kauffumme 
von 350 Thlen. — —⸗ war laut Bl. — in halb⸗ 
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jährigen Terminen zu 10 Thlen. — = —«, allemal 
zu Johannis und Weihnachten, und zwar vom 
Termin Johannis 1840 an, zahlbar, inzwifchen aber 
unzinsbar. Da nun bei dem laut Bl. — am I13ten 
März 1848 erfolgten Tode bes Verkäufers hiervon 
noch 220 Thlr. — —⸗ rüdftändig waren, fo waren 
die Termingelder an halbjährig 10 Thlen. — —» 
nur bis mit dem Termine Johannis 1846 bezahlt, 
und baber vom Termine Weihnachten 1846 an 
rüdftändig. Es war daher zu unterfuchen, welchen 
Werth die rüdftändigen, bis zum Zahlungstage un« 
zinsbaren Termingelder an 220 Thlen, — —- am 
dreißigften Tage nach dem Tode bes Verkäufers, 
alfo am 12ten April 1848, unter Berüdfichtigung 
des Interusurii nad 5 Procent, in Gemäßheit des 
von Leibnig aufgeftellten, in Sachſen nach dem 
Referipte vom 24ften October 1724 angenommenen 
Syſtems gehabt haben, indem das Interufurium bei 
ben bereits fällig gewefenen Terminen zu dem Gapi- 
tale hinzugufchlagen, bei den erft fpäter zahlbaren 
Terminen aber vom Gapitale in Abzug zu bringen 
geweien. Das Refultat der diesfalligen Berechnung 
ift in ber Beilage sub © zufammengeftellt und es 
ergiebt fich hieraus, daß die rüdjtändigen Termins 
gelber an 220 Thlen. — —⸗ am breißigften Tage 
nad bem Tode bes Erblaffers nur einen Werth von 
183 Thlen. 21 Nor. 22% Pf. 

gehabt haben, und daher nur nad Diefem Betrage 
haben in Anfchlag gebracht werben fönnen. 

Zu dem Nachlaſſe des Erblafferd gehören aber 
auch 

e) die Conferenda ber Erben im Betrage von 

500 Thlen. — — 

und es bildet ſich hiernach folgende Nachlaßmaſſe: 

32 Thlr. — Nor. — Pf. Werth der Mobilien, 

183» 21 =» 275 = Kaufgelderrüdftand und 

500 ⸗ s Gonferenda. 


715 Thle. 21 Nor. 2% Pf. Summa. Rechnet man 
nun hinzu 

1284 Thle. 25 Ngr. — Pf. als den oben unter J. nach⸗ 

gewiefenen Betrag ber bem 

Beklagten zu Theil gewor- 

benen Schenfung, fo ers 

höhet fi hierdurch ber 
Nachlaßbeſtand bis auf 


2000 Thle. 16 Nor. 2-22 Bf. 
Hiervon gebührt bei der Exiſtenz von fieben 
Kindern benjelben die Hälfte an 
1000 Thlen. 8 Nor. 1, Pf- 
als Pflichteheil, und es befteht ſonach für jedes eins 
zelne biefer Kinder der Pflichttheil in 
142 Thlen. 26 Nor. 8% Pf. 


— 2 


Nun bat 
1) jebe ber beiden Klägerinnen, bie verehelichte 
M. und die verchelichte 3. aus dem Nachlaſſe ihres 
Baters erhalten 
4Thlr. IT Nor. 1 Pf. als Antheil von den Mo: 
bilien, 


26 = 7. If Pf. als Antheil von ben 
Termingeldern, und 
100 2 — » —  s Eonferenba. 


130 Thlr. 24 Nor. 4, Pf. Summa, 


Zu Erfüllung bed Plichttheild an 142 Thlen. 
26 Nor. 8%, Pf. find daher annoch erforderlich: 
12 Thlr. 2 Nor. 44 Pr. 
Dagegen hat 
2) jeder ber beiden Mitfläger, 3. G. Sch. und 
I. ©. Sch. aus dem Nachlaſſe ihres Vaters er- 
halten: 
4 Thlr. 17 Ngr. 1 Pf. als Antheil von den Mo- 
bilien, 
346 Pf. als Antheil von den 
Termingeldern, und 
50 = — -» — ⸗  Gonferenda. 


80 Thlr. 24 Nor. Ay, Pf. Summa. 
fo baß zu Erfüllung des Pflichttheild an 142 Thlen, 
26 Nor. 87 Pf. annoch 
62 Thlr. 2 Nor. 44 Pf. 
erfordert werben. 

Die vorftehend ausgeworfenen Beträge find es 
daher, welche der Beklagte von demjenigen, was 
ibm als inofficiöfe Schenkung zu Theil geworben, 
an jede ber Klägerinnen mit 12 Thlen. 2 Rgr. 
44 Pf. und an jeden der Mitkläger mit 62 Thlrn. 
2 Nor. 44 Pf. zu Erfüllung ihrer Pflichttheile her⸗ 
auszuzahlen hat. 

Nah Höhe diefer Beträge ift daher ber Beweis 
für gelungen anzufehen und in jo weit bad vorige 
Urthel abzuändern, im Uebrigen aber daffelbe zu 
beftätigen geweſen. 

Hiernach, und da von beiden Theilen Rechts— 
mittel eingewenbet worden find, bedarf die Com— 
penfation ber in zweiter Inftanz erwachfenen Koften 
feiner befonberen Rechtfertigung.” 


26 7 =: 
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Urthel des Königl. Oberappellationsgerichtd 
vom 4. October 1853. 

„Daß, angehend ben von dem Bellagten zu 
Erfüllung des Pflichttheils der Kläger zu gewähs 
renden Betrag, auf die Appellation des Bellagten, 
ed nicht bei Dem nurangezogenen Urthel, fondern 
bei der Entſcheidung der erften Inftanz Bl. — zu 
laffen. 

Dagegen wird mehrgedachtes Urthel im Uebri— 
gen, ber eingewenbdeten Appellationen ungeachtet, 
jedoch unter Gompenfation der in gegenwärtiger 
Inftanz erwachfenen Koften, hierdurch beftätigt.‘‘ 


Entfheibungsgründe. 
„Angehend Die Appellation bes Bellagten. 
Auf die Appellation des Bellagten war dad 
zweite Urthel, infoweit ed eine reformatoria enthielt, 


abzuändern und das erſte Urthel pure wiederherzu— 
ſtellen. 


Beide vorigen Inſtanzen ſtimmen nach Bl. — 
darin mit einander überein, daß nach den Ergebniſſen 
des Beweiſes und Gegenbeweijes 


a. 
ber wahre Werth bes von bem Erblaffer der Par- 
teien im Jahre 1839 an den Beflagten verfauften 
Scyenfengutes zu D. mit Einfhluß des mitverfauf- 
ten Inventars zur Zeit des Kaufsabfchluffes 2121 
Thlr. 10 Ngr. — betragen hat, 

b. 


«ber Bellagte für biefes Gut nebft Inventar dem 


Verkäufer in ber Wirklichkeit mehr nicht, als über- 
haupt 836 Thle. 15 Ngr. — bezahlt hat, 

c 
ber Beklagte fonach bei diefem Kaufsgeichäfte von 
feinem Bater, dem Verkäufer, um die Summe von 
1284 Thlen. 25 Ngr. —⸗ begünftigt worben ift, 

d. 
das Vermögen des Verkäufers zur Zeit des Kaufs— 
abfhluffes, mit Einſchluß der Gonferenden und nadı 
Abzug der Paſſiven, in 2305 Thlen. 21 Nor. — 
beitanden hat, endlich 

©. 
der Activnachlaß des Verkäufers überhaupt 752 Thlr. 
— —⸗, nämlid: 

32 Thlr. — —⸗ Werth der im Nachlaß vorhan— 
benen Mobilien, 


220 =: —: —s in jährlichen Raten zu 20 Thlrn. 
zu bezahlender Kaufgelderrüd- 
ftand, 

500 = —: —s Gonferenten, 


Summa ut supra 
betragen hat. 


Beide Inftangen differiren aber in ber Berech— 
nung bed Betrages, welchen der Bellagte nad) 
dieſen Vorlagen an die Kläger zur Erfüllung bes 
Pflichtiheiles denfelben herauszuzahlen habe. Die 
erite Inſtanz ftellt folgende Berechnung auf: Da 
das Bermögen bes Erblaffers zur Zeit des Kaufs— 
abichluffes in 2305 Thlen. 21 Ngr. —- beftanden 
habe, fo fei der Pflichttheil, bei dem Vorhandenſein 
von fieben Kindern, auf 1152 The. 25 Nor. 5 Pf. 
zu berechnen, und e6 habe der Erblaffer, da er nach 
Abzug ded an den Beklagten Verſchenkten blos noch 
1013 Thlr. 27 Nor. 6 Pi. im Vermögen behalten 
habe, eine Summe von 138 Thlen. 27 Ngr. 9 Pi. 
lieblo8 verfchenkt. Diefe legtere Summe, welde 
fih um deswillen nicht erhöhen laffe, weil das Ver— 
mögen des Erblaſſers in der Zmwifchenzeit zwifchen 
bem Kaufsabjchluffe und dem Todestage fid) ver— 
mindert habe, bilde denjenigen Betrag, welchen ber 
Bellagte zu Ergänzung des Pflichttheiles an bie 
Nachlaßmaſſe herauszuzahlen habe. Dagegen geht 
die zweite Inftanz von nachitehenden Anſichten aus: 
Die vorhandene Nachlaßmafle betrage, da von bem 
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Kaufgelderrüdftande an 220 Thalern bas interusu- 
rium abzuziehen fei, überhaupt blos 
715 Thle. 21 Ngr. 27 Pi. Hierzu feien 
1284 = 25 =» — . alöderBetrag derbem 
Beklagten zu Theil ge⸗ 
wordenen Schenkung 
binzuzurechnen, und 
es erhöhe ſich daher der 
Nachlaßbeſtand auf 


2000 Thlr. 16 Nor. 25 Pf. 

Hiervon gebühre bei der Exiſtenz von fieben Kindern 
benjelben die Hälfte an 

1000 Thle. 8 Ngr. I Pf- 

als Pflichtiheil, und es habe der Beklagte zu Er- 
gänzung dieſes Pflichttheiles von dem Gefchenft- 
erhaltenen fo viel herauszuzahlen, als bei dem 
vorhandenen Nachlafbeftande an dem Pilichttheile 
fehle. 

Bei Prüfung beider Berechnungsarten hat man 
jedoch in gegenwärtiger Inftanz der in dem erften 
Urthel aufgeftellten unbedingt ben Vorzug ge— 
geben. 

A, . 

Zuvörberft weichen bie von ben beiden vorigen 
Snftanzen aufgeftellten Berechnungen infofern von 
einander ab, als die erfte Inftanz bei Beftimmung 
bes Betrags bes dem Beklagten lieblos Geſchenkten 
auf die Zeit der Schenkung fieht und auf die in der 
Zwifchenzeit zwiſchen dem Kaufsabſchluſſe und dem 
Tode des Erblaffers in den Vermögensverhaͤltniſſen 
bes legteren vorgegangenen Veränderungen lediglich 
infofern Rüdfiht nimmt, als fie unterfucht, ob nach 
den vorhandenen Unterlagen bad Bermögen bes 
Erblaffers nach ber Schenfung fo bebeutend ſich 
vermehrt habe, daß dadurch der Pflichttheil voll- 
ftändig gededt worden ſei; Dagegen Die zweite 
Inſtanz den Pflichttheil aus dem Nachlaſſe, unter 
Hinzurehnung des Verfchenften, berechnet. Fuͤr 
die Anficht der erften Inftanz und gegen die Anficht 
der zweiten Inftanz fprechen nun aber nachftehende 
Momente: 

1. 

Wenn Vermögensveräußerungen unter onerofen 
Rechtstiteln wegen Lieblofigfeit angefochten werben 
folfen, fo ift dabei vorauszufegen, baß die in ben» 
felben verſtedte Schenkung ihrem Betrage nad eine 
übermäßige (immodica) und baher pflichtwidrige 
(inofliciosa) fei. Dies ift nach dem flaren Aus- 
fpruche der Gefege anzunehmen, wenn das Ber- 
mögen durch Schenkung dergeftalt vermindert wird, 
baf das Mebrigbleibende nicht mehr fo viel beträgt, 
als der Plichttheil vom ganzen Vermögen beitragen 


würbe, wenn biefes nicht durch Schenfungen ge- 
ſchwächt worden wäre, Hieraus folgt, daß bei 
Beantwortung der Frage, ob eine Schenfung lieblos 
fei, lediglich auf das Verhältniß der Schenkung zu 
dem ganzen Vermögen bes Schenfgeberd zur Zeit 
ber Echenfung zu fehen ift. Diefer Grundſatz beruht 
außer allem Zweifel, und es erflären fich daraus 
nachftehende Folgefäge, über welche die Rechtölehrer 
unter fich einig find, 

a) daß, wenn bie Schenfung zu dem Zeitpunfte, 
wo fie vorgenommen wird, feine übermäßige ift, fie 
auch als lieblos nicht angefochten werben fann, wenn 
jelbft das dem Schenfgeber übrig gebliebene Ver— 
mögen fpäter durch andere Greigniffe fich fo vermin- 
bern follte, daß nun dem Notherben der Pflichttheif, 
von dem urjprünglichen Vermögen bed Schenfgebers 
berechnet, nicht mehr gewährt werden fann, 


b) daß, wenn das Vermögen in Bolge mehrerer 
nicht gleichzeitiger Schenkungen nicht mehr zu Ge— 
währung des Pflichttheils hinreicht, einmal Tediglich 
biejenigen fpätern Schenkungen als pflichtwidrig 
angefochten werben können, welche den infufficienten 
Bermögensftand herbeigeführt haben, wenn fie aud) 
für fi, nad; dem bermaligen Stande bes Ver— 
mögend, das feftgefepte Maaß nicht überfteigen, das 
andere Mal eine Anfechtung dieſer fpätern Schen- 
fungen nur infoweit zuläffig ift, als fie eine Ver— 
legung des dem Rotherben gebührenden Pflichttheile 
enthalten. 

Wenn aber, wie vorftehend gezeigt worden, Die 
Frage, ob eine Schenkung als lieblos zu betrachten 
fei, lediglich nach dem Zeitpunfte, wo die Schenkung 
erfolgt ift, und nach den Berhältniffen, welche das 
mals vorgelegen haben, zu beantworten ift, fo liegt 
darin zugleich, daß für Die Beflimmung des Umfangs, 
in welchem die Schenkung eine Verlegung des Pflicht- 
theils enthalte, dieſer Zeitpunft ebenfalls entſcheidend 
fein muß. Denn die Merkmale für die Eigenfchaft 
der Schenfung als einer inofficiöfen, und für den 
Umfang diefer Eigenfchaft find identifch, und es in- 
volvirt die Behauptung, daß eine Schenkung in 
einem größeren Umfange lieblos fei, die Behauptung 
diejer Eigenſchaft rüdfichtlich des Mehrbetrages, von 
welchem die Lieblofigfeit behauptet wird. 

Die Worte in ber Novella 92. Cap. I.: 

„in lantum aucta quantitate, quantum habuit 
subslantia patris, anlequam donationibus 
exhauriretur*, 


ftehen biefer in ber Natur der Sache begründeten 
Anficht nicht entgegen, indem der Faſſung der Stelle 
nach zu dem Worte: „donalionibus‘ das Wort 
„immensis“ hinzuzudenken ift, bie Stelle alfo etwas 
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weiter nicht befagt, ald daß diejenigen Beträge zum 
Nachlaſſe hinzuzurechnen feien, um welche die Schen- 
fungen eine Berlegung bes Pflichttheils enthalten. 
Dagegen fprechen für die hier vertheidigte Meinung 
bie Worte in 

1. 6. Cod. de inoffieiosis donationibus. „de 

enormitate donationum ad exemplum inofß- 
ciosi testamenti praeses provinciae jurisdictio- 
nis suae partes exhibebit‘, 
und in ber 
1. 7. Cod. eod. „quod immoderate gestum 
est, rerocabilur‘. 
2. 

Aus dem Grundfage, daß eine Schenkung, felbit 
wenn fie eine 2ieblofigfeit enthalten hat, lediglich 
infofern angefochten werben fann, al das Vermögen 
bes Schenfgebers fich nicht dergeftalt vermehrt hat, 
daß der Nachlaß zu Gewährung des Pflichttheils 
ausreicht, läßt fich nicht folgern, daß umgefehrt bie 
Schenfung nad einem höhern Betrage refeindirt 
werben fünne, wenn bad Vermögen bes Schenk— 
gebers nach ber Zeit der Schenkung fich verringert 
hat. Der Grund nämlich, warum in bem erfteren 
Galle die Klage auf Ergänzung des Pflichttheils 
hinwegfällt, liegt nicht darin, daß die Gültigkeit der 
Schenkung nah dem Zuftande des von dem Schenk; 
geber hinterlafienen Vermögens zu beurtbeilen ift, 
fondern vielmehr darin, daß der Notherbe fich nicht 
über Beeinträchtigung feiner Legitima beflagen fann, 
wenn das Vermögen nad Vornahme ber pflicht- 
wibrigen Schenfung durch neuen Erwerb wiederum 
einen foldhen Zuwachs erhält, daß der Pflichttheil 
vol bezahlt werden fann. Nun ift zwar in dieſem 
Galle bei Berechnung der Größe des Pflichttheils 
aud der fpätere Zumads des Vermögens mit in 
Anfchlag zu bringen, und es genügt nicht, Daß nun 
gerade die durch die Schenkung bewirkte Verkürzung 
ber Legitima, nach dem Vermögensbeftande zur Zeit 
ber Schenkung gerechnet, durch die fpitere Ver— 
mögensvermehrung wieder ausgeglichen fei, vielmehr 
ift Die Legitima auch von dem Zunvachfe zu berechnen. 
Hieraus folgt jedoch nicht, daß auch die fpätere 
Berminderung des Vermögens für die Frage, in— 
wieweit die Schenfung das geſetzliche Maaß über: 
fhritten habe, von Einfluß fei. Denn dieſe Frage 
betrifft die Obligation des Schenfnehmers und läßt 
fih nur nad der Zeit der Schenfung, nicht aber 
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nach ben fpäter eingetretenen, für das Recht des 
Schenknehmers völlig gleichgültigen Veränderungen 
in den Bermögensverhältnifien bes Schenfgebers 
beantworten. Im Gegentheil fordert die Conſequenz, 
daß, wenn einmal durch Vermögensvermehrung bie 
urfprüngliche Verlegung ber Legitima wieder voll: 
ftändig ausgeglichen worden, dann aber durch andere 
Umftände diefer Vermögenszuwachs wieder verloren 
gegangen ift, und bei dem Tode des Schenfgebers 
ber Nachlaß zu Dedung ber Legitima nicht aus 
reicht, Die Schenkung dennoch nicht mehr umgeftoßen 
werden fönne. Denn ber Grund der Verlegung des 
Pflichttheils liegt num nicht mehr in der urfprünglich 
pflichtwidrigen Schenkung, deren Fehler durch die 
eingetretene Vermögendvermehrung gehoben worden 
ift, fondern in dem erft fpäter eingetretenen zufällis 
gen Bermögensverlufte, welcher zu Anfechtung einer 
früheren Schenkung nicht berechtigen fann. 


(Schluß folgt in der nächften Nummer.) 
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3. 

Die zweite Inſtanz bemerkt zu Rechtfertigung 
ihrer Meinung Bl. —, es enthalte etwas Abnormes, 
wenn zu Beantwortung der Frage, ob eine Schen- 
kung für inofficiös zu halten fei, von dem Vermögen 
des noch lebenden Erblaſſers der Pflichttheil der 
Notherben berechnet werde, da doch von einer Erb- 
haft erft nach dem Tode des Erblaſſers die Rede 
fein Fönne, diefe Abnormität dürfe aber jedenfalls 
nicht weiter ausgedehnt und namentli nicht auf 
die Berechnung des den Pflichttheilserben erft nach 
dem Tode des Erblaſſers gebührenden Pflichttheils 
erſtreckt werben. 

Hiergegen ift nun aber Folgendes zu erwähnen: 

Man kann dahingeftellt fein laffen, ob die An- 
fehtung einer Schentung wegen Schmälerung des 
Pflichttheils, deren zuerft in einem in der 1.87. 8.3. 
D. de leg. 1. angeführten Referipte des Alerander 
Severus gedacht und welche in fpäteren Gonftitus 
tionen näher beftimmt worden ift, mit dem ganzen 
übrigen Rechtsſyſteme in vollem Einklange ftebe. 
Jedenfalls fordert die Rüdjicht auf den ECharafter 
der querela inofficiosse donationis, als einer Bes 
Ihränfung der freien Dispofitionsfähigfeit unter den 
Lebenden, daß, wenn die Anfechtung der Schenkung 
wegen Verkürzung der Legitima zugelaffen wird, 
nicht blos die Frage, ob eine Schenkung überhaupt 


für lieblo8 zu achten, fondern auch die Frage, in— 
wieweit Died ber Fall fei, nach der Zeit der Schen- 
fung ſelbſt beantwortet wird. Denn ſollte dabei auf 
einen andern jpätern Zeitpunkt gefehen werben, jo 
würde die Schenkung refeindirt nicht wegen ihrer 
Mebermäßigfeit, jondern wegen anderer Zufälle, 
welche eine Verminderung bed Vermögens bes 
Schenkgebers herbeigeführt haben. Namentlid kann 
aber darauf, daß nach der hier vertheidigten Anſicht 
ber Pflichtiheil mit Rüdjicht auf einen Termin, zu 
welchem ber Erblafjer noch gelebt hat, zu berechnen 
ift, etwas nicht anfommen, weil dies unmittelbar 
aus der Zuläffigfeit der Refeiffion einer Schenkung 
wegen Lieblofigfeit folgt; es fteht dies aber aud) 
mit dem Grundſatze, viventis non est hereditas, gar 
nicht in Widerfpruch, indem ber Pflichttheil nicht 
von dem Vermögen eines Lebenden, fondern von 
dem Nachlafje eines Verftorbenen, mit Hinficht auf 
einen beftimmten Zeitpunft des Lebens bes Lepteren, 
berechnet wird. 
4. 

Die von der zweiten Inftanı angenommene Bes 
rechnungsart, nach welcher der Pflichteheil aus dem 
Nachlaffe mit Hinzurehnung des Berfchenkten zu 
berechnen fein joll, hat übrigens den Uebelſtand, daß 
dabei nicht allein zwei ganz verſchiedene Zeiträume 
berüdfichtigt werden, fondern auch der Berechnung 
ein Vermögensbeftand zu Grunde gelegt wird, wie 
er weder zur Zeit der Schenfung, noch zur Zeit des 
Todes des Schentgebers wirklich geweien ift. Fehlt 
ed nun an jedem denfbaren Grunde für dieſes Ver— 
fahren, jo zeigt fich die Nothwendigfeit einer dem 
Inſtitute der querela inofficiosae donationis ent— 
fprechenden feiten Unterlage für die Beftimmung bes 
von dem Bellagten Herauszuzahlenden vorzüglich 
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hier, weil es fih um bie Anfechtung eines an ſich 
gültigen Gefchäftes inter vivos und bie Befchränfung 
ber freien Dispofitionsfähigfeit des Schenfgeberd 
hanbelt. 

5. 

Die von ber zweiten Inftanz aufgeftellte Berech— 
nung ift feineswegs die von ber Praxis recipirte, 
und wenn Bl. — auf eine Anzahl Auctoritäten 
Bezug genommen wird, fo ift dagegen zu bemerfen, 
daß einige von ben bort angegogenen Schriftftellern 
entweder gar nichts zur Sache Gehöriges fagen, ober 
doch wenigftens fih ganz unbeftimmt ausdrüden, 
übrigens aber diejenigen Schriftfteller, welche an- 
fheinend die Anficht der zweiten Inftanz wirklich 
haben, von 

Franke, das Recht ber Notherben und Pflicht: 

theilsberechtigten, pag. 510 flg. 
wiberlegt worden find. 
B. 
Die beiden vorigen Inftanzen bifferiren in ihren 
Anſichten ferner injofern, als bie erfte bei Berech⸗ 
nung des von bem Vater ber Parteien hinterlaffenen 
Vermögens bie zu dem legteren gehörigen, in halbd« 
jährlichen Raten zu 10 Thalern gefälligen Termin- 
gelder an 220 Thaler voll in Anfag gebracht, wäh- 
end die zweite dieſe Termingelder unter Abrechnung 
des interusuri auf 183 Thle. 21 Nor. 22% Di. 
zurüdgeführt hat. Kann man nun auch dem Ein— 
wand, welden ber Bellagte gegen die Anficht der 
zweiten Inftanz Bl. — macht, daß zufolge ber in 
praxi angenommenen Meinung rüdftändige Termins 
gelder mit dem Tode bed Berechtigten verfallen, um 
beswillen nicht beitreten, weil ber Tod des Berech— 
tigten die Berfallzeit der Termingelder zu ändern 
nicht vermag, fo hat man dennoch auch in biefer 
Hinficht lediglich das erfte Urthel wieder herzuftellen 
gehabt. Die erſte Inftanz bemerkt zu Rechtfertigung 
ihrer Anficht BL. — wörtlich: 
Bei den Termingeldern müßte zwar, wenn ed 
ſich um die wirkliche Erbregulirung handelte, 
eine Reduction der einzelnen Termine auf den 
Jetztwerth vorgenommen werben, allein für ben 
vorliegenden Fall genügt es, wenn man jeden 
Termin als unter alle fieben Miterben gleich- 
vertheilt annimmt, und man kann daher bieje 
Poft zum Nominalwerthe in Anfag bringen. 
Diefer Bemerfung wird man unbedenklich beitreten, 
wenn man erwägt, baß bei der Berechnung des von 
bem Beklagten für das Schenfgut zu DO. fammt 
Inventar Gewährten die baare Kauffumme an 350 
Thalern nach Bl. — mit Hinficht auf die weit bins 
ausgeichobenen Zahlungsftiften blos mit 231 Thlrn. 
21 Nor. 6 Pf. in Anfag gefommen iſt. Durch biefe 


Reduction hat bie Frage, inwieweit der Beklagte 
vor ben Klägern begünftiat avorben,fei und inmwie- 
weit die bemfelben zu Theil gewordene Schenkung 
wegen Inofficiofität refcindirt werben fönne, bereits 
ihre Beantwortung erhalten. Dagegen hanbelt in 
Betreff der bei dem Tobe bes Schenfgebers noch 
rüdftändigen Termingelder es fich nicht weiter um 
die Feſtſtellung ber Reftitutionsverbinblichfeit des 
Beklagten, fondern lediglih um die Ermittelung des 
vorhandenen Nachlafbeftandes. Nun würde zwar 
die Reduction ber erft fpäter gefällig werbenden 
Termingelder ſich nothwendig maden, wenn bie 
Frage, wie hoch der Nachlaß fich in dem Momente 
nad; dem Tode des Erblafferd wirflih belaufen 
hätte, wenn ftatt der Termingelderforberung baares 
Geld im Nachlafje fich befunden hätte, zu beantwor—⸗ 
ten wäre. Für ben vorliegenden Ball aber, wo biefe 
Frage auf dad Verhältniß der Kläger zu dem Bes 
Hagten ohne Einfluß ift, fann von diefer Reduction 
füglich abgejehen werden. Auch läßt ſich fhlechter- 
dings nicht abfehen, warum bie zweite Inftanz den 
fraglichen Kaufgelderrüdftand nah BI. — überhaupt 
rebueirt, ba nach ihrer Anficht der Pflichttheil aus 
dem Rachlaffe, mit Hinzurechnung ber dem Bellag- 
ten zu Theil gewordenen Schenkung, zu berechnen 
it. Denn in dem Verbältniffe ber Kläger zu dem 
Beklagten kann auf bie Größe des Nachlaffes, wenn 
nur legterer nach der Zeit der Schenfung fich nicht 
in der Maafe erhöht hat, daß die in ber Schenfung 
verftedte Lieblofigfeit fanirt worden ift, darnach 
überhaupt etwas gar nicht anfommen, und es hat 
denn auch die zweite Inſtanz nach Bl. — flg. die 
fraglichen Termingelder blos nad ber rebucirten 
Summe unter die Erben vertheilt. 

Nur folgende zwei Bemerkungen hat man noch 
hinzuzufügen für angemeflen gefunden: 

a. Ein Geftändniß bed Bellagten, daß er die 
rüdftändigen Termingelder fofort bei Dem Tode des 
Erblafjers zu bezahlen gehabt habe, liegt in dem 
Bl. — Gefagten nicht, weil der Behauptung, es 
feien die Termingelder mit bem Tobe bes Erblafiers 
verfallen und ungeachtet ber beftimmt geweſenen 
jpäteren Verfallzeit betagt worden, offenbar nicht 
cum animo conitendi, fondern in der irrigen Mei— 
nung, daß ein ſolcher Rechtsgrundjag eriftire, auf⸗ 
geftellt worden ift. 

b. An ſich würbe es hingereicht haben, wenn bie 
erfte Inſtanz überhaupt blos dahin erkannt hätte, 
daß der Bellagte die inofficiös erhaltenen 138 Thlr. 
27 Nor. 9 Pf. den Klägern nach Verhaͤltniß ihrer 
Erbportion zu bezahlen habe. Würde es daher ber 
Berechnung Bl. — unter E. an ſich zwar nicht be- 
burft haben, fo kann es dennoch dabei fein Bewenden 
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haben, weil die Berechnung nach ben Vorlagen ricdh- 
tig ift, auch Feine Partei hiergegen eine Befchwerbe 
gerichtet hat. 

Aus diefen Gründen war auf bie Appellation 
bes Beklagten das vorige Urthel in feinen reforma— 
toriſchen Punkten zu reformiren. Dagegen war im 
Uebrigen, der Appellation des Beklagten ungeachtet, 
das zweite Urthel, infoweit es bie erfte Entfcheidung 
betätigt und das Bl. — angebrachte Reftitutions- 
geluh als unftatthaft verworfen hat, lediglich zu 
eonfirmiren. 

Der Bellagte befchwert ih Bl. — inöbefonbere 
darüber, daß in ben beiden vorigen Inftanzen ber 
Eidesantrag über den 71ſten bis mit 74ften Gegen⸗ 
beweisartifel BI. — aberfannt worden fei. Derfelbe 
hatte dort zu Begründung feines Anführens, daß der 
mitflagende 3. G. Sc). nicht blos 50 Thaler, fon- 
dern 100 Thaler zu conferiren habe, unter Eides— 
antrag behauptet, zu bem Baue eines Haufes habe 

der gedachte mitflagende Sch. von bem Erblafler, 
welcher damals das Schenfengut zu DO. noch befeffen, 
mit bem Gefchirre des Lepteren die zu Herbeifchaffung 
bes erforderlichen Materiald an Kalk, Steinen, Holy, 
Bretern, Sand und Lehm nöthig gewefenen Fuhren 
in väterlicher Unterftügung ald Mithülfe unentgeld- 
lich geleitet erhalten, dieſe Fuhren feien aus ver- 
fchiedenen Entfernungen geleifter worden und es 
habe die Zahl derſelben wenigftend zwei Hunbert 
betragen, es könne jede diefer Fuhren zu mindeftend 
—- 7 Ngr. 5 Pf. an Werth veranfhlagt werden, 
unb ed habe ſonach genannter mitflagender Sch. 
duch diefe Naturalunterftügung eine väterliche Mit— 
hülfe von 50 Thalern von feinem Vater, dem Erb- 
laffer der Parteien, gewährt erhalten. Will man 
nun aber felbft von der Frage abjehen, ob unter den 
vorliegenden Verhältniffen jede einfache Schenkung 
zu conferiren fei, 

man vergleiche deshalb 1. 20. pr. Cod. de collat. 

und 

Franfe, a. a. D. pag. 239 bis 242, 
fo ſtehen doch der Zuläffigfeit des Eidesantrags über 
Das angegebene Anführen bed Bellagten nachſtehende 
Bedenken entgegen: 

Zuvörderft ift 

1) darauf aufmerffam zu machen, baß ber Ber 
flagte ſich darauf nicht zu beziehen vermocht hat, 
daß der Erblaffer um Leiftung der gedachten Fuhren 
erfucht worben fei. Eine Beziehung hierauf wäre 
aber unbedingt nöthig geweien, wenn von einer 
Schenkung überhaupt die Rede fein follte, weil ber- 
jenige, weldyer, ohne von dem Andern darum erfucht 
zu fein, einen Dienft leiftet, den Fall einer hier 
jedenfalls nicht vorliegenden negotiorum gestio aus⸗ 


genommen, wegen bed unter biefen Berhältnifien 
anzunehmenden Verzichtes auf die Vergütung feines 
Zeit- und Koftenaufwandes auch nicht als Schenker 
angejehen werden kann. 

Nun bat zwar ber Bellagte 

2) feinen auf Eid geftellten Gegenbeweisartifeln 
bie Behauptung einverleibt, es habe der Mitfläger 
Sch. bie fraglichen uhren von feinem Bater „in 
väterlicher Unterftügung” und „als Mithülfe‘ ges 
währt erhalten. Indeſſen wird auch dadurch die zu 
bem Eidesantrage erforderliche Beftimmtheit für bie 
Gegenbeweisartifel nicht hergeftellt, weil biefe Be⸗ 
bauptung bloße Rechtsbegriffe enthält, über welche, 
da blos über Tharfachen, nicht über juriftifche Reful- 
tate gefchworen werden fann, ber Eidesantrag unzu⸗ 
läffig if. Es kommt jeboch 

3) hinzu, daß, felbft abgefehen von alle dem, 
die Entfernungen, aus weldyen die Fuhren geleiftet 
worden, nicht einmal angegeben worden find, fons 
bern in diefer Beziehung fi) blos angeführt findet, 
ed feien die Entfernungen verfchieden geweſen. Diefe 
Unbeftimmtheit ift von weſentlichem Cinfluffe, weil 
die Quantificirung ber Dienfte darauf beruht, und 
diefe daher ebenfalls jeder feften Bafis entbehrt. 

Rüdfichtlich des BI. — angebrachten Reftitutions- 
geſuches hat man bem von der vorigen Inftanz Bl. — 
Gefagten lediglich beigetreten. 

Anlangend die Appellation der Kläger. 

Die Kläger haben fi damit begnügt, in ber 
Appellationsfchedul Bl. — zwei Beſchwerden aufs 
zuftellen, in einer fpätern Schrift Bl. — dieſe Bes 
fhwerden noch um einige zu vermehren und fich zu 
Rechtfertigung ihrer Appellation auf die früheren 
Acten im Allgemeinen zu beziehen. Läßt fich hier— 
nach nicht einmal mit Beftimmtheit überfehen, in 
welchen Beziehungen die Kläger gegen das vorige 
Urthel und bie ſolchem beigegebenen ausführlichen 
Entfcheidungsgründe Ausftellungen zu machen ges 
fonnen gewejen feien, fo werden zu Widerlegung 
der Appellation berjelben folgende Bemerkungen 
hinreichen: 

Der Bellagte ift zu Zahlung von Verzugszinfen 
von dem von ihm zur Erbichaftsmaffe zu bezahlens 
ben Betrage unzweifelhaft erft von Zeit erhobener 
Klage an verbunden, weil rüdfichtlid der Frage, 
von welchem Zeitpunfte an der Bellagte in mora 
fi) befinde, bei der querela inofliciosae donationis, 
welche zwar nach dem Worbilde ber querela inofli- 
eiosi lestamenti (juxta formam, ad similitudinem, 
ad instar inofliciosi testamenti querelae 1. 1. 2. 4. 
6. und 9. Cod. de inoff. donat.) eingeführt, jedoch 
diefer keineswegs gleichgeftellt ift, die gewöhnlichen 
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Grunbfäge über die mora um jo gewiffer Anwendung 
leiden, als der Erblafier das Recht gehabt hat, uͤber 
die Rupungen feines Vermögens bei Lebzeiten nach 
Willkür zu verfügen. 

Ueber bie erfannte Eompenfation ber Proceh- 
foften fünnen bie Kläger nad ben in dem erften 
Urthel zufammengeftellten Ergebniſſen bed Beweifes 
und Gegenbeweifed fi unter allen Umftänden nicht 
beſchweren. 

Im Uebrigen bezieht man ſich auf die von der 
vorigen Inſtanz zu Rechtfertigung der confirmatoria 
gegebenen Entfheidungsgründe. 

Angehend endlich die Koften ber gegenwärtigen 
Inftanz, jo bedarf das vorftehende Urthel bei feinem 
Inhalte und dem gleichzeitigen Vorbringen von 
Appellationen beider Theile keiner befonderen Rechts 
fertigung.” 


10. 
Unter welden Borausfegungen ift die geſchie— 
bene Ehefrau von ihrem gejchiedenen Ehemanne 
Alimente für die ehelichen Kinder zu fordern 
berechtigt? 


Mitgetbeilt von 
Herrn Amtsact N, zu F. 


Am 5. November 1851 erhob vor dem Juſtiz— 
amte zu F. Ehriftiane Wilhelmine gefh. N. zu R. 
gegen ihren gefhiebenen Ehemann Ludwig Wilhelm 
R. zu F. eine Klage auf Alimentation zweier aus 
Diefer feit dem 22. Juni 1849 rechtskräftig getrennten 
Ehe hervorgegangener, reſp. am 9. März 1845 und 
20. März 1846 geborener Kinder, indem fie zur 
Begründung der Klage Folgendes anführte: 

„Von der Zeit der Trennung, dem 23. Juni 
1849, an bis jegt habe fie die fraglichen beiden 
noch am Leben befindlichen Kinder bei fih und auf 
ihre ausſchließlichen Koften ernährt, mit Kleidern 
verforgt und überhaupt alle deren Bedürfniffe bes 
ftritten, nur babe ihr geichiedener Ehemann unter 
diefer Zeit das eine der Kinder drei Monate lang bei 
fih gehabt und echalten. 

Nun fei ein Vater die Erziehung feiner ehelichen 
Kinder ausſchließlich auf feine Koften zu beftreiten 
verbunden, und fomit BeHagter gehalten, ihr, der 
Klägerin, den auf die vollftändige Alimentation 
diefer Kinder bereits beftrittenen und noch zu bes 
freitenden Aufwand zu erjegen und für Die 
Zufunft in monatlichen Vorauszahlungen zu ge 
währen.” 


Ueber die Behauptung, daß fie die Alimente für 
die Kinder beftritten, trug Klägerin dem Bellagten 
den Eid an und bat um eine Entſcheidung des 
Inhalts: 

daß Bellagter ihr zur Erziehung der beiden 
gebachten Kinder vom 23. Juni 1849 bis die— 
felben ihr Brod felbft zu verdienen im Stande 
und jo lange fie, die Klägerin, dieſelben bei 
ſich habe, ein nach richterlichem Exmeffen, jedoch 
nicht unter 18 Thlr. — —⸗ für jedes auf das 
Jahr zu beftimmendes Ziehgeld, die verftande- 
nen Alimente, unter Kürjung breimonatlichen 
Erziehungsbeitrags für ein Kind, fofort, die 
künftigen in monatlichen Vorausbezahlungen zu 
gewähren, die Proceßkoften aber ab⸗ und zu 
erftatten fchuldig. 

Bellagter geftand in der Hauptfache den Grund 
ber Klage zu, beftritt jedoch unter bem Bemerfen, 
daß cheliche Kinder vermöge der väterlichen Gewalt 
dem ehelichen DBater gehörten, Klägerin aber dar— 
über, wie gegen bie Geſetze die ehelichen Kinder der 
Gewalt und Erziehung des Vaters entzogen werden 
fönnen und fich bei ber Mutter aufhalten dürfen, 
ſich nicht legitimiert habe, Die ihm angefonnene 
Alimentationsverbindlichfeit, und fhüpte außerdem 
noch mehrere Ausflüchte, darunter die der Gompen- 
jation, unter Eidesantrag vor. 

In dem am 29. April 1852 publicirten Urthel 
des Königl. Spruchcollegii nun wurde Klägerin 
mit ihrem Suchen, infofern es die von berjelben 
geforderten Alimente für die fraglichen beiden Kinder 
über das ſechſte Lebensjahr hinaus betrifft, „da fie 
jelbige blo8 dann würde verlangen fönnen, wenn 
deren Ernährung und Erziehung von Bellagtem 
verweigert worden oder ſolche Umftände vorhanden 
wären, unter denen die Ernährung und Erziehung 
der Kinder vorzugsweife ihr, nicht aber dem Beklag⸗ 
ten zu überlaſſen ſein würde, 

vergl. Ackermann, Rechtsſätze, Nr. 42. S. 50 f.“ 
in der angebrachten Maaße abgewieſen, dagegen, 
was die Alimente der gedachten beiden Kinder bis 
zum erfüllten ſechſten Lebensjahre anlangt, Beklagter 
des Grundes der Klage fuͤr geſtaͤndig erachtet, jedoch 
ihm der Beweis ſeiner peremtoriſchen Ausfläcte, 
ingleihen ber Einrede ber Compenſation nachge⸗ 
laſſen. 

Gegen dieſes Urthel wendete Klägerin Appella= 
tion ein, einmal, weil die Klage, inſofern ſie auf 
Alimente für die Kinder über das ſechſte Lebensjahr 
hinaus gerichtet, angebrachter Maaßen abgewiefen, 
dann, weil Beklagtem ber Beweis feiner Ausflüchte 
nachgelaſſen worden, und bemerkte in der erſteren 
Beziehung Folgendes: 
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„Die Borfchrift des gemeinen Rechts, Nov. 117. 
cap. 7., baß jeder eheliche Vater für die Alimente 
feiner ehelichen Kinder aufzufommen habe, fei nir— 
gends aufgehoben. Allerdings habe fich ein Gerichte- 
brauch gebildet, nach welchem ein ſolcher Vater feine 
ehelichen Kinder, nah Scheidung der Eltern, dafern 
bie Mutter die Schuld zu leßterer trage, mit dem 
fechften Jahre jelbft erziehen könne, ja in neuerer 
Zeit fei auch auf den Grund der Scheidung feine 
Rücdficht genommen worden. Allein diefer Gerichie- 
brauch fege ftetd die Cognition Des zuſtaͤndigen 
Richters, alfo der betreffenden obervormundſchaft⸗ 
lihen Behörde, über die im nicht gewöhnlichen 
Rechtöwege zu erörternde Frage ber Zumeifung der 
Kinder an den Bater nach erfüllten fechften Lebens- 
jahre voraus. Nun fei aber in dem gegenwärtigen 
Falle nicht einmal das Proceßgericht die zu Erörtes 
rung der erwähnten Frage competente Behörde, fon« 
bern diefelbe ftehe den Gerichten zu 2. zu und es fei 
fonad von dieſer Frage bier ganz abzuſehen.“ 

Dad Königlibe Appellationsgericht zu 
Zmwidau erkannte hierauf reformatorifeh, infofern 
ed zunächft nur zwei der vom Bellagten geltend 
gemachten Gompenfationspoften beachtete und auf 
ben darüber angetragenen und von ber Klägerin 
angenommenen Eid erfannte, im Webrigen aber 
Beklagten, unter Borausfegung der eidlichen Ableh- 
nung jener Poften, verurtheilte, ber Klägerin für 
und zu Ernährung ber beiden in Frage befangenen 
Kinder die geflagten Ernäbrungsgelder mit 18 Thlen. 
—⸗ —s für jedes Kind auf das Jahr, jedoch unter 
Abzug des dreimonatlichen Betrags einer einzelnen 
Jahresleiftung, und zwar die rüdftändigen fofort, 
bie ferner erwachienden in vierteljähriger Voraus— 
entrichtung „bis dahin, wo durch eine feititehende 
Entſchließung ber zuftändigen Obervormundicaftes 
behörde die Klägerin wegen Ausantwortung ber 
Kinder an ben Beklagten in Verzug gefommen fein 
werde”, zu bezahlen. Dem Bellagten wurde diefe 
Ensichliefung, ſoweit es nicht bereits gefchehen, ges 
hörigen Orts auszubringen, anheimgegeben, endlich 
aber Gompenjation der Koften in erfter und zweiter 
Inftanz ausgeſprochen. 

Von den Entfheibungsgründen, welche 
diefem am 12. März; 1853 publicitten Erkennt⸗ 
nifje beigegeben waren, find bier folgende auszu— 
heben: 

„Nachdem Bellagter das geiprochene Urthel in 
Rechtskraft übergehen laffen, fo fteht Dermalen ſchon 
hierdurch unter den Parteien feit, daß derfelbe zu 
Entrihtung der geforderten Ernährungsgelder bis 
zum erfüllten jechften Lebensjahre jedes der beiden 
in der Klage erwähnten Kinder rechtlich verbunden 





und felbige ungeachtet ber ihm zuftehenden väter- 
lihen Gewalt früher von der Mutter abzuforbern 
nicht berechtigt gewefen ift. Allein die neuere Praris 
bat auch in Bezug auf das Recht bes ehelichen 
Baterd, feine Kinder von der Mutter zur eignen 
Erziehung nach dem fechften Lebensjahre ausgeant« 
mwortet zu verlangen, die auf der vwäterlihen Gewalt 
beruhende Strenge der Römijchen Geſetzgebung wer 
fentlich gemildert und zum Bortheile der Kinder den 
Sap angenommen, daß, wenn jelbige einmal ber 
Mutter überlaffen geweien, fie auch wider den Wils 
len und begiehenblich auf Koften bes Vaters in dem 
beftehenden Berhältniffe zu verbleiben haben, wenn 
badurch ihre förperliche und geiftige Ausbildung in 
überwiegender Weije gefördert wird, daher in dieſer 
Richtung das Ermefjen lediglich der oberpormund- 
ſchaftlichen Behörde für zuftändig erachtet, und ehe 
joldhes zu Gunſten des Vaters feftgeftellt ift, Die 
Verbindlichkeit bed letztern zu Gewährung von 
Ernährungsgeldern nicht in Wegfall fommen laffen. 
Zu einer folhen Annahme giebt ſchon cap. 7. 
Nov. 117. einiges Anhalten; derfelben wird von 
Haubold, Lehrbuch des Königlih Säͤchſiſchen 
Privatrechts, $. 82. not. 5. 
unter Bezugnahme auf ältere Rechtslehrer beige- 
plichtet, und ber jegt erfennende Gerichtshof hat 
darnach mehrere gleiche, zwifchen geichiedenen Ehes 
leuten vorgefommene Irrungen (folgt die Angabe 
der betreffenden Rechtsſachen) entichieden, wie benn 
auch ein in der legtern Sache eingewendeter Recurs 
von dem Königlichen Minifterium der Juſtiz als für 
fi) gehörig und daher die Jrrung als eine reine 
Bormundihaftsjache betreffend erachtet, das Näm- 
liche auch von dem Königlichen Oberappellationd- 
gerichte in Sadıen ©. '/. verw. G., Gericht B., 
ausgefprochen worben ift. 

Auf diefer Annahme nun, welcher zudem das 
von dem Bl. — genannten Schriftiteller angezogene 
Erfenntniß nicht geradehin entgegentritt, jowie ber 
Erwägung, daß beide Kinder der Klägerin bei 
Trennung der Ehe ohne Wideriprud) des Beklagten 
verblieben find und das jüngfte derjelben jogar erft 
im Laufe des Rechtsſtreits das jechite Lebensjahr 
erfüllt hat, alfo vor allen Dingen erft zu ermeſſen 
it, ob ed zum Bortheile der Kinder gereihen werde, 
das bisher beftandene Verhälsniß zu ändern, beruht 
bie zur erften Beſchwerde gegebene abändernde Ent- 
ſcheidung, und ed muß Beklagtem lediglich überlaffen 
bleiben, foweit es noch nicht geichehen, ein ihm 
günftiged Ermefien der zuftändigen obervormund» 
ichaftlichen Behörde auszubringen und dadurch, was 
die verlangte Ausantwortung der Kinder betrifft, 
die Klägerin in Verzug zu fegen, während bie dahin 
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feine Verbindlichkeit zu Gewährung von Erziehungs» 
geldern fortzubauern hat.‘ 

Durch dieſes Erkenntniß fühlte fih Bellagter 
befchwert, und in Bolge ber von ihm dagegen ein- 
gewendeten Berufung ertheilte das Königliche 
Oberappellationsgericht unterm 1. Juni 1853 
folgende Entſcheidung: 

„Daß es bei dem angezogenen Erfenntnifie, 
infoweit darin die Klage rüdfichtlich derjenigen 
Alimente für fchlüffig erachtet worden ift, bie 
die Klägerin von Bellagtem für die mit dem— 
felben in der Ehe erzeugten beiden Kinder nad) 
vollendetem fechften Lebensjahre eines Jeden 
berfelben fordert, und infoweit darin Beklagter 
demgemäß nach Bl. — verurtheilt worden ift, 
nicht zu laflen, fondern es hat der Klägerin 
Suchen infoweit in der angebradten Maafe 
nicht flatt, Dagegen wird im Lebrigen das Er- 
fenntniß zweiter Inftanz hiermit beftätigt und 
werden bie durch das eingewendete Rechtsmittel 
entftandenen KHoften unter den Parteien gegen 
einander aufgehoben.‘ 

Die Gründe zum reformatorifchen Theile diefer 
Enticheidung lauten folgender Maaßen: 

„Nachdem Beklagter das Erfenntniß erfter In— 
ftanz Bl. —, in weldem er der Alage injoweit für 
geftändig erachtet worden ift, als barin Klägerin 
von ihm für die mit ihm in der Ehe erzeugten Kin- 
ber Alimente bis zum vollendeten fechften Lebensjahre 
eined Jeden bderjelben verlangt, in Rechtskraft hat 
übergehen laflen, fragt es fi) zunächft gegenwärtig, 
ob Klägerin, bie gejchiedene Ehefrau des Beklagten, 
berechtigt ift, von Beklagtem für diefe Kinder auch 
nad) biefem Zeitpunfte noch Alimente zu verlangen? 
Diefe Frage hat man in erfter Inſtanz verneint, 
Dagegen in zweiter Inftanz unter ber BI. — angeges 
benen Mobalität bejaht. 

Rüdfichrlih diefer Frage ift im Allgemeinen zu 
bemerfen, daß ber eheliche Vater eines Kindes nach 
Trennung ber Ehe, fei dieſes durch den Tod oder 
durch Scheidung, in Folge feiner väterlichen Gewalt 
berechtigt ift, die Sorge für dieſe Kinder, die Erzie— 
bung berfelben, jowie überhaupt Alles, was zu ihrer 
Ausbildung und Fortbildung gehört, felbft zu Über« 
nehmen. Die Erziehung der Kinder fann nun aller= 
dings dem ehelichen Vater von der hierzu competen- 
ten Behörde entweder zeitweilig oder für immer 
genommen und ber ehelichen Mutter derjelben oder 
auch einer britten Perſon übertragen werden, es ift 
jeboch erforderlih, daß zunächft erft bei der com— 
petenten Behörde, infofern fich legtere zu einer der⸗ 
artigen Maafregel nicht Amtshalber ſelbſt entſchließt, 
Anträge unter Angabe von Gründen geitellt, daß 





fegtere von ber competenten Behörde geprüft und 
fodann erft Entfchliegung gefaßt werde, daß bem 
ehelichen Vater das ihm an fich zuftehende Erzie- 
bungsrecht feines Kindes entweder nur zeitweilig 
ober auf immer entzogen werben folle. So lange 
eine derartige Entfchließung der competenten Behörde 
nicht vorliegt, ift auch Niemand, und felbft bie ehe⸗ 
liche Mutter ohne Weiteres nicht, berechtigt, fidh ber 
Erziehung ber Kinder anzumaaßen, und jobann 
Alimente für die Kinder zu verlangen. Will die 
Mutter für die Bergangenheit Alimente von dem 
Vater für ihre ehelichen Kinder verlangen, ohne ſich 
hierbei auf eine frühere Oenehmigung ber competen- 
ten Behörde zur Erziehung der Kinder ihrerjeits zu 
beziehen, jo muß fie mindeftens ſolche Thatjachen 
anführen, woraus ſich erfennen läßt, daß cine 
Nothwendigfeit dafür vorlag, daß die Erziehung der 
Kinder von ihre beforgt wurde. Die bloße Thatjache, 
daß bie Kinder bei der Mutter fich befunden und 
von ihr erzogen worden find, genügt allein nicht, 
um von dem ehelichen Bater derjelben jpäter Ali- 
mente einklagen zu können. Hat bie Mutter wider 
den Willen des Vaters oder auch nur freiwillig ſich 
der Erziehung der Kinder angemaaßt, fo fann aus 
diefer an fich widerrechtlihen Handlung allein ein 
Anfpruch an den Water nicht abgeleitet werben. 

Im vorliegenden Falle hat nun die Klägerin 
fi) weder darauf bezogen, baf ihr bie Erziehung 
der mit dem Bellagten in ber Ehe erzeugten Kinder 
von ber competenten Behörde auch nach vollenbetem 
fechiten Lebensjahre berfelben überlaffen worden fei, 
noch darauf, daß Umftände vorgelegen hätten, in 
Folge deren erforderlich gewejen fei, baß fie auch 
nad) diefem Zeitpunfte die fraglichen beiden Kinder 
noch ernähre und erziehe, noch endlich Darauf, daß 
Beklagter fein Einverftändniß, daß fie die Kinder 
auch nach deren fechftem Lebensjahre erziehe, that⸗ 
ſaͤchlich oder ausdrüdlich zu erfennen gegeben habe. 
Zur Begründung ber Klage ift weiter eiwas nicht 
angegeben, als daß Klägerin die Kinder ernährt 
und erzogen babe und nod ferner erziehen wolle. 
Reicht dieſes Anführen nad dem DObangegebenen 
nicht aus, jo war auch die Klage, injoweit in folcher 
Alimente nach vollendetem fechften Lebensjahre eines 
jeden Kindes gefordert werben, wie ſchon in bem 
Urthel BI. — gefchehen, in der angebrachten Maaße 
abzuweifen und bemgemäß bas Erfenntniß zweiter 
Inſtanz abzuändern.” 


11. 
Ein im Wechſelproceſſe gefprochenes Erfenntnig 
begründet Fein Ereeutionsverfahren in bad Ber: 
mögen bed Schuldner. 


Mitgetheilt von 
Herrn J. in L. 


Bei dem Kreisamte 2. ftellte im Jahre 1852 

D. gegen H. wegen 37 Thlen. 24 Ngr. —- Mieth- 

zinsſchuld auf Grund des in einem übergebenen 

Mierheontracte enthaltenen Verfprechens der Bezah⸗ 

lung des Miethzinſes nach Wechſelrecht die Wech— 
felllage an und beantragte die Berurtheilung des 
Beklagten zu Zahlung der Schuldfumme nah Wech— 
felreht. Es erfolgte die Realcitation und Bellagter 
tecognodeirte im Wechfelverhör den Miethcontract 
nad Inhalt und Unterfchrift, räumte die Klage ein 
und unterwarf ſich dem Klaggefuch, wogegen Kläger 
folches Alles acceptirte. Es waren fomit die Bebin- 
gungen für bie beantragte Condemnation gegeben, 
die Parteien verglichen fi jedoch zu einftweiliger 
Beanftandung des Verfahrens dahin, daß Bellagter 
binnen gewiffer Stift Die geflagte Wechfelfchuld c. a. 
zu zahlen fich verpflichtete. Aus diefem Bergleiche 
beantragte nach Ablauf der Zahlungszeit wegen nicht 
erfolgter Befriedigung Kläger unter Vorbehalt des 
Wechſelrechts die executiviſche Einziehung feiner Fors 
derung aus gewifien Vermögensgegenftänden des 
Beklagten. In Deferirung dieſes Antrags fertigte 
das Proceßgericht eine nah Maafgabe $. 10. jcto 
8. 43. des Erecutionsgefepes vom 28. Februar 1838 
eingerichtete Auflage zu Einleitung bed Erecutiond- 
verfahrens aus. Weber dieMlegale Infinuation der 
felben entftanden Zweifel, da zur Zeit des erfolgten 
Anfchlags der Auflage an die Thür der bisherigen 
Wohnung des nicht anweſend getroffenen Beflagten 
es ungewiß war, ob Bellagter jene Wohnung noch 
inne habe. Spätere über diefen Punkt angeftellte 
Erdrterungen ftellten die Entfernung des Beflagten 
aus feinem bisherigen Wohnorte feft, es wurde des⸗ 
halb Die Auflage ald nidyt infinwirt angefehen und 
Kläger mit dem Antrag auf Hülfsvollftrefung ab» 
gewiefen. Gegen dieſe Befcheidung wendete diefer 
Berufung ein, welde das Königliche Appellations- 
gericht zu 2. duch Verordnung vom 15. Februar 
1853 in Rüdficht auf die erwähnten Erörterungen 
verwarf. Auf anderweite Appellation des Klägers 
fertigte das gedachte Königliche Appellationsgericht 
eine von dem Königlichen Oberappellationsgerichte 
unter dem 14. April 1853 erlaffene Verordnung in 
vidimirter Gopie nebft Enticheidungsgründen im 
Originale dem Proceßgericht zu, in welcher aus— 
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geiprochen ift, daß es bei der Berorbnung vom 
15. Februar 1853 bewenbe. 

Die Entfheidbungsgründe, foweit fie auf ben 
MWechfelproceß fich beziehen, find folgende: 

„Dem Antrage des Klägers Bl. — um Fort- 
ftellung des Erecutionsverfahrens in ber bort bezeich« 
neten Maaße ift Seiten des Procefgerichts um ded- 
willen nicht entfprochen worden, weil bie Hülfsauflage 
DI. — dem Bellagten nicht behändigt werden fönnen 
und die diet. fol. referirte Annagelung ber Auflage 
an die Stubenthüre mit Rüdficht auf neuere Ermit- 
telungen über die Entfernung Beflagtens von 2. ale 
eine legale Infinuation nicht anzufehen fei. In 
zweiter Inftanz ift diefer Anficht Bl. — beigetreten 
worden. Nun kann aber die von Klägerm weiter 
erörterte Frage über bie Legalität diefer Infinuation 
ganz auf fich beruhen, da der Bl. — beantragten 
Erecutionsvollftredung felbft bei einer legalen In— 
finuation der Auflage wegen des mangelhaften In— 
haltes der legteren Anftand zu geben fein würde, 

Durch die BI. — flg. zu lefende Klage und die 
Bl. — in Gemäßheit des Antrags DI. — angewen- 
dete Realcitation ift lediglih der Wechſelproceß 
gegen Bellagten angeftellt und anhängig geworben. 
In dem durch diefe Klage eröffneten Rechtöftreite 
handelte e8 fi daher um bie wechfelmäßige Anhals 
tung bed Bellagten zu Bezahlung ber libellirten 
Miethzinsforderung fammt Koften. Wäre es in dem 
Verhörstermine BI. — zu Publication eines Befchei- 
bes gefommen und wäre biefer condemnatorijch aus- 
gefallen, fo hätte er Beflagtend Berurtheilung zu 
Bezahlung der libellirten Forderung nah Wechſel⸗ 
recht zum Gegenftande gehabt und die Vollſtreckung 
diefed Befcheides hätte lediglih in Anlegung bes 
Berfonalarreftes beftehen fünnen. Gin Erecutions- 
verfahren in das Vermögen bed Schuldners in 
Gemäfheit des erften Abfchnitted des Grecutiond- 
gefeges vom 28. Februar 1838 läßt fid) auf ein im 
Wechſelproceſſe geiprochenes Erkenntniß nicht begrüns 
ben. Denn in diefem Proceßverfahren wird lediglich 
die Wechfelverbinblichfeit geltend gemacht und bie 
Berurtheilung nur auf Die Anlegung des Perfonals 
arreftes bis zu Bezahlung der Schuld gerichtet. Der 
Berfonalarreft ift Das einzige, dem Wechfelprorefie 
angehörige Erecutionsmittel, und Man würde Die 
Grenzen des angeftellten Proceſſes auf unzuläffige 
Weife überfchreiten, wenn Man Klägerm in der 
Ereeutionsinftang auf einem andern, als auf dem 
von ihm betretenen Wege und durch ein anderes, 
als das im Befcheide anerfannte Mittel zu feiner 
Forderung verhelfen wollte. Es müßte Died um fo 
bedenklicher erfcheinen, da die Berurtbeilung eines 
Bellagten im Wechfelproceffe noch feine volllommene 
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Gewißheit der materiellen Begründung ber Horde: 
zung darbietet, welche in dieſer befondern Proceßart 
beigetrieben wird, und nur in dem einzigen Falle 
ſoll nach dem zweiten Abſchnitt von $. 46. des Ge 
feges über den Schuldarreft und den Wechielproceh 
vom 7. Juni 1849 der Richter den angeftellten 
Wechſelproceß in das durch das Gefeg vom 28. Be: 
bruar 1838 geregelte Erecutionsverfahren hinüber 
feiten, wenn gegen benjenigen, welcher bie Wechſel⸗ 
verbindlichkeit eingegangen, der Wechſelarreſt nach 
dem zuerſt gedachten Geſetze nicht zulaͤſſig iſt. 

Run iſt es zwar im vorliegenden Falle zu einer 
Beſcheidsertheilung nicht gekommen und der Antrag 
des Klägers Bl. — auf Einleitung des Erecutiond- 
verfahrens beruht auf der in dem Verhörstermine 
BI. — getroffenen Bereinigung. Bei der über bie 
Statthaftigfeit dieſes Erecutionsantrages und die 
rechtliche Wirkſamkeit der BI. — nicht nach $.90. flg., 
fondern nach $.10. des Erecutionögefeges erlaffenen 
Auflage offenbar enticheidenden Frage, ob die er- 
wähnte Vereinigung einen Vergleich im Sinne von 
8. 85. des Erecutionsgefeges enthalte, ift aber bie 
fo eben herausgehobene eigenthümliche Natur bes 
vorliegenden Procefied, als eines Wechſelproceſſes, 
von Wichtigfeit. Denn ift es auch zu der Anmwend- 
barkeit diefer Paragraphe keineswegs erforderlich, 
daß der Vergleich hinfichtlih ber von Beklagtem 
dadurch übernommenen Leiftung mit der Klage über- 
einftimme, fo muß doch, wenn das im erften und 
zweiten Abjchnitte des Grecutiondgejeged behandelte 
Erecutionsverfahren auf einen gerichtlichen Vergleich 
baſirt werden foll, der durch diefen beendigte Proceß 
ein folcher fein, in defien Fortgange und bei deſſen 
Beendigung durch Erkenntniß es überhaupt zu einem 
Bollftrefungsverfahren nach ben beiden eriten Ab— 
fehnitten des Erecutiondgefepes hätte fommen fönnen. 
In diefer proceffualifchen Richtung muß die Motive, 
aus welcher die Einſchaltung der 8.85. in das Gejeg 
von ben Ständen beantragt worden, bei der Inter: 
pretation berüdfichtigt und der Geſichtspunkt ale 
maaßgebend angejehen werden, daß der Vergleich 
die Stelle eines rechtöfräftigen Erkenntniſſes vertte- 
ten folle. 

Vergl. Sandtagsacten von 1837. — Beilage zur 
I. Sammlung 3. ©. 570. 

Der Vergleich hat nicht über das Erfenntniß, 
fondern dieſem nur gleich gejtellt werden jollen, und 
aus vorftehenden Gründen ift die Vereinigung im 
Verhörstermine als ein Bertrag anzufehen, durch 
welchen Kläger zwar beftimmt worden ift, den an— 
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hängig gemachten Wechielproceß nicht weiter fortzus 
ſtellen, deſſen Realifirung aber nicht in dem anhaͤn⸗ 
gigen Proceffe durch Einleitung ded Erecutiondvers 
fahrens, fondern durch Anftelung eined neuen 
Proceſſes zu erfolgen hat. 

Daß die gerichtliche Urkunde Bl. — [das Pro- 
tofoll über den Berhörstermin] eine geeignete Unter- 
lage für den ebenfalls fofort mit ber Hülfsauflage 
beginnenden Erecutionsproceß (Abjchnitt III. Des 
Geſetzes vom 28. Februar 1838.) gewährt, fann zu 
Aufrechterhaltung ber Auflage Bl. — nicht führen, 
da diefe, wenn es auch der Einräumung einer 
Sächſiſchen Frift wegen der Geringfügigfeit des 
Schuldbetrages nicht bedurfte, wenigftend ben Vor— 
fehriften der $. 90. und 8.91. des Executionsgeſetzes 
nicht entfpricht. Es entbehrt Daher das Grecutiond- 
verfahren, deſſen Fortftellung Kläger beantragt, 
überhaupt der nörhigen Unterlage, wenn Man au 
das Hülfspräcept BI. — für legal infinuirt anjeben 
wollte.’ 


Miscellen. 


Anzeige wen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 21. Etüd des Geſetz⸗ und Verorbnunge« 
blattes für das Königreich Sachen (v. 3. 1853) enthält: 
No. 89. Verordnung, die Beitellung eined Landtags— 
wahlcommiffars betreffend; vom 1. December 1853. 
No. 90. Verordnung über die Beitrafung der Vergeben 
gegen die Zolgejege der durch Handels- und Zolls 
vertrag mit vem Bollvereine verbundenen K. K. Deſter— 
reichiſchen Staaten; vom 3. December 1853. No. 91. 
Verordnung, die Bautionen der Ausmwanderungdagenten 
betreffend; vom 6. December 1853. No. 92. Verord⸗ 
nung, die Beichleunigung der Einlieferung geifteöfranfer 
Berfonen in die Heilanftalt zu Sonnenftein betreffend; 
vom 29. November 1853. — Letzte Abſendung: am 
23. December 1853. 


Das 22. Stüd deſſelben Geſetz-⸗ u. Verordnungsblattes 
enthält: No.93. Deeret wegen Beftätigung der Statuten 
des Uctienvereins für Gasbeleuchtung der Stadt Zwickau; 
vom 29. November 1853. No. 94. Veroronung, den 
Beitritt der Regierung der Landgrafichaft Heſſen-Hom⸗ 
burg und der freien Stadt Hamburg zu dem Staats- 
vertrage vom 15. Juli 1851 betreffend; vom 17. 
December 1853. No. 95. Verordnung, den wegen 
Fortdauer des Anfchluffes des Fürftentbums Pyrmont 
an das Zollſyſtem Preußens und den übrigen Staaten 
des Zollvereind Abgeichloffenen Vertrag betreffend; vom 
22. December 1853. No. 96. Berorbnung, die Ein— 
gangszollfäge vom ausländifhen Syrup betreffend; 
vom 30. December 1853. — Letzte Abfendung: am 
4. Januar 1854. 


Dfficin der Berlagsbandlung. 
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12. 
Aus ſchließliche Kognition der Ehegerichte über die 
geſetzliche Alimentationspflicht des Ehemannes 
während bed Eheſtreits. — Pflicht ded Vaters 
zur Ernährung der ehelichen Kinder nach ber 
Eheſcheidung. — Erforderniffe der Klagbegrün: 
bung, wenn bie Mutter die von ihr für bie Kinder 
aufgewenbeten Alimente vom Vater erſetzt ver: 
langt. — Berjährung rüdftändiger Alimente. — 
Begründung ber Klage eined Gläubigers, welcher 
ſich beim Concurſe nicht gemeldet gehabt, gegen 
den ehemaligen Cridar. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. —r in D. 


Ueber die obigen Fragen hat ſich das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresden in ben Grün— 
ben zu einem von demſelben im Jahre 1853 ge⸗ 
Ipeochenen Erfenninifie in folgender Maaße ver- 
breitet: 

„Bei ber rechtlichen Beurtheilung des von ber 
Klägerin erhobenen Anſpruchs find zuvörderſt zwei 
Zeiträume, welche berfelbe umfaßt, zu unterfcheiden: 

1) die Zeit, während welcher die Parteien mit 
einander im Eheproceſſe befangen geweſen find, von 
welcher Zeit nach Inhalt der Klage wenigftens ein 
Theil, naͤmlich die vom 1. Auguft 1846 bis mit dem 
25. November 1846, als an weldem Tage das 
von bem Königl. Wppellationsgericht zu Leipzig am 
45. Juli 1846 unter ber Bedingung einer Eides- 
leitung der Klägerin geſprochene Eigeltungeuzikel 
von ber letztern purificirt worden ift. 


2) die Zeit nach erfolgter —— * 

vom 26. November 1846 an. 
Zu 1. 

Für die Dauer eines Eheſtreites haben bie Ehe- 
gerichte feftzuftellen, welcher Ehegatte für die Erzie- 
bung ber Kinder zu forgen und ob und im welcher 
Größe der Ehemann der Ehefrau Alimente auch für 
bie Kinder zu verabreichen habe. Die ehegerichtliche 
Eompetenz rüdfichtlich biefes Punkto iR aber eine 
ausfhließlide, fo daß über die nurbemerkten 
Fragen fo lange, als es fich dabei lediglich um die 
gefegliche und nicht etwa um eine aus einem bejon« 
deren Berpflichtungsgrund, 3. B. aus einem Ber- 
trage, abgeleitete Berbindlichkeit bed Ehemanns 
handelt, die Eognition der ordentlichen Eivilgerichte 
als foldyer durchaus unftatıhaft if. 

Gefeg über privilegirte Gerichtöftände ıc. vom 
28. Sanuar 1835. (C.) $. 64. 
Verorbnung, bie Entfcheidung eines Zweifels ıc. 
betr., vom 5. Auguft 1847. (G.⸗ u. VB.⸗Bl. 
©. 133.) 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. VBerw. N. F. Bb. 5. 
©. 467 fig. 
Der Grund biefer ausfchließlihen Zuftändigfeit ber 
Ehegerichte in der angegebenen Beziehung liegt aber 
darin, daß die Beantwortung der Frage: ob ber 
Ehemann zur Gewährung von Alimenten während 
der Dauer eines Cheftreites gefeglih gehalten ſei, 
von ber Eognition über rein eherechtliche Fragen, 
namentlich darüber: ob ber Ehefrau während jener 
Zeit von dem Ehemanne gefondert zu leben geftattet 
fei, aljo über folche Fragen abhängt, zu deren ge- 
richtlicher Verhandlung und Entfheidung einzig und 
allein die Ehegerichte berufen find. Deshalb fann 
es in ber in Rebe fiehenden Hinficht auch feinen 





Unterfchied machen, ob ber Eheproceß noch anhängig 
ober bereits beenbigt fei, vielmehr erfcheint auch in 
bem letztern Falle der Streit über bie auf die Zeit 
bes formell beendigten Eheftreitd verlangten Alimente 
materiell immer nod als ein Nebenpunkt biejes 
Proceſſes. 

Nach dieſer Anficht *), welche auch von anderen 
Ehegerichten und vom Königlichen Oberappellations⸗ 
gericht getheilt wird, 

Wochenblatt f. merkw. Rechtsfaͤlle, 1845. S. 15 f., 

1847. ©. 257 ff., 317 ff. 
namentlih von dem legtern Gerichtähofe noch am 
24. Juli 1851 in der vor dem Landgericht zu Frei— 
berg zwifchen Johannen Ehriftianen Rofinen ©., 
Klägerin, gegen Gottlieb Friedrich G., Beklagten, 
anhängig geweſenen Rechtsfache ausgefprochen wor- 
den ift, war bie erhobene Klage infoweit, als fie 
bie Gewährung von Alimenten auf eine Zeit, wähs 
rend welcher die Parteien vor dem Königlichen 
Appellationsgericht zu Leipzig im Eheproceſſe fid) 
befunden, von dem Stabtgericht zu Dresden, als 
einem in diefer Hinficht incompetenten Gericht, weg- 
zuweiſen, ber Klägerin jedoch nachzulaffen, mit ihren 
biesfalligen Anträgen an das zuftändige Ehegericht 
fi zu wenden. Doch wird fie, bevor fie hierzu 
verjchreitet, wohl zu überlegen haben, ob ber von 
ihr erhobene Anfpruch infoweit nicht auch materiell 
unftatthaft fei, in welcher Beziehung Man fie auf 
Dasjenige verweift, was im Folgenden über die 
ihe entgegenftebende Berjährung bemerft werden 
wird, 
Zu 2. 

Wenn Bellagter BI. — den Sag, daß lediglich 
das zuftändige Ehegericht über die Frage, welchem 
Ehegatten die Kinder zur Erziehung zu überlaffen 
feien, zu entjcheiden habe, auch auf die Zeit nach 
ber Beendigung der Ehe angewendet wiſſen will, 
fo befindet ex fich hierin in offenbarem Widerfpruche 
mit bem Geſetz, 

angef. Gefeh vom 28. Januar 1835. 8. 64. 

Es gebührt vielmehr die Eognition über jene Frage 
dem ordentlichen Richter. Hat ſonach Klägerin, 
foweit ihr Anfpruch auf die Zeit nad) der Ehe— 
fheidung, alfo vom 26. November 1846 an, ſich 
erfivedt, das zuftändige Gericht gewählt, fo fragt 
es ſich zunaͤchſt, ob ihr diesfallfiges Vorbringen 
ſchlüffig fei. 

In den Rechten begründet ift ed, daß nad) er— 


*) Diefelbe weicht zum Theil weſentlich ven derjenigen ab, 
welche Lengnid in ber Zeitfehrift für Rechtspfl. u. Berwalt, 
N. F. 30.9. ©. 123 f. vertheibigt Bat. 

Anm. bes Ginjenbers, 
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folgter Ehefcheidung die Berpflihtung zur Ernäh- 
zung und Erziehung ber in ber Ehe erzeugten 
Kinder ben Bater vorzugsweiſe und noch vor ber 
Mutter trifft. Dem Vater find daher auch, bafern 
nicht ein beſonderes Bebenfen eintritt, über welches 
der Richter nad) pflichtmäßigem Ermeſſen zu cognos⸗ 
eiren hat, in ber Regel bie Kinder zur eigenen 
Ernährung und Erziehung zu überlafjen. 
L. un. €. div. facto ap. quem lib. (V. 24.) Nor. 
117. c. 7. 
Bauer, Responsa, Vol. I. resp. XXXVII. p. 155. 
Glüd, Erläuterung ber Pandecten, Thl. 28. 
©. 62 fig. 

v. Weber, Syſt. Darftell. d. im K. Sachſen gelt. 
Kirchenrechts, Th. 2. Abth. 3. ©. 1313 f. 
Hieraus folgt, daß, wenn die Mutter nady ber 
Ehefheidung die Kinder an fi genommen unb 
ernährt hat, fie nicht ohne Weiteres berechtigt ift, 
die Vergütung des von ihr beftrittenen Erziehungs⸗ 
aufwands von dem Bater zu verlangen. Zwar 
fteht einem folchen Anverlangen nidht, wie man 
häufig behauptet hat, die Vermuthung entgegen, 
daß die Mutter den Aufwand für ihr Kind aus 
mütterlicher Zuneigung, und aljo nicht in der Ab— 
ficht, einen Erfag für denjelben zu fordern, beftritten 
habe; denn die von einer foldhen Bermuthung aus- 

gehenden Ausſprüche der Quellen 

L. 34. D. de negot. gest. (II. 5.) 

L. 11. €. eod. (Il. 19.) 
beziehen fih nur auf den Fall, wenn bie Mutter 
gegen bad von ihr ernährte Kind felbft mit einem 
Anſpruche auf Erftattung der Alimente auftritt, nicht 
aber auf ben wefentlich verfchiedenen Fall, wenn 
die Mutter dem von ihr gefchiedenen Bater des 
Kindes gegenüberfteht, als in welchem Falle in der 
Regel ein animus donandi nicht vorausgefegt wer- 
ben fann. 

L. 5. $. 14. D. de agnose. et al. lib. (XXV. 3.) 

v. Glüd, a. a. 0. ©. 215 fi. u. 299 f. 
Vielmehr fteht jenem von der Mutter des Kindes 
gegen den Vater deffelben gerichteten Suchen, wenn 
legteres blos auf die Thatjache ber Ernährung und 
Erziehung des Kindes geftügt wird, ber Umftand 
entgegen, daß fie einerfeits in die Rechte ded Vaters 
unbefugter Weife eingegriffen, andererfeits lediglich 
ihre eigene fubfidiäre Verpflichtung erfüllt habe. 
Daher muß in einem ſolchen Falle die Hagende 
Mutter fih auf folche befondere Umftände beziehen, 
aus denen hervorgeht, daß fie fich der Ernährung 
und Erziehung des Kindes entweder mit dem aus- 
druͤcklichen oder zu präfumirenden Willen bed Vaters 
defielben, oder zwar ohne deſſen Zuftimmung, aber 
unter BVerhältniffen unterzogen babe, unter denen 


dem Bater bie Ausübung feines Vorrechts nicht 
geftattet werben konnte. Dahin gehört nach einem 
in Sachen feftftebenden Gerichtöbrauche der Fall, 
wenn das Kind das fechfte Altersjahr noch nicht 
erfüllt hat, als bis zu welchem Alter, mit dem erft 
bie Schufpflichtigfeit beginnt, wegen bes dringenden 
Bedürfniffes der mütterlichen Pflege die Ernährung 
und Erziehung der Mutter, wenn nicht befondere 
Bedenken eintreten, zu überlafen ift; ferner gehört 
dabin der Fall, wenn bie Obrigkeit der Mutter die 
Eniehung und Ernährung eines Kindes von höhe: 
sem Alter ausbrüdlich zugewieſen hat; endlich find 
zu jenen Umftänden auch ſolche zu rechnen, unter 
welhen das Gericht fein Bebenfen hätte tragen 
fönnen, der Mutter, wenn fie darum nachgefucht 
hätte, das Kind vorzugsweife zu überlaffen, 3. ®. 
unſittlcher Lebenswandel des Vaters, Mangel eines 
feften Aufenthalts defielben; Weigerung der Auf 
nahme des Kindes von feiner Seite u. dergl. m. 
Die Beziehung auf berartige befondere Umftände 
genügt aber in Verbindung mit dem Anführen, baf 
die Mutter den Ernährungs» und Erziehungsauf- 
wand beftritten habe, um eine Klage auf Erfag 
befielben gegen den Vater zu rechtfertigen. Ins— 
bejondere bedarf es nicht einer Specialifirung aller 
einzelnen, von ber Mutter zu jenem Behufe gemadh- 
ten Ausgaben, vielmehr ift die Forderung eines 
Baufhquantums zuläffig, fofern nur die Verhältniffe 
- ber Parteien aus den Acten infoweit hervorgehen, 
baß der Richter ermeſſen kann, wie viel mit Rüdficht 
auf dieje Berhältniffe an Alimenten nothwendiger 
Weiſe zu verwenden war. 

Prüft Man nun nach diefen Grundſätzen, welche 
im Wejentlihen in der Sächfifhen Praris allgemein 
anerfannt find, 

vergl. 3. B. Wochenblatt für merkw. Nechtöfälle, 
1847. ©. 228 flg., 
bie vorliegende Klage, fo ergiebt fich, 

a) daß biejelbe infoweit, als fie auf Die Zeit 
vom 26. November 1846. bi zum 15. März 1852 
ſich bezieht, am fich fchlüffig if. Denn erft an dem 
legtern Tage erfüllte die nach BI. — in Frage be- 
fangene zweite Tochter ber Parteien, Emma Spa, 
ihr fechftes Altersjahr, es lag alſo ein befonderer 
Grund vor, aus welchem diefelbe vorzugsweije der 
Mutter zu überlaffen war. Gbenfo ftellt ſich die 
Horberung von 20 Thalern —⸗ — » jährlich als 
ganz angemefjen und unter allen Umftänden fo billig 
dar, daß der Klägerin biefes Quantum ohne Weite 
red zuguerfennen war. Das Gericht erfter Inftanz 
hat ebenfo, wie ber Beklagte ganz unbeachtet gelafjen, 
baß es fich hier nicht um einen nad) dem Mandate, 
einige Beftimmungen über bie Berbindlichkeit zur 
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Ernährung unehelicher Kinder beir., vom 12. No⸗ 
vember 1828 zu beurtheilenden Alimentenbeitrag 
handelt, fondern daß hier, wo die Ernährung und 
Erziehung eines ehelichen Kindes in Frage ift, ber 
zu derſelben aunächft verpflichtete Vater die vollen 
Alimente allein zu gewähren bat. 

L. 5. $. 7. 10. 11. D. eod. 

Nov. 117. c. 7. 

Glüͤck, a. a. O. S. 68. 
Nun liegt es aber doch auf der Hand, daß 20 Thaler 
jährlih das Maaß befien, was unter den bier vor» 
liegenden Berhältnifjen zur Erhaltung eines Kindes, 
auch des Heinften, fchlechterdings erforderlich if, 
nicht erreicht, gejchweige denn überfteigt. Daher ift 
Beklagter unter allen Umftänden zur Gewährung we 
nigftens diefer von der Klägerin geforderien Summe 
gehalten. 

Indeſſen ift bei der Frage: ob und inwieweit 
überhaupt Bellagter verurtheilt werden könne, von 
bem Proceßgericht fowohl, ald von beiden Parteien 
ganz überfehen worben, daß bas Gefeg wegen Ein- 
führung einer kurzen Berjährungsfeift für gemifle 
Forderungen vom 25; Juli 1846 die Verjährung 
von drei Jahren im $. 1. unter Nr. 8. auch für die 
Forderung rüdftändiger Alimente eingeführt hat. 
Nun kann man allerdings die Frage aufwerfen, ob 
unter „rüdftändigen Alimenten‘ blos Das, was bie 
zu alimentiren gewejene Perſon felbit an Alimenten 
für die Vergangenheit noch zu fordern hat, oder 
auch dad zu verfteben fei, was ein Anderer zur 
Alimentirung dieſer Perſon aufgewendet hat und 
von dem eigentlich zu deren Ernährung Berpflichteten 
erftattet verlangt, wie dies im vorliegenden Falle 
von der Klägerin gefcheben. In einem Falle der 
legtern Art kann man nämlich, wenn man den Aus— 
druck juriftifch ftreng nimmt, nicht von einer Forbes 
tung „tüdftändiger Alimente‘, fondern blos von 
einer Forderung „rüdfländiger Berläge, welche durch 
Alimentation entftanden find‘, fprehen. Die Motive 
des Geſetzes geben über die Frage, wie jener Aus- 
druck zu verftehen fei, gar feinen Aufichluß. Indeſſen 
hat Man dem Geifte bes Gejeges die Annahme, daß 
auch bie von der Mutter verlegten Alimente, welche 
fie vom Vater erfegt verlangt, als rüdjtändige 
Alimente anzufehen feien, für entfprecyend gehalten. 
Denn von ſolchen verlegten Alimenten gilt ebenio, 
wie von denen, welche die zu alimentirende Perſon 
felbft für die Vergangenheit fordert, der allgemeine 
Sag, von dem ber Geſetzgeber nach den Eingangs 
worten des Geſetzes ausgegangen ift, daß nämlich 
die Forderung bderfelben zu denjenigen Forderungen 
gehört, deren Bezahlung entweder ſogleich oder in 
furger Zeit verlangt und geleiftet, und wobei Quit- 
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tung entweder gar nicht ober in leicht verlierbarer 
Form gegeben zu werben pflegt. Und, wenn ſchon 
die Mutter, indem fie von dem Bater bie für bas 
Kind beftrittenen Alimente erfegt verlangt, einen 
Berlag einklagt, fo geichieht dies doch zugleich. auf 
Grund ber gefeglichen Verbinblichfeit bed Vaters 
zur Alimentation; der leptere erſcheint dabei aljo 
immer zugleih als ein Schyldner von Alimenten, 
und der Gegenftand ber Forderung find zwar. ver- 
legte, aber doch rüdftändige Alimente*). 

MWendet man nun jenes Geſetz auf ben vorlie- 
genden Fall an, fo ftellen ſich nach $. 2. befielben 
alle von der Klägerin geforderten Alimente, weldye 
bis zum Schluſſe des Jahres 1848 verfallen waren, 
ald verjährt dar. Denn erft durch die nah Bl. — 
am 29. December 1852 erfolgte Infinuation ber auf 
die vorliegende Klage erlaffene Ladung an ben Bes 
Hagten ($. 5. des angef. Geſetzes unter a.) ift Die 
Verjährung unterbrochen worden, fo daß nur bie 
vom 1. Januar 1849 bis zum 15. März 1852, als 
dem Tage, an welchem das in Rebe ftehende Kind 
das fechfte Wltersjahr erfüllt bat, ermwachjenen 
Alimente ald unverjährt angefehen werben fünnen. 
Zwar hat jih Klägerin Bl. — auch noch auf ein 
nad ihrer Angabe „gerichtlich von dem Bellagten 
geichehenes Anerkenntniß feiner Alimentationdver- 
bindlichkeit bezogen. ‚Allein jene Bezeichnung ift 
unrichtig und widerftreitet dem Inhalte ber von der 
Klägerin jelbft Bl. — beigebrachten Urkunde geradezu. 
Denn nah Bl. — ift jenes Anerfenntniß nicht vor 
Gericht, fondern vor der vormaligen Stabtpolizei- 
beputation zu D. erfolgt. Gin vor einer Polizei— 
behörbe bewirftes Anerfenntniß gehört aber nicht zu 
den im $. 5. bed angezogenen Geſetzes feftgefegten 
Arten ber Unterbrechung der durch Dafjelbe eingeführ- 
ten Berjährung. 

Da ber Richter die Ginrede ber Verjährung, 
wenn fie aus den Acten fofort liquid ift, von Amts— 
wegen berüdjichtigen muß, 

Const. 25. P. ° 
jo war nach dem Vorftehenden die Klage infoweit, 
als fie fih auf die Zeit vom 16. Auguft 1846 bis 
zum 31. December 1848 bezieht, abzuweiſen, jedoch 
nur in ber angebrachten Maaße, da es immer nod 
denkbar ift, daß Klägerin in einer neuen Klage durch 





*) Die Frage, wie bie obige Stelle des Geſetzes wegen 
Einführung einer furgen Berjährungsfriit vom 25. Juli 1846 
zu verſtehen fei, bleibt immerhin eine fehr zweifelhafte. Es 
wäre zu wünſchen, bag bei einer neuen Geſetzgebung biefe, 
fowie fo mande andere Gontroverfen, zu welchen jenes Geſetz 
in der Praris Veranlaſſung gegeben bat, beieitigt werden 


möchten. 
Anm. bes Einſenders. 


ein angemeffened Vorbringen bie ihr jet entgegen- 
ſtehende Einrede befeitigen könne. Durch biefe 
Abmweifung erledigt ſich von felbft die Frage: ob 
dem Klaganfpruch rüdfichtlich jener Zeit nicht noch 
anbere Einwendungen entgegenftehen. Doc; will Man 
nicht unterlafien, die Klägerin darauf aufmerffam 
zu machen, baf fie vor Anftellung einer neuen Klage 
jedenfalls auch zu erwägen haben wirb, ob nicht 
während bed zu bem Vermögen bed Beklagten 
eröffnet gewefenen Goncurfes, d. b. nah Bl. — 
vom 7. September 1846 bis zum 8. December 1847, 
die Berbindlichfeit zur Ernährung bes Kindes auf 
fie übergegangen geweſen fei, da, wenn ber Bater 
vermögenslos ift, die Mutter zur Mlimentation der 
Kinder aus ihren eigenen Mitteln geſetzlich verpflich- 
tet ift. 

L. 5. 8. 7. L. 8. de eod. 

Nov. 117. e. 7. 

Glüd, a. a. O. S. 215 fig. 
Dagegen kann davon nicht die Rede ſein, was in 
den Entſcheidungsgründen erſter Inſtanz ausge— 
ſprochen worben ift, daß Klägerin ihren Anſpruch 
auf die vor Eröffnung bed Concurſes verfallenen 
Alimente dadurch verloren habe, daß fie biefen 
Anfpruc im Concursproceſſe nicht liquibirt hat. 
Denn es ift befannten Rechtens, daß, wer im Con⸗ 
curſe nicht liquidirt, dadurch nur von der Concurs⸗ 
mafle ausgejchlofien wird, mithin blos bas Recht 
auf Befriedigung aus biefer, nicht aber feine Forde⸗ 
rung verliert. 

Dagegen war Bellagter in bie geforderten 
Alimente bis zum erfüllten fechften Lebensjahre des 
Kindes, joweit fie nicht verjährt find, zu verurtheilen. 
Denn wenn er gegen bie diesfallſige Forderung der 
Klägerin einwendet, Bl. —, biefelbe habe nicht 
angeführt, daß er zu befferen VBermögensumftänden 
gefommen fei, fo ftellt fich diefer Einwand in jeder 
Beziehung als nicht genügend gerechtfertigt bar. 
Soweit derjelbe ih nämlich darauf bezieht, daß die 
Verpflichtung zur Alimentation auf bie Klägerin, 
als die fubfidiär zu derfelben verbundene Mutter, 
übergegangen ſei, fo war ed Sache des Beflagten, 
als des primär Verpflichteten, Thatfachen anzufüh- 
ren, aus denen jener Uebergang ſich ergeben hätte. 
Dies hat er nun zwar rüdfichtlich der oben bemerften, 
bier aber nicht in Betracht fommenden Zeit vom 
7. September 1846 bis zum 8, December 1847 ba- 
durch zu thun verfucht, daß er fich darauf berufen, 
er fei während dieſer Zeit im Goncurs gewefen. 
Dagegen erfcheint, rüdfichtlich der fpätern, hier allein 
in Frage fommenden Zeit das diesfallfige Unführen 
bed Beklagten Bl. — unbeachtlih, da, aud wenn 
dafjelbe allenthalben in Wahrheit beruhen follte, 





daraus doch immer nicht hervorgehen würbe, daß er 
joviel, ald zum Unterhalt der Seinigen, und nament- 
lich auch bes fraglichen Kindes, erforderlich, zu ver- 
bienen aufer Stande fei, und da er felbft nach BI. — 
im Jahre 1852, alfo in ber Zeit nach Beendigung 
bes Eoncurjes, jened Kind zur eigenen Erziehung 
und Ernährung von der Klägerin verlangt haben 
will. Wenn aber jener Einwand bes Bellagten 
darauf gehen foll, daß zur Begründung einer Alage 
gegen einen früheren Eridar die Behauptung, er fei 
nad Beendigung bed Concurſes zu befjerem Ber- 
mögen gelangt, erforderlich fei, fo hat er nicht be- 
dacht, daß dieſes Erforderniß nur bei denjenigen 
Klagen eintritt, welche von ſolchen Gläubigern, die 
fich beim Concurſe gemeldet oder mit dem Schuldner 
ein pactum remissorium gefchloffen hatten, angeftellt 
werben. 
Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bd. 5. 
©. 173, Bb. 9. S. 168 fig. 
Wochenblatt f. merkw. Rechtsfälle, 1848. S. 261, 
1849. ©. 124. 144. 
Rechtsſätze, herausg. von Adermann. N. F. 
Bd. 2. ©. 148 fig. 188 fig. 
Daß aber Klägerin fih bei feinem Erebitwefen mit 
bem Anfpruche auf GErftattung der früher von ihr 
aufgewendeten Alimente gemeldet habe, hat er nicht 
behaupten fönnen. 

b) Unilüffig ift aber die erhobene Klage infos 
weit, als fie auf Erftattung von Alimenten gerichtet 
ift, welche nach Vollendung bes ſechſten Lebensjahres 
des Kindes, alfo nach dem 15. März 1852, bis zur 
Anftellung der Alage angeblid von der Klägerin 
beftritten worden find und welche in Zufunft bis 
zum erfüllten 14ten Lebensjahre Des Kindes von ihr 
aufzuwenden fein werden. Denn es enihält bie 
Klage auch nicht ein Wort, welches zur Rechtfertis 
gung eines folhen Verlangens geeignet wäre: es 
fehlt jede Beziehung auf befondere Umftänbe, wegen 
welcher Klägerin die nad) der Regel dem Beflagten 
zuftehende Ernährung und Erziehung des Kindes 
bemjelben vorzuenthalten für jene Vergangenheit 
und für die Zufunft berechtigt fein könnte. Wenn 
in den Entſcheidungsgründen erfter Inftanz nichte« 
beftoweniger die Klage, joweit fie fih auf bie Ver— 
gangenheit bezieht, aufrecht erhalten worden ift, 
weil die Behauptung des Bellagten, er habe ſchon 
früher feine Tochter zu fi nehmen wollen und biefes 
ber Klägerin angezeigt, mit anderen Angaben deſ— 
felben im Widerfpruche ftehe, jo ift hierbei das 
rechtliche Verhaͤltniß geradezu umgekehrt worden. 
Nicht Sache des Bellagten war es, fein Recht auf 
die Erziehung feiner Tochter zu begründen, fondern 
Sache ber Klägerin, durch ein tharfächliches Anfühs 
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ren die Ausnahme zu rechtfertigen, welche fie von 
ber Rechtöregel gemacht und in Folge welcher fie 
die dem Bellagten gebührende Erziehung bemfelben 
entzogen unb auf fie übertragen wifjen will. Dazu 
genügt weder, was BI. — zu lefen ift, fchon des— 
halb nicht, weil e8 ſich auf eine Zeit bezieht, zu 
welcher Klägerin ihre Damals noch nicht zwei Jahre 
alte Tochter wegen biefed zarten Alters derſelben 
dem Beklagten vorzuenthalten befugt war, nicht aber 
auf die gegenwärtig in Frage befangene jpätere 
Zeit nach Erfüllung bes fechften Altersjahrs der 
Tochter, noch was Klägerin im Berfahren Bl. — 
vorgebracht hat, weil dies, auch wenn es relevant 
wäre, fchlechterdings in die Klage als ein wefent« 
liche8 Grforderniß zu deren Begründung gehört 
hätte.‘ 


13. 


Wenn die auf Beitellung gelieferte Sache für 
ben beftimmten Zwed unbrauchbar ift, fo ift der 
Befteller zu deren Annahme nicht verbunden, 


Mitgetbeilt von 
Herrn ©, in D. 


Diefe Frage ift von dem K. Appellationdgerichte 
zu Dresden und dem K. Oberappellationsgerichte in 
einer vor ben Gerichten zu Grünberg zwiſchen Garl 
Gotthelf E. zu R., Klägerm, und Garl Friedrich 
Gotthelf W. in E., Bellagtem, anhängigen Rechts⸗ 
ſache in zwei Erfenntniffen beantwortet worden, 
beren Entfheidungdgründe, fo weit fie hierher ges 
hören, folgen. Zum Berftändniffe diene noch Fols 
gendes: 

Der Kläger forderte unter dem Anführen, baß er 
bem Beklagten unter Anderem verfchiedene Mühlen- 
jeugarbeiten nach einem der Klage in Abjchrift bei— 
gefügten Gontracte zu ben barin ausgeworfenen 
Accordpreifen gefertigt und bis zum 13. October 
1845 an denjelben abgeliefert habe, die bedungene 
Bezahlung für die gelieferten Arbeiten fammt Zinfen 
des Verzugs vom 13. October 1845 ab. Der Bes 
flagte ward dieſes Anführens für geftändig erachtet 
und ihm ber Beweis der Eintede auferlegt, daß 
Kläger die meilten der zu Kiefern gewefenen Gegen- 
ftände in unbrauchbarem Zuftande geliefert habe. 
Nach beendigtem Beweisverfahren erkannte das 
K. Spruccollegium zu Leipzig den Beweis 
Bellagtend für verfehlt und ed ward Bellagter zu 
Bezahlung des Libellats fammt Zinfen des Berzugs 
davon theild vom 13. October 1835 (ald dem Tage 
der Mebergabe) an, theils von Zeit erhobener Klage 
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an verurtheilt. Die vom Beklagten behauptete 
Fehlerhaftigfeit ber gelieferten Arbeit erftredte ſich 
indbefondere auch auf ein Wafjerrad, welches für 
40 Thle. —⸗ —⸗ accordirt worden war. Die hier- 
auf gehenden Gründe bes Urthels lauten fo: 

16. „Weil nun aber Bellagter im Gegenbeweije 
auszuführen gejucht, daß mehrere ber vom Kläger 
gelieferten Gegenftände völlig unbrauchbar oder doch 
minder preismwürdig geweien, und in dieſer Bezie- 
bung a) hinſichtlich des Wafferrades unter Nr. 1. 
durch die Ergebniffe ber Befichtigung ad art. prob. — 
fol. — Vol. — in Berbindung mit den Ausfagen bed 
Iſten, 2ten, 3ten, Aten, Sten und 8ten Gegenbeweis— 
zeugen ad ete., ingleihen mit den Ausiprüchen der 
Sachverftändigen ad art. — fol. — Vol. — allerdings 
foviel dargethan zu befinden, daß die Schaufeln an 
diefem Waſſerrade unrichtig ftehen und deshalb nur 
wenig leiften können, hieraus jedoch noch nicht ges 


folgert werden fann, daß Beklagter in die Noth⸗ 


wendigfeit verjegt gewefen, ein ganz neues Wafferrad 
an die Stelle des von Klägerm gelieferten bauen zu 
faffen, vielmehr nah dem Ausſpruche Des einen 
Sadjverftändigen ad art. — jenem Fehler durch Ver— 
änderung der Stellung der Schaufeln abzuhelfen ges 
wefen wäre, mithin Bellagter nur diefe Veränderung 
von Klägerm zu verlangen, ober, wenn biefer fie 
verweigert und nun er, Bellagter, fie durch einen 
Anderen hätte vornehmen laſſen, Vergütung bes 
diesfallfigen Aufwandes zu beanfpruchen berechtigt 
gemwefen fein würde, nun jedoch ber Gegenbeweis 
zur Beurtheilung der Frage, auf wie hoch ein folder 
Aufwand ſich belaufe, ein Anhalten nicht gewährt, 
baher auch die Ausflucht hier weiter feine Beachtung 
finden kann, vielmehr dem Beflagten nur die beſon— 
bere Ausführung feiner etwaigen Schädenanfprüdhe 
vorbehalten bleiben muß,” ıc. 

Hiergegen fowohl, als auch wegen ber Verzugs— 
zinfen appellirte der Beflagte, indem er behauptete, 
baß ein Berzug erft von dem Augenblide eintreten 
fönne, in welchem die Arbeiten gut abgeliefert wor» 
den. Das K. Appellationsgericht zu Dresden 
reformirte hierauf unterm 3. Juni 1852 dahin, 
daß gegen die vom Kläger auf feine Koften annoch 
zu bewirfende Umänderung des fehlerhaft gelieferten 
Wafferrades und gegen Segung deſſelben in einen 
vollfommen tüchtigen und für die Mühle Beklagtens 
brauchbaren Zuftand — als worüber auf Antrag 
der einen ober anderen Partei, da nöthig nach vors 
ber genommenen richterlichen Augenjchein, das Gut« 
achten Sachverſtaͤndiger einzuholen — die bei dem 
erften Anfage des Baucontracted unter A. verzeich- 
neten 40 Thle. — — zu bezahlen ſchuldig, wohin- 
gegen in Betreff der Berzugäginien das Erfenntniß 


beftätigendb ausfiel, indem es lediglich noch ben 
Irrthum bes erftern Urtheld, welches Verzugszinfen 
vom 13, October 1835 ftatt 1845 zuerkannt hatte, 
verbefferte. Die Entfheidungsgründe, joweit 

fie hierher gehören, waren folgende: 

„Was das Wafferrad anlange, jo (behauptete 
Bellagter) hätten deſſen Schaufeln zu horizontal und 
bem Wafler entgegen geftanden; es habe baher dafs 
felbe herausgenommen und durch ein anderes erjegt 
werben muͤſſen. 

Hierzu beflätigen nun zwar fowohl die abgehör= 
ten Zeugen (Vol. — Bl. —), als aud die Sad 
verftändigen (Vol. — Bl. —), daß die Schaufeln 
unrichtig ftänden und daß fih baher das Rad nur 
fehr fhwach und langjam drehen fünne. Nur zwei 
der Legteren erflären aber bas Rab deshalb für uns 
brauchbar, während ber Dritte vielmehr ſich dahin 
ausipricht, daß daſſelbe habe umgeändert werben 
fönnen. ıc. 

x. Da nun jene beiden Sachverftändigen dar—⸗ 
über, ob bad Rad ſchlechthin unbrauchbar oder ob 
eine nachträgliche Verbefferung deſſelben möglich fei, 
fih gar nicht ausgefprochen haben, jo muß das 
Leptere um fo mehr angenommen werden, als der 
Dritte der Sachverſtaͤndigen zu den nämlichen Artis 
feln ausdrüdlich erflärt, daß das Rad einer Umändes 
rung fähig fei. 

Wennfhon aber ſonach bie gänzlihe Unbrauch- 
barkeit des Waſſerrades nicht erwiefen ift, fo ergiebt 
ſich doch fowohl aus ben angeführten Gutachten ber 
Sadverftändigen, ald auch aus den oben erwähnten 
Ausjagen der Gegenbeweiszeugen mit hinlänglicher 
Beftimmtheit die ftattgefundene fehlerhafte Gonftruc= 
tion befielben; und wenn nun auch Beflagter bier 
durch allein der ihm feinerfeits obliegenden Contracts⸗ 
verbindlichfeit noch nicht enthoben wurde, 

f. Jo. Voet, Commentar. ad Pand., Lib. XXI. 
Ti. 1. 8. 4. jet. 8.5. (ed. Hal. d. ao. 1776. 
Tom. Ill. pag. 739 sq.) 

Weftphal, Lehre des gem. Rechts vom Kauf, 
Pacht ıc., $. 468. ©. 363. 

zumal da ein beftimmter Termin, bis zu welchem die 
Ablieferung hätte erfolgen müfjen, zwijchen ihm und 
Klägerm nicht verabredet worden war, jo war er 
doch in Folge ber fehlerhaften Beichaffenheit des 
Rades jedenfalls berechtigt, entweder eine verhältnißs 
mäßige Abminderung bes bafür bedungenen Preiſes 
oder bie nachträgliche Umänderung des Rades zu 
verlangen, und lepteren Falls bis nach deſſen Erfolg 
bie Bezahlung bes bafür beftimmten Preiſes zurüd- 
zuhalten. 

f. Gluͤck, Erläuter. d. Band., Bd. XVII. 8. 1043. 
©. 227. 
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Bon ber erfteren Berechtigung hat jedoch Be- 
Hagter nicht nur feinen Gebrauch gemacht, indem 
er ſelbſt auf eine entfprechende Preisminderung gar 
nicht angetragen hat, fondern es bietet auch der von 
ihm eingebrachte Gegenbeweis zu einem hierauf zu 
tichtenden Erfenniniffe feineswegs die erforderlichen 
Unterlagen. Es mußte daher zwar bem Kläger ber 
im Baucontracte bedungene Preis des Wafferraded 
ungefürzt zuerfannt werben, doch war die Diesfallfige 
Berurtheilung Bellagtens, wie gefchehen, von ber 
vorgängigen, dem Kläger obliegenden Abänderung 
bed Rades und Setzung beffelben in einen vollfom- 
men tüchtigen, für bie Mühle Beflagtens braud- 
baren Stand abhängig zu machen und bie fünftige 
Beurtheilung feiner Tüchtigfeit dem Ausfpruche Sach⸗ 
verfländiger anheim zu geben. ıc. 

ꝛc. Mit gleichem Rechte hat fich Beflagter auch 
darüber bejchwert, daß im Urthel, erfter Inftanz in— 
fofern ultra petita libelli erfannt fei, als er in 
Berahlung der Berzugszinfen vom 13. October 
1835 ftart von ebenda 1845 an verurtheilt worden. 
Allerdings geht das Urthel in dieſer Beziehung 
weiter, ald dad vom Kläger geftellte Klaggeſuch, 
und es ift daher diefer Irrthum im gegenwärtigen 
Erfenntniffe dem Antrage Beklagtens gemäß berich- 
tigt worben. 

Wenn dagegen Bellagter dem Kläger Verzugs— 
zinfen überhaupt nicht zugeſprochen wiffen will, fo 
fonnte ihm hierin nicht beigepflichtet werden. Denn 
ba beim Kaufe — und ein foldyer liegt hier, ba 
Beflagter das Material zu den gefertigten Mühlen- 
zjeugarbeiten ausjchließlich felbft geliefert hat, aller— 
bings vor, 

f. 1. 20. Dig. de contrah. emt. et vend. (18, 1.) 

1. 2. $. 1. Dig. Joc. cond. (19, 2.) 

8. 4. Inst. de locat, et cond. (3, 25.) 

Weſtphal, a. a. O. 8.7. ©. 11 fig. 

Gluͤck, a. a. O. Bd. XVII. 8.1048, ©. 318 fig. — 
die Verbindlichkeit des Käufers zu Bezahlung des 
Kaufspreiſes oder landesüblicher Verzinſung deſſel⸗ 
ben ſofort mit der Uebergabe der Sache eintritt, 

ſ. Glück, a. a. O. Bd. XVI. 8. 986. ©. 134. 

v.Wening-Ingenheim, a.a.D. Bd. II. 8. 259. 

S. 197. 


nun aber Beklagter nach den Anmerkungen zum 
38ſten und Giften Abſchnitte feiner Einlaſſung auf 
die Klage, verglichen mit der Anmerfung zum 14ten 
Einlafjungspunfte, die bis zum 13. October 1845 
geihehene Ablieferung ber gefertigten Mühlenzeug- 
arbeiten, ſoweit nicht der Empfang der lehzteren 
überhaupt von ihm geleugnet worden war, felbft 
nicht in Abrede geftellt hat (weshalb denn auch auf 


bie in ber Klage enthaltene Behauptung, daß die 
Mahlmühle Bellagtens mit Ausnahme des Spig- 
ganges an bem gedachten Tage fertig und gangbar 
gewejen fei — über welche den früheren Erfenntnifjen 
zufolge allerdings ber Eid noch offen fein würbe, 
weiter etwas nicht anfommt), fo kann ſich Bellagter 
in feinem Kalle der auch dem Eontracte Vol. — Bl. — 
entiprechenden Verzinſung bed geforderten Kaufpreis 
ſes vom 13. October 1845 an entbrechen.“ ıc. 


Gegen dieſe Entfcheidung appellitten beide Bars 
teien, und es erfannte nunmehr das K. Ober» 
appellationdgericht unterm 14. April 1853, daß 
Bellagter in Betreff der geforderten 40 Thle. —⸗ —⸗ 
für das Wafferrad von der erhobenen Klage zu ent« 
binden und loszuzählen, nicht minder Verzugszinſen 
lediglih von Zeit erhobener Klage an dem Kläger 
zu gewähren fhuldig. Die Gründe diefer Entſchei— 
dung find folgende: 


ꝛc. „Durch die übereinftimmenden Ausfagen ber 
abgebörten Zeugen Sch., Gr., L, 3, Tr., H., Sch. 
fowohl, als durch die vorgenommenen Sadverftäns 
digen ift dargethan, daß das von Klägerm bem 
Beklagten gelieferte Wafferrad nicht zweckentſprechend 
gewefen if. Die Echaufeln befielben haben unrich« 
tig — zu horizontal und fo, daß das Waſſer fie 
nicht gehörig hat faſſen können — geftanden, daher 
das Rad nur fehr ſchwach und langſam jich zu dres 
hen vermocht und damit nur eine fo geringe Quan— 
tität Getreide täglich hat gemahlen werden fünnen, 
bag Bellagter dabei nicht würde haben beftehen 
fönnen. Es hat daher aus dem Mühlwerfe heraus— 
genommen und alsbald durch ein geeigneteres erfegt 
werden müffen. Der erfte und zweite Sachverſtän— 
bige haben es unbedingt für unbraudbar erachtet, 
der dritte ftimmt dem zwar ebenfalls bei, meint aber, 
daß es hätte umgeändert werden fünnen, und in 
Hinficht auf dieſe legtere Bemerkung hat bie vorige 
Inſtanz ſich veranlaßt gefunden, gegen Beflagten 
unter voraudgefepter Leitung des Eides über bie 
bereitd oben bemerften ®egenbeweisartifel eine 
Verurtheilung- in der Maaße auszufprechen, daß 
Bellagter die für dieſes Rad von Klaͤgerm in Anfag 
gebrachten AO Thaler nur dann zu bezahlen habe, 
wenn zuvor Kläger dafjelbe entiprechend abgeändert 
und in vollfommen brauchbaren Stand werde gefept 
haben, worüber eintretenden Falles richterlicher 
Augenjchein und das Gutachten Sachverftändiger zu 
entſcheiden haben werde. 


Klägerm felbft find nah Bl. — gegen bie 
Zwedmäßigfeit diefer Entfheidung Zweifel beige 
gangen, theil® wegen ber in Ausſicht ftehenden 
toftfpieligen Weiterungen, theils weil Beflagter Dad 
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Rad, wenn es auch auf bas Trefflichfte hergeftellt 
würde, doch um beswillen nicht werde brauchen 
fönnen, weil er ja bereits ein anderes habe, unb 
weil ed unmöglich fei, bad accordirte Rad bei dem 
jegigen Zuftande der Mühle paffend berzuftellen. 

Zwar behauptet Kläger gleichzeitig, daß nicht er 
an ber Unbrauchbarkeit des Waflerrades Schuld 
trage, fondern daß Pellagter durch feine eigene 
Veränderung bes Gefälled daſſelbe unbrauchbar ge— 
macht habe; allein diefer factifche Umftand ift von 
ihm mit nichts dargethan worden, obwohl er in 
feinem Beweis Elifivartifel Darauf zu richten Gelegen⸗ 
heit gehabt hätte, und aus den Zeugenaudfagen und 
dem Gutachten der Sachverftändigen ift nichts zu 
entnehmen, was diefer Behauptung einen Stügpunft 
gäbe. Vielmehr muß davon ausgegangen werden, 
dag Kläger als Mühlenbauverftändiger zugleich bie 
Hervorbringung eined zwedmäßigen Gefälles zu bes 
rüdfichtigen, bdiefes in den Kreis feiner Anordnungen 
aufzunehmen und das zu bauende Waflerrad dem- 
gemäß einzurichten hatte, was alles nad) den that- 
fächlich vorliegenden Berhältniffen und wie auch von 
test. 5. BI. — ausdrüdlich bemerkt worden, nicht Der 
Fall gewefen fein fann. 

Kanı ſonach Kläger Cinwand, welcher eine 
unbedingte Verurtheilung bes Beflagten zur Bezah— 
lung. der für das Wafjerrad in Anjag gebrachten 
40 Thlr. — —⸗- bezweckt, jedenfalls nicht beachtet 
werden, jo muß nach ſeinen eigenen übrigen Bemer— 
fungen angenommen werben, daß der Wegfall ber 
in voriger Inſtanz ausgefprochenen Berurtheilung 
bed Bellagten, bezüglich des Waſſerrades, infofern 
diefe jedenfalls nur von ber im vorigen Urthel ihm 
auferlegten Herftellung beffelben abhängig fein fönnte, 
feinem eigenen Wunſche entfprehe und er ſich da— 
durch nicht verlegt erachten fönne. 

Ganz abgejehen von diefem aus Klägers eignen 
Anführungen fich ergebenden Momente läßt ſich aber 
auch dem Bellagten mit Grund keineswegs anfin= 
nen, noch nachträglich, nachdem er, um feine Mühle 
betreiben zu fünnen, das von Klägerin ihm gelieferte 
Waſſerrad hat entfernen und fich ein anderes anfer- 
tigen lafien müffen, ſich erftered, wenn ſchon im 
abgeänderten und brauchbar gemachten Zuftande 
aufdringen zu lafien. Das Wafferrad, welches 
Kläger Bellagtem zu liefern hatte und geliefert hat, 
ift jedenfalls, auch nad) dem Ausjpruche des dritten 
Sacverftändigen, und wie Kläger Bl. — jelbft 


zugiebt, für ben Beklagten nad) ben übrigen bei 
befien Mühle ftattfindenden Berhältniffen geradezu 
unbraudbar geweien, und nad ben bei bem 
vorliegenden Gontracte in Anwendung kommenden 
Grundfägen ber emtio venditio bewirkt ein die Sache 
ganz unbrauchbar machender Mangel allerdings, 
daß ber Käufer nicht weiter an den Handel gebuns 
den ift. 
vergl. Weftphal, Lehre vom Kauf ıc., $. 468. 

Bon felbft verfteht fich übrigens, daß Klägerm 
unbenommen bleibt, das fragliche Waſſerrad, welches 
ſich noch in der Nähe der Mühle Beklagtens befindet, 
wiederum an fich zu nehmen.” 

Die Entſcheidung bezüglih ber Verzugszinſen 
war damit motivirt worden, baß, fo richtig der 
Grunbfag fei, daß bei ber emtio venditio die Kauf- 
fumme vom Tage ber Uebergabe zu verzinfen fei, 
doch im concreten Falle laut bed Accorbs die Accord» 
fumme erft zahlbar geweſen fei, fobald alle Arbeiten 
fertig und gut und tüchtig befunden feien. Da Klä- 
ger fih auf eine folde Approbation aber nicht be- 
zogen, fo fönnten auch erft von erhobener Klage an 
Verzugszinſen gefordert werben. 
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Die Befiger eines durch eine MWafferhebungs- 
maſchine getrockneten Koblenfeldes find in Gemäß: 
beit 8. 15. des Mandates über die Gewinnung 
ber Stein:, Brann: und Erdfohlen und des Torfd 
vom 10. Eeptember 1822 verpflichtet, den In— 


habern ber Wafferhebungsmafchine den vier: 


undzwanzigften Theil der gewonnenen Koblen 
„koſtenfrei“, d. h. nach Abzug der im $. 15. des 
angezogenen Mandated geordneten Gebührniife, 
ingleichen der Gewinnungsſpeſen abzugeben. — 
Der Ort ber Leiftung der diesfallfigen Verbind— 
lichkeit beftimmt fich nach den über den Erfül- 
lungsort bei Verträgen geltenden Grundfägen. 
Mitgetheilt von 
Herren 9. C. in ©. 


Mittelft einer vor bem Königl. Juſtizamte zu 3. 
am 20. Mai 1851 erhobenen Klage forderten bie 
Beliger einer Dampf» und Waſſerhebungsmaſchine 
zu R., 8. und 8, von den Bellagten, ben Kohlen» 
werföbefigern D. und K. zu B., unter dem Anführen, 
daß ein den Letzteren zugehöriges Steinfohlenfeld, 
von welchem diefelben durch zwei Schachte, A. und B., 
Kohlen gefördert hätten, und zur Zeit der Klag- 
anftellung noch fürderten, durch ihre, der Kläger, 
erwähnte Dampf- und Wafjerhebungsmafchine ges 
trocknet werde, die foftenfreie Ablieferung des ihnen, 
den Majchineninhabern, in Gemäßheit $. 15. des 
Geſetzes vom 10. September 1822 gebührenden, nad) 
einer auf Grund der eben angezogenen Geſetzeöſtelle 
zu bewirfenden und ihnen, den Klägern, auszu— 
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antwortenden Berechnung feftzuitellenden Kohlen- 
vierundzmwanzigften bis an ihre, der Aläger, mehr» 
beregte Mafchine. Zum Theil der Klage hatten 
Kläger eine an die Batrimonialgerichte zu P. gerich- 
tete Eingabe der Bellagten, d. d. B., den 18. Februar 
1851, gemacht, welche Leptere unter Anderem die 
Erklärung enthielt, „fie, die Beklagten, fürberten 
von ihrem in B—r Blur gelegenen Koblenfelde durch 
zwei Schachte, A. und B., Kohlen, welche durch Die 
auf E—r Flur gelegene Wafferhebungsmafchine der 
Kläger getrodnet würden, hierfür gebühre den Ald- 
gern, da der Fall sub C. $. 15. des Mandates vom 
10. September 1822 vorliege, der vierundswanzigfte 
Theil der von ihnen, Bellagten, auf dem getrodneten 
Koblenfelde gewonnenen Kohlen nad Abzug bes 
Grundzehnten“. 

Beklagte erhoben in ber Litisconteftation Ein— 
wendungen gegen bie Schlüffigfeit der Klage über- 
haupt, insbefondere aber gegen das Verlangen ber 
Kläger, die geforderten Kohlenabgaben bis an ihre, 
der Kläger, Dampfmaſchine zu bringen, indem fie, 
die Bellagten, darauf Bezug nahmen, das im 
$. 15. des mehrerwähnten Geſetzes gebrauchte Wort 
„abgeben‘ jege voraus, daß der Empfangäberech« 
tigte fih an Ort und Stelle der Ausbringung ber 
Kohlen zur Empfangnahme feiner Gebührniffe ein- 
finde; im Uebrigen leugneten Beflagte im Allgemei- 
nen den Gtund ber Klage, räumte jedoch beim 
15ten bis mit 19ten Streitbefefligungspunfte ein, 
daß fie den Vierundzwanzigften bis zum Schluß des 
Jahres 1850 in einem mit den Klägern vereinbarten 
Geldaͤquivalente abgeführt hätten. 

Das Königl. Spruchcollegium zu Leipzig 
erfannte nach abgeſetztem Verfahren in dem am 20. 
December 1851 eröffneten Urthel folgendermaaßen: 


„Weil Kläger ihre Bl. — erhobene Klage bar- 
auf begründet, daß fi auf ihrem in E—r Flur 
unter No. 250. a. und 250. b. gelegenen &ripibitüde 


eine Dampf» und Waſſerhebungsmaſchiue Heflnde, 


durch welche zugleich dasjenige Koblenfeld getrocknet 
werde, welches die Beklagten in B—r Blur befäßen 
und von dem fie durch zwei Schachte Kohlen feither 
gefördert hätten und dermalen noch fürderten, baß 
aber die Beklagten feit dem 1. Januar 1851 — bis 
zu welchem Zeitpunfte bie Kläger ein bejonderes 
vereinbarted Geldäquivalent erhalten — fich weigers 
ten, bie ihnen, ben Klägern, für das Trodnen jedes 
Koblenfeldes gebührende Entfhädigung, nämli den 
nad) dem Mandate vom 10. September 1822, $.15. 
sub €. ihnen zufommenden 24jten Theil der gewon- 
nenen Kohlen, foftenfrei an fie abzugeben, viel 
mehr ihnen zumutheten, diefe Kohlen von ihrem, 
der Beklagten, Gruntftüde auf eigne Koften abzu— 
holen, womit fie Bl. — das Geſuch verbunden, es 
möchten Bellagte verurtheilt werden, ihnen ben ge 
bübhrenden 24ſten Theil der gewonnenen Koblen 
foftenfrei nach vorgängiger, ihnen mitzutheilender 
Berechnung bis an die Dampfmafchine abzuliefern 
und die Koften des Proceſſes zu erftatten, nun aber 
diefe Klage für binlänglich begründet keineswegs 
angejehen werben faun, vielmehr ben Beklagten 
allerdings beizupflichten ift, wenn fie behaupten, es 
fei der Kläger Sache, das ihnen gebührende Kohlen- 
äquivalent an Ort und Stelle, wo es für fie bereit 
liege, abzuholen, anerwogen ber im angezogenen 
Mandate gebrauchte Ausdruck „abgeben“ feines» 
wegs gleichbebeutend ift mit „abliefern‘, vielmehr 
angenommen werden muß, daß, wenn das Mandat 
von ber Regel, daß, wo es ſich um Ablieferung von 
Sachen handelt, die ſchon an einem beitimmten Orte 
ſich befinden, der Schuldner da, wo die Sache ſich 
befindet, präftiren, und bei Gefchäften, von denen 
beide Theile Nugen haben, der Gläubiger die Sache 
abholen muß, 

vergl. Eurtius, Handbuch, Thl. IV. $. 1633. 

Thibaut, Pandektenſyſtem, $. 654. 

v. Wening-Ingenheim, Lehrbuch ded gemeinen 

Civilrechtes, bearb. von Brig, Bd. II, $. 109. 
©. 43. 

eine Ausnahme aufzuftellen beabfichtigt hätte, folches 
mit deutlichen und beftimmten Worten gejagt, infon- 
derheit aber den Ort, wohin die Kohlen zu liefern 
feien, zu begeichnen nicht unterlaffen haben würde, 
mit welcher Auslegung des Mandates auch der ge- 
brauchte Ausdruck „koſtenfrei“ keineswegs im 
Widerſpruche ſteht, da ſolcher jedenfalls von dem 
Verbote des Abzugs anderer Gebuͤhrniſſe, als welche 
das Mandat $.15. anordnet, ingleichen der Gewin- 


nungsipefen verftanden werben muß, anlangend aber 
den Koblenvierundzwanzigften, welchen die Kläger 


and; vom 22. Februar 1851 ab fordern, bis zu 


welchem Tage die Beklagten ſolchen den Klägern 
auf Abholen verabfolgen zu laffen Bl. — in Ber 
bindung mit Bf. — fich bereit erflärt, die Klage — 
wie von den Beflagten richtig gezeigt worden — 
ein beflimmtes Anführen, daß und wie fie ihrer 
eigenen Verbindlichkeit, die Waͤſſer aus der Beflag- 
ten Koblenfelde abzuziehen, nachgefommen ſeien, 
vermiſſen läßt, und der auf den Eid geftellte Aus— 
drud, ihre Maſchine trodne das Kohlenfeld ber 
Bellagten, ein ſolches Sacverhältniß bezeichnet, 
welches blos ein Gegenftand des Augenfcheines und 
des Urtheiles von Sachverftändigen fein, und 
worüber aljo die Gewiffensrührung nicht ftatifinden 
fann, fo hat der Kläger Suchen BI. — in der an- 
gebrachten Maaße nicht Statt, es find auch dieſelben 
den Bellagten die Koſten des Proceſſes zu erftatten 
verbunden, 

Dähingegen hat es bei dem Erbieten der Be- 
Hagten Bl. —, den Klägern den in der Zeit vom 
1. Januar bis 22. Februar 1851 verdienten Kohlen» 
viernndzwanzigiten abgeben zu wollen, fein Bewen⸗ 
den, und find diefelben übrigens, unter Vorlegung 
einer Rechnung vom Oefammtausbringen während 
jened Zeitpunftes, biefem Erbieten nachzukommen 
ſchuldig.“ — 

Auf eingewendete Appellation ber Kläger, bei 
deren näherer Ausführung biefelben insbefondere ber 
ihnen im Erkenntniß erfter Inftanz angefonnenen 
Verpflichtung zur Abholung des ihnen gebührenden 
Kohlenäquivalents an Ort und Stelle widerſprachen, 
erkannte das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau am 19. Juni 1852 für Recht: 

„Daß es zu der Kläger zweiter, dritter und 
vierter Bejchwerde bei forhanem Urthel nicht zu laſ— 
fen, derowegen die erhobene Klage, foweit nicht 
ſolche durch die Erklärung Bl. — ihre Erledigung 
gefunden, als in der angebrachten Maaße unftatthaft 
nicht zurüczumeilen, weniger Kläger den Beklagten 
die Koften des Proceſſes zu erftatten verbunden, 
jondern es find Beklagte den Klägern, jedoch nad 
vorgängigem Abzuge des Grundzehntens, den vier 
undzwanzigften Theil derjenigen Kohlen, welche auf 
ihrem in B—r Flur gelegenen Kohlenfelde aus den 
Schachten A. und B. gewonnen werden, auf fo lange, 
als aus legteren überhaupt eine Förderung von 
Steinfohlen erfolgt, unter Borlegung einer Rechnung 
vom Oejammtausbringen zur Zeit auf die Bergan- 
genheit, für die Zufunft aber nad. den bei der Berg- 
verwaltung beftebenden Quartalen auf Abholen 
koftenfrei abzugeben ſchuldig, und werden bie in 


eriter Inftanz erwachfenen Koften unter ben Par- 
teien gegenfeitig aufgehoben. Dagegen ift zu ber 
Kläger erſter Beichwerde das eingangsbezeichnete 
Urthel, ſoweit darin das Verlangen der Kläger, daß 
ihnen bie Koblengebührnifie foftenfrei von ben Be— 
Hagten zugeführt werden follen, als in ber ange- 
brachten Maaße unftatıhaft ebenfalls zurüdgewiefen 
worden ift, was auch burch Einjchaltung der Worte: 
„auf Abholen“ fchon ausgeiprochen. zu befinden, 
wie hiermit geſchieht, zu beftätigen, und werben bie 
durch das ergriffene Rechtömittel erwachienen Koften 
unter den ‘Parteien gleichergeftalt aufgehoben.‘ 
Gründe: 

„An fih mag zur Begründung ber von bem 
Inhaber einer Wafferhebungsmafchine gegen ben 
Inhaber eines vorliegenden, burch diefe getrodneten 
Kohlenfelbes auf Abgabe ber im $. 15. des Manz 
dates über die Gewinnung der Stein⸗, Brauns und 
Erb£ohlen und bed Torfs vom 10. September 1822 
georbneten Gebührnifje gerichteten Klage mit weni- 
gen Beſchtaͤnkungen das von den Bellagten erheifchte 
Anführen der BL. — bis mit BL. — geltend gemad)- 
ten Thatumftände erforbert werben, und würde Man 
fih injoweit mit dem Ausſpruche des angefochtenen 
Urthels auf Unfchlüfftgfeit der erhobenen Klage wohl 
einverftehen fünnen. Allein Die Lage ber Sache ift 
durch den Inhalt bed Bl. — zu lefenden, an bie 
Gerichte zu P. unterm 18, Februar 1851 gerichteten 
Schreibens, welches nah Bl. — zum Theil der 
Klage gemacht und von den Beklagten als von ihnen 
ausgegangen beim 12ten Einlaſſungspunkte ausbrüd- 
lich anerfannt worden ift und bie darin enthaltenen 
Gefändniffe jo wefentlich geändert worben, daß 
nunmehr auf jene allgemeine Erſorderniſſe weiter 
nicht zurüdzugeben, fondern das Sachs und Rechts: 
verhältniß zunächft nad) diefen Geftändnifien in Zus 
fammenhaltung mit ben einfchlagenden Vorſchriften 
bes bezogenen Mändates zu prüfen und feftzuftellen 
ift, und um fo mehr, als die Schlußbitie der gedach— 
ten Eingabe darauf hinweiſt, daß folche eine ben 
Klägern gegenüber abgegebene Erklärung enthalten 
follen. Dieſe Eingabe enthält nun im Eingange dad 
wörtlihe Anerklennimniß ber Thatjachen: 

daß fie, die Bellagten, von ihrem in B—r 
Blur gelegenen Kohlenfelde durch zwei Schachte, 
A. und B., Kohlen. fördern, daß dieſe Kohlen 
buch die Waflerhebungsmafchine der Kläger, 
welche diefe auf ihrem, in C—r Flur gelegenem 
Koblenwerke angelegt haben, getrodnet werden, 
daß ben legteren dafür, da der Fall des Man- 
bats $. 15. sub C. vorliege, ber vierundzwans 
zigſte Theil der von ihnen auf dem getrodneten 
Koblenfelde gewonnenen Kohlen, nad; Abzug 
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bes Grundzehnten, gebühre, und baß Kläger 

fi weigern, die für fie abgeftürgten Koblen in 

Empfang zu nebmen, 
wozu noch die Geftändniffe des 15ten bi6 mit 19ten 
Einlaffungspunfis Bl. —, nach welden der vier- 
undzwanzigfte Theil bis zum Schlufie des Jahres 
1850 in einem mit den Klägern vereinbarten Geld⸗ 
äquivalente abgeführt worden iſt, binzutreten. 

Durch diefe Auslaffung wird das im Mandate 
vorausgefegte Sachverhältnif, das Vorhandenſein 
einer Waſſerhebungsmaſchine, das Durch dieſelbe be» 
wirkte Trodnen eines vorliegenden und zwar bes 
ben Beklagten zuftändigen und von ihnen bebauten 
Koblenfeldes und in der namentlichen Beziehung 
auf $. 15. des Manbats bie auf den Umfang ber 
Gebührniffe einflußreiche technifche Vorkehrung für 
die Trodnung fo Har dargelegt, daß von ber Ber- 
bindfichfeit der Beflagten im Allgemeinen nur dann 
abzufehen fein würde, wenn die Identität der in ber 
Eingabe vom 18. Februar 1851 bezeichneten Kohlen⸗ 
feldes und Schachte mit den in ber Klage angege- 
benen Gegenftänden bergmännifcher Bearbeitung ſich 
in Zweifel ziehen ließe. Dem ift aber offenbar nicht 
fo. Indem Kläger auf die Bezeichnung, welche Be- 
flagte felbft ihren bergmännifchen Anlagen geben, 
ſich beziehen, gebrauchen fie eine folche, welche ben 
Beklagten genugfam verftänblich fein muß, es fommt 
aber auch hinzu, daß Bellagte nirgends behauptet 
haben, daß fie gemeinjchaftlih noch ein zweites 
Koblenfeld in B—r Blur, namentlid ein ſolches, 
auf welchem in zwei Schachten Kohlen gefördert 
werden, befigen und daß von ihnen zugeſtanden 
worden ift, von biefem ihrem Kohlenfelde bis zum 
Schluß des Jahres 1850 die geflagte Abgabe in 
einem Geldäquivalente an die Kläger entrichtet zu 
haben. Es bleibt daher in dieſer Richtung nur noch 
übrig, auf ben Bl. — gemachten Einwand und bie 
damit in Verbindung ftehenden Ableugnungen bei 
dem Bten und Yten Einlafjungspuntte BI. — näher 
einzugehen. Während jedoch in jenem unter Bezug⸗ 
nahme auf $. 17. bes mehrbegogenen Mandats ber 
bauptet werden will, daß die beregte Mafchine ber 
Kläger die Tiefbaue der Beklagten nicht mehr trodne, 
in biefem aber in Abrebe geftellt wird, daß zeither, 
d. h. feit dem 18. Februar 1851, Kohlen nicht mehr 
gefördert worden feien und bermalen nicht weiter 
gefördert würben, wird babei und in ber Anmerkung 
zu ben bezogenen Einlaffungspunften BI. — nur 
erwähnt, daß durch Vernachläffigung ber Kläger 
und inmittel® entftandene Brüche die Wäfler in ben 
Schahten der Beklagten geftiegen feien, und ber 
Betrieb des Grubenbaues immer befchränfter und 
mißlicher geworden fei. Es ift Har, daß von einer 
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Anwendbarkeit 8. 17. des Mandats, welcher ein von 
ben Beklagten nirgends behauptetes gaͤnzliches Still 
ſtehen der Maſchine ber Kläger vorausſetzen würde, 
nicht die Rede ſein kann, im Gegentheil muß nach 
den Auslaſſungen der Bellagten angenommen wer: 
den, daß dieſe noch dermalen, wenn auch für fie 
mit geringerem Bortheile, fortarbeitet; hat aber 
ſonach die Trodenlegung bed Kohlenjeldes der De- 
Hagten nicht gänzlich aufgehört, fo Dauert aud) deren 
Verbindlichkeit zu Abgabe bes vierundzwanzigften 
Theild der gewonnenen Kohlen um fo gewifler fort, 
als geftänblich ihr Kohlenfeld von Anfang an durch 
die Majchine ber Kläger troden gelegt worden ift, 
die Veränderung eines Zuftandes nicht vermuthet 
wird und die Abgabe eben als aliquoter Theil des 
Gefammtausbringens mit dem durch die Machine 
ber Kläger gewährten Vortheil immer in gleichem 
Berhältniffe bleibe, Unter diefen Umftänden hat 
Man cs auch den mehrerwähnten Auslafjungen der 
Beklagten gegenüber bedenklich gefunden, auf den 
über den ten und 9ten Einlaffungspunft angetra- 
genen Eid zu erfennen, vielmehr eine Verurtheilung 
ber Beflagten nad) dem im vorftehenden Urthel aus« 
geiprochenen und ihnen, wenn wirklich ein zeitweilis 
ger Stillftand der Majchine eingetreten fein follte, 
und bei ber immer in Ausficht bleibenden Möglich. 
feit, fünftig noch einen Specificationdeid zu erfordern 
oder nachzulaſſen, ganz unfcäblichen Umfange für 
begründet erachtet. 
Zur erften Beſchwerde. 
Es wird unter den Parteien lebhaft darüber ge- 
ftritten: 
ob Beklagte in ber Verbindlichkeit feien, ben 
vierundzwanzigften Theil der auf ihrem Kohlens 
felde in B—r Flur gewonnenen Koblen den 
Klägern zuzuführen oder ob dieſe folche auf dem 
Kohlenwerfe der Beklagten abholen müfjen. 
Das Urthel erfter Inftanz hat fich für Die letztere 
Anficht entichieden und es ift ſolcher auch beizupflich“ 
ten geweſen. 

Im Allgemeinen mag bemerft werben, baf die 
ben Beklagten aufallende Leiftung nicht die Natur 
einer Öffentlichen Abgabe hat, fondern aus einem 
privatrechtlichen Verhaͤltniſſe einer einfeitig durch den 
Bau einer Waflerhebungsmafchine veranlaßten und 
anderfeitig Durch Abbau der durch jene getrodneten 
Kohlen aufgefaßten, im Boraus buch das Geſetz 
geregelten communio incidens entjpringt, wie benn 
auch ſolche in dem Gefege felbft auf Eeiten des 
Mafhineninhabers ald Bortheil, auf Seiten bes 
Beſitzers des getrodneten Kohlenfelbes als Gebühr: 
niß bezeichnet wird. Derartige Rechtsverhältnifie 
find nach dem Ausipruche des römifchen Rechts 


vergl. 1. 20. D. de judieiis. (V, 1.) 
Savigny, Eyitem des heutigen röm. Rechts, 
Bd. VII. ©. 238. 
wie Berträge zu beurtheilen, ed kommt aljo im vor—⸗ 
liegenden Falle darauf an, feftzuftellen, wo bei Ver— 
trägen ber Erfüllungsort einer beftimmten Verbind⸗ 
lichfeit ald vorhanden anzunehmen ift. Die neueren 
Unterfuhungen ber einfchlagenden Fragen haben in 
Verbindung mit denen über den Gerichisftand der 
Obligation zu dem Grgebnifie geführt, daß, wo nicht 
eine ausbrüdliche Verabredung ber Parteien oder, 
wie bei zu übergebenden Grundftüden, die Natur 
ber Sache, oder eine ſolche Verhandlung, welche die 
gerechte Erwartung der Erfüllung an einem beftimm:> 
ten Orte begründet, etwas Anderes bedingt, bei 
Verträgen ber Wohnfig des Beklagten, welcher zus 
gleich mit feinem allgemeinen Gerichtöftand zuſam— 
menfällt, als Erfüllungsort der übernommenen 
Berbindlichfeit zu betrachten ift, und zudem, wenn 
die Forberung auf Uebergabe einer individuellen 
beflimmten beweglichen Sache gerichtet, für den 
Schuldner die Erleichterung eintritt, daß er fich frei 
machen kann durch Uebergabe an dem Orte, wo fich 
gerade jept die Sache zufällig befindet, daß er fie 
alfo nicht auf feine Koften und Gefahr an den Ort 
ber Klage zu bringen verpflichtet ift, fobald durch 
feine unredliche Handlung die Sadje andermärte ift, 
vergl. 1. 12. $. 1. D. depositi vel contra (XVI. 3.) 
Savigny, a. a. O. ©. 205 flg., infonderheit 
S. 226. und 230. 
Berhmann-Hollweg, Berfuche über einzelne 
Theile des Eivilprocefies, ©. 18. 
Mühlenbruch, Pandektenrecht, $. 466. 
Schweppe, röm, Privatrecht, Bd. 3. $. 382. 
Madeldey, Lehrbuch des heut. röm. Rechts, 
8. 491. b. am Ende. 
und von älteren Rechtslehrern 
Hofacker, prine. jur. eiv., T. III. $. 4113. 
Lauterbach, Coll. iheoret, praet., lib. XLVI. 
Tit. IM. 8. 30, 
Ein Grund, einen ber obgedachten Ausnahmefälle 
anzunehmen, liegt nidjt vor, ba das in $. 15. des 
mehrbezogenen Mandate gebrauchte Wort „abgeben“ 
ben Nebenbegriff des Hinbringens an den Wohn- 
oder Gefhäftsort des Klägers nicht in fich faßt, der 
Beilag „koſtenfrei“ aber augenfällig fih nur auf 
die Gewinnungsfoften bezieht, und wie BI. — von 
Beklagten richtig bemerkt worden ift, der zufällige 
Umftand, daß Die Kläger mit den abzugebenden 
Kohlen ihre Dampfmalchine würden fpeifen fönnen, 
nach den gegebenen Umftänden an fich allein nicht 
zu der Annahme berechtigt, baß der Gefepgeber an 
eine gemeinfchaftliche Beuerung der Mafchine gedacht 


babe. Im Gegentheile liegt die Anficht weit näher, 
daß die bier fraglichen Gebührniffe den ſchon älteren 
bergrechelichen Gebührniffen der Stöllner nachgebildet 
worden jind; in Bezug auf dieſe aber läßt ſich nad 
den in 88. 1.2.4. 6. und 7. Art. XI. der Stolls 
ordnung vom 12. Juni 1749. — €. A. 1. pag. 1399. — 
gebrauchten Ausdrüden, namentlich nach der bezeich- 
nenden Beitimmung $. 4., „wornach dad Neuntel 
in natara geftürgt werden ſoll“, mit Sicherheit bes 
haupten, daß die betreffenden Gebührniffe nur auf 
Griorbern und Abholen abzugeben find. 

Die Eompenfation fämmtlicher Koften wirb durch 
die zum Theil abändernd erfolgte Entfcheidung aus- 
reichend gerechtfertigt.” 

Gegen dieſe Entfheidung appellirten beide Par: 
teien, und zwar die Kläger, weil das Urthel erfter 
Inſtanz, inſoweit es ihr Suchen um foftenfteie Zu- 
fuͤhrung der Kohlengebührniffe bis an ihre Dampf- 
maſchine als in der angebradyten Maafe unftatthaft 
zurückgewieſen, beftätigr, und Die Gegner nicht viels 
mehr refusis expensis pure ad petita libelli verurtheilt 
worden, Dagegen da die Bellagten, weil fie zur 
Abgabe der Kohlengebührniffe in der im Erfenntniffe 
ausgeiprochenen Maaße condemnirt und nicht viels 
mehr die Klage ihrem Gefammtinhalt nach als uns 
Ihlüfig und in der angebrachten Maaße unftatthaft 

zurüdgewiefen worden. 

68 erkannte das Königlihe Oberappellas 
tionsgericht unterm 16. April 1853 hierauf für 
Red: 

„Daß das Urthel zweiter Inftanz mit der Er- 
Härung, baß in demſelben BI. — nach dem Worte 
„erfolgt“ Folgendes 

„und infoweit diefe durch die in der Klage 

erwähnte Dampf» und Waſſerhebungsmaſchine 

ber Kläger teoden gelegt werden‘ 
einzufchalten, wie hiermit gefchieht, unter Compen- 
fation ber in jegiger Inftanz erwachfenen Koften zu 
beftätigen.” 

Gründe: „Zu der Kläger Appellation ift Dem- 
jenigen völlig beizupflichten, was über die Inter: 
pretation $. 15. ded Mandates vom 13. September 
1822. Bl. — in den vorigen Inftanzen gefagt 
worden, und Kläger haben etwas ber befonderen 
Widerlegung Bebürfendes hiergegen vorzubringen 
nit vermocht. Iſt aber eine Verbindlichkeit des 
Inhabers des durch die Mafchine getrodneten Koh— 
lenfeldes zu Fortſchaffung und Ablieferung des dem 
Inhaber der Maſchine gebührenden Koblenantheils 
an irgend einen dritten Ort durch das Geſetz nicht 
ausgedrüdt, jo folgt die Verpflichtung des Inhabers 
der Mafchine zum Abholen feines Kohlenantheitd 
ſchon aus der Nüdficht, daß das diefem durch das 
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Geſetz eingeräumte Befugniß einer Theilnahme an 
bem Genuß der von dem Kohlenfelde gezogenen 
Nupungen oder Früchte enthält, nun aber es in ber 
Natur ber Sache liegt, daß derjenige, welchem der 
Mitgenuß der von einem fremden Orundftüde ges 
wonnenen Früdte zufteht, an fih, und wo ein 
gegentheiliges Rechtsverhaͤltniß nicht ausdrüdlich 
nachgewiejen ift, nicht die Ablieferung der Früchte 
an einen dritten Drt verlangen, jondern nur berech⸗ 
tigt fein kann, ſolche da, wo fie gewonnen werben, 
an fich zu nehmen. 

Diefe Grundfäge beftehen namentlich auch bei 
dem Audzuge und Zehenden in Anwendung. 

vergl. Bekanntmachung des Oberappellationd- 
gerichts, einige Nechisjäge in Beziehung auf 
den Auszug betreffend, vom 2. October 1834. 
No. 28. 

Hänfel, Bemerkungen und Ercurje über das in 
dem Königreih Sachſen gültige Civilrecht ıc., 
Abıh. MI. ©. 213. 

Was der Beklagten Berufung anlangt, beren 
tempeftive Einwendung durch die von Klägern vor— 
gebrachten Ausftellungen gegen die Eingangsbemer- 
fung Bl. — feineswegs zweifelhaft wird, indem die 
unterfchriftlihe Vollziehung der Präfentate nicht 
erforderlich, auch vorauszuſetzen ift, daß es aus— 
dbrüdlich angemerkt jein würde, wenn Die Appella- 
tionsjchrift erft nad dem um 5 Lihr eintretenden 
Schlufje der Gerichtszeit eingegangen wäre, ba iſt 
der der angefochtenen Entſcheidung beigefügte Zufag 
um deswillen für erforderlich erachtet worden, weil 
denfbarer Weife wohl der Fall eintreten fonnte, daß 
die Wafferhebungsmafchine der Kläger das Kohlen: 
feld der Bellagten gar nicht mehr trodnete, gleich“ 
wohl aber eine Trodenlegung des Legteren und bie 
hierdurch gewährte Büglichfeit der Gewinnung von 
Kohlen durch Naturereignifie oder eigene Beranftal- 
tungen der Bellagten herbeigeführt würde, in einem 
ſolchen Falle aber natürlich von den auf $. 15. des 
Mandated vom 10. September 1822 beruhenden 
Gebührniffen der Kläger nicht weiter die Rede fein 
fönnte, dieſe vielmehr nad dem Schlußſatze von 
$. 17. als hinweggefallen angefehen werden müßten. 
Im Uebrigen ift dagegen den Entfheidungsgründen 
der vorigen Inſtanz Bl. — beizupflichten und zu 
Widerlegung des von den Beklagten dagegen Vor— 
gebrachten nur noch Folgendes zu bemerfen: 

Daß unfchlüffigen Klagen durch Zugeſtaͤndniſſe 
des Bellagten im Verfahren aufgebolfen werden 
fann, bedarf, als in der Natur ber Sache liegend, 
feined weiteren Nachweiſes und von einer Seiten 
der Beklagten Bl. — behaupteten Ungewißheit über 
das Kohlenfeld, auf welches ſich die Geſtaͤndniſſe der 
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Beklagten beziehen, fann nad) deren Auslafjungen 
Bl. — feine Rede fein. Zu Bl. — ift demnädft 
Beklagten ebenfalld die in voriger Inſtanz BL. — 
ganz richtig aufgefaßte Auslaffung Bl. — einzus 
halten. Dort erklären biefelben allerdings, daß die 
Waſſer aus den Kohlengruben der Beflagten nur 
bis zum 22, Februar 1851 duch die Mafchine ber 
Kläger in einer einigermaaßen erträglihen Weife 
abgezogen worden, und daß feitdem die Mafchine 
ber Kläger die in Rede befangenen Tiefbaue der 
Beklagten nicht mehr trodne. Wenn aber Beklagte 
fortfahren: 
Theild in Folge zeitweiligen Stillftandes der 
Waſſerhebungsmaſchine, theild wegen Vernach⸗ 
läffigung der zur Löſung der Grundwaſſer er— 
forderlichen Vorkehrungen Seiten der Kläger, 
theils wegen inmittelft entftandener Brüche 
haben ſich die Waſſer in den Schachten der 
Beklagten, A. und B., nicht vermindert, jondern 
fie find geftiegen, und im Folge der angeftauten 
Waſſer iſt der Betrieb des Kohlenbaues auf dem 
ben Bellagten gehörigen Kohlenfelde immer be» 
fchränfter, immer mißlicher geworben, 
fo wird hierdurch der Vorderſatz, infoweit darin aller 
und jeder dermaliger Einfluß ber Mafchine der 
Kläger auf Das Kohlenfeld ber Beklagten in Abrede 
geftellt worden, wieder aufgehoben und zugegeben, 
daß ein, wenn gleich immer befchränfter und miß- 
licher gewordener Betrieb des Grubenbaues noch 
jept fortbeitebe, und daß bdiefer geringere Betrieb 
buch bie Einwirkung der Waſſerhebungsmaſchine 
ber Kläger auf das Kohlenfeld ber Beklagten ermög- 
licht werde. Mit dem etwanigen gänzliden Auf— 
hören dieſes burd die Maſchine der Kläger 
ermöglichten Betriebes erledigt ſich natürlich auch 
die ausgeſprochene Berurtheilung der Beklagten. 
Wie e8 ferner bei etwanigen Differenzen der Par— 
teien über die Größe des bisherigen oder ferneren 
Gefammtausbringend an Kohlen, von welchen Alä- 
gern ber vierundawanzigfte Theil abzugeben ift, leicht 
begreifliher Weife zu einem Monitenverfahren im 
Rechnungsprocefie fommen fann und nicht abzuſehen 
ift, inwiefern Beklagte jih nad Bl. — durch die in 
den Enticheibungsgründen Bl. — enthaltene Bemer- 
fung befchwert finden fünnen, ba fünftig erfteren 
- noch möglicher Weife ein Epecificationseid aufzu— 
erlegen oder nachzulaſſen fein werde, fo würde end— 
lich Bellagten zu Bl. — vielleicht dann beisupflichten 
fein, wenn auch im Fortgange Des Proceſſes ledig- 
lich die Frage ftreitig geblieben wäre, ob Kläger 
ihren Kohlenantbeil angefahren erhalten oder fich 
abholen müßten. Durch das Ableugnen jeder weis 
teren Verbindlichkeit zu Abgabe von Kohlen an bie 


Kläger Seiten der Beflagten ift aber überhaupt bie 
Frage über das Fortbeftehen diefer Verbindlichkeit 
in den Proceß hineingezogen worden, und e6 fann 
daher der Umſtand offenbar nicht weiter zu einer 
gänzlichen Abmweifung ber Klage führen, daß bie in 
berfelben angeführte Nechtsförung als eine ſolche 
nicht anzuerkennen gewejen ift. 

Die Koften jegiger Inſtanz waren fchon um des— 
willen zu compenfiren, weil beide Theile appellirt 
haben.‘ 


15. 
Wenn ein Dritter abgepfändete Mobilien vindi— 
eirt, welche nicht über 20 Thaler tarirt find, jo 
ift die diesfalljige Intervention nach dem Geſetz 
vom 16. Mai 1839 zu behandeln. 


Mitgetheilt von 
Hertn Adv. N, in L. 


In einer vor dem Lanbgericht zu 8. am 2lften 
März 1853 anhängig gemachten Bagatellflagjahe 
hatte M. gegen ©. auf Zahlung von 16 Thlen. 
14 Nor. 4 Pf. geflagt. S. wurde verurtheilt und 
darauf das Hülfsverfahren gegen ihn eingeleitet. 
Im Hülfsvollftredungstermine wurden in feiner 
Wohnung zehn verfchiedene Gegenftände im Tax— 
werthe von 20 Thlen. 22 Ngr. —⸗ weggenommen. 

Unter Bezugnahme auf eine gerichtliche Urfunde 
vom 1./2ten Juni 1852 intervenirte P. rechtzeitig 
(am 6ten Juli 1853), indem er von den weggenoms 
menen Sachen neun Stud im Oefammttarwertbe 
von 19 Thlen. 12 Ngr. — als fein Eigenthum in 
Anfpruch nahm. 

Auf die Eingabe des Intervenienten, welche dem 
allenthalben widerfprehenden und um Anberaumung 
eined Interventiondtermines nachſuchenden Kläger 
am dten Zuli 1853 vorgelegt worden war, fertigte 
bas ®ericht an alle Intereffenten durch am 16ten 
und beziehendlich 19ten Juli 1853 legal bepändige 
Ladungen wörtlih alfo aus: 

„Nachdem P. die in Sachen M.'s gegen ©. 
abgepfändeten Mobilien als fein Eigenthum reclamirt 
hat, fo werden die Parteien hiermit geladen, den 
29iten Juli 1853, ald an dem hierzu anberaumten 
Termine, Vormittags 10 Uhr in Perfon oder durch 
einen nad $. 8. des Gejeged vom I6ten Mai 1839 
legitimitten Bevollmächtigten vor Gericht zu erfchei= 
nen, Öntervenient feine Anſprüche bei Verluſt der- 
felben anber zu begründen, Jutervent dagegen fidh 
darüber zu erfläten, bei Strafe derfelben für geflän«- 
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dig und überführt, auch der damit in Verbindung 
fiehenden Einreden für verluflig erachtet zu werden. 
Intervent hat zugleich Die auf feine angeblichen 
Anſprüche ſich beziehenden Urkunden, wenn ders 
gleihen vorhanden find, im Termine mit zur Stelle 
zu bringen, auch bie etwaigen Beweismittel im 
Termine ans» und vorzuzeigen, und haben die Par— 
teien aud bei ihrem Außenbleiben, nach gefchehenen 
Erörterungen, der fofortigen Eriheilung eined Be— 
ſcheides fi zu gewärtigen.“ 

Am Terminstage Vormittags 10 Uhr erfchien 
nur Jntervenient, begründete feine Intervention 
unter Bezugnahme auf feine Eingabe, und bean— 
tagte, nachdem bis 11 Uhr Intervent ſich nicht 
eingefunden, Befcheid. 

Das Gericht faßte einen folchen fofort ab. Er 
laute te alfo: 

„Dieweil ber Intervent und Kläger M., ber 
richtig behändigten Ladung Ungeachtet, weder im 
Intereventionstermine bis 11 Uhr, noch auf nad) 
11 Uhr erfolgten öffentlichen Aufruf erſchienen ift, 
fo ift er des gegen ihn erhobenen Vindications— 
anipruches für geftändig und überführt und ber 
damit in Verbindung ftehenden Einreden für ver 
fuftig zu adten, demnad; an den Intervenienten, 
B., Die reclamirten Gegenflände im Tarwerth von 
19 Thlen. 12 Ngr. —s herauszugeben, aud bie 
durch dieſe Intervention entftandenen Unfoften abzu> 
ftatten verbunden.” 

Intervent appellirte, theild a) darum, weil bie 
Ladung eine dem Gefege nicht entiprechende fei (ed 
fei in ®emäßheit $. 13. sub 2. des Geſetzes vom 
16. Mai 1839 der Berrag bed Anfpruches nicht 
angegeben, «3 fehle die im $. 13, sub 4. bes alleg. 
Gefeges vorgeichriebene Verfügung, und die im $. 14. 
des Geſetzes feſtgeſetzte Krift jei um das Doppelte 
überfchritten worden), theild b) darum, weil fich das 
eingeleitete und bis zur Abfaffung eines Beſcheides 
fortgeiegte Bagatellverfahren als ein unzuläffiges 
barftelle, indem er in der letzteren Hinficht deducirte: 
8. 38. bes Geſetzes vom 161en Mai 1839 beftimme, 
„daß bei Bollftredung der Entſcheidung die allge 
meinen Borjcriften zu befolgen ſeien“. Dieſe letz⸗ 
teren aber gingen dahin, baß bei Interventionen 
dritter Perſonen, dafern dieſelben bie erfteren durch 
ſchluͤſſige Vorbringen verfolgen, bie Betheiligten 
nah Borjhrift ber Procefgefege zu hören 
jeien, wenn bie Procefbehörde den Intervenienten 
nicht zu jofortiger eidlicher Beftärfung feiner Ein- 
reden zulaſſe. Das legtere jei hier nicht gefchehen. 
Es habe demnach nunmehr bad Proceßgericht der 
diesfalliigen Borfchrift des Execulionsgeſetzes in $. 55. 
nachzugehen, d. h. nad Abhaltung eines Verhörs— 


termines und Abfegung rechtlichen Verfahrens zu 
enticheiden gehabt. Es könne aber überhaupt ein 
Contumacialbeſcheid, wie der abgefaßte, im Inter 
ventionsproceffe gar nicht vorfommen Das Ber- 
fahren eined Imtervenienten fei burdyaus nicht als 
Klage anzufehen (Bed, das Erecutionsgejeg vom 
28ſten Februar 1838. ©. 72.) und verfolge ebenfo« 
wenig einen Anſpruch gegen denjenigen, auf deſſen 
Antrag der fpäter reclamitte Gegenſtand abgepfändet 
worben fei. Es ftehe vielmehr ber Intervenient 
vollftändig ifolirt, und feien von dem von dieſem 
erhobenen Anjpruche der Kläger und Beflagte ledig- 
lich als Betheiligte in Kenntniß zu ſetzen, um ihnen 
die Möglichkeit zu gewähren, ihre an den reclamir= 
ten Effecten ihnen auftehenden, beziehendlich durch 
die Grecution erlangten Rechte gegen ben in ber 
Intervention liegenden Angriff auf Diefelben zu 
wahren unb zu vertheidigen. Verzichten fie auf eine 
ſolche Bertheitigung, fo fei Dadurch keinesfalls das 
Gericht der Prüfung überhoben, ob die erhobene 
Intervention einen Rechtsgrund habe oder nicht, es 
habe ſich vielmehr dieſer Prüfung unerwartet darauf 
bezüglicher Anträge zu unterziehen. Erſt, wenn bei 
diefer Prüfung fi) berausgeftellt, daß das Recht 
bes Intervenienten ein hinlaͤnglich beicheinigtes fei, 
beziehendlich, wenn die bei diefer Prüfung annoch 
vermißte Beicheinigung des interveniendo erhobenen 
Anfpruches nachträglich in der erlangten Weife ges 
führt fei, könne von einer Anerkennung bes letzteren 
die Rebe fein. 

Im weiteren Berfolg ber Debuction fuchte ber 
Intervent noch in materieller Hinficht die Inter— 
vention ald gehaltlos darzuftellen. 

68 erfannte indeß das Hönigl. Appellations- 
gericht zu Leipzig (bten December 1853) wie 
folgt: 

„Daß der Bl. — zu lefende, am 29ften Zuli 
1853 publicirte Beſcheid, in Betracht, daß weder 
die formellen, noch die materiellen Gründe, welche 
der Kläger Bl. — dagegen geltend zu machen 
verfucht hat, als beachtlich angefehen werden 
fönnen: 

a) die formellen Einwendungen nicht, weil bie 
Beftimmung des Gefeged vom 16ten Mai 1839, 
$. 13. sub 2. bier, wo es ſich nicht um Bezahlung 
einer Geldfhuld, fondern um einen Vindicationd- 
anſpruch handelt, deſſen Zwed bahin geht, das von 
dem Kläger an den verholfenen Mobilien erlangte 
Pfandtecht unwirkfam zu mahen, nicht einfchlägt, 
der Mangel der in $. 13. sub 4. deffelben Geſetzes 
erwähnten Bedeutung, der Erklärung des Klägers 
BL — gegenüber, ohne Einfluß if, bie Bl. — 
hervorgehobene Ueberſchreitung ber in $. 14. des 
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nämlichen Gefeges vworgezeichneten Friſt nicht dem 
Kläger, fondern nur dem Intervenienten zur Bes 
ſchwerde gereichen, der Kläger darüber, baf es fich 
um die Borladung zu dem Verhördtermine in einer 
causa minutissima handle, um fo weniger in Zweifel 
fein fönnen, als ihm nach Bl. — vor dem Erlafle 
der Vorladung die Eingabe Bl. — zur Ginficht 
vorgelegt worden ift, und er daher bereitd bavon 
Kenntniß erlangt gehabt hat, daß ber Intervenient 
nicht fämmtliche Pfandftüde, fondern nur die BI. — 
sub 1—9., im Tarwerthe von 19 Thlen. 12 Nor. —, 
in Anſpruch nehme, zu geichweigen, baß in ber 
Citation Bl. — ausdrüdlih das Erfcheinen durch 
einen „in Gemäßheit des Gefeges vom 16ten Mai 
1839. $. 8. legitimirten Bevollmächtigten‘ nadıs 
gelafjen worden ift, endlich, wie von dem Königlichen 
Appellationdgericht zu Leipzig bereits in mehreren 
Fällen ausgeſprochen worden, die Worte des Erecu- 
tionsgefeges vom 28. Februar 1838. 8. 55., „nad 
Vorſchrift der Proceßgefege zu bören ıc., in dem 
Sinne aufjufaffen find, daf Die Erörterung und 
Entfcheidung ber Frage, ob der Intervenient ein 
Recht habe, das von dem Gläubiger erlangte 
Hülfsreht unwirkſam zu machen, als ein befonderer 
Rechtsſtreit zu betrachten ift, im welchem der eritere 
die Stelle des Beklagten einnimmt, und welcher in 
derjenigen Proceßgartung verhandelt werben joll, bie 
ber Höhe des Tarwerthes der reclamirten Effecten ent= 
fpricht, dergeftalt, daß hierbei die für bie einichlagende 
Proceßgattung geltenden Gontumacialbeftimmungen 
ebenfalls in Anwendung gelangen und nur in jofern 
eine Abweichung von den gewöhnlichen Proceßregeln 
eintritt, ald dann, wenn der Bindicationsanfpruch 
causa ardua if, dem Sntervenienten ber Gebrauch 
des Eidesantrages für. den Beweis nachgelaffen zu 
werben pflegt, weil der gedachte $. 55. des Grecu- 
tiondgefege® für Die Begründung des Reclamationd- 
rechtes die gewöhnliche Form einer Klagichrift nicht 
ausdrüdlich vorjchreibt, und es Daher bedenklich fal- 
len muß, die Beftimmung der Erl. Proceßordnung 
ad tit. XVIII. $. 1., welche die Eriftenz eines förm— 
lichen Klaglibelles vorausjegt, auf Das in Dem mehr: 
erwähnten $. 55. des Executionsgeſetzes erforderte 
„Ihlüffige Borbringen‘ des Intervenienten anzu: 
wenden, 

b) die materiellen Ausftellungen Bl. — nicht, 
weil 2c. — der eingewendeten Berufung ungeachtet 
zu beftätigen, ed werden jedoch die Koften Des 
Rechtsmittels zwischen dem Interwenienten und dem 
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Redacteur: Dr. Theedor Tauchnitz. 


Kläger compenſirt, da die Lage der Sache nicht 
durchweg als eine völlig zweifelloſe betrachtet wers 
ben konnte.“ 


16. 


Iſt die Geffton einer hupothefariichen Forderung, 

welche im Grund: und Hypothekenbuche nicht 

eingetragen ift, dem Goncurfe des debitor cessus 
gegenüber wirkungslos? 


Mitgetbeilt von 
Herrn ©. in D. 


In dem vor dem Königl. Gericht zu Schönfeld 
anhängigen Ereditweien Dr. Johann Heinrich We's 
in 9. bejahte das Goncurdgericht dieſe Frage mit 
Bezugnahme auf bie Beftimmung bes $. 84. bes 
Grund» und Hppothefenbuchgefeged und auf Dr. 
Heyne's Gommentar zu diefem Geſetze, Bd. 1. 
©. 340. Dagegen ſprach ſich auf eingewendeie 
Appellation das König. Appellationsgericht zu 
Dresden in einem Grfenntnijfe vom 19. November 
1853 gegentheilig und dahin aus, daß eine folche 
Ceſſion den Eeflionar, der fich im Concurs gemeldet 
habe, wenigftend zur Empfangsnahme deſſen legi— 
timire, was im Goncurfe auf bie Forderung bes 
Gedenten, der fih micht angemelder, ausfallen 
werde, indem es bemerkte, daß es ſich „rüdficht- 
ih der Beantwortung dieſer Frage vorlängft der 
Anſicht zugewendet habe, welche von Heyne in ber 
Zeitichrift für Nechtöpflege und Berw. N. F. Bo. 8. 
S. 50 ff. ausgeführt und aus den dafelbit angegebe- 
nen Öründen bevorwortet worden fei. Man habe 
fi) daher lediglich auf diefe Gründe zu beziehen und 
nur noch zu bemerfen, daß dem Appellaten B. (der 
fih für Bejahung der obigen Frage ausgeſprochen 
hatte) auch die von ihm angezogene, in dem Wochen» 
blatte für merfw, Rechtsf., Jahrg. 1852. ©. 417 ff. 
abgedrudte Entſcheidung des Königl. Oberappella- 
tionsgerichts keineswegs zur Seite fiehe, indem es 
fich gegenwärtig nicht, wie dort, um die Wirkſamkeit 
einer nicht in das Grund» und Hppothefenbuch ein- 
getragenen hypothekariſchen Borderung dem Concurſe 
bed Verpfänders oder Cedenten gegenüber, fons 
dern um bie Wirkjamfeit einer folchen Forderung 
dem Goncurfe des Pfandihuldners gegenüber 
handele.’ 
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17. 
Kann, wenn ber eine Ehegatte zu einer rei: 
heitöftrafe verurtheilt worden ift, der andere, 
ohne Rückſicht auf die Dauer der Etrafe, Ehe: 
ſcheidung verlangen, weil ſich ihm unter den 
vorliegenden Umfländen die Fortjegung der Ehe 
vernünftiger Weife nicht zumuthen laffe? 


Mitgetheilt von 
Herrn 9. —r in D. 


Auf diefe Frage beziehen fich zwei Erfenntnifie, 
deren Gründe im vorigen Jahrgange des Wochen: 
blatts (Nr. 24. ©. 185 ff. und Nr. 63. S. 500 ff.) 
mitgetheilt worden find, das eine vom K. Appellas 
tionsgericht zu Dresden, welches diefelbe vermeinte, 
bas andere vom K. Oberappellationdgericht, welches 
fie bejahte. Seitdem hat der Iegtere Gerichtshof, an 
welchen biefelbe Rechtsſache durch ein nochmaliges 
Rechtsmittel wieder gelangte, fein früheres Urthel 
am 23. November 1853 beftätigt. Dagegen hat aber 
auch das K. Appellationsgericht zu Dresden in einer 
anderen Ehefahe in einem am 14. Januar 1854 
eröffneten Urthel nach feiner entgegengefegten Anficht 
abermals erkannt. Wir theilen im Folgenden unter 1. 
bie Gruͤnde des erftern Erfenntniffes (des K. Ober— 
appellationsgerichts), unter 2. die des leßtern 
Urthels (des X. Appellationsgerichts zu Dr.) 
mit, da dieſe mehrfach auf jene und auf die fruͤher 
mitgetheilten ae a Bezug nehmen. 


„Die vorliegenden — weichen weſent⸗ 
lich darin von einander ab, daß das Urthel zweiter 
Inſtanz die Verbrechen der Beklagten für einen 
Scheidungsgrund erachtet, das der erſten Inſtanz 


aber nicht. Die Gründe, welche von ber letzteren 
zu Motivirung ihrer Anficht fol. — ausführlich ent« 
widelt worden find, erjcheinen vom Standpunfte der 
chriſtlichen Moral aus fehr richtig und beachtens— 
werth. Sie ftellen für das eheliche Verhältniß ein 
Vorbild chriftlicher Vollfommenheit auf, welchem 
jeder chriftliche Ehegarte nachelfern wird, wenn er, 
als treuer Nachfolger Ehrifti, in ber Gollifion der 
Pflichten gegen fich ſelbſt und gegen feinen Nächten, 
fein zeitliche Wohl dem ewigen zum Opfer bringen, 
und fo der höchften göttlichen Verheißung theilhaftig 
werden will. Allein fo lange Religion und bürger- 
lihe Ordnung, Tugend und Recht, vollfommene 
und unvollflommene Pflichten nicht auf Einer und 
berfelben Stufe jtehen, fann ber menfchliche Richter 
diefen höheren Maaßſtab nicht ald den allgemeinen 
anwenden und ald Zwangspflicht aufftellen. 

Schon D. Martin Luther fagt im Eingange 
zu feinem Tractat von Ehefachen, daß die Ehe ein 
äußerlich weltlich Ding fei, wie das fo viele Faifer- 
liche Rechte bewieien. Im neuen Teftamente finde 
ſich fein Erempel, daß fih Chriſtus und die Apoftel 
hätten folder Sahen — nämlid ber weltlichen 
Gefepgebung in Ehefahen — angenommen. Die 
geiftlichen und päpftlichen Rechte fireben in ſolchen 
Fällen wider alle Billigkeit, Vernunft und Recht, 
und das faiferliche (römifche) Recht liege hierin dar— 
nieder. Er, Luther, eriheile nur einen Rath für 
das Gewiffen, wolle aber damit nicht ald Rechts— 
fprecher auftreten. — Und Philipp Melandthon 
in feinem corpus doctrinae Christianae beruft ſich, 
wo er von ber Eheſcheidung handelt, geradezu auf 
die Gefeggebung des chriſtlichen Kaiſers Theodofius 
(1.8.C. de repudiis, ein Edict der Kaifer Theodoflus I. 
und Balentinian IM. vom Jahre 449 nad Ehrifti 


Geburt), welche er eine „legem gravi deliberatione 
piorum seriptam“ nennt, und welde eine ganze 


Anzahl von Verbrechen, darunter namentlich auch‘ 


Faͤlſchung und Raub, als Scheidungsurſachen aufs 
zählt. Er fügt zwar hinzu, daß Manche vorgeben, 
diefes Gejeg weiche vom Evangelium ab. Allein 
biefe verfennen ben Unterfhieb zwiſchen 
Gefeg und Evangelium. (Etsi autem aliqui 
rejiciant hanc legem, et contendant, eam ab evan- 
gelio Jdissentire, tamen hi non recte intelligunt 
diserimen legis et evangelii.) 

Erft dem Nigorismus einer jpäteren Zeit, welche 
orthodorer zu fein firebte, al8 die Neformatoren und 
bas Evangelium bes Erlöſers felbft, und in welcher 
die dogmatiſchen Streitigkeiten ber proteftantifchen 
Theologen die faum gegründete neue Kirche wieder 
an den Rand des Verfalles brachten, ift «8 gelungen, 
die ſehr ſtrengen Grundbfäge einzuführen, welche 
hauptfächlich in Carpzov ihren eifrigen Vertheidiger 
fanden, und bis in die Mitte des 18ten Jahrhunderts 
herrſchten. Das in erfter Inftanz fol. — erwähnte 
Refeript von 1751 ift bereits ein Zeichen der hervor- 
leuchtenden milderen Anficht. Died Refeript enthält 
ledigli die Entfcheidung eines befonderen Falles 
und feine geſetzliche Borfchrift. Aber theild aus 
diefem Grunde, theild weil es fich Damals eben nur 
um ben concreten Fall einer lebenslänglichen Zucht 
hausſtrafe handelte, fann für die Frage, ob auch 
eine fürzere Strafe oder ein geringeres Verbrechen 
eintretenden Falles zur Rechtfertigung der Scheidung 
hinreiche, weder eine bejahende, noch weniger eine 
verneinende Antwort, an welche die Gerichtähöfe ſich 
zu binden haben, daraus entnommen werden, 

Alles dies findet fi) in der fol. — angezogenen 
Druckſchrift von Arig [Sammlung von Rechtsfällen, 
Dr. 5. ©. 258 ff] weiter ausgeführt, welche nicht 
blos als Eitat für eine angenommene Rechtömeinung 
zu gelten hat, fondern auch als eine in die Gefchichte 
des Eherechts tief eingehende und das fittlihe Moment 
feineswegs unbeachtet laſſende Abhandlung nach— 
gelefen zu werden verdient. Eben darum ift es auch 
unrichtig, wenn ber in zweiter Inſtanz bereits in 
mehreren Entfcheidungen angenommene Scheidungs- 
grund von der erften fol. — ein ganz neuer genannt 
wird. Dieje Benennung kann angemefien fein in 
Vergleihung mit der Praxis des 17ten und IBten 
Jahrhunderts, nicht aber in Bezug auf die claſſiſchen 
Zeiten, aus welchen das Wejen unferes gegenwättie 
gen Rectäfyftems und Die gereinigten Orundjäge ber 
evangelifchen Kirche herftammen. 

Allerdings ift die Ehe nicht blos eine Anftalt 
zum möglichiten Wohlbefinden, und die Trennung 
derjelben nicht blos als Mittel vorhanden, um fich 


ein angenehmeres Leben zu bereiten. Allein wie weit 
dieſe laxe Anficht entfernt liege von ber rechtlichen 
Uebergeugung, baf ein unſchulbiger Ehegatte nicht 
gezwungen werben fönne, mit dem füttlich verborbes 
nen und duch entehrende Verbrechen gebrandmarften 
Gatten zeitlebens in ber innigften Gemeinſchaft 
fortzuleben, die eigenen Kinder gleihem Berberben 
audzufepen, und überhaupt ein Verhältniß weiter 
fortzuführen, welches, obgleid; ben Namen einer 
chriſtlichen Ehe tragend, doch in jeder Beziehung 
mit dem Wefen berfelben in den unabweisbarften 
Widerfpruch tritt, dies bedarf feiner umftändlichen 
Beweisführung.‘ 


2. 

„Die Gründe, aus benen bad K. Appellations: 
gericht eine Chefcheidung dann auszuſprechen Sich 
nicht bewogen finden kann, wenn weiter Etwas nicht 
vorliegt, ald gewiſſe Umftände, unter denen man, 
wie man ſich auddrüdt, es vernünftiger Weife dem 
Hagenden Ehegatten nicht zumuthen zu können glaubt, 
die Ehe fortzufegen, find bereitd bei einer andern 
Gelegenheit ausführlich entwidelt, auch veröffentlicht 
worben. 

Vergl. Wochenblatt für merkw. Rechtsfaͤlle, 1853. 

©. 185 ff. 

Was dagegen bemerft und zum Theil ebenfalls durch 
ben Druck befannt geworben ift, 

Wochenblatt a. a. D. ©. 500 ff. 
ift bei nochmaliger gewiffenhafter Prüfung ber Sache 
als zur Widerlegung der Anficht des K. Appellations⸗ 
gerichtd ausreichend und ald von ber Unrichtigfeit 
diefer Anficht überzeugend nicht erfchienen. Dies joll 
im Folgenden dargelegt werden. 

Bei der wiffenichaftlichen Behandlung und praf- 
tiichen Anwendung bes proteftantiichen Eherechts muß 
man ftets daran feflhalten, daß Inhalt und Umfang 
diefed Rechts duch das Object defjelben wejentlich 
beftimmt wird, Es handelt fi alfo nicht um die 
Ehe überhaupt und nicht um Das, was man etwa 
nad) den Grundfägen eines vermeintlihen Natur 
rechts ald dem Zwed und Wefen einer folchen Ber- 
bindung angemefjen oder nothwendig erachten fönnte, 
fondern ed handelt fih um eine chriftliche Ehe, 
und zwar um eine foldye, wie fie nach der Lehre des 
Proteftantismus aufgefaßt werden muß. Nach dieſer 
Lehre ift nun die Ehe eine zur Erhaltung und Erzies 
hung des menſchlichen Geſchlechts beftimmte Einrich- 
tung Gottes, und ebendeshalb ein befonders heiliges, 
unter Mitwirfung ber Kirche zu fchließendes, eine 
völlige Lebendgemeinichaft bezwedendes Band, bas 
zwar — nach der richtigen Meinung nur für ben 
unſchuldigen Ehegatten — auflöslih, deſſen Tren- 
nung aber nur aus beftimmten Oründen zuläflig iſt. 


Der Aufgabe des Eherechts, dieſe Gründe feſtzuſetzen, 
bat man früher ziemlich allgemein jo zu entiprechen 
geſucht, daß man Diejenigen Scheidungsgründe, 
welche ſich nach der Doctrin der proteſtantiſchen 
Theologen in der heiligen Schrift anerkannt finden, 
Ehebruch und bösliche Verlaſſung, als die einzig 
ftaıthaften bezeichnete. Später hat man, in Berüd- 
fihytigung ber menſchlichen Schwachheit und ber 
Herzens haͤrtigkeit, deren Ehriftus ſelbſt in Beziehung 
auf die Scheidung gedenft, den Kreis der Eheſchei— 
dungsgründe mehr und mehr erweitert. Aber es ift 
died, mit wenigen Ausnahmen in einzelnen Ländern, 
bob immer in UÜchereinftimmung mit dem oben 
Bemerkten jo geichehen, daß man babei Zwed und 
Weſen der chrijtlich-proteftantifchen Ehe ald maaß- 
gebend betrachtet und nur ſolche Scheidungsgründe 
zugelafien bat, welche mit dieſem Zwed und Wefen 
nicht im Widerfpruch ftehen. Gin folcher Widerjpruch 
it aber nah Dem, was im Wochenblatt a. a. D. 
©. 186 f. ausgeführt worden, dann vorhanden, 
wenn man dem einen Ehegatten die Scheidung 
geftattet, weil es fih ihm mit Rüdjicht auf ben 
Lebenswandel des andern vernünftiger Weiſe nicht 
fol zumuthen lajjen, die Ehe fortzufegen. 
Hiergegen bat man zunächſt eingewenbder, ein 
folcher Widerſpruch finde nicht Statt, wenn ein 
Ehegatte durch abfichtliches widriges Verhalten einen 
Zuſtand herbeiführe, burch welchen bie Erreichung 
der Eherwede gehindert, für den andern eine Gefähr- 
bung der theuerften Güter, zu denen außer dem 
Leben und der Gefundheit auch die Ehre und bie 
bürgerliche Exiſtenz gehörten, und beforglicher Nach» 
theil für die gehörige Heranbildung der Kinder ver- 
anlaßt werde: denn ein folder Ehegatte breche die 
eheliche Treue und ein folches geftörtes Berhältniß 
jei nur noch dem Namen nach, nicht aber ber Sache 
nach eine Ehe. Dieſe Subfumtion eines verbredhe- 
riſchen und unordenslichen Lebenswandels unter den 
Begriff ded Ehebruchs kann natürlich nur metapho- 
riſch verftanden werden. Nimmt man die Sache 
nicht bildlich, jondern fo, wie fie wirklich ift, fo wird 
man ed nicht unbeachtet laffen können, welcher weſent⸗ 
licher Unterjchied zwifchen dem Ehebruch, als einer 
pofitiven, gegen die Pflicht Der ehelichen Treue und 
fomit gegen die Ehe felbit gerichteten Handlung, und 
einem diffoluten Lebenswandel ftattfindet, als aus 
welchem zwar Unterlafjungen der Erfüllung gewifler, 
einem Ehegatten obliegender Pflichten hervorgehen 
fönnen, der aber ebendeshalb nur negativ gegen die 
Ehe wirft, nicht eine pofitive Verlegung des Ehe: 
bandes enthält. Wenn man weiter eine Ehe, in 
welcher ber eine Ehegatte durch feinen verbrecherifchen 
und liederlichen Lebenswandel dem andern Beranlaf- 
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fung zur Unzufriedenheit gegeben, ein Berhältnig 
genannt hat, welches nur noch dem Namen nad), 
nicht aber Der Sache nach eine Ehe fei, fo ift dies 
eines Theild auch nur eine der MWirflichkeit nicht 
ganz entfprechende Steigerung bes Auddruds, andern 
Theild ganz irrelevant, weil eine Ehe darum, weil 
fie der Richter nach feinem individuellen Gefühle für 
eine nur noch dem Namen nad beftehenbe hält, nod) 
nicht gejchieden werben darf; jonft fommt man noth- 
wendig bahin, was bereitd im Wochenblatt a. a. D. 
©. 188. ald die Conſequenz des Princips, auf welchem 
der in Rede ftehende vermeintlihe Scheidungsgrund 
beruht, bezeichnet worben iſt, daß man nämlich jebe 
Ehe fcheider, in welcher Die eheliche Liebe fehlt und 
an deren Stelle widrige und feindfelige Geſinnung 
getreten if. 

Es ift ferner gegen die Gründe, durch welche bie 
Anficht des Appellationsgerichts Cim Wochenblatt 
a. a. O. ©. 186 f) motivirt worden ift, bemerkt 
worden, biefelben erjchienen vom Standpunft ber 
hriftlihen Moral aus ſehr richtig und beachtens— 
werth, indem fie für das eheliche Verhältniß ein 
Vorbild chriftlicher Volllommenheit aufftellten. Allein 
fo lange Religion und bürgerliche Ordnung, Tugend 
und Recht, vollfommene und unvollflommene Pilich- 
ten nicht auf Einer und berfelben Stufe ftänden, 
fönne der menfchliche Richter diefen höheren Maas 
ftab nicht ald den allgemeinen anwenden und ale 
Zwangspflicht aufftellen. Allein jo richtig Lepteres 
ift, jo wenig ift es zur Widerlegung der biegfeitigen 
Anficht geeignet. Denn das Appellationsgericht hat 
nicht behauptet, daß der menſchliche Richter einen 
Ehegatten, welcher fih einem mit Verabfäumung 
einzelner Pflichten eines foldhen verbundenen Lebens 
wanbel ergeben habe, zur Erfüllung biefer Pflichten 
duch Zwangsmittel nöthigen lönne. Wohl aber 
geht das Appellationdgericht von ber Anſicht aus, 
daß der Richter bei der Frage nad) der Zuläffigkeit 
einer Scheidung das Weſen und ben Zwed einer 
chriftlichen Ehe im Auge behalten müffe, und fi 
nicht duch Nüdfichten auf das Wohlbefinden und 
die Intereffen Eingelner, oder durch bie Furcht vor 
Uebeln, welche, wenn fie überhaupt eintreten follten, 
(was öfterer im Voraus für gewiß angenommen zu 
werben pflegt, ald es nachher wirklich der Fall ift 
oder gewefen fein würde,) doch im BVerhältniß zu 
dem Schaden, welchen das Volk durch bie Leichtig- 
feit der Eheſcheidungen nimmt, in feinem Verhaͤltniſſe 
ftehen würden, oder Durch die in jedem Falle unfichere 
Borausiegung, daß eine Befferung nicht eintreten 
werde, beftimmen lafjen dürfe. Mit einem Worte, 
die Heiligkeit bes Ehebandes muß das oberfte Princip 
bei der Handhabung des Scheidungsrechts fein, nicht 


die Rüdfiht auf die Schwäche ber menfhlichen 
Natur, und wenn ber Richter auch nicht berufen ift, 
bie Ueberwindung dieſer Schwäche zu erzwingen, fo 
darf er ihr boch nicht durch die Auflöfung ber Ehe 
bie erwünfchte ©elegenheit verichaffen, fih auf 
Koften dieſes heiligen Bandes nach Belieben gehen 
zu laffen. 

Man hat weiter auf Ausfprüce Luther’ und 
Melanchthon's Bezug genommen, von benen der 
erftere die Ehe einmal „ein äußerlich weltlich Ding” 
genannt und bie Eheſachen der weltlichen Gefeg- 
gebung anheimgeftellt, der legtere aber Denen, welche 
noch andere, als die in ber heiligen Schrift zugelaf- 
fenen, Scheidungsgründe nicht anerfennen wollten, 
entgegengehalten hat, daß fie den Unterfchied zwifchen 
Gejeg und Evangelium verfennten. Diefe Berufung 
auf die Reformatoren tritt nun aber der bier in 
Frage befangenen Anficht des K. Appellationsgerichts 
und den Gründen, auf welchen diefe Anficht beruht, 
auch nicht im Entfernteften entgegen. Denn weder 
hat das genannte Gericht die Ehefchritungsgründe 
auf bie in der heiligen Schrift anerkannten befchrän- 
fen wollen, vielmehr läßt baffelbe auch noch andere 
zu, nod haben Luther und Melanchthon fid 
jemals dafür ausgeſprochen, daß der weltliche Richter 
ſcheiden jolle, wenn ſich nach feiner Anficht unter den 
vorliegenden Berhältniffen dem einen Ehegatten 
vernünftiger Weife nicht zumuthen lafje, die Ehe 
mit dem andern fortzufegen. Weberhaupt würde es 
ein großes Mißverftändniß fein, wenn man glauben 
wollte, bie Reformatoren, und namentlid Luther, 
hätten, indem fie die Eheſachen für weltliche erflärten 
und die Beitimmung der Sceidungsgründe dem 
weltlihen Rechte zuwieſen, der Che ihren religiöfen 
Charakter nehmen und die Scheidung aus beliebigen 
Gründen zulaffen wollen. Einmal ift feftzuhalten, 
daß bie Reformatoren überhaupt nur ruͤckſichtlich des 
unfhuldigen Ehegatten eine Scheidung geftatteten 
und daß fie dem fchuldigen Theile die Wiedervers 
ehelichung bei Lebzeiten Des unſchuldigen unbedingt 
verfagten, 

Luther, Schrift von Ehefachen. 1530, Zweiter 
Theil. $. 88. ff. (Luthers Werfe von Wald, 
Thl. 10. ©. 949 ff.) 

Melanchihon, De coniugio. 
p- 16 sqg. 

eine Anficht, welche befannilich in die Bekenntniß— 
ſchriften der evangelifchen Kirche übergegangen, 

Anhang zu den Schmalfald. Artifeln von 1537. 
Von der Bifhöfe Gewalt und Jurisdiction. 

und ein nur durch Dispenfation gemildertes Princip 
des proteſtantiſchen Eherechts geworden ift. Sodann 
waren bie Reformatoren, und namentlich Luther, 


(Argent. 1551.) 
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urfprünglic ber Meinung, eine Ehefcheibung ſei 
auch dem unfchuldigen Ehegatten überhaupt nur aus 
ben in ber heiligen Schrift zugelaffenen Gründen 
geftattet, in allen anderen Hällen aber eine ſchwere 
Eünbe. 

Luther, Predigt vom ehel. Leben. 1522. (bei 

Wald, a. a. O. ©. 721 ff.) 

Als aber Luther mehr und mehr inne wurde, baß 
er fi „bisher aus vergeblicher Hoffnung zu den 
Menfchen etwas anders verfehen, als nämlich, daß 
fie möchten durch das Evangelium geweifet werben, 
aber die Wahrheit zeiget, daß Die Leute bad Evan 
gelium verachten und mit Gefep und Schwert wollen 
gebrungen fein’, erklärte er es für zuläffig, daß bie 
weltliche Obrigfeit „um der Hergenshärtigfeit der 
Menfhen willen” auch aus anderen Gründen, als 
ben in der heil. Schrift enthaltenen, ſcheiden könne. 
Daß er aber dabei die Heiligfeit der Ehe nicht Preis 
geben und eine Scheidung dem unfchuldigen Theile 
nur in den Fällen der dringendften Noth nachgelaflen 
wiffen wollte, dafür geben feine Schriften an unzäh« 
ligen Stellen die fprechendften Beweiſe. 

Vgl. z. B. Luther von Eheſachen, Thl.1. 8.3. ff. 

Thl. 2. 8. 94. ff. (bei Walch a. a. O. ©. 893 ff. 
953 ff. 958 ff.) 

Endlich ift zur Rechtfertigung bes in Rebe ſtehen⸗ 
den Scheidungsgrundes und zur Entfräftung ber 
gegen benjelben vorgebrachten Bedenken bemerkt 
worden, im Oegenfage zu ben oben hervorgehobenen 
Anfichten Luther's und Melanchthon's ſei es 
erſt Dem Rigorismus einer ſpätern Zeit, welder 
orthodorer zu fein geftrebt, ald die Reformatoren 
und das Evangelium, gelungen, bie fehr ſtrengen 
Grundfäge einzuführen, welche haupfſächlich in 
Garpzov ihren eifrigen Vertheidiger gefunden und 
bis in die Mitte des 18ten Jahrhunderts geherrjcht 
hätten. Das Refcript von 1751, durch welches in 
einem Balle zuerft wegen lebenslänglicher Zucht« 
hausftrafe bes einen Ehegatten dem andern bie 
Scheidung geftattet worden, fei bereits ein Zeichen 
ber hervorleuchtenden milderen Anficht. Jener Scheis 
dungsgrund, welcher vorliegen foll, wenn ed dem 
einen Ehegatten vernünftiger Weife nicht zugemuthet 
werden fönne, bie Ehe mit dem andern fortzufepen, 
fei neu nur in Bergleihung mit der Praris des 17ten 
und 18ten Jahrhunderts, nicht aber in Bezug auf 
die claffifchen Zeiten, aus welden das Weſen unfers 
gegenwärtigen Rechtsſyſtems und Die gereinigten 
Grundjäge der evangelichen Kirche herftammten. 

Allein diefe Darftelung dürfte ber Geſchichte 
nicht enifpredden, die Sache fich vielmehr alfo vers 
halten haben. Als nad der Reformation die Ehe- 
gerichtöbarfeit an Die neu errichteten Conſiſtorien kam, 





fehlte es an einer beftimmten Norm über bie zuläffi- 
gen Ehefcheidungsgründe, worauf jchon das Bebenfen 
ber Wittenberger Theologen ber Eonfiftorien halber 
von 1538 
Zeitſchrift f. Deutfches Recht, Br. 4. S. 61 ff. 
aufmerfiam gemacht hatte, mit dem Antrage, darüber 
zu berathfchlagen, wie es gehalten werden folle, 
wenn namentlich „Bälle von Divortiis und Urfachen 
derſelbigen“ vorfommen follten, wo das Ganonifche 
Recht und bie Schriften Luther's oder andere nicht 
zuſammenſtimmten. Diefem Antrage wurde aber 
alsbald nicht entiprochen, vielmehr die Feſtſtellung 
des Eheſcheidungsrechts zunäcft ber Praris über- 
lafien. Im Allgemeinen ging man davon aus, daf 
das Evangelium als ein göttliched Gefeg allem an« 
deren vorgehe, und wenn fich auch die oben erwähnte 
Anfiht Luther’s, daß bei dem damaligen Zuftande 
der religiöfen Bildung eine Rüdficht auf die menfch- 
lihe Schwäche und Hartherzigfeit billig zu nehmen 
fei, durch das tägliche Leben als richtig herausſtellte, 
fo trug man doch Bedenken, aus dieſer Rüdficht 
neue Entjheidungsgründe einzuführen, vielmehr 
fuchte man dem Uebel auf andere Weife abzuhelfen, 
3. B. bei Sävitien durch Geftattung von längerer 
und wiederholter Scheidung von Tiſch und Bett. 
Das deutlichfte und vollftändigfte Bild des Zus 
ftands bes Ehefcheidungsrehts in Sachfen nad 
der Reformation im 16ten Jahrhundert bietet bie 
Schrift 
Tractatus de sponsalibus et matrimoniis ad praxim 
forensem accomodatus (Wittenb. 1586.) 
von Joachim von Beuft bar, der gewiß nicht des 
orthodoren Rigorismus und des Mangels an chrift- 
licher Milde befchuldigt werden ann, auch zu lange 
vor Carpzov gefchrieben hat, als daß man einen 
Einfluß des legten auf ihn behaupten fönnte. In 
jener Schrift find als Ehefcheidungsgründe für den 
unfchuldigen Ehegatten nur Ehebruch und böslicye 
Berlaffung anerfannt, namentlich dagegen von ben- 
felben Säpitien und Lebensnachftellungen, unbeilbare 
Krankheiten des Hörpers und des Geiftes, Verbrechen 
des Ehemanns (unter Berufung auf das Nömijche 
Recht) ausgefchloffen. Dabei hält ſich Beuft feines- 
wegs blos an das Evangelium ald Quelle bes Ehe: 
ſcheidungsrechts, fondern benugt auch das Römifche 
und Ganonifche Recht und die Schriften der Refors 
matoren. Wo ed ihm in anderen Fällen, außer den 
im Evangelium zugelaffenen, rathſam fcheint, dem 
Berlangen nad Eheſcheidung nachzugeben, (wie 
J. B. bei Sävitien und Lebensnachftellungen, nach: 
dem alle Mittel, ihnen für die Zukunft Einhalt zu 
thun ober worzubeugen, vergeblich verfucht find,) 
ftellt er nicht felbft neue Ehejcheidungsgründe auf, 
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fonbern macht darauf aufmerfjam, daß ein hurfürft- 
liches Gefeg wuͤnſchenswerth fei. 

Mit v. Beuſt's Anfichten flimmen im Wefent: 
fihen die mit befonderer Rüdfiht auf fein Buch 
ausgearbeiteten Gutachten des Gonfiftoriums zu 
Wittenberg überein, welche im erſten Theil der 
Consultationes Consistorii Wittenbergensis super 
Constitutiones electorales Saxoniae den zweiten Ab» 
ſchnitt der „Matrimonialia, das ift, Berathſchlagung 
bes Gonfiftorii der Chur Sachen über die Eheſachen“ 
bilden und „von Eheſcheidung“ handeln. Diefe 
befanntlich zwiſchen 1565 und 1571 ausgearbeiteten 
Gutachten erkennen auch als die einzigen vollftändig 
gerechtfertigten Gründe, aus denen der unſchuldige 
Ehegatte ſich ſcheiden laſſen und wieder verheitathen 
könne, Ehebruch und bösliche Verlaffung an. Nur 
darin find fie ftrenger, als Beuft, daf fie blos bie 
Bibel für die entfcheidende Quelle halten. Wo ihnen 
eine Erweiterung des Scheidungsrechts aus Ruͤckſicht 
auf die menſchliche Unvolltommenheit angemeflen 
erſcheint, fie indeſſen es nicht auf iht Gewiſſen neh— 
men wollen, eigenmächtig neue Gründe zu ſtatuiten, 
bitten fie um ein Geſetz. 

Illustres, aureae etc. Quaestiones variarum apud 
juris utriusque interpretes controversarum de- 
eisiones et discussiones. (1599.) Matrimonialia 
p. 13 seqq. 

Diefem Verlangen nad) einer gefeglichen Erwei⸗ 
terung der Scheidungsgründe wurde aber nicht ent» 
ſprochen. Bielmehr wurde die Grundanficht, bie 
nah ben obigen Zeugnifien dem Scyeibungsrecht 
des 16ten Jahrhunderts unterlag, daß die einzigen 
unbedingt zuläfigen Echeidungsgründe bie im Evans 
gelium für ſtatthaft erklärten feien, aud in der 
Geſetzgebung des 16ten und 17ten Jahrhunderts 
feftgehalten, welche nur Ehebruch und bösliche Ver— 
laffung als Scyeidungsgründe fennt. 

Kirchenorbnung vom 1. Januar 1580. (C. A. 
Tom. I. p. 475 seqgq.) 

Eheordnung vom 10. Auguft 1624. (ibid. p. 
1019 seqq.) 

Dieje Anficht findet fi) ebenfo bei Carpzov 
wieder, und ed würde fich in feiner Weije rechifertis 
gen laffen, wenn man behaupten wollte, baß berfelbe 
früher von der Praxis jchon anerfannte Ehefcheis 
bungsgründe verworfen habe. Wenigftens liefert 
eine Bergleihung feiner Schrift: 

Jurisprudentia ecclesiaslica s. eonsistorialis. 

Lib. I. tt. 11. et 12. (zuerft gedrudt 1649.) 
mit der von Beuft und mit dem Wittenberger Gut: 
achten ben Beweis des Gegentheils, und nur fo viel 
läßt fich mit Zuverſicht jagen, daß Carpzov in ber 
Berwerfung nicht anerkannter Ehefcheidungsgründe 
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fich entichiedener und firenger ausfpricht, ale Beuft, 
feineswegs aber rigoriftiicher, ald das Wittenberger 
Gonfiftorium. 

So war ber Zuftand bed Ehejcheidungsrechts im 
46ten und 17ten Jahrhundert, und fo ift er noch in 
ber erften Hälfte des 18ten Jahrhunderts geblieben. 
Man kann alfo nicht behaupten, daß es erft dem 
Nigorismus einer fpätern Zeit, welche orthoborer zu 
fein geftrebt, ald die Reformatoren und das Evan 
gelium, gelungen fei, Die fehr firengen Grundfäge 
einzuführen, welche hauptfächlih Carpzov verthei- 
digt hat. Diefe Grundfäge haben vielmehr feit der 
Reformation und ber durch diefelbe herbeigeführten 
Errichtung ber Eonfiftorien ftets gleihmäßig gegolten. 
Auch ftrebten die Juriften, welche fie ausſprachen, 
nicht orthodorer zu jein, als die Reformatoren und 
das Evangelium. Im Gegentheil haben vom rein 
chriſtlichen Stanppunfte aus — und dieſer kann doch 
nur gemeint fein, wo von Orthodorie Die Rede it — 
Luther ſowohl (j. oben), ald Melandthon 

Melanchthon, |. c. p. 15b. 

Ehebtuch und bösliche Berlaffung für die einzig zu— 
läffigen Gründe erflärt, aus denen eine Ehe geſchie—⸗ 
ben werben könne, jo daß wenigftens der unfchuldige 
Ehegatte fi) wieder verehelichen dürfe. Namentlich 
hat Luther e8 wiederholt ausgefprochen, Daß, wenn 
er dem Gewiffen rathen jollte, er jede aus anderem 
Grund erfolgende Scheidung verwerfen müßte. Aber 
er hat hinzugefügt, er fei blos Rathgeber für die 
Gewifien, nicht Gefepgeber und Richter. Hielten 
diefe es aus Rüdfiht auf die Herzenshärtigfeit ber 
Menſchen für nothwendig, auch aus anderen Grüns 
ben eine Scheidung eintreten zu laffen, fo möchten 
fie Das auf ihre Verantwortung thun. „Unter den 
Ehriften oder Gläubigen ift in foldhen und allen 
Sachen leichtlich zu handeln; aber mit ben Unchriften, 
deren bie Welt voll ift, fann niemand hinter ſich 
noch vor ſich, wo nicht das weltliche Schwerbdt Die 
Schärfe braucht. Und was hilft es, daß wir Ehriften 
wollten viel ®ejege und Urtheil ftellen, jo un bie 
Welt nicht unterthan ift und wir feine Gewalt über 
fie haben? Darum will ich ſchlechts mit foldyen 
Sachen unverworren feyn und bitte, jedermann 
wollte mich damit zufrieden laſſen. Haft bu nicht 
Dberherren, jo haft du Official. Urtheilen fie nicht 
recht, was gehet es mich an? Sie werden es ver- 
antworten, fie haben fich bed Amts unterwunden.“ 

Luther von Ehejachen. (Wald a. a. DO. S. 893.) 
Wenn nun die Zuriften des 16ten und 17ten Jahr— 
hunderts diefe Verantwortung nicht auf fich nehmen 
wollten und auch als Richter an dem fefthielten, 
was Luther als allein vereinbar mit feinem Gewij- 
fen bezeichnet hatte, fo kann man ihnen doch gewiß 


nicht ben Vorwurf machen, fie hätten orthodoxer zu 
fein geftrebt, als die Reformatoren. 

Grft in der zweiten Hälfte des 18ten Jahrhun⸗ 
derts fing man an, die ftirengeren, feit der Refor- 
mation in Anerfennung und Uebung geweſenen 
Grundfäge zu verlaſſen. Bon dem Gefepgeber geſchah 
dies zuerft in dem, auf einen einzelnen Fall bezüg- 
lichen, oben erwähnten Refeript vom 25. Februar 
1751 und dann in ben „„Resolutiones über verſchie⸗ 
dene zeither vorgelommene zweifelhafte Rechtsfragen 
in Consistorialibus“ vom 27. Januar 1786. Beide 
Heußerungen der gefeggebenden Gewalt, von denen 
die erftere die Ehejcheidung wegen lebenslänglicher 
Zuchthausſtrafe, die legtere namentlich die wegen 
insidiae vilae structae zuließ, zeigen aber deutlich, 
wie gewiffenhaft der Gejepgeber an dem. proteftantis 
ſchen Eheſcheidungsrecht, wie es fich feit der Nefors 
mation feitgeftelt hatte, gehalten wiſſen wollte. 
Denn in beiden Fällen fucht er feine Neuerungen 
an jene beiten allein anerfannten Ehefcheidungs: 
gründe analogiih anzufnüpfen, im erftern Falle an 
die bösliche Verlafjung, im legtern Falle an diefe 
jowohl, als an den Ehebruch, jo daß man deutlich 
ſieht, wie auch er no im Wejentlichen dem bis— 
herigen proteftantijchen Eherechte zugethan war. 

Aber ſehr bald ging die Praris in der Vermeh— 
rung der Scheidungsgründe weiter und immer weiter. 
Um ſich diefe Richtung der Praris volftändig erflä- 
ren zu können, muß man fich daran erinnern, daß 
in Deutſchland befonders in den legten Decennien 
bes vorigen Jahrhunderts ber Geift einer fogenann- 
ten Aufflärung herrfchend wurde, welcher in Sachen 
des Chriſtenthums nicht, wie die Reformatoren, Dem 
Evangelium und dem an ihm feithaltenden Glauben, 
ſondern lediglih ber Vernunft die entjcheidende 
Stimme einräumte und zugleich der Schwäde der 
menſchlichen Natur eine überaus große Nacficht zu 
Theil werden ließ. Diefer Geift bemächtigte ſich 
auch der Behandlung des Eherechts, und indem man 
in Folge defien von der religiöſen und fittlichen Be— 
deutung der Ehe mehr und mehr abfah und fie, wenn 
auch nicht dem Namen, doch der That nach, als 
einen privatrechtlichen Vertrag anfah, den man nach 
ben felbft geichaffenen Grundfägen eined vermeint- 
lien Natur» oder Vernunftrechis beurtheilen zu 
fönnen glaubte, fam man zu einer faft unbejchränften 
Breiheit der Ehefcheidung. Im Preußiſchen Landrecht 
find die Säge Diefed neuen Eheſcheidungsrechts, 
welches mit dem proteftantijchen faft nichts mehr 
gemein hat, fogar zum gejeglichen Ausdruck und 
zwar in einer Bollftändigfeit und Ungebundenheit 
gefommen, wie ed weder vorher noch nachher je ber 
Fall gewefen ift. In den Vorſchriften jenes Gefeß- 
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buchs, welches, allerdings conſequent, ſelbſt bie 
Scheidung in Folge freiwilliger Uebereinkunft zuläßt, 
verihwindet bie Nüdficht auf die Heiligkeit des 
Ehebandes ganz und an ihre Stelle ift lediglich bie 
Rüdfiht auf das individuelle Wohlbefinden der Ein- 
zelnen, welche einen Ehevertrag geſchloſſen haben, 
getreten. Es ift das Preußiſche Geſetz auch das 
erſte und bis jetzt einzige, welches Zuchthausſtrafe 
ohne Ruͤckſicht auf deren Dauer, ſchimpfliches Ge— 
werbe, unordentliche Wirthſchaft und Lebensart des 
einen Ehegatten (jedoch auch nur dann, wenn bie 
gegen den bifjoluten Lebenswandel getroffenen rich- 
terlichen Beranftaltungen erfolglos geblieben find), 
verſchuldete Unfähigkeit des Mannes zur Ernährung 
der Frau und unüberwindliche Abneigung ald Scheis 
dungsgrünbe anerfannt hat. 
Allgem. Landrecht f. d. Preuß. Staaten. Thl. U. 
Tit. 1. Abi. 8. 8.704. 707—714. 716-718. 
Wenn nun, um auf bie Frage: ob in Sachſen 
eine Ehe geſchieden werben könne, weil fich ver 
nünftiger Weije dem einen Ehegatten wegen bes 
Lebendwandels bes andern bie Fortfegung der Ehe 
nicht zumuthen lafie, zurüdzufehren, das K. Appellas 
tiondgericht biefe Frage verneint hat, fo glaubt dafs 
felbe, dies noch immer aus den von ihm entwidelten 
Gründen thun zu müffen, wie ed benn auch einen 
folhen Ehefcheidungsgrund, den weder die Refor- 
matoren gekannt oder gebilligt haben, (auch da nicht, 
wo fte abfichtlih von den Gründen ſprechen, aus 
benen ber weltliche Richter fcheiden möge,) noch das 
Eherecht proteftantifcher Länder, und namentlich 
Sachfens, feit der. Reformation bis gegen Ende bes 
vorigen Jahrhunderts in Geſetzen oder in einer all- 
gemeinen Praris der Ehegerichte zugelaffen hat, nur 
als einen neuen anfehen und bezeichnen kann.‘ 


18. 
Zur Lehre vom Schabenerfage. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. Dr. Wilhelm Meißner in Dresden. 


Der Lohnkutſcher R. in D. übergab am 6. Januar 
1850 der bafigen Thierargneifchule ein Pferd, welches 
am Koller litt, zur ärztlichen Behandlung, fand 
dafjelbe nad; einigen Tagen anfcheinend wieder 
völlig hergeftellt und ließ es nur auf Anrathen bes 
die Anftalt leitenden Arztes noch ferner in der Anſtalt 
fiehen. Aus plöglid eingetretenem Mangel an 
Kollerftällen wurde bejagtes Pferd am 14. Januar 
befi. 3. in die zum Herumführen kranker Pferde 
überhaupt beftimmte Bewegbahn geftellt, in welcher 
Tags zuvor ropfrante Pferde und noch dazu in 


größerer Anzahl bewegt worden waren. Hier fand 
N. fein Pferd, mit ber demfelben mitgegebenen 
Dede und Gurt bekleidet, frei herumgehend und 
ftehend, und führte fofort Beichwerbe bei dem bes 
treffenden Oberarzte. Am folgenden Tage fiel das 
Pierd. RM. verweigerte hierauf die Annahme ber 
Pierbededfe und bes Gurtes, die mit und auf feinem 
Pferde in ber befagten Bewegbahn geweien, weil 
ſolche möglicher Weife von jenem gefährlichen Krank: 
heitöftoffe infieirt fein könnten, und er fomit, ohne 
Anftedung feiner übrigen Pferde befürchten zu müffen, 
felbige nicht wieder brauchen dürfe. Als nun R. im 
Monat Februar 1852 von der Thierarzneifchule 
auf Bezahlung der Futter» und Verpflegungsfoiten 
für befagtes Pferd, an 3 Thlr. 6 Nor. 6 Pf., ge 
richtlich belangt wurde, ereipirte berfelbe, daß ihm 
bejagter Dede und Gurtes halber ein gleich hoher 
Schädenanfpruh an die Anftalt zuftehe, denn bes 
fanntlich wären nah dem Mandat vom 13, Mai 
1780, das analoge Anwendung auf rogfranfe Pferde 
durch das Gefep vom 21. Mai 1844 erleide, mit 
ſolcher Krankheit behaftete Thiere ftreng zu fepariren 
und jede Berührung diefer, fowie der mit folchen in 
Berührung geweſenen Effecten mit andern Pferden 
wegen Anftedung jorgfältig zu vermeiden, und bes 
anfpruchte deshalb, daß obige ihm zugemutheten 
Butter- und Eurfoften mit dem wenigftens diefelbe 
Höhe betragenden Werthe feiner Sachen compenfirt 
würden. 

Diefem Verlangen aber wollte die ſchon erwähnte 
Anftalt nicht entiprehen und entgegnete, die Bes 
nugung eines und befielben Raumes für rogfranfe 
und andere Pferde fei nicht Schuld ber Anftalt, fons 
bern vechtfertige fih dur; den Mangel an Plap; 
auch feien die Sachen, wenn fie wirklich inficirt wors 
ben wären, leicht wieder zu bedinficiren, und wären 
fomit noch gar nicht unbrauchbar geworben. 

Im Verhörstermine geitand Klägerin ferner noch 
ausprüdlich zu, daß die Sachen des Beklagten mög- 
licherweife vom Rotz inficirt wären und daß die 
Möglichkeit weiterer Anſteckung durch felbige nicht 
ausgefchlofien fei, fobald fie wieber benügt würben. 
Das Stadtgericht publicirte hierauf am 29. Mai 
1852 einen Beſcheid, dahin lautend: 

„Weil Bellagter die Richtigkeit der geflagten 
Forderung augeftanden, Die von ihm vorgefchügte 
Ausflucht anlangend aber eine gejepliche Beftimmung, 
wie er fie BL. — für ſich anzieht, nicht befteht, im 
übrigen von demfelben nicht einmal behauptet wors 
den ift, daß die fragliche Dede und Gurt wirflich 
inficirt worden, noch weniger, daß ihm ein Schaden 
fhon wirklich erwachſen fei, fo ift derfelbe Klägerin 
die geforderten 3 Thlr. 6 Ngr. 6 Pf. fammt Zinfen 
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bes Verzugs, vom 17. März b. 3. als dem Tage 
an gerechnet, wo ihm bie erfte Hülfsauflage behän- 
digt worden, zu bezahlen, fowie bie erwachienen 
Gerichtskoften allein zu bezahlen jchulbig.“ 

Bellagter wendete hierauf Appellation ein, ins 
dem er dazu an= und ausführte: die Zugeftändnifie 
der Klägerin begründeten hinreichend die Schäden- 
anjprüche, Die er compenjationsweife vorgejchügt 
hätte; nach dem fchon früher angezogenen Manbat, 
Cap. IV. 8.5. ergebe fich das Verfahren ber Klägerin 
als ein diefem gänzlich zumiderlaufendes und ent- 
fpringe daraus ihre Verpflichtung zum Schabenerfag 
um fo mehr, als der Schaden nur in dem Werthe ber 
möglicher Weife inficirten Effecten gefunden werben 
fonne, nicht aber in ber Durch deren Nichtgebrauch eben 
verhüteten weiteren Gefahr für fein übriged Vieh. 

Die Entſcheidung bed Appellationsgerichts 
zu D. beftätigte am 29. September 1852 den frühern 
Beſcheid, verurtheilte den Beklagten in die Koften 
dieſes Rechtsmittels, und führte in den Entſchei— 
dungsgründen Folgendes an: 

„Da Bellagter BI. — den Klaggrund eingeräumt, 
auch die Höhe ber libellirten Forderung als richtig 
zugeſtanden bat, fo fommt gegenwärtig nur in Frage, 
ob demſelben der behauptete Gegenanfpruch an die 
Kligerin wirklich zuftehe. 

Allein es ift ein folcher Anſpruch auf Seiten 
Bellagtens überhaupt nicht vorhanden. Die Zuge- 
ftändniffe der Alägerin, daß fie das vom Bellagten 
mit Dede und Gurt ihr zur Eur und Berpflegung 
übergebene Pferd in dieſelbe Bewegbahn, in welcher 
Tags zuvor noch ropfranfe Pferde bewegt worden, 
gebracht habe, fowie der Umftand, daß diefelbe die 
Möglichkeit der Infection gedachter Effecten durch 
den Ausfluß rogfranfer Pferde nicht in Abrede geftellt 
hat, involviren noch keineswegs, wie Bellagter 
annimmt, bie Berbinblichkeit. zur Gewährung bes 
baaren Geldwerthes, anftatt der Zurüdgabe derfelben 
in natura, für die Klägerin. 

Hätte Bellagter behauptet, es fei ihm durch das 
Gebahren der Klägerin wirflih ein Schaden ver- 
urfacht, insbefondere die mehrerwähnten Gegenitände 
wirklich inficirt worden, fo würde dieſes Vorbringen 
alterdings Berüdfichtigung haben finden müflen, es 
wäre dann bie Frage zu erörtern geweſen, ob bie 
Klägerin, wie Bellagter BI. — behauptet, der Vor— 
wurf ber Verſchuldung treffe, oder ob ihr in dieſer 
Hinficht dasjenige, was fie BI. — zur Rechtfertigung 
bes von ihr eingeichlagenen Verfahrens vorftellig 
gemacht hat, zur Seite ftehe. 
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Eine derartige, den erhobenen Gegenanſpruch 
unterftügende Behauptung bat jedoch Bellagter nicht 
aufgeftellt und nicht beicheinigt. 

Durch jened Gebahren an unb für ſich allein 
bat Klägerin weder eine gefegliche Borichrift verlegt, 
dergleichen über die Behandlung ropfranfer Pferde 
überhaupt nicht beftehen, noch ift aus ber bloßen, 
ganz unbeftimmten Möglichkeit einer Infection jener 
dem Beklagten zugehörigen Effecten auf das wirkliche 
Vorhandenfein einer foldhen, oder auf eine font 
baburch herbeigeführte Unbrauchbarkeit berfelben ein 
Schluß zu ziehen. 

Wenn Bellagter aus Vorſicht Bedenken trägt, 
fih jener Sachen wegen der bloßen Möglichkeit einer 
Anftekung wieder zu bedienen, und au das von 
ber Klägerin Bl. — anempfohlene, in Funke's 
Volizeigefegen Bd. II. p. 501 ff. ausführlih be— 
ſchriebene Reinigungsverfahren zu Befeitigung dieſer 
Bedenken für nicht ausreichend erachtet, daher fich 
der Sachen lieber ganz entäußern will, fo ſteht das 
in feinem Belieben. Er fann aber beshalb keine 
Schädenanfprühe an bie Thierarzneifchule erheben 
und fich Diefer gegenüber nicht weigern, die gebachten 
Effecten in dem gegenwärtigen Zuftande in Natur 
zurücdzunehmen. Denn zwifchen dem, was er aus 
Borficht in feinem eigenen Intereſſe zu thun für 
räthlich achtet, und ber Handlungsweiſe der Direction 
ber Thierarzneifchule, durch welche er Dazu veranlagt 
worden, findet ein nothwendiger Gaufalzufammen: 
bang nicht ftatt. Bellagter hat nicht nöthig, fo au 
handeln, um fi vor Schaden zu bewahren, fondern 
ed fann nur möglicherweife in feinem Intereffe lies 
gen, dab er fih der Sachen entäußere. Für einen 
auf dieſe Weife freiwillig von ihm fich zugegogenen 
Verluft hat aber die Thierarzneifhule ihm feinen 
Erſatz zu leiſten.“ 


— — — 


Miscellen. 


Immatriculation von Advocaten. Im Laufe 
des Jahres 1853 ſind bei dem Juſtizminiſterium ferner⸗ 
weit folgende Rechtscandidaten als Advocaten immatri— 
eulirt worden: Clemens Heinrich Anton Börner zu 
Chemnig, Eſaias Louis Richter zu Oederan, Julius 
Herrmann Staudinger zu Adorf, Kranz Cuno Julius 
Schweizer zu Markneukirchen, Guftav Theodor Mirus, 
Paul Ludwig Baffenge und Juſtus Adolph Güng zu 
Leipzig, Karl Friedrich Julius Gleisberg und Heinrich 
Friedrich Rudolph Gräffe zu Dredven, Gonftantin Vohl 
zu Borna, Otto Prievrih Bieger zu Waldenburg, 
Johann Joſeph Rudolph Thiel zu Plauen. 
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19. 


Intervention des Ehemannes in dem zwi: 

ſchen feiner Ehefrau, ald Beflagter, und einem 

Dritten verhandelten Proceffe. — Borladung 
an eine Ehefrau. 


‚ Mitgetheilt von 
Herrn M. in D. 


Der verehelichten W., als Miterbin eines ges 
wiſſen B., ftand ein Antheil an einer bedeutenden, 
auf einem Grundftüde im Auslande verficherten 
Forderung zu. Anfcheinend, aus Rüdjicht auf Ver— 
meidung von foftfpieligen Weiterungen bei der Ein- 
hebung diefer Forderung, flellte der Ehemann der W. 
am 21ften Januar 1846 eine von ihm an demfelben 
Tage aud gerichtlich recognofeirte Erklärung aus, 
dahin gehend: 

daß er im Voraus zu allen und jeden Dis- 
pofitionen, welche feine Ehegattin über dieſe 
Borderung treffen würde, feine ehemännliche 
Einwilligung ertheilte, die Erhebung des Eapi- 
talantheiles nebft Zinfen, Quittung, Gaflatione- 
bewilligung, fo wie die etwanige Eeffion 
im Boraus genehmigte, der von feiner Frau 
einem Dritten etwa zu ertheilenden Vollmacht 
oder Auftrage beitrat, und überhaupt Alles im 
Voraus genehmigte, was fie in Bezug auf biefe 
Forderung thun und verrichten würde. 

Im Monat Mai 1850 erhob nun K. gegen bie 
verehelihte W. Klage, indem er, unter Bezugnahme 
auf die erwähnte Urkunde vom 2ljten Januar 1846, 
anführte, e8 habe bie verehel. W. ihm am 17ren April 
1846 ihren Forderungsantheil abgetreten, ſich jedoch 
dabei verbindlich gemacht, Die Forderung einzuheben, 


alle damit verbundenen Spefen und Koften zu tragen 
und das Eingehobene ungekürzt an ihn abzuliefern; 
er habe — (nach einer beigefügten Berechnung) — 
ber verehel. W. die Baluta gewährt, es habe jedoch 
die W., welche 5843 Thle. 22 Ngr. 5 Pf. von Diefer 
Forderung eingehoben hätte, ſolche an ihn nicht ab— 
gegeben. Sein Geſuch ging dem gemäß auf Ber: 
urtheilung der W. in Bezahlung der eingehobenen 
Summe nebit Zinfen. 

Die hierauf erlaffene, die gehörige Frift und bie 
gefegliche Verwarnung, auch das ausdrüdliche In- 
junet: „mit dem Ehemanne zu erſcheinen“, enthal— 
tende Ladung wurde der verehel. W. ſelbſt behändiget. 
Noch vor dem Termine überreichte der Hagende K. 
eine Zufchrift der verehel. W., worin fie bie Schuld 
einräumte und die Berechnung ber ihr gewährten 
Baluta für richtig anerkannte. 

Im Termine blieb die Bellagte aus und Der 
erichienene Kläger vegte die Gontumaz an. Zur 
Eröffnung eines Beſcheides wurbe eine befonbere 
Borladung erlafien und wiederum der Beklagten 
felbft, 14 Tage vor dem Termine, infinuirt. 

Der am 17ten October 1850 eröffnete Beſcheid, 
welcher die Bellagte in conlumaciam nad dem 
Klaggeſuche verurtheilte, erlangte, da die Beflagte 
dawider nicht remedirte, am 27ften October 1850 
Rechtskraft. 

Das von dem Kläger ausgebrachte Hülfsver- 
fahren führte zur Hülfsvollftrefung in den ber 
Beklagten nah Höhe von 44 zuftehenden Antheil 
an einem Grundftüde zu 2., das Hülfsrecht ward 
am 26./27ften November 1850 in das Grund» und 
Hypothekenbuch eingetragen, und am 20ften Januar 
1851 ward ber Bellagten die Verwarnung vor ber 
Subhaftation infinuirt. 
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Am Idten Februar 1851 überreichte ber Ehemann 
ber Bellagten, 3. ©. W., unter dem Anführen, daß 
feine Ehefrau ihn von ben ihr infinuitten Ladungen 
nicht benachrichtiget und daß er überhaupt won bem 
Proceffe eher nicht, ald am 14ten Januar 1851, 
Kenntniß erhalten habe, 

1) zu den Acten über den Proceß zwiſchen feiner 
Frau und K., eine Proteftation gegen den 
Fortgang bes Hülfsverfahrens und eine inter- 
veniendo bewirkte Cinlaffung auf die Klage 
des K., und zwar eine zum Theil verneinenbe, 
beftritt die Schlüffigkeit der Klage und fchügte 
mehrere Erceptionen vor. Gleichzeitig übergab 
er dem Gericht 
eine fürmliche Interventiondflage, bezog ſich 
barin auf die Unfähigfeit einer Ehefrau zur 
Procefführung ohne Beitritt des Ehemannes, 
und auf das dem Ehemanne gefeglich zuftehende 
eigne Recht des Niesbrauchs und der Verwal: 
tung des eheweiblihen Vermögens, ftellte 
gegen die Schlüfigfeit der Hauptklage Ein- 
wendungen auf, beftritt die Anſicht, als habe 
durch feine Erklärung vom 21ften Januar 1846 
ber Antheil feiner Frau an dem darin genann- 
ten Activum Receptitieneigenihaft erhalten, 
wies darauf hin, daß, felbft wenn dies anzu» 
nehmen wäre, feine Frau doch blos in Be— 
zahlung aus dem Receptitienvermögen hätte 
verurtheilt werben dürfen, und verband damit 
das Geſuch, den im Proceſſe gegen feine Frau 
ertheilten Beſcheid, ſo wie das Hülfsrecht wie— 
ber aufzuheben, ben Eintrag im Hypolheken— 
buche zur Löfchung zu bringen und auf bie 
gegen feine Ehefrau von K. angeftellte Klage 
einen anderweiten Termin anguberaumen. 
Bon dem, was 

ad 1. im Hauptprocefie weiter gefchehen, ift nur 
noch Folgendes hier auszuheben: Der klagende K. 
hatte auch auf Sequeftration ded Örundftüdsantheils 
der W. angetragen. In Folge der von dem Ehe— 
manne der W. eingewendeten Appellation gelangte 
die Sache an das Oberappellationsgericht, welches 
mittelft Verordnung vom 18ten September 1851 Die 
wegen der Sequeftration vom Gerichte eriheilte Vers 
fügung dahin abänberte: 

dag mit ber Sequeftration anzuftehen, ober 
folche, fo weit fie angelegt, wieber aufzuheben, 
auch bie erhobenen Nugungen weder an ben 
klagenden K., noch fonit an Jemanden zu ver- 
abfolgen feien. 

In den Gründen dazu warb bemerkt, es ſei noch 
zur Zeit darüber, ob dem intervenirenden Ehemanne 
der Bellagten Einwendungen gegen das Verfahren 
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und die Entſcheidung in dem zwiſchen ihr und K. 
verhandelten Proceſſe zuſtaͤnden, welcher Einfluß hier⸗ 
bei der Urkunde vom Zlften Januar 1846 beizulegen 
wäre, und ob in Streitigfeiten über Receptitiengüter 
die Frau allein handeln fönnte, oder auch biesfalls 
die Vorfchriften in der Erl. Proc.»Ordn. ad tit. 8. 
der Gültigkeit entgegenftünden, nicht zu entfcheiden; 
bier folle eine nur wegen eines beftimmten Theiles 
bed eheweiblihen Vermögens erfolgte befchräntte 
Erflärung des Ehemannes mittelbar auch zur Beeins 
trächtigung der ehemännlihen Niesbrauchsrechte hin- 
fichtlih desjenigen Vermögensantheiles der Ehefrau, 
weshalb eine Receptitienqualität keineswegs liquid, 
ja nicht einmal beftimmt behauptet worden fei, bes 
nutzt werden; in einem foldhen Falle fönnten unver- 
fennbar bie die Rechte des Ehemannes mit berühs 
renden Verhäftnifie ohne Zuziehung und rechtliches 
Gehör des Ehemannes im Rechtswege gültig nicht 
erörtert und entfchieden werden; das Niesbraude- 
recht des Ehemannes laffe ſich Feineswegs als ein 
blos von dem Rechte der Ehefrau abgeleitetes und 
von dem lepteren abhängiges in der Art betrachten, 
daß bafjelbe nicht unter Umftäinden dem Ehemanne 
ein felbftftändiges Eigenthum und ein Widerſpruchs— 
recht gegen Dritte gewähren könne; das einmal be— 
gründete Niesbrauchsrecht fei ein unleugbarer Theil 
des ehemännlichen Eigenthumg, welcher ihm nicht, und 
am wenigften ohne hinlängliches vechtliches Gehör, 
entzogen oder auch nur gejchmälert werden dürfe; 
obwohl der fünftigen Entſcheidung über die rechts 
lihen Berhältniffe zwijchen den Parteien nicht vor- 
zugreifen wäre, fo hätte doch fo viel ohne Weiteres 
als gewiß angefehen werden müflen, daß, im Betracht 
bes gänzlihen Mangels am rechtlichen Gehör bes 
Ehemannes bei dem gegen die Ehefrau im Betreff 
andern, als Receptitienvermögens und felbft in den 
ehemännlihen Niesbraud) verhangenen Erecutions- 
verfahren, diefed Verfahren jegt fchon in formeller 
Hinficht gegen den Ehemann auf feinen Fall babe 
aufrecht erhalten werben mögen. 

In dem 

ad 2. auf die in befondern Acten verhandelte 
Interventiondflage abgehaltenen Termine erflärte die 
bazu adeitirte Beklagte, die Ehefrau bes Inter— 
venienten, daß fie die Nichtigkeit der Forderung des 
flagenden K. nochmals zugeftehe und bem Wider: 
jpruche deffelben gegen die Statthaftigfeit der Inter« 
vention ihres Ehemannes beitrete. 

Der Kläger K. wendete gegen bie Intervention 
im Wefentlichen Folgendes ein: fie fei als principale 
nicht zu betrachten, da Der Intervenient fein felbft= 
ftändiges Net auf das Klagobject geltend made, 
feine Partei ganz ausfchließen, fondern nur der 
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Beklagten im Hauptprocefie affiftiren wolle; als 
accefjorifche fei fie unbeachtlich, da nad $. 2. ad 
ut. 15. der Erl. Proc⸗Ordn. der Intervenient den 
Proceß in bem Stande, worin er fich befindet, auf 
zunehmen und zu continuiren, mithin bas bisher 
darin Geichehene zu continuiren habe; wäre bie In— 
tervention als eine principale gu betrachten, jo würde 
der Intervenient vorerft ben nach $. 1. ad ti. 15. 
der Erl. Proc.⸗Ordn. nöthigen Eid zu leiften haben, 
und er, der Kläger, verlange bies eventuell; daß 
fih eine Ehefrau binfichtlih ihres Receptitienver- 
mögens allein verbindlich machen könne, fei gewiß; 
hätte fie ed gethan, jo müffe fie diefe Verpflichtung 
erfüllen; unterlafje oder verweigere fie dies, jo muͤſſe 
fie bem Berechtigten den dadurch widerrechtlich vers 
urſachten Schaden eben jo, wie in jedem andern 
Falle, eriegen, und es müffe dies, nach ber 36ſten 
Deeii. v. 1746, auch aus dem bem Niedbrauche des 
Mannes unterworfenen Vermögen gefchehen; ber 
von ber verehel. W. mit ihm eingegangene Vertrag 
fei an fih gültig, weil das Activum, worüber ber 
Bertrag eingegangen, als Receptitiengut zu bes 
trachten wäre; ſelbſt wenn dies nicht angenommen 
und die Urkunde vom 2lften Januar 1846 blos als 
eine Vollmacht zur Geffion angefehen würbe, müfle 
ber Ehemann das auf Grund dieſer Vollmacht von 
ber Ehefrau Geſchehene anertennen; hätte Die verehel. 
MW. auf Grund biefer Erklärung ihres Ehemannes 
bem Kläger gegen Empfang ber Baluta die Forde- 
rung cebirt, gleihwohl die Forderung ſelbſt ein» 
gehoben und an ben Kläger nicht abgeliefert, hätte 
fie ihm alfo das Object der Ceſſton entwährt, fo 
müffe fie dem Kläger aus ihrem gejammten Ber: 
mögen dafür gerecht werden, und es liege die Ge- 
nehmigung bes Ehemannes hierzu jchon in jener 
urfundlichen Erklärung felbft; zu Geftändniffen von 
Thatſachen bedürfe ed des ehemännlichen Beitrittes 
nicht; die Wahrheit müffe jeder geftehen; ein Ande- 
res jei es, Rechte einräumen oder Verbindlichkeiten 
übernehmen, ein Anderes, Thatfachen zugeftehen; der 
Ehefrau, wenn fie verklagt, nicht dem Ehemanne 
liege die Leiftung des angetragenen Eides ob; der 
Ehemann fönne nicht verlangen, daß die Ehefrau 
einen Eid fchwöre, deſſen Leiftung fie mit ihrem 
Gewiſſen nicht für verträglich finde; von ſelbſt folge 
hieraus, daß auch das wegen Ungehorfams fingirte 
Zugeftändniß von Thatfachen biefelbe Wirkung haben 
müfle, wie das von der Ehefrau mit ausdrüdlichen 
Worten abgelegte. 

Bevor die Acten zum Berfpruch verfendet wur« 
den und noch vor ber völligen Beendigung des Ver- 
fahren® zeigte der Intervenient an, daß der Kläger 
von dem mit Hülfsrecht eingetragenen Liquidum an 
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6936 Thlrn. 19 Ngr. I Pf. im Monat Januar 1851 
den Betrag von 1800 Thlın. — — und am 10ten 
April 1851 — Calfo nad Infinuation ber Inter- 
vention) — 4043 Thle. —⸗ —⸗ an Andere im 
Hypothekenbuche cedirt habe. Seine Rechte ſich vor 
behaltend, befchied er ih, daß in Folge des Hypo- 
thefengefeges vom Gten November 1843, $. 22. ſei⸗ 
nem mit der Intervention verbundenen Geſuche im 
vollen Umfange nicht mehr Gewährung werden 
fünne, und er befchränfte es biesfalls dahin, den 
Kläger zu verurtheilen, daß er bas Hülfsrecht, fo 
weit ed ihm möglich, zur Löjchung bringe, und daß 
er, fo weit ihm dies nicht möglich, ihn deshalb ſchad— 
108 halte. 

Das Spruccollegium bezeichnete im Rubrum 
bed am 2iften Januar 1852 zur Publication gelang⸗ 
ten Urthels den Intervenienten W., als Kläger, und 
den Kläger K., ald Beklagten, wies das Suchen 
bes Intervenienten in angebrachter Maafe ab und 
compenfirte die Koften. In den beigefügten Gruͤn⸗ 
den ward, nach Vorausſchickung eined ausführlichen 
status causae, bemerft: die Intervention fei als eine 
gemifchte zu betrachten, der damit verbundene Antrag 
auf Aufhebung des Procefies zwiſchen K. und Der 
verehel. W. aber fei unſtatthaft; die W. fei legal 
vorgeladen, indem es, daß dem Ehemanne die Ladung 
mit infinuirt werde, nicht geſetzlich vorgefchrieben 
wäre; die Rechte des nicht mit verklagten Chemannes 
kaͤmen bei dem Procefje nicht in Frage; benachrichtige 
die Frau den Mann von ber Ladung nicht, fei fie 
contumax, und veranlafje fie badurch ihre Verurtheis 
fung, fo träfen die dadurch entftehenden Nachtheile 
lediglich die Frau, nicht den Mann; erft bei der 
Grecution könne defien Interefje herwortreten, wenn 
nämlich die Hiülfe in Gegenftände, melde feinem 
ehemännlichen Niesbrauche unterworfen, vollfttedt 
werden folle ober vollfiredt worden jei (Wernher, 
P. VII. obs. 176); dann fei die Intervention bed 
Ehemannes, da fein Interefie liquid, zulaͤſſig, und 
es fomme nichts darauf an, ob er jchon früher von 
ber Klage gegen feine Frau etwas gewußt habe ober 
nicht; der Hausantheil der Ehefrau des Interveniens 
ten, worein die Hülfe vollfttedt worden, fei allers 
dings fein Receptitiengut; deffenungeachtet Fönne der 
Ehemann die Wieberaufhebung des Hüuͤlſsrechtes 
nicht verlangen; die Frage, ob dann, wenn, wie 
hier, die Forderung eines Dritten an die Frau erſt 
während der Ehe entftanden wäre, die Hülfe in das 
Paraphernalvermögen, jo lange bie Ehe beftchet, 
vollftredft werden könne, werde von Berger, de 
diserim. bon. uxor. in der Philoe. fori (Lps. 1713.) 
Rr. 1. 8. 26. — Leyser, sp. 302. m. 15. 16. und 
Wernher, obs. 175. verneint, von Andern hin 


gegen, doch unter ber hier nicht vorliegenden Bor- 
ausfegung, wenn die Berpflichtung von der Frau mit 
Einwilligung des Mannes übernommen (Müller ad 
Leyser. obs. 534. — Hänfel, Ercurfe, I. ©. 211.), 
bejahet; allein hier fei biefe Frage ſchon nad 
Berger'3 und Leyſer's Meinung vom Oberappella- 
tionsgerichte rechtöfräftig verneint worden; gleichwohl 
fönne, wenn man auch ben ususfructus maritalis 
als ein Recht betrachtete, welches dem Ehemanne 
wider Willen nicht entzogen oder gefchmälert werben 
bürfte, und wenn man auch bie 36ſte Decif. von 
1746, wornad) ber Mann den durch das Delict der 
Frau entftandenen Schaden aus dem Einbringen 
erfegen muß, auf diefen fpeciellen Fall beichräntte, 
und wenn man ferner annähme, daß ber Ehemann, 
welcher im Voraus feine Einwilligung zu einem von 
feiner Ehefrau vorzunehmenden Gefchäfte gegeben, 
baburch noch nicht auf feine ehemännlichen Nechte 
am Bermögen der Frau verzichtet habe, doch bie 
Hülfsvollftrefung in ein Grundftüf der Frau — 
(ber Eintrag in das Grund» und Hypothekenbuch) — 
nicht als ein folher Act angejehen werden, durch 
welchen an fih jene nachtheilige Wirkung für den 
Ehemann herbeigeführt würde; der Gläubiger müfle 
mit ber durch den Eintrag erlangten Sicherheit, fo 
lange bie Ehe beftehe, fich begnügen; er fönne nicht 
weiter geben, nicht Befriedigung aus ben Nutzungen 
verlangen, die Erecution fehlafe bis zur Auflöjung 
ber Ehe; der Mann werde an ber Verwaltung und 
Benutzung nicht gehindert, ed trete alfo die Regel 
ein: „quod nobis non nocet el alteri prodest, in eo 
alteri adversari non debemus‘“; nun ftehe hier, nach 
ber Verordnung des Oberappellationdgerichts, ſchon 
vechtöfräftig feſt, daß K. mit der Erecution nicht 
weiter gehen könne; hierdurch habe W. ſchon Alles 
erlangt, was fein Interefie erheifche; denn auch 
etwanigen Anträgen auf Subhaftation würde bie 
Rechtskraft entgegenftehen. 

Bon beiden Parteien ward appellirt, doch von 
bem Kläger K. blos gegen die Entſcheidungsgründe, 
wohingegen ber Intervenient W. feine Beſchwerden 
wider das fein Suchen abweifende und die Koften 
compenfirende Erfenntniß richtete. 

Das Appellationsgericht zu 2, bezeichnete in 
dem am 23ſten Mai 1853 publicitten Urthel ben K. 
als Kläger, und den W. als Intervenienten, fprach 
teformatorifch dahin, daß, wenn ber Sntervenient, 
daß er von dem Proceffe gegen feine Ehefrau wirf: 
lich erft am 14ten Januar 1851 Kenntniß erhalten 
hätte, eiblich beftärfen würde, bann ber Befcheid im 
Hauptprocefie für nicht gefprochen zu erachten, dero⸗ 
wegen ber Eintrag des Hülfspfandrechtes im Grund» 
und Hypotbefenbuche, fo weit nicht hierbei die Rechte 
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beitter Perſonen entgegenitünden, wiederum außer 
Kraft zu ſetzen, hiernächft auf Klägers Antrag mit 
Anberaumung eines anberweiten Güte: und Rechts— 
termines auf die von K. wider bie W. erhobene 
Klage zu verfahren, und hierzu die Beflagte unter 
Abeitation des Intervenienten gebührend vorzuladen 
fei, worauf in der Hauptjache fowohl, als der Koften 
halber, ferner ergebe, was Recht fei. Nur die An- 
ordnung auf Gompenfation der Koften in dem Inter: 
ventiönsftreite warb beftätiget; auch wurden Die 
Appellationdfoften gegen einander aufgehoben. 

In den Gründen wurde zunächſt, zu Wider: 
legung ber erften Inſtanz, im Wefentlichen Folgendes 
erwähnt: Das Oberappellationsgericht habe in ber 
auf die Appellation wider das Grecutionsverfahren 
im Hauptprocefie eribeilten Verordnung blos über bie 
Sequeftration entjchieden, übrigens aber die Frage 
über das rechtliche Verhaͤltniß zwifchen den Parteien 
offen erhalten; eine Rechtskraft ftehe daher bier 
weder bem einen, noch dem andern Theile zur Seite; 
bie erfte Inſtanz habe blos bie dem Ehemanne, als 
Ujufruetuar und Verwalter des eheweiblichen Ber 
mögens, zukommenden Rechte in das Auge gefaßt, 
nicht die weiter gehenden Rechte des Ehemannes, 
als des ehelihen Vormundes ber Frau. Gleich» 
wohl fomme gerade bdiefe Seite hier zunächft in 
Betracht. Hierauf wird wörtlich fo continuirt: 

„Nach den hierunter einfchlagenden älteren geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen 

Sachſenſpiegel, Bb. I. art. 31. und 45. Bd. IN. 
arl. 45. 

Const, eleet. 15. p. N. 

Decisio 24. v. 3. 1661. 

Erl. Broc.sDrdn. ad üt. VIII. 8. 1. 

Eonftitution von Berfchreibungen u. Obligationen 
ber Weibes-Perfonen vom 1dten November 
1722. 

ift die Ehefrau bei allen gerichtlich, wie außergericht- 
lich vorzunehmenden Handlungen in ber Regel ders 
geftalt an die Einwilligung ihres Ehemannes gebun- 
den, daß das von ihr allein und ohne Beitritt bes 
legteren Verhandelte nicht nur dem Ehemanne, fon» 
bern aud) ihr felbft gegenüber rechtlich unverbindlich 
und wirfungslos geachtet werden, und nicht einmal 
nad bed Ehemannes Tode gegen fie convalesciren 
ſoll. 

Hieran iſt auch durch die fpätere Geſetzgebung 
etwas nicht geändert worden, vielmehr findet ſich in 

$. 1. des Mandates, die Geſchlechtsvormundſchaſt 
beir., vom I0ten November 1828 

ausdrüdlich verordnet, daß die Brage, in wiefern 
zur Gültigkeit von Handlungen der Ehefrauen bie 
Einwilligung der Ehemaͤnner nöthig fei, mit Aus— 





nahme ber in 8.28. flg. angegebenen Bälle, nach ben 
beftehenden Rechten zu beantworten fei, und in dem 

Geſetze, Die Aufhebung ber Geſchlechtsvormund⸗ 

ſchaft betr., vom Sten Januar 1838, 

wird in $. 3. unter faſt wörtlicher Wiederholung 
obiger Beitimmung jogar noch beigefügt, daß dieſes 
Gefep ſich nicht auf diejenige Pflegichaft erftreden 
folle, welche den Ehemännern in Anfehung ihrer 
Ehefrauen in ben Rechten beigelegt werde, und 
welhe unter dem Namen der ehelichen Vormund⸗ 
fhaft begriffen fei. - 

Hieraus ergiebt fih unmittelbar, daß den Ehe- 
weibern auch jegt noch in den gegen fie anhängigen 
Procefien die persona standi in judicio ber Regel 
nad abgehe, und daß die von ihnen in felbigen ohne 
Vorwiſſen ihres ehelichen Bormundes ausdrüdlich 
oder ſtillſchweigend gemachten Zugeftändniffe oder 
fonfigen Grklärungen überhaupt einen rechtlichen 
Effect nicht zu äußern vermögen, fomit aber auch 
ber von dem Intervenienten für fih Bl. — angezo« 
gene Umftand, daß er erſt nach Erlaß ber BI. — der 
Acten erfichtlihen Subhaftationsauflage Kenntniß 
von bem zwifchen Klägerm und feiner Ehefrau ges 
führten Proceſſe erhalten habe, für die Nechisbeftän: 
bigfeit des ganzen vorausgegangenen Berfahrens 
allerdings von entjcheidendem Einflufie fei. 

Zwar erfcheint Letzteres äußerlich infofern voll 
fommen in Ordnung, als die BI. — an die Bellagte 
gerichtete Ladung der Form und dem Inhalte nad 
allen gejeglihen Erfordernifien entipricht, und fogar 
die ausdrüdliche Bedeutung an die Beklagte, unter 
Beitritt ihres Ehemannes zu erſcheinen, darin mit 
aufgenommen worden ift, Die an die Bellagte un— 
mittelbar bewirkte Behändigung berfelben aber in 
Hinſicht auf 

Dippoldiswalder Mandat vom 18ten Februar 

1691. $. 6. 

Erl. Proc.Ordn. ad tit. IV. $. 2. 
gleichfalls als völlig legal ſich darftellt und jomit 
der Richter an fich unbeftreitbar berechtigt war, bei 
dem Außenbleiben ber Beklagten in dem Güte- und 
Rechtstermine die für diefen Fall angedrohten Prä- 
jubizien gegen fie in Kraft treten zu laſſen. 

In Bezug auf ben Internenienten folgt aber 
hieraus nur jo viel, daß, dba im Zweifel von ber 
Annahme ausgegangen werden muß, die Beklagte 
werbe ihn von ber ihr behändigten Ladung rechtzeitig 
unterrichtet haben, er nunmehr bad Gegentheil hier- 
von erft noch befonders barzuthun haben wird. 
Diefer Nachweis wird durch den in dem Urthel auf- 
erlegten Beſtärkungseid, zu welchem Intervenient 
nad) Lage der Sache feinem Erbieten Bl. — gemäß 
unbedenklich gelafjen werben konnte, genugfam ber- 
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geitellt, und durch befien 2eiftung alſo nachträglich 
in Gewißheit gefegt, daß die Beklagte während ber 
ganzen Dauer bes Borprocefied des ehemännlichen 
Beitrittd, und fomit ber Fähigkeit, gültig vor Gericht 
zu handeln, entbehrt habe. 

Daß es biedfalld feinen Unterfchied machen 
fönne, ob fie ohne Aſſiſtenz des Ehemannes in dem 
Termine perfönlich erſchienen fei und die Klage aus— 
drüdlich zugeftanden, oder durch ihr Außenbleiben 
den mit ber Gontumaz gefeglich verbundenen Nach— 
theilen fich ausgefegt habe, liegt auf der Hand, da 
aud die Annahme eines fingirten Zugeftändnifies 
Seiten der Beklagten auf der Vorausfegung eines 
zwiſchen ihr und ihrem Ehemanne vorausgegangenen 
gegenfeitigen Einvernehmens, beziehentlich einer beide 
Ehegatten gleihmäßig treffenden Verſchuldung bes 
ruht, bie eine wie die andere diefer Vorausſetzungen 
aber durch die Leiftung des erfannten Eides fi von 
felbft widerlegt. 

Man hatte daher für diefen Fall die Aufhebung 
bes in dem Hauptprocefie ertheilten Contumacials 
beicheided ohne Weiteres auszufprechen und Dem 
Kläger die Ausbringung eines anderweiten Termines 
auf feine Klage anheim zu geben, wovon zugleich 
die nothwendige Folge war, daß auch das auf jener 
Enticheidung beruhende Hülfsrecht wiederum außer 
Wirffamfeit gefegt werben mußte. 

Dabei ift aber noch folgendes Speciellere zu bes 
merfen: 

a, Die Bl. — und BI. — wiederholt angeregte 
Frage, ob und inwieweit der Ehemann genöthigt 
werden könne, zu dem einfeitig von feiner Ehefrau 
Berhandelten nachträglich feine Genehmigung zu 
ertheilen, beziehentlich inwieweit bei fortgefegter 
Beitrittöverweigerung eine Supplirung bed ehe— 
männlichen Conſenſes von richterlichen Amtöwegen 
zuläffig fei, liegt gegenwärtig noch gar nicht zur 
Entjbeidung vor, da, die Leiltung obigen Eides 
vorausgejegt, eben fo viel feititeht, daß dem Inter 
venienten bisher feine Gelegenheit zu Wahrnehmung 
feiner ehemännlichen Rechte gegeben gewefen, und 
feine gefeglihe Zwangspflit für ihn befteht, das 
von feiner Ehefrau ohne fein Vorwiſſen Berhanbelte 
unter allen Umftänden nachträglich gut au heißen. 

P. Eben fo wenig hat man gegenwärtig Ber- 
anlafjung, fich fhon des Näheren darüber zu ver- 
breiten, ob und inwieweit die oben über die Unent- 
behrlichfeit des ehemännlichen Beitrittd entwidelten 
Grundfäge auch auf die von den Ehefrauen in Bezug 
auf ihr Receptitiengut zu führenden Proceffe, ohne 
Unterfchied, ob fie darin als Klägerinnen oder Bes 
Hagte auftreten, Anwendung zu finden haben, und 
welche Wirkungen hierunter in vorliegendem Falle 
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der von dem Intervenienten nah BI. — ber Beil.- 
Acten ausgeftellten fhriftlichen Erklärung beigulegen 
feien. Denn abgejehen davon, daß das ehemännliche 
Verwaltungsrecht an bem Bermögen der Ehefrau 
unftreitig Die Regel bildet, gegen welche Ausnahmen 
immer befonders zu erweifen find, und daß baher 
auch die gedachte Urkunde in Bezug auf den Umfang 
der der Bellagten darin eingeräumten Dispofitionds 
befugniffe rüdfichtlich des daſelbſt näher bezeichneten 
Warfhauer Capitales einer firicten Auslegung 
unterliegen müßte, fo läßt ſich auch ſchon jegt fo viel 
mit ausreichender Sicherheit überfehen, daß der von 
Klägerm mittelft der Bl. — der Beil.-Acten erficht- 
fihen Klage verfolgte Anfpruch nicht fowohl auf 
Ausantwortung Der ihr angeblich von dem Inter: 
venienten zu eigener Verfügung überlaffenen Gelber, 
als einer Epecied, gerichtet ift, fondern, daß von 
Klägerm für den nad) der eigenen von ihm BI — 
der Beil.⸗Act. beigebrachten Erflärung der Beklagten 
wirflich eingetretenen Fall des Nichtvorhandenfeine 
diefer Gelder ein tantundem gefordert wird, für 
welches die Bellagte auch mit ihrem fonftigen Vers 
mögen einzuftehen habe, und es bedarf nicht erft 
einer ausführlihen Darlegung, daß unter biefen 
Umftänden die Nothwendigfeit ber Affiftenz bes 
Intervenienten bei den fraglichen Umftänden fich in 
unbefhränfter Maaße geltend mache. 

7: Bon dem in Borftehendem durchgängig feit- 
gehaltenen Gefichtöpunfte aus betrachtet, wonach 
dad Interventionsrecht des Ehemannes nicht blos 
in feinem eigenen Intereſſe, als bed geſetzlichen 
Nupniepers des eheweiblihen Vermögens, fondern 
überhaupt ſchon in den ihm vermöge der ehelichen 
Vormundſchaft beimohnenden Befugnifien ihre Bes 
gründung findet, erledigt fi die von der vorigen 
Inftanz angeregte Frage, ob die Eintragung eines 
Hülfsrechtes auf das für dad Dotalgrundftüd be» 
ftimmte Folium bed Grund» und Hypothekenbuches 
an ſich ſchon eine Schmälerung des ufufructuarifchen 
Nechtes des Ehemannes enthalte, von felbft. Denn 
da die Gafjation des betreffenden Eintrages in vor 
liegendem Kalle ſchon aus formellen Gründen aus- 
gelprochen werben mußte, jo bedurfte ed zur Zeit 
eines Gingehens auf jene materiellsrechtliche Frage 
nicht weiter. Daß ſich übrigens die in vorftehendem 
Urthel in Anfehung des Hägeriihen Hülfsrechtes 
getroffene Anordnung nur auf denjenigen Theil dej- 
felben zu erftreden hatte, welcher fich noch jegt auf 
Klägers Namen in dem Grund» und Hppothefen- 
buche eingetragen findet, und daß alſo die Rechte 
der Bl. — benannten dritten PBerfonen, an welche 
ber Kläger Theile feines Hülfsrechtes immittelft be- 
reits abgetreten, davon unberührt bleiben mußten, 
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war durch bie Ruͤckſicht auf $. 22. des Geſetzes vom 
6ten November 1843, die Grund» und Hypotheken⸗ 
bücher und das Hypothekenweſen betreffend, bedingt. 
Der Intervenient hat fich deſſen auch bereits BI. — 
ſelbſt beſchieden, babei aber den Antrag geitellt, 
Kläger möge infoweit verurtheilt werben, die Loſchung 
ber auf jene britten Perfonen übertragenen Hypo- 
thefenantheile auszuwirken, oder, bafern ihm ſolches 
nicht möglich fein follte, ben Intervenienten deshalb 
ſchadlos zu halten. Diefe erft nah Schluffe des 
beiderfeitigen Verfahrens erfolgte Abänderung des 
petiti erſchien jedoch zu wejentlich, als Daß auf felbige 
bermalen noch Rüdficht hätte genommen werben 
fönnen, und es muß daher der diesfallſige Anfpruch 
des Intervenienten der bejonderen Ausführung vor= 
behalten bleiben. 

6. Nach Aufhebung des ganzen bisherigen Ber- 
fahrens in dem Hauptprocefie macht fi, dafern 
Kläger denjelben überhaupt fortzuftellen gemeint, die 
Anberaumung eines neuen Güte- und Rechtötermines 
nöthig, und um etwanigen wiederholten Unzuträg- 
lihfeiten vorzubeugen, hat man für den Fall der 
Ausbringung anderweiter Ladung Seiten Klägers 
die bejondere Abdcitation bed Intervenienten befonders 
anzuorbnen für angemeffen erachtet.” ꝛc. 

In Bezug auf die Appellation des Klägers und 
insbeſondere im Betreff der beitrittenen formellen 
Statthaftigkeit der Intervention ward nod bemerkt, 
es genüge die Hinweifung auf die Schlußbeftimmung 
im $. 1. der Erl. Proc.-Drdn. ad til. XV., wornach 
das Recht der Einmiſchung bed Ehemannes noch in 
dem gegenwärtigen Proceßſtadium, und ſelbſt, wenn 
man feine Intervention als eine rein principale aufs 
faffen wollte, einem gegründeten Zweifel nicht würde 
unterliegen können. 

Auch bei Diefem Erkenntniſſe berubigte fich keine 
Partei. Der Kläger fühlte fih Durch die Reforma- 
toria bejchwert und verlangte die Abweifung der 
Intervention. Der Intervenient tichtete feine erſte 
Beichwerde dahin, daß nicht feinem nachträglichen 
Gefuhe um Verurtheilung des Klägers, die cedirten 
Antheile des Hülfsrechts, jo weit möglich, zur 
Loöſchung zu bringen, oder ihn, fo weit dies nich 
möglich, ſchadlos zu halten, ftattgegeben worden ſei, 
und bei der zweiten Beſchwerde fuchte er die ihm 
aufgegebene Eidesleiftung als entbehrlich darzu⸗ 
ftellen. 

Allein das Oberappellationsgericht ſprach 
(am Ijten November 1853) beftätigend und fügte 
folgende Gründe bei: 

„Gegen das vorige Urthel haben ſowohl ber 
Intervenient, als der Kläger remeditt. Präjudigieli 
erjcheint 
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A. bie Appellation bes Klägers, 
da deren Tendenz auf Wiederherftellung des bas 
Suchen bes Intervenienten in angebradhter Maafe 
abweiſenden Urthels erfter Inftanz geht. 

1. In dem Hauptprocefie zwifchen dem Kläger 
und der Ehegattin bed Intervenienten, als Bellagter, 
befien rechtöftäftige Entſcheidung von dem Inter— 
venienten als nichtig angefochten wird, handelt es 
fih nicht um ein Receptitiengut der Beflagten, ſon— 
dern um bad Verlangen des Klägers, aus dem 
Bermögen ber Beklagten, welches dem gejeglichen 
Berwaltungsd: und Niesbrauchsrechte des Chemannes 
unterliegt, wegen ber libellirten Borderung befriedigt 
ju werden. Man kann bie Frage unerörtert laſſen, 
ob ber Antheil der Bellagten an ber in der Erklaͤ— 
rung bed Intervenienten vom 26ften Januar 1846 
genannten Forderung durch diefe Erklärung Recepr 
titiennqualität erlangt habe, oder nicht. Denn nicht 
der ber Beklagten zuftehende Antheil an dem in der 
Erflärung genannten Warfchauer Wetivum und das 
Recht des Klägers, diefen Antheil auf Grund ber 
angeblih von ber Beklagten an ihn geichehenen 
Geifton einzuziehen, jondern das von dem Kläger 
auf einen bejondern Bertrag mit der Beklagten, 
nad welchem dieſe, der Gejlion an den Kläger uns 
geachtet, die Einziehung ihres Anıheild an dem 
Activum zu beforgen und das Erlangte an den Kläger 
abzuliefern gehabt haben foll, geitügte Recht des 
Klägers, die Beklagte auf die Erfüllung dieſes bes 
fonderen Berfprechens zu belangen und bie Gewäh- 
rung aus dem Vermögen ber Bellagten überhaupt 
zu fuchen, ift der Gegenſtand bes Procefjes. Nicht, 
wenigftens nicht lediglich aus der angeblichen Ceſſion, 
zu welcher die Bellagte durch bie Grflärung des 
Sntervenienten vom 26ften Januar 1846 legitimirt 
worden fein foll, fondern vornämlich aus dem nur— 
erwähnten befonderen Bertrage und einer auf deſſen 
Grund behaupteten, das übrige Vermögen ber 
Beklagten, außer deren cedirten Antheile an dem 
Warfchauer Activum, affieirenden Berbindlichfeit der 
Bellagten, hat der Kläger im Hauptprocefie geflagt, 
ohne ſich auf die Zuftimmung des Ehemannes (des 
Intervenienten) zu Diefem zwifchen dem Kläger und 
der Beflagten angeblich getroffenen befonderen Neben 
antrage zu beziehen. 

Hiernah würde jelbit dann, wenn — (mit 
Griebner im Disc. zur Erl, Proc.Ordn. Tit. 8. 
$. 1. adv. „ed wäre” sub 2. und ad v, „dotalia‘ 
S. 135. 136. ber Küflner’fchen Ausgabe) — anzu— 
nehmen wäre, eine Ehefrau fönne, inſoweit es fich 
um eine von ihr in Bezug auf ihr Receptitiens 
vermögen übernommene Berbinblichfeit und um 
deren Erfüllung aus biefem Vermögen hanbelt, 


einen barüber entftehenden Proceß allein, ohne 
Eoncurrenz bed Ehemannes, führen, der vorigen 
Inftanz 

2. darin beigetreten werden müflen, daß ber von 
dem Kläger Inhalts der Acten gegen bie Ehefrau 
des Intervenienten angeftellte Proceß ohne Beitritt 
des Intervenienten, ald des Ehemannes der Beklag— 
ten, von ihr und gegen fie mit Erfolg nicht geführt 
werden fonnte, daß vielmehr die in Folge von Hand» 
lungen oder Unterlafjungen ber Beklagten in diejem 
Proceſſe ergangene Entjcheidung, fobald es fich 
zeigte, daß es bei ben im Procefje vorgefommenen 
Handlungen oder Unterlafjungen der Ehefrau, auf 
welche die Entſcheidung gefept wurde, an dem Ein» 
verftändniffe des Ehemannes fehlte, eben wegen des 
Mangels an der gejeglih nöthigen Baſis für wir 
fungslos und zur Herbeiführung einer die Erecu— 
tion begründenden Rechtskraft nicht geeignet zu er- 
achten ift. 

Der im Hauptproceffie am 17ten October 1850 
eröffnete Beicheid beruht theils 

a) auf dem darin ausdrücklich angegebenen 
Grunde, daß die Beklagte, weil fie der ihr felbft 
infinuirten, Die gehörige Frift, auch überdief die 
Bedeutung: „mit ihrem Ehemanne zu erfcheinen’, 
enthaltenden und mit ber gefeglichen Commination 
verbundenen Ladung nicht nachgekommen, fondern 
im Termine audgeblieben wäre, der Klage für ges 
fündig und überführt zu achten, theils 

b) auf dem ftillfchweigend im Beſcheide enthalte 
nen Grunde, daß die Klage für ſchlüſſig zu befinden 
fei, daß das barin enthaltene thatlächliche Anführen 
ausreiche, das damit verbundene Sachgeſuch, als 
rechtliche Folge, zu begründen. 

Auch die befonders erlaffene Ladung zu dem für 
die Eröffnung biefed Befcheides auf den 17ten 
October 1850 angejegten Termine ift der Beklag— 
ten felbft 14 Tage vor dem Termine behändiget 
worden. 

Da das Gefep nicht vorfchreibt, daß eine an die 
Ghefrau erlaffene Ladung nur, wenn fie beiden Ehe: 
leuten infinuirt worden ift, wirkſam fein folle, ba 
vielmehr unter den Perſonen, welchen die Infinua= 
tion der an einen Anbern gerichteten Citation gültig 
geihehen kann, aud die Eheleute genannt find 
(Erl. Proc.⸗Ordn. ad it. 4. $. 2.), indem voraus- 
gejegt wird, es werbe die Ladung an ben Adreffaten 
abgegeben werben, und ba der von dem Gommens 
tator der Erf, Proc.»Orbn., Griebner, im Diese. 
&.78, den Gerichtöbehörbden ertheilte Rath, um ber 
Sicherheit willen von der an die Ehefrau erlaffenen 
Ladung auch dem Manne Nachricht zu geben, in ber 
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Praris, und zwar, nah Kuͤſtner's Zeugniffe in 
der Note 13, ſchon feit Älterer Zeit, nicht befolgt, 
auch nach der von dem DOberappellationdgericht durch 
ein Goncufum vom 17ten November 1849 ange— 
nommenen Meinung die Aufnahme ber Bedeutung: 
„mit ihrem Ehemanne zu erfcheinen“, in die Ladung 
an eine Ehefrau nicht einmal mehr für nöthig gehal- 
ten wird, fo läßt ſich gegen die Segalität der vor 
gedachten beiden, im Hauptprocefie erlafienen Ladun⸗ 
gen an ſich nichts einwenden. Das Proceßgericht 
mußte ſo lange, als nicht von einem Intereſſenten 
ein Anderes behauptet wurde, vermuthen, bie Beklagte 
habe ihren Ehemann von beiden Ladungen in Kennt 
niß gefegt, und ed mußte, wenn es Die Klage für 
fchlüffig hielt, wegen des Ausbleibens der Beklagten 
im erften Termine einen Gontumacialbeicheid erthei- 
fen, aud) fobann, weil die Beklagte dawider nicht 
remedirte, denfelben für rechtöfräftig und vollftredbar 
halten, annehmend, es habe die Bellagte im Eins 
verftändniffe mit ihrem Ehemanne durd das 
Ausbleiben im erften Termine die Klage eingeräumt 
und auf etwaige Einwendungen oder Erceptionen, 
fo wie fodann auf den Gebrauch eines Rechtsmittels 
gegen den Beſcheid verzichtet, daher ſolchen anerkannt 
und fich ihm unterworfen. 

Die Baſis der Rechtskraft bes Beicheides ift aljo 
wefentlich mit die buch den Mangel an einem zu 
den Acten gebrachten Widerfpruch veranlapte Ber: 
muthung, daß der Ehemann ber Beflagten von 
den Ladungen Kenntniß erhalten habe und mit 
dem fingirten Zugeftändnifje des Klaganführeng, 
fo wie mit ber Verzicht auf jede Beriheidigung 
gegen die Klage und auf die Anfechtung des Beſchei— 
des einverjtanden fei. Zeigt es fich jedoch, daß 
diefe Vermuthung eine irrthümliche ift, jo fällt mit 
der Unterlage des Beſcheides auch deſſen wirkende 
Kraft hinweg und der Proceß iſt als ein vergeblich 
geführter, reſultatloſer, zu betrachten. 

Ganz der naͤmliche Fall tritt ein, wenn die La— 
dung 3. B. der Ehefrau, einem erwachfenen Kinde 
des Bellagten, ober einem in befien Lohne und 
Brode ftehenden Dienftboten infinuirt worden war. 
Der Beklagte wird, wenn er im Termine nicht er— 
ſcheint, der Klage für geftändig und überführt, und 
der Durch Fein Rechtsmittel angefochtene Contumaciale 
befcheid, gleichviel, ob die demſelben unterliegende 
Annahme der Sclüffigfeit der Klage richtig oder 
nicht richtig, für vechtöfcäftig gehalten, weil ver- 
mutbet wird, die nach dem in ben Acten enthaltenen 
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Zeugniffe einem Dritten behändigte Ladung fei auch 
wirklich an den Beflagten abgegeben worben. 

In der Natur der Sache liegt es und von ber 
Praris wird es anerfannt, — (Griebner,a.a O. 
&. 76. — Pfotenhauer, doctr. proc., $ 200 — 
und ed. Diedem. $. 275. P. II. pag. 30. — Oſter— 
loh, ordentl. Proc., $. 104. Not. 3. ©. 136. ber 
3. Aufl. — Erkenntniß des Oberappellationsgerichte 
in Sadyen Rothe . die geſchiedene Knackfuß, MI. 
630/518. vom Zöften Rovember 1852) — daß, wenn 
die dem im Geſetz für zur Annahme berechtigt bezeich— 
neten Dritten infinuirte Ladung dem Geladenen nicht 
zugefommen ift, die Wirkung der Ladung wegfällt. 
Ebenfo verhält es fi in dem Falle, wo eine Ehe: 
frau vorgeladen wird, welche fich auf einen Proceß 
anders nicht einlaffen darf, als unter Benachrichtis 
gung und unter Einverftändniß des Ehemannes. 

Daß ein Broceß, in welden fi eine Ehefrau 
ohne Beitritt des Mannes einläßt, Zugeftändnifie 
ablegt und ausdrüdlich oder ſtillſchweigend ſich ihrer 
Bertheidigung begiebt, zu feiner erecutionsfähigen 
Entfheidung für den Gegner führen fönne, daß 
vielmehr dem Ehemanne zu jeder Zeit das Recht 
zuftehe, die Wiederaufbebung ded von ber Ehefrau 
ohne feine Zuftimmung Verhandelten zu verlangen, 
folgt von feldft aus der dem Ghemanne gejeglich 
zufommenden Pflegſchaft über die Ehefrau und aus 
den ihm, ald dem Adminiftrator und Ufufructuar 
des eheweiblihen Vermögens, in Bezug auf daſſelbe 
gefeglich gebührenden eignen Befugniffen. Wiederholt 
ift dahin auch von dem Oberappellationdgerichte 
erfannt worden (j. 3. B. die Erfenntnifie vom 26jten 
September 1843. und 14ten Februar 1844. Wochen: 
blatt für merfw. Nedisf. Jahrg. 1848. ©. 356 f. 
362 flg.) Auf derfelben Anficht beruht Die im 
Hauptprocefie durch Appellation im Hülfsverfahren 
veranlaßte, Bl. — abichriftlih zu lefende Verord— 
nung des Oberappellationsgerichts, wie Dies inſon— 
derheit die Etelle in den Gründen Bl. — erjehen 
läßt, indem bafelbit ausgeiprochen wird, „es könn» 
ten in einem ſolchen Falle — (wie in dem Haupt- 
procefje verhandelt) — die den Niesbrauch, fo wie 
die fonftigen Rechte des Ehemannes am Vermögen 
der Ehefrau berührenden rechtlichen Verhältniſſe 
feineswegs ohne rechtliched® Gehör und Zugiehung 
des Ehemannes im rechtlichen Wege gültig erörtert 
und entfchieden werben”, 
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(Schluß aus No, 11.) 


Der BI. — von dem Kläger wiederholt aufgeftell- 
ten Meinung, daß es bes Beitrittes des Ehemannes 
nur dann, wenn die Frau neue Verbindlichfeiten auf 
fih nehme oder Rechte einräume, nicht aber auch) 
dann bedürfe, wenn fie biftorifche Vorgänge, that⸗ 
fächliche Behauptungen, als wahr beflätige, ober 
wenn fie gar nichts thue, fteht ſchon bie beftimmte 
unb klare Vorſchrift der Erl. Proc.Ordn. ad it. 8. 
$$. 1. und 3. entgegen, nach welcher alle und jede 
Procefhandlungen einer volljährigen Ehefrau nur 
bann, wenn fie mit bem Ehemanne oder burch einen 
von ihm mit beftellten Actor gefchehen, für beftändig 
erklärt werden, und fogar verboten wird, folde 
Handlungen, welche zu ihrem Beten gereichen fönns 
ten, .von ihr allein vornehmen zu laffen. Zudem 
würbe diefe Meinung, ſelbſt wenn fie richtig wäre, 
auf bie Beurtheilung ber Sache einflußlos bleiben 
müffen, da eine verflagte Ehefrau, welche in dem 
auf die Klage anberaumten Termine nicht erfcheint 
und gegen das fie verurtheilende Erkenntniß fein 
Rechtsmittel einwendet, nicht blos die in der Klage 
vorgetragenen Thatfachen als wahr beftätigt, ſon— 
bern zugleih ſtillſchweigend auf das Recht zu ihrer 
Vertheidigung verzichtet. Dieſes eigentlich dem 
Manne zuftehende und zugleich als deſſen Pflicht zu 
betrachtende Bertheidigungsreht fann ihm dadurch, 
daß ihm die Ehefrau von der ihm behändigten 
Ladung feine Kenntniß giebt, nicht entjogen wer- 
ben. Einer ſolchen indirecten Umgehung des Gefepes 
irgend eine Wirkung beizulegen, zumal eine das 
Interefie und bie Rechte des Mannes berührenbe, 
würde offenbar dem Sinne bes Geſetzes u 
laufen. 


Yene Folge Bweiter Jahrgang. 





Die von dem Kläger ebenfalls wiederholt anges 
regte Frage, wie zu entjcheiden fein werde, wenn 
das thatfächliche Anführen in ber Klage von ber 
verflagten Ehefrau zugeftanden und fomit die Leis 
ftung eines Eides zu deren Ablehnung verweigert, 
von dem Ehemanne hingegen das tharfähhlihe Ans 
führen geleugnet und die Leiſtung bed Eides verlangt 
würde, liegt, wie ſchon die vorige Inſtanz richtig 
bemerft bat, noch zur Zeit zur Beantwortung nicht 
vor, da ber Ehemann ber Bellagten noch feinen 
Anlag zum Gehör mit feiner Erklärung im Haupt- 
procefje erhalten hat; es könnte aber auch bie Beant⸗ 
wortung Diefer Frage, felbt wenn fie nach bem 
Wunſche bes Klägers ausfiele, nur dann einen Eins 
fluß auf die Sache äußern, wenn es für entſchieden 
anzufehen wäre, daß das bloße inräumen des 
tharfächlichen Vorbringens in der Klage bad daraus 
gefolgerte Suchen begrünbe. Letzteres fleht aber 
fo lange nicht feht, als nicht bem Ehemanne zur 
Geltendmahung etwaiger Einwendungen gegen bie 
Schlüffigfeit der Klage, ober peremtorifcher Excep⸗ 
tionen, ober fonftiger Bertheidigungsmomente Gele- 
genheit im Hauptproceffe gegeben worden ift. 

Kann hiernach dem Ehemanne ber Bellagten das 
Recht nicht abgefprochen werden, die Wiederaufs 
hebung des Hauptproceffed zu verlangen, voraus⸗ 
gelegt, daf er von ben beiden in jenem Proceſſe 
erlaffenen Ladungen vor den darin angefepten Ter— 
minen feine Nachricht erhalten hätte, fo bietet ſich 
dem zu Folge 

3. die Frage zur Beantwortung dar, auf welche 
Weife hierüber Gewißheit zu ermitteln fei. Die 
Berfiherung bes Ehemannes, vor bem Termine feine 
Kenntniß von der Ladung bazu erhalten zu haben, 
it an fi) zwar eine bloße Berneinung. Deſſen⸗ 
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ungeachtet kann bem ©egner ein Beweis ber ents 
gegengefegten Affirmation ſchon infofern nicht ohne 
Weiteres angefonten werben, als ihm Gründe ber 
Wahrfcheinlichkeit zur Seite ftehen. Hier, wie in 
dem oben berührten Falle, wo die Infinuation nad) 
dem Geſetze einer anderen Perfon, ald dem Gelabe- 
nen felbft, geichehen fann, wird, bei dem nahen 
Verhältniffe des Annehmers der Ladung zu bem 
Geladenen, in ber Regel zu vermuthen fein, daß 
die Ehefrau den Mann von ber an fie erlaffenen 
Ladung benachrichtiget hat. Nur ift biefe auf facti- 
[hen Borausfegungen beruhende Wahrfcheinlichkeit 
feine jo dringende, daß dem Ehemanne ein förmlicher 
Beweis feiner Verneinung aufgegeben werben müßte, 
abgefehen von den Bedenken, welche überhaupt gegen 
die Anordnung eines fürmlichen Beweifes zu Erörte- 
rung einer ſolchen Nebenfrage hervortreten. Hat es 
ber Gerichtöbrauch, wie Die oben allegirten Rechts— 
lehrer und das Grfenntniß bes Oberappellations- 
gerichtS zeigen, für angemefien gehalten, in bem 
Falle, wo der Geladene den Empfang der an einen 
Andern infinuirten Ladung leugnet, die Ermittelung 
hierüber auf eine eibliche Beftärfung bes Verneinen- 
ben zu ftellen, fo fann ein Gleiches auch ba feinen 
Anftand finden, wo der Ehemann leugnet, von der 
an bie Ehefrau erlaffenen und ihr infinuirten Ladung 
Kenniniß erhalten zu haben, zumal wenn der Kläger 
— (wa8 bier nicht gefchehen) — zum Nachweife des 
Gegentheild ſich nicht bereit erklärt, und wenn aus 
den Acten fi noch bejondere Umftände ergeben, 
welche die Wahrjcheinlichkeit, daß Die Ehefrau den 
Mann von der Ladung benachrichtigt habe, wenn 
auch nicht ganz bejeitigen, doch ſehr fchwächen. 
Hierzu fommt, daß das Geſetz ſelbſt in ähnlichen 
Fällen die Ermittelung auf eine eiblihe Verficherung 
des Interefienten ftellt (f. z. B. Erl. Proc.» Ordn. 
ad tit. 15. $. 1. — Proc. »Drdn. Tit. 24. $. 1. und 
Erläut. $. 3.). 

Der von der vorigen Inftanz, wiewohl auf 
Grund der die Intervention betreffenden Borfchrift 
im $. 1. ad tit. 15. der Erf. Proc »Dron., erfannte 
und von dem Kläger jelbft eventuell verlangte Eid 
des Intervenienten, dahin, daß er von dem Haupt⸗ 
procefje zwijchen feiner Ehefrau und dem Kläger 
wirklich erft am 14ten Januar 1851 — (alfo gegen 
drei Monate nah Eröffnung bes Befcheides im 
Hauptprocefie) — Kenntniß erhalten habe, liefert, 
wenn er geleiftet wird, zugleich den Nachweis, daf 
die Vorausfegung, worauf die Wirkung der an die 
Beklagte ergangenen Labungen zum Rechts- und 
zum PBublicationstermine im Hauptproceffe und bie 
Rechtöbeftändigfeit des Beſcheides beruht, nicht vor« 
banden jei. 





4. Die Form anlangend, in welcher ber Ehe: 
mann feinen Antrag auf Wiederaufhebung bes ohne 
feine Concurrenz in bem Procefie ber Ehefrau Ber: 
hanbdelten und Entfchiedenen anzubringen hat, jo 
bebarf e8 darüber, ob nicht eine beſondere Klage 
auf Grund der von dem Intervenienten in Anfprud 
genommenen Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
ex capite iguorantiae, oder eine auf ben nachher zu 
Tage gekommenen Mangel an ausreichender Vor— 
ladung — (defectus citationis — Erl. Proc.-Drdn. 
ad tit. 38. $. 1.) — zu flügende Nullitätsflage für 
ftatthaft zu erachten fein möchte, Feiner umftänd- 
licheren Erörterung, da fein Bedenken entgegenfteht, 
bee vorigen Inftanz auch darin beizupflidten, daß 
die Einmiſchung bes Ehemannes der Bellagten in 
den gegen ſie bereits entichiedenen und bis zum 
Hülfsverfahren gediehenen Proceß als eine ftatthafte 
Intervention, ald unter welcher Bezeichnung 
auch der Antrag eingebracht worden ift, zu betradh 
ten fei. 

Specielle Borfchriften über die VBorbedingungen, 
unter denen die Cinmifhung in einen zwiſchen 
andern Perfonen anhängigen Proceß zu geftatten 
fei, finden fich in den ſaͤchſiſchen Gefegen nicht; im 
Titel 15. der älteren Proceßorbnung wird vielmehr 
mit ben Worten: „fo laffen wir es in den Fällen, 
ba foldye interventiones fonften ftattfinden, und mit 
folher Maaße, wie fie in Rechten zuläfig”, aus— 
brüdlich das gemeine Recht beibehalten, und hieran 
wird in der Erf, Proc-Ordn. ad tit. 15. nichts ge: 
ändert. Auch bei den für die Principal» und für Die 
accefiorifche Intervention verſchieden ertheilten Vor— 
ſchriften fegt die Erf, Proc.-Drbn. diefe Unterfcheis 
dung, ohne über bas Weſen der einen und ber 
andern Art nähere Andeutung zu geben, ale. eine 
bereit beftehende und befannte voraus, 

Nach den, unter Beachtung einzelner, doch diefe 
Lehre ebenfalls nicht erichöpfender Stellen im römi- 
fhen und canonifchen Gefegbuche, durch die Doctrin 
und Praris gebildeten Grundiägen ift, wie auch 
das Oberappellationsgericht annimmt (f. Die aus 
führlihe Entwidelung in den im Wochenblatte für 
merkw. Rechtöfälle, Jahrg. 1847. ©. 166 flg. abge 
drudten Entjcheidungsgründen), nicht jedes Intereſſe 
an dem zwiſchen Andern ftreitigen Gegenftande aus: 
reichend zu Rechtfertigung der Einmiſchung in ben 
Proceß ; es ift vielmehr eine ſolche Einmiſchung nur 
dann zuläffig, wenn der Proceß felbft und deſſen 
Enticheidung den Dritten, als an fih auf Grund 
des ftreitigen Rechtsverhältnifies berechtigt oder vers 
pflihtet (activ oder pafftv), wefentlich mit berührt, 
ungebdiesfalls dem Dritten Rechtöverlufte oder Anz 
ip daraus drohen, wo alfo bie in 1. 63. D. de 


re judic. (42. 1.) aufgeftellte Regel: res inter alios 
judicata aliis non praejudicat, nach den in biefer 
Geſetzſtelle beigefügten Erläuterungen und Mobifica- 
tionen, eine Ausnahme erleidet, oder wo, nach den 
Worten älterer ſaächſiſcher Rechtölehrer, der Fall fo 
ift: ut metuenda sit sententia, quae praejudicium 
faceret intervenienti, si non feret interventio, 

Nicht dem geringften Zweifel fann es unterlie- 

gen, daß ein folder Fall da eintritt, wo eine Ehefrau 
verflagt wird, die Vorladung zum Procefje dem 
Ehemanne verheimlicht und diefer dann, nachdem er 
anderwärtd Nachricht davon erhalten, fein gefegliches 
Recht, zu verlangen, baß der Proceß nicht ohne feine 
Goncurreny verhandelt und entichieden werde, durch 
Intervention geltend macht. Das aus diejem Rechte 
von felbft fich ergebende und liquide Intereffe be— 
ſchränkt jich nicht blos, wie die erſte Inſtanz meint, 
auf das Etadium der Erecution, jondern es bezieht 
fih ebenfo überhaupt auf den ganzen Proceß felbft, 
auf die gejeglihe Berechtigung und Verpflichtung 
des Ehemannes zur Vertheidigung der Frau, und 
auf Die ihm ald Ehemann und Familienvater oblie— 
gende Sorge für möglichite Verhütung ungerecht 
fertigter Angriffe gegen das Vermögen ber Frau, 
wie insbefondere auf die Bewahrung der ihm nad) 
dem Gefege zuftehenden eignen Rechte am Vermögen 
der Frau. Als eine blos accefjorifche Intervention 
läßt fich daher eine folche Einmifhung des Eheman— 
nes nicht anſehen; fie ift vielmehr, wie Died auch 
beide vorige Inftanzen angenommen haben, als eine 
zugleich prineipale, mithin gemijchte, zu betrachten. 
Bei ber Behauptung des Klägers, daß, weil bie 
Tendenz bed Intervenienten dahin gehe, ber Beklag— 
ten im Proceſſe zu affiftiren, um Dadurch feine eignen, 
Doch erſt aus ben Rechten der Bellagten abzuleitens 
den Nechte zu fchügen, die Intervention nur als eine 
acceſſoriſche fich darftelle, überficht derfelbe gerade 
das hauptfächlichfte Moment, nämlich das ſowohl 
gegen die Beklagte, als gegen den Kläger gerichtete 
Berlangen des Intervenienten, daß ohne feine Eons 
eurrenz zjwijchen dem Kläger und ber Beflagten über- 
haupt gar fein Proceß wegen bed libellirten Anfpruches 
mit Erfolg geführt werden könne. 

Ermwägt man, daß ber Kläger am Tage des 
erften Termined im Hauptprocefie das Induct, eine 
Zufchrift der Beklagten, worin fie ihre Schuld an- 
erfannt, zu den Acten gebracht, und daß die Beklagte 
im Termine auf die Intervention mit ber Erklärung, 
die Forderung des Klägerd nochmals zugeftehen zu 
wollen, einen ausdrüdlichen Widerſpruch gegen bie 
Intervention ihres Ehemannes verbunden hat, fo 
ſcheint dadurch die wiederholte Hindeutung bed In- 
tervenienten auf ein feine Rechte beeinträchtigendes 


ſchriſten folgt. 
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Einverftändniß zwiſchen dem Kläger und der Beklag⸗ 
ten unterftügt und an ben jchen bei den Römern 
als zur Cinmifhung in einen Proceß zwifchen Andern 
geeignet erachteten Fall der Beforgniß einer Eollu- 
fion zwifchen den Barteien erinnert zu werben (1.29. 
pr. D. de inofl. test. [5. 2.] — 1. 5. 8. 1. 1. 14. pr. 
D. de appell, [49. 1.]). 

Die Einwendung Bl. — enblid, daß die von 
ber vorigen Inftanz allegirte Schlußbeftimmung im 
$. 1. ad tit. 15. der Erl. Proc⸗Ordn., wonach bie 
Principalintervention nach bereits rechtöfräftig erfolg- 


ter und auf der Erecution beruhender Entfcheidung, 


nur dann, wenn das Intereſſe des Intervenienten 
in continenti liquid oder ein unerfeglicher Berluft für 
ihn zu bejorgen wäre, als Intervention zu beachten 
ift, hier um beswillen feine Anwendung finden fönne, 
weil Feine diefer beiden Bedingungen vorhanden jei, 
ift, wenigſtens fo viel Die Bedingung der Liquidität 
betrifft, offenbar unbegründet, da der Kläger wieber- 
holt zugiebt, daß der Intervenient der Ehemann der 
Bellagten fei, und da das Intereffe des Ehemannes 
am Proceſſe der Ehefrau aus den gefeglidhen Vor— 
Uebrigens würde auch, felbft wenn 
diefe Einwendung für begründet zu halten wäre, 
dies zu feiner dem Kläger günftigeren Enticheidung 
führen fönnen. Der Fortjtellung bed Grecutiond- 
verfahrens im Hauptprocefje ift bereits burch die 
Bl. — abſchriftlich erfichtliche Verordnung Einhalt 
gethan, und ed würde daher die Intervention BI. — 
nur als die nah $. 1. ad tit. 15. der Erl. Proc. 
Ordn. dem Intervenienten nachgelafiene beſondere 
Ausführung zu betrachten fein, immer aber zu bem= 
felben Ziele führen, zu welchem ber Intervenient, 
nach Sage der Sache, durch feinen ald Intervention 
betrachteten Antrag gelangt. 

So wenig hiernach auf die Appellation des Klä- 
gerd das vorige Urthel eine Abänderung erleiden 
fonnte, eben fo wenig fonnte ſolches 

B. auf die Appellation bed Intervenienten 
geichehen. 

Wenn ſchon 

ad grav. 1. die Bemerkung des Intervenienten, 
daß das von ihm abgeänderte Geſuch nicht nach dem 
Schluffe des Verfahrens, wie BI. — geäußert wird, 
zu den Acten gelangt fei, an fich nicht unrichtig ift, 
fo ift fie Doch unerheblich. Die durch die Interven- 
tion Bl. — zur Entfcheidung geftelte Frage geht 
bahin, ob der zwifchen dem Kläger und der Bellag- 
ten verhandelte Proceß für wirkungslos zu erklären 
und das, was in foldhem entichieden und in Folge 
der Entfcheidung verfügt worden ift, wieder aufs 
zuheben fei. Eine ganz andere Frage ift die von dem 
Sntervenienten burch bie Anzeige BI. — angeregte. 


Allerdings mußte diefe Anzeige bei der Enticheidung 
über obige Frage infoweit berüdfichtigt werden, als 
daraus und aus ber Beilage fich ergiebt, daß dem 
auf Wiederaufhebung ber Folgen bed Hauptproceffes 
gerichteten Suchen nicht mehr im ganzen Umfange 
Gewährung werben fann, weil bie Rüdficht auf 
$. 22. des Hypothefengefepes vom bten November 
1843 dies binfichtlih der beiden im Grund» und 
Hypothekenbuche cebirten Poſten verbietet. Allein 
die Brage, ob und ‚welche Anſprüche dem Inter 
venienten gegen den Kläger um deswillen zuftchen, 
weil er eine Handlung unternommen hat, wodurch 
jene theilweife Bereitelung des Suchens bei ber 
Intervention herbeigeführt worden ift, liegt dem 
gegenwärtigen Streite fern. Es ift ein befonderer, 
nicht auf die Ungültigfeit des Hauptprocefies, fon- 
bern auf fpätere von bem Kläger vorgenommene 
Handlungen geftügter Anipruch des Intervenienten, 
welchen bderfelbe, ald Kläger, mittelft befonderer 
Klage gegen den Kläger, ald Beflagten, an- und 
auszuführen hat. Der Gegenftand ift, wie BI. — 


richtig bemerft wird, nicht dazu geeignet, um als 


bloßer Incidentpunft bei der gegenwärtigen Differenz 
behandelt zu werben, und der Kläger hat noch zur 
Zeit feine ihn dazu nöthigende Veranlafjung erhalten, 
ſich darüber zu erklären. 

In Bezug auf bie 

zweite Beſchwerde des ntervenienten ift auf 
das oben ad A. 3. Erwähnte zu verweifen, wornach 
bier die im $.1. ad tit. 15. der Erl. ProcOrdn. 
enthaltene Beſtimmung, welche allerdings bie eibliche 
Beftärfung des Intervenienten nicht unbedingt erfor⸗ 
dert, nicht allein in Betracht fommt, indem es ſich 
Bier nicht blos um die Beurtheilung der Rechtzeitig- 
feit der Intervention, fondern um Bergewifferung 
darüber handelt, ob bie den Acten nach richtig erlafs 
fenen und infinuirten Gitationen im Hauptprocefie 
für wirkungslos zu erklären feien. Einer ſolchen 
eidlihen Berfiherung würde ed auch bebürfen, wenn 
der Mangel an Benachrichtigung des Ehemannes 
von der an die Ehefrau erlaffenen Eitation noch vor 
dem Contumacialbeſcheide und nicht durd) eine Inter⸗ 
vention des Ehemannes, fondern durch die Ehefrau 
ſelbſt zur Anzeige gelangt wäre. 

Dem Borftehenden zu Folge bedarf die Com— 
penjation auch der jetzigen Appellationsfoften feiner 
bejonderen Rechtfertigung.‘ 
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20. 


Zu Erläuterung bes Geſetzes vom 23. Juli 1846, 
die Einführung einer kurzen Berjährungsäfrift für 
gewiffe Borderungen betreffend, $. 5. unter f. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©. in €. 


Im September 1851 reichte Kläger eine Klage 
auf Bezahlung einer durch Bierlieferungen in ber 
Zeit vom 4. December 1843 bis 1. Mai 1847 ent- 
ftandenen Schuld von 73 Thlen. 7 Ngr. 5 Pf. beim 
Stadigerichte zu £. ein, legte berfelben eine fpecielle 
Berechnung feiner Forderung, fowie einen vom Ber: 
flagten unterm 6. November 1850 an ihn gerichteten 
Brief bei, in welchem fich folgende Stelle befindet: 
„So eben ift mir eine Zuſchrift von Herrn 
Av. 3. in X. gugegangen, worinnen mir ans 
gezeigt wird, daß berfelbe von Em. ıc. beauf- 
tragt ift, Klage gegen mich zu erheben wegen 
einer Bierfhuld von 98 Thlın. 7 Nor. 
5 Pf. die ih Ihnen ſchulde,“ 

und bat um Berurtheilung des Beflagten in bie 

libellirte Summe. 

Der Berklagte geftand den Grund und Inhalt 
ber Klage im Weſentlichen zu, erfannte auch den 
derfelben beigelegten Brief als von ihm herrührend 
an, fügte aber die Ausflucht der Verjährung vor. 

Dem entgegen behauptete Kläger, Daß durch den 
der Klage beiliegenden Brief, und zwar durch bie 
oben angeführte Stelle defielben, die Verjährung als 
unterbrochen anzufehen fei. 

Nach beendigtem Verfahren wurbe vom Proceß⸗ 
gericht folgender Befcheid abgefaßt und eröffnet: 

„Da Bellagter ben Grund der Klage bei dem 
— Abſchnitte der Einlaffung Bl. — zugeftanden, 
biernach den Umftand, daß er am 6. November 1850 
fehriftlich den Schuldret an 98 Thlen. 7 Nor. 5 Pf. 
gegenüber dem Kläger anerfannt und zu bezahlen 
verfprochen, ferner, daß er am 12. Februar 1851 
25 Thlr. —⸗ —⸗ abjchläglih darauf bezahlt habe, 
und daß dieſer Schuldrüditand nur noch 73 Thlr. 
7 Ngr. 5 Pf. betrage, ausdrüdlid eingeräumt hat, 
nun aber bie von ihm Bl. — vorgejhügte Ausflucht 
der Berjähtung, in Erwägung, daß jolde nach 
8. 5. f. des Geſetzes vom 23. Juli 1846, verbunden 
mit dem Geſetze vom 12. December 1849 durch bie 
Austellung eines fchriftlichen Schuldbefenntniffes, 
welches Beklagter als foldhes nach Obigem unbedingt 
anerkannt hat, unterbrochen worden ift, feine rechts 
liche Beachtung verdient; fo ift berfelbe die geforber- 
ten 73 Thle. 7 Nor. 5 Pf. u. ſ. w. zu bezahlen, 


fowohl die in der Sache erwachſenen Gerichtötoften 
und Ertrajubicialien beziehendlich ab» und zu erftat- 
ten ſchuldig.“ 

Auf beshalb vom Verklagten eingewandte Appel- 
lation erkannte das Königliche Appellations- 
gericht zu 3. in einem am 18. December 1852 
publicirten Erfenntniffe reformatorifch: 

„Daß es bei fothanem Befcheide nicht zu laſſen, 
baher Beflagter die libellirten 73 Thle. 7 Nor. 5 Pf. 
dem Kläger zu bezahlen nicht ſchuldig, weniger noch 
demjelben die Proceffoften zu erftatten verbunden; 
ſondern e8 hat Klägers Suchen angebradhter Maaßen 
nicht ftatt; ed werden jedoch ſowohl die Proceß- als 
die in jegiger Inftanz erwachienen Unfoften gegen 
einander unter ben Parteien aufgehoben” ıc. 

Entiheidungsgrünbe. 

„Die DI. — erhobene Klage hat eine bei dem 
Kläger in befien Bierbrauerei von dem Bellagten 
contrahirte Bierfchuld von 73 Thlrn. 7 Ngr. 5 Pf, 
mithin eine Forderung zum Gegenftande, welche den 
im Gejege vom 23. Juli 1846. (Gef.- u. Verordn.⸗Bl. 
v. 3. 1846. ©. 91 ff.) $. 1. unter 1. aufgeführten 
Anfprüchen beizugählen, und darum auch der durch 
biefes Geſetz eingeführten dreijährigen Berjährungss- 
frift unterworfen ift. 


Da nad Ausweis ber ber Klage beigefügten. 


Rechnung Bl. — die Schuld aus dem Jahre 1847 
ſich herfchreibt, die Ladung zum Gütes und Rechtes 
termine aber bem Bellagten befage der Relations» 
regiftratur Bl. — am 29. September 1851 behän- 
digt worden ift, fo muß aud das Forderungsrecht 
nothwendig für verjährt erachtet werden, bafern 
nicht Kläger anzuführen und nachzuweiſen vermag, 
daß bie Verjährung auf eine Weife unterbrodyen 
worben fei, wie ſolche das angezogene Geſetz $. 5. 
ausbrüdlich vorfchreibt. 

Run ift auch in der Klage auf einen berfelben 
abſchriftlich beigefügten Brief BL. — Bezug genom— 
men worden, Inhalts defien sub dato 6. November 
1850 — alfo noch vor Ablauf der Verjährungsfrift — 
Beklagter dem Kläger meldet, 

daß er über eine ihm fo eben vom Advocaten 
3: in X. jugegangene Zufchrift, worinnen ihm 
angezeigt werde, daß berfelbe von ihm, dem 
Kläger, beauftragt fei, Klage gegen ihn, den 
Beklagten, zu erheben wegen einer Bierfchuld 
von 98 Thlen. 7 Nor. 5 Pf., die er ihm, dem 
Kläger, fchulde, fehr erfchredt fei, 
und babei bemerft, 

baß er beim beiten Willen eher, ald er ver- 
fprochen, nicht im Stande fei, den Kläger zu 
befriedigen, was er ſchon längft würde gethan 
haben, wenn er von feinem Pachter, an den er 
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bedeutende Forderungen habe, Zahlung hätte 

erhalten können. 
In diefem Briefe, den feinem ganzen Inhalte nach 
Beklagter im — Einlafjungsabfchnitte Bl. —, fowie 
Bl. — eingeräumt hat, liegt ganz unzweifelhaft ein 
Anerfenntniß des Beftehens einer Schuldverbindlich- 
feit, wegen beren Erfüllung Kläger um Nachficht 
gebeten wird, und fönnte barüber noch ein Zweifel 
fein, fo wird folder durch das eigne Befenntniß bed 
Beklagten im erwähnten Einlaffungsabichnitte bes 
feitigt. 

Denn bier hat Bellagter noch bejonders ein- 
geräumt, daß er in biefem Briefe den Schuldreft 
an 98 Thlr. 7 Ngr. 5 Pf. anerfannt und zu zahlen 
verfprochen, aud am 12. Februar 1851. 25 Thlr. 
— — darauf bezahlt habe, fo daß ber Schuld- 
rüdftand nur noch die Summe 73 Thlr. 7 Ngr. 5 Bi. 
— das Libellat — betrage. 

Auf Grund diefes Geftändniffes hat denn auch 
das Proceßgericht den Beklagten verurtheilt. 

Allein, nachdem Lepterer ſich nicht geicheuet, die 
Einrede der Berjährung Bl. — vorzufgügen, und 
nachdem ſolche im Beicheide für unbeachtlich erflärt 
worden ift, jogar deshalb remedirt hat, mußte aud) 
deshalb auf biefe Einrede näher eingegangen und 
ihr zu Folge die Klage verworfen werben. 

Rah dem Sinne und Wortlaute der hier ein- 
fchlagenden Befimmungen obgedachten Geſetzes foll 
nämlich nicht durch jedes von einem Schuldner feis 
nem Gläubiger geleiftete Schuldanerfenntniß oder 
Zahlungsverfprechen der Lauf der Verjährung ber in 
diefem Geſetze 8. 1. aufgeführten Forderungsrechte 
unterbrochen werden, fonbern eine Unterbrechung 
erft dann eintreten, wenn ($. 5. sub d.) das Ans 
erfenntniß ober Zahlungsverfprehen vor Gericht 
erfolgt, und ein Protololl darüber aufgenommen, 
oder ($. 5. sub f. und $. 7.) ein Schuldichein aus- 
geftellt worden ift. 

Nun kann man aber von einem Briefe, in 
welchem der Schuldner feinen Gläubiger auf befien 
Mahnung um Nachficht bittet, und daneben ber 
Richtigkeit der Forderung Erwähnung thut, nicht 
fagen, daß er ein Schuldſchein fei; vielmehr ift 
darunter nad Anleitung der älteren ſaͤchſiſchen 
Geſetze: 

Proceßordnung v. J. 1622. Tit. VI. g. 3. 

Erledigung der Landesgebrechen vom 22. Juni 

1661. Tit. von Juſtitienſachen, 8. 1. (C. A. 
Tom. 1. pag. 212.) 
Erläuterte Proceforbnung, im Anfange 8. 3. 
und 4. 
nur ein fogenanntes documentum quarentigiatum 
ober eine Urkunde zu verftehen, welche von Seiten 


bes Schuldners ober folder Perſonen, deren Erfläs 
rung er ald die jeinigen gelten laffen muß, mit dem 
Willen, fich zu verpflichten, ausgeftellt, und den 
Grecutivproceß zu begründen geeignet ift. Es wird 
demnach; eine Urkunde erfordert, in welcher ein joge- 
nanntes conslilutum pecuniae propriae enthalten ift, 
jo daß, wenn auch der Schuldanipruch dem ftrengen 
Rechte nach nicht weiter Flagbar fein jollte, dennoch 
nunmehr ex constituto auf Erfüllung des geleifteten 
BVeriprechens geflagt werden fann, wie dies auch bie 
Beitimmung in $. 11. des oftangezogenen Geſetzes 
deutlich an die Hand giebt. 

Ein ſolches Eonftitut findet fich jedoh in jenem 
Briefe nicht vor, vielmehr fcheint mit folhem Bes 
flagter weiter nichts, ald Geftundung bezweckt zu 
haben, was noch feineswegs zu dem Schluſſe be 
rechtigt, daß er eine neue Zablungsverbindlichfeit 
babe übernehmen wollen. Erjcheint nun demnach 
der mehrerwähnte Brief nicht geeignet, die Verjäh— 
rung zu unterbrechen, jo muß auch norhwendig dem 
Berlangen des Beklagten entiprochen und die Klage 
abgewiejen werben, da es ihr außerdem an ber er 
forderlihen Begründung gebricht. 

Inzwilchen bat man doch die Gompenfation ber 
Proceßkoſten für angemeſſen erachtet, weil dem Klä— 
ger, welcher blos dem formellen Rechte unterliegt, 
bei jo bewandten Umftänden eine muthwillige Streit- 
fucht durchaus nicht zur Laft gelegt werden mag; 
Dagegen waren bie in jegiger Inftanz erwachienen 
Unkoſten fhon um deswillen ‚aufzuheben, weil bie 
Entiheidungen gewechſelt haben.’ 

Hiergegen remedirte Kläger, und das Königl. 
DOberappellationsgericht ftellte den Bejcheid 
erfter Inftang wieder ber, indem es in einem am 
13. Juni 1853 publicitten Erfenntniffe erfannte: 

„daß ed mit Ausnahme desjenigen, was wegen 
Gompenjation der Kojten der vorigen Inftanz 
ausgefprochen worden, nicht bei dem Erfennt- 
nifje Bl. —, fondern bei dem Beicheide Bl. — 
zu laffen und derjelbe vollftändig wieder heraus 
ftellen ift. Es werden jedoch auch die Koften 
diefes Rechtömitteld gegen einander aufgeho— 
ben‘; 
und zwar aus folgenden Gründen: 

„Der Sinn, der in dem Geſetze wegen Ein- 
führung einer furzen Verjährungsfeift für gewiſſe 
Forderungen vom 23. Juli 1846. $. 5. unter J. ent: 
haltenen Beftiegung, wonach die durch dieſes Geſetz 
eingeführte Berjährung unter Anderem durch bie 
Ausftellung eines fchriftlichen Schuldbekenntniſſes 
($. 7. „Schuldſcheins“) unterbrochen werden joll, 
it im Allgemeinen der, daß man als einen Fall der 
Unterbrechung der Verjährung ben binftellen wollte, 
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wo das Schulbverhälinig vor dem Ablaufe ber 
Verjährungszeit unter den Intereffenten volftändig 
geordnet, und der Gläubiger in den Bellp eines 
ſchriftlichen Belenntnifies des Schuldners hierüber 
gejegt worden, aus welchem er, ohne weiter nöthig 
zu haben, auf ben Urfprung der Forderung zurüd- 
zugeben, jofort im Urfundenprocefje Klage erheben 
fünnte. 

In foweit pflichtet man den Entſcheidungsgrün— 
ben ber vorigen Inftanz Bl. — bei, nicht aber fann 
man die Meinung theilen, daß ber von Bellagtem 
an Klägern BI. — gefchriebene, BI. — anerkannte 
Brief fih nicht eigne, die Stelle eines Schuld» 
befenntniffes im Sinne des Gefeged zu vertreten. 
Eine beftimmte äußere Form für ein Schuldbefennt- 
niß oder einen Schuldſchein ift in den Geſetzen nicht 
vorgefchrieben, man fann fi daher nur an das im 
$. 4. des Anhangs zur Procefordnung aufgeftellte 
Erforberniß des Inhalts der instrumenta quaren- 
tigiala halten, wonach dafür Urkunden angejehen 
werden jollen, „daraus alle Umftände, jo zu einer 
condemnatoria in processu executivo nöthig, im 
continenti zu verifteiren‘. Nun hat Beflagter, ald 
er vor Ablauf der Verjährungszeit wegen des das 
maligen Schuldrüditandes in rectlihen Anſpruch 
genommen werben jollte, an Klägern ben Brief 
Bl. — gefchrieben, in welchem er nur um Geſtun— 
bung bittet, zugleich aber ben Reftberrag feiner 
Bierſchuld jpeciell anerfennt und diesfalls nad Ab- 
lauf der gebetenen Geftundung Zahlung zuſichert. 

Wie daher Kläger, auf Grund bes Inhalts die— 
ſes Briefes, wohl berechtigt geweſen wäre, gegen 
Beklagten auf Bezahlung jenes — durch eine fpätere 
Abſchlagszahlung noh um 25 Thlr. —⸗ —⸗ gemin- 
derten — Ruͤckſtandes im Erecutioprocefje Klage zu 
erheben, jo mag auch dem Briefe Bl. — die Eigen- 
ichaft eined Schuldbekenntniſſes oder Schuldicheins 
im Sinne des Geſetzes nicht beftritten werben, 
Wenn in den Entjheidungsgründen ded vorigen 
Urthels Bl. — gefagt wird, daß Bellagter mit dem 
Briefe weiter nichts ald Geftundung bezwech 
zu haben jcheine, was noch keineswegs zu Dem 
Schluſſe berechtige, daß er eine neue Zahlungs— 
verbindlichfeit übernehmen wollen, fo ift darauf 
zu bemerken, daß es ſich nur um bas jchriftliche 
Anerkenntniß einer beftehbenden Zahlungsverbind- 
lichkeit handelt, und daß, wenn Bellagter ſolches 
bei Gelegenheit eines Gefuhs um Geflundung 
bewirkte, feine Abficht doch unmöglich nur die ge- 
wejen fein fan, durch das Geſtundungsgeſuch den 
Eintritt der im $. 5. unter a. des Geſetzes vom 
23. Juli 1846 gedachten, ihm bereits angedrobten, 
förmlichen KAlaganftellung bis zum Beginne bes 
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getretene Verjährung fich berufen zu können. Bei 
diefer Sachlage war der Befcheid der eriten Inftanz 
wieder herzuftellen, wegen bed Wechſels der Ent- 
ſcheidungen aber eine Compenfation der Koften beö 
jegigen Rechtsmitteld auszufprechen, und bie ber 
Koften des vorigen Rechtsmittels zu beftätigen.” 


21. 
I. Benfionen fönnen mit Beſchlag belegt 
werden, nicht aber auch Gratificationen., — 
II. Das Mandat vom 18. Juni 1823, bie 
Beichränfung der den Gläubigern Königlicher 
Diener an deren Dienfteinfommen einzuräumen: 
bern Rechte betr., kann nicht analog auf Diener 
ber Prinzen des Königlichen Hauſes angewendet 
werben*). — TII. Gompetenzgelber. 


Mitgetbeilt von 
Herrn ©. in D. 


In dem vor dem K. Stadtgerichte zu Dresden 
anhängigen Eoncurfe des vormaligen Borreiters des 
Prinzen M. von Sachſen, Johann Gottfried ©., 
war auf Antrag des Gütervertreters und eines 
Gläubigers auch die Penſion, welde S. jährlich) 
bis zu etwaiger MWiederanftellung im Betrage von 
61 Thlen. 20 Nor. — = bezog, fowie die ihm in 
gleichem Betrage wegen feiner im Dienfte entjtande- 
nen Invalidität von den Erben des Prinzen M. 
verwilligte Gratification mit Beichlag belegt und zur 
Maffe gezogen worden. ©. appellirte Dagegen, und 
das K. Appellationsgericht zu Dresden verordnete 
zunächſt Anberaumung eines Inrotulationstermines, 
Gehör ber Parteien bis zu demfelden und fodann 
förmlichen Berfprud. Nachdem das Gritere ins Werf 
gefegt worden, erkannte das 8. Spruccollegium 
zu Leipzig wie folgt: i 

1. „Und weil, foviel das Geſuch um Ueber; 
laſſung bes über das Dritttheil jener Gnadenbezuͤge 
inhibärten Betrags als Competenzgeld anfangt, ganz 
abgefehen von ber Frage, inwiefern der Impetrant 
auf das beneficium competentiae Anfpruch zu machen 
berechtigt, ald welche nad der Verordnung Bl. — 
gar nicht als Gegenftand diefer Enticheidung anzu— 
ſehen, biesfalls übrigens weder in materieller, noch 
in formeller Hinfiht Die erforderlichen Unterlagen 
vorliegen, dem Antrage entgegenftebt, Daß nad 
Vorſchrift der Erl. Procefordnung ad üt. XLIL. 8. 3. 
diefe Eompetenzgelder aus der Maſſe im Allgemeinen 


*) Vergl. Wochenblatt vom Jahre 1853. ©. 143, nr. 34. 
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zu gewähren find, ohne daß dem Gemeinfchuldner 
ein Recht zugeftanden werben fünnte, einen bejon- 
deren Theil derfelben zu dieſem Behufe in Anfpruch 
zu nehmen, oder was im vorliegenden Falle ftatt« 
finden würde, bie eigne Erhebung eines Außenftandes 
zu verlangen, 

ferner aber ein Privilegium bdeffelben weder im 
Allgemeinen, noch in Hinficht auf das Mandat vom 
18. Juni 1823 für begründet zu erachten, da Dienft- 
bezüge, Renten und andere berartige fortlaufende 
Einnahmen des Gemeinihuldners, infofern nicht 
etwas Anderes ausbrüdlich durch Gefeg oder fonft 
beftimmt worden, zur Goncurdmafle zu ziehen find, 
eine derartige Ausnahme in dem angezogenen Mans 
date nicht angeordnet ift, immaaßen dieſes Geſetz 
nur dasjenige Dienfteinfommen an Bejoldung, 
Wartegeld und Emolumenten betrifft, welches Givils 
Diener, wegen beren im Staatsdienergeſetz vom 
7. Maͤrz 1835. $.12.35. und 45. anderweite Beftim- 
mung getroffen worden oder bie zum föniglichen 
Hofetat gehörigen Perfonen beziehen, übrigens wie 
die im Gingange des Mandats ausgelprochene ratio 
legis an die Hanb giebt, nur den Zweck bat, die 
Uebelftände zu vermeiden, welche die mit gänzlicher 
Beihlagnahme der Dienftgenüffe verbundene Ent- 
ziehung der den Dienern oft ganz unentbehrlichen 
Mittel des Unterhaltes auf die Verwaltung des 
Dienftes ſelbſt Äußert, fomit im Zweifel an. fi 
nicht auf die Emolumente foldher Diener bezogen 
werden fann, nachdem deren Dienftpflict aufgehört 
bat, in feiner Weiſe aber auf Gnadengenüſſe und 
Gratificationen zu erftreden, welche einem emeritirten 
Diener aus einem Privatvermögen, als wohin prä- 
fumtiv dasjenige zu rechnen, aus welchem die Bl. — 
erwähnten, durch legtwillige Verfügung eines fönig« 
lihen Prinzen und beziehenblih die Gnade ber 
Erben eines ſolchen beftimmte Penfton und Gratis 
ficationen verabreicht wird, aufließen; 

&o hat Impetrantens Suchen in der angebrach⸗ 
ten Maaße nicht Statt, er hat auch die Koften diefer 
Differenz zu erſtatten.“ 

Dagegen appellirte Impetrant S., und das 
König. Appellationsgericht reformirte hier- 
auf unterm 24. April 1851 theilmweife, indem es 
unter Gompenfation der Koften die Inhibition der 
Gratification von 61 Thlen. 20 Ngr. —s wieder 
aufhob, wogegen im Uebrigen das Urthel beftätigt 
warb, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Wenn die vorige Inftanz den von dem Impe— 
tranten Bl. — und — ff. geftellten Antrag auf Wie: 
beraufhebung ber nach Bl, —, verbunden mit Bl. — 
verfügten Inhibition derjenigen 120 Thle. — —:, 
welchen Impetranı als vormaliger prinzlicher Vor— 


teiter aus der Hofcaffe des verewigten Prinzen M., 
fönigl. Hoheit, bezieht, durchgängig abgewiefen hat, 
fo ließ fich derfelben nicht beitreten. 

Nah Ausweis der BI. — anzutreffenden Befchei- 
nigung des prinzlichen Kammerzahlamtes hat Impe— 
trant nur 61 Thle. 20 Ngr. —s als jährliche Penſion 
bis zu etwaiger Wiederanftellung zu beziehen, wos 
gegen ihm außerdem wegen feiner angeblid) im Dienfte 
entftandenen Invalidität von den allerhöchften und 
höchſten Erben St. Königl. Hoheit des Prinzen M. 
annod 61 Thlr. 20 Ngr. —⸗ als jährliche Gratifi- 
cation verwilligt worden find. Diefe beiden Beftand- 
theile Der Dem Jmpetranten verwilligten Onabenbezüge 
unterliegen nun aber einer verjchiedenen rechtlichen 
Beurtheilung. 

Denn während anzunehmen ift, daß bie Penfion, 
welche Impetrant jährlich nach Höhe von 61 Then. 
20 Ngr. —⸗ bezieht, ibm unwiderruflich vermwilligt 
worden jei und daß ſonach diefelbe die Natur einer 
außenftehenden Forderung des Jmpetranten habe, 
läßt fich ein Gleiches von ber ratification, welche 
dem Impetranten noch über die ihm zufommende 
Penſion zugebilligt worden ift, feineswegs vermuthen, 
indem daraus, daß nad) der angezogenen Beſcheini— 
gung bed Kammerzahlamtd dem Jmpetranten 61 Thlr. 
20 Nor. —- ald jährliche Oratification verwilligt 
worben find, noch nicht hervorgeht, daß dieſe Gra— 
tification einem Widerruf Seiten der Berwilligenden 
nicht unterliege und ſonach als ein der Inhibition 
und Hülfsvollſtreckung unterworfenes Acivum bes 
Impetranten zu betrachten fei. Man bat vielmehr 
bei dem Mangel aller weiteren Unterlagen davon 
auszugehen, daß die Gewährung diefer Gratification 
lediglich auf der Liberalität ber VBerwilligenden beruhe. 
Dazu fommt auch noch insbefondere, daß die gedachte 
Grarification Inhalts der mehrerwähnten Beicheini> 
gung Dem IJmpetranten in Anbetracht feiner angeblich 
im Dienfte ihn überfommenen Invalidität zugeftanden 
worden iſt. Denn hiernach ericheint diefe Gratificas 
tion nur als ein einem Bebürftigen gewährted Almo— 
fen, welches den Zwed bat, dem Empfänger einen 
nothbürftigen Lebensunterhalt zu verſchaffen, und es 
würde daher, wollte man die Inhibition eines ders 
artigen Almoſens für zuläffig anjeben, ber Abficht, 
welche die Geber bei Gewährung deffelben präfumtiv 
verfolgten, und auf welde auch dritten Perfonen 
gegenüber in der Negel, und fobald nicht eine rechts— 
verbindlihe Zufage des Schuldners felbft hierunter 
vorhanden ift, Rüdjiht genommen werden muß, ges 
radezu entgegengetreten werden. 


Revacteur: Dr. Theodor Taudnip. 
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Soviel daher mehrgedachte Gratification anlangt, 
fo war bie ausgebracdhte Inhibition derfelben für 
ftatthaft nicht anzufehen, fondern es ift dieſelbe dem 
Impetranten zu überlaffen. 

Was dagegen die 61 Thle. 20 Ngr. —⸗ anlangt, 
welche Impetrant als jährliche Penſion bezieht, fo 
find die Gründe, die er zur Unterftügung feines An: 
trags auf Wiederaufhebung ber verfügten Verlüm— 
merung bderfelben vorgebracht bat, nicht genügend, 
um fein diesfallfiged Suchen zu rechtfertigen. Denn 
das Mandat, die Beichränfung ber ben Gläubigern 
Königlicher Diener an beren Dienfteinfommen ein» 
zuräumenden Rechte betr., vom 18. Juni 1823 fteht 
ihm nicht zur Seite; zuvörderſt fpricht dieſes nämlich 
überhaupt nur vom Dienfteinfommen an Beſol— 
dung, Wartegeld oder Emolumenten, nicht aber auch 
von Penſionen, und als eine folche find bie er 
wähnten 61 Thlr. 20 Ngr. —⸗ nad der angezogenen 
Beicheinigung zu betrachten, indem ber in leßterer 
gebrauchte Beifag „bis zu etwaiger Wiederanftel- 
lung” in ber Beurtheilung der Natur dieſes Gna— 
denbezugs etwas nicht ändern fann. — Demnädft aber 
leidet dad angezogene Mandat auch nicht auf folde 
Perſonen Anwendung, Die nicht zu dem könig— 
lichen Hofetat gehören, und ließe ſich Daher auch der 
fragliche Gnadenbezug als ein Wartegeld anfeben, 
fo würde doch immer dem Impetranten, als che: 
maligen prinzlihen Vorreiter, die Beitimmung 
in $. 1. des angezogenen Geſetzes nicht au Statten 
fommen. 

Wenn ferner berfelbe bie Freigebung von zwei 
Dritttheilen des Oefammtbetrags feiner Gnaden— 
bezüge um deswillen verlangen zu fönnen glaubt, 
weil er die Competenzwohlthat für fih in Aniprud 
nimmt, jo erhält er gegenwärtig dadurch, daß ibm 
die Gratification überlaffen wird, ſchon an fich bie 
erforderlichen Suftentationsgelder. Auf ein Mehreres 
aber hat er fhon um beswillen feinen Anfpruch, weil 
die von ihm wiederholt aufgeftellte Behauptung, dab 
er nur durch Unglüfsfälle in feine dermalige Inſol— 
venz verfegt worden fei, durch diejenigen Acten, auf 
welche er fi zur Bewahrheitung feines diesfallfigen 
Anführens Bl. — berufen hat, keineswegs nachgewie— 
jen wird, und bereitd hiernach, und ganz abgejchen 
von ber Frage, ob nicht derjenige Eridar, welcher 
die Competenzwohlthat beanfpruchen will, feinen 
Gläubigern wenigftens 50 Procent ihrer Forderun⸗ 
gen müßte gewähren fönnen, ein genügender Grund, 
bem Impetranten dad fragliche Beneficium zuzuge— 
ftehen, nicht vorliegt.” 


Officin ber Berlagshbanblung. 
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1. Die Leipziger Kramer find zum Berfauf von 
Branntwein in Quantititen unter einer Dreddener 
Kanrıe nicht befugt. — 2. Anzeigen über Gon: 
traventionen gegen dad Generale vom 21. Juni 
1793 und dad Mandat vom 5. Januar 1826 
find nicht im Adminiſtrativjuſtizproceſſe, fonbern 
als Polizeiftraffahen zu behandeln. — 3. Die 
vor Abgang ber Berichte zu dem Acten nicht 
liquidirten Gerichtöfoften find auch in Verwal— 
tungsſachen nah dem Mandate vom 25. Juni 
1825 zu beurtheilen. — 4A. Verbindlichkeit zur 
Koftenerftattung in Verwaltungsſachen. 


Mitgetheilt von 
Herrn Abo. F. in & 


Im Februar 1850 machten mehrere zu Leipzig anfäf- 
fige Branntmweinbrenner und conceffionirte Schänfen 
gegen mehrere ebenbafelbft etablirte Aramer und 
Deſtill ateurs bei daſigem Stadtrathe Anzeige wegen 
des von denſelben gegen die Vorſchriften des Gene— 
ralis vom 21. Juni 1793 und des Mandates vom 
5. Januar 1826 betriebenen Verlaufs von Brannı- 
wein in Duantitäten unter einer Dresdener Meßlanne, 
fowie ber Berabreihung befielben zum jofortigen 
Genufje an Ort und Stelle. 

Der Stabdtrath zog die Beanzeigten zur Untere 
fuhung und gab, nachdem bie Kramerinnung zur 
Wahrung ihres angeblichen Rechtes des Verkaufs von 
Branntwein in Quantitäten unter einer Dresdener 
Kanne intervenirend aufgetreten war, unterm 14. Mai 
1850 folgenden Beſcheid: 


„Da bie Kramer N. N. eingeräumt, daß fie gegen 
Bezahlung Branntwein zum fofortigen Genuſſe in 
ihren Berkaufslofalien verabreicht haben, nicht weni- 
ger von den Deftillateuren N. R. zugeftanden worden 
ift, und zwar von Erfterem, daß er Branntwein unter 
einer Dresdener Kanne verfauft, von Lepterem da— 
gegen, baß er daſſelbe gethan, zugleich aber auch 
Branntwein zum fofortigen Genuſſe in feinem Be- 
triebslofale verabreicht habe, fo haben diefe fümmt- 
lihe Perfonen einer durch das, was fie zu ihrer 
Entfchuldigung dabei vorgebracht, in feiner Weife 
gerechifertigten Uebertretung ber Bekanntmachung 
d. d. Leipzig, den 8. September 1849 ſich ſchuldig 
gemacht, und find deshalb in Gemäßheit der Schluß- 
beftimmung fothaner Bekanntmachung, und zwar ein 
Jeder von ihnen mit fünf Thalern —⸗ —s, in Etrafe 
zu nehmen und bie aufgelaufenen Koften, fo viel 
deren ein Jeder veranlaft hat, zu bezahlen, nicht 
weniger die liquidirten Ertrajudicialien zu erftatten 
ſchuldig. 

Dagegen iſt wider die Kramer N. N., da das 
von den Denuncianten ihnen beigemeſſene, von ihnen 
aber in Abrede geftellte Ungebührniß des Ausichen- 
fens von Branntwein von Erftern nicht nachgewieſen 
worden ift, der Verkauf von Branntwein aber, und 
zwar ſelbſt in ben Hleinften Quantitäten, allerdings 
zu den Befugniffen ber Mitglieder der biefigen 
Kramerinnung gehört, Etwas weiter nicht vorzu- 
nehmen und find die ihretwegen verurfachten Koften 
von ben Denunciaten zu bezahlen.” 

Die Demuncianten ergriffen biergegen Recurs. 
Diejer wurbe den Denunciaten vom Stabtrathe zus 
gefertigt, ihnen auch eine vierzehntägige Friſt zur 
Refutation bewilligt, worauf die Sache an bie 
Königl. Kreisdirection au Leipzig bevolvirt und 
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von berfelben in folgender Maafe unterm 21. Auguft 
1850 entichieden wurbe: 

„Die Königliche Kreisdirection hat nach ange- 
hörtem Vortrage bed vom hiefigen Stabtrathe unterm 
6.12. dieſ. Monats erftatteten Berichts den Bl. — 
der zurüdfolgenben Acten E. B. No. 477./2041. erfichts 
lien Strafbeicheid, infoweit darin dem Kramer R, 
wegen Berabreihung von Branntwein gegen Bezah- 
lung zum fofortigen Genuſſe in feinem Berfaufs- 
lokale eine Strafe von Fünf Thalern zuerkannt und 
berfelbe zu antheiliger Abftattung der Koften ver- 
urtheilt worden ift, des von ermeldetem N. dagegen 
BL. — eingewendeten Recurfes ungeachtet, in zweiter 
Inſtanz hiermit beftätigt, und ift auch N. die in 
legterer entftandenen Koften zu bezahlen verbunden, 
benn da N. Bl. — und — bes in feinem Lokale bis: 
weilen ftattgefundenen Berfaufs von Branniwein 
zum jofortigen Genuffe hinreichend geftändig gewefen 
ift, auch zu Unterftügung des eingewenbdeten Rechte: 
mitteld etwas nicht angeführt bat, ſo erfcheint der 
angefochtene Strafbeicheid um fo mehr gerechtfertigt, 
als ohnedies die Frage erhoben werden könnte, ob 
nicht N., da derfelbe zum Schanf nicht berechtigt ift, 
eigentlich in bie durch bas Generale vom 21. Juni 
1793 und durch das Mandat vom 5. Januar 1826 
auf das unbefugte Branntweinfchänfen gefegte Strafe 
von 20 Thlen. — — zu nehmen gewefen wäre, 

An den Stadtrath ergehet hierdurch Verordnung, 
gedachtem N, diefe Entſcheidung, gegen welche ein 
weiterer Recurs gefeplich nicht zuläflig ift, legal zu 
publiciren und das weiter Erforderliche zu beforgen. 

Was dagegen den in denjelben Acten von mehs 
tern hiefigen Branntweindrennern und Schänfwirthen 
geftellten Antrag auf ein Berbot an die Kramer 
gegen ben Berfauf des Branntweins unter Einer 
Dresdener Kanne und den von ihnen gegen ben 
Theil des Beſcheides Bl. —, durch welchen ben 
hiefigen Kramern das Befugniß zum Verkauf des 
Branntweins in den Heinften Quantitäten zuerkannt 
und ben Denuncianten die Bezahlung der Koften 
auferlegt worden, Bl. — eingewendeten Recurs 
ſammt Intervention ber Kramerinnung Bl. — flg. 
anlangt, jo befindet die Königliche Kreisdirection 
zunaͤchſt in formeller Hinficht, daß dieſe Angelegen- 
beit nicht in dem für fireitige Berwaltungsfachen 
vorgejchriebenen Berfahren fortzuftellen, fondern, 
foweit biefelbe die in dem Beſcheid Bl. — genannten 
Kramer R. und dreizehn Genoffen betrifft, ebenfalls 
als Polizeiftraffache zu behandeln, der Kramer: 
innung gegenüber aber im reinen Berwaltungswege 
zu erledigen fei, und enticheidet hierauf, daß ben 
Kramerın N. R. und Genoffen allerdings der Ber 
fauf des Branntweins unter Einer Dresdner Kanne 


bei Strafe zu verbieten, biefelben auch die in ber 
Sache erwachfenen Koften unter Berfchonung ber 
Denuncianten mit ſolchen antheilig zu bezahlen ver- 
bunben. 

Und ift enblich die Kramerinnung felbft mit ihrer 
Intervention und dem für die Mitglieder berfelben 
erhobenen Anfpruch auf das Befugnig zum Verkauf 
von Branntwein auch in den kleinſten Quantitäten 
abzuweiſen. 

Denn wenn auch die Branntweinbrenner und 
Schaͤnkwirthe N. und Genoſſen in ihrem eigenen 
Intereffe gegen die Kramer denuncirt haben, fo be- 
zieht fich doch dieſe Denunciation auf eine Eontra- 
vention gegen das in dem Generale vom 21. Juni 
1793 und dem Mandate vom 5. Januar 1826 rüd: 
fichtlich bed Branntweinverfaufd unter einer Dresdner 
Kanne ausgefprochene Verbot, welches als gewerbs: 
polizeiliche Vorfchrift Amtswegen zu handhaben und 
ruͤckſichtlich defien daher eine Erecution nur dem 
Staate, mithin den Behörden gegenüber geltend zu 
machen ift. Ein Barteienverhältniß im Sinne $. 1. 
bes Gefeges vom 30. Januar 1835. sub D. aber 
findet zwifchen N. und Genoſſen und den benuncirten 
Aramern eben fo wenig, wie jwifchen ben eriteren 
und ber Kramerinnung ftatt, vielmehr erfcheint bie 
Sache den Kramern N. und Genoffen gegenüber 
lediglich als Poligeiftrafangelegenheit, in Beziehung 
auf die Innung felbft aber als Befchwerbefache, mit- 
bin als reine Verwaltungsangelegenheit. 

Wenn fih nun in materieller Hinficht die Kramer, 
unter Hinzutritt der Kramerinnung, darauf berufen 
haben, daß ihnen ber Berfauf des Branntweins in 
beliebigen Duantitäten, auf Grund ber Kramerord- 
nung, zuftehe, fo geht zunächft ein ſolches aus biefer 
keineswegs mit Beftimmtheit hervor, und felbft wenn 
eine folche Bergünftigung in derfelben enthalten wäre, 
fo würde doch dieſe ausnahmsweiſe Bevorzugung 
durch die ganz allgemeinen Beftimmungen ber neue- 
ren Gefeßgebung des mehrerwähnten Generale und 
Mandats als aufgehoben anzufehen fein, ba durch 
ortsobrigfeitliche Verfügungen, wie die Bl. — ev 
ſichtliche Bekanntmachung des hieſigen Stadtraths, 
allgemeine landesgeſetzliche Vorſchriften nicht alterirt 
werden können. 

Unter dieſen Umſtänden war daher, unter theil- 
weifer Wiederaufbebung der vorigen Enticheidung, 
auf Berbot wider die Kramer N. und Genoffen, 
unter Berurtheilung berjelben in die durch die wider 
fie erhobene Denunciation antheilig verurfachten 
Koften, wie gejchehen zu erkennen. ıc. 

Im Uebrigen wird der Stadtrath bierburd ver- 
anlaft, darüber, aus welchen Gründen er ben zum 
Schank nicht Berechtigten den Schank bes Brannt- 


weind in ber Befanntmachung Bl. — nur bei 
5 Thalern Strafe verboten, und nicht vielmehr hier 
bei die Beflimmungen bes Generale von 1793 und 
bes Mandats von 1826 zu Grunde gelegt hat, als» 
bald Bericht Anher zu erftatten. 

Auf dagegen von den Denunciaten eingewenbe- 
ten, vom Stadtrathe wieder im Wege bed Adminis 
ſtrativproceſſes verhandelten Recurs ertheilte das 
K. Minifterium des Innern unterm 4. April 
1851 nachftehende Verordnung: 

„Das Minifterium ded Innern hat, nachdem Es 
fih in Gemäßheit von $. 18. des Geſetzes vom 
30. Januar 1835 sub D. collegialifch conftituirt, auf 
ben Bortrag ber Kreisbirection zu Leipzig vom 
11. Januar diejes Jahres, bie Rerurfe der Kramer⸗ 
innung zu Leipzig und der dafigen Kramer N. und 
Genoſſen BI. — und — ber nebft einem Bericht anbei 
zurüdfolgenden Rathöacten No. 477/2041, in foweit 
biefe Rechtsmittel theild gegen den Ausfpruch ber 
gedachten Kreisdirection Bl. —, daß bie in jenen 
Acten verhandelte, den Berfauf des Branntweins 
unter Einer Kanne betreffende Angelegenheit nicht 
in dem für ftreitige Verwaltungsfachen vorgefchries 
benen Berfahren fortzuftellen, fonbern, foweit dieſelbe 
bie in dem Beſcheide BI. — genannten Kramer N. 
und dreizehn Genofjen betrifft, ald Polizeiſtrafſache 
zu behandeln, der Kramerinnung gegenüber aber im 
reinen Verwaltungswege zu erledigen fei, theils 
dagegen gerichtet ift, daß in der Polizeiftrafiache 
gegen die wegen bes Einzelnverfaufs des Brannt— 
weins unter einer Dresdner Kanne von den Schänk— 
wirthen NR. und Gen. benuncitten Kramer N. und 
Eonf. von ber Kreisdirection BI. — in zweiter Inftanz 
erfannt worden, baß dieſe legteren die in der Sache 
erwachjenen Koften, unter Verfchonung der Denun- 
eianten mit folchen, zu bezahlen verbunden feien, 
beziehentlih verworfen und für unftatthaft befun- 
ben; auch find die Necurrenten bie burch ihre 
Rechtsmittel fernerweit verurfachten Koften abzuftats 
ten jchuldig. 

Diefe Entſcheidung beruht auf folgenden Grüns 
ben: 

Was zuvörderft die formelle Behandlung der 
vorliegenden Angelegenheit betrifft, fo haben bie 
Denuncianten R. und Gen. ihre Beſchwerde darüber, 
daß verfchiedene Kramer und Deftillateure in Leipzig 
ben Branntwein unter einer Dresdner Kanne vers 
faufen, auf bie allgemeinen Landesgefege, nämlich 
auf bas Generale vom 21. Juni 1793 und auf das 
Mandat vom 5. Januar 1826, Bl. — gegründet, 
und BI. — beantragt, daß die namhaft gemachten 
Eontravenienten demnach zur Unterfuchung und Be- 
ftrafung gezogen werben möchten. 


Eine folhe Anzeige über Zuwiderhandlungen 
gegen allgemeine Landesgeſetze an die Obrigkeit zu 
bringen, ift nicht nur Jedermann befugt, fondern es 
find auch die Obrigfeiten fchon von Amtswegen ver- 
pflichtet, über die Beobachtung ber Landesgefege zu 
wachen und gegen besfallfige Gontraventionen eins 
zufchreiten. 

Die Denuncianten haben daher nicht beſondere, 
ihnen vermöge eines fpecielen Nechtstiteld oder aus 
einem fonftigen fpeciellen Grunde zuftehende Gerecht⸗ 
fame gegen bie Denunciaten geltend zu maden 
gefucht, fondern blos von dem allgemeinen Befug- 
niffe, gegen Contraventionen ber obigen Art zu 
benunciren, Gebraud gemacht. Sie ericheinen dem— 
nad nicht als Partei im Sinne von $. 1. des Ge- 
feged vom 30. Januar 1835. sub D.; ihr Anbringen 
ift vielmehr im Wege bes Polizeiftrafverfahreng zur 
Erledigung zu bringen. 

Wollte man von einer entgegengefegten Anficht, 
wie ed die Necurrenten verlangen, ausgehen, fo 
würde baraus folgen, daß feine Obrigfeit gegen die 
Uebertreter polizeiliher Strafgejege Amtshalber ein» 
fchreiten dürfte, fondern allemal vorerſt die Beſchwerde 
ober den Antrag einer betheiligten Partei abzuwarten 
hätte, was mit ber beftchenden Verfaſſung offenbar 
im Widerfpruche ftehen würde. 

Auch wird dadurch, baß die Denunciaten N. und 
Gen. bei ihrer Vernehmung ſich auf ein ihnen als 
Kramer, vermöge ber Leipziger Kramerordnung, ans 
geblich zuftehendes Recht zum Verkaufe des Brannt- 
weins im Ginzelnen bezogen haben, die fragliche, 
an und für ſich als Polizeiftraffache zu betrachtende 
Angelegenheit nicht in eine ftreitige Berwaltungsfache 
umgewandelt, vielmehr hat ber erfennende Adminis 
ftrativrichter nur zu ermeſſen, ob und in wie weit 
bei dem Straferfenntnifie auf einen ſolchen Einwand 
zu Gunften der Denunciaten Rüdficht zu nehmen, 
oder ob das Straferfenntniß bis zur vorher zu erles 
digenden Entfcheidung über einen folden Einwand 
auszufegen ſei. 

Aus den vorftehend angegebenen Gründen ift 
nun aber auch die Intervention der Kramerinnung 
zu Leipzig, infofern diefe auf Grund der Kramer— 
ordnung und fonft den oberwähnten Landesgeſetzen 
gegenüber ein Befugniß zum Cinzelnverfauf des 
Branntweind unter einer Dresdner Kanne in Anz 
fpruch nimmt, nicht als Adminiftrativjuftige, fondern 
ald eine Verwaltungsfache zu behandeln, da bie 
Denuncianten au der Kramerinnung gegenüber 
nicht als Partei ericheinen. 

Anlangend hiernächft den Recurs der Denuncia- 
ten R. und Eonf., in ſoweit derfelbe gegen ihre Ber- 
urtheilung in zweiter Inftanz zu Abftattung ber 
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erwachfenen Koften gerichtet ift, fo ift berfelbe nach 
$. 38. bed Gefehes vom 30. Januar 1835. sub D. 
nicht für ftatthaft zu erachten geweſen, indem bie 
Berordnung bes Juftizminifteriums vom 8. Januar 
1838. (Geſetz- und Berorbnungsblatt von diefem 
Jahre, pag. 32.), da fie blos vom Recurfe des Dex 
nuncianten gegen bie zweite Entfcheidung fpricht, 
auf den vorliegenden Fall feine analoge Anwendung 
leidet. 

Die Berurtheilung der Recurrenten in bie Bezah- 
lung der neuerlich veranlaßten Koften rechtfertigt 
fih durch die Zurüdweifung ihrer eingewendeten 
Rechtsmittel von felbft. 


Inferat. 

In foweit vorftehender Adminiſtrativjuſtizentſchei⸗ 
dung gemäß die in dieſer gedachten Differenz in 
Bezug auf die von ber Kreisdirection zu Leipzig 
Bl. — dahin, daß bie Kramerinnung bafelbft mit 


dem für ihre Mitglieder erhobenen Anfpruch auf 


das Befugniß zum Verfaufe des Branntweins unter 
einer Dresdner Kanne abzuweiſen fei, ertheilte Ent» 
Iheidung im reinen Verwaltungswege zu erledigen 
ift, hat das Minifterium des Innern diefe Entjcheis 
dung, unter Verwerfung des von der Aramerinnung 
DI. — dagegen eingelegten Recurſes, beftätigt, und 
zwar theild aus den von der Kreisdirection geltend 
gemachten, theild aus folgenden Gründen: 

Die Kramerinnung beruft fich zu Unterftügung 
ihres Anſpruchs in der Hauptfache theils darauf, 
daß, nad ber ihr ertheilten Kramerordnung und 
nad) dem Anhange zu diefer, ihren Mitgliedern das 
ausſchließende Recht zum Verkaufe des Branntweins 
im Ganzen wie im Einzelnen zuftehe, und daß auch 
der Stadtrath zu Leipzig dies in der BI. — erſicht⸗ 
lichen Bekanntmachung anerkannt und zeither dieſem 
Verkaufe im Einzelnen ein Hinderniß nicht in den 
Weg gelegt habe, theils darauf, daß den Schänf: 
wirthen der Verfauf des Branntweing über die Safe 
nicht geftattet jei. 

Allein weder auf den einen, nod) auf ben andern 
Einwand hat ein entfcheidendes Gewicht gelegt wer- 
ben fönnen. Denn bie letztere Behauptung ift 
wenigftend in der Allgemeinheit untichtig, da das 
Recht, Bier und Branntwein über bie Gaffe zu 
verfaufen, nach den geither befolgten Grundfägen 
als ein Ausflug des Schaͤnkbefugniſſes anzufeben 
ift, eine durch ein etwa entgegenftchendes Verbie— 
tungsrecht bedingte Ausnahme aber befonders zu 
erweifen fein wiirde, 


Eben fo wenig fann ſich aber die Kramerinnung, 
gegenüber den gefeglichen Beftimmungen der General: 
verordnung, dad Brennen und Schänfen des Brannt- 


weins betreffend, vom 21. Juni 1793 und bes 
Mandate, die Ausübung des Branntweinbrennens 
betreffend, vom 5. Januar 1826, auf die ihr durch 
die Kramerordnung ertheilten Befugniffe und darauf 
beziehen, daß ihre Mitglieder am Einzelnverfauf 
von Branntwein zeither nicht behindert werben 
feien. 

Denn nad dieſen Gefegen, wie fie geither zur 
Anwendung gekommen find, ift ber Verkauf des 
Branntweind unter einer Dresdener Kanne, aus 
allgemeinen polizeilihen Gründen, nur denen 
geftattet, welhe zu Ausübung des Schants be» 
fugt find. 

So wie nun aber jeder zum Handel Berechtigte 
ben in Bezug auf gewiffe Gegenftände diefes Han- 
dels aus polizeilichen Gründen gefeplich beftehenden 
Beihränfungen fi zu unterwerfen hat, fo kann 
auch die Kramerinnung zu Leipzig auf den Grund 
ber Kramerorbnung eine Ausnahme von biefer Regel 
nicht in Anfpruch nehmen, da ihr durch dieje Fein 
weiteres Recht zugeftanden worden ift, ald das Be- 
fugniß ihrer Mitglieder, Andere vom Handel mit 
gewiffen Gegenftänden auszufchließen, hieraus aber 
für fie jelbft keine Eremtion von denjenigen beichräns 
fenden Beftimmungen gefolgert werden kann, weldye 
den Einzelverfauf gewiſſer Handelsartifel überhaupt 
oder doch unter beftimmten Quantitäten herab ver— 
bieten. 

Wenn aber der Stadirath zu Leipzig jene polizei— 
lichen Vorfchriften, Bl. — vergl. mit Bl. —, zeither 
nicht zur Anwendung gebracht hat, jo leuchtet von 
felöft ein, daß biefe hierdurch ihre gefepliche Kraft 
nicht verlieren fünnen. 

Die Kramerinnung ift Daher mit dem Eingangs 
gedachten Recurfe abzuweiſen und zu Abjtattung 
der durch denſelben erwachjenen Koften anzuhals 
ten. — 

Da die Denunciaten und Intervenienten in 
zweiter und dritter Inftanz zur Bezahlung, resp. 
zur Abftattung ber Durch ihre Rechtsmittel fernerweit 
erwachjenen Unfoften verurtheilt und durch das von 
dem Stadtrathe zu Leipzig eingeleitete Refutations- 
verfahren den Denuncianten Ertrajudicialien erwach- 
fen waren, verlangten leptere deren Reftitution von 
ben Denunciaten, welche den Erfag jedoch verwei- 
gerten, ingleichen die Reftitution derjenigen Koften 
Seiten des Stadtrathes, welche diefer, ohne vor dem 
Abgang des Berichtes liquidirt zu haben, ben 
Denuncianten abverlangt und von ihnen erhoben 
hatte. 

Diefes Gefuch wurde beim K. Minifterium un- 
mittelbar angebracht. Hochdaſſelbe ließ fi von der 
Königlichen Kreisdirection zu Leipzig hierüber Vor— 
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trag erftatten, und lestere verordnete im Einver— 
ftändniffe mit dem Minifterium des Innern unterm 
26, April 1852, daß 1) ein Anfpruch auf Erftattung 
ber fämmtlihen Ertrajudicialien unzuläffig fei, 
a) weil in der vorliegenden Angelegenheit, als einer 
reinen Verwaltungsfadhe, ed nur einer einfachen 
mündlichen Anzeige, nicht aber der Beihülfe eines 
Advokaten bebürfe; b) in ber diesfallfigen Verord- 
nung nur auf Abftattung, nicht aber auch zugleich 
auf Erftattung der Koften geiprochen worden; 
c) wenn auch Denuncianten duch das unrichtige 
Berfabren bed Stadtrathes die Beaniprudung ad» 
vofatoriihen Beiſtandes nöthig geworben jei, Doch 
ein unrichtiged Berfahren Seiten einer Behörde 
feinen Grund abgeben fönne, bie Denunciaten in 
Bezahlung eines Mehrern, als ihnen nach Lage der 
Sade angefonnen werben kann, zu verurtheilen; 
Dagegen 2) die Bezahlung des Theiles der gegneri- 
fhen Ertrajudicialien, welde in erfter Inſtanz 
rechtskräftig ausgeiprochen, allerdings zu beanſpru⸗ 
chen fei, obgleich auch fie nur reine Verwaltungs 
fachen beträfen; 3) daß dem Antrage ber Beichwerde- 
führer gemäß diefen die BI. — der Acten verzeichneten, 
auf die Bl. — erfichtliche Bedeutung von ihnen ab- 
geführten Koften vom Stadtrathe zu reftituiren feien, 
da diejer die fraglichen Koften vor dem Abgange 
bes Bl. — im Concepte erfichtlichen Berichtes zu 
den Acten oder auf das Mundum des erfteren zu 
liquidiren unterlafien habe, und er daher derjelben 
nach dem Mandate vom 25. Juni 1825, und zwar, 
ohne daß es deshalb eines befonderen Ausfpruches 
ber Oberbehörden bedurfte, für verluftig zu achten, 
und nicht befugt gewejen, Ddiejelben nachträglich zu 
liquidiren und den Antragftellern zur Berichtigung 
anzufinnen. 


23. 


Die durch die Verordnung vom 14ten Januar 

1842 vorgefchriebene Prüfung der Bauhand- 

werfer hat ohne Rückſicht darauf, ob der Meifter: 

rechtöcandidat fich in einer großen oder Fleinen 

Stadt oder auf dem Lande niederzulaffen gebenft, 

vielmehr lediglich vom Standpunfte der allgemei- 
nen techniſchen Ausbildung zu erfolgen. 


Mitgetheilt von 
Herrn D. P. in D. 


Ueber dieſe Frage hat ſich das K. Geſammt— 
miniſterium in der nachſtehenden Verordnung vom 
Monat November 1853 ausgeſprochen: 


„Das Minifterium des Innern hatte im Jahre 
1839 dem Gefammtminifterium bie Grundzüge für 
das Inftitut von Prüfungscommiffionen für Bau- 
handwerfer mitgetheilt. 

Unter ihnen war namentlich, nad) vielfachen 
Erörterungen und Erwägungen hierüber, der Sag 
aufgenommen worden, daß ein Unterfchied in den 
Prüfungen, je nachdem der zu Prüfende fich in einer 
großen, mittleren oder fleineren Stadt oder auf 
bem Lande nieberzulafien gedenfe, nicht ftattfinden 
follte. 

Das Gefammtminifterium erklärte fich biermit, 
fowie überhaupt mit den ihm vorgelegten Grund» 
zügen unter Allerhöchfter Genehmigung einverftan- 
den, und es ging aus ihnen, nad vernommenem 
Beirarhe der Stände, die Verordnung vom i4ten 
Januar 1842 hervor. 


Diefe erklärt $. 1., daß von ihrem Erjcheinen 
an die Meifterprüfungen bei den Maurer- und Zim— 
merinnungen in der bisher üblich gewefenen Weife 
aufhören und Diejenigen, welche bei einer dieſer 
Innungen fünftig dad Meifterrecht gewinnen wollen, 
ſich über ihre Befähigung dazu in ber $. 2. ff. be— 
ftimmten Maaße audweijen follen, ferner $. 2, 
daß Prüfungscommiffionen an den darin benannten 
Orten für die dabei bemerften Landestheile zu errich« 
ten feien, bezeichnet in den $.3—9. deren Wirfungs- 
freis, fowie die Mobalität der Prüfungen und fpricht 
8. 11. aus, daß die Ertheilung des Meifterrechts, 
welches nach wie vor ald die Bedingung des felbft 
ftändigen Gewerböbetrieb8 und der Uebernahme von 
Bauen anzufehen fei, ber betreffenden Innung gegen 
Entrichtung der artifelmäßigen Gebühren für Die der 
Innung nad $. 6. zuftehende Beauffihtigung der 
Probearbeiten und der in den Specialartifeln be: 
ftimmten Meifterrechtögebühren verbleibe. 

Diefe Verordnung fennt nur eine Prüfung für 
alle Baugewerfe des ganzen Landes und dem zu 
Folge auch feine anderweite Prüfung für Diejenigen 
Meifter, welche fih vom Lande oder von Fleinen 
Orten in große Städte wenden. 

Der $. 1. hebt die bis zum Erfcheinen der Ver: 
ordnung üblich gewefenen Meifterprüfungen für die 
Zukunft ausprüdiih auf und fegt damit eben Die 
Beftimmung der Generalartifel vom ten Januar 
1780. Kay. II. $ 11. außer Wirkjamleit. 


Die Inftruetion der Prüfungscommiffion für 
Bauhandwerfer fpricht zwar den Sap aus, baß bie 
Prüfungscommiffionen für jegt die Erwägung des 
erft kurzen Beſtehens ber Baugewerksſchulen den 
bermaligen allgemeinen Standpunft der techniſchen 
Ausbildung der Baugewerfen in angemefjener Weije 
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zu beachten und nur allmälig ihre Anforderungen zu 
fteigern haben. 

Darin aber liegt offenbar für bie Prüfungs- 
commifjarien nicht die Ermächtigung, bie Anfordes 
rungen an die Prüfungscandidaten im Einzelnen 
nad) Belieben höher oder niedriger zu ftellen, fondern 
die fehr beftimmte Anmweifung, ſtets den Stanbpunft 
der technifchen Ausbildung, wie er im Allgemeinen 
ftattfindet, vor Augen zu behalten. 

Wenn ein Gejelle bei ber Prüfung einen ſolchen 
Grad technifch wiffenschaftlicher Ausbildung an ben 
Tag legt, daß er zur Ausführung größerer und 
wichtigerer Baue befähigt erfcheint, fo ift dies zwar 
nad $.8. der Inftruction in einem Zuſatze zu feiner 
Genjur anzumerken. Allein dadurch erlangt er nur 
bas in $. 15. des Geſetzes vom Iten October 1840 
beftimmte VBorrecht. 

Keineswegs dagegen ift vorgejchrieben worden, 
daß zum Meifterrecht in großen Städten blos Dies 
jenigen zuzulaſſen feien, welche jene Auszeichnung 
erhielten. 

Die $. 3. der Inftruction ftellt die näheren Vor— 
fchriften über die Prüfungsaufgaben auf, ohne dabei 
einen Unterjchied zu machen, je nachdem bie zu 
Prüfenden Willens find, fich fünftig in einer großen 
oder in einer fleinen Stadt und auf dem Lande nies 
berzulaffen. 

Namentlih läßt fich die Abficht, eine ſolche 
Unterfcheidung zu geftatten, nicht in ber Borfchrift 
entdeden, daß bei der Auswahl der Prüfungsauf- 
gaben nad Art und Umfang auf den Ort und bie 
muthmaßlichen Grenzen der Wirffamfeit des Prüs 
fungscandidaten angemefjene Nüdficht zu nehmen, 
und daher insbejondere folchen, die ſich auf dem 
Rande und in feinen Städten ald Meifter nieder: 
lafien wollen, demnach aber häufig in den Fall 
-fommen werden, landwirthichaftlice Baue zur Aus— 
führung zu übernehmen, vorzugsweiſe die Ausarbei- 
tung eined Gebäudes aus dem Gebiete der land— 
wirthſchaftlichen Baukunde zur Aufgabe zu ftellen 
fei. 

Offenbar war bier, wie fich bei einem Ruͤckblick 
auf die Haren Vorſchriften der 88. 1. 3. und 11. 
der Verordnung vom IAten Januar 1842 nicht be- 
zweifeln läßt, das Abſehen barauf gerichtet, daß 
unter den verfchiedenen möglichen Prüfungsaufgaben 
eine ſowohl hinfichtli der Art als des Umfanges 
zwedmäßige Auswahl getroffen, daher vorzugsweiſe 
auf ſolche Baulichleiten das Augenmerk gerichtet 
werben fol, welche in dem muthmaaßlichen fünftis 
gen Geſchaͤftskreiſe des zu Prüfenden am häufigften 
vorfommen, benn unverkennbar würde ed durchaus 


unangemeffen fein, wenn z. B. einem Bauhandwerter, 
welcher künftig feine Profeffion auf dem Lande be- 
treiben will, Riß und Anfchlag: zu einem großen 
Theaterbaue, oder auch zu landwirthichaftlichen 
Gebäuden von einer foldhen Ausdehnung, wie fie in 
Sachſen gar nicht gebräuchlich werben fünnen, zur 
Prüfungsaufgabe geftellt würde, 

Gleichwohl hatte die Prüfungscommifften für 
Bauhandwerfer in E. jene Stelle der Anftruction fo 
aufgefaßt, als ob fie von dem zu Prüfenden ein 
größeres oder geringeres Maaß von Kenntniffen und 
Gefchidlichkeiten verlangen dürfte, je nachdem er 
ſich in einer großen oder in einer Heinen Stadt, oder 
auf dem Lande niederzulaffen gedenfe. Wenn bas 
Minifterium bes Innern fie mittelft Verordnung 
vom 14ten September 1850 hierüber verftänbigte, 
fo gefchah dies ganz im Einklange mit den Bor 
fchriften der Verordnung vom 14ten Januar 1842, 
mithin im Wege wifjenfchaftlicher Interpretation, 
fo daß ſchon deshalb nicht auf $. 86. der Berfaf- 
fungsurfunde Bezug genommen werden fann. 


Indefien darf auch nicht unerwähnt bleiben, daß 
die Verordnung vom 14ten Januar 1842 nicht da— 
durch, daß fie nach vorgenommenem Beirathe der 
Stände erlaffen worden ift, ben Gharafter eines 
eigentlichen Geſetzes erlangt hat. 

Wenn übrigens eine oder die andere Prüfungs 
commijlton folhen Baugewerfen, welche fi} in klei— 
nen Städten oder auf dem Lande niebderzulafien 
gedachten, in Folge irrthümlicher Auffaffung der 
Inftrucion minder jchwierige Prüfungsaufgaben 
vorgelegt hätte, jo würde dies doch noch immer 
feinen Grund darbieten, denjenigen, welche die Prü- 
fung glüdlid beitanden haben, die Dadurch erlangten 
Nechte zu entziehen oder zu fchmälern. 

Sollte fi herausſtellen, daß bad Publikum 
durch Weberfiedelung von Bauhandwerfern aus 
Heinen Städten oder vom Lande in große Städte 
gefährdet werde, jo würde Dies freilich zu ber 
Erwägung Anlaß geben fönnen, ob bie Berord» 
nung vom 14ten Januar 1842 einer Abänderung 
bedürfe. 

So lange aber biefelbe befteht, fann ©. bean: 
fpruchen, daß er nach den Vorſchriften derfelben 
beurtheilt werde.‘ 
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24. 


Der Gavent kann gegen die von ihm geftellte 

Gaution diejenigen Anfprüche compenfiren, welche 

gegen ihn aus dem Berhältniffe, wegen befjen er 
cavirt hatte, erhoben werben *). 


Mitgetheilt von 
Herrn © in D. 


Unterm 8. October 1852 reichte 8. in Dresden 
gegen R. daſelbſt eine Klage des Inhalıs ein, daß 
er von dem Bellagten befien mit Schanfgerechtigfeit 
verfehene Villa gegen eine Caution von 200 Thlen. 
—s — in einem Staatöpapiere unter der Bebin- 
gung erpachtet habe, daß ber Bellagte dies Staats- 
papier veräußern fünne, bann aber ben Erlös ihm 
nad beendetem Bachte reftituiren müffe, vorausgefegt, 
daß er allen Pachtverbindlichkeiten nachgefommen fei. 
Run habe der Bellagte die Billa verkauft, er fei 
vom neuen Beliger herausgefegt worben und fordere 
jest den Reſt der Caution zurüd, indem er dem 
Beflagten vom Erlöfe des Staatspapierd hiermit 
foviel abtrete, als Pacht rüdftändig fei (nämlich 
114 Thle. 23 Nor. 74 Pf). Allen Bachtverbindlich- 
feiten fei er nachgefommen. 

Dagegen bemerkte der Beflagte mit Bezugnahme 
auf das Wochenblatt Jahrg. 1851. Nr. 94, ©. 408, 
daß die aution erft gefordert werben fünne, wenn ber 
Cavent allen Anfprüchen, wegen welcher fie beftellt 
worden, genügt habe. Außerdem fei das Staats: 
papier für 168 Thlr. —⸗ —« veräußert worden; 
fhließlih erhob er verfchiebene Schädenanfprüce 
aus bem PBachtverhältnifie. 

Das Königl. Stadtgericht zu Dresden wies 
hierauf die Klage in folgendem Befcheide in der 
angebrachten Maafe ab: 

„Und weil biernächft, foviel die Hauptfache 
anlangt, Pachteautionen vom Pachter nicht eher 
zurüdgefordert werben fönnen, bis er fämmtlichen, 
ihm dem Verpachter gegenüber obliegenden Berbind- 
lichkeiten nachgelommen, dies aber in dem vorliegen» 
ben Falle um fo weniger anzunehmen ift, als, felbft 
wenn man Die keineswegs ungweifelhafte Frage, ob 
Kläger wegen der geftändigermaaßen noch ſchuldigen 
Pachtgelder mit der in Beklagtens Händen befind- 
lichen Caution fofort compenfiren dürfe, zu Gunſten 
bes Klägers entſcheiden wollte, der Beklagte doch 
noch verfchiedene andere Anfprüche an den Kläger 
erhoben hat, welche von Lepterem in Abrede geftelft 
worden find, jo hat des Klägers Suchen in der an- 


) Siche Wochenblatt Jahrg. 1851. Nr. 94. ©. 408, 


gebrachten Maaße nicht Statt, er ift auch bie in 
diefem Proceſſe erwachfenen Koften dem Bellagten 
ab= und zu erftatten fchuldig.” 

Dagegen appellirte ber Beflagte, und es erkannte 
nunmehr das Königl. Appellationsgericht zu 
Dresden am 25. Juni 1853 wie folgt: 

„Daß es bei bem am 31. Januar 1853 eröffne- 
ten Befcheide Bl. — bis auf dasjenige, was barin 
bes von dem Kläger gebetenen Armenrechts halber 
erfannt worben ift, nicht au laflen, fondern würde 
Beklagter fein erceptiviiches Borbringen unter 3. 4. 
und 5. Bl. — flg. binnen Sächſiſcher Frift, Alägerm 
den Gegenbeweis, beiden Theilen die Gewiſſens— 
rührung und andere Nechtözuftändigfeiten vorbehälts 
lich, beweifen, fo ergehet in ber Hauptfache und der 
Koften halber ferner, was Recht iſt. 

Die durch das eingewendete Rechtsmittel vers 
urfachten Koften werben unter ben Barteien gegen 
einander aufgehoben.“ 

Die Gründe diefer Enticheidung find folgende: 

„Der Kläger fordert nicht unbedingt den als 
Pachtcaution feinem Berpachter überlafjenen Steuer- 
erebitcaffenihein nad deſſen Nominalhöhe von 
200 Thalern zurüd; er will fich vielmehr 

1) eventuell mit dem aus dieſem Papiere erhal- 
tenen Erlöje, wenn biefer annoch beſcheinigt worden 
ift, begnügen, und 

2) das aus der Beſitzzeit des Beklagten fhuldig 
verbliebene Pachtgeld von 114 Thlen. 23 Ngr. 75 Pf. 
vom Gouröwerthe, oder eventuell von dem Erlöſe 
ſich fürzen lafien. 

Allerdings ift, wie auch in dem vorliegenden 
Balle der $. 3. des angezogenen Pachtvertrags vom 
1. Februar 1849, über deſſen Inhalt Einverftändnig 
unter den Barteien herrſcht, Bl. — ausbruͤcklich 
beftimmt, bie Pachtcaution „zu mehrerer Sicher 
ſtellung“ des Verpachters beftellt worden, und hat 
derfelbe diefe Caution nur erft nach einftiger Endi— 
gung des Pachteontracts und erfolgter Wiederüber— 
gabe ber verpachteten Localitäten und zugehörigen 
Snventarienftüde in folher Maaße, daß ihm irgend 
einige Anforderungen oder Shädenanfprüde 
aus dem Pachte nicht verbleiben oder zuftändig find, 
auszuhändigen. 

Zur Dedung biefer „Anforderungen“ oder 
„Schädenanſprüche“, foweit ſolche aus dem Pacht— 
verhältnifje der Parteien herrüßren, ift mithin bie 
Gaution beftellt worben. Diefe Deckung aber wird 
erreicht und der Verpachter klaglos geftellt, fobald 
er feine auf Zugeftändniß oder rechtsfräftige Ent 
ſcheidung beruhenden Anfprüche von diefer Eaution 
fürgen kann und darf; — und wenn es baher im 
Allgemeinen auch anzunehmen ift, 


daß die Pachteaution nicht eher zurüd gefordert 
werden fünne, bis der Pachter allen feinen 

Obliegenheiten Genüge geleiftet, 
fo folgt daraus doch nicht, daß, wenn ed fi um 
gewiffe, nad Geldeswerth beftimmte Leiftungen 
handelt, der Pachter erft dieſe Geldfummen auf- 
zählen müffe und dann erft feine im Kalle dieſer 
Leiftung gleichfalls ohne Weiteres für fällig und 
zahlbar zu achtende, liquide Cautiondforderung gel 
tend machen dürfe. Die Kürzung von der Pacht: 
caution fegt bier nur voraus, daß dieſe nicht noch 
für andere PVerbindlichfeiten des Pachters haftet, 
und es würde außer dieſem Falle eine nicht zu rechts 
fertigende Härte fein und dem Grundfage, daß eine 
liquide Gegenforderung von dem Momente an, wo 
fie fällig wird, compenfirt werben fann, wider: 
fprehen, wenn man eine folche Kürzung nicht ger 
ftatten wollte, 

Der Beklagte räumt in der Anmerkung zum 
— Einlaffungspunft Bl. — die erfolgte Rückgabe 
des Grundftüds, in der Anmerkung zum — Ein- 
laffungspunft die des Inventar ein, und wenn er 
bier auch, daß bei Diefer Uebergabe ſich Mängel 
gefunden hätten, ercipirt, jo hat er boch weder in 
der — Einrede Bl. — flg., noch fonft diefe Mängel 
fpeciell angegeben.‘ ꝛ⁊c. 





Miscellen. 


Ernennungen, Anftellungen ıc. Se. Königliche 
Majeftät haben den außerordentlichen Beifiger des 
evangelifchen Landes-Conſiſtorlums, Superintendenten 
Dr. Ehriftian Gottlob Leberecht Großmann zu Leipzig 
und den orbentlichen Profeffor der Theologie daſelbſt, 
Dr. Theodor Albert Liebner, welcher von den in Evan- 
gelieis beauftragten Staatdminiftern zum zweiten außer 
ordentlichen Beifiger des Randes-Gonfiftoriums berufen 
werben, zu Gonfiftorialräthen zu ernennen gerubet. 

Se. Königlihe Majeftät haben dem zeitherigen 
Actuat beim Juftigamte Grimma, 

Kurt Alexander Hänel, 
die Stelle des Juftitiard bei dem königlichen Gericht zu 
Markranftädt zu übertragen gnädigſt gerubet. 

Se. Königliche Majeftät haben den zeitherigen 

Hülfsrath beim Appellationdgericht zu Dresden, 

Gommiffionsracth Karl Gottlob Voigt, 
mit Belaffung des nad der Verordnung vom 16. Des 
cember 1848 (Geſetz⸗ und Verorbnungs- Blatt v. 3. 
1848, ©. 357) ibm ertbeilten, auch auf die Unter 
gerichte in den Vezirfen der übrigen Appellationsgerichte 
fich erſtreckenden Auftrags, und den zeitherigen erjten 
Aſſeſſor des Appellationsgerichtd zu Dresten, 

Paul Dtte, 
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unter Ernennung zu Appellationsräthen, beim Appel- 
lationsgericht zu Dresden fernerweit anzuftellen, auch 
den vorherigen Actuar im Juſtizamte Grimma, 

Karl Georg Kranz Guſtav Marezoll, 
zum Hülfsaffeffor bei dem Appellationsgericht zu Leipzig 
zu ernennen gnädigſt gerubet. 

Ce. Königlihe Majeſtät haben den Xeceififten bei 
der Kreispirection zu Zwickau, 

Dtto Georg Grafen zu Münfter, 
zum Neferendar zu ernennen gerußet. 

Ce. Königlihe Majeftät haben in Rückſicht auf 
die bei ven neuerlich errichteten Föniglichen Untergerichten 
mit collegialer Berfaifung getroffene Einrichtung, wonach 
die mit dem Director das collegiale Gericht bildenden 
Mitgliever den Namen „Gericptsräthe‘ führen, ven 
bei den nachgenannten älteren Landgerichten angeftellten 
Affefforen 

a) beim Landgericht Budiſſin 
den Aſſeſſoren 
Karl Guſtav Bach, Heinrich Pehmann und Fran 
Hugo Seifert, 
b) beim Landgericht Gibenftod 
den Affefforen 
Friedrich Wilhelm Kunze, Paul Glemend Grohmann 
und Guftav Wilhelm Hammer, 
c) beim Landgericht Kirchberg 
den Aſſeſſoren 
Karl Haupt, Friedrich Morig Weinhold und Ernit 
Karl Schumann, 
d) beim Landgeriht Löbau 
den Aſſeſſoren 
Karl Traugott Schmidtgen, Karl Ludwig Schmalz, 
Morig Freiherr von Wagner und Aleranter Eduard 
von Müde, 
e) beim Landgeriht Oſchatz 
ven Aſſeſſoren 
Johann Karl Ferdinand Schier, Eduard Hartenflein 
und Karl Guſtav Schmierer, endlich 
f) beim Landgerigt Wurzen 
den Aſſeſſoren 
Guſtav Eduard Bernhardi, Auguft Eduard Robert 
Lengnid und Kurt Konftantin Bielig — 
da dieſe Affefforen die nehmlichen Obliegenbeiten zu 
erfüllen haben, wie bie obengedachten Mitglieder der 
neueren GollegialsUntergerichte, den Titel von „Ge— 
richtsräthen“ ebenfalls zu verleihen gnävigft ge 
rubet. 


Orden. Ge. Königlihe Majeftät haben zu geneb» 
migen geruhet, daß der Kreißdirector zu Bupiffin, 
Eduard von Könnerig, den von Sr. Majeftät vem 
Kaifer von Defterreich ibm verliehenen Orden der eiſer— 
nen Krone IL Glaffe annehme und trage. 


Zodesfälle. Geftorben: am 19. Januar 1854 
der Gerichtsdirector u. Advocat Johann Auguſt Menzner 
zu Kamenz; am 24. Januar 1854 der Bürgermeifter 
Robert Beyer in Freiberg. 
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25. 
Ueber erlöfchende Werjährung von Privilegien. 


Mitgerheilt von 
Heren M. in X. 


Am 8. Juni 1846 brachte Ferdinand H. beim 

Stadtrathe zu ®. an, daß nach Inhalt des über- 
reichten Lehnbriefs auf der Papiermühle zu K. ein 
Privilegium hafte, kraft defien innerhalb fünf Meilen 
Wegs won bderfelben an, rings umher zu rechnen 
und auszumeſſen, feine andere neue Papiermuͤhle folle 
erbauet , angerichtet, noch verftattet werben. Diele 
Papiermühle nebft bem gedachten, darauf haftenden 
Privilegium habe er Inhalts des gleichfalls übers 
reichten Kaufs eigenthümlich erworben. Nichtsbeftos 
weniger fei Ehriftian Friedrich T. in ©. mit Errich— 
tung einer Bapiermühle daſelbſt befchäftigt, obſchon 
G. nody nicht volle fünf Meilen Wegs von ber 
Papiermühle zu K. entfernt liege, und er beantrage 
daher, gedachtem T. die Errichtung und den Betrieb 
einer PBapiermühle in G. bei namhafter Strafe zu 
unterfagen. 

Nachdem hierauf ber Stadtrath zu G. diefem 
Antrag gefügt und dem T. die Errichtung und den 
Betrieb einer PBapiermühle in ©. bei 20 Thalern 
—⸗ —s Gtrafe unterfagt, in Folge des von lepterm 
biergegen erhobenen Widerſpruchs aber von Seiten der 
K. Kreisdirection zu Leipzig in diefer nach Maaßgabe 
des Geſetzes D. vom 30. Januar 1835 als Adminis 
firativjuftigfache zu behandelnden Differenz die Ab- 
faſſung eines Befcheids nach vorgängigem Inrotu— 
lationdtermine angeordnet worden war, ertheilte ber 
EStadtrath zu ©. am 27, November 1846 folgenden 
Beicheib: 





Neu⸗ Folge Bweiter Zahrgang. 





1854. 


x. „Da bemnädft, anlangenb die Hauptfache, 
aus den von dem Impetranten im Original produs 
cirten, BL. — ff. und Bl. — ff. in beglaubigten 
Abjchriften erfichtlichen Urkunden hervorgeht, daß 
das von ihm für die Bapiermühle zu K. beanfpruchte 
Verbietungsrecht, kraft defien innerhalb fünf Meilen 
Wegs von berjelben an, rings umher zu rechnen 
und auszumeſſen, feine andere, neue Papiermühle 
foll erbaut, angerichtet, noch verftattet werden, bereits 
feit dem Jahre 1575 darauf haftet, diefes Priviles 
gium auch unterfchiebentlich beftätigt und nachher 
renovirt und confirmirt worden, wie foldhes durch 
den Bl. — erfichtlichen Lehnbrief über K., d. d. 
D., den 26. Februar 1825, nochmals geſchehen, 
daß ferner der Impetrant, wie ſolches aus dem 
Erbvergleihe Bl. — ff. vom 14. December 1838, 
bem Kaufövertrage Bl. — ff. von bemfelben Tage, 
dem Additionalvertrage zu jenem Erbvergleiche und 
diefem Kaufsvertrage Bl. — ff. vom 4. Februar 
1840 und ber Beftätigungsurfunde bes Kreisamtes 
8. über mehrerwähnten Erbvergleidh und Kaufsver— 
tag Bl. —, im Berbindung mit Bl. — bis —, 
d.d. L., den 31. Auguft 1843, zu erfehen, beliehener 
Bejiger der Bapiermühle zu K. ift, und diefe Papier- 
mühle, wie fih dies aus der dem NHaufvertrage 
unter H. angefügten Befchreibung der Rechte und 
Gerechtigfeiten derfelben Bl. — ff. Act. und ber. 
Erwähnung des fraglichen Privilegiums in Der 
Beftätigungsurfunde des Kreisamtes L. Bl. —, ins⸗ 
beſondere, daß ſolches, ſoviel bekannt, irgend eine 
Schmälerung oder Aenderung bis dahin nicht erlit— 
ten, ergiebt, mit dieſem Privilegio erfauft hat; 
endlich aber es in Notorietät beruht, daß ©. inner 
halb fünf Meilen Wegs von der Papiermühle zu K., 
mithin in dem Rayon bes ihr zuftäindigen Berbie- 
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tungsrechts, liegt; der Impetrat dagegen in feiner 
MWiderlegungsichrift BI. — ff. etwas, was die Gül- 
tigkeit des gedachten Privilegiums entfräften könnte, 
noch weniger, was bie behauptete Erlöjchung befiel- 
ben burch Nichtgebrauch anbelangt, die Fälle, wo 
dies gefchehen, anzuführen vermocht hat; So er- 
fcheint der Antrag des Impetraten T., die Errichtung 
und ben Betrieb einer Bapiermühle in ©. bei Strafe 
zu verbieten, wohl begründet, und bewenbet es daher 
bei dem an legtern unterm 30. Juni diefes Jahres 
erlafjenen Berbote, weshalb fich berfelbe der Errich- 
tung einer PBapiermühle in G., foweit ſolches nicht 
bereitd gefchehen, fowie bed Betriebes berfelben bei 
20 Thalern —⸗ —» Strafe für jeden Eontraven- 
tionsfall zu enthalten hat, auch ift derfelbe bie durch 
diefe Differenz entftandenen gerichtlichen und außer— 
gerichtlichen Koften ab» und rüdlichtlih dem Impe— 
teanten zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf hiergegen vom Impetraten eingewenbeten 
Recurs entſchied die K. Kreisdirection zu Leipzig 
unterm 19. Februar 1847: 

„Daß, was die Hauptfache anlangt, das vorige 
Erkenntniß zwar zu beftätigen; es bleibt jedoch 
bem Jmpetraten die von ihm Bl. — der Acten 
unter b. vorgefchügte Ausflucht, bag das dem 
Impetranten zuftändige Privilegium durch Nicht- 
gebrauch erlojchen ſei, binnen jächlifcher Frift, 
bei Berluft derfelben und mit Borbehalt ber 
Gegenbeicheinigung für den Impetranten binnen 
gleicher Friſt, zu befcheinigen nachgelaffen, als 
welchenfalls ſodann in erfter Inſtanz weiter zu 
ergehen hat, was Rechtens ift; im Uebrigen 
aber find die jowohl in voriger, als in gegen» 
wärtiger Inftanz erwachfenen Koften, beziehend- 
lich unter Abänderung ber vorigen Entfcheidung, 
zwiſchen den Parteien gegen einander aufzus 
heben. 

Im Wefentlihen hat Man nämlich den bereits 
ber vorigen Entfcheidung inferirten Gründen beizu- 
pflihten gehabt und nur noch, zugleich zu Wider: 
legung bed von dem Recurrenten neuerdings zu 
Unterflügung feines Rechtsmitteld Vorgebrachten, 
Folgendes zu bemerken gefunden: 

Zuvörberft ift zu Berichtigung der von dem Im— 
vetraten in ber Deductiongfchrift zu feinem Necurfe 
DI. — flg. aufgeftellten Anficht zu gedenken, baß, 
gleihwie dem Jmpetraten Seiten der Königl. Kreis: 
direction eine befondere Erlaubnig zu der von ihm 
beabichtigten Einrichtung einer Papiermühle in ber 
ihm zugehörigen fogenannten Waltmühle zu G., 
nad) Flarem Inhalt der Bf. — der Acten befindlichen 
Verordnung vom 19, November 1845, in feiner 
Weife ertheilt worben ift, fo auch der Impetrat dem 


von dem Impetranten wiber das beregte Unterneh 
men geltend gemachten Berbietungsrechte gegenüber 
fich darauf, daß feine angebeutete Abjicht zur Kennt 
niß ber vorgefegten Regierungsbehörde gelangt fei, 
ohne daß von biefer dagegen eine Austellung ge- 
macht worden, um fo weniger mit rechtlichem Erfolg 
zu berufen vermag, ald es an fi und im Allgemei- 
nen unzweifelhaft lediglich bes Impetraten eigne 
Sade und Obliegenheit war, fich darüber, ob dem 
von ihm beabfichtigten Etabliffement von anderer 
Seite her ein befonderes Prohibitivbefugnig ent- 
gegenftehe, auf behufige Weife zu erkundigen und 
Gewißheit zu verfchaffen. 

Anlangend ferner ben Einwand bes Impetraten, 
daß das den Borbefigern bes Impetranten bewilligte 
dingliche Privilegium um beswillen gegen ihn keine 
rechtliche Wirkung äußern könne, weil baffelbe nicht 
öffentlich befannt gemacht worden fei, fo fann hier: 
auf, abgejehen von dem, was biesfalls bereits von 
dem Gegentheil Bl. — unter 2. a. entgegengeftellt 
worben ift, jchon aus dem Grunde fein Gewicht 
gelegt werden, weil in Bezug auf Die Rechtsgültig— 
feit felbft eines derartigen Privilegiums bie öffent- 
lie Belanntmachung bdefielben, in Grmangelung 
biesfallfiger ausdrüdlicher gefeplicher Beftimmungen 
oder jonft hierunter einfchlagender allgemeiner Redyte- 
grundfäge, nicht als ein unbedingtes und wefentliches 
Erforderniß angefehen und folglich auch wegen deren 
Unterlafjung die Anwendung des Privilegiumd an 
und für ſich nicht ausgeichloffen werden kann, wie 
denn namentlicd) in biefer Hinficht die entgegengefegte 
Annahme aus der von dem Recurrent Bl. — ber 
Acten für fi angezogenen Borfchrift der Bekannt» 
madhung vom 31. Juli 1843, die bei Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien zu beobach⸗ 
tenden Grundfäge betreffend, um fo weniger ber 
geleitet werden fann, als der legtern eine rüdwir- 
fende Kraft auf bie Bergangenheit ohnehin nicht 
beizulegen fein würde. 

Soviel demnächft die von dem NRecurrenten dem 
fraglichen Privilegium, rüdjichtlich der räumlichen 
Ausdehnung befielben, gegebene Deutung betrifft, 
fo fteht ſolche mit der Haren Faffung und dem buch« 
fäblichen Sinne der Worte des. Privilegiums — 
vergl. BL. — der Acten — geradezu in Widerfpruch, 
und gleichwie fi) darnach jene Auslegung von felbft 
als unrichtig widerlegt, jo fann auch folche bier zu 
Bunften des Impetraten feine Beachtung finden. 
Ebenfo verfteht es ſich endlih von felbit, daß das 
Anführen des Recurrenten unter Punkt d. feiner 
Deductionsichrift, Der dem Impetranten an fich ein» 
mal zuftändigen Gerechtſame gegenüber, wenigftens 
hier nicht berüdjichtigt werden fann. 
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Dagegen bat es aber nothwendig geſchienen, 
dem Impetranten die Beſcheinigung ſeines Einwan- 
bes wegen ber auf dem Wege ber Extinctivverjäh— 
rung erfolgten Aufhebung des beregten Brivilegiums, 
in Gemäßheit ber in biefer Hinficht wider den vori- 
gen Beicheid gerichteten Beſchwerde, nachzulaffen. 

Zwar ift es nicht für zweifellos zu erachten, ob 
zum Behufe bes Erlöfchens von Privilegien ber hier 
in Frage ftehenden Art ſchon ber Beweis gemüge, 
daß der Berechtigte von dem Privilegium, abgefehen 
von der Perfon desjenigen, welcher eine Befreiung 
von dem legtern in Anfpruch nimmt, überhaupt und 
im Allgemeinen während rechtöverwährter Zeit, ob» 
gleich er zu defien Geltendmachung mehrfach Belegen- 
beit gehabt, doch Feine Anwendung gemacht habe, 
öder nicht vielmehr der fpecielle Nachweis erforderlich 
fei, daß ber Berechtigte von feinem Befugniß wider 
denjenigen felbft, welcher eine Eremtion davon be> 
hauptet, während der angebeuteten Zeitfrift feinen 
Gebrauch gemacht habe? 

Inzwiſchen hat man Sich doch, nach Anficht 
befien, was über den hierunter im Königreich Sachfen 
geltenden Gerichtsbrauch in 

Gottschalk, select. discept. for. cap. edit. 11. 
Tom. I. cap. XVII. pag. 182. unb 
Eurtius, Handbuch des im Königreich Sachſen 
geltenden Eivilrechts, Ite Ausg. Th. I. $. 38, 
fi) bemerkt findet und womit auch die Meinung 
anberer Rechtslehrer im Wefentlichen übereinftimmt, 
vergl. Muͤhlenbruch, Lehrbuch des PBandectens 
rechts, 2. Aufl, Th. 1. 8. 81. sub V. 
Unterholzner, Entwidelung ber Berjährungss 
lehre, Bd. 11. $. 288, 
Glück, Commentar zu den Pandecten, 2. Aufl. 
Bd. II. 8. 110. 
für Die zuerft erwähnte Anficht entfcheiden zu müflen 
geglaubt. 

In deſſen Gemäßheit und weil demnädft bass 
jenige, was hiergegen von dem Impetranten Bl. — 
vorgeftellt worden ift, an fich infofern nicht für ent⸗ 
entſcheidend angeſehen werden fann, weil eine aus⸗ 
brüdliche Erneuerung bes fraglichen Privilegiums 
wenigftend in der BI. — flg. in beglaubter Adfchrift 
befindlichen Urfunde vom Jahre 1825 — und weitere 
Urkunden find nicht beigebracht worden — nicht ent- 
halten ift, es auch übrigens dem Impetranten unbe= 
nommen bleibt, auf feine diesfallfigen Einwendungen 
nach Befinden bei Führung ber Gegenbefceinigung 


zurüdzufommen, hat Man daher auch bie beregte 


Deweidnahlaffung für begründet erachten müffen. 
Die erfolgte Eompenfation der Koften rechtfertigt 

fih dadurch von felbft, daß mit Rüdficht auf die 

Zweifelhaftigfeit der Sache, und namentlich mit 
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Hinblick auf die erſt in gegenwärtiger Inſtanz erfolgte 
Beweisnachlaſſung, dem Impetranten auch um fo 
weniger eine muthwillige Streitfucht hierunter hat 
beigemefjen werben fönnen.” 

Auf ben hiergegen vom Impetraten eingelegten 
Recurs erkannte das K. Minifterium bes Innern 
unterm 16. Juli 1847 wie folgt: 

„Das Minifterium bes Innern hat, in Gemäßheit 
von 8.18. des Geſetzes vom 30. Januar 1835. sub D. 
colfegialifch conftituirt, in ber vor dem Stadtrathe 
zu ©., Inhalts der Acten sub Sect. XIII. Lit. A. a. 
No. 21., welche nebft einem Berichte anbei zurüdfol- 
gen, zwifchen bem Befiger der Papiermühle zu K., 
Ferdinand H., ald Impetranten, und dem Befiger 
der Waltmühle zu G., Ehriftian Friedrih T., als 
Impetraten, wegen des von erfterem gegen bie von 
legterem beabfichtigte Anlegung einer Papiermühle 
erhobenen Widerfpruchs, anhängigen Adminiftrativ- 
juftigfache die von ber Kreisbirection zu Leipzig Bl. — 
in zweiter Inftanz ertheilte Entſcheidung unter Ver— 
werfung ber von dem Impetraten Bl. — und von 
dem Impetranten Bl. — gegen biefelbe eingelegten 
Recurſe beftätigt; jedoch find auch bie ferner erwach- 
fegen Koſten gegen einander aufzuheben. 

Diefe Entfcheibung beruht im Wefentlichen auf 
ben von ber Kreisdirection zur Unterftügung der von 
ihr ertheilten Entfcheidung gegebenen Gründen, burch 
welche dieſe als vollfommen gerechtfertigt fich dar— 
ftellt, und denen nur noch Folgendes beigufügen ge- 
wejen ift: 

Daß zu Gunften ber Papiermühle zu K. das 
fraglihe Privilegium ertheilt worden fei, muß nach 
dem vorliegenden Lehnbriefe als erwiefen angeſehen 
werben, und es läßt ſich auch, wie bie Areisdirection 
mit Recht angenommen bat, weber behaupten, daß 
ed einer befonderen Publication des Privilegiums 
beburft habe, noch bezweifeln, baß ©. als innerhalb 
bes verpflichteten Bezirks liegend anzufehen fei, ba 
eine folde Publication nirgends vorgefchrieben ift 
und die Worte des Privilegiums, „innerhalb fünf 
Meilen Wegs von berfelben an ringsumher zu 
rechnen”, fchon dem Wortlaute nach eine andere 
Erklärung als diefe, daß bie fünf Meilen je von der 
privilegirten Mühle an zu rechnen feien, nicht zus 
laſſen. 

Ebenſowenig kann aber dem Impetraten der 
Umſtand zu ſtatten kommen, daß ihm vom Stadtrathe 
eröffnet worden iſt, er fönne die Papiermühle unge— 
bindert anlegen, da, felbft wenn eine förmliche Con⸗ 
ceffion dazu ertheilt worden wäre, beten es aber, 
ba es fich um eine in der Stadt anzulegende Papier⸗ 
mühle handelte, gar nicht bedurfte, hierdurch dem 
Impetranten das ihm aus dem Privilegio zuftehende 
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Recht nicht würde haben entzogen werben können, 
und fomit um fo weniger jener Eröffnung eine folche 
Wirkung beigelegt werden fann. So lange baber 
nicht erwiefen ift, daß das Privilegiuum erlofchen fei, 
muß daffelbe als in Wirkfamfeit ftehend angefehen 
werden, da daffelbe noch in dem Lehnbriefe vom Jahre 
1825 als beftehenb vorausgefegt wurde, und ba, 
wäre auch bie Regierungsbehörde befugt, dem BI. — 
geftellten Antrage, baffelbe zurüdzunehmen, Statt zu 
geben, hierauf doch in ber gegenwärtig zu ertheilen- 
den Adminiftrativjuftigfache, bei welcher lediglich der 
Stand der Sache vom rechtlichen Standpunfte aus 
ind Auge zu faffen ift, in feinem Falle einige Rüd- 
ficht genommen werben fönnte. Auf der andern Seite 
hat aber auch dem Impetraten die Befcheinigung ber 
Behauptung, daß das Privilegium erlofchen fei, nicht 
abgeichnitten werden können, da ber gedachte Lehn- 
brief nur ausfpricht, daß das Dorf K. mit ber Papier: 
mühle und dem von anno 1575 her barauf haf— 
tenden und nachher renovirten Privilegio verliehen 
worden fei, ohne einer Erneuerung zu gedenken, 
und fomit hierin lediglich das auf ber zu präfumi« 
renden Borausfegung, daß das Privilegium annoch 
zu Recht befländig fei, beruhende, den frühern he— 
züglichen Urkunden entnommene Anführen einer 
hiftorifchen Thatfache zu erkennen ift, welches das 
Erlofchenfein des Rechts, von dem Privilegio Ge— 
brauch zu machen, nicht ausfchließt, und da auch 
fonft den von ber Kreisdirection biesfalld geltend 
gemachten Orundjägen beizuftimmen gewefen ift. 

Die erfannte Compenfation ber fernern Koften 
rechtfertigt fich fchon Dadurch, daß von beiden Theilen 
Mecurs eingewendet worden iſt.“ 

Nachdem hierauf vom Impetraten eine Beſchei— 
nigung, vom Jmpetranten aber eine Gegenbeſcheini— 
gung eingereicht und bas Erforderliche deshalb vers 
fügt worden war, erfannte der Stadtrath zu ©. 
in einem am 8. Februar 1849 publicisten Bejcheide 
wie folgt: 

16. „Würde Impetratensd Anwalt den zu Ertheis 
lung der zweiten Delation erforderlich gewefenen 
Solennitätseid, zu defien Ableiftung er fih Bl. — 
erboten, annoch nachträglich leiften, fo ift Die vom 
Impetraten unternommene Befcheinigung für verfäumt 
nicht zu achten, ferner ift folchenfalls Kläger mit 
Anerkennung ber Beicheinigungsurfunden sub A. B. 
6. D. E. F. und 6G., nicht weniger Bellagter mit 
Recognition ber Gegenbefcheinigungsurfunden sub 
A. und B. als gerichtlicher und öffentlicher zu vers 
jchonen, beide find jedoch darauf ſich zu beziehen 
wohl befugt gewejen. Dagegen hat ber über art. 
repr. 6. 7. 8. 9. 11. 12. 13. 14. angetragene Eid 
nicht Statt, und hat dann Beflagter Dasjenige, fo 


ihm zu erweifen nachgelaſſen, wie Recht bargerhan, 
derowegen das von Klägerm für die ihm zugehörige 
Bapiermühle zu K. Bl. — seq. in Anfpruch genom- 
mene Privilegium für erlofchen zu erachten, und das 
Bl. — seq. verfügte Verbot der Anlegung und Be- 
treibung der dem Bellagten zugehörigen Bapiermühle 
zu ©, wieber aufzuheben unb derfelbe in deren Betrieb 
nicht ferner zu ftören. X. 

Die erwachlenen Proceffoften werden, foweit 
nicht bereits anders rechtöfräftig darüber erfannt ift, 
gegen einander aufgehoben.‘ 

Diefe Enticheidung wird durch Folgendes moti- 
virt: 

„Es iſt zwar dem Beklagten die zweite Dilation 
ohne vorgängige Ableiſtung bes Gefährdeeides, wie 
folches die Erl. Proc.»Orbn. (XX. 3.) vorfchreibt, er 
theilt worden, inbeffen fann biefer Paſſus keinesfalls 
ald Grund gelten, deſſen Bejcheinigung für verfäumt 
zu halten, ba berfelbe in gutem Glauben wegen ber 
ihm nad Bl. — bereits unterm 11. December 1847 
ertheilten zweiten Dilation bie Befcheinigungsartifel 
innerhalb ber erften Dilationsfrift nicht einreichte, 
ihm daher, zumal fih nach Bl. — deſſen Anmalt zu 
Leiſtung ber solennitas legalis erboten, alfo feinerfeits 
ben erforderlichen Fotmalien Genüge geleiftet hatte, 
eine Nachläfjigfeit nicht zur 2aft gelegt werden fonnte, 
und es nicht feine Sache war, zu unterfuchen, ob bei 
Ertbeilung der Dilation die diejelbe eriheilende Be— 
hörde alles Erforderliche hierbei beobachtet hatte, 
jedoch war ben beftehenden Borfchriften gemäß bie 
Gültigkeit der Befcheinigung von nachträglicher Leis 
ftung diefes Eides abhängig zu machen. 

efr. Dr. Ofterloh, der orbentl. Proceß, 11. 8. 250. 

p. 164. not, 5. in fine. 

Obſchon nun Kläger in der Hauptfache bie ihm 
nachgelafjene Gegenbeſcheinigung durchgängig auf 
den Eid geftellt hatte, fo fonnte doch dieſes Beweis 
mittel in der vorliegenden Proceßart nicht für zuläjfig 
erachtet werden, indem nad $. 10. des Geſetzes D. 
vom 30. Januar 1835 Eidesantrag in Adminiftrativ- 
juftizfachen überhaupt nicht, folglich auch nicht bei 
der Gegenbefcheinigung ftatt hat. 

eſr. Dr. Ofterloh, der ordentl. Proc. 11. $. 262. 

p. 226. not. 28. in fine. 

Was nun die von Bellagtem geführte Beſcheini— 
gung anlangt, fo ift durch diejelbe das, was ihm zu 
erweifen oblag, unzweifelhaft dargethban. Da näms 
lich vor Allem abzufehen war von der Frage, ob 
Kläger von feinem Berbietungsrechte während rechıs» 
verwährter Zeit gegen Beflagten felbft feinen Ge— 
brauch gemacht, indem hierüber in ben im Erkenntniſſe 
legter Inftanz beftätigten Entfcheidungsgränden zum 
Interlocute der Königl. Kreisdirection Bl, — das 
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Erforderliche bereits feitgeftellt war, fo beſtand das 

Beweisthema des Bellagten in ber Darlegung bes 

folgenden Sages: 
baß Kläger von dem auf feiner PBapiermübhle 
zu 8. baftenden und für Diefelbe in Anfpruch 
genommenen Privilegium, kraft deſſen inners 
bald fünf Meilen von derfelben an, ringsumher 
zu rechnen und auszumeſſen, feine andere neue 
Bapiermühle foll erbauet, eingerichtet, noch 
verftattet werden, während rechtsverwaͤhrter 
Zeit feinen Gebrauh gemacht, obwohl ihm 
hierzu Gelegenheit geboten worden. 

Demnah mußte derfelbe einzelne Handlungen, 
duh welche, jenem Berbietungsrechte zuwider, inner= 
ha. des erwähnten Bezirks Papiermühlen angelegt 
woen waren, anführen. Nun hat er aber barge- 
ihaudaß in der Zeit vom 8. Juni 1846, wo Kläger 
gege Anlegung feiner, Beklagtens, Papiermühle 
Widyruc erhob, bis zum Jahre 1804 zurüdgerech- 
net, \o während eined Zeitraums von 42 Jahren, 
vier vchiedene Bapiermühlen innerhalb des Bezirks, 
in webm Klägerm das in Anfpruch genommene 
Verbietgsrecht vi privilegii zuftand, angelegt wors 
den findine Daß jener deren Anlegung widerjprochen, 
und ſonavon jeinem Privilegium Gebrauch gemacht 
hätte, nö im Jahre 1801— 1804 in Stötteritz 
buch Ion Chriſtoph Ludwig aus Leipzig, efr. 
DI. —, igahre 1829 im Staditheile Theka zu 

Rötha durgpeiftian Friedrich Clauß und deſſen 

Ehefrau, chzl. —, im Jahre 1835 zu Stahmeln 

durch Earl ttfried Schneider, elr. Bl. —, und 

endlich im It 1838 in der Golgermühle bei Döben 
durch Earl Lecht Martin, efr. Bl. —. 

Die Wahr diefer Facta wird beftätigt durch 
bie BI. — aelo. 5. erfichtlichen gerichtlichen Zeug⸗ 
niffe sub D. E.G., fowie, daß gegen Errichtung 
diefer Papierm, ein Widerſpruch nicht erhoben 
worden ift. 'nun aber in Notorisät beruht, 
daß bie genanniei, Orte nicht fünf Meilen von K. 
entfernt find, auzeiten bes Klägerd gegen bie 
Wahrheit dieſer Tiche nichts angeführt worden, 
übrigens aber bier, feſtgeſtellt worden ift, daß 
Klägerm innerhalb | Zeitraums von 42 Jahren 
mehrfache Gelegenhe. oten worden, von feinem 
Privilegio Gebrauch hen, ohne daß er daſſelbe 
in Anwendung gebrat,, aber ein Privilegium 
durch ben Nichtgebraus rloſchen zu achten, ein 
Zeitraum von blos 31, 6 Mochen 3 Tagen 
erfordert wird, au, umgeweis der Verjährung 

zu führen, nicht erfordeilt daß jede einzelne der 
Handlungen, welche 98 in Anfpruch genom- 
mene Privilegium ausgelb,, find, dieſe ganze 
Zeit umfaffe, es vielmehr Dit, a eihend eiſcheim, 


wenn nachgewiejen worden, daß innerhalb der Ber: 
jährungszeit wenigftens drei Handlungen gegen das 
Berbietungsrecht ohne Wiberſpruch des Berechtigten 
ausgeübt worden, zumal fi) das von Alägerm be— 
anfpruchte Verbietungsrecht nach Harem Inhalte der 
Urkunde blos auf die Errichtung und Anlegung, 
feineöwegs aber auf den Betrieb bereits errichteter 
PBapiermühlen bezieht, übrigens aber eine Erneue: 
tung bes Privilegiums in dem Lehnbriefe vom Jahre 
1825 nicht enthalten ift, wie bereits in den Entſchei— 
dungsgründen zu dem Anterlocute im zweiter und 
dritter Inſtanz hinlaͤnglich dargethan worden, fo hatte 
Bellagter fein Ihema probandum wie Recht erwiefen, 
und war demnach, fo wie gefchehen, zu erkennen. 
Und felbft, wenn ber Eidesantrag über die Gegen 
befheinigungsartifel zuläflig gewejen wäre, würde 
durch die Gegenbeſcheinigung eine Unterbredung der 
Berjährung nicht haben dargethan werden fönnen, in— 
dem der eine Fall, wodurch Kläger die Unterbrechung 
der Ertinctivverjährung beweiſen wollte, — der gegen 
Errichtung einer Papiermühle in Kleinftorfwig von 
dem curator bonorum im Ereditwejen ber damaligen 
Eigenthümer ber Bapiermühle zu K. erhobene Wider- 
fpruch, elr. Bl. —, wie er felbft angiebt im Jahre 
1803, aljo noch vor Beginn ber Verjährungszeit, 
vorfam, mithin eine Unterbrechung berjelben nicht 
bewirfen fonnte, der andere Bl. — seq. aber ebens 
fowenig eine Unterbrechung ber Verjährung beweilt; 
denn wie Kläger anführt, habe der Stabtrath zu 
Leipzig im Jahre 1828 dem um Erlaubniß zu Anle- 
gung eines Lumpenholländers nebjt Stampfer Nach— 
fuchenden mit dem der Mühle zu K. zuftehenden !Bri- 
vilegium befannt gemacht, und ber bamalige Befiger 
der legtern bei den Gerichten zu K. gegen Anlegen 
biefes Werkes proteftirt. Nun fann aber Diefem bei 
einer gänzlich incompetenten Behörde, wie das Gericht 
zu K., dem zu Leipzig wohnhaften Erbauer jenes 
Werkes gegenüber, unbeftritten war, eingelegten 
Widerſpruch ein rechtlicher Erfolg keineswegs beis 
gelegt werden, ebenjo wie ber Umftand, daß ber 
Stadtrarh zu Leipzig jenen von ber Erijtenz des 
fraglichen Privilegii in Kenntniß geſetzt, als inter- 
ruptlio praescriplionis ſchon aus dem Grunde nicht 
betrachtet werden fann, weil die Ertinctivverjährung 
nicht Durch eine gerichtliche Verfügung, welche eine 
obrigfeitliche oder richterliche Behörde ex ollicio vor— 
genommen hat, unterbrochen wird. 
cr. Dr. Haubold, Lehrb. d. KH. ©. Privatrechts, 
herausg. von Hänfel, 3. Aufl. p. 467. not.k. 2. 
Die Eompenfation der Procepfoften rechtfertigt fich 
dadurch, daß beiden Theilen eine Streitfucht in vorlies 
gender Sache nicht beigemefien werden fonnte und die 
Entſcheidung derſelben allerdings zweifelhaft war.‘ 
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Auf den gegen dieſen Befcheid vom Impetranten 
eingewenbeten Recurs erfannte dagegen bie Königl. 
Kreisdirection zu Leipzig unterm 9. Detober 
1850: 

„Daß es bei dem erwähnten Beſcheide BI. — sq., 
foweit darin erfannt worden, 

daß Impetratend Anwalt den zur Ertheilung 

der zweiten Dilation erforderlich gewefenen 

Sofennitätseid annoch nachträglich zu leiften, 

ſolchenfalls des Impetraten Beicheinigung für 

verfäumt nicht zu achten, berfelbe aber Das» 
jenige, fo ihm zu erweifen nadhgelaffen, mit 

Recht dargethan habe, und daher auch das 

vom Impetranten BI. — sq. für feine Bapier- 

mühle zu K. in Anfpruch genommene Privile- 
gium für erlofchen zu erachten und das DI. — 5q. 
verfügte Verbot der Anlegung und Betreibung 
der dem Impetraten zugehörigen Papiermuͤhle 
zu ©. wiederum aufzuheben fei, 
nicht zu laſſen; es ift vielmehr der ernannte Anwalt 
mit nachträglicher Ableiftung des Solennitätseibes 
zu verfchonen, bdeffenungeachtet aber Impetratens 
Beicheinigung für verfäumt nicht zu achten, Dagegen 
hat aber legterer damit, fowie in Berüdfichtigung bes 
in der Bl. — sq. erfichtlichen, des allerdings uns 
ftatthaften Eidesantrags ungeachtet, doch eben fo 
wenig für verfäumt zu achtenden Oegenbefcheinigung 
von Impeirantem Ausgeführten, Dasjenige, fo ihm 
zu ermweifen obgelegen, nicht bargethan, und ift 
demnach auch Impetrant H. auf das Privilegium 
BL. — sq. fi zu berufen wohl befugt gewefen, 
weshalb ed endlich bei dem dem Jmpetraten BI. — 
ertheilten Verbote zu bewenden hat. 

Im Uebrigen ift der Befcheid erfter Inftanz be— 
ftätigt worden und werden auch bie Koften zweiter 
Inſtanz zwifchen den Parteien gegen einander aufs 
gehoben. 

Diefe Entfcheidung beruht, und zwar zunächft 
in Anfehung der Bormalpunfte, auf folgenden 
Gründen: 

Daß ebenfalls im Adminiftrativjuftigprocefie Dila- 
tionen ber Beweisfriften auf Anfuchen der betreffens 
den Parteien bewilligt werden fönnen, ift burch ben 
Gerichtsbrauch bei den höhern und höchſten Admi— 
niftrativjuftiginftangen bereits hinreichend conftatirt,” 
erfcheint aber auch nicht nur an und für ſich felbft, 
da im Allgemeinen jeber Behörde, welche das Recht 
hat, eine Präclufivfrift zu fegen, auch das Recht 
suftehen muß, Die legtere aus ausreichenden Grüns 
den zu erweitern, fondern fpeciel auch nach den 
Beftimmungen des Gefeges vom 30. Januar 1835. 
sub D. vollftändig gerechtfertigt, da dieſes Geſetz die 
Ertheilung von Dilationen für die Beweisftiften 
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nirgends unterſagt und der von dem Recurtenten 
zur Begründung feiner entgegengeſetzten Anſicht 
Bl. — angezogene $. 8. des erwähnten Geſetzes 
den Fall vor Augen hat, wenn bie Beſcheinigungs⸗ 
oder Gegenbefcheinigungsfrift abgelaufen fein jollte, 
ohne daß irgend etwas und aljo auch nicht ein 
Gefuch um Verlängerung ber betreffenden Friſten av 
ben Acten gebracht worden wäre; ein Hall, ber in 
defien bier gar nicht vorliegt und in weldem, ver 
möge ber bem Adminiftrativjuftigprocefie zum Grune 
liegenden Grörterungsmarime, dem Richter immt 
auch nicht das Recht abgefchnitten fein würde, vch 
Amtswegen auf Erörterungen in ber Sache eini- 
gehen, welche zur Befeitigung ber etwa vorhandien 
Zweifel und Dunfelheiten geeignet fein fönnter 

Die Berechtigung des Stadtraths zu ©. ala 
Richter erfter Inftanz, bei welchem fi Damaf noch 
die Sache zur Entfheidung befand, bem Imtraten 
die erfte und nach Befinden auch noch eindweite 
Dilarion zu Einreichung der ihm nacheaſſenen 
Befcheinigung zu ertheilen, ift daher nicht Abrede 
zu ſtellen und der dagegen Bl. — von d Recur— 
renten erhobene Einwand unbegründet. 

Wenn indeffen in der vorigen Enijedung ber 
Anwalt des Impetraten nachträglich no die Ablei- 
ung des Solennitätseides auferlegt urdabei aus. 
gefprodhen worden ift, daß erft nach berfter Eides- 
feiftung die Beſcheinigung Bl. — sglr verfäumt 
nicht angefehen werben folle, fo Has’Mm nicht bei— 
gepflichtet werben Fönnen. 

Denn abgefehen davon, daß nadrePrechtlicher 
Vorſchrift 

Erl. Proc.⸗Ordn. ad tit. XX. 8 

Biener, syst. proc., $. 126. r 
der Sofennitätseid jedenfalls · dem Definitiv- 
erfenntniß geleiftet fein muß, ’ es dem Richter 
keineswegs freifteht, von diefe!Früdlihen Vor⸗ 
fehrift zu Gunſten der einen*T anderen Partei 
abzuweichen, fo ift aber überft biefe proceßrecht⸗ 
liche Beſtimmung im Admiritivjuſtizproceß nicht 
in Anwendung zu bringen. 

Das Geſeh vom 30. AUF 1835. sub D. will 
nämlich im Allgemeinen be ſet Procepform Eides- 
teiftungen möglichft ver! wiſſen. Dieß ift in 
materieller Hinfiht aus! im $. 10. durch bie 
Beftimmung ausgefpror „DAR der Eibesantrag 
nicht ftatt habe”, um! ebenfo von den in for« 
meller Hinficht im fir! Civilproceſſe vorkommen⸗ 
den Eiden, inſowe itgleichen nicht, wie bie Ver— 
eidigung der Zeuge⸗ 9.) ausdruͤcllich beibehalten 


find. 
Ueberhaupt art Pem Ermeſſen des Adminie 


ftrativjuftigeichter"" weit größerer Spielraum 


gelaffen und namentlich auch Die formelle Leitung 
der ftreitigen Verwaltungsſachen feineswegs in bie 
für dad Beweisverfahren im Eivilprocefie vorgefchrie- 
benen engen Grenzen gewiefen worden, daher denn 
auch in dem vorliegenden Falle das Befugniß bee 
Stadtrath8 zu ©. zur Bewilligung Der zweiten 
Dilation an den Beweisführer ohne vorgängige 
Eidesleiſtung und in Folge deſſen bie formelle Zu- 
läffigfeit der von letzterem beigebrachten Befcheini- 
gung um fo weniger in Zweifel geftellt werden mag, 
als einerfeits ed für den Stadtrath ohne Die Angabe 
näherer Momente Seiten des Beweisführers an 
jedem Anhalte gebrach, um das Sach- und Rechts— 
verhältmiß im Wege amtlicher Erörterung zu ermit- 
teln, anbererfeitd aber Dasjenige, was von dem 
Beweisführer zu Unterftügung feines Geſuches um 
Bewilligung ber zweiten Dilation angeführt worben 
ift, infofern als begründet erfcheint, als die Erlan- 
gung der gerichtlichen Zeugniffe, auf welche fich bie 
Beicheinigung fügt, mindeftens der Zeit ihrer Aus» 
ftellung nach, mit Aufenthalt verbunden geweſen 
iſt. Mit Recht ift dagegen in bem angefochtenen 
Beſcheide der zur Unterftügung der Gegenbeſcheini— 
gung BI. — sq. gebrauchte Eidesantrag für unftatt- 
haft erklärt worden, ba berjelbe nach $. 10. bes 
Gejepes sub D., wie bereitd oben bemerft warb, im 
Adminiftrativjuftizproceß ausbrüdlich ausgeſchloſſen 
ift und der Nichter amtswegen barauf zu fehen hat, 
bag ber geſetzlichen Borjchrift, über welche auch 
unter ben Parteien ein Compromiß nicht ftattfinden 
fann, Folge geleiftet werde. Für verfäumt hat in— 
defien deshalb bie Gegenbefcheinigung nidyt ange: 
fehen werben fönnen, vielmehr mit Hinblid auf bad 
dem Adminiftrativjuftizproceß zum Grunde liegende, 
bier noch befonders in der Beflimmung 8. 20. des 
Gejeges sub D. Begründung findende Erörterungsd- 
princip nur noch eine nähere Erörterung über bie 
Wahrheit der von H.'n angeführten Thatfachen fich 
nothwendig gemadıt. 

Was nun dagegen das Materielle ber Sache 
anlangt, fo ift zunächft, und zwar zur Widerlegung 
ber von bem Necurrenten in Anfehung ber Beweid- 
führung bei der erlöfchenden Berjährung des frag- 
lichen Privilegiums durch Nichtgebrauch BI. — sq. 
ad grav. 3. aufgeftellten Rechtslehren, auf das Be— 
weiderfenntniß BI. — und die bemfelben untergelegten 
Entfheidungsgründe zu verweifen. 

Es ift darin ausdrüdlich hervorgehoben worden, 
bag und aus welchen Gründen bie Anficht, daß 
Behufs des Erlöfchens der Privilegien der hier in 
Frage ftehenden Art ber Beweis erforderlich fei, daß 
der Berechtigte von feinem Befugniß wider denjenis 
gen felbft, welcher eine Eremtion bavon behauptet, 
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während rechtsverwaͤhrter Zeit feinen Gebrauch ges 
macht habe, im vorliegenden Falle nicht in Anwen 
dung kommen fönne; in Anfehung ber T.’fchen 
Papiermühle würde ein derartiger Beweis gar nicht 
zu führen gewefen und ben fonft etwa noch in dem 
betreffenden Sprengel beftehenden Papiermühlen 
gegenüber nur unvollitändig fein, ba felbft den 
techtöverjährten Beftand derartiger Mühlen anges 
nommen, doch der Fall dann immer noch nicht aus— 
geichloffen fein würde, daß während bes Betriebs 
ber fraglichen Mühlen anderwärts von dem Privi— 
legium Gebrauch gemacht worden fei. 

Es handelt fich vielmehr um ben Nachweis, daß 
ber Berechtigte von dem Privilegium überhaupt 
und im Allgemeinen während rechtöverjährter Zeit, 
obgleich er zu befien Geltendmachung mehrfach Ge- 
legenheit gehabt, doch Feine Anwendung gemacht 
babe, und da ein Recht in Frage fteht, befien Aus- 
übung von dem zufälligen Eintritt gewiſſer Umftände 
abhängig ift, fo fann diefer Beweis allerdings nicht 
anders geführt werden, ald durch die Beicheinigung 
von brei die Verjährungsgeit umfchließenden und 
wieder umter fi durch eine vollitändige Berjäh- 
rungsperiode von einander nicht getrennten Fälle, 
bei denen fid) Öelegenheit geboten haben würde, bas 
Privilegium in Anwendung zu bringen, bies aber 
unterlaffen worben if. 

Diefe Theorie wird nicht allein von Rechtslehrern 
als bie richtige bezeichnet, 

Kori und von Langenn, Erört. praft. Rechts— 
fragen, Th. 1. ©. 22, 
fonbern findet felbft in ber vwaterländifchen Geſetz— 
gebung ihre Begründung, 
ef. 5te Decifion v. 3. 1746, 
Mandat vom 21. Februar 1827. 8. 5. und 6. 
Bekanntmachung, einige Rechtsfäge betr., vom 
6. Auguft 1836. 
wo allerwärts ber Rachweis dreier Fälle zur Be— 
fcheinigung entweder des Erlojchenfeins, oder der 
Grwerbung ber betreffenden Rechte als erforderlich 
vorgefchrieben ift; daß aber diefe drei und, infoweit 
nöthig, mehr Fälle die Verjährungszeit in fich ſchlie— 
fen müſſen, folgt daraus, daß zu Gunſten bes 
Verjährenden nicht präfumirt werben darf und ber 
erforderliche Zeitraum nicht nachgewiefen fein würbe, 
wenn Anfang ober Ende befielben über die betreffen» 
ben Fälle hinausläge. 

Was nun die vorliegende Beicheinigung bes 
Impetraten T. anlangt, fo hat ber legtere durch Die 
Bl. — sq. in Abfchrift befindlichen, nad Bl, — 
im Originale producirten obrigfeitlihen Zeugniſſe 
nachgewiefen, daß in ben Jahren 1801 — 1804, 
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1829, 1835 und 1838 innerhalb eines Umkreiſes 
von fünf Meilen um die Papiermühle von K. an 
verfchiedenen Orten Papiermühlen errichtet und in 
Betrieb gefept worben find, ohne daß Seiten des 
Privilegiuminhabers dagegen Widerfpruch erhoben, 
alſo von dem ber Papiermühle zu K. zuftehenden 
Privilegium, obſchon fi) dazu Gelegenheit geboten, 
Gebrauch gemacht worden wäre. 


Diefe vier Fälle fchließen die Verjährungszeit 
von 31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen und mehr in 
ſich ein, fie find ihrerfeits durch eine vollſtaͤndige 
Berjährungsperiode von einander nicht getrennt, und 
da auch feit dem Jahre 1838 und ber Errichtung 
ber Teſchen Papiermühle in ©. eine Zeit von 313. 
6 W. 3 T. nicht verfloffen it, fo würde der Nicht- 
gebrauch bes in Rede ftehenden Privilegiums aller- 
dings als befcheinigt zu betrachten fein, bafern 
nicht anderwärts während ber Berjährungszeit von 
bemfelben Gebrauch gemacht und aljo eine Unter- 
bredhung ber durch bie Bejcheinigung bes Impes 
traten nachgewiefenen Verjährung eingetreten fein 
follte. 

Nun hat aber ber Impetrant H. in ber Bl. — sq. 
erfichtlichen Gegenbefcheinigung art. repr. 6. und 7. 
und art. repr. 41. auf zwei Vorgänge aus ben 
Jahren 1803— 1804 und 1828 Bezug genommen, 
wo beziehendlich in Kleinftorfwig und in der Nähe 
der Stadt Leipzig von Heinrich Chriftoph Walther 
und Earl Gottfried Schneider die Errichtung von 
Papiermühlen beabfichtigt worden fei, auf den das 
wider von dem Beliger der PBapiermühle zu K. 
erhobenen Wibderfpruch aber habe unterlafjen werden 
müjien. 

Die Königliche Kreisdirection hat fich vermöge 
bed zu ben gedachten Gegenbeicheinigungsartifeln 
gebrauchten unftatthaften Eidesantrag genöthigt ge— 
jehen, der Wahrheit diefer auf die Sache allerdings 
ſehr wejentlihen Einfluß Außernden Behauptungen 
burch Einforderung der dieferhalb etwa ergangenen 
Acten DI. — auf ben Grund zu gehen, auch im 
weiteren Berfolg der Bl. — sg. und — sy. erfichts 
lihen Grörterungen die Befragung verfcbiedener 
Perfonen vornehmen zu laffen, und es hat fich hiers 
auf in Beziehung auf Die Anführungen der H.’fchen 
Gegenbefcheinigung Bolgendes ergeben: 


(Schluß folgt in der nächſten Nummer.) 


Miscellen. 


Anzeige neu ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 1. Stüd des Geſetz- und Verordnungs— 
blatte® für das Königreih Sachſen (v. I. 1854) enthält: 
No. 1. Verordnung, die für die Benugung ber 
Staatötelegraphen geltenden Beftimmungen und ven 
Deutih=Defterreichifchen Telegrapbenverein betreffend ; 
vom 28. December 1853. No. 2. Berorbnung, die 
Gewerbefteuer der Banfichlädter auf das Jahr 1854 
betreffend; vom 2. Januar 1854. No. 3. Verorbnung, 
die zwijchen den Staaten des deutſchen Zoll- und Hans 
belöverein® einerfeitd und den Kaiferl. Oefterreichiichen 
Staaten anderfeitd wegen gegenjeitiger Behandlung der 
Handeldreifenden getroffene Wereinbarung betreffend; 
vom 28. December 1853. — Letzte Abjendung: am 
17. Januar 1854. 


Das 2. Stück deſſelben Gefeh- und Verordnungs— 
blattes enthält: No. 4. Verordnung, bie Befannts 
macung des Staatövertragd wegen ber Uebernahme 
und Weiterbeförberung der Schüblinge auf der Dredven- 
Prager Eifenbahn betreffend; vom 24. December 1853 
No. 5. Befanntmachung, die Eröffnung des Betriebs— 
telegrapben ber Sächſiſch-Bayerſchen Staatseifenbahn 
für die allgemeine Staats- und Privat- Correfponden; 
betreffend; vom 9. Januar 1854. No, 6. Bekannt» 
madhung, den übergangsabgabepflichtigen Verkehr mit 
Bier und Branntwein nach und von Hannover, Dlden- 
burg und Schaumburgstippe betreffend; von 14. Januar 
1854. No. 7. Verordnung, die Uuspehnung der zwi— 
ichen den Bollvereindftaaten wegen gegenfeitiger Behand⸗ 
lung der Gewerbtreibenden und Handelsreiſenden be— 
ftehenden Beftimmungen auf die Staaten des vormali- 
gen Gteuervereind betreffend; vom 7. Januar 1854. 
N0.8. Decret wegen Beftätigung ber Sparcaſſenordnung 
für die Stadt Geringgwalde; vom 30. Derember 1853. 
— este Abſendung: am 28. Januar 1854. 


Anftelnngen bei Batrimonialgerichten. Der 
Advocat Karl Julius Reiner in Bernftant iſt als 
Juftitiar der Gerichte zu Kemnig in Pflicht genommen 
worden. 


Der Advocat Guftav Auguft Hertel zu Grimma 
it ald Verwalter der Gerichte zu Altenbain in Pflicht 
genommen worden. 
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Ueber erlöfchende Verjährung von Privilegien. 


Mitgetbeilt von 
Herrn M. in F. 
(Schluß des S. 112. abgebrochenen Rechtsfalles.) 


Was zunädft die im Jahre 1828 von Earl 
Gottfried Schneider in Leipzig errichtete Bapiermühle 
anlangt, fo vermag fich Recurrent H. auf diefen 
Borgang allerdings nicht mit Erfolg zu besieben; 
benn abgejehen davon, baß ber gegen das fragliche 
Unternehmen von dem Befiger des Ritterguts K. 
und dem Inhaber ber PBapiermühle dajelbft, Johann 
Ernft H., erhobene Widerfpruch nach Bl. — und — 
ber beiliegenden Kr Gerichisacten nr. 154. vom 
Jahre 1828 Seiten der vormaligen Königlichen 
Landesregierung zurüdgemwiefen worden ift, fo fcheint 
überhaupt das fraglihe Privilegium in dem vor- 
liegenden Falle, da es fich bier hauptfächlich um die 
Errichtung einer Roßmühle zur befieren Förderung 
ber von Schneidern nad Ausweis der anliegenden 
Rathsacten sub $. nr. 30. 14. de ao, 1828. bisher 
fhon betriebenen Papp⸗ und Papierfabrifation ge- 
handelt bat, nicht betroffen worden zu fein. 

Anders verhält fi dagegen die Sache in dem 
erften, bejage der anliegenden K.'r Gerichtsacten 
sub Litt. K. or. 115. in den Jahren 1803 — 1804 
verhandelten Vorgang ; denn nachdem in Folge des 
Bl. — erfichtlichen Referipts die Erklärung des 
damaligen Befigers der Papiermühle zu K., welcher 
nah Ausweid der Acten in Concurs verfallen war, 
wegen der von Johann Ehriftoph Walthern zu Klein- 
ftorhwig beabfichtigten Umwandlung feiner dafigen 
Mahlmühle in eine Papiermühle, nah Bl. — er 
fordert worden war, Der beftellte curator bono- 
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rum nah Bl. — auch gegen bas Walther'fche 
Gefuh unter Bezugnahme auf das der Papiers 
mühle zu K. zuftehende Privilegium den BL. — 
erfichtlihen Widerfpruch eingereicht hatte, ift ber 
Mühlenbefiger Walther befage des Bl. — in Abs 
Schrift befindlichen Referipts mit feinem Geſuche ab- 
gewieſen, und folches in Folge des BI. — erſichtlichen 
Referiptd dem gedachten curator nah Bl. — unter 
dem 13. Auguft 1804 befannt gemacht worden. 

Daß aber der Widerſpruch des curator bonorum 
diefelbe Geltung auch in Beziehung auf Die gegen 
das jragliche Privilegium laufende erlöfchende Bers 
jährung bat, ald wenn er von dem Inhaber ber 
Papiermühle ſelbſt ausgegangen wäre, unterliegt 
feinem Zweifel, da dem curator bonorum eines 
Creditweſens nah Vorſchrift der Erl. Proc.sOrbn. 
ad tit. XLI. $. 1. nicht nur das Recht, fondern auch 
die Pflicht obliegt, bed Creditweſens Beftes auf alle 
Art und Weiſe zu beforgen, und dafjelbe jedenfalls 
ſehr erheblich beeinträchtigt worden wäre, wenn 
man auf das Vrivilegium ber Bapiermühle zu K. 
burch Errichtung anderer und bier namentlich ber 
Walıher’ihen Papiermühle keine Rüdficht genommen 
hätte, 

Da nun bem fraglichen Widerſpruch in ber 
Walther'ſchen Eonceffionsängelegenheit die Wirkung 
der Unterbrechung der wider das Privilegium bes 
gonnenen erlöjhenden Verjährung nicht abgefprochen 
werden fann, fo würde ed, wenn noch die Bejchei- 
nigung bed Jmpetraten für gelungen angefehen 
werden follte, des fperiellen Nachweifes bedurft 
haben, baf der erfte Berjährungsfall, die nach dem 
Zeugniß der Gerichte zu S. obern Theild Bl. — 
während der Jahre 1801—1804 erfolgte Errichtung 
ber Ludwig'ſchen Papiermühle daſelbſt, nad dem 


13. Auguft 1804, ald dem Tage ber Rotification 
Bl. — der Gerichtsacten sub K. nr. 115, de ao. 
1804, eingetreten fei, ba von dem nächften, im Jahre 
1829 ftattgefundenen Falle an und dem bes Jahres 
1838 (Bl. — und —) ein Zeitraum von 31 Jahren 
6 Wochen und 3 Tagen nicht dazwiſchen liegt und 
die Zeit bis zum 13. Yuguft 1804, als dem Termin 
der Unterbrechung, bei Berechnung der Verjährung 
nicht in Betracht fommen fann. 

Weber die nochmalige Vernehmung mit ben 
Gerichten zu ©. obern Theils, BL. — und —, noch 
die durch Befragung verfchiebener, mit dem Sach— 
verhältniß angeblich befannten Perfonen Bl. — sq. 
angeftellten Grörterungen haben jeboch über ben 
Zeitpunft der Errichtung ber Ludwig'ſchen Papier- 
mühle etwas Zuverläffiges zu conftatiren vermodht, 
und da das Zeugniß Bl. — diefen Zeitpunkt in 
unbeftimmter Weife innerhalb der Jahre 1801 — 
1804 verfegt, Die Angaben der befragten Perfonen 
mit dem erfleren auch infofern übereinftimmen, ala 
fie die Errichtung ber fraglichen Papiermühle eher 
vor das Jahr 1801 als fpäter verweilen, fo bat 
biefer erfte Befcheinigungsfall, dem beftimmten acten« 
fundigen Nachweis ber Unterbrehung im Jahre 
1804 gegenüber, zu Gunften der Beweisführung 
T.'s nicht in Aufrechnung fommen fönnen, deshalb 
aber nad dem Vorherbemerften die unternommene 
Beicheinigung für verfehlt erachtet werben müffen. 

Die nothwendige Folge aber hiervon war, daß 
Man wie gefchehen zu erfennen und es bei dem dem 
Impetraten nad Bl. — ertheilten Verbote zu ber 
wenden laflen hatte. 

Die ausgeſprochene Koftencompenfation findet 
ihre Rechtfertigung in dem eingetretenen Wechſel der 
Entſcheidungen.“ 

Eine Entſcheidung dritter Inſtanz erledigte ſich 
dadurch, daß die fragliche Differenz in einem am 
15. April 1851 vor der K. Kreisdirection zu Leipzig 
abgebaltenen Vorbeſchiede verglichen wurde. 


26. 


Bedingungen der Statthaftigfeit von Anträgen 
auf entfprechende Formulirung eines mittelft 
rechtöfräftigen Erkenntniſſes auferlegten noth: 
wendigen Eides. 
Mitgetheilt von 
Heren Dr. B. E. in Weimar. 


In einem Weiderechtöftreite des Großherzogl. S. 
Fiscus wider die Gemeinde S. war nach geführtem 
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De= und Gegenbeweiſe Tegtinftanzlich entfchieben 
worden: bie beflagte Gemeinde habe das libellirte 
Hutungsrecht anzuerkennen, — dafern Seiten bes 
klagenden Staatsfiscus ein Erfüllungseid (de cre- 
dulitate) dahin werde gefchworen werden: baß von 
den Pachtern des Kammergutes zu M. bezüglich 
deren Dienftleuten die Flur S., fobald und foweit 
ſolche nach den gefeplichen Erforderniffen der Hutung 
offen, das ganze Jahr hindurch wöchentlich einen 
Tag mit ber fog. Hammelheerde feit 31 Jahren 
6 Monaten 3 Tagen, vom Jahre 1836 an zurüd- 
gerechnet, frei, offen und ungehindert beweidet wors 
ben fei. 

Der Fiscus erflärte fih zur Eidesleiftung auch 
bereit; — nur verlangte er, daß bie Eidesformel, 
damit fie mit den vorliegenden Beweiszjeugenaus- 
fagen — welche er näher bezeichnete — in Einklang 
gebracht werde, eine bergeftaltige Formulirung erhalte, 
als ob in dem obigen Erfenntniffe nach ben Worten 
„ſoweit ſolche (die Flur ©.) nach den gejeglichen 
Erforderniffen der Hutung offen” — mit Hinmweg- 
laffung der Worte „das ganze Jahr bins 
durch“ — bie Worte „im Uebrigen aber obne 
Beihränfung auf eine gewiſſe Zeit im Jahre 
und foweit nicht in übeler Witterung, in dem 
Mangel an Weide, ober fonft ein Abhal— 
tungsgrund auf Seiten bed Gutes ober der 
Dienftleute deſſelben vorgelegen”, hinzugefügt 
wären. 

Hiergegen remonftrirte jedoch ber Actor ber Ger 
meinde, auf die Rechtäfraft des im Mittel liegenden 
Erfenntniffes fih ftügend. Der Procurator fisci 
begehrte daher nunmehr eine rechtliche Entſcheidung 
darüber: ob und inwieweit ed fatthaft und aus— 
reichend erfcheine, daß ber erfannte Eid in ber 
Maafe, wie dazu fich erboten worden, ausgeſchwo— 
ten werde, indem er vorftellte: eine Normirung bes 
Eides in jener Maafe müſſe um fo unbedenflicher 
ericheinen, ald a) die Hägerifcher Seits gewünjchten 
Mopdificationen — weit entfernt, in Die merita causae 
einzugreifen oder einen abändernden Einfluß darauf 
zu besweden — fchon von ber Natur der Sade 
an die Hand gegeben feien und ihre Begründung 
barin fänden; b) das Gericht, wenn e8 einen erfann» 
ten Eid — zumal einen einer Partei auferlegten 
(jur. necessarium) — wozu ihm unter Umftänden, 
wie ben vorliegenden (cl. L, 34. 8. 5. D. de jure 
jurando [12. 2.]), an und für fi das Recht un« 
Rreitig zuftehe — demgemäß und fo normire, daß 
insbefondere alles Berfänglihe (ef. Gönner, 
Handbuch des Proceſſes, Bd. 2. Ar. XLIX. $. 1. 
©. 504.) daraus entfernt werde, nur einer richter« 
lichen Pflicht genüge, endlich aber c) von einem 


bereits vechtöfräftig normirten — weil in bas vor« 
genommenen — Eide jhon darum (cl. Geuffert, 
Hanbb. bes beutfchen Eivilprocefies, Bb.3. ©. 372.) 
fiher nicht bie Rebe fein fünne, weil Darüber, 
wie das fragliche Suppletorium zu normiren jein 
würde, vor ber Ertheilung jenes Erfenntnifjes eine 
Gonteftation unter den Parteien — ein wechjelfeiti- 
ges Gehör derfelben — gar nicht ftattgefunden habe, 
ja noch gar feine Veranlafjung zu einem ſolchen 
gegeben geweſen ſei, — jener Enbdbeſcheid aljo 
infoweit den Gharafter einer bloßen interlocutio 
mera an fid) trage. 

Das Kreisgeriht Weimar bdecretirte hierauf 
am 10. September 1852: e8 fei dem Antrage bes 
Procurators bes Großherzogl. Staatsfiscus gemäß 
bie fragliche Eidesformel dahin zu faſſen: 

„daß man auf Seiten bes Schmwurbeamten 
nicht anders wiffe, glaube und dafür halte, als 
bag von ben Pächtern des Großherzoglichen 
Kammerguts M., bezüglich deren Dienftleuten, 
die Flur ©., foweit ſolche nach den gefeglichen 
Erforderniffen der Hutung offen, im Uebrigen 
aber ohne Beſchränkung auf eine gewiſſe 
Zeit im Jahre, und foweit nicht in übler 
Witterung, oder in dem Mangel an 
Weide ein Abhaltungsgrund auf Seiten 
bes Gutes oder der Dienftleute deffelben 
vorgelegen, wödentlih Einen Tag mit 
ber fogenannten Hammelheerde feit 31 Jahren 
6 Wochen 3 Tagen, vom Jahre 1836 an zurüd- 
gerechnet, frei, offen und ungehindert beweibdet 
worden fei‘, 
ber rechtöfräftig (im Erkenntniſſe des Großherzogl. 
Dberappellationsgerichts zu Jena vom 29ften 
Auguft 1850) erkannte Erfüllungseid daher in ſolcher 
Weife von Seiten des Großherzogl. Fiscus abzulei- 
ſten, dagegen habe ber Antrag infoweit nicht Statt, 
als nad den Worten: „oder in dem Mangel an 
Weide‘ die Worte „oder ſonſt“ eingefchaltet werden 
follen. 

Diefem Beſcheide wurden folgende Gründe 
unterlegt: 

„Das Recht und die Pflicht des Procefrichters 
in Fällen, wo bie Barteien über die Abfafjung ber 
Eidesformel ftreitig find, Entfcheidung zu geben, ift 
an fih nad 1. 34. 8.5. D. de jur. jur. (12, 2.) 
fowohl in Anfehung des angetragenen, ald auch 
hinſichtlich des richterlih auferlegten Eides unbes 
fritten. 

Es hat ſich aber biefes, felbft Amtöwegen zu 
übende, Entſcheidungsrecht befonders dadurch zu 
äußern, daß die Eidesfafjung nicht nur Mental- 
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refervationen ausichließe, fonbern daß fie auch nur 
auf rechtlich erhebliche Umftände gerichtet, daß fie, 
bem Zwecke des zugefchobenen, bezüglich erfannten 
Eides und der rechtlichen Rage der Sache entiprechend, 
beftimmt werde. Gluͤck, Bandeetencomment., Bd. 12. 
©. 335. 336. In Anwendung deſſen auf den vor 
liegenden Fall ift nun nicht zu verfennen, baß Die 
durch die Vertretung bes Großherzogl. Staatdfiscus 
beantragte Eidesfafjung, ſoweit Ddiejelbe im vor« 
ftebenden Decrete Berüdfichtigung gefunden hat, 
nicht nur dem wahren Sachverbältniffe in factifcher 
und rechtlicher Beziehung volllommen entipricht, ſon⸗ 
bern hierbei zugleich auch geeignet if, bem Bebenfen 
zu begegnen, welches ein gewifienhafter Bertreter 
bes Fiscus in Ableiftung des Eides, gegenüber dem 
Wortlaute der Klage und der entfprechenden Beftim- 
mung bes Erkenntniſſes vom 29ften Auguft 1850, 
nicht ohne Grund nehmen könnte. 

Soviel nämlich infonderheit die ftatt ber Worte: 
„das ganze Jahr hindurch” in Antrag gebrachte 
Faflung: „im Uebrigen aber ohne Beſchraͤnkung auf 
eine gewiffe Zeit im Jahre’ betrifft, fo fällt in bie 
Augen, baß letztere der Sache nicht nur volllommen 
entfpricht, fondern auch einem mindeftens fcheinbaren 
Widerfpruche vorbeugt, welder in ben Worten: 
„das ganze Jahr hindurch” im Zufammenhalt mit 
ben zunaͤchſt vorhergehenden, etwas allgemein ge⸗ 
faßten Worten: „ſoweit foldye (die Flur) nach ben 
gefeglichen Erforbernifien ber Hutung offen“, gefuns 
ben werben fünnte. Es verdient baher die beantragte 
Faffung hier fchon deshalb den Vorzug, um jo mehr, 
als diefelbe der Sache und dem Sinne nach mit dem 
Klaginhalte volllommen übereinftimmt. 

Ebenfowenig Bedenken fonnte bie beantragte 
Einfhaltung der Worte: „ſoweit nicht in übler 
Witterung, ober in dem Mangel an Weide 1.‘ 
finden. Vielmehr hat diefer Zufag der Sache und 
den Acten völlig gemäß erfcheinen müflen. Denn 
ed liegt nicht nur in ber Natur der Sache, daß, 
zumal ein von bem berechtigten Grundftüd fo ent 
fernt liegendes Weivdelocal, als bie Flur ©. von M. 
aus, bei übler Witterung, wie bei Mangel an Weide 
in jener, ber offenen Triftzeit ungeachtet, ohne Nach⸗ 
theil für Die Heerde und bezüglich felbft für die trift- 
feidende Flur, nicht betrieben werden fann, fondern 
es führt auch das Ergebniß der Beweiszeugenaus⸗ 
fagen, wie es anders nicht wohl fein fonnte, eben 
darauf bin. Bergl. Zeuge — zu Beweisart. — 
Zeuge — zu Beweisart. — Zeuge — zu Beweisart. — 
Es erfcheint daher auch aus diefem legteren Grunde 
die beantragte Einſchaltung, als zugleih auf den 
vorliegenden Beweidergebniffen beruhend, volllommen 
begründet. 
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Dem Allen fann aber mit Erfolg bie Rechtöfraft 
des in ber Sache ergangenen legten Erfenntniffes 
nicht entgegengehalten werben, weil durch eine 
nad obigen Grundfägen erfolgende Eibesformulis 
rung der Rechtöfraft bes Erkenntniſſes nicht nur 
nit zu nahe getreten, vielmehr gerade dem er- 
fannten Eide nur ber rechte Ausdrud, die bem 
Falle entiprechende Faffung gegeben wird. Das 
in vorliegender Sache ertheilte drittinftanzlihe Er- 
fennmiß hat in Beziehung auf bad in Rebe 
ftehende Suppletorium zunächft die Worte der Klage 
und des erftinftanzlichen Beſcheides beibehalten ; 
allein nichtsdeftoweniger find bie obigen Grund» 
fäge wegen Allgemeinheit der in 1. 34. $. 5. cit, 
ertheilten Vorfhrift auch hier anwendbar, und es 
hat hiernach das obengedachte Erfenntniß feiner ber 
Parteien gegründete Ausitellungen, die Faffung ber 
Eidesnorm betreffend, benehmen wollen und benom⸗ 
men. Ein derartiger Ausſchluß würde mit mehrerem 
Grunde nur dann erſt in Antrag geftellt werden 
fönnen, wenn ®ehör beider Theile über die Eides- 
normirung erfolgt und hierauf richterliche Entſchei— 
dung ertheilt wäre, weil, wie auch in der Eingabe 
bes Großherzogl. Staatsfiscus vom 10. d. M. 
sub 2. c. angeführt ift, erft dann von einer bie 
Eidesformel befaſſenden Rechtékraft die Rede 
fein fönnte. 

Allein anders verhält es fih in Anfehung ber 
Worte „oder fonft ein Abhaltungsgrund auf Eeiten 
bes Gutes oder der Dienftleute deſſelben vorgelegen”, 
beren Einſchaltung gleichfalls beantragt ift. Diefer 
Sag lautet in feiner Faſſung offenbar zu allgemein, 
er läßt einen zu umfaffenden und deshalb zu unbe— 
ſtimmten Sinn zu, gewinnt auch weder durch das 
Weſen der Sache, noch durch die vorliegenden Be— 
weidzeugenaudfagen einen Stüppunkt. Es leuchtet 
ein, daß ſich unter diefen fo allgemein lautenden 
Sag ber Fall fubfumiren ließe, in welchem bas 
Kammergut M. die Blur ©. je alle acht Tage bes 
meiden zu laflen etwa deshalb unterlaffen hätte, weil 
man fi nicht für befugt gehalten, bie genannte 
Blur fo oft mit ber Hammelheerde betreiben zu 
lafien. Gerade diefelben Gründe, welche oben für 
die richterlihe Befugnis und Pflicht zu fachgemäfier 
Beſtimmung der Eidesnorm im Allgemeinen und für 
die Berüdfichtigung der dort näher beſprochenen 
Anträge im concreten Falle angeführt wurden, ftellen 
die rechtliche Unthunlichfeit dar, den in Rede ftehen- 
den Worten „und fonft“ die beantragte Stelle in 
dem vorliegenden Eide zu verftatten.’ 

Hierbei ließ ed auch das Appellationsgericht 
in Eifenad Inhalts feines Erkenntniſſes vom 
28. Januar 1853, der von beiden Theilen eingewen⸗ 


beten Berufung ungeachtet, Tebiglich beivenden, — 
und zwar aus nachfolgenden Motiven, in weldhen 
zugleich ein in ber gegenwärtigen Inſtanz vom Pro- 
eurator fisci bezüglich der Kormulirung der fraglichen 
Eidesnotul geftellter weiterer Antrag feine Würdi- 
gung fand: 

„Was 

I. die Appellation der Bellagten betrifft, fo fann 
zuvörderſt der Anficht berfelben nicht beigepflichtet 
werben, daß durch das in der Sache ergangene lept- 
inftanzliche Erfenntniß BI. — der Acten ber Seitens 
des Klägers abzuleiftende Erfüllungseid in ber Weife 
rechtöfräftig normirt fei, daß von ber in biefem 
Erfenntniffe enthaltenen Wortfaffung bes Eides 
nicht mehr abgegangen werden könne; es muß viel- 
mehr mit bem Kreisgeriht angenommen werben, 
daß in. jenem Erkenntniffe nur der Inhalt und die 
Richtung des zu leiftenden Erfüllungseides im AU- 
gemeinen angegeben werben follte. Denn bei Erthei— 
lung jenes Erfenntnifjes war die fpecielle Normirung 
der Eidesformel gar nicht in Frage; es handelte ſich 
vielmehr in Bezug auf den in erfler und zweiter 
Inſtanz erfannten Erfüllungseid nur darum, ob 
überhaupt ber Beweis des Klaggrundes ſoweit 
erbracht fei, daß fich diefer Erfüllungseid rechtfertige; 
wenn nun in dem drittinftanzlichen Erfenntniffe unter 
Weglaffung des einen Theild des in den früheren 
Inſtanzen erkannten Eides, welcher fich auf die Ber- 
pachtung des Kammergutes M. bezog, biefer Eid 
darauf befchränft worden ift, Daß von den Kammer 
gutspächtern die Flur S. während der Verjährungs- 
zeit in der in der Klage angegebenen Weife behütet 
worden fei, fo leuchtet ein, daß hierin fein Ausſpruch 
über die Eidesformel enthalten, daß vielmehr nur 
ber weſentliche Inhalt des Eides dadurch feſtgeſtellt 
worden ift, über befien Baflung immerhin nod ein 
rechtliches Gehör der Parteien und eine richterliche 
Entſcheidung ftarthaft erfcheint. Da nun der erfannte 
Erfüllungseid auf die Ausjagen der vernommenen 
Zeugen ſich gründet, fo entfpricht es vollfommen 
dem Sinne dieſes Eides, wenn derſelbe mit Rüdiicht 
auf den Inhalt der Zeugenausfagen genauer formu- 
lirt wird. Die Zeugen haben aber die Ausübung 
des libellirten Triftrechts während der Verjährungs— 
zeit im Allgemeinen beftätigt, und es ift nur deshalb 
noch auf einen Erfüllungseid erfannt worden, weil 
für einzelne Zeiträume nur die Ausſage eines ein« 
zigen Zeugen vorliegt; es haben aber bie meiften 
Zeugen, wenn fie auch die allwöchentliche Ausübung 
bes libellirten Trifirehts ald die Regel beftätigt 
haben, doch angegeben, daß Ausnahmen von diefer 
Regel vorgefommen feien, welche in fchlechter Witte- 
rung, in Mangel an Weide, oder in ber zu grofien 
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Entfernung der S—r Flur von M. ihren Grund 
gehabt hätten; ef. die Ausfagen des Zeugen — zu 
Art. —, bed Zeugen — zu Art. —, des Zeugen — 
zu Art. —, des Zeugen — zu Art. —, des Zeugen — 
zu Art. —. 

Wenn nun trog diefer von den Zeugen angeges 
benen Ausnahmefälle auf einen Erfüllungseid dar— 
über erfannt worden ift, daß die Flur S. das ganze 
Jahr hindurch, und zwar mindeftens wöchentlich 
einen Tag, mit der fogenannten Hammelheerde jeit 
31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen, vom Jahre 1836 
zurüdgerechnet, ſtets frei, offen und ungehindert 
beweidet worden fei, fo leuchtet ein, daß jenen Aus: 
nahmsfällen fein folches Gewicht beigelegt worden 
it, daß dadurch ber Beweis ber wöchentlichen Aus» 
übung des behaupteten Triftrechtes alterirt zu wers 
den vermöchte, ba trotzdem diefer Beweis als bis zur 
Hälfte erbracht angefehen worden ift; es leuchtet 
aber auch ein, baß ein „gewifienhafter” Schwur- 
marın Bebenfen tragen muß, unter diefen Umftänden 
die allwöchentliche Ausübung des fraglichen Trift- 
rechtes während des ganzen Berjährungszeitraums 
zu beichwören, und body würde es dem Sinne des 
auf die Ausfagen eben der Zeugen, welche Die vor- 
gefommenen Ausnahmen bezeugt haben, gegründeten 
Erfüllungseides geradezu widerfprechen, wenn dieſer 
Eid deshalb, weil die allwöchentliche Ausübung ber 
Trift in Rüdfiht auf jene Zeugenausfagen nicht 
beſchworen werden kann, für verweigert angefehen 
werden follte. Es entjpricht vielmehr dem Sinne 
des Erfenntnifies, wenn bei Normirung der Eides— 
formel auf die bezeugten Ausnahmen von der all 
wöchentlichen Betriftung der Flur S. Rüdficht ges 
nommen wird, 

Es erſcheint daher die klaͤgeriſcher Seits bean- 
tragte Aufnahme der Worte: „ſoweit nicht in übler 
Witterung, oder in Mangel an Weide ein 
Abhaltungsgrund auf Eeiten des Gutes, oder der 
Dienftleute beffelben vorgelegen‘‘, in die Eidesformel 
durchaus gerechtfertigt, da diefe beiden Gründe, aus 
welchen bie Betriftung der S—r Flur nicht immer 
allwöchentlich gejchehen tft, von den Zeugen aus- 
vrüdlich hervorgehoben worden find. Ebenſo recht- 
fertigt ſich die Einfchaltung der Worte: „bezüglich 
deren Dienftleuten‘, da die Berriftung nicht durch 
die Kammergutspächter felbft, fondern durch bie in 
ihren Dienften ftehenden Schäfer geichehen iſt; nicht 
minder rechtfertigt es fich, daß ftatt der im Erfennt- 
nifje enthaltenen Eidesworte: „jobald und foweit 
folche (die Flur ©.) der Hutung offen, das ganze 
Jahr hindurch‘ in bie Eidesformel die Worte 
fubftituirt worden find: „ſoweit folhe der Hutung 
offen, im Uebrigen aber ohne Befchränfung 


auf eine gewiffe Zeit im Jahre’, ba hierdurch 
der in jenen Worten liegende, wenigftens ſcheinbare 
MWiderfpruch vermieden wird. 

11. Die klägeriſche Appellation ift dagegen ge— 
richtet, daß in ber becretirten Eidesformel die vom 
Kläger ebenfalls beantragten Worte: „ober ſonſt“ 
vor den Worten „ein Abhaltungsgrund‘‘ wegbleiben 
follen. Es fann aber auch diefe Appellation nicht 
für begründet erachtet werden, indem vielmehr dem 
Großherzogl. S. Kreisgericht beigepflichtet werben 
muß, daß die Worte: „oder fonft ein Abhaltungs⸗ 
grund‘ wegen ihrer zu großen Allgemeinheit und 
Unbeftimmtheit nicht mit in bie Eidesformel auf- 
genommen werden fönnen. 

In ber Appellationsausführungsichrift ift unter 
Beziehung auf die Ausfagen der Zeugen ausein- 
ander gefegt worden, daß unter jenen Worten zwei 
beftimmte, von den Zeugen ebenfalld angegebene 
Abhaltungsgründe zu verfiehen feien, nämlich, daß 
M—r Kammergutsvieh frank geweſen, oder daß bei 
zu großer Entlegenheit der Blur ©. eben vorhandene 
nähere Weide benupt worden fei; ed wird daher ein 
nachtraͤgliches Decret dahin beantragt, daß ftatt ber 
Worte „oder fonft‘ bie Saͤtze in bie Eidesformel 
aufzunehmen feien: „ober in Krankheit des 
M—r Schafviehes, oder zu großer Ent— 
legenheit der S—r Flur bei eben vorhandes 
ner näherer Weide’, 

Das ift aber ein ganz neuer Antrag, auf welchen 
ſich das freisgerichtliche Decret, gegen welches appel⸗ 
lirt iſt, nicht beziehen fonnte, und auf welchen ſich 
daher auch bie Enticheidung in der Appellations« 
inftanz nicht mit erftteden fann, vielmehr hat das 
Kreiögericht zunächft erflinftanzlich darüber zu er⸗ 
lennen.“ 

Als nunmehr ber Procurator fisci beim Kreis— 
gericht auf Ertheilung eines folden anderweiten 
Erfenntnifies anirug, Deeretirte das Kreisgericht 
am 12. April 1853, daß diefem Antrage zwar in ſo— 
weit zu fügen, als in die im Decrete vom 10, Sep⸗ 
tember 1852 aufgeftellte Eidesformel nach den Wor- 
ten: „in bem Mangel an Weide‘, noch die Worte 
aufzunehmen: „oder in Krankheit des M—r 
Gutsſchafviehes“, — im Uebrigen aber jener 
Antrag nicht zu berüdfichtigen. 

Begründer wurde diefe Entfheidung wie folgt: 

„Bei Beurtheilung der Zuläffigkeit bes der vor« 
ftehenden Entſcheidung unterzogenen Antrags bed 
Procurators fommt es darauf an, die beiden Säge, 
deren Aufnahme in die Eidedformel er jegt noch 
beanfprucht, Hinfichtlich der Art der Behinderung, 
von welcher darin in Beziehung auf die zeitweife 
ausgefegte Beweidung ber Flur von ©. durch bie 
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M—r Gutöheerden die Rebe iſt, näher zu prüfen. 
Es ergiebt fi von felbit, daß Hindernifie, welde 
die wöchentliche Weidebenugung ber S—r Flur mit 
Nothwendigkeit nicht zuließen, und zugleich nur vor- 
übergehend eintreten, fi, wenn — wie bier — von 
Grwerbung und Behauptung bed entiprechenben 
Weiderechts bie Rede ift, von ſolchen Abhaltungs- 
gründen wefentlich unterjpeiben, deren Beachtung 
fediglich in der Willfür und im Belieben des Schäfereis 
inhabers, bezüglich feiner Dienftleute ftand, welche 
demnächft nicht etwa nur vorübergehende waren, 
vielmehr aus den Eigenfchaften bed herrſchenden oder 
dienenden Gutes felbit folgten. Während Abhals 
tungen jener Art, fobald fie ald unvermeidliche, von 
der Willtür des Inhabers der Heerden unabhängige 
erwiefen find, ohne Weiteres die Folgerung aus— 
fließen, ed habe dem legteren die Abficht der Be— 
fipesausübung gemangelt, ald die Ausübung bed 
fraglichen Weiderechts zeitweife unterblieb, jo ift 
dies bei Abhaltungsgründen der andern Art wenig- 
ſtens in Zweifel geftellt. Bei diefem kann ed daher 
nur auf die Tharfache der Befigesausübung felbft 
ankommen, ba die unterlaffene Ausübung in ber 
Willkür des Unterlafenden lag. 

Dies auf den vorliegenden Fall angewendet, jo 
fällt in die Augen, daß bie zeitweilige Krankheit bes 
M—ı Schafviches jener erſten Klafie von Bebin- 
berungsgründen angehört. Und ba fi nun auch 
aus ber Bernehmlafjung ded Beweiszeugen — zu 
Art. — und — ergiebt, daß jeweilige, infonderheit 
im Jahre 1838 vorgefommene Krankheit des M—ı 
Gutsſchafviehes am Auftreiben beffelben in bie 
Flur S. abgehalten habe, fo erſchien es ben dem 
Decrete vom 10. September vorigen Jahres bei- 
gegebenen Gründen ganz entſprechend, den in Rebe 
ftehbenden Sag in die Eibesformel ausdrüdlic aufe 
zunehmen. 

Dagegen wies fi nach dem Angeführten bie 
Einftellung des andern Satzes: „oder in zu gros 
Ber Entlegenheit der S—r Blur bei eben 
vorhandener näherer Weide” in die Eidesformel 
als unthunlich aus. Auf diefen Sag ift ganz bas- 
jenige anwendbar, was oben von den mit der Be- 
ſchaffenheit bes herrfchenden oder dienenden Grund- 
ftüds zufammenhängenden Gründen bes zeitweife 
nicht ausgelibten Weiderechtd gejagt wurde. 

Der Zufag: „bei eben vorhandener näherer 
Weide” kann das Bedenken nicht heben, weil dere 
felbe nicht einmal durch genaue Angabe hinfichtlich 
der Ergiebigkeit weniger entfernter Weidepläge näher 
motivirt ift, und weil es bei ber aus den Zeugen« 
ausfagen hervorgehenden beträchtlichen Umfänglich- 
feit des bem Kammergute M. zuftehenden Weide⸗ 





reviers an näherer Weide präfumtio wohl nie ganz 
hat fehlen können. 

Dazu kommt, daß durch die Hägerijcher Seits 
in der Berufungsausführungsfchrift vom — Novkr. 
v. J. ausgehobenen Ausjagen der Beweidzeugen ein 
genügendes Anhalten nicht einmal dafür gewonnen 
it, daß das Eintreiben in die Flur von ©. wegen 
beren Entlegenheit nur dann unterblieben jei, wenn 
eben nähere Weide vorhanden gewejen. Der Zeuge 
— fagt zu Art. — mit ziemliher Unbeftimmtbeit 
über den Grund feines längern Wegbleibens mit der 
Heerde aus der Flur ©.: 

„vielleicht auch, weil in der Nähe gute Weide 
war”, 
und Zeuge — zu bemfelben Artikel: 
„und weil ich ſpäterhin in andern Trift- 
biftricten immer mehr Gras und Weide traf, als 
in der S—r Flur” —, 
in welchen Worten von ber jpätern Zeit des Jahres 
die Rede zu fein ſcheint. 

Dagegen wird von den meiften Zeugen mit der 
Entfernung ber Flur ©. von M. die zeitweife üble 
Witterung und der dadurch herbeigeführte ungünftige 
Weg für das Schafvieh, 3. B. zu Beweisartifel —, 
in Verbindung gebracht, in welchem Betrachte daher 
durch den fchon nach dem Decreie vom 10. Septbr. 
v. J. in die Eidesformel aufgenommenen Sag: „oder 
in übler Witterung‘ zugleich auch dem vorliegenden 
Antrage der Klägerichaft von felbft theilweiſe Genüge 
geleifter iſt.“ 

Und auch dieſe Entſcheidung beftätigte das 
Appellationsgericht zu Eiſenach (30. Auguſt 
1853), als die Gemeinde und der Fiscus Berufung 
dawider einwendeten, unbedingt. 

„Denn“ — ſagen die Urtheilsgruüͤnde — „an— 
langend 

I. die Appellation der Beklagten, welche ſich 
deshalb beſchwert erachtet, weil der Antrag des 
Fiscus auf weitere Einſchaltungen in die Formel 
bes von ihm abzuleiftenden Erfüllungseides nicht 
gänzlich verworfen worden, fo ftügt fich diefe Appella- 
tion darauf, daß ber bereits in ber Sache vorliegen- 
ben rechtskraͤftigen Entſcheidung gegenüber, wonad 
der früher beantragte Zufaß: „oder ſonſt“ al® unzu⸗ 
läffig aberfannt worden, dem Fiscus nicht geftattet 
fein fönne, anbere Zufäge zu beantragen, daß viel« 
mehr bie Beklagte nunmehr ein entſchiedenes for— 
melles Recht für ſich habe, daß der Eid jo geſchworen 
werde, wie berjelbe rechtskräftig formulirt fei. 

Allein es ift in Folge des über die Normirung 
bes Eides geführten Incidentftreites rechtskräftig 
nur entſchieden, baß in die Eidesformel die in dem 
frühern Derrete des Großherzogl. Kreisgerihts für 


19 — 


fatthaft erachteten Aenderungen und Zufäge aufzu—⸗ 
nehmen find, daß dagegen ber ebenfalls beantragte 
Zufag: „oder fonft” nicht aufzunehmen ift; baß aber 
ftatt der legten Worte fein anderer Zufa auf 
genommen werben fünne, bafür liegt fein rechts— 
kräftiger Ausfpruch vor; vielmehr ift in ben Gründen 
unferes Erfenntnifjes vom 28. Januar d. 3. Bl. — 
audgeiprochen, baß über den vom Fiscus in feiner 
Appellationsausführungsfchrift geftellten neuen An— 
trag das Kreisgericht erftinftanzlich zu enticheiden 
babe, woraus hervorgeht, daß diefer Antrag formell 
nicht für unftatthaft erachtet worden if. Im ber 
That liegt auch fein Grund hierfür vor, ba feine 
Präclufivfrift beftimmt ift, innerhalb welcher auf Die 
Eidesnormirung bezügliche Anträge hätten geftellt 
werben müflen. Es fragt ſich daher nur, ob ber 
nachträgliche Antrag des Fiscus materiell gerecht⸗ 
fertigt ift? und baß dies, foweit bemjelben vom 
Großherzogl. Kreisgericht ftattgegeben worden, ber 
Fall ift, läßt fich nicht bezweifeln; denn ganz die— 
felben Gründe, welche in unferm frühern Erkenntniſſe 
für Die Statthaftigfeit der Damals beantragten Zufäge 
(mit Ausnahme der Worte: „oder ſonſt“) angeführt 
worden find, fprechen offenbar ebenfo für den neuen 
Zufag: „oder in Krankheit des M—r Guts— 
ſchafviehes“, da einer ber Zeugen, auf deren 
Ausfagen ber erfannte Erfülungseid ſich gründet, 
diefen Grund, weshalb er bie Flur S. mit der von 
ibm geführten Heerde nicht jede Woche einmal, wie 
es ihm von feinem Dienftheren geheißen worden 
war, betriftet habe, ausdrüdlich mit angegeben hat 
(Zeuge — zu Beweisart. — und —). 

11. Anlangend die Appellation bes Klägers, 
welcher ſich deshalb beſchwert findet, weil nicht auch 
der von ihm weiter beantragte Zufag: „oder in zu 
großer Entlegenheit der S—r Flur bei eben 
vorhandener näherer Weide” in die Eidedformel 
mit aufgenommen worden ift, jo hat zwar zum 
Beweisart. — der Zeuge — ald Grund dafür, daß 
er die Flur ©. nicht jede Woche einmal betriftet, 
angegeben: „vielleicht auch, weil in der Nähe gute 
Weide war”, und Zeuge —: „weil ich in den andern 
Triftdiftricten immer mehr Gras und Weide traf, 
als in der S—r Flur (Bl. —). Allein es muß bem 
Kreisgericht beigepflichtet werden, daß dieſer Abhals 
tungsgrund feine Berüdfihtigung finden fann; denn 
es leuchtet ein, daß derfelbe gar nicht auf einem die 
Möglichkeit ber Ausübung des fraglichen Triftrechts 
ausjchließenden, oder auch nur die Ausübung ers 
ſchwerenden Hinderniß beruht, wie dies bei ben 
übrigen in die Eidesnotul aufgenommenen Abhals 
tungsgründen ber Fall ift; da vielmehr die Entlegen- 
beit der S—r Flur ein fortdauernder Zuftand ift, 


und dba fi aus den Ausfagen jener Zeugen nicht 
entnehmen läßt, daß es regelmäßig an näherer Weide 
gefehlt habe, fo ftellt fich jener Abhaltungsgrund 
in der That als ein rein willtürlicher dar, bei deſſen 
Berüdfichtigung ed an allem Anhalte für die regel- 
mäßige Ausübung bes behaupteten Triftrechts fehlen 
würde. Sicherlih würde auch, wenn fämmtliche 
Zeugen fich in gleicher Weife herausgelafien hätten, 
der Beweis ber allwöchentlihen Ausübung des 
Trifsrechts nicht bis zum Erfüllungseide für erbracht 
haben erachtet werden fönnen, und es kann daher 
auch bei Normirung diefes Eides auf jene Ausjagen 
feine Rüdficht genommen werden.‘ 


2. 


Zu Artifel 245. des Criminalgeſetzbuchs. 
Mitgetheilt von 
Herten Act. ©, in 3. 


Der bei der Reihanftalt in 3. ald Tarator eidlich 
in Pflicht genommene Goldarbeiter H. war in ber 
wider ihn wegen Betrugs eingeleiteten Unterfuchung 
wiederholt geftändig gewefen, feit einer Reihe von 
Jahren entweder felbft oder durch andere Perſonen 
eine große Anzahl Gegenſtaͤnde von nur geringem 
oder auch gar feinem Werthe gegen feine Inſtruction 
zum Verfage gebracht und legtere unter Mißbrauch, 
feines Amtsverhälmmifies zu einem unverhaͤltniß⸗ 
mäßig hohen Werth abgeſchaͤtzt, nächftdem aber 
jedesmal einen mit dieſer Tare im Einflange ftehen- 
den hoben Pfandfdilling in Empfang genommen zu 
haben. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Bubifiin 
erachtete ed in feinem Erfenntniffe vom 26. October 
1853 für unbedenklich, daß H. durch dieſe Hand- 
lungsweife des im 2ten Abfchnitte des 2öäften 
Artifeld des Criminalgeſetzbuchs gedachten aus— 
gezeichneten Bettugs ſich ſchuldig gemacht habe und 
belegte H. mit Hinblid auf das 718 Thlt. 26 Ngr. 
1 Pf. betragende Geſammtobject mit Zuchthaus 
zweiten Grades in die Dauer von vier Jahren. 

Auf anderweite Vertheidigung fegte Das Königl. 
Oberappellationsgericht durch Grfenntniß vom 
21, November 1853 die H.'n zuerfannte Strafe auf 
Arbeitshaus in derfelben Dauer herab, und zwar 
aus folgenden Grünben: 

„Die Vorfihrift des 254ſten Artikels des Crimi⸗ 
nalgeſetzbuchs iſt nach ber Anficht des Oberappella⸗ 
tionsgerichts nicht auf alle ſolche Faͤlle anwendbar, 
in welchen dem Betrüger durch feine öffentliche 
Stellung die von ihm benupte Gelegenheit zur Vers 
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übung bed Betrugs geboten ward, insbejondere au 
dann nicht, wenn er feine Stellung zu ber Behörde 
oder Gorporation, deren öffentliher Diener oder 
Beamter er ift, benugt, um fih am Eigenthume 
diefer beirüglicher Weile zu bereichern. Denn ob» 
ſchon ſich nicht verfennen läßt, daß die Beftimmung 
des 243ften Artikels, in welchem beim Berbrechen 
der Veruntrenung unter ganz analogen Verhäftnifien 
härtere Strafen eintreten, darauf hindeuten fünnte, 
daß auch beim Verbrechen bed Betrugs binfichtlich 
verpflichteter Perjonen im Gejeg eine ftrengere Bes 
firafung beabfichtigt worben fei, fo führt boch Die 
Stellung des Artifeld nach dem 253ſten Artifel dar 
auf bin, daß wie im diefem leptern ein religiöfer 
Glaube und die durch denfelben befeitigte Prüfung 
ber Wahrheit eines vorgegebenen thatſaͤchlichen Vers 
hältniffes, fo im Kalle des 254ften Artifeld das 
größere Vertrauen, welches öffentliche Behörden zu 
beanfpruchen haben, und welches ben wirklichen oder 
porgeblihen Beamteten vor genauerer Prüfung der 
in amtlichen Eigenſchaften gegebenen Verſicherungen, 
Privatperfonen gegenüber, in den meilten Bällen 
fügt, bei der Täufchung mit gewirkt, den Erfolg 
ber Täufhung bedingt, oder doch begünftigt haben, 
um den Betrug im Sinne ded Artifeld 254. zum 
gefeplich ausgezeichneten zu machen. Die bejondere 
Beftimmung des 243ſten Artifeld nöthigt aber auch 
nicht zur Annahme der im vorigen Erfenntniffe ges 
brauchten weiteren Auslegung des 254ften Artikels, 
da die anfcheinend beim Verbrechen des Berrugs 
vorhandene Lüde ber Gejepgebung beim Verbrechen 
des Diebftahls eben auch vorhanden fein würde, 
wenn nicht durch die Beftimmung des 42ſten Arti— 
fels ſchon im Allgemeinen für angemefjen härtere 
Beitrafung derartiger Verbrechen beamteter Perfonen 
gegen die Behörden ſelbſt Bürforge getroffen wäre. 

Nun liegt aber gegenwärtig ein Fall ber Art, 
in welchem die Achtung vor ber amtlichen Stellung 
des Betrügenden der Täufchung Eingang verſchafft 
hätte, nicht vor, und der Uebergang in die höhere 
Strafart, in Folge bdefien flat vier Jahre 
Arbeitshaus, die nach Artifel 245. 9. an fi 
verwirft hat, auf eine Zuchthausftrafe zweiten 
Grades in der Dauer von vier Jahren erkannt 
worden ift, fonnte deshalb von dem Oberappellas 
tiondgerichte nicht beftätigt werden. 

Wohl aber harte man das an fich gewählte 
Strafmaaß von vier Jahren Arbeitshaus bei 


ber Größe des burch ben Betrug dem Leihhauſe zu 3. 
zugezogenen Berluftes, fowie bei dem bedeutenden 
Gewinne, den H. gezogen, in objectiver, und bei 
der Verwerflichleit feiner Handlungsweife, in fub- 
jeetiver Hinficht, als feine zu harte Ahndung anzu- 
erfennen.’ 


28. 


Der curator bonorum hat Unfoftenvorftand zu 
beftellen, werm er Klage erhebt. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in D. 


In einer vor dem K. Juftizamte Pirna anhäns 
gigen Ordinarflagjache des zu dem Vermögen Johann 
Samuel A.'s beitellten cur. bon., Klägers, entgegen 
Earl Gottfried R., Bellagten, hat das K. Appella- 
tionsgericht zu Dresden am 9.November 1853 ſich 
für diefe Anfiche in einem Erfenntniffe ausgefprochen 
und in den Gründen bazu Folgendes bemerkt: 

„Der Kläger kann ſich nicht entbrechen, den ges 
forderten Koftenvorftand zu leiften. 

Nah ausdrüdlicher Beftimmung der Erl. Proc. 
Ordn. ad tit. XIH. find in allen und jeden Procefien 
— ſoweit nicht durch fpätere Gefege eine, jedoch auf 
ben gegenwärtigen Ball nicht Anwendung leidende 
Abänderung eingetreten ift — bie Kläger wegen ber 
Koften Vorftand zu beitellen verbunden, und Bier: 
von nur Diejenigen, welche dad Armenrecht erlangt 
haben, fowie die Angefeflenen und die ihnen gleich 
zu Achtenden ausgenommen. 

Den Legteren werden zwar die Befiger von Kram: 
läden und Apotheken, Rugnießer und bejoldete Beam; 
tete, nicht minder ganze corpora und universitales 
beigezählt. Die in Folge ausgebrochenen Erebitwefens 
entjtehende Gemeinſchaft der Gläubiger kann aber 
unter die legtere Kategorie feinesfalls geftellt werden, 
weil hier nur vermöge öffentlichen Rechtes anerkannte 
Eorporationen und Gemeinheiten, nicht aber Vereine 
von Privatperfonen zu verftehen find. 

Biener, systema process. jud. (edit. III.) $. 48 
not. 11. 
In dieſer Maaße hat das K. Appellationsgericht 
allhier aud) im Jahre 1843 in Sachen des zu Adolph 
Victor's Greditwefen beftätigten Gütervertreters, 
Klägers, /. Löbel Aaron, Beklagten, erkannt.“ 
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29. 
Erecutiondproceh auf Grund von Geftänbniffen, 
welche in einer Unterfuchungsfache abgelegt 
worden find. — Liquidität des bdiesfallfigen 
Anſpruchs. 


Mitgetheilt von 
Hertn ©. in D. 


Unterm 17. September 1853 erhob der Staats⸗ 
fiscus im 8. ©, gegen den vormaligen Rentbeamten 
Dr. Pf. in M. Erecutionsflage auf Bezahlung von 
8184 Ihlen. 1 Ngr. 3 Pf. fammt Berzugszinfen 
unter dem Anführen, daß ber Beklagte eine gleich 
hohe Summe geftändigerweife laut der wider ihn 
ergangenen Unterfuchungsacten im Jahre 1848 aus 
der ihm anvertrauten Rentamtscaffe eigenmächtig 
entnommen habe, Der Beklagte beftritt die Zuläf- 
figfeit bes Grecutionsprocefied aus verfchiebenen 
Gründen, welche in den nachftehenden Entfcheidun- 
gen mit aufgeführt find, und bezog fich insbefondere 
darauf, daß ber Staatsfiscus durch feine innebehal- 
tene Dienftcaution von 2000 Thlrn. — —- und 
durch Steinvorräthe feiner Steinfchleifereifabrif, ſowie 
durch Außenftände (die er ihm im Betrage von 6792 
Thlın. 13 Rgr. 1 Pf, gleichviel ob an Zahlungs» 
ſtatt oder pfandweife, laut angezogenen öffentlichen 
Urkunden überlaffen habe) mehr als erforderlich gebedt 
fei. Die Gerichte zu St, als Proceßbehörde, 
wieſen nad abgehaltenem Verhörstermin unterm 
21. Januar 1852 die Klage aus den sub I. folgenden 
Gründen angebrachtermaaßen ab, welche Ents 
ſcheidung auch durch das K. Appellationsgericht 
zu Leipzig und das K. Oberappellationsgericht 
unterm 14. April und 12. Auguft 1853 aus den 


sub ‘II. und II. beigefügten Gründen beftätigt 
wurbe. 
J. 

„Von den ber Klage zu Grunde gelegten Docus 
menten fommt an fih im Zufammenbange mit ben 
übrigen bad sub B. (ein Amtsprotofoll) vorzugs- 
weife in Betracht. In demfelben hat Bellagter 
angegeben, baß er aus mehreren ihn anvertrauten 
Staatscafien nah und nach die Bl. — berechnete 
Summe vorfchußweife entnommen und zu einem im 
Intereſſe des Staates begründeten Unternehmen 
einer Steinfchleifereifabrif verwendet, auf dieſe Weife 
aber einen Gaffendefect von 8184 Thlen. 1 Ngr, 3 Pf. 
verhangen habe. ‘ 

Man kann annehmen, baf aus diefem Anführen, 
zumal in Hinblid auf die dem Bellagten ertheilt 
gewefene Dienftinftruction, gegen beren Anwend« 
barkeit auf ben vorliegenden Ball Lepterer etwas 
Erhebliches nicht vorgebracht hat, das Bekenniniß 
bes Bellagten refultirt, daß er dem Staatsfiscus 
die fo eben angegebene Eumme fhuldig geworben 
fei, ein Bekenntniß, defien Gültigfeit badurch allein, 
daß es Beflagter im Laufe einer wider ihn anhängig 
gewefenen Unterfuchung und vor dem Unterfuchungs- 
richter abgelegt hat, befannten Rechten nach nicht 
beeinträchtigt wird. 

Bellagter hat inde in dieſem Protofoll weiterhin 
erflärt, daß er die dem Staatsfiscus fchuldig ge- 
worbene Summe, und zwar zum größten Theil durch 
Ueberlaffung der erwähnten Steinſchleifereifabrik, 
mehr als ausreichend erfegt Habe — demſelben mit- 
hin Nichts mehr ſchuldig, fondern von ihm ein 
Guthaben zu fordern berechtigt fei. 

Diefe Erklärung ift nun zwar Seiten des ®eg- 
ners nicht ausbrüdlih angenommen worden, ind 
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befondere mag auch, ba hier bie Authenticität bes 
Protokolls nicht ftreitig, ſondern lediglich deſſen 
Inhalt in Frage ift, mithin ber Orundfag: testes 
et documenta per productionem fiunt communia 
unanwendbar erfcheint, daraus, baß Kläger bei 
Inducirung diefes Protokolls defien ihm nachtheilis 
gen Inhalte nicht widerfprochen hat, ein Zugeſtaͤnd⸗ 
niß der Reftitutionsbehauptung Beklagtens nicht fo 
ſchlechthin gefolgert werden. Gleichwohl ift dieſe 
Behauptung in Verbindung mit dem, was Bellagter 
Bl. — hierunter angeführt hat, wie das Nachfol— 
gende ergeben wird, von entſcheidender Wichtigkeit. 

Um ein vollftändiges und fachgemäßes Urtheil 
über ben Sinn einer Urfunde zu gewinnen, ift es 
nöthig, daß fämmtliche Erklärungen, welche in ber- 
felben enthalten find, in ihrem Zufammenhange und 
gegenfeitigen Verhältnifje aufgefaßt werben. Ins— 
befondere ift, zumal bei einem umfaffenden Docu- 
mente, zu erwägen, in wiefern etwa abgegebene 
allgemeine Erklärungen durch fpätere Auslaffungen 
an ſich oder wenigftens der Wirkung nad; beichränft 
ober aufgehoben werben, und ob man baher im 
gegebenen Falle von einer Urkunde behaupten könne, 
dag deren Ausfteller oder Unterzeichner durch dieſe 
Austellung und Unterzeichnung eine Verbindlichkeit 
habe übernehmen ober anerkennen wollen, oder bei 
berjelben einer ſolchen Werbindlichkeit fich bewußt 
gewefen fei. 

Wendet man nun diefen Grundſatz auf den Fall 
an, wo Jemand eine Urkunde für ſich anzieht, in 
welcher der Ausiteller zu einer Korderung des Indus 
centen an ihn ſich befennt, gleichzeitig aber die 
erfolgte Tilgung der Schuld behauptet, fo wird fich 
bie Abweifung des Inducenten, namentlich wenn er 
ben Erecutionsproceß gewählt hatte, von felbft er— 
geben. Zu bemfelben Refultate gelangt man aber, 
wenn man jenen Grundſatz auf das hier zur Bes 
uctheilung vorliegende Document — Protokoll — 
anwenbet; denn es leuchtet ein, daß Bellagter, da 
ex in berfelben Urkunde, in welcher er befennt, dem 
Staatsfiscus die geforderte Summe ſchuldig gewor— 
ben zu fein, auch mehr ald vollen Erſatz berfelben 
behauptet, bei Genehmigung des über feine Erflä- 
zungen aufgenommenen Protofolls und Unterzeich- 
nung befjelben weit davon entfernt gewefen ift, 
hiermit dem Staatöfidcus gegenüber eine Verbind- 
lichkeit anzuerfennen. 

Bon dem Documente A. würde, deſſen Geltung 
für diefen Proceß vorausgefegt, ganz daſſelbe zu 
fagen fein. 

Während in bem Eingange deffelben ausgefprochen 
wird, daß Inculpat, gegenwärtiger Beklagter, dem 
Staatöfiscus die hier in Frage befangene Summe 


veruntreut habe, wirb in eben demſelben fpäter her- 
vorgehoben, daß bie veruntreute Summe vollftändig 
erfegt worben fei; allein es fcheint Diefed Document 
für den vorliegenden Ball unanwendbar; benn ein 
Eriminalerkenntniß, fchon formell zur Begründung 
privatrechtlicher Verpflichtungen, außer wo fie als 
Rebenfachen erſcheinen, ungeeignet, ift dies auch in 
materiellec Beziehung, da ed das Ergebniß von 
Erwägungen ift, welchen zunächft Gefege unterliegen 
und Zwede zum Gegenftande dienen, die mit den 
Rationen und dem Zwed eines Eivilerfenntnifles in 
ber Regel Nichts gemein haben. 

Aus diefen Gründen war bed Klägers Suchen 
in der gefchehenen Maaße abzuweifen. 

Die Seiten des Beklagten geforderte Recognition 
und Edition hat fi), wenn auch der hierauf gerich- 
tete Antrag rechtlich begründet gewefen wäre, durch 
die Entfcheidung im der Hauptfache erledigt; als 
Folge der Lepteren erfcheint auch die Verurtheilung 
des Klägers in Ab» und Erftattung der Koſten.“ 

U 


„Man fann dem Kläger barin beiftimmen, baß 
die von ihm geftellte Executionsklage durch die der— 
felben zu Grunde gelegten Urkunden an ſich hin- 
reichend gerechtfertigt werde. 

Beflagter, welcher laut der Urkunde BI. — fig. 
im Jahre 1851 ald Rentamtmann zu M. in Pflicht 
genommen worden ift, hat Inhalt der Urkunde 
Bl. — flg. bei einer wegen Gafjendefectes im Jahre 
1848 wider ihn eröffneten Unterfuchung vor bejegter 
Gerichtsbank zugeftanden, daß er aus ber ihm ans 
vertraut gewefenen Rentamtscaffe zufammen 8158 
Thlr. 27 Nor. 2 Pf. und 25 Thle. 4 Nor. 1 Pi. 
eigenmächtiger Weife entnommen habe. Auch ift 
berfelde nad Maaßgabe der Urkunde Bl. — fig. 
wegen dieſes Gaffendefectes in eriter und zweiter 
Inftanz in Gemäßheit der Artifel 242. und 243. in 
Berbindung mit Artikel 42. und 65. des Criminal: 
geſetzbuchs für das Königreich Sachſen, mit Zucht 
bausftrafe zweiten Grades in ber Dauer von zwei 
Jahren belegt worden. 

Das von dem Bellagten in der Unterfuhungs- 
jache abgelegte Geftändniß der eigenmädhtigen Ents 
nahme der angegebenen Beträge aus den ihm an— 
vertrauten Gaffen liefert vollen Beweis für bie 
civilrechtliche Verbindlichkeit deſſelben zum Erfage 
des Entnommenen. Denn es ift ein unbeftrittener 
Grundfag, daß ein in einer Unterfuchung abgelegtes 
Geftändnig für die Eiviljache voll beweift, weil nicht 
zu vermuthen ift, daß Jemand wider die Wahrheit 
ober ohne veifliche Ueberlegung ein Verbrechen ges 
ftehen werde, wegen befjen Berübung er Strafe zu 
erwarten hat. Auch ift es völlig unbedenklich, aus 
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einem in einer Unterfuchung richtig aufgenommenen 
Protofolle den Grecutionsproceß zuzulaffen, weil 
diefe letztere Proceßatt nach $. 86. des Erecutiond« 
geſetzes aus öffentlichen, des Anerkenntniſſes nicht 
bebürfenden Urkunden ftatthaft ift, aus welchen ber 
Grund des Anfpruches völlig erhellt. 

Wenn ber Bellagte hiergegen BI. — fig. anführt, 
er habe bei Ablegung des gedachten Geftändniffes 
fih in dem Zuftande der förperliden und geiftigen 
Unfreiheit befunden, fo ift dagegen zu bemerken, 
daß dieſes Anführen gänzlih unbewiefen iſt und 
daher in ber vorliegenden Proceßart nicht beruͤckſich⸗ 
tigt werben fann. 

Ebenfo find die Einwendungen, welche die erfte 
Inftanz BI. — flg. gegen die volle Beweiskraft der 
Urkunde Bl. — fig. macht, völlig unbeachtliche. 
Zuv örderſt wird 

a) Bl. — zugegeben, daß das von dem Bellag- 
ten in der Unterjuchungsfache abgelegte Geftändniß, 
den obengedachten Gaffendefect verhangen zu haben, 
durch bie im weiteren Verlaufe der Unterfuchung 
aufgeftellte Behauptung des Beklagten, er habe aus 
mehreren ihm anvertrauten Staatscaffen nach und 
nach die Bl. — berechneten Summen vorſchußweiſe 
entnommen und zu einem in dem Intereſſe bes 
Staates begründeten Unternehmen verwendet, nicht 
alterirt werde. Dies ift auch ganz richtig. “Denn 
dieſe Angabe hat nicht die Beftimmung, das Geftänd- 
niß bes Gaflendefectes aufzuheben, fondern nur Die, 

in eriminalrechtlicher Hinficht als Entſchuldigungs⸗ 
ober Milderungsgrund zu gelten. 

Die erfte Inftanz behauptet weiter, 

b) es verliere das angegebene Geftänbniß da— 
durch feine Beweisfraft für den Eivilproceh, daß ber 
Beklagte Inhalts der von dem Kläger beigebrachten 
beglaubigten Bernehmungsprotofolle erklärt, er habe 
die dem Staatöfiscus fchuldige Summe, und zwar 
zum größeren Theile, durch Ueberlaffung der von ihm 
errichteten Schleiferei mehr als ausreichend gededt, 
er ſei daher dem Staatsfiscus Nichts mehr fchuldig, 
ionbern habe fogar noch ein Guthaben an denfelben. 
Man hat jedoch hiergegen Nachfiehendes zu ers 
währen: 

Zwar fann fo viel zugegeben werden, daß aus 
einer Schuldverichreibung, in welcher der Ausfteller 
zugleidy mit dem Belenntniffe der Echuld die Bes 
bauptung verbindet, daß die Schuld bereits wiederum 
getilgt worden fei, weder ber Grecutiv«, noch der 
GErecutionsproceß angeftellt werden könne. Andere 
verhält es fich aber mit einem über die Vernehmung 
eined Inculpaten aufgenommenen Protofolle. Wäh- 
rend nämlih die Schuldverfhreibung in ihrer 
Totalität die Grundlage über das darin erwähnte 


Schuldverhältniß abgiebt und daher derjenige, wel« 
cher auf ſolche ſich bezieht, um darauf Rechte zu 
baftten, nicht befugt iſt, die für ihn günftigen Theile 
ber Schuldverfchreibung von den für ihn ungünftigen 
zu trennen unb bie erfteren für fich au gebrauchen, 
die legteren ald nicht eriftirend zu betrachten, gilt 
von dem Inhalte der Bernehmungsprotofolle auch 
in foweit, als er zu dem Beweife für die Eivilfache 
benugt werden kann, der Grundſatz, daß die Grflä- 
rungen bed Inculpaten, melde das Geftändniß des 
Verbrechens enthalten, von den Erflärungen, welche 
die Beitimmung haben, die Strafe aufzuheben ober 
zu mildern, zu trennen find, erftere volle Beweid- 
kraft haben, lehtere aber des Beweiſes Seiten bes 
Inculpaten bedürfen, wenn fie beachtet werden follen; 
benn bie Stellung des Inculpaten fann leicht bes 
greiflicher Weife in ber Givilfache nicht günftiger 
fein, als in ber Eriminalfache, 

Endlich fann man 

c) ber erften Inftanz zwar barin beitreten, baß 
die in der wider den Bellagten anhängig gewefenen 
Unterfuchung gefpeochenen Erfenntnifje fein Praͤjudiz 
für die Eivilfache enthalten, es folgt jedoch hieraus 
für die von dem Kläger gegenwärtig angeftellte 
Grecutionsflage etwas nicht, weil leptere nicht auf 
jenem Straferfenntniffe, fondern auf dem oben ge— 
dachten Geftändniffe des Beklagten beruht. 

Wenn der erfte Befcheid, welcher Die Erecutiond- 
lage abgewiejen hat, defien ungeachtet in gegen- 
wärtiger Inftanz beftätigt worden ift, fo begründet 
ſich Dies auf folgende Erwägungen: 

Der Beklagte hat Bl. — flg. behauptet, daß 
jeber Anfpruch, den der Staatofiscus machen fönne, 
erledigt und befeitigt worben fei, indem berjelbe nicht 
blos eine Caution von 2000 Thlen. —⸗ —⸗ von 
ihm, dem Bellagten, befige, fondern auch burch 
Ueberlaffung der E—r Fabrifvorräthe und Aupen- 
ftände eine Zahlung von 6792 Thlen. 13 Nor. 1 Pf. 
erhalten habe. Soviel das Factifche dieſer Behaup- 
tung anlangt, fo ift nicht allein außer Zweifel, daß 
der Bellagte eine Dienftcaution von 2000 Thlen. 
— — beſtellt, fondern es ergiebt ſich auch aus dem 
gerichtlichen Protofolle Bl. — fig. der beiliegenden 
Acten sub —, daß derſelbe unter Acceptation des 
beftellten Staatsanwaltes am 29. April 1848 bie 
ihon damals mit Beſchlag belegten Waarenvorräthe 
in der C—r Steinichleifereifabrit an 5340 Thaler 
8 Ngr. 3 Pf., einfchließlich der außerdem vorhande⸗ 
nen drei Eichenftämme, deren Tarwerth 85 Thaler 
betragen, nicht minder die Wctivaußenftände an 
1417 Thlr. 4 Nor. 6 Pf. an den Staatsfidcus zu 
freier Verfügung darüber, wie über fein wohlerlang« 
tes Eigenthum abgetreten habe. Soviel die rechtliche 


124 


Beuriheilung biefes Verhältniffes anlangt, fo ent 
fleht die Frage, ob ber Bellagte mit feiner Dienft- 
caution zu compenfiren berechtigt fei, und bie Frage, 
ob in der angegebenen Eigenthumsüberlaffung nad) 
Höhe der dafür berechneten Beträge eine datio in 
solutum enthalten fei oder welches Rechtöverhältnig 
fonft in diefer Beziehung beftehe. Wollte man nun 
auch zugeben, daß bie erftere Frage feinen Zweifel 
habe, jo würde doch wenigitens bie letzte Frage eine 
Entfcheidung, welche die Zuläffigfeit des Erecutions- 
proceffed hindert, erfordern. Der Kläger macht 
DI. — geltend, es fei ber obengedachte Einwand 
unbeachtlih, weil der Beflagte nad) ber Ladung 
Bl. — die Urkunden, auf weldhe er feine Einwen- 
bungen geftügt, vor bem 6. December 1851 bei 
deren Berlufte beizubringen verbunden geweſen fei, 
feine Eingabe BI. — flg. aber blos Abſchriften und 
unter biefen eine folhe von dem obengebachten ge- 
richtlichen Protofolle beigelegt habe. Hierauf hat 
jedoch ein rechtliches Abſehen nicht gerichtet werden 
fönnen, weil ber Bellagte in ber Ladung Bl. — in 
Gemäßheit des Erecutionsproceffes $. 91. blos aufs 
gefordert worden ift, Die Urkunden, auf welche er 
feine Einwendungen gegen bie Erecutiondflage zu 
gründen beabfichtige, entweder in den Originalen 
oder doch wenigftens in Abfchriften einzureichen, bie 
Abjchriften BI. — flg. wenigftens nunmehr .beglaus 
bigt find, auch das Actenſtück, aus welchem die 
Abſchrift BI. — entnommen ift, nach BI. — längere 
Zeit vor dem BL. — flg. abgehaltenen Verhörstermine 
bei dem Proceßgerichte eingegangen ift. 

Die ferneren Ausführungen des Klägers BL. — fig. 
erledigen fi durch die Bemerkung, daß nad) bem 
von dem Beklagten Beigebrachten das fragliche 
Schuldverhältnig nicht mehr die zu dem Erecutions- 
proceffe erforderliche Liquidität hat, fondern ber 
rechtlichen Entſcheidung im Wege des ordentlichen 
Proceſſes bedarf. 

Da ber vorftehend gedachte Einwand zu Recht— 
fertigung bed Antrages des Beklagten auf Abweiſung 
ber Erecutionsflage hinweift, fo erfcheint ein Eins 
gehen auf die BL. — flg. zu gleihem Zwecke gemach— 
ten übrigen Einwendungen überflüffig.‘ 


IM. 


„Man kann dahin geſtellt fein laffen, ob nicht 
ſchon die von ber erften Inftanz BL. — flg. geltend 
gemachten Gründe zu Rechtfertigung der Abweifung 
des Hägerifhen Suchens in der angebrachten Maaße 
ausreichen, da der anderweite Grund, aus welchem, 
bie zweite Inftanz nach Bl. — zur Beftätigung der 
erftinftanzlichen Entſcheidung fich bewogen gefunden, 
jedenfalls durchgreift. 


Denn ba, wenn es in Wahrheit beruht, daß 
Beklagter zu Dedung bes libellirten Eaffendefectes 
an 8184 Thle. —⸗ —- feine mit Beſchlag belegt 
gewefenen Waarenvorräthe im Betrage von 5340 
Thlen. 8 Nor. 3 Pf. und feine Activaußenftände zu 
Belaufe von 1417 Thlen. 4 Ngr. 8 Pf. dem Staats- 
fiscus mit deffen Genehmigung zur freien Verfügung 
wie über wohlerlangtes Eigenthum abgetreten, und 
außerdem noch letzterer ded Beklagten Dienftcaution 
an 2000 Thle. — —⸗ ald Dedungsmittel in Hän- 
ben hat, wenigſtens nicht gefagt werden Tann, ed 
fei liquid, daß oder inwieweit der Staatsfiscus 
wegen bes fraglichen Caſſendefectes noch einen Ans 
fpruch an Beklagten zu machen habe, läßt fi in 
alle Wege nicht beftreiten. Beides ift aber von 
Bellagtem durch die von bemfelben im Verhörs— 
termine Bl. — im Originale beigebradyten öffent 
lichen Acten sub —, namentlich durch das in voriger 
Inftanz angezogene Prototoll am 29. April 1849. 
Bl. — Vol. — (womit ber diefer Verhandlung vor- 
ausgegangene Antrag bes fiscalifchen Procurators 
Bl. — fig. ibid. im Zufammenhange fteht), fowie 
duch bie Verordnung bed Finanzminifterii BL. — 
ibid. ausreichend bargethan, wie benn auch, mas 
insbefondere die Eaution betrifft, Kläger ſowohl bes 
gedachten Betrages, als des Innehabens derjelben 
nach BL. — und — überhaupt gar nicht abredig ift, 
fondern nur bemerkt, baf ed, um damit compenfiren 
zu können, erft einer Erklärung des Bellagten, 
ſolche dem Fiscus zur Tilgung bes libellirten Caſſen⸗ 
defected quoad summam concurrentem überlaffen zu 
wollen, bebürfe, — eine Bemerfung, bie ſich jedoch 
fofort erledigt, wenn man erwägt, daß eines Theile 
in ber Erklärung Beklagtens Bl. — fih jedenfals 
das Einverftändniß befjelben damit, daf Dem Staat» 
fiscus feine Gaution zur theilweifen Dedung bes 
Gaffendefectes überlaffen bleiben folle, ausſprechen 
würde, andern Theild aber auch nah Bl. — ber 
Staatöfiscus bereits thatſächlich Compenfation bied« 
falls hat eintreten lafjen. 

Was Kläger gegen die Beachtung ber bemerften 
Einreden Beklagtens in formeller Hinſicht vor 
gebracht hat, ift ohne Belang. Bellagter hat feine 
Einwendungen nach Bl. — verb. mit Bl. — recht 
zeitig eingebracht und bie zu deren Beweis inducirten 
Urkunden gleichzeitig in Abfchrift beigefügt. Daß 
die Abfchriften theilweife, was namentlich auch von 
bem Brotofolle am 29. April 1848. Beilage — Bl. — 
gilt, nur auf die concurrirenden Punkte ſich er- 
fireden, kann Bellagtem, wie von ſelbſt einleuchtet, 
nicht als Formfehler angerechnet werben, ba es 
zwecklos geweſen fein würde, Abjchriften von ſolchen 
Theilen ber Urkunden mitzutbeilen, welche auf ben 
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Streitpunft feinen Bezug haben, und in welcher 
Hinſicht daher Beklagter auch biefelben gar nicht 
für fich angezogen hatte. Ueberdies waren auch bie 
Acten felbft, in welchen bie Originalien befindlich, 
nah Bl. — und — noch rechtzeitig beim Proceß— 
gerichte eingelangt, und ed würde überhaupt bie 
Frage geweſen fein, ob nicht Bellagtend Antrag 
Bl. — auf Herbeiziehung ber betreffenden Acten 
ſchon ausgereicht haben würbe. 

Ebenfowenig Gewicht aber fann auf bie in mate- 
tieller Hinficht von Klägerm gemachten Ausftellun- 
gen gelegt werben. Der Einwand wegen ber Caution 
ift bereits oben widerlegt, und ed mag nicht bezwei- 
jelt werden, daß Bellagter in tantum auf Eompen- 
fation fich beziehen fonnte.e Was dagegen ben 
weiteren Einwand anlangt, baf nicht Har fei, ob 
die — aus dem von Bellagtem beigebrachten Pro- 
töfolle vom 29. April 1848 fich ergebende Abtretung 
der Waarenvorräthe in der E—r Steinſchleiferei— 
fabrif blos zur Sicherftellung des Staatsfiscus 
erfolgt, und daher aus dem Gefichtöpunfte einer 
Verpfändung zu betrachten oder in vim dationis in 
solutum gefchehen fei, jo fann man bied zugeben, 
ohne daß deshalb für Klägern etwas gewonnen 
wird, Wire auch die fragliche Abtretung nur zur 
Sicherſtellung bes Fiscus erfolgt, fo ift fie doch, 
wie die Beilagsacten No. — Vol. I. und Il. aus- 
weijen, bamit verbunden gewefen, daß bem Staats⸗ 
fiscus bie freie Dispofition über die fraglichen Gegen- 
ftände eingeräumt wurde, unb ber Staatsfiscus hat 
davon Gebrauch gemacht, indem er die Waaren- 
vorräthe zur Veräußerung gebracht hat (vergl. Bl. — 
Vol. Il. diet. Actor.). 

Der Staatöfidscus würde fomit auch nach feiner 
eigenen Anficht immer in der Lage eines Gläubigers 
fein, der aus dem ihm beftellten Pfande bereits feine 
Befriedigung gefucht hat, daher minbeftens zu einer 
Berechnung deſſen, was er aus dem Pfande erlangt, 
verbunden gewefen fein, indem von einer noch vor— 
handenen Schuld ſelbſtverſtaͤndlich nur infofern die 
Rede fein kann, ald der Erlös aus dem Pfande zur 
Befriedigung des Gläubigerd nicht ausgereicht hat, 
bis zu einer ſolchen Berechnung mithin dem Schuld» 
ner jedenfalls der Einwand zur Seite fteht, daß er 
dem Gläubiger bereits die Mittel zur Dedung ges 
mährt habe. Selbft in processu ordinario würde 
eine Klage, in welcher der Kläger zwar zugeftehen 
müßte, daß er bereitö Zahlungen geleiftet erhalten 
babe, dennoch aber den ganzen urjprünglichen 
Scäuldbetrag fordern wollte, in der angebrachten 
Maaße abgewiefen werden müflen; umfomehr recht 
fertige fich daher eine derartige Entſcheidung in der 
vorliegenden Proceßart, beren erfte Bedingung 


Liquidität des Anſpruchs if. Am wenigften mag 
übrigens Kläger mit Grund auf bie Verordnung 
bes Oberappellationsgerichts BL. — flg. Bezug neh» 
men, Wenn nämlich darin ausgefprochen mworben, 
daß darüber, ob die Veräußerung ber in Beklagtens 
Steinfchleiferei zu €. befindlichen Borräthe in der 
Eigenfhaft eines Pfandes oder in der Eigenjchaft 
von Sachen, welche dem Staatsfiscus an Zahlungs. 
ftatt überlaffen worden, fowie über die nach Rage 
der Sache und ben in ben Acten gefchehenen Exflä- 
zungen etwa anzunehmenden fonftigen Wirfungen 
bezüglich des Schuldverhältniffes zwifchen dem der- 
maligen Kläger und Beklagten auf dem Berorb« 
nungswege nicht entſchieden werben könne, vielmehr 
diefe Fragen durch rechtlihes Erfenntniß zur 
Entjcheidung zu bringen feien, fo fonnte dies, zumal 
im Zufammenhalt mit den Bl. — flg. ertheilten 
Entfcheidungsgründen, nicht füglich von einer Ent- 
ſcheidung im fummarifchen Proceffe, in welchem blos 
etwa zu einer vorläufigen, nicht aber zu einer befini- 
tiven Feſtſtellung bes Berhälmiffes zu gelangen, 
verftanden werden, und es hätte fich Demnach Kläger 
durch gedachte Verordnung vielmehr abgehalten fin- 
ben follen, ben Erecutionsproceß gegen den Bellagten 
anzuftellen, dafern er nicht im Stande war, ben 
nach dem Protofolle vom 29. April 1848 vorliegen- 
ben Zweifel, ob nicht Beflagter fogar durch datio in 
solutum für völlig liberirt geachtet werben müffe, 
auf geeignete Weife fofort zu befeitigen.’ 


—— — 


30. 
Zur Erlaͤut. Proceßordnung ad Tit. XVII. 8. 4. 


Mitgetheilt von 
Herrn J. R. W. in 


Ueber die Frage, ob es in der Eidesformel einer 
befonderen Bezugnahme auf bie eidesunmündigen 
Litisconforten bebürfe, wenn der von ben eibedmün- 
digen geleiftete Eid als für bie erfteren mit geſchworen 
folle gelten können, hat fich das König. Appella- 
tionsgericht zu Leipzig in den Entſcheidungs— 
gründen zu einem Erfenntnifie vom Jahre 1852 
(Judicium zu Wechfelburg, in Sahen bed M,, 
Widerflägerd, gegen bie verw. D. und €. F. D., 
Widerbeflagte, fowie den N. in Altersvormundicaft 
der Gebr. D. und den 3. ©. D. in Altersvormund« 
haft des D., auch die H. W. und D., Mitwider- 
beklagte), abweichend von ber Anficht, welche das 
Königl. Spruchcollegium zu Leipzig damals befolgt 
hatte, dahin ausgefprochen: 


„In bem Urthel BL. — wurde rechtskraͤftig dahin 
erfannt, daß die Widerbeflagten, unter welcher 
Bezeichnung damals die jegigen Mitwiderbeflagten 
mit begriffen waren, foviel die in der Convention 
geforderten 300 Thaler anlange, von ber erhobe- 
nen Widerffage zu entbinden und loszuzählen feien, 
bafern fie den Bl. — geförmelten Eid de credu- 
litate 

und mit Beachtung der Vorfchrift in der Erläut. 
Procefordnung ad Tit. XVII. $. 4. 
ſchwören würden. 

Das Proceßgericht hat darauf Bl, — einen 
Schwörungstermin anberaumt, zu diefem jedoch nur 
bie in dem jegigen Erfenntniffe als Widerbeflagte 
aufgeführten beiden Perſonen vorgeladen, und den- 
felben aufgegeben, den gedachten Eid zugleich mit 
für ihre eidesunmündigen Streitgenoffen, die Pfleg- 
befohlenen ber Mitwiderbeflagten, und zwar nad 
Maaßgabe der Eidesnotul BI. — abzuleiften. 

Allein in dem BI. — abgehaltenen Schwörungd- 
termine haben die Widerbeflagten ausbrüdlich erklärt, 
daß fie ben fraglichen Eid nur für ihre Perfon 
und mit Wegfall ber auf bie Pflegbefohlenen ber 
Mitwiderbeflagten hindeutenden Worte aus ber 
Eidesformel zu fhwören Willens feien, auch ben 
Eid wirklich nur nad) vorheriger Ausfcheidung diefer 
Morte gejhworen, und es ift in deſſen Folge unter 
ben Parteien darüber Streit entftanden, welche Wir— 
fung ber Eidesleiftung beizulegen fei. 

Während nämlich) die Widerbeflagten und bie 
Mitwiderbeflagten nad Bl. — die Anficht aufitellen, 
daß bas, was die erfteren befchworen, ohne Weiteres 
auch für bie legteren gelten müfje, indem es ber 
Aufnahme von befonderen, auf die Pflegbefohlenen 
der Mitwiderbeflagten hindeutenden Worten in bie 
Eidesformel gar nicht beburft, behauptet dagegen 
nah Bl. — Wibderkläger, daß, weil die Wider- 
beflagten nur für fich gefchworen, die Mitwider- 
beflagten bes Eides überhaupt verluftig feien. 

Nun kann ed zwar irgend einem Zweifel nicht 
unterliegen, baß dieſe Behauptung Widerklägers 
eine irtige fei, und es genügt, zu befien Wider- 
legung bierunter auf den Auoſpruch der Erläut. 
Proceßorbnung ad tit, XVIII. $. 4. sub fin. zu vers 
weifen. 

Dagegen hat Man aber auch auf ber anderen 
Seite eben fo wenig der Anficht der Widerbeklagten 
und Mitwiderbeflagten, welche in ber vorigen 
Inftanz Billigung gefunden, Beifall zu fchenfen 
vermocht. 

Die Stelle der Erläut. Proceßordnung ad Tit. 
XVIII. $. 4., von deren Erklaͤrung Alles abhängt, 
lautet wörtlich dahin: 
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„Desgleichen, wenn unter mehreren Litiscon- 
forten, bie über einerlei, fie allerfeits betreffende 
Bunkte ſchwören follen, einer oder mehr, fo 
über 18 Jahr alt, vorhanden, ſoll ber= ober 
diefelben für ſich und zugleih an Statt derer 
übrigen, fo das 18te Jahr noch nicht erreichet, 
jedoch wegen biefer nach Befinden nur de cre- 
dulitate, das erkannte juramentum zu präftiren 
zugelaffen, und ſodann bie übrigen Damit gänz- 
lid; verfchonet werben.‘ 
Daß diefe Stelle, man möge ihr übrigens einen 
Sinn unterlegen, welden man wolle, eine hödhft 
finguläre und von den gewöhnlichen proceffualifchen 
Grundfägen abweichende Beftimmung enthalte, uns 
terliegt feinem Zweifel. Man ift bei deren Erflärung 
im Wejentlihen lediglich auf die Worte ſelbſt ange 
wiefen. Hält man fid) aber an diefe, jo muß man 
allerdings zu der Anficht gelangen, daß es in ber 
Eidesformel einer befonderen Bezugnahme auf bie 
eidedunmünbdigen Litisconforten bebürfe, wenn ber 
von ben eidesmünbigen geleiftete Eid als für bie 
erfteren mit gejchworen folle gelten können. 
Zunächft ift: 
1) hervorzußeben, daß die ganze Faſſung der 
fraglichen Beftimmung augenfheinlich eine ſchwer— 
fällige und gefuchte fein würde, wenn deren Sinn 
ber hätte fein follen, daß der von den eibedmünbigen 
Litisconforten geleiftete Eid ohne Weiteres auch als 
für die eidesunmündigen geſchworen zu gelten habe. 
Denn offenbar würde dies weit einfacher und fürzer 
in ber Weiſe auszudrüden gewefen fein: 
„wenn von mehreren Sitisconforten, Die über 
einerlei, fie allerfeitd betreffende Punkte fchwös 
ren follen, einer oder mehrere über, andere 
unter 18 Jahr alt find, fo genügt es, wenn 
nur bie erfteren ſchwören“. 

Wie hiernächft: 

2) gegen die von ber vorigen Inftanz gewählte 
Erklärung ſchon die Worte: 

„für ih und zugleich an Statt derer übrigen, 

fo das 18te Jahr noch nicht erreicher”, 
ftreiten, indem dieſe ziemlich deutlich darauf hin— 
weijen, wie ed aus ber Fafjung der von den Schwo- 
renden nachzuſprechenden Bormel hervorgehen müſſe, 
daß ber Eid zugleich mit für die eidesunmündigen 
Litisconforten geleijtet werde, fo gilt Dies: 

3) noch viel mehr von dem Worte: 
„zugelafien“, 

benn „zulaſſen“ ift gleichbedeutend mit „geftatten”. 
Wenn ed nun den eidedmündigen Litisconforten nur 
geftattet fein joll, für die eidedunmündigen mit zu 
ihwören, fo muß ed von ihrem freien Willen ab» 
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hängen, ob fie es ıhun wollen, oder nicht, mithin 
auch der Fall denkbar fein, daß fie für die letzteren 
mit zu fchwören fih weigern. Gin folder Fall 
würde aber nach ber von ber vorigen Inftanz ange— 
nommenen Anficht eigentlich gar nicht vorfommen 
fönnen. Denn abgefehen bavon, baß bie Eibes- 
mündigen nicht das geringfte Intereffe an einer ber» 
artigen Weigerung hätten, eben weil bie Eidesformel 
unter allen Umftänden fich gleich bliebe, fo fönnte 
ihnen eine ſolche jedenfalls zu irgend etwas nicht 
nügen, ba ber Eid ihres Widerſpruchs ungeachtet 
als für die eidesunmuͤndigen Litisconforten mitge- 
ſchworen gelten müßte. 

Unmöglich läßt fi jeboch annehmen, daß ber 
Gefebgeber, indem er den eidesunmündigen Streit- 
genofien nur geftattete, für die eidedunmündigen 
mit zu ſchwören, von ber Anficht ausgegangen fein 
follte, es fei in bem gegebenen Falle für die Ent» 
ſcheidung völlig gleichgültig, ob von dieſer Verftat- 
tung Gebrauch gemacht werbe, oder nicht, und daß 
derfelbe von Zulaffen zu dem Eide für einen 
Anderen gefprochen, während doch dem Verwei— 
gern bes Eides gar Feine weitere Folge zu geben 
wäre. — Ebenfo entfchieden muß gegen die Anſicht 
der vorigen Inftanz geftimmt werden, wenn man 

4) die Worte: 

„iedoch wegen biefer nach Befinden nur de 
credulitate‘“, 
in das Auge faßt. Denn diefe fegen nothwendig 
voraus, daß der Geſetzgeber an eine Eidesformel 
gedacht habe, in welcher ber Eibesunmündigen be- 
fondere Erwähnung gefchehen. Es laffen fich auch 
biefelben nicht füglih auf einen Fall beziehen, wo 
bas Factum, tiber welches eigentlich die Eidesunmün- 
digen zu fchwören hätten, ein von bem die Eides— 
münbdigen angehenden verſchiedenes wäre, ba bem 
bie vorhergehenden Worte: 
„wenn unter mehreren Litisconforten, fo über 
einerlei, fie allerfeits betreffende Punkte ſchwö— 
ren follen”, 
entgegenftehen würben. 

Enblid) find 

5) auch die Schlußworte: 

„und fobann die übrigen damit gänzlich ver 

fhonet worden‘, 
nicht außer Acht zu laffen. Denn follen die eides- 
unmünbigen Litiöconforten bann mit ber Eides— 
leiftung verſchont werben, wenn bie eibedmündigen 
für fie mit geſchworen haben, fo ergiebt fi von 
felbft der Gegenfag, daß ein folches Berfchonen mit 
dem Eide dann nicht Plag ergreife, wenn von den 
Eidesmündigen eben nur für ſich geſchworen wurde. 


Ein folder Gegenfag ift aber gar nicht denkbar, 
wenn man annimmt, daß es einer Bezugnahme 
auf die Eidesunmündigen in ber Eidesformel nicht 
bebürfe. Denn bei bdiefer Annahme jchwören bie 
eidedmündigen Streitgenofien, wenn fie - einmal 
fhwören, immer zugleich mit für die eidesunmün— 
digen. — 

Für bie von ber jegigen Inſtanz aboptirte 
Meinung fpricht ind Befondere noch die Autorität 
Griebner's. 

Vgl. deſſen Discurs zur Erlaͤut. Proceßordnung 
ad Tit. XVIII. $. 4. 
MWenigftend muß aus bejien Bemerkungen zu ben 
Morten: 
„verſchonet werben”, „„erreichet”‘, „wegen bie= 
fer und „verſchonet“, 
geichloffen werden, daß er feinerfeits fie getheilt habe. 
Diefe Autorität erfcheint aber um fo gewichtiger, als 
die Erläut. Proceßordnung bekanntlich hauptſächlich 
ein Werk Griebner's ift. 

Auch ift ſchon in Älterer Zeit in Gemäßheit der⸗ 

felben entichieden worden, wie die in 
Hommel's beutfhem Flavius, ad voc. „Eid“, 
sub XIX. 
angegebenen Urthelsformeln bezeugen und aus 
Küftner’s Not. 22 b. zu Griebners Discurd ad 
Tit. XVIIE 8. 4. 
hervorgeht, indem berfelbe hier bemerkt, gezwun« 
gen würden, bie eidesmünbigen Litisconforten nicht, 
für die eidesunmünbigen mit zu fchwören, wegen bes 
Worts: „zugelaffen‘‘, und hinzufügt: 

„sed aliter sens. Consist. Lips. anno 1726“, 
wonach aljo das Consistorium Lipsiense fogar der 
Anficht gewejen fein muß, daß gegen die eidbesmüns- 
digen Streitgenoffen ein Zwang zur Eibesleiftung 
für Die eidesunmuͤndigen ſtattfinde. 

In der That empfiehlt fich die oftgedachte Mei— 
nung auch noch aus einem anderen Gefichtöpunfte, 
nämlich infofern, als es offenbar immer noch weni« 
ger auffallend ift, Jemanden mit für einen Anderen 
ſchwören zu lafien, als dasjenige, was Jemand für 
fih, ohne einige Bezugnahme auf einen Dritten 
geihworen hat, als ipso jure für dieſen mit geſchwo— 
ven zu betrachten.” 
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31. 


Zur Interpretation der neunten Deeifion von 
1746. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. —r ind. 


Im vorigen Jahrgange des Wochenblatts Nr. 40. 
©. 319 f. find die Gründe eines Erkenntniſſes bes 
K. Appellationsgerichtd zu Dresden, in welchen ber 
Sinn der obigen Decifion entwidelt wurde, mit- 
getheilt worden. Auf eine gegen dieſes Erkenntniß 
eingewenbete Appellation fprach ſich das K. Ober: 
appellationsgericht unter bem 14. December 
1853 über denjelben Gegenftand im Allgemeinen 
übereinftimmend, in einem Punkte jedoch abweichend, 
nämlich jo aus: 

„Mit den Anfichten ber vorigen Inſtanz über 
den nothwendigen Inhalt einer von dem Teftator 
vor Zeugen abgegebenen Erklärung, durch welche 
ein von dem Berfertiger oder Schreiber bes Tefta- 
ments in dieſem für fich felbft vwerfchriebenes Legat 
Gültigkeit erlangen fol, ift Man mit der einzigen 
Mobification einverftanden, daß ed nach ber Anficht 
des Oberappellationsgerichts nicht gerade der auds 
brüdlichen Angabe Des Grunbes bedarf, auf welchem 
die Ungültigfeit des in dem Teftamente errichteten 
Legatd beruht. Denn dem Teftator kann dieſer 
natürlich nicht unbekannt fein und den Zeugen ge- 
genüber fommt ed der Natur der Sache nach nur 
darauf an, daß ber Teftator vor ihnen auf ein 
bereits vorhandenes Teftament und ein darin auf 
ungültige Weife vermachtes Legat, welches durch 
deſſen Wiederholung vor den Zeugen Gültigkeit 
erlangen foll, Bezug nimmt. Cine derartige Bezug— 
nahme auf das vorhandene Teftament und befien 
betreffende Dispofltion, als eine an fich ungültige, 
ift aber fhon um besmillen unerläßlich, weil vor 
zwei Zeugen eine felbftftändige Legaterrichtung nicht 
erfolgen, fondern eben nur ein ungültiges Legat ge- 
nehmigt werben fann, 

von Langenn und Kori, Erörterungen, Th. 11. 
no. XXVH. ©. 275. Ausg. 2. 
auch bie Zeugen, wenigftend aus ber vor ihnen 
abgegebenen Erklärung felbft, erfahren müffen, daß 
und wozu fie ald Solennitätszeugen *) zugejogen 





*) Daß bie beiden Zeugen nicht bloße Beweis-, fondern 


fein follen. Dies können fie aber, wo ed fih um 
Abgabe einer Erklärung ber am Schluffe ber neunten 
Decifion gedachten Art handelt, nicht anders, ale 
dur eine Mittheilung barüber erfahren, daß es 
fih um Genehmigung eines in einem Teftamente 
bereits ausgefegten, an fi ungültigen Vermächt— 
niffes handelt. Bleiben die Zeugen von ber Eriften 


der älteren, vor ihnen zu genehmigenben legtwilligen 


Berfügung ohne Kenntniß, fo können fie auch natürs 
lich als bei einer folden Genehmigung zuge— 
zogene Zeugen nicht gelten. Gedenkt dagegen ber 
Teftator bei ber vor ihnen abgegebenen Erklärung 
des in feinem früheren Teftamente enthaltenen Legates, 
ohne biefes als ein an ſich ungültiges zu bezeichnen, 
fo geht ben Zeugen die nöthige Kenntniß bavon ab, 
daß es fih um eine durch ihre Anwefenbeit 
gültig werbenbde Erklärung handle.“ 


zugleich Solennitätszeugen find, iſt im Vorhergehenden unier 
Berufung auf von Langenn und Koria.a.Dd. S. 9. 
Anm.3., Bauer, die Ehurf, Sächſ. Decifionen v. 3. 1746. 
zu Decifion 9. $. 12. und Gottschalk, Analecta juris 
saxon. etc. cap. VI. p. 18. bemerft worben. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 3. Stüd des Gefeg- und Verorbnungd 
blattes für das Königreih Sachen (v. 3.1854) enthält: 
No. 9. Verordnung, den Beitritt der Königl. Bayeri⸗ 
chen Regierung zu dem zu @ifenach am 11. Juli 1853 
abgejhloffenen Staatövertrage betreffend; vom 23. Jar 
nuar 1854. No. 10. Verordnung, die Aufhebung der 
wegen gegenfeitiger Behandlung der Handelsreiſenden 
zwifchen den Staaten des beutfchen Zollverein und dem 
Königreiche Belgien getroffenen Beftimmungen betreffend; 
vom 19. Januar 1854. No. 11. Berorbnung, bie 
Beftellung von Landtagswahlcommiffarien betreffend; 
vom 7. Februar 1854. No. 12. Befanntmachung, 
Uebergangsfteuer- Straßen und Stellen betreffend; vom 
31. Januar 1854. No.13. Deeret wegen Gonceffionis 
rung der Albertsbahn-Actien-Geſellſchaft und wegen 
Beftätigung ihrer Statuten; vom 26. Januar 1854. 
No. 14. Deeret, die Stempelfreiheit des erbländiſchen 
ritterfchaftlihen Greditvereins und der landſtändiſchen 
Hppothefenbant des Königl. Sächſ. Marfgraftgums 
Oberlaufig betreffend; vom 16. Februar 1854. No. 15. 
Verorbnung, bie für das Jahr 1854 zu erbebenden 
Brandverficherungsbeiträge betreffend; vom 21. Februar 
1854. — Letzte Abjendung: am 7. März 1854. 
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32. 
Zu $. 80. des Erbfolgemandat3 vom 31, Januar 
1829. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. R—r in Dresden. 


Das fähfifche Erbfolgemandat vom 31. Januar 
1829 beftimmt im $. 79., baß ber uͤberlebende Ehe⸗ 
gatte feinen Anfpruch auf bie gefepliche Erbfolge 
habe, 

wenn bierüber, und foviel den Pflichttheil be— 
trifft, mit feiner Einwilligung, etwas Anderes 
beftimmt mworben iſt. 
Dies foll, wie in bem gleich darauf folgenden $. 80, 
gefagt wird, im Zweifel anzunehmen fein, wenn 
ihm entweder in einem zwiſchen den Eheleuten 
feloft eingegangenen Bertrage etwas auf den 
Todesfall ausgefegt wird, oder 
wenn berjelbe, vermöge eines unter feiner Zuftim- 
mung oder Genehmigung mit einem Dritten 
abgefchloffenen Vertrages, etwas aus einer von 
dem Grblaffer veräußerten Sache, 3. B. einen 
Auszug, nach des leptern Tode erhalten 
foll. 

Ueber die Auslegung und Anwendung ber fo 
eben gedachten Beftimmung im zweiten Abjchnitte 
bes $. 80. befteht bei den Spruchbehörden eine Ber- 
fchiedenheit der Anfichten. 

Bereits in ber Zeitfchrift für Nechtöpflege und 
Berwalt. N. F. Bd. 1. S. 335 flg. ift ein Rechtsfall 
teferirt, in welchem die in einem zwiſchen dem Vater 
und dem Sohne über Das Gut des Vaters abgefchlof- 
fenen Kaufe enthaltene Verfügung, daß der Sohn 
aus dem Gute an feine Mutter, die Ehefrau bed 


Verkäufers, einen lebenslänglichen Auszug ents 
richten folle, von dem Königl. Appellationsgerichte zu 
Leipzig unter jene gefepliche Borfchrift fubfumirt, von 
ber vormaligen Juriftenfacultät und bem Königl. 
Oberappellationsgerichte hingegen 8.80. des Mandats 
auf diefen Fall nicht für anwendbar gehalten warb. 

Am Landtage 1839/1840 gelangte eine Petition 
bei der erftien Kammer zur Berathung, in welcher 
unter andern auf Abänderung biefer im zweiten 
Abdichnitte bes 8. 80. des Erbf⸗Mand. enthaltenen 
Borfchrift angetragen warb. Die Erwähnung biefer 
Petition und die Verhandlung barüber bürfte hier 
in fofern einiges Interefie haben, als fie zeigt, wie 
bie fragliche Gefepftelle von dem Petenten — (einem 
Juſtizbeamten) — und ber erften Ständefammer, 
oder doch ber ben Bericht erftattenden Deputation 
und von dem Berireter ber Staatsregierung, dem 
damaligen Vorftande des Königl. Zuftigminifteriums, 
verftanden ward. Der Petent fagt — (f. die Landt.⸗ 
Mitth. d. 1. K. v. 1839/1840. ©. 784. Sp. 1.) —, 
um ben Rachtheil zu fchildern, zu welchem bie frag⸗ 
liche Vorſchrift führen könne, Folgendes: „Wenn ein 
Bruder oder Haudbefiger über fein Grundftüd mit 
einem Dritten, im Beifein und mit Zuftimmung ſei— 
ner Ehefrau, einen Kaufcontract abichließt und dabei 
für legten einen lebenslänglichen Auszug ftipus 
lit, hierbei aber die Beftimmung beizufügen unters 
läßt, daß diefer Auszug auf das Fünftige Erbrecht 
ber Ehefrau ohne Einfluß fein folle, fo würde nach 
dem Tode des Ehemannes die Mutter durch jenen 
Auszug binfihtlih ihres Erbrechtes für 
abgefunden zu achten fein und nicht das Geringfte 
weiter ald Miterbin oder alleinige Erbin zu bean- 
fpruchen haben, felbft wenn aud ber Nachlaß bes 
Verftorbenen noch fo bedeutend wäre.’ Diefe Anficht 
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bes Petenten über die Anwendbarkeit bes $. 80. auf 
den Fall, wo ein lebenslänglicher Auszug für bie 
Ehefrau vorbehalten worben ift, warb auch von ber 
Deputation ber erften Kammer — (S. 785. Ep. 1.) — 
nicht für unrichtig gehalten, vielmehr bemerft, es 
habe fich die dem Vertrage zuftimmende Ehefrau den 
Nachtheil felbft beizumeſſen, wenn fie nicht durch eine 
entfprechende präcavirenbe Erflärung ihr Erbrecht fich 
vorbehalte. Ebenfowenig ward von ben Mitgliebern 
der Kammer eine andere Meinung über bas Ber- 
ftändniß des Geſetzes vorgebracht. Dahingegen fcheint 
ber Borftand des Königlichen Juftizminifteriums — 
(f. 8.786. Sp.2.) — eine andere Anficht ausgefprochen 
zu haben. Seine Worte, wie fie in ben Landtags» 
mittheilungen wiedergegeben werden, lauten: „8. 80. 
fei gewiß vollfommen rationell; eine Inteftaterbfolge 
fönne jeden Falls nur dann eintreten, wenn nicht 
fhon eine Dispofition vorhanden fei, und es fönne 
ein Ehegatte aus dem Nachlaffe feines Ehegatten 
einen Erbtheil ab intestato nicht verlangen, wenn er 
buch einen Vertrag bereits abgefunden wäre; 
ed ftehe auch hier: „„ſo weit dies zu präfumiren’’’ 
— (im Zweifel) —; wolle und folle ein Ehegatte 
nebenbei fein Erbrecht behalten, fo fünne ja in dem 
Erbvertrage gefagt werden, daß er im Uebrigen fich 
fein Erbrecht vorbehalte; daffelbe fei beim Aus— 
zuge ber Ball, fofern er in casum mortis aus— 
bedungen wäre.” Diefe Aeußerung des Regie⸗ 
rungscommiſſars iſt wenigſtens in ben Gründen zu 
Erkenntniffen höherer Epruchbehörden — (3. B. des 
Königl. Appellationsgerichts zu Zwidau in Sachen 
D. und Eonf. ’/. verw. P., 1846, und des Königl. 
Oberappellationsgerichts in Sachen ber verw. St. 
/. St. und Eonf., Juli 1845) — als eine Billigung 
ber Anfiht genommen worden, daß der zweite 
Abſchnitt im $. 80. des Erbfolgemandats nur dann 
Anwendung leide, wenn ber vom Erblaffer im Ber: 
trage mit dem Dritten, unter Zuftimmung des Ehe: 
gatten, für diefen gemachte Auszugsvorbehalt fich 
als eine Zuwendung auf den Todesfall dars 
ftellte. 

Diefe Anfiht ift, zum Theil gegen die ber früs 
bern Inflanz, ausgefprochen worden in Sachen 
G. und Eonf. /. verw. ©. (Oberappellationsgerichts- 
Erfenntniß vom 13. Januar 1844), wo bie übrigen 
Erben den $. 80. umgekehrt angewendet, und die 
Witwe, weil fie den Erbtheil gefordert und ange⸗ 
nommen, des Auszugs für verluſtig erkläͤrt wiſſen 
wollten, — ferner in Sachen der verw. St. /. &t. 
und Eonf. (Appellationsgericht zu Zwidau und Ober- 
appellationsgericht vom 17. Juli 1845), wo ber 
Eblaſſer für ſich und feine Ehefrau einen lebensläng- 
lien Auszug mit der Hinzufügung ftipulict hatte, 


baß bie Ehefrau auch nach feinem Tobe ben Auszug 
ganz behalte, — in Sachen R. und Eonf. */. verw. R. 
(Appellationsgeriht Zwickau und Oberappellations- 
gericht vom 24. September 1846), wo der mit bem 
Dritten über Veräußerung eines Grundftüds ge- 
ſchloſſene Vertrag, neben der Stipulation des lebens» 
länglihen Auszugs für ben Erblaffer und feine 
Ehefrau und ber Hinzufügung, daß nach dem Ab» 
leben des Mannes nur ber dritte Theil des Auszugs 
wegfallen folle, mehrere andere, als leptwillige Dis— 
pofltionen zu betrachtende Beftimmungen im Bertrage 
enthalten waren, — und in Saden ber verm. 9. 
/. 4. und Eonf. (Oberappellationsgericht vom 5. De- 
cember 1848.) 

Audfin einem neuerlich verhandelten Rechtöftreite 
hat ſich das Koͤnigl. Spruchcollegium und das Königl. 
Oberappellationsgericht gegen, das Königl. Appellas 
tiondgericht zu Leipzig aber für bie Anwendbarkeit 
des zweiten Abfchnitts im $. 80. bes Erbfolgemans 
bats auf den Fall, wo ber feine Orundftüde an einen 
Dritten veräußernde Ehemann für ſich und feine 
Ehefrau einen lebenslänglichen Auszug vorbehält, 
ausgeſprochen. 

Der am 2. Januar 1852 verſtorbene Joh. Gott⸗ 
lob D. hatte mittelft Vertrags vom 4. April 1840 
fein Pferdnnergut zu 8. feinem Sohne, Friedr. Adam 
D., taufchweife überlaffen, und ber Annehmer im 
Vertrage feinem Bater, Joh. Gottlob D., und defien 
Ehefrau, Johannen Sophien D., auf deren Le— 
benszeit die freie Herberge im Gute und außerdem 
verfchiedene, nicht geringe Auszugsgebührniffe 
verfprochen. In der Urkunde über die am 24. ejd. 
erfolgte gerichtliche Bortragung ded Vertrags wirb 
erwähnt, daß dabei die Ehefrau des älteren D. mit 
erfchienen und dem Borlejen des Vertrags, fo wie 
ber von ben Eontrahenten erflärten Recognition beis 
gewohnt, und daß ſodann die Gontrahenten, unter 
Hinzutritt der D.’ichen Ehefrau, noch einige Bemer- 
fungen hinzugefügt hätten. Bei einer fpäteren, am 
29. ejd. ftattgefundenen Berhandlung, bei welcher 
jedoch die Ehefrau nicht gegenwärtig gewefen ift, 
hatten die Gontrahenten in Bezug auf den Auszugs- 
vorbehalt für beide D.'ſche Eheleute noch austrüd- 
lich bemerkt, daß, wie ed ohnehin ben Gefegen gemäß 
fei, die D.’fche Ehefrau dann, wenn fie ihren Ehe— 
mann uͤberleben follte, nur die Hälfte des Natural 
auszugs jährlih erhalte. Hierauf war die Con— 
firmation und Beleihung erfolgt. 

Bei den Verhandlungen über die von ber Wittwe 
vorgelegte Nachlaßfpecification und über die Erb- 
fhaftsregulirung entflanden verſchiedene Differenzen 
zwifchen der Mittiwe und den übrigen Erben. Letztere 
leugneten die Höhe des von ber Wittwe geforderten 
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Einbringens, behaupteten, daß fie beöhalb befriedigt 
worden ſei, indem ber Erblaffer ein von ihm im 
Jahre 1848 für 700 Thle. — —» erftandenes und 
bezahltes Haus ihr hätte zufchreiben laffen, beftritten 
den Anfpruch ber Wittwe auf die Hälfte des Werthes 
von ben bei Lebzeiten bes Erblaffers im Rüdftand 
verbliebenen Auszugsleiltungen, und widerfpracen 
namentlich auch dem auf das ihr gefeglich zuſtehende 
Erbrecht erhobenen Verlangen der Wittwe, indem 
fie deshalb durch den unter ihrer Zuftimmung vor» 
behaltenen Auszug abgefunben worden fei. 

Das Königl. Spruchcollegium, welches bie 
Wittwe ald Impetratin, die übrigen Erben als 
Impetranten bezeichnete, erfannte (December 1852) 
dahin: 

„aud find ber Impetratin die fol. — bemerften 
14 Thlr. 6 Ngr. 2 Pf., da nach Ausweis des 
fol. — sq. in beglaubter Abjchrift erfichtlichen ge⸗ 
richtlichen Taufcheontracts der dafelbft fol. — sq. 
angegebene Auszug zugleich mit für fie beftellt 
worden, zur Hälfte zu verabfolgen. Uebrigens 
aber ift Jmpetratin, in Betracht, daß $. 80. 
bed obangezogenen Allodialerbfolgegefeges vom 
31. Januar 1829 gegenwärtig feine Anwendung 
leidet, da die darin enthaltene Beftimmung fich 
lediglich auf Verträge auf den Todesfall bezieht, 
bie Impetratin aber nah dem angeführten 
Taufcheontracte fol. — ſchon bei Lebzeiten ihres 
Ehemannes ein Recht auf den darin ihr ftipus 
firten Auszug erlangt hat, 

vergl. auch Zeitfchrift für Nechtspflege und 

Verwaltung, N. F. Bo. 1. ©. 340 ff. 

ben ihr gebührenden Erbtheil aus dem Nachlaſſe 
befielben zu verlangen, für berechtigt und ber 
beshalb von ben Impetranten fol, — sub — 
erhobene Widerfpruch ebenfalls für unftatthaft 
zu achten ꝛtc.“ 

Auf die von ben Impetranten eingewendete, bas 
Erbrecht der Witwe betreffende Appellation wurde 
von dem Königlichen Appellationsgericht zu 
Leipzig (Juni 1853), die Wittwe als Bellagte 
und die übrigen Erben als Kläger bezeichnend, 
diefe Enticheidung reformirt und dahin geipro- 
chen: 

„es ift der gebachte Widerfpruch ber Kläger 
noch zur Zeit für ftatıhaft zu achten, und find 
bemgemäß, dafern nicht die Beklagte, wie ihr 
dies mittelft Anftellung förmlicher, bei Berluft 
bed Klagrechts binnen fächfifcher Friſt einzu- 
reichender Klage zu thun unbenommen bleibt, 
ben Anfpruch auf Berabfolgung des Pflichttheils 
gegen bie Aläger im Wege des ordentlichen 
Procefies ausführt, bei ber Bertheilung ber 


De'ſchen Erbmaffe bie Erbiheile der Kläger ohne 
Rückſicht auf den Pflichttheil ber Beklagten 
auszuwerfen.“ 

unter Hinzufügung folgender Gruͤnde: 

„Das Königliche Appellationsgericht befolgt bie 
Anfiht, daß die Bl. — angezogene Beſtimmung 
des Allobialerbfolgemandats vom 31. Januar 1829 
im zweiten Abfchnitte des $. 80. auch in den Fällen 
Anwendung leidet, wo der Genuß des für Die Ehes 
frau ftipulirten lebenslänglihen Auszugs nicht erft 
nach dem Tode bed Ehemannes eintritt, fondern 
bereitö bei deſſen Rebzeiten begonnen hat. Es ift 
diefe Anficht fowohl in dem BL. — gedachten, durch 
die Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwaltung, 
N. F. Bo. 1. pag. 339. zur öffenılichen Kenntniß 
gelangten Nedhisftreite, ald auch neuerlich in Sachen 
Ayin /. An und Conſ. vom 3. 1848 ausgefprochen, 
und in dem legteren Falle des Ausführlicheren moti- 
virt worden. Diefe Auslegung ftügt fih im Weſent⸗ 
lichen theild auf den Wortlaut der fraglichen Geſetz⸗ 
ftelle, welche nicht eine lediglich auf ben Todesfall 
des bisponirenden Ehegatten gerichtete, fonbern nur 
eine ſolche Berfügung verlangt, bie nad) beffen Tode 
zu Gunften des überlebenden Ehegatten wirkſam 
wird, theild auf die Erwägung, daß in bem obge- 
dachten Falle die Ehefrau nicht ungünftiger geftellt 
ift, ald wenn ihr ber Genuß des Auszugs ausdrüd- 
lich erft für die Zeit nach dem Tode bed Erblaffers 
zugefichert wurde, und bap für fie auch dann, wenn 
der ihr bebungene Auszug ſchon bei Lebzeiten des 
Ehemannes abzuentrichten ift, ber unbefchränfte 
Genuß und bie freie Berfügung über die ihr ſtipu— 
litten Leiftungen erft mit dem Tode des Ehemannes 
eintritt (zu vergl. Befanntmachung vom 2. October 
1839. No.12. &.-&. v. 3.1839. pag. 279.), mithin 
die ftreitige Verfügung nicht früher als nad dem 
Ableben des Ehemannes zu voller rechtlicher Wirk 
famfeit gelangt. Der Inhalt des BI. — fig. in 
extractweife beglaubigter Abſchrift zu ben Acten 
gebrachten Taufcheontracted giebt nun barüber Hare 
Maafe, daß ein Fall der obenerwähnten Art gegen- 
wärtig vorliegt. Dafür, daß ber Erblaffer bei dieſem 
Bertrage eine Zuwendung auf feinen Todesfall be— 
abfichtigt habe, fpricht beſonders noch der Umftand, 
daß nach Bl. — der Annehmer des in Tauſch gege- 
benen Pierbnergutes ausdrüdlich verpflichtet worden 
ift, der Beklagten nach dem Ableben des Ehemannes 
die Hälfte des bebungenen Auszug fortzugewähren. 
Ob übrigens die nach $. 80. des Allodialerbfolge- 
manbats erforderliche Genehmigung der Beklagten 
ausdrüctlich oder durch ſchluͤſſige Thatſachen erklärt 
worden ift, macht in rechtlicher Hinficht feinen Unters 
fhied. Eine factifche Genehmigung der fraglichen 
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Stipulation ift aber ſchon darin erfennbar, baß bie 
Bellagte Bl. — unter Beziehung auf ben Inhalt 
bes Taufcheontractes Bl. — die Hälfte des bei dem 
Tode ihres Ehemannes in Rüdftande verbliebenen 
Auszugs für ſich in Anſpruch genommen hat. Es 
bedarf deshalb nicht erft eines Eingehens auf bie 
von ihr Bl. — angeregte Interventiondfrage. 
Thatfachen endlich, welche geeignet wären, bie Be— 
hauptung zu rechtfertigen, daß der Erblaſſer nicht 
bie Abficht gehabt habe, die Beklagte durch den ihr 
ausgefegten lebenslänglichen Auszug ihres Pflicht: 
theild halber abzufinden, find von ber fegteren nicht 
angeführt worden. Nach Anficht der jegigen Inftanz 
ftreitet demnach die Präfumtion für diefe Abfindung, 
und es iſt beshalb reformatorisch der Widerfpruch, 
ben die Kläger Bl. — sub 3. gegen die Berüdficd- 
tigung des Erbfolgerechtes ber Bellagten bei ber 
Berechnung ihrer Erbtheile erhoben haben, nad) ber 
derzeitigen Actenlage ald ein begrünbeter anzuerfen- 
nen geweſen. Diefe Anerfennung hat jedoch nur in 
ber in dem Urthel geſchehenen Beihränfung aus— 
gefprochen werben fönnen. Denn das Erbfolge: 
mandat vom 31. Januar 1829 geftattet in $. 82. 
ber Ehefrau in Fällen der vorliegenden Art ausdrüd- 
ih die Ausführung einer entgegengefegten Abficht 
bes Erblafjers, und das Recht, diefe Ausführung 
annoch im Wege der ordentlichen Klage zu unter« 
nehmen, durfte der Beklagten nicht entzogen werden, 
weil dem tumultuarifchen Berfahren, in welchem 
bisher die fragliche Differenz verhandelt worden ift, 
die präclufive Kraft abgeht, für die Bellagte mithin 
feine procefiualifhe Verbindlichkeit vorhanden war, 
das thatjächliche Material, was ihr möglicher Weife 
für Die Begründung ihres Anfpruchs zur Seite ftehen 
fann, vor bem Bl. — anberaumten Inrotulations⸗ 
termine actenfundig zu machen. 

Daß dagegen die Anftellung der förmlichen Klage 
ber Bellagten binnen fächfifcher Frift unter dem 
Präjudize des DVerluftes des Klagrechtes geftattet 
worden ift, beruht auf analoger Anwendung ber für 
den Provocationsproceß geltenden Beftimmungen 
und der Nothwendigfeit, das Erbtheilungsgefchäft 
zu einem Ende zu führen.“ 

Das Königliche Oberappellationsgericht 
(December 1853) ftellte jedoch das erfte Erfennt- 
niß wieder ber und fügte dem folgende Gründe 
bei: 

„Das fächfiiche Erbfolgemandat vom 31. Januar 
1829 ordnet im IV. Abjchnitte 88. 66. f. die Erbfolge 
zwifchen den Ehegatten, ertbeilt dem überlebenden 
Ehegatten (88. 66 — 69.) ein gefepliches Erbrecht, 
betrachtet ihn diesfalls ald Erben, nicht als Sinyular- 
fucceffor, und bezeichnet (8. 70.) das, was er ver- 
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möge dieſes Erbrechtes zu erhalten hat, beziehendlich 
unter Beſchraͤnkung auf eine Quote bed Nachlaſſes, 
als Pflihteheil, welcher ihm durch feine Verfügung 
des andern Ehegatten entzogen, gefchmälert oder 
bejchwert werden darf. 

Dies die Regel, welche jedoch nicht blos dann, 
wenn ein Anlaß zur Enterbung ($$. 84. f.) vorhan⸗ 
ben ift, fondern auch, wie fi) von jelbft verfteht, 
bei Berzichtleiftung auf das gefegliche Recht eine 
Ausnahme erleidet. Einer ausprüdlihen Ber: 
zichtleiftung wird ($. 79.) es gleichgeftellt und dem 
überlebenden Ehegatten auf die gefegliche Erbfolge 
fein Anjpruch zugeftanden, wenn hierüber, und jo 
viel den Pilichtiheil betrifft, mit feiner Einmwillis 
gung etwas Anderes beftimmt worden ift. 

Daß dies geichehen fei, und die Regel eine 
Ausnahme erleide, foll nach $. 80. unter folgenden 
Borausfegungen im Zweifel angenommen werden, 
wenn entweder 

a) dem überlebenden Ehegatten vertragsweiſe 
— (buch Bertrag zwifchen den Ehegatten ſelbſt) — 
aus dem Vermögen des Andern irgend etwas auf 
den Todesfall ausgeſetzt worden ift, oder wenn 
derjelbe 

b) vermöge eines, unter feiner Zuftimmung 
oder Genehmigung, mit einem Dritten ab« 
geihloffenen Bertrages etwas aus einer von 
dem Erblaffer veräußerten Sache, 3. B. einen Aus- 
zug, nad) bes Legteren Tode erhalten foll. 

Es wird duch die Worte „im Zweifel” eine 
gefeglihe Präfumtion aufgeftellt, welche, wie dies 
auch noch ausprüdlih im $. 82, gefagt wird, dem 
überlebenden Ehegatten fo lange entgegen ftehen 
fol, als er nicht Darzuthun vermag, daß der Erb» 
lafjer bei feiner Dispofition eine andere Abficht 
gehabt habe. 

Bei gegenwärtiger Nechtsfache fommt nicht der 
ad a. gedachte erfte Fall der Präfumtion, fondern 
blos der zweite ad b. in Frage, indem die Kläger, 
unter Bezugnahme auf die im beglaubten Ertracte 
Bl. — Vol, J. zu den Acten gebrachte Urkunde, 
gegen die Berabfolgung des der Wittwe des Erb» 
laſſers gefeglich gebührenden Erbtheiles an die Bes 
klagte (Bl. — flg. sub 3.) um beswillen Widerſpruch 
erheben, weil fie, befage jener Urkunde, in Gemäß 
heit eines von dem Erblaffer unter ihrer Genehmi—⸗ 
gung mit einem Dritten abgefchloffenen Bertrages 
aud dem mittelft dieſes Vertrages veräußerten 
Grundftüde nach des Erblafierd Tode einen Auszug 
erhalten folle. 

Nun ergiebt fi aus der Urkunde Bl. — aller= 
dings Nachweis dafür, daß mehrere der Voraus— 
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fegungen bes zweiten Abjchnitte® im $. 80. bes 
. Erbfolgemanbats hier vorhanden find. 

Der Erblaffer hat am 4. April 1840 

ce) mit feinem Sohne, F. A. D., alfo mit einem 
Dritten — (nicht mit feiner Ehefrau) — einen 
Vertrag abgefchloffen und mittelft deffelben 

A) ein ihm gehöriges Pferbnergut an feinen 
Sohn veräußert. 

Die Beflagte ift 

7) bei der am 24. April 1840 ftattgefundenen 
gerichtlichen Vortragung des Vertrages vor Gericht 
mit erichienen, hat (f. Bl. —) der Vorlefung und 
Recognition beigewohnt, und, da fie, ber ihr dazu 
gebotenen Gelegenheit und Beranlaffung ungeachtet, 
gegen bie fie mit betreffende Auszugsbeftimmung 
niches erinnert, ftillfichweigend foldhe genehmigt und 
acceptirt, auch ift fie überdies einigen dem Bertrage 
damals beigefügten Erläuterungen beigetreten. Der 
Vertrag ift alfo ald ein mit ihrer Zuftimmung 
oder Genehmigung abgejchloffener zu betrachten. 
Einflußlos bleibt es, daß die Beflagte bei der fpäter 
(am 29. April 1840), der Eonfirmation und Belei- 
hung vorausgegangenen Verhandlung, bei welcher 
die Gontrahenten die, fperiel auf bas zu Ganſten 
der Bellagten im Vertrage Beftimmte fi) beziehende, 
Bemerkung hinzufügten, daß, wie es ohnehin ben 
rechtlihen Vorfchriften gemäß fei, die Beklagte, 
wenn fie ihren Ehemann überlebe, nur die Hälfte 
ber theilbaren Auszugsgegenftände zu erhalten habe, 
dem Inhalte der Urkunde nach (ſ. BI. —), nicht cons 
currirte. Eben fo einflußlos würde es fein, wenn 
das Anführen der Beklagten Bl. — Vol. I., daß fie 
blos zu dem Zwede, um fi) wegen ber von den 
Eontrahenten über ihr Einbringen getroffenen Bes 
ftimmung zu erflären, zu ber für die Recognition 
und Genchmigung bes Bertragd anberaumten ge- 
richtlichen Verhandlung zugezogen worden fei, bes 
gründet wäre, da es hierbei auf das, was geſchehen, 
nicht auf den das Gericht zu ihrer Abcitation ver 
anlaffenden Beweggrund anfommt. Zudem findet 
diefes Anführen in der Urkunde (BI. — Vol. 1.) feine 
Unterfiügung; und fo wie es bei der Appellation der 
Bellagten (Bl. — f. Vol. I.) ganz ohne Anregung 
geblieben ift, jo hat die Beflagte im Gegentheil bei 
der am 9. September 1852 ftattgefundenen Erbregu- 
lirungsverhandlung (f. Bl. —) noch ausdrüdlidy zu 
erfennen gegeben, daß fie die in jenem Vertrage zu 
ihrem Gunften getroffene Befimmung genehmige, 
indem fie, unter Berufung auf jenen Vertrag, die 
Hälfte des für den bis zu dem Tode des Erblafjers 
rüdftändigen Auszug vom Gutöbefiger eingezahlten 
Werthes verlangt und folche auch (ſ. Bl. — Vol. 1.) 
rechtslraͤftig zugelprochen erhalten hat. 


Es fragt fi baher nur noch 
d) darum, ob jener Vertrag eine Beftimmung 
dahin enthalte, daß die Beflagte 
etwas — (den Auszug) — aus dem von dem 
Erblaffer veräußerten Gute nah des Erb— 
lafferd Tode erhalten folle. 
Nah Inhalt des Vertrages (BI. — flg. Vol. 1.) 
hat der Acquirent bed Gutes des Erblaſſers ver 
ſprochen, 
dem Erblaſſer und bes Ehefrau beffelben 
(der Bellagten) auf deren Lebenszeit bie 
Herberge und einen nicht unbeträchtlichen Aus = 
zug zu gewähren. 
Bon der erften Inſtanz ift (Bl. — Vol. 1.) bie 
Beſtimmung am Schluffe im $. 80. des Erbfolges 
mandats auf vorliegenden Fall nicht für anwendbar 
gehalten worden, weil fich dieſe gejegliche Beſtim— 
mung lediglid auf Verträge auf den Todesfall 
beziehe, bier aber die Beklagte nach dem Vertrage 
Bl. — ſchon bei Lebzeiten ihres Ehemannes ein 
Recht auf den ihr im BVertrage ftipulirten Auszug 
erhalten habe, wohingegen die zweite Inſtanz bie 
ausgehobene Vertragsbeftimmung für eine ſolche 
erachtet, wodurch ber Anfpruch der Bellagten auf 
den gejeglichen Erbtheil, in Gemäßheit der Vorfchrift 
im $. 80, des Erbfolgemandats, in Wegfall ges 
langt ift. 
Nicht der zweiten, fondern ber erften Inftanz hat 
das Oberappellationsgericht beizupflichten. 
Anlangend die wörtliche Auslegung des Geſetzes, 
auf welche zunädhft in den vorigen Oründen (Bl. — 
Vol. 1.) ſich geftügt wird, fo fpricht folche feineswegs, 
wenigftens nicht zweifellos, für die Annahme, es 
habe ber Gefepgeber durch die Worte: „wenn ber 
überlebende Ehegatte aus einer von dem Erblaffer 
veräußerten Sache etwas nach deſſen Tode erhal- 
ten ſoll“, auch ben hier vorliegenden Fall mit treffen 
wollen, wo jich der fein Orundftüd veräußernde 
Ehemann aus folhem für fih und feine Ehe— 
frau auf ihre beiderfeitige Lebenszeit einen 
Auszug vorbehält, wo alfo die Beftimmung nicht 
eine Zumendung blos an die Ehefrau, ſondern beis 


der Eheleute Vortheil, zunächft den des Ehemannes, 


nur nebenbei und eventuell den ber Ehefrau mit 
bezwedt, und wo bie Ehefrau, wenn fie den Ehe— 
mann überlebt, nicht ein Recht, welches fie nicht 
ſchon bei dem Leben ihres Ehemannes hatte, erhält, 
fondern ein ihr ſchon bei dem Leben des Ehemannes 
zuſtehendes Recht behält, und blos Died Necht 
durch den Tod bed Ehemannes nicht verliert, ins 
foweit fie nicht durch vertragsmäßige Beftimmung 
ober durch die rechtlichen Vorſchriften befchränfe 
wird, 


Die Erwägung (Bl. — Vol. I.), daß die Ehe» 
frau in einem folchen Falle nicht ungünftiger geftellt 
fei, als in dem Falle, wo ihr ber Genuß bes Aus- 
zugs erſt für die Zeit nad; dem Tode des Mannes 
zugefichert würde, möchte ſchon an fich feinen erhebs 
lichen Grund zu der Annahme abgeben, es habe ber 
Geſetzgeber mit den zunächft auf dem fpeciellen Ball 
einer blos zu Gunften ber Ehefrau getroffenen und 
erft nach dem Tode des Mannes zu erfüllenden 
Berimmung ſich beziehenden Worten des Gefeges 
auch den davon verjchiedenen Fall, einer für beide 
Eheleute getroffenen und fofort, noch bei Lebzeiten 
bed Mannes, zu erfüllenden Befimmung mit ges 
meint. Die bierbei (Bl. — Vol. 1.) allegirte Bes 
fanntmacdhung bes Oberappellationsgerichtd vom 
2. October 1839. No. 12. (Geſ.Bl. S. 279.) be— 
gründet wenigftens die Annahme nicht, es fei bie 
Ehefrau in dem Falle, wenn im Bertrage blos be— 
ftimmt ift, fle follte nad dem Tode des Mannes 
einen Auszug erhalten, eben fo günftig geftellt, als 
in dem Falle, wo ber Acquirent des Gutes beiden 
Eheleuten auf ihre Lebenszeit einen Auszug vers 
fprochen und auch die Ehefrau biefen zugefagten 
Vorbehalt arceptirt hat. Hier erlangt fie, nach dem 
allegirten 12ten Rechtöfage vom 2. October 1839, 
fhon bei Lebzeiten bed Ehemannes ein eignes 
Recht, welches ihr von dem Manne nachher nicht 
entzogen oder gejchmälert werben fonnte, und deffen 
Ausübung nur denjenigen Beichränfungen unterlag, 
welche die rechtlichen VBorfchriften über die dem Ehe— 
manne in Bezug auf das Vermögen ber Frau — (mit 
Ausnahme des Receptitiengutes) — überhaupt zus 
ftehenden Befugniffe mit fi bringen. Auch liefern 
bie Ucten in gegenwärtiger Rechtöfache den Beleg 
dafür, daß die Ehefrau durch die von dem Acqui— 
renten bed Grunbftüds an ben Beräußerer und beffen 
Grau ertheilte Zufage eines lebenslänglichen Aus- 
zugs in der That beffer geftellt fei, als durch die 
Zufage eines ihr erft nach dem Tode des Ehemannes 
zu gewährenden Auszugs. Denn der Bellagten ift 
die von ihr Bl. — Vol. I. verlangte Hälfte des bei 
Lebzeiten des Mannes im NRüdftande verbliebenen 
Auszugs Bl. — d. Vol. zugefprochen worden, 

Der Anwendbarkeit des zweiten Abſchnitts im 
$. 80. des Erbfolgemandats ftehen aber vornämlich 
noch folgende Erwägungen entgegen: 

Diefe Gefepftelle ift fireng auszulegen, da fie 
eine lex specialis ift, eine Ausnahme von der Regel 
feftfegt und vorfchreibt, daß eine Enterbung oder 
Verzichtleiftung auf das gefegliche Erbrecht, ohne 
dag das Eine oder dad Andere ausdrüdlich aus: 
geſprochen, aus einer gewiffen Handlung präfumirt 
werden folle. 
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Das Gefep hat, feinem aus dem im Eingange 
diefer Entjheidungsgründe angegebenen Inhalte der 
88. 66. flg. fich unverfennbar ergebenden Sinne nad, 
bei Aufftellung gedachter Präfumtion einer Ente 
erbung und Berzichtleiftung nur ſolche Fälle treffen 
wollen, wo nach dem, was gewöhnlich vorfommt, die 
Ehegatten hinfichtlich ihres Erbtheild durch andere 
und ſolche Dispofitionen zu ihrem Gunften abgefun- 
den werden, welche wirklich ben Zwed haben, eine 
Abfindung wegen des Erbrechtes zu bewirken, ohne 
daß folches mit ausdrüdlichen Worten ausgefprochen 
wird. Nicht läßt fih annehmen, daß bei jedem 
foldyen, von bem einen Ehegatten für ſich und den 
Andern gemachten Borbehalte eines lebenslänglichen 
Auszugs eine Abfindung wegen bed Erbtheils bes 
abfichtigt werbe. - 


Sp wie nach dem erften Abfchnitte in $. 80. des 
Erbfolgemandats die Präfumtion einer Abfindung 
und Berzichtleiftung bei den in Verträgen zwiſchen 
den Ehegatten getroffenen Beftimmungen nur dann 
eintreten foll, wenn dem einen Ehegatten aus dem 
Dermögen des Undern etwas auf den Tobesfall 
audgefegt worden ift, fo foll fie bei den in einem 
Vertrage des einen Ehegatten mit einem Dritten zu 
Gunften des andern Ehegatten getroffenen Beftim- 
mungen ebenfalls nur dann eintreten, wenn bie 
Zuwendung aus dem Vermögen bes Disponirenden 
von dem Tobe deſſelben abhängig, der Eintritt 
des Rechtes des Ueberlebenden auf den Tod bes 
Disponirenden geftellt, hierdurch der Zumendung 
die Eigenſchaft einer Abfindung beigelegt und Die 
Abficht, in diefer Zuwendung eine Abfindung wegen 
bes Erbtheils zu bewirken, Fundgegeben wird. 


Bon diefer Anficht ift bas Oberappellationdgericht 
nicht blos bei dem in ber Zeitfchrift f. Rechtöpflege 
und Verwaltung, Neue Folge, Band I. ©. 340 ff. 
abgedrudten Erkenntniſſe vom 25. Februar 1840 in 
Sachen der verw. L. /. 2, fondern auch bei fpäteren 
Erfenntniffen, namentlich in Sachen ©. und Eoni. 
/. verw. ©. 11. 578/550. vom 13. Januar 1844, in 
Saden der verw. St. '/. St. und Eonj. I. 852/761. 


vom 17. Juli 1845, in Saden R. und Eonf. '/. 


verw. R. 1. 393/352. vom 22, September 1846 
und in Sachen der verw. 4. /. 9. und Conſ. U. 
708/644. vom 5. December 1848, ausgegangen. 


Obwohl hiernach auf bie erfte Appellations- 


beſchwerde der Bellagten die Entſcheidung ber erſten 


Inſtanz in der Hauptſache herzuſtellen war, ſo mußte 
es doch auf die zweite Beſchwerde der Beklagten 
bei ber Compenſation der Koſten voriger Inſtanz 
bewenden, ba die Frage, ob $. 80. des Erbfolge- 
mandats auf Bälle der vorliegenden Art Anwen 


bung leide, nicht als eine zweifellofe betrachtet 
werden kann.“ 
Der Mittheilung diefes Rechtsfalles erlaubt fich 
der Einfender noch wenige Worte über bie in frag- 
licher Hinficht für die Zukunft in Ausficht geftellten 
Rechts vorſchriften hinzuzufügen. 
Im Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuches 
88. 1812. 1813. wird gerade das Gegentheil von 
dem, was $. 80. des Erbfolgemandats vorſchreibt, 
vorgefchlagen. Rah $. 1812. wird, 
wenn ber Pflichttheilsberechtigte vermöge eined 
unter feiner Zuftimmung von dem Erblaſſer 
mit einem Dritten abgefchloffenen Bertrags 
etwas aus einer von dem Erblaffer veräußer- 
ten Sache nach bes legtern Tode erhalten 
foll, 
bies im Zweifel nicht als eine Abfindung für 
ben Pflihteheil ober als eine Verzichtung auf 
denfelben anzufehen, fondern nach $. 1813. in ben 
Plichttheil einzurechnen fein. Die Motiven hierzu 
lauten 8.433.: „Man hielt e8 zwar für angemefien, 
daß einem Ehegatten dasjenige, was ihm der Andere 
auf den Fall feines Todes beſchieden hat, auf 
ben Pflichttheil zugerechnet werde, vermochte aber 
nicht die Meberzeugung zu gewinnen, daß Hand» 
lungen von ber Befchaffenheit, wie in jenem Para 
graph erwähnt find, den Verzicht auf ein Recht, 
welches das Geſetz aus wichtigen Gründen zubilliget, 
fo klar und beftimmt vor Augen legen, daß man 
eine DBermuthung darauf begründen könnte, eine 
Bermuthung, welche, dev Allgemeinheit der Faſſung 
nad, auch in den Fällen zur Anwendung fommen 
muß, wenn bie Verfügung, die dem diberlebenden 
Ehegatten einen unbebeutenden Bermögensvortheil 
zuwendet, zu einer Zeit entftanben ift, wo das Vers 
mögen bes Erblaffers ein viel geringeres war, als 
die Maſſe bei ber Nachlaßregulirung beträgt.” 
Zwar wird, wenn diefer Vorſchlag im Entwurfe 
Geſetzeskraft erlangt hat, die jegt fo oft in Streit 
gezogene Frage, ob die in dem über die Beräuße- 
rung eines Grundftüds von dem Erblaffer mit einem 
Dritten geſchloſſenen Bertrage enthaltene Stipulation 
eines Auszuges für den Erblaffer und befien Ehe— 
gatten auf ihre Lebenszeit, bei welcher alfo ber 
überlebende Ghegatte den Auszug auch nach des 
Erblaffers Tode erhalten foll, im Zweifel wie 
eine Verfügung auf den Todesfall zu betrachten 
fei, nach verjchiedener Anficht beantwortet, und es 
wird außerdem auch noch namentlich Zweifel dar: 
über erhoben werben fünnen, ob und wie man bie 
Vorfchrift im 8. 1813., nach welcher dem Pflicht: 
tbeildberechtigten in ben $. 1812, erwähnten Fällen 
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ber Anfpruch auf Ergänzung bes Pflichitheils, doch 
nur unter Zurehnung bes bereits Empfan- 
genen, offen bleibt, auch auf den Fall anzuwenden 
habe, wo ber Ueberlebende einen ihm bei Lebzeiten 
bes Erblafiers bedungenen und von ihm bereit bei 
befien Leben genofienen Auszug nad) des Erblaffers 
Tode weiter zu erhalten hat. Bereits empfangen 
hat ber Ueberlebende blos das, was ber Erblaffer 
für fi und ben Ueberlebenden bedungen und bes 
zogen hatte, das, was ber Meberlebende nach dem 
Tode des Erblafferd zu empfangen hat, fann, 
wörtlich genommen, nicht etwas bereitd Empfangenes 
genannt werden. Inzwiſchen fcheint nach ben Mo— 
tiven und nach $. 1833. die Meinung wohl dahin 
zu gehen, daß in einem folchen Falle dad Recht bes 
Ueberlebenden auf den Fortgenuß des Auszugs nach 
feinem, unter Beachtung der — (von dem, was auf 
Grund ber 1. 68. D. ad leg. Falc. [35.2.] nad Kori, 
Grörterungen, Th. 3. S. 103 f. und Nr. 39, ber 
Nechtfäge des Oberappellationdgerichts über den 
Auszug vom 2, October 1839 bisher beitand, aller: 
dings erheblich abweichenden) — Vorſchrift über Die 
muthmaßliche Lebensdauer im $. 30. bes Entwurfs, 
ermittelten Gapitalwerthe als das bereits Empfan- 
gene und in den Pflicpteheil Einzureichende anzu—⸗ 
fehen ſei. 


33. 


Aus der rechtliiben Unerzwingbarfeit der Erfül- 
lung eines Gheverlöbniffes folgt zugleich die 
Unverbindlichfeit und Unflagbarfeit aller mit 
Hinfiht auf die Fünftige Ehe und wegen ber 
legteren eingegangenen Verträge. 
(Nachtrag zu dem in Nr. 53. des Jahrgangs 1853 
unter 98. ©. 417 flg. referirten Rechtsfalle.) 
Mitgetheilt von 
Herrn S—r in B. 


Klägerin wendete gegen das a. a.D. angegebene 
Urthel dritter Inftanz Berufung ein, worauf von 
dem Königl. Oberappellationsgericht unterm 
19, October 1853 folgendes theilmeife abänbernbe 
Erkenntniß ertheilt wurbe: 

„Daß e8 bei dem nurgedachten Urthel in foweit, 

als darin der Klägerin Suchen überhaupt für 

unftatthaft erachtet worden, nicht zu laſſen. Würde 
vielmehr Bellagter den angetragenen, Bl. — ans 
genommenen Eid entweder zu den Einl.⸗Abſchnitten 

38. bis mit 50. dahin: 

daß er bei einer am Dftermontage bed Jahres 
1851 ftattgefundenen Zuſammenkunft mit ber 
Klägerin diefer, nachdem er ihr mitgetheilt, er 
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befige, ohne daß feine Kinder erfter Ehe etwas 
davon wüßten, unter Anderm ein Vermögen 
von 24,000 Thlen. —⸗ — +», feinedwegs das 
Verſprechen abgegeben habe, daß er ihr noch 
vor der Trauung zwiſchen ihnen von dieſen 
24,000 Thlen. —⸗ —: die Summe von 6000 
Thlen. — —» mehr oder weniger jchenfen 
und eigenthümlich überlaffen wolle, er auch 
nicht hinzugefügt, Klägerin könne es bei einer 
Brüdergemeinde oder in einem fonfligen Orte 
untergebracht verlangen, 
oder zu den Einl.Abfchnitten 57. 58. 59. und 61. 
bis 66. dahin: 
daß Klägerin weder das in ben Einl.-Abfchnit- 
ten 38 flg. erwähnte Verſprechen des Bellagten 
mit ausdrüdlichen Worten angenommen, noch 
darauf erflärt habe, daß fie dieſes Geſchenk am 
liebften bei einer Brüdergemeinde untergebracht 
zu jehen wünfche, 
leiften, fo ift Bellagter von der erhobenen Klage, 
infoweit folche auf dem in der Klage Bl. — er 
wähnten, nad ber Klägerin Behauptung am 
Dftermontage 1851 von Bellagtem geleifteten 
Berfprechen berubt und der Klägerin Suchen nicht 
bereits in dem BI. — zu lefenden, BI. — beftätig- 
ten Erfenntnifie angebradhter Maaßen abgewiejen 
worden, zu entbinden und loszuzaͤhlen. 

Dagegen ift das angefochtene Erfenntniß im 
Uebrigen, wie hiermit gefchieht, zu beftätigen, und 
find tie Koſten ded Rechtömitteld zwiſchen den 
Parteien gegeneinander aufzuheben.‘ 

Diefer Enticheidung waren folgende Gründe 
beigefügt: 
„Das in zweiter Inſtanz Bl. — durchgängig 
beftätigte Urthel Bl. — bat 
1 


der Klägerin Suchen, foweit folches auf ein Meh— 
rered als die Summe von 500 Ducaten, ferner auf 
fofortige Gewährung und Baarzahlung derfelben, 
ingleihen auf den Zinsgenuß während der Lebend- 
zeit bed Bellagten gerichtet worden, angebrachter 
Maafen abgewiefen, dagegen 

2 


im Uebrigen die Klage aufrecht erhalten und Be- 
Hagten von derjelben unter vorausgefepter Leiftung 
bes BI. — erfannten Eides entbunden und los— 
gezählt. 

Wenn nun in ber britten Inftanz ber Klägerin 
Suchen überhaupt angebrachter Maaßen abgewiefen 
worden, fo ftimmt biefes Erfenntniß zu 1. mit ben 


vorigen Entfcheibungen überein, enthält bagegen 
zu 2. eine für Klägerin nachtheilige Abänderung 
derjelben, gegen welche erftere nach $. 12. und 26. 
bes Geſetzes sub B. vom 28. Januar 1835 nochmals 
appelliren fonnte. 

Das von der Klägerin eingewendete Rechtömittel 
bezweckt auch nach der Deductionsfchrift BI. — ledig- 
lich die Wieberherftellung der Entſcheidung erfler und 
jweiter Inſtanz, und befien formelle Zuläſſigkeit 
unterliegt daher feinem Zweifel. 

Was die Sache jelbft anlangt, fo erfcheint es 
zwar nach ber eignen Darftellung der Klägerin zwei: 
fellos, daß Bellagter zu ben beiden in der Klage 
erwähnten Berjprechen durch das mit der Klägerin 
eingegangene Eheverlöbniß veranlaßt worden. Hier 
aus folgt aber noch nicht fo unbedingt, daß beibe 
Verfprehen hinfichtlih ihrer Rechtsverbindlichleit 
nach der durch den Rücktritt des Beklagten berbeis 
geführten Auflöfung bed Eheverlöbnified einer und 
derfelben rechtlichen Beurtheilung zu unterwerfen 
feien. Bielmehr ift man bei nochmaliger Erwägung 
der Sache aus nachbemerften Gründen zu der Anſicht 
gelangt, daß ber Klägerin ein Alagrecht aus dem 
in ber Klage zuerft erwähnten Berfprechen zwar nicht 
zuzugeftehen und hierin das vorige Erfenntniß zu 
beftätigen, Dagegen dem in ber Klage zulept erwaͤhn⸗ 
ten Verfprechen die Klagbarfeit — foweit darüber 
in Folge des vorliegenden Rechtsmittel gegenwärtig 
noch zu cognosciren ift, nicht abzuſprechen fei. 

Das erfte Bl. — erwähnte Berfprechen fol Be 
Hagter der Klägerin nicht von freien Stüden, ſondem 
in Zolge des von der Klägerin ausgefprochenen 
Wunſches ertheilt haben: 

„In Anfehung bed zwifchen ihnen verabrebeien 
und einzugehenden Ehebündniffes für ihren 
Lebensunterhalt in dem Falle fichergeftellt zu 
werden, daß Bellagter vor der Klägerin ver 
fterben follte”. 
In der vom Beklagten hierauf gegebenen Zufage 
fann daher nur eine Gewährung dieſes Wunſches 
gefunden werden, und ba legterer Seiten ber Ali 
gerin offenbar nur dahin gegangen ift, in dem 
Balle ihres Fünftigen Wittwenftandes für ihren 
Lebensunterhalt fichergeftellt zu werden, fo darf auch 
Bellagtem bei dem geleifteten Berfprechen eine über 
die Gewährung dieſes Wunfches hinausgehende Ab: 
ficht nicht beigelegt, und auf die für eine wirkliche 
unbedingte Schenkung fprechende Form diefes Ber 
Iprechens Fein wefentliches Gewicht gelegt werben. 
(Schluß in der gleichzeitig ericheinenden Nummer 18.) 
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(Schluß aus No. 17.) 


Da vielmehr Klägerin natürlich bei dem von ihr 
audgefprochenen Wunſche von der Vorausfegung 
der Vollziehung der Ehe ausgegangen ift und nur 
für ben Fall des Gintritts diefer VBorausfegung den 
Wunfh hegen und äußern können, ihren Rebend« 
unterhalt ald Wittwe fichergeftellt zu fehen, fo muß 
angenommen werden, Daß auch; Beflagter bei bem 
Behufs der Erfüllung dieſes Wunfches geleis 
fteten Verſprechen nicht nur von ber Annahme aus: 
gegangen fei, daß bie Ehe mit ber Klägerin zu 
Stande fommen werde, fondern daß Bellagter das 
Berfprechen auch nur für den Fall des Zuftandes 
fommens ber Ehe geleiftet habe. Daß aber aus der 
in voriger Inftanz Bl. — geltend gemachten, auf 
$. 52. und 53, des Gefeges sub C. vom 28. Januar 
1835 beruhenden rechtlichen Unerzwingbarfeit ber 
Erfüllung eines Eheverlöbniffes zugleich die Uner- 
zwingbarfeit der Erfüllung aller nur für den Fall 
ber Eingehung der Ehe abgefchlofienen Verträge 
folge, unterliegt feinem erheblichen Bedenken, und 
mit dem einjeitigen Nüdtritte des Beklagten von dem 
Eheverlöbniffe, woran derfelbe rechtlich nicht behin— 
dert werden fann, hat fich Daher auch das erite in 
der Klage erwähnte Verfprechen erledigt. 
Uebrigend hat Klägerin, ald Beklagter fie nach 
dem erften brieflich ausgefprochenen Rüdtritt von 
dem Eheverlöbniffe vom 19. Januar 1851 gebeten: 
„fie möge Alles, was in dem Briefe vom 
15. Januar 1851 geftanden, vergeflen, und 
es folle zwifchen ihnen Alles beim Alten 
bleiben‘‘, 
hierauf geftändlich erwibert: 
„Te wolle fi) das überlegen”, 


und nur erft fpäter will Klägerin zu ber Bereit 
willigfeit, Bellagten zu ehelichen, zurüdgefehrt 
fein. 

In nurerwähnter Aeußerung der Klägerin liegt 
aber unverkennbar der Ausdruck bed Vorſatzes, auch 
ihrerfeitd an dem dem Beflagten früher gegebenen 
Eheverfprechen nicht weiter gebunden fein zu wollen, 
und hiernach fcheint Klägerin, welche bei Bereit- 
willigfeit des Beflagten zu Eingehung der Ehe nas 
türlich nicht ihrerſeits Diefe verweigern und dennoch 
die Erfüllung des Schenkungsverſprechens fordern 
fonnte, nach dem erften Rüdtritte des Beklagten 
felbft nicht nur das Verlöbniß, fondern auch den 
damit zufammenhängenden Vertrag als aufgelöft 
angefehen zu haben, mit welcher Annahme auch das 
Vorbringen ihres Sahwalterd Bl. — übereins 
ftimmt. 

Das zweite Verfprechen ift unter folgenden, in 
der Klage angeführten, pet. lit. cont. 37. vom 
Bellagten eingeräumten thatjächlihen Verhältniſſen 
erfolgt. 

Nach der erften von ber Klägerin nicht fofort 
zugefagten Bitte des Beflagten, den Inhalt des vors 
erwähnten Briefes zu vergeffen und Alles beim Alten 
zu laflen, hat Klägerin auf den wiederholten Antrag 
des Bellagten, ihm noch die Hand zu reichen, ſich 
hierzu wieder bereit erklärt, und nach der Art und 
MWeife, in welcher der auf den Oftermontag fallens 
den Zufammenfunft Bl. — Erwähnung geicieht, 
muß man annehmen, daß biefes anderweite Eins 
verftändniß ber Parteien nicht erft an diefem Tage, 
fondern fchon bei einem der früheren, BI. — erwähns 
ten Befuche erzielt worden, woraus zugleich folgt, 
daß bei der anderweiten Vereinigung ber Parteien 
wegen Vollziehung des Ehebündnifjes des früheren 
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Berjprechens feine Erwähnung geſchehen. Am vor- 
gedachten Tage, wo beide Parteien ihre Verehe— 
lihung als bereits nahe bevorftehenb angejehen und 
über die nach diefer zu treffenden häuslichen Ein- 
richtungen fich befprachen, hat Beflagter der Klägerin 
mitgetheilt, daß er unter Andern ein Vermögen von 
24,000 Thalern befige, wovon feine Kinder nichts 
wüßten, und auf diefe Mittheilung fol nun, ohne 
eine bazwifchen fallende Erwiderung der Klägerin, 
das Berfprechen des Beklagten erfolgt fein: 

„daß er ber Klägerin noch vor der Trauung 

zwifchen ihnen von dieſen 24,000 Thalern 

—⸗ —.; bie Summe von 6000 Thalern 

— ⸗ — ⸗ fhenfen und eigenthümlich überlaffen 

wolle‘, 
Beklagter noch hinzugefügt habe: 
„Du fannft es bei einer Brüdergemeinde ober 
in einem fonftigen Orte untergebracht verlan- 
gen, — wenn ich die Zinfen davon verlange, 
fo nehme ich dieſe an mich, fonft fallen auch 
diefe Dir zu‘. 
Nun war zwar zur Zeit biefes neueren Berfprechens 
allerdings dafjelbe Berhältniß zwifchen den Parteien 
wieber hergeftellt, in welchem fie zur Zeit des frü- 
heren zu einander geftanden hatten. Beide Vers 
ſprechen ftimmen auch ſowohl hinfichtlich der Summe 
ald darin überein, daß die Erfüllung noch vor der 
Trauung ber Parteien mit einander erfolgen follen, 
und Klägerin felbft nennt dad neuere Berfprechen 
in der Klage ein wiederholtes. Wie aber diefe 
auch in voriger Inftanz nur nebenher erwähnte Bes 
zeichnung der Klägerin, welche hiermit leicht mög—⸗ 
liher Weife nur die Gleichheit bed Objects bes 
Bertraged und die die Erfüllung betreffende Zeit 
beftimmung andeuten wollen, nicht zum Praͤjudiz 
gereichen fann, fo berechtigt, nad) der Anficht ber 
jegigen Inſtanz, die Wiederherftelung bes früheren 
Berhältnifjes zwifchen den Parteien und die Ueber: 
einftimmung beider Verträge in den vorbezeichneten 
Momenten an fich noch nicht zu der Folgerung, daf 
auch der Wille der Parteien binfichtlih des durch 
den Vertrag feftzuftellenden Rechtsverhaͤltniſſes bei 
beiden Verträgen der nämliche gewejen und diefelben 
bei dem neueren nur die Abficht gehabt, lediglich 
das alte, für den Fall ber Verehelihung eingegan- 
gene Bertragsverhältniß wieder herzuftellen. Viel 
mehr ift, da bei dem neueren Bertrage des früheren, 
nachgewielener Maaßen erledigten und vorausſetzlich 
auch Seiten der Parteien als erledigt angefehenen 
Verſprechens gar feine Erwähnung geſchehen, von 
ber Annahme auszugehen, ‚daß Bellagter durch das 
neuere Verfprechen nicht ein Anerkenntniß der Forts 
bauer oder bed MWiederauflebens der durch die 
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frühere Zufage übernommenen, nah Obigem nur 
eventuellen Verbindlichkeiten ausſprechen wollen, 
fondern die anderweite Zufage ald ein ganz neues, 
auf feiner freien Entfchliegung beruhendes, zu einem 
neuen Bertragsverhältniß führendes Berfprechen 
angefehen und Klägerin ſolches in bemfelben Sinne 
aufgefaßt und angenommen habe. Laͤßt man nun 
bei der rechtlichen Beurtheilung diefes neueren Ber- 
trages, wie hiernach geichehen muß, das frühere 
Verfprehen und die Umftände, unter denen ſolches 
erfolgt war, infonderheit aljo auch ben in einer 
vorangegangenen Gröffnung der Klägerin beruben- 
ben Vorgang, welcher bas frühere Vertragsver— 
hältniß als ein nur eventuelled charakterifirte, außer 
aller Berüdfichtigung, und faßt lediglich den Inhalt 
des neueren Vertrages und die Umftände, unter 
welchen diefer eingegangen worden, in das Auge, 
fo gelangt man zu einem von der vorigen Inflanz 
abweichenden Ergebniffe. 


Den Worten nad ſtellt ſich das neuere Ber: 
fprehen bes Beflagten als eine zum vollftändigen 
rechtögültigen Abſchluſſe gelangte Schenfung dar, 
deren Erfüllung mit der Berehelichung der Parteien 
feineöwegs in einem nothwendigen Zufammenhange 
ſteht. Ebenfowenig gewähren, wie folches bei dem 
früheren Berfprechen ber Fall war, diefe Anteceden: 
tien einen hinreichenden Grund für die Annahme, 
daß Bellagter fih nur auf den Fall des Zuftande- 
fommens ber Ehe habe verbindlich machen, und der 
Klägerin nur für den Fall ihres MWittwenftandes 
eine Subfiftenz habe fihern wollen, indem die Aeuße— 
rung des Hägerifchen Sachmalters BI. — auf eine 
unfdädlihe Darlegung einer unrichtigen Rechte: 
anficht hinausläuft. 


Ein Eheverlöbniß im rechtlichen Sinne bes 
Wortes, d. h. ein Verlöbniß, auf defien Grund bie 
Trauung der Parteien erfolgen fonnte, beſtand zwi- 
ſchen denjelben zu der Zeit, wo der zweite Vertrag 
abgefchloffen worben fein joll, nicht. Denn aus der 
nad Bl. — ertheilten Dispenfation vom dreimaligen 
Aufgebote folgt dies keineswegs, da bergleichen 
Dispenfationen nicht erft nach beigebrachtem Nach— 
weije, daß der Trauung fein fonftiged Hinderniß 
entgegenſtehe, ſondern in der Vorausſetzung errbeilt 
werden, daß die Betheiligten in Diefer Beziehung 
das Erforderliche, infonderheit die Einwilligung 
oder den Tod der Eltern bei dem zuftändigen Pfarrer 
annoch beibringen. 

vergl. das mittelft Refcripts vom 15. Januar 1808 
befannt gemachte Regulativ wegen des Aufs 
gebots ıc. $.45. und 46. (C. A. Ite Fortſ. Br. 1. 
©. 164.) 


Klägerin giebt auch BI. — felbft zu, daß Beflagter 
bei der Leiftung bed zweiten Berfprechens ihren noch 
lebenden Bater um befien Einwilligung noch gar 
nicht gebeten habe, Das zwiſchen den Parteien 
damals beftandene Eheverlöbniß fällt daher unter 
ben Begriff ber fehon vor dem Gefege sub C. vom 
28. Januar 1835 jeder rechtlichen Wirkung entbeh- 
senden fogenannten sponsalin clandestina. Nichts- 
deftoweniger geht aus der Klage und demjenigen, 
was Bellagter pet. 1. c. 37. dazu einräumt, Far 
bervor, daß es zu der Zeit, wo das zweite Ver— 
ſprechen eriheilt worden fein fol, ber ernfte fefte 
Entſchluß der Parteien geweſen, ſich zu verehelichen, 
und daß fie damals die künftige Ehe nicht als ein 
noch ungewiffes, von ber willkürlichen Herbeiführung 
eines öffenılichen Verlöbniffes und der ebenfalls 
willfürlihen Erfüllung des letzteren abhängiges 
Ereigniß angefehen, fondern das Beharren bei Dies 
ſem Entfchlufje und defien Ausführung als erwas 
Ausgemachtes und die Ehe ſelbſt als eine nur noch 
birafichtlih der Zeit feines Gintrittes ungerwiffes 
Ereigniß betrachtet haben. War aber der damalige 
Borfag des Beklagten, die Klägerin zu ehelichen, 
ein fefter und umbedingter, fo war vorausfeglich 
auch befien Abficht, der Klägerin bie libellirte Schen- 
fung zu machen, eine fefte und unbebingte, bei 
welcher die fünftige Ehe nur als ein Beweggrund 
gegolten hat, deſſen fpätere Erledigung der Rechts- 
gültigfeit eines Vertrages feinen Eintrag thut. Bei 
Beurtheilung der MWillensrihtung des Bellagten 
bei Eingehung des fraglichen Schenkungsvertrages 
und des hiervon abhängenden Einfluffes des Rüd- 
tritted von dem Üheverfprehen auf die Redis- 
gültigfeit der Schenfung ift nicht die objective 
- Ungewißheit der Ausführung bes in ein gültiges 
BVerlöbniß noch gar nicht Üübergegangenen Ehever- 
ſprechens und die biesfallfige rechtliche Willend- 
freiheit ded Beklagten, fondern der obbezeichnete 
objective Geſichtspunkt als enticheidend anzufehen, 
aus welchem Beflagter das Cheveriprechen damals 
betrachtete, und Dies führt, da, wie bereitd bemerkt 
worden, Bellagter die fünftige Ehe mit der Klä- 
gerin offenbar als ein nur noch hinfichtlich der Zeit 
unbeftimmted Ereigniß angefehen hat, auch bie 
Vollziehung ber Ehe mit der Erfüllung des Vers 
fprechens in feinem nothwendigen fachlichen Zufam- 
menhange fteht, zu der Anficht, daß ber vom Be— 
Hagten hinfichtlih der Schenfung ausgefprocene 
Wille und die dabei gehegte Abficht, fich verbindlich 
zu machen, binfichtlich der Entftehung zwar auf der 
Annahme beruht, daß er die Klägerin ehelichen 
werde, durch den fünftigen Eintritt Diefer Annahme 
aber nicht bedingt, vielmehr befinitiver und vor 
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behaltlofer Natur war. Dann ſtellt fih aber auch 
der Schenfungsvertrag als ein definitiv abgeſchloſſe⸗ 
nes Geſchäft dar, deſſen Rechtsgültigkeit dadurch 
nicht wieder aufgehoben werden fann, baß ber 
Berpflichtete die Willensrihtung, auf welcher die 
Gingehung bes Vertrags beruht, fpäter willfürlich 
wieder verläßt. Der Beifag, daß bie Schenkung 
noch vor ber Trauung erfüllt werden follen, enthält 
— weil die Parteien den objectiv allerdings 
ungewiſſen intritt dieſes Greignifies als gewiß 
anfahen — einen dies, ber ſich mit dem Augenblide 
ber Gewißheit feines Richteintrittd erledigt hat. 

Unter biefen Umftänden find übrigens die Be— 
flimmungen des Geſetzes sub C. vom 28. Januar 
1835. $. 52. und 53. bei Beurtheilung der Klag- 
barkeit des legten Verſprechens gar nicht als ein- 
ſchlagend anzufehen und eines ausdrüdlichen Erbie- 
tens der Klägerin in der Klage zur Vollziehung 
ber Ehe bedurfte. es nicht. Ob dagegen Bellagter 
zur Erfüllung der Schenkung auch dann verbunden 
fein würde, wenn Bellagter feine Bereitwilligfeit 
zur Ehelihung der Klägerin annoch erklärte, und 
died nun von Leßterer verweigert würde, fann 
mit Rüdficht auf die Erklärung der Klägerin im 
Berfahren BI. — dahin geftellt bleiben, und Mo— 
mente ber vom Bellagten Bl. — angebeuteten 
Art hätte derfelbe Ausfluchtsweife geltend machen 
müffen. 

Die alternative Faſſung des Eides findet in der 
Ruͤckſicht ihre Rechtfertigung, daß das libellirte Ber- 
ſprechen natürlich der Acceptation bedurfte, welde 
Inhalis der Klage auf doppelte Weife erfolgt fein 
fol, in der Alaganftellung aber ſchon deshalb nicht 
gefunden werden kann, weil bie Schenkung nur 
aus dem Gefichtöpunfte eines vor dem legten Rüd- 
tritt bes Beklagten von dem Cheverſprechen bereits 
perfect geworbenen Rechtögefhäfts aufrecht erhalten 
werden fonnte, die zu der Perfection des Geſchaͤfts 
wefentlich gehörige Acceptation alfo dem Rüdtritte 
bed Bellagten natürlich voraudgegangen fein muß. 

Hinfichtlich des Verſprechens felbft war ber Eid 
fo zu faffen, wie dieſes — zugleid unter Beziehung 
auf eine vorherige Mittheilung des Beflagten über 
feine Bermögensverhältnifie — ertheilt worden fein 
fol, wogegen ber Vorbehalt wegen der Zinfen ber 
Aufnahme in den Eid nicht bedurfte, weil das died- 
fallfige Anführen in der Klage lediglih aus dem 
Gefichtspunfte eines Geftändniffes der Klägerin aufs 
zufaffen if. 

Die Eompenfation fimmtlicher Proceffoften recht- 
fertigt fich durch die vielfachen in der Sache liegenden 
Zweifel und den Wechfel der Erkenntniſſe.“ 


34. 


Ueber die jubjidiäre Verpflichtung entfernterer 
Adjeendenten zur Alimentirung ihrer ehelichen 
Deſcendenten. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. B. in L. 


Der Vormund des minderjährigen H., Namens 
B., erhob im Mai 1853 gegen die verwittwete H. 
in L., die eheliche Großmutter feines Mündels von 
väterliher Seite, Klage auf Alimentation des Letz⸗ 
tern, zu beren Begründung er anführte: ber ebeliche 
Bater des Kindes habe fich bereits vor einem Jahre 
von 8, feinem bisherigen Aufentbaltsorte, ohne 
Vorwiſſen feiner Ehefrau entfernt, ohne Mittel zum 
Unterhalte für fie. oder ihr Kind zu binterlaffen, 
und ihe von Hamburg aus mitteljt Briefes vom 
15. Mai 1853 mitgetheilt, daß er fih auf einem 
Auswandererfchiffe, das noch defielben Tages unter 
Segel gehen werde, nad Amerika eingefchifft habe, 
feit der Zeit aber feine Nachricht von ſich gegeben, 
ſo daß fein Aufenthalt jegt unbefannt, ja ungewiß 
fei, ob er fih noch am Leben befinde. 

Die Mutter des Kindes fei im März 1853 ver- 
ftorben, ohne etwas zu binterlaffen, das Kind jelbft 
babe auch jonft feine Mittel und fei deshalb, und 
weil Beflagte trotz wiederholter feiten des Stadt- 
rathes, wie des Armendirectorii zu L. an fie erganz 
gener Aufforderungen, lich des Kindes anzunehmen, 
ſich deſſen beharrlich geweigert habe, vorläufig 
im Waifenhaufe untergebracht worden. Beklagte, 
bie außer ihrem Eohne von den väterlichen Ad- 
fcendenten bes Kindes allein noch am Leben fei, fei 
bemittelt und wohl im Stande, dem Kinde feinen 
Lebendunterhalt zu gewähren (was Kläger durch 
genauere Schilderung ihrer Bermögensverhältnifie 
begründete), und demzufolge hierzu um fo fidherer 
verpflichtet, ald die Großmutter des Kindes von 
mütterlicher Seite, die fich allein von den mütter— 
lihen Adſcendenten deſſelben noch am Leben befinde, 
jelbft mittellos fei, Unterftügung genieße und im 
Armenhauſe untergebracht fei. 

Beflagte räumte ein, daß fie ebeliche Großmutter 
bes Mündels und von deſſen väterlichen Adjcendens 
ten außer ihrem Sohne allein noch am Leben fei, 
daß Lepterer fih vor Jahresfriſt von 2. entfernt 
und von Hamburg aus feine Auswanderung nad) 
Amerika gemeldet habe, daß Die eheliche Mutter des 
Kindes inzwilchen verftorben, Die mütterlichen Groß: 
eltern deffelben nicht im Stande feien, dafjelbe zu 
ernähren, und das Kind auch ſelbſt nichts habe, 
wovon es erhalten werden fünne, endlich, daß fie 


140 


felbft, die Beflagte, fich auf die feiten bes Stabi: 
rathes deshalb an fie ergangene Aufforderung ger 
weigert habe, fi bed Kindes anzunehmen. Die 
über ihre Bermögensverhältniffe in der Klage ent- 
haltenen Angaben geftand fie zum Theile zu, zum 
Theile ftellte fie diefelben ins Leugnen, und beftritt 
die Statthaftigfeit der Klage in der Hauptfache um 
deswillen, weil nicht nachgewiefen fei, daß der Bater 
bed Kindes auf Mlimentation deſſelben fruchtlos 
ausgellagt, und die Möglichkeit nicht ausgeichlofjen 
fei, Daß er von Amerifa zurüdgekehrt fein könne. 
Das im September 1853 in erfter Inftany vom 
K. Spruchcollegium ertheilte Urthel mies die 
Klage unter Compenſation der Koften in ber ange- 
brachten Maaße ab, 
weil, wenn man auch dabingeftellt fein laſſen 
wolle, ob dem, was Bellagte gegen die Schlüj- 
figfeit des Libells bemerkt, beisuflimmen geweſen 
fein würde, und ob nicht vielmehr der diesfallſige 
Einwand durch das ZJugeftändniß beim 6ten 
Einlafjungsabfchnitte Chier hatte Bellagter bie 
feiten ihres Sohnes feiner Ehefrau von Hamburg 
aus gemachte Meldung von feiner Auswande— 
rung zugeitanden) und durch bas gerichtliche 
Zeugniß Bl. —, wonach ber Vater des unmüns 
digen 9. als abwejend bevormundet werde, für 
widerlegt zu achten, weiter, wenn aud Die 
Beantwortung der Frage auf ſich beruhen könne, 
ob zu der Ernährung eines unvermögenden Kin— 
des, falls deſſen Mutter veriterben und von dem 
Vater etwas nicht zu erlangen, zunaͤchſt die 
väterlichen oder Die mütterlihen Adſcendenten 
oder Beide gleichzeitig verbunden feien, da aus 
dem Zeugnife BI. — zur Genüge bervorgebe, 
daß der Großvater bed genannten Unmündigen 
von mütterlicher Seite bereits verftorben jei, 
defien Großmutter von mütterlicher Seite aber 
Armenunterjtügung genieße, Doch ber erhobe— 
nen Klage entgegenftehe, daß, nad dem 
eignen Anführen Klägerd und dem Zeugnifie 
DL. —, dejjen Tuend gegenwärtig in dem 
Waifenhaufe zu &. aufgenommen fei und 
bort verpflegt werde, mithin bie Alimente, 
welche ibm Kläger aus ber Hand der Be— 
Hagten verjchaffen wolle, aus Dritter 
Hand bereits genieße, unter ſolchen Umftän« 
den aber wohl nach Befinden dem Stadtrathe 
zu L. für die Etadtcommun eine Klage gegen 
die Beklagte zuftehen könne, dagegen ed Klägerm 
wenigitend vorausfeglih an jedem rechtlichen 
Intereffe bei dem jetzigen Nechtöftreite gebreche, 
indem es ihm offenbar gleichgültig fein fönne, 
welche Berjon feinen Pflegbefohlnen alimentire. 
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Kläger wendete hiergegen Appellation ein, zu 
deren Begründung berjelbe hauptſächlich darauf 
binwies, daß die thatfächliche Alimentirung, Die 
Jemand durch eine hierzu nicht oder nicht aunächft 
verpflichtete Berfon genieße, dem Anfpruche defjelben 
auf Alimentirung gegen ben hierzu zunäcft Ver— 
pflichteten nicht präjudiciren fünne, weil der Berech- 
tigte bis zu Austrag der Sache doch irgend woher 
Alimente erhalten müffe, fein Anfpruch alfo geradezu 
nicht durchführbar fein würde, wenn ihm die von 
anderer Seite gewährte thatjüchliche Alimentirung 
entgegenftünde; daß zudem in der Klage ausdrücklich 
darauf Bezug genommen worden fei, daß Die Unter: 
bringung des Flägerifhen Mündels im Waifenhaufe 
nur vorläufig, db. b. nur auf jo lange erfolgt fei, 
bis die vor dem Stadtrathe zur Alimentation des 
Kindes verpflichtete Beklagte durch rechtlichen Zwang 
zu Erfüllung ihrer Verbindlichkeit würde angehalten 
werden fönnen. 

Das Königl. Appellationsgericht zu !. 
beftätigte indeß, abermald unter Gompenjation 
ber Koften, mittelft Erfenntnifies vom 6. December 
1853 das Urthel eriter Inſtanz und rechtfertigte dieſe 
Entfcheidung durch folgende Gründe: 

„Man kann die Frage, ob bei ehelichen Kindern 
die Großmutter eine jubfidiäre Alimentationspflicht 
treffe, obſchon ſolche nach Römiſchem Nechte nicht 
zweiſellos iſt, als durch die deutſche Praxis bejaht 
anſehen. 

Voetii Comment. ad Lib. XXV. tit. III. D. d. 
agnosc. et alend. lib. $. 7. „et his consequens 
est, moribus hodiernis, uli commune avi ariac- 
que onus censeri, nepotibus egentibus alimenta 
dare.“ 

Glüd, Erf. d. Pand., Bd. 28. p. 219. 

Eurtius, Handb., Bd. I. 8. 158. ad not. d. 

Hänjel, Ercurfe, Bd. I. p. 343. 

Dennod aber ift in dem vorliegenden Falle zu einer 
Abänderung der vorigen, des Klägerd Euchen in 
der angebrachten Maafe abweijenden Entſcheidung 
nicht zu gelangen. 

An fich ift nämlich der Anficht Bl. — beizutres 
ten, Daß Kläger ein rechtliches Intereffe bei der 
Erhebung der Klage darzuthun gehabt habe. 

Ein ſolches ift aber nicht vorhanden, wenn fein 
Mündel, wie ſchon die vorige Inſtanz bemerkt, Die 
Alimente, welde er aus der Hand der Beklagten 
verlangt, bereitd aus dritter Hand genießt. 

Darauf aber, daß biefe Quelle zu verfiechen 
drobe, hat Kläger in fchlüfiger Form nicht Bezug 
genommen, indem das Wort: „vorläufig“, auf 
welches er Bl. — Gewicht legt, offenbar dieſen 
Mangel der Begründung nicht erfegen fann. Auch 


ber Inhalt der auf den Antrag Bl. — beigelegten 
Bormundfchaftsacten, wenn Diejer ſelbſt in gegen- 
wärtiger Inftanz ohne Weiteres berüdfichtigt werden 
dürfte, bietet hierunter ein durchfchlagendes Gewicht 
nicht, da nicht erhellet, daß ber Stadtrath zu 8. 
berechtigt ift, Klägers Mündel wieder ohne Weiteres 
aus dem Waifenhaufe zu entlaffen. 

Auch die Besugnahme BI. — auf die fubjidiäre _ 
Alimentationspflicht der Großeltern unehelicher Kins 
der vermag bierunter Etwas nicht zu ändern, ba der 
techtlide Grund der Alimentationspflicht in dieſem 
Balle ein ganz anderer, als in dem vorliegenden ift, 
nämlich fich auf ein ausdrüdliches, für den ipeciellen 
Fall gegebenes Gejeg ftügt. 

Zudem würde aber auch dieſe Analogie dem 
Kläger wenig erfprießlich fein, da die Praxis dann, 
wenn Die fubiidiäre Alimentationspflicht der väter— 
lichen Großeltern eintritt, das Minimum der gefeß- 
lichen Alimente zuipricht, wovon offenbar die Er— 
nährung des Kindes nicht beftritten werben kann. 

Abgefehen nun davon, ob Kläger feine Klage 
bejjer, ald gejchehen, zu begründen vermag, was 
ohne Vorlage der Fundationen und jonftigen ftatu= 
tarifchen Normen für das Waiſenhaus nicht beurtheilt 
werden fann, und worüber zunäcft im Zweifel bie 
Verwaltungsbehörde zu cognosciren haben würde, 
gtebt vielmehr die Armenordnung vom 22, October 
1840 an die Hand, daß Kläger die Klaganftellung 
zweckmäßiger unterlaffen und dem Stadtrathe zu 2. 
die Verfolgung etwaniger Anfprüche aus der Unter- 
ftügung feines Mündels überlaffen haben würde. 

Es beftimmt nämlich $.7., daß öffentliche Unters 
ftügung zwar auch denen, welche die nöthige Hülfe 
von den dazu verpflichteten und vermögenden Pers 
fonen nicht fogleich bei eintretendem Bedarfe wirklich 
erhalten können, inmittelft nicht zu verfagen fei, daß 
jedoch ſolchenfalls der öffentliche Armenfonds berech— 
tigt fei, von gedachten ‘Berfonen ıc. den Erfag des 
geleifteten Verlages zu fordern. 

Indem nun diefe gefepliche Beftimmung, ver 
bunden mit dem Umftande, daß Klägers Muͤndel 
zur Zeit in dem Waifenhaufe untergebracht ift, eines 
Theild den oben ausgeiprochenen Sag, daß Kläger 
im Zweifel ein Intereffe zu der Klaganſtellung nicht 
habe, beftätigt, giebt fie andern Theils Hare Maaße, 
wer unter den vorwaltenden Umftänden der Forbes 
rungsberechtigte fei, und worauf der Anſpruch zu 
richten, beziehendlich wie derfelbe zu begründen fei. 

Rechtfertigt ſich hiernach die Confirmatoria in 
der Hauptſache, ſowohl die Koften der erften Inftanz 
betreffend, und hätte an fih in Erwägung deſſen 
Kläger die Zufchiebung der Klaglaft feiten bed 
Stadtraths Müglicher von ber Hand gewielen, fo 
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find die einjchlagenden Berhältniffe doch von ber 
Art, daß ihm bei Einwendung bed Rechtsmitteld 
eine muthwillige Streitfucht nicht beigemeffen werben 
mögen, weshalb aud die Koften des Rechtömittels 
zwifchen den Parteien zu compenfiren find.’ 

Kläger wendete auch gegen dieſes Erfenntniß 
Appellation ein; das Proceßgericht verlangte indeß 
zu deren Fortſtellung von ihm obervormundſchaft⸗ 
liches Decret, welches legtere vom Vormundſchafis⸗ 
gerichte, auf deſſen Anmweifung Kläger Hagbar ge— 
worden war, verſagt wurde. Daß hierdurch bie 
Möglichkeit abgefchnitten wurde, über die in dieſem 
Proceſſe angeregte intereffante Rechtsfrage die Anficht 
ber oberften Inftanz zu hören, ift um fo mehr zu 
beflagen, als biejelbe, fo viel Referentem befannt, 
bis jegt nod) nicht zur Entſcheidung gefommen, eine 
ſolche Enticheidung wenigftens noch nicht veröffent- 
licht worden ift, und iſt hier nur noch au bemerfen, 
dag Kläger fein pelitum weder auf alimenta prae- 
terita, noch auf Alimente von einem beftimmten 
fpätern Zeitpunfte an, jondern ganz allgemein 
darauf gerichter hatte, baß durch Erfenntniß feſt⸗ 
geftellt werben möge, daß Bellagte den flägerifchen 
Mündel zu alimentiren ſchuldig fei. 


35. 

Das Reſeript vom 14. Juni 1728, nach welchem 
Ausländern in Goncurfen geftatter ift, ihre An: 
fprüde noch innerhalb einer Jahreäfrift, vom 
Liquidationdtermin an gerechnet, geltend zu 
machen, leidet auf die außerhalb eines Concurſes 
erlajfenen Edictalien Feine Anwendung. — Der 
im Liquidationdtermin Außengebliebene kann 
durch Berufung darauf, daß er die Zeitungen, in 
welchen die Edictalladung abgedruckt geweſen ift, 

nicht gelejen, contumaciam nicht ablehnen. 
Mitgetheilt von 
Herren R. €. in ©. 

Am 2. September 1848 verftarb zu L. die Wittwe 
D. ©. W. und wurde deren Nachlaß, weil fie feine 
Rotherben, wohl aber Seitenverwandie, die zum 
Theil im Auslande wohnten, binterließ, von dem 
Yuftizamte St. zu 2. ald zuftändige Nachlaßbehörde 
in gerichtlihe Verwahrung und Verwaltung ges 
nommen. 

Nachdem wiederholt Seiten der Nachlaßbehörde 
über die Eriftenz Des zweiten Eremplars einer in dem 
Nachlaß der Verftorbenen aufgefundenen Abfchrift 
ihres von dem Notar B. zu Breslau, wie biefer bei 
feinen Befragungen anzugeben vermocht bat, zu 


Anfang bes Jahres 1835 aufgefegten und ihr in zwei 
gleihlautenden Eremplaren mit der Eröffnung, das 
eine derjelben gerichtlich zu deponiren, ausgehändig- 
ten Teftamentes, fowie über die Behörbe, bei welcher 
folhes niedergelegt worden fein fünnte, vergebens 
Nachforſchungen veranftaltet worden waren, ift auf 
Antrag des beftellten Nachlaßvertreterd behufs ber 
Ermittelung der Erben mit Erlaffung von Edictalien 
unter Beobachtung der gejeglichen Vorjchriften ver 
fahren worden. 

In dem am 17. Februar 1851 angeftandenen 
Liquidationstermine haben verjchiedene Perſonen 
Erbanfprüche an das nachgelaſſene Vermögen ber 
verw. W. angemeldet, es ift jedoch in dem bei dem 
K. Spruchcollegium zu 2. eingeholten und am 31. Mai 
1851 publicirten Urthel den Geſchwiſtern W. wegen 
ihrer näheren Berwandifchaft mit der verftorbenen W. 
deren Erbichaft allein zugeiprochen worden. 

Nah Publication dieſes Uriheld innerhalb der 
zehntägigen Frift trat J. W. V. aus Caffel und noch 
fpäter am 16. Auguft 1851 €. S. vom Hofe Roth 
bei Neuwied im preuß. Regierungsbezirf Coblenz, 
welde Beide nach den beigebrachten pfarramtlichen 
Zeugniffen im gleichen Grade, wie Die Gejchwifter W., 
mit der verftorbenen W. blutsverwandt find, als 
Erbprätendenten auf und nahmen unter Berufung 
auf eine ihnen als Ausländern zuftehende einjährige 
Reſtitution die Erbfchaft der Witwe MW. mit in 
Anſpruch. 

Auf erhobenen Widerſpruch mehrerer Erbpraͤten⸗ 
denten, indbefondere der Gejchwifter W., gegen Diele 
nachträgliche Anmeldung des B. und ©. ertheilte die 
Nachlaßbehörde einen Beſcheid des Inhalte: 

„Daß die Gefchwifter W. genannten ®. und S., 
dafern diefe beiden Perſonen mittelft Eides erbär- 
ten und 
daß fie von der in der W.'ſchen Nachlaßſache 
erlafienen Edictaleitation und dem angeftande: 
nen Anmeldungstermin feine Wiſſenſchaft gehabt 
haben, 
beibwören würben, ald Miterben anzuerkennen 
und denfelben den Nachlaß weil. D. S. verw. ®. 
abzüglich der erwachjenen Koften zu ben $. 43. 
bed Mandats vom 31. Januar 1829 vorgeſchrie⸗ 
benen Antheilen künftig verabfolgen zu laflen 
pflichtig.“ 

Auf die gegen dieſen Beſcheid eingewendete Be— 
rufung der Geſchwiſter W. erkannte das K. Appel« 
lationsgericht zu Zwickau unterm 14. Mai 1852 
reformatoriſch: 

„dag V. und ©. von bem W.'ſchen Nachlaß 
abzuweiſen“, 
aus folgenden Gruͤnden: 
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„Rah dem Mandate, die Ebictalditation in 
Eivilfahen außerhalb bed concursus creditorum 
betr., $. IV, fteht den auf vorgängige Ebdictalladung 
in dem anberaumten Termine Außengebliebenen bas 
Recht, mit ihren Anſprüchen annoch innerhalb Jah— 
tesfrift einzufommen und folchergeftalt die Folgen 
der Präclufion von fi abzuwenden, nur bann zu, 
wenn fie entweder 

a) ber Rechtöwohlthat ber Wiebereinfegung in ben 

vorigen Stand theilhaftig find, oder 

bh) den durch ihr Außenbleiben im Termin verhan- 

genen Ungehorfam durch Beibringung recht- 
mäßiger Hinbderniffe, fogenannter Ehehaften — 
impedimenta legitima — abzulehnen vermögen. 

Zu der unter a. gedachten Claſſe ift weder V. 
noch ©. zu zählen. Denn der Umftand, daf fie im 
Auslande wohnen und von den erlaffenen Edictalien 
nicht früher als gegen bie Mitte des Jahres 1851 
Kenntniß erlangt haben, fann ihnen nicht zu ftatten 
fommen, weil das Refeript vom 14. Juni 1728 
(€. A. C. I. Tom. 1. p. 279), nad welchem im Con⸗ 
eurfe Ausländern geftattet ift, ihre Anforderungen 
noch innerhalb Jahresfrift, vom Liquidationstermine 
an gerechnet, nachträglich geltend zu machen, eine 
für den Goncursproceß beftehende, finguläre Bor- 
fchrift befaßt, welche auf die außerhalb eines Credit⸗ 
wejend erlafienen Ebdictalien feine Anwendung leidet. 

Dies ergiebt fich ganz deutlich daraus, daß in dem, 
ein in ſich abgefchloffenes Ganzes bildenden fpäteren 
Geſetze vom 13. November 1779 in Betreff derjeni- 
gen Perſonen, welchen ber Geſetzgeber die Zulaffung, 
ungeachtet des eingetretenen Berfäumnifjed an der 
Anmeldung im Edictaltermine, binnen einer gewifien 
Friſt noch hat gewähren wollen, die unter a. und b. 
gebachten befonderen Beftimmungen getroffen worden 
find, durch welche von felbft die Analogie anderer, 
namentlih älterer gefeglicher Vorfchriften ausges 
ſchloſſen wirb. 

Aber ebenfowenig fünnen V. und ©. die unter- 
bliebene rechtzeitige Anmeldung ihrer Erbanfprüche 
damit entjchuldigen oder, mit andern Worten, die 
begangene Eontumaz dadurch ablehnen, daß fie die 
Zeitungen, namentlich die zu Eaffel herausfommende 
„Neue Heiliiche Zeitung‘, in welcher die Edictal— 
ladung ber W.'ſchen Erbinterefienten abgedrudt wor⸗ 
den, nicht gelejen haben. Denn wollte man mit 
dem Beſcheidverfaſſer diefe Entjchuldigung gelten 
laſſen, jo würde die ganze Orundlage und der Zwed 
bes Edictalproceſſes aufgehoben und vereitelt werben, 
weil er eben auf der Annahme beruht, daß die 
Bekanntmachung in öffentlihen Blättern ein geeig- 
netes Mittel fei, dem Einwande der Unbefanntichaft 
mit ber ergangenen Aufforderung zu begegnen. 


Zwar beftebt feine Verpflichtung, Zeitungen ober 
andere öffentliche Blätter zu lefen, wer es aber 
unterläßt, hat es lediglich ſich felbft beizumeffen, 
wenn ihm bie darin enthaltenen, fein Intereffe bes 
rührenden Befanntmadungen unbekannt bleiben, und 
muß daher auch die Folgen davon über fich ergehen 
laſſen, da der Grund der Prächufion nicht in der 
Eontumaz, fondern wie 

v. Trützſchler, die Lehre von der Präclufion, 
2te Ausg. (Leipzig, 1802.) Abfchn. 2. Abthl. 2. 
$. 33. ©. 75. 
ganz richtig bemerft, in der unumgänglichen Roths 
wenbigfeit liegt, diejenigen auszufchließen, welche ſich 
zur vorgefchriebenen Zeit nicht angemelber haben. 

Auf eine durch Unterlafjung des Leſens der be— 
treffenden öffentlichen Blätter verurfachte Unfenntnig 
der Edictalladung ift mithin der Natur der Sache 
nad bie Beflimmung bes Geſetzes über nachträgliche 
Zulafjung derer, weldye contumaciam abzulehnen 
vermögen, nicht zu beziehen, vielmehr hat das Geſetz 
blo8 den Fal vor Augen, wo fogenannte Ehehaften 
nachweislich gemacht werben fönnen, worunter be= 
fanntlich zufällige und unvermuthete Greigniffe zu 
verftehen find, welche den VBorgeladenen ohne fein 
Verfchulden die Wahrnehmung und Beforgung einer 
ihm auferlegten rechtlichen Angelegenheit unmöglich 
gemacht haben. 

Glüd, Erläut. d. Banbecten, Th. 3. 8. 260. S. 225. 

Dfterlob, der ordentliche bürgerliche Broceß, $. 96. 
Dahin bat auch das Jept erfennende Collegium in 
einem dem vorliegenden ähnlichen Falle, in Gottfried 
N.'s Nachlaß⸗ und Edictalfache, mense Junio 1850, 
fi ausgefprohen und das Königl. Oberappel- 
lationsgericht biefer Anficht in dem Urthel vom 
11. Februar 1851 beigepflichtet. 

Mit Rüdfiht hierauf ift demnach ber in dem 
Beſcheide BL. — bictirte Eid als unzuläffig in Weg— 
fall zu bringen, vielmehr muß gegen V. und S., 
obſchon Beide ald mit den Gefchwiftern W. gleich- 
berechtigte Erben der W. ſich vollftändig legitimirt 
haben, angenommen werden, daß fie Durch das Un— 
terlafjen ihrer Anmeldung im Ebictaltermine einer 
Gontumaz fich fchuldig gemacht haben, welche, da fie 
ſolche durch einen triftigen Berhinderungsgrund abs 
zulehnen nicht vermocht haben, den Verluſt ihres 
GErbrechtes in Gemäßheit des der Ladung inferitten 
Praͤjudizes nothwendig zur Folge hat. 

Zwar hat V. mit Bezugnahme auf das Bl. — 
beigebrachte Zeugniß jeines Arztes, Dr. M., Bl. — 
noch geltend gemacht, daß er feit mehreren Jahren 
ihon franf gewefen fei, und daß ihm auch darum 
das Unterlafjen der rechtzeitigen Anmeldung als ein 
Verfäumniß nicht angerechnet werben fönne. 
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Allein wenn ſchon indem gedachten Zeugniffe über 
V. bemerkt wird, daß feine Befchwerden, namentlich 
Schlaflofigkeit, Gingenommenheit des Kopfes, beftäns 
diger Schwindel, häufig von Erbrechen begleitet, von 
ber Art gewejen feien, daß fie ihm Dienftgefchäfte 
außer bem Haufe unmöglich gemacht und ihm felbft 
kleine Spaziergänge der Schwindelanfälle wegen nur 
in Begleitung einer erwachjenen Perſon geitattet 
hätten, fo kann doc diefe Bemerkung zur Ablehnung 
der Contumaz noch nicht, für ausreichend gehalten 
werden, weil daraus nicht erhellet, daß V. in ber 
Zeit von September 1850 bis Ende Februar 1851 
fo frank gewefen, daß er zu Beforgung feiner Ange— 
legenheiten gänzlich unfähig war. 

Denn das gedachte Zeugniß fpricht blos davon, 
daß das Uebelbefinden V.'s denfelben an dem Aus— 
gehen ohne Begleitung und an ber Beforgung 
der Amtögeichäfte außer bem Haufe verhindert 
habe, fagt aber nicht, daß V. in feiner Wohnung 
feinen Gefchäften nicht habe obliegen und 
feine Angelegenheiten nicht habe beforgen 
fönnen. 

Es läßt fich alfo Diefem Zeugniffe zu Folge nicht 
annehmen und ift auch von V. nirgends in den Acten 
behauptet worden, Daß fein Kranfheitszuftand während 
ded angegebenen Zeitraums ihn an Beforgung feiner 
Angelegenheiten im Haufe behindert habe. 

Nur unter diefer Borausfegung würde B. gegen 
das verhangene Berfäumniß haben reftitwirt werden 
fönnen, ba nicht jede Krankheit, jondern nur eine 
fogenannte morbus sonticus, von welcher es in den 
Quellen beißt, daß fie „euique rei gerendae impe- 
dimento est“, den in einem Rechtstermine Außen— 
gebliebenen entſchuldigt. 

Glüd, a. a. O. ©. 526." 

Die gegen die vorftehende Entfcheidung ſowohl 
von ®. als von S. eingewendeten Appellationen 
haben fich durch einen inmittelft zwiſchen den Appel: 
lanten und den Geſchwiſtern W. über den Nachlaß 
der Witwe W. abgeichloffenen Vergleich erledigt. 


36. 
Beichlagnahme der Einftandögelder der Soldaten. 


Mitgerheilt von 
Herrn A. S. in D. 
Der Beitimmung $. 60. des Geſetzes über Erfüls 
lung der Militärpflicht vom 26. October 1834 gegen⸗ 


Redacteur: Dr. Theodor Taudnip. 


* 


über, welche in das Geſetz vom 1. Auguſt 1846 
$.71. mit den naͤmlichen Worten übergegangen war, 
daß nämlich das Einftandsgeld eined Stellvertreters 
während ber Dienftzeit weder an Andere abgetreten, 
noch von Anderen mit Beichlag belegt werben könne, 
war auf Grund einer aus dem K. Minifterium bes 
Kriegs im Einverftändniffe mit dem K. Minifterium 
ber Juftiz an das K. Oberfriegögericht ergangenen, 
mittelft Generalverorbnung vom 24. December 1840 
ben fümmntlichen Kriegögerichten zur Nachachtung 
befannt gemachten, in 
ber Zeitfchrift für Rechtöpflege u. Verwalt. N. F. 
Bd. 5. ©. 274. not. 1. und 

dem Wochenblatt f. m. R. Jahrg. 1853. ©. 464. 
No. 108. 

erwähnten Verordnung nachgelaſſen worben: 

daf eintretenden Falls der Gläubiger eines Ein— 
fteherö feinen Anfpruch auf Befriedigung bei dem 
zuftändigen Kriegsgerichte geltend zu machen und 
dafelbft feine Rechte in Bezug auf bevor 
ftehbende Auszahlung wahrzunehmen befugt 
fein folle, von Seiten der Kriegsgerichte aber, 
infoweit bei ihnen von Gläubigern der Einfteher 
Inhibitionen und Hülfsvollfttedungsanbringen 
erfolgen und dergleichen Anbringen als rechtlich 
begründet anzufehen, Notification hierüber an 
die Wirthſchaftscommiſſionen und die Truppen 
commandanten, um ben läubigern durch 
Einziehung der audzuzahlenden Beträge zum 
Gerichtsdepofitum Sicherheit verfchaffen zu 
fönnen, zu erlafien fei. 

Nachdem jedoch, insbefondere nad dem Erſchei— 
nen des Geſetzes vom 3. Juni 1852, einige Abände- 
rungen des Geſetzes über Militärpfliht vom 9. No: 
vember 1848 beir., die fortdauernde Gültigkeit dieſer 
Ausnahmebeftimmung mehrfach in Zweifel gezogen 
worden war, hat das K. Minifterium des Kriegs, 
auf Vernehmung mit dem K. Minifterium der Juftiz, 
mittelft Verordnung vom 24. Mai 1853 dem K. Ober- 
friegsgericht neuerdings eröffnet, daß die obgedachte 
Generalverordnung, nachdem ſolche jchon mit ber 
durch Das Gefeg vom 9. November 1848 erfolgten 
Aufhebung der Stellvertretung außer Kraft getreten, 
den erweiterten und wejentlich veränderten Beftim- 
mungen $$. 10. und 29. bes neuen Geſetzes vom 
3. Juni 1852 gegenüber, als beftehend und gültig 
nicht mehr betrachtet werden fünne, und es find die 
Kriegsgerichte mittelft Generalverordnung vom 31. 
Mai 1853 demgemäß beichieden worden. 
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37. 


Den Klempnerinnungen ſteht rückſichtlich der 
Arbeiten in Meſſingblech ein Berbietungsrecht 
gegen die Kupferfchmiebeinnungen in Sachſen 
nicht zu. — Der Grundſatz accessorium sequitur 
principale im Gewerbörechte. — Auswärtige 
Innungen, welche der Gewerböbrande einer ber 
ftreitenden Innungen angehören, ald Sachver— 
ſtaͤndige. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. K. in L. 


Am 6. Auguft 1845 zeigte der Obermeifter ber 
Klempnerinnung in 8. bei dem Stadtrathe daſelbſt 
an, daß ber Kupferfchmiedemeifter €. F. T. mit 
Kaffee» und Theemafchinen aus Meffingbleh handle, 
die offenbar dem Arbeitögebiete der Alempnerinnung 
angehörten, und bat, demjelben den Verkauf diefer 
Maſchinen zu unterfagen. Impetrat räumte bei 
feiner Vernehmung gedachten Handel ein, wider 
ſprach jedoch dem von Impetrantin behaupteten Vers 
bietungsrechte, zum Theil mit Beziehung auf bie 
Specialartifel der Kupferfchmiedeinnung. Dagegen 
beriefen ſich die Oberälteften der Klempnerinnung 
auf Borlegen diefer Ausſage, indem fie zugleich eine 
bei 3. erfaufte Kaffeemajchine einlieferten, darauf, 
bag fowohl bas hier in Frage fommende Metall, 
Meifing in Form von Blechen, als auch die Arbeitd- 
methode mittel8 des Weichloths und die dabei anzu— 
wendenden Arbeitögeräthe nicht in das Gewerbes 
gebiet der Kupferfchmiebe fielen und legtere dergleichen 
feinere Blecharbeiten felbft gar nicht fertigen fönnten, 
wie denn aud in ber That Impetrat die erwähnten 


Kaffee» und Theemafchinen erft von dem Klempner- 
meifter H. in H. beziehe. Da Impetrat, fowie bie 
Kupferfchmiedeinnung diefen Behauptungen allent- 
halben wiberfprach, fo erforderte der Stadtrath zu 2. 
ein Gutachten ber Alempnerinnung zu Dresden, 
welches legtere fich bahin ausſprach, Daß die au. 
Kaffeemafhine mit Rüdficht auf Das dazu verwen- 
bete Material, das dabei gebrauchte Werkzeug und 
beobachtete Arbeitöverfahren ohnfehlbar zu dem aus⸗ 
fchließlichen Arbeitsgebiete der Klempnerinnung ges 
höre. 

Der Stabtrath zu 2%. ertheilte hierauf am 
12. December 1845 folgenden Beſcheid: 

„Weil E. $. T. eingeräumt hat, daß er Kaffee- 
und Theemaſchinen von Meſſingblech von der fol. — 
bejchriebenen Art anfertige und verfaufe, dieſe Ma— 
fhinen aber dem fol. — erſichtlichen Gutachten 
zufolge mit NRüdfiht auf das dazu verwendete 
Material, das babei gebrauchte Werkzeug und 
beobachtete Verfahren ohnfehlbar zu dem ausfchließ- 
lihen Arbeitögebiete der Klempnerinnung gehöre, 
fo hat ernannter T. fi fünftig der Anfertigung und 
bes Verkaufs gedachter Maſchinen, fowie jedes Ein- 
griffs in die Rechte der hiefigen Klempnerinnung bei 
fünf Thaler Strafe für jeden Gontraventionsfall 
gänzlich zu enthalten, auch die aufgelaufenen Koſten 
allein-zu bezahlen.’ 

Gegen dieſen Beicheid wendete T. und die Kupfers 
fchmiedeinnung zu 8. Recurs ein. Dem hierauf von 
dem Stabdtrathe zu 2. erftatteten Berichte entnehmen 
wir Folgendes: 

„Daß das Arbeitsgebiet der Kupferſchmiede fich, 
ſchon der Benennung nad, vorzugsweife auf bie 
Verarbeitung des Kupferd erfiredt, die Alempner 
dagegen hauptſaͤchlich in Blech arbeiten, ift befannt 
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und es ift baher bei Beurtheilung bes gegenfeitigen 
Arbeitsgebiet fchon das Material von Einfluß. 
Hieran wird auch im Allgemeinen durch bie mehr: 
erwähnte Schlußbeftimmung in ben ältern Special: 
artifeln der Kupferſchmiedeinnung nichts geändert, 
vielmehr enthält diefelbe in ben Worten: „meſ— 
fingene Waaren, fo ben Kupferfchmieben 
zufommen‘, die Ausnahme, und es ift darnadı 
durchaus nicht den Kupferfchmieden, wie biefe für 
fih anführen ſuchen, das Meſſingblech als ein 
ihnen eigenthümlich zuftehendes Arbeitsmaterial zus 
gewiefen. Dafür fpricht auch noch ber weitere Inhalt 
der mehrgedachten Schlußbeftimmung, indem darin 
bei Aufführung der den Kupferfchmieden zuſtehenden 
Berechtigungen immer nur der fupfernen, nicht aber 
auch der mejjingenen Waaren gedacht ift. . 

Spricht daher bei Enticheidung der Frage, ob 
Arbeiten aus Mefiingbleh den Klempnern ober 
Kupferfchmieden zukommen, die Vermuthung für 
erftere, jo fonnte nach dem motivierten Outachten 
ber Dresdner Klempnerinnung die Enticheibung in 
vorliegender Sache um fo weniger zweifelhaft fein. 

Recurrenten fuchen nun zwar die Gültigfeit bed 
gedachten Gutachtens um deswillen zu beftreiten, 
weil die Klempner zu Dresden als unparteiijche 
Sachverſtändige nicht anzuſehen feien. Allein es 
fönnen da, wo es fih um die eigenthümliche 
Art und Weile der Bearbeitung eines Ge- 
genftandes handelt, nur Gewerbögenoffen 
gleicher Art ein competentes Urtheil fällen, 
auc hat nad) der bisherigen Praxis bei ähn- 
lihen Differenzen zwiſchen Innungen ein 
gleihes Verfahren ftattgefunden. Uebrigens 
find die Mitglieder einer auswärtigen In— 
nung a priori ale unparteiifhe Sadverftän- 
dige anzufehen. 

Wenn biernächft Recurrenten in Abficht auf das 
Materielle des Gutachtens anführen, daß aud) fie, 
die Kupferfchmiede, weich lötheten, fich deshalb, wie 
die Klempner, bes Löthkolbens bedienten, und dieſer 
fein außsichließlihes Inftrument der Klempner fei, 
fo hat die Alempnerinnung zu Dresden den Löth— 
folben als ein ihnen ausfchließlich zuftehenbes Inſtru— 
ment nicht vindicirt, fondern fie hat in dem Gutachten 
fih nur dahin ausgefprocdhen, daß die Zufammen- 
fügungen an Kochgeſchirren bei den Kupferfchmieden 
mitteld Schlaglothed im Feuer gelöthet (Hartlöthen 
genannt), bei den Klempnern dagegen mittel® erhig- 
ten Kolbend und Lörhzinns bewirkt würden. 

Der von den Recurrenten aus der Natur bes 
Meffingblehs, als einer Compofition von Kupfer 
und Zinf, entlehnte Grund reicht theild zum Beweife 
ihrer Berechtigung nicht hin, da bei der Entjcheidung 


über das gegenfeitige Arbeitögebiet zweier Innungen 
das Material allein nicht immer entjcheidend ift, 
fondern dabei auch die Art und Weife der Bearbei- 
tung, die Methode und die gebrauchten Inftrumente 
in Brage fommen, theils beweift er zu viel. Denn 
aus gleihem Grunde würden bann auch die Kupfer- 
ſchmiede die Arbeiten der Rothgießer und Gelbgießer 
beanſpruchen können.“ 

Die am 18. Auguſt 1846 publicirte Entſcheidung 
der Kreisdirection zu L. ſprach ſich dahin aus: 

„Daß es bei jenem Beſcheide nicht zu laſſen; 
es ſind vielmehr die Kupferſchmiede an der Ferti— 
gung von Kaffeemaſchinen aus Meſſingblech von 
der Bl. — beſchriebenen Art, ingleichen von ähn- 
fihen Theemaſchinen, mit Ausfchluß der aus Eifen- 
blech beftehenden, mit dem aus Meffingbledh gefer: 
tigten Hauptförper der Mafchine nicht ungertrennlid 
verbundenen Theile, deren Fertigung benfelben bei 
5 Thlr. — — Strafe für jeden Contraventionsfall 
zu unterfagen ift, fowie an dem Verkauf ber ganzen 
Mafchinen, einfchließlich diefer legteren Theile, nicht 
zu behindern. Die erwachfenen Koften find zu com- 
penfiren. 

Diefe Entfheidung beruht auf folgenden Grün» 
ben: 

In formeller Hinficht ift zuvörderſt zu erwähnen, 
daß nah Bl. — die Kupferjchmiedeinnung fih zu 
Bunften ihres Mitmeifterd T. und wegen ihres gro— 
fen Intereffed am Ausgange der Sache in den Etreit 
eingemifcht hat und deshalb als Intervenienten unter 
ben Parteien aufzuführen war. 

Der Beicheid erfter Inftanz fpricht von Kaffe» 
und Theemafchinen ber BI. — und — bejchriebenen 
Art, nun ift aber an jenen beiden Actenftellen nur 
eine Kaffeemaſchine bejchrieben, eine ſolche aud nur 
von der Impetrantin übergeben worden. 

Es bezieht jih auch das ganze Gutachten ber 
Dresdner KAlempnerinnung nur auf die Übergebene 
Kaffeemaschine, fo daß fi aus den Acten durchaus 
nicht mit Beftimmeheit erfehen läßt, von welcher 
Arı und Beichaffenheit die Theemafchinen find, über 
welche der Stadtrath in erfter Inſtanz entichieben 
hat. Da fie jedoch einmal Gegenftand der Differenz 
geworden umd ſich aus den Acten wenigitens foviel 
ergiebt, daß fie aus Meffingblech beftehen, jo hat 
auch die gegenwärtige Entjcheidung auf ſolche Thee— 
mafchinen befchränft werden müfjen, bie den in ben 
Acten näher befchriebeneh Kaffeemaſchinen ähnlich, 
find. 

In materieller Hinficht hat nun aber dem Bes 
ſcheide erfter Inſtanz nicht beigepflichtet werben 
fönnen. Der Beſcheid felbft ftügt fich lediglich auf 
bad DI. — erſichtliche Gutachten ber Dresdner 
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Klempnerinnung; biefem legteren kann jedoch ein 
enticheidendes Gewicht nicht beigelegt werben, ba 
Die genannte Innung, wenn fie auch nicht Partei 
und daher in der Sache nicht unmittelbar betheiligt 
ift, doch ein fehr weientliches unmittelbares Intereffe 
an dem Ausgange derjelben hat. Ebenjowenig hat 
man die in dem Berichte vom 12. Februar d. 3. 
noch nachträglich entwidelten Gründe für durch— 
ſchlagend anerfennen fönnen, da an fich fein Zweifel 
darüber obwaltet, daß die Kupferfchmiede auch in 
Meifing arbeiten können, und in der Sache felbft 
durchaus fein Grund vorliegt, um fie bann hiervon 
auszufchließen, wenn dieſes Mefling in der Form 
von Blech verarbeitet wird. Die Königl. Kreid- 
direction hat daher durch Vermittelung ber Königl. 
Kreiödirection zu Dresden das Gutachten eines ans 
erfannten, mit den einfchlagenden gewerblichen Ver— 
hältnifien genau befannten Technifers erfordert, und 
ed liegt dafjelbe unter ©. in beglaubter Abfchrift bei. 
Aus diefem Gutachten ergiebt fich nun, 

1) daß das Fertigen von Waaren aus Meffing- 
blech von dem Arbeitögebiete ber Aupferfchmiede der 
innern Natur ihres Gewerbes zufolge nicht aus- 
geſchloſſen, und 

2) keineswegs angenommen werden könne, daß 
die Kupferfchmiede zum Weichlöthen nicht berechtigt 
feien, daſſelbe vielmehr zu verfchiedenen Arbeiten 
ihrer Profeſſion gar nicht entbehrt werden fönne. 

Aus dieſen Gründen rechtfertigt ſich bie obige 
Enticheidung, foweit barin ausgeiprochen, daß bie 
Kupferfchmiede an ber Fertigung der aus Mefling- 
blech beftehenden Haupttheile der flreitigen Kaffees 
majchinen und ähnlichen Theemafchinen, fowie der 
damit unzertrennlich verbundenen Nebentheile aus 
anderem Materiale nicht zu behindern feien. Dagegen 
enthält bie übergebene Kaffeemafchine zwei Beftand- 
theile, nämlich den aus Eifenblech gefertigten Ein- 
fag, in weldem fi der Sieb befindet, und das 
ebenfalld aus Eifenblech beſtehende Lämpchen, bie 
beide nicht fo ungertrennlich mit ber ganzen Mafchine 
verbunden find, daß der Verfertiger der meffingenen 
Haupttheile auch nothwendiger Weiſe diefe Neben- 
beftandiheile fertigen müßte. 

Da nun diefe legteren aus Eifenblech beftehen, 
und dad Berbietungsrecht der Klempner in Bezug 
auf diefelben unzweifelhaft ift, fo fünnen auch Die 
Kupferfchmiede zur Fertigung derfelben nicht für 
berechtigt erachtet werben. 

Anders verhält es ſich mit dem Befugniſſe zum 
Verkaufe derartiger Kaffee» und Theemafhinen. 
Hier gilt der allgemeine Grundſatz, daß derjenige 
Handwerker, der den Hauptitheil einer Waare zu 
fertigen berechtigt ift, diefelbe in ihrer ganzen Zus 


fammenfegung, in welcher fie allein zum Gebrauche 
geeignet wird, alfo auch einfchließlich derjenigen 
Nebendinge, die er nicht ſelbſt fertigen darf, fondern 
duch andere Handwerker fertigen laffen muß, zu 
verkaufen befugt ift. 

Aus allen diefen Gründen ift fo, wie oben ges 
fchehen, zu entjcheiden geweien. Die Koftencompen- 
fation rechtfertigt fich durch den eingetretenen Wechfel 
der Entſcheidungen.“ Pa. 

Das tehnifhe Gutachten, auf weldhes in 
vorftehender Enticheidung Bezug genommen ift, 
lautet: 

„Die Frage, ob Thee- und Kaffeemafchinen 
aus Mefjingbleh von ber vorliegenden Bacon aus- 
fchließlich dem Arbeitsgebiete ber Klempner gehören, 
oder deren Fuͤhrung auch den Aupferjchmieden nach— 
zulafien fei, wird fich ohne Schwierigkeit beantworten 
lafien, fobald nachgewieſen ift, 

1) daß die Kupferfchmiede gleich den Klempnern 
als Blecharbeiter zu gelten haben, 

und 

2) daß bie früher gebräuchlichen Meffinggefchirre 
faft durchgängig in den Werfftätten der Kupfers 
fchmiede, aljo mit Hülfe der dieſem Gewerbe 
geläufigen Handgriffe, gefertigt wurden. 

ad 1, j 


Die Kupferfchmiede erhielten früher, vor Eins 
führung der Walzwerke (in den Kupferhütten), ihr 
Material, dad Tafelkupfer, in einer zu vielen Zweden 
annoch unbrauchbaren Form, gleich wie fie ihre 
Keffel noch heute in einem nur halb vollendeten 
Zuftande ebendaher beziehen. In Folge deſſen jahen 
fie ſich in allen den Fällen, wo leichtere, gefälligere 
Formen verlangt wurden, genöthigt, ben gewöhnlich 
zu maffiven Rohſtoff zunächft durch Austreiben und 
Abebnen für derartige Zwede tauglich vorzurichten. 

Seitdem jedoch anftatt der Hämmer die Walzen 
die Bearbeitung des Rohmateriald (Tafelkupfers) 
übernommen haben, und alle Kupferarbeiter das 
erforderliche Material nicht nur gleichartig und volls 
fommen geebnet, fondern auch in jederlei Dimenfion 
und Stärke (bis zur PBapierdide) im Handel fi 
anfchaffen fönnen, ift jene zeitraubende und oft bes 
ſchwerliche Zurichtung des Rohſtoffs weggefallen 
und die Kupferichmiede dadurch in den Stand gefegt 
worden, ihr Material auf mannichfaltigere Weiſe zu 
benutzen. 

Deshalb findet man auch jetzt Die Kabrifate aus 
Kupferbfech nicht nur in gefälligeren Formen, ſon⸗ 
dern auch in größerer Auswahl vor. Wenn fie ſich 
nun zum Facçonniten des dünnen Kupferblechs 
derſelben Werkzeuge bedienen, wie die Klempner 
(da zum Schneiden, Lothen, Treiben und Poliren ıc, 
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verfchiebenartiger Metallbleche doch ſicher nicht eben 
fo viel verfchiedene Werkzeuge erforderlich find, als 
es verfchiedene Metalle giebt), wenn fie ferner alle 
zur Berbindung bünner Metallblehe überhaupt 
üblichen Handgriffe und Verfahrungsweifen benugen, 
indem fie diefelben, je nachdem bie Beftimmung 
folcher Geräthe ed zuläßt, bald hart, bald weich 
löthen, fo find fie vollfommen in ihrem Rechte und 
zeigen fich gerade hierdurch als Blecharbeiter. 

Das Weichlöthen ift durchaus feine Neuerung, 
die fie erſt, feitdem fie auch dünnes Kupferblech ver- 
arbeiten, eingeführt haben, es ift im Gegentheil ein 
von jeher prafticirter, in gewiſſen Fällen fogar durch 
die Nothwendigfeit gebotener Handgriff, wie 3. 2. 
bei Verbindungen fupferner Röhren an Gebäuden, 
Apparaten ıc., bei Ausbefjerung ſchadhafter Kupfer: 
dachungen, kurz überall da, wo fich die zum 
Schmelzen des Hartlothes erforderliche Hitze 
localer Hinderniſſe halber nicht beſchaffen 
läßt. 

Uebrigens lönnen die Klempner auch fchon des— 
halb kein ausfchließliches Necht auf das Weichlöthen 
geltend machen, weil neben ihnen auch andere Metalls 
arbeiter, 3. B. Gürtler und Sporer, fie zu der wich- 
tigften Operation ihres Gewerbes rechnen. 

: al 2. 

Nächft den fupfernen waren auch meſſingene 
Kochgefhirre, wie Bifchfeffel, Eafferols, 
Pfannen ꝛc., früher weit mehr in Gebrauch, wie 
jegt. Die meiften derfelben gingen als halbvollendete 
Fabrifate entweder aus benfelben Kupferhammer— 
werfen, mo auch die gleichnamigen Kupfergefchirre 
gefertigt wurden, oder aus den feit 1553 *) vervoll⸗ 
fommneten Meffinghbammerwerfen hervor, um ſodann 
von ben Kupferjchmieben, gleih wie die fupfernen 
Keſſel 2c., vollendet zu werden, eine Arbeit, welche 
ben übrigen Manipulationen der Kupferfchmiede 
völlig conform ausgeführt wurde. 

Eind nun bie Kupferfchmiebe, feitdem ber Vers 
brauch meflingener Kochgeſchirre der obigen Art fich 
vermindert hat, bedacht geweien, einige andere 
gangbare Artifel aus Diefem Material, wie Thee— 
und Kaffeemaſchinen, neben den frühern zu fertigen, 
und haben fie dazu dad auch den Klempnern zugäng- 
liche Material, das bünne Meifingblech (welches 
jest gerade, fo wie bad Kupferblech, in jederlei 
Dimenfion und Stärfe von ben Mefiingwerfen ges 
liefert wird), ftatt des früher weit maffiveren Tafel: 
meflings, dazu vorzugsweife benußt, jo find fie von 
dem ihnen angewiefenen Arbeitögebiet durchaus nicht 








*) Die Gründung des Weißblehs, mithin die Griftenz 
einer Klempnerinnung, batirt erit vom Jahre 1620. 


abgewichen, und bie Klempner, felbft wenn fie bie 
Tauglichkeit des bünnen Meſſingblechs zu Geichirren 
letztgedachter Art eher als die Kupferfchmiebe erfannt 
und zur Anfertigung berfelben benugt haben jollten, 
dürften deſſen ungeachtet fein Recht auf die alleinige 
Benugung diefes Materials erlangt haben. 

Da bie von den Kupferfchmieden verfauften 
Thees und Kaffeemafchinen ganz in berjelben Weife 
und mit denjelben Werkzeugen aus bünnem Mef- 
ſingblech hergeftelt werden fönnen, wie die 
gleihnamigen Artikel aus bünnem Kupfer- 
blech, und da auch das Weichlöthen diefer Fabrikate 
mit denfelben Argumenten ſich vertheidigen läßt, 
ald das der gleichnamigen Artifel aus dünnem 
Kupferblech, fo will ed unbedenklich erjcheinen, 
wenn ben Kupferfchmieden bie Fertigung gebadhter 
Mefiingartifel auch mit weicher Löthung geftatter 
bleibe. 

Dresden, ben 18. Juni 1846. 

Auf den von Impetrantin gegen bie Entſcheidung 
zweiter Inftanz eingewendeten Recurd erfolgte bie 
nachſtehende Minifterialentfcheidung vom 22ften 
Sanuar 1847: 

„Daß das Erfenntniß der Kreisdirection zu &, 
unter Derwerfung bes von der Jmpetrantin Bl. — 
dagegen eingelegten Recurfes, zu beftätigen ſei; 
jedoch find auch die fernerweit in der Sache erwacdh- 
fenen Koften gegen einander aufzuheben. 

Diefe Entſcheidung beruht im Weſentlichen auf 
den dem vorigen Erfenntniß unterliegenden Gründen, 
benen beizupflicten und nur noch Folgendes beizu— 
fügen geweſen ift: 

Der Umfang bed Nrbeitögebiets eines Hand: 
werfs ift zu bemeſſen nad dem Arbeitömaterial, ber 
Arbeitsmethode und dem zu gebrauchenden Hand» 
werfözeuge. Daß nun die Verarbeitung von Meffing 
ben Kupferſchmieden zukommt, ift im Allgemeinen nicht 
beftritten worden, und beftätigt fich fowohl nah Bl. — 
aus den Specialartifeln der Kupferjchmiedeinnung, 
ald auch aus dem Generale vom 15. Dechr. 1796, 
die Einfhärfung der zu Erhaltung der Privilegien der 
Kupferfhmiedeinnung ehedem ergangenen Befehle 
betr. (C. A. I. Fortſ. I. 266.), indem in beiden der 
mejfingenen Waaren ausdrüdlich gedacht ift. Wollte 
man baber das Meffingbleh ausnehmen, fo fünnte 
dies nur geichehen, wenn entweder daſſelbe einem 
Handwerk ausjchließend zugeitanden worden, oder 
anzunehmen wäre, daß beffen Verarbeitung eine 
dem Kupferſchmiedehandwerk fremde Arbeitdmethode, 
oder den Gebrauch bdemjelben nicht zufommenden 
Handwerfözeugs voraudjege. Dierzu fehlt es aber 
an einem genügenden Grunde. Denn ba bie 
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“Klempner nicht nur nicht beftritten haben, daß fich 

auch jenes bes bei ber Verarbeitung des Meffing- 
blechs in Anwendung zu dringenden Weichlöthens 
in einzelnen Fällen bediene (Bl. —), fondern aud) 
zugeben (ebend.), daß die Kupferfchmiede Kupfer 
blech ausfchließend zu bearbeiten und daß fie 
hierbei ebenfalls das Weichlöthen anzuwenden haben; 
fo folgt hieraus von felbfl, daß ihnen die zur gleich» 
artigen Berarbeitung des Meffingblehs in Anwen- 
dung kommende gleiche Arbeitsmethode ebenfalls 
eigen und daß auch das ihnen zuftehende Handwerfs- 
zeug hierzu geeignet fei. 

Daß früher Meſſingblech von den Kupferfchmieden 
nicht bearbeitet worden, weil es fein folches gab, 
kann nicht als entgegenftebend betrachtet werden, ba 
jedem Handwerk die in Bezug auf fein Material 
und befien Bearbeitung fpäterhin eingeführte Vers 
vollfommnung zu Gute kommt, und die Klempner 
feinen beadytenswerthen Grund dafür haben geltend 
machen fönnen, Daß ihnen die Bearbeitung des 
Meſſingblechs ausjchliegend zuftehe. Unter dieſen 
Umftänden ift ed auch nicht nöthig erfchienen, vorerſt 
annody ein anderweites technifches Gutachten, wie 
BI. — beantragt worden, einzuholen. 

Die erfannte Compenſation der Koften recht- 
fertigt ſich ſchon durch den Wechfel der Entfchei- 
dungen.’ 


38. 

Ueber Zahlung in Münzen, die feinen gefeglichen 
Gourd haben. — Berechnung der appellabeln 
Summe. — Bedeutung des Handelns Zug 

um Zug. 
Mitgetbeilt von 
Herren *** in **. 


L. klagte unter Eidesantrag gegen K. auf Bezah— 
lung einer Summe von 55 Thalern Courant für an 
letztern im Februar 1852 verkauften Raps, indem 
er anführte, daß K. an den Sohn des L., als dieſer 
den Raps ihm abgeliefert habe, 825 Stüd K. 8. 
Defterreichifche Sechöfreugerftüde ftatt der 55 Thaler 
Eourant bezahlt habe, obſchon ausdrüdlih auf 
Gourant gehandelt worden. Er fei daher zu ber 
Annahme diefer Zahlung nicht verbunden, wie aud) 
fein Sohn nur durch die austrüdliche Erklärung des 
Beklagten, daß Kläger fchon mit der Zahlung zu— 
frieden fein werde, jie angenommen habe. Beflagter 
leugnete, daß auf eine beftimmte Münzjorte gehans 
beit worben fei, geftand die Zahlung ber Sechs— 


freuzerftüde zu und behauptete, daß Klägers Sohn 
von biefem beauftragt gewejen fei, bie 55 Thaler 
vom Bellagten in Empfang zu nehmen und darüber 
zu quittiren. Kläger beponirte 825 Stück Sechs— 
freuzer, während Belflagter die Identität der von 
ihm bezahlten und der deponirten Münzen nicht zus 
geftand. Unter diefen Münzen befanden fich 13 Stüd 
mit dem Gepräge von 1849. 

In erfter Inſtanz wurde Bellagter zur Zahlung 
ber 55 Thaler gegen Rüdnahme der deponirten 
Münzen unter der Borausjegung, daß Kläger noch 
die Identität befchwöre, verurtheilt. In den Ent: 
fcheidungsgründen wurde bemerft: „nun aber eine 
ſolche Zahlung gegen die allgemein gefeglichen Be— 
ftimmungen, naͤmlich 8.21. des Geſetzes vom 2lften 
Juli 1840 und $. 1. der Verordnung vom sten 
September 1841, nicht weniger, was die Kreuzer 
mit dem Gepräge vom Jahre 1849 betrifft, gegen 
die Vorfchrift der Verordnung vom 22ften Auguft 
1849 verftößt, mithin Kläger dieſe ausländiiche 
Scheidemünge zurüdzugeben und Zahlung in inlän- 
bifchen oder dieſen (vergl. $. 5. ber Verordnung 
vom Bten September 1841) gleichgeftellten aus— 
ländifchen Courantmünzen zu verlangen berechtigt 
iſt ꝛc.“ 

Auf Appellation des Beklagten reformirte das 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden und 
ſprach den Beklagten los, dafern er den Eid über 
ein in der Klage behauptetes (jetzt weiter nicht 
in Betracht kommendes) ſpäteres Abkommen ber 
Parteien, über die Ruͤcknahme ber Sechskreuzerſtücke, 
ſchwöre. 

In den Entſcheibungsgründen wurde be— 
merkt: 

„Die Beſtimmungen in dem Geſetze vom 2lften 
Juli 1840. 88. 19. 20, 21. 

Sefepfammlung pag. 180, 
in dem Gefege vom 22ften Juli 1840. 

Geſetzſammlung pag. 181, 
in der Verordnung vom ten September 1841. 8.1. 
sub e. 8. 2. 

Geſetzſammlung pag. 227, 
in der Berordnung vom 22ften Auguft 1849. 

Gefegfammlung pag. 177, 
in der Verordnung vom 27ften März 1852. 88.2.3. 

Geſetzſammlung pag- 53. 
fönnen zur Folge haben, daß wegen Verausgabung 
ausländiicher Scheidemünge Eeiten des Bellagten 
das vorfchriftsmäßige Strafverfahren durch Die com— 
petente Verwaltungsbehörde eingeleitet werde. 

Es fteht auch unbezweifelt feit, daß Kläger feine 
rechtliche Verbindlichkeit gehabt, die Bezahlung feiner 
Forderung in den im Ginlafjungspunft 8. und 15. 
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bezeichneten Münzforten anzunehmen. Allein nir- 
gends ift in diefen Geſetzen dem Borberungsberech- 
tigten unterfagt, die ibm zufommende Zahlung in 
ausländifcher Scheidemünge oder überhaupt in einer 
für den Verkehr unterfagten Münzforte annehmen zu 
dürfen. Es leuchtet auch ein, daß der Forderungs— 
berechtigte, welcher feine Forderung dem Schuldner 
ganz oder zum Theil erlaffen kann, diefen Erlaß 
ebenjo durch Annehmen von verbotenen Münzen 
oder von Münzforten zu einem höheren Werthe, als 
fie im öffentlichen Verfehr haben, bewilligen kann. 
Iſt aber ein folder Erlaß bewilligt, fo fann ber 
Forderungsberechtigte nachgehends dem uriprüng« 
lichen Schuldner nicht eine Zurüdnahme einer der- 
artigen, von ihm in Empfang genommenen Zahlung 
anfinnen und anderweit Zahlung in inländifchen oder 
dieſen gleichgeftellten ausländiichen Courantmünzen 
verlangen. 

MWendet Man nun diefe Orundfäge auf den vors 
liegenden Ball an, fo ergiebt fi allerdings eine 
Unjchlüfiigfeit der Klage beim äten bis mit 11ten 
Einlafjungspunfte. 

Nahdem nämlich im Cingange ber Klage vom 
Kläger felbit bemerkt worden, 

daß ber Reit des Kaufichillings mit 55 Thlen. 
—s —s Zug für Zug bei Ablieferung 
der Frucht vom Beklagten zu bezahlen gewes 
fen fei, 
fährt er fort, daß er feinerfeitd durch feinen 
Sohn den Eontract erfüllt, nämlich den verhandel- 
ten Raps in Beklagtens Behaufung abgeliefert und 
Bellagter die Zahlung Dem Ueberbringer geleiftet 
habe. 

Hierdurch wird zuvörderft vom Kläger — was 
Beflagter zum Gegenftand einer Erception erheben 
wollen — unverkennbar zugegeben, daß fein Sohn 
von ihm zu Empfangnahme des Kaufgelderrüditans 
des beauftragt geweſen ſei; und es hat daher Kläger 
rückſichtlich der Annahme des Kaufpreiſes Die Hand— 
lungen ſeines Sohnes dem Beklagten gegenüber zu 
vertreten. 

Nun hat aber Klägers Sohn die vom Beklagten 
zu leiftende Zahlung in der in der Klage bezeichne— 
ven K. K. Dejterreichiihen Scheidemünze freiwillig 
angenommen. 

Hierbei kann nämlich der Zufag zur Klage: 
Klägers Sohn habe fih zur Annahme biejer 
Münzjorte nur durch Die wiederholte Ber: 
fiherung Bellagtend, daß Kläger ſchon damit 
zufrieden fein werde, beftimmen lafien, 

etwas nicht ändern, denn es enthalten dieſe Worte 
nicht das Mindefte, daß Klägers Sohn jenes Geld 


nur unter einem Borbehalt angenommen ober zu 
defien Annahme nur durch doloſe Vorfpiegelungen 
Seiten Beflagtend bewogen worden fei. 

Die Motiven, welche Klägerd Sohn zur An— 
nahme einer derartigen Zahlung veranlaßt, beruben 
hiernach immer auf einer eigenbeweglichen Selbit- 
beftimmung unb einer Vorausfegung, die zwar nicht 
eingetreten fein foll, zu der er aber durch Die vom 
Beklagten gebrauchten, im gewöhnlichen Hanbels- 
verkehr fo häufig vorfommenden ZJurebungen in 
logiſcher Weife keineswegs berechtigt war.” 

Das Oberappellationdgericht ftellte jeboch 
(Nöten Kebruar 1854) auf Klägers Berufung das 
erftinftanzliche Erfenntniß aus folgenden Gründen 
wieder her: 

„Die Frage, ob das eingewendete Rechtsmittel 
im Hinblid auf den Werth des Streitgegenftandes 
als zuläffig zu betrachten fei, hat man bejahend zu 
beantworten gehabt, da hier nicht ſowohl die etwaige 
Silber» oder Coursdifferenz zwifchen ben gezahlten 
825 Stück Sechskteuzern und den geforderten 55 
Thalern Courant in Frage fommt, fondern nad 
ber Verficherung Klägers ein ganz anderer Gegen: 
ftand gewährt worden ift, als ftipulirt worden war, 
überhaupt für Klägern feine Verpflichtung vorlag, 
dieſe Münzen ald Zahlung anzunehmen. 

Da der Handel in Sachſen abgeichlofien worden 
ift, jo fonnte bemnädhft die vom Beflagten bei 
Einl.⸗Punkt 2. verneinte Behauptung, daß beftimmt 
auf Zahlung in Eourant abgeſchloſſen worden, völlig 
dahin geftellt bleiben. Vielmehr würde es Sade 
des Beklagten gewefen fein, nachzumeifen, daß der 
Handel auf eine beftimmte ausländiihe Münze ab- 
geſchloſſen worden. | 

Hiernähft fann man zwar demjenigen, was 
Bl. — (über die Zahlung in Sechöfreugern) in voris 
ger Inftanz entwidelt worden ift, beitreten, nicht 
aber demjenigen, was ebendafelbft Bl. — über bie 
beiden Gründe, auf denen die Klage berube, und 
begiehendlich die Unfchlüffigkeit eines diefer Gründe 
ausgeführt worden ift. 

Denn es liegt in demjenigen, was in ber Klage 
über dad „Handeln Zug für Zug’ vorgetragen 
worden ift, fein ausreichender Grund zu der Ans 
nahme, daß Kläger dadurch, daß er jeinen Sohn 
mit der Ablieferung bes verfauften ©egenftandes 
beauftragt habe, diefem zugleich den Auftrag ertheilt 
habe, nicht nur den Kaufpreis von dem Käufer eins 
zucaffiten, fondern auh — und hierauf fommt es 
im vorliegenden Falle an — mit bemjelben über die 
Art der Zahlung zu verhandeln und für den Ber 
fäufer hierbei verbindliche Erklärungen abzugeben. 


Vielmehr beftand, nad) ber Darftelung der Klage, 
ber Auftrag bes Sohnes des Klägers nur darin, 
ben gefauften Gegenftand richtig an ben Käufer 
abguliefern. Daß übrigens weder Klägers Sohn, 
nody auch Bellagter felbft einen weiter gehenden 
Auftrag angenommen haben, gebt auch daraus her- 
vor, daß — nad dem Anführen in der Klage — 
Klägers Sohn nur durch bie wiederholte Verfiche- 
rung Bellagtens zur Annahme der Sechöfreuzer fich 
beftimmen lafien, wie Kläger ſchon damit zufrieden 
fein würde, ſonach Alles auf bie zu verhoffende 
Billigung des Klägers gefegt wurde, 

Lag fonach feine Verpflichtung Klägers zur An: 
nahme ber gezahlten Sechskreuzer vor, fonnte ind» 
befondere demſelben durch die vorläufige Annahme 
ber Sechskreuzer durch den Sohn bes Klägers nicht 
präjudicirt werden, fo fann auch die unter a. vor- 
gefchügte Ausflucht nicht als fchlüfftg betrachtet wer- 
den, ba der Auftrag zur Eincaffirung der 55 Thaler 
keineswegs ohne Weiteres das Recht eingeichlofien 
haben würde, Münzen, welche feinen gejeglichen 
Eours im Lande haben, ald Zahlung anzunehmen 
und den Käufer zu liberiren. Sonach fann es auch 
auf die bei Einl.⸗Punkt 18. und 22, verneinte jpätere 
Bereinigung nidjt weiter anfommen. 

Die Berpflihtung Bellagtend zur Rüdnahme 
ber gezahllen Sechskreuzer konnte aus diefen Grüns 
Den nicht bezweifelt werben. Daß nun die beftrittene 
Identität der gezahlten und ber beponitten Münz— 
ftüde durch einen Beitärfungseid Klägers feitgeftellt 
werde, wie in erfter Inſtanz entfchieden worden, 
erfcheint völlig angemeſſen. 

Indem daher dad Erkenntniß erfler Inſtanz 
lediglich wieder herzuftellen war, waren jedoch bie 
Koften des jegigen Rechtsmittels wegen des Wechfels 
der Enticheidungen zu compenfiren.‘ 


39. 


Proteftation gegen Veräußerung und Verpfän— 

dung eined Grundſtücks zur Sicherſtellung einer 

nach dem eignen Zugeftändniffe des Schuldners 
für gefährdet zu erachtenden Forderung. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 8, in L. 


Auf Grund einer von dem Schuldner gerichtlich 
recognoscirten Urkunde folgenden Inhalts: 

„Herrn Zimmermeifter C. 5. B. hier fchulde 

ic) faut gehaltener Abrechnung für die von ihm 

gelieferten Zimmerarbeiten meines Haufes auf 
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ber —ftraße allhier die Summe von 3500 
Ihalern —= —-, bucftäblich drei Taufend 
fünf Hundert Thalern, nebit den Zinfen dieſes 
Capitals zu 44 Procent von Johannis dieſes 
Jahres ab, und verpflichte mich, da ich außer 
gedachtem Haufe nichts im Vermögen 
befige und das Eapital in gegenwärtiger 
Zeit zurückzuzahlen nicht im Stande bin, 
bis zur Nüdzahlung mit vier und ein halb 
Procent jährlich zu verzinfen. 

B., den 16. Auguſt 1849. 

J. C. N.“ 
wendete bei dem Amte B. am 16. Auguſt 1849 der 
Zimmermeiſter B. gegen jede von dem Hausbeſitzert 
3. EN. etwa vorzunehmende Veräußerung oder 
Verpfändung feines in ber Urkunde gedachten 
Grundftüds Proteftation und wider Abjchlagung 
feines Geſuches eventuell Appellation ein, indem er 
anführte, daß N., wie er gegen ihn nicht abredig 
gewejen fei, beabfichtige, jened Haus nicht nur mit 
andermweiten Hypothelen zu belaften, fondern es auch 
zu verfaufen. 

Gleichzeitig bat B., im Wege bed Grecutiond« 
procefied feinem Schuldner mittelft Hülfsauflage Die 
unverweilte Zahlung der erwähnten Forderung nebft 
den Zinfen berfelben von Johannis ab zu Az Procent 
und von Zeit erhobener Klage ab zu 5 Procent auf: 
zugeben, indem er, was die Fälligkeit der Forde— 
rung anlangt, darauf Bezug nahm, daß nach der 
befannten Rechtsregel: „quod sine die debetur, 
statim debetur“, welche nach mehrfachen Entſchei— 
dungen des Königl. Oberappellationsgerihts auch 
im Urfundenprocefje vollfändige Anwendung leide, 

ch. Wochenblatt für merfw, Rechtöfälle, 1849. 
©. 315. 

Beflagter die Schuld auf fein jederzeitiges Verlan— 
gen zu zahlen verbunden fei. 

Das Amt DB. entſprach beiden Gefuchen, dem 
erfteren durch Gintragung der Proteftation in das 
Hypothekenbuch, dem legteren durch Erlaffung einer 
Zablungsauflage nach $. 89. und $. 91. des Erecu- 
tionsgeſetzes. 

Innerhalb der in dieſer Auflage nachgelaſſenen 
ſaͤchſiſchen Friſt kam Beklagter hiergegen mit einer 
Vorſtellung ein, in welcher er ſich darauf berief, 

1) daß die der Executionsklage zu Grunde ge— 
gelegte Urkunde für ſich allein keineswegs 
ausreiche, ben eingeleiteten Executionsproceß 
zu begründen, indem fie ein documentum re- 
ferens sine relato fei, weil darin auf eine 
nicht beigefügte und überhaupt nicht erfolgte 
Abrechnung Bezug genommen werde, 
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2) dab die Schuld noch nicht gefällig fei und 
deshalb die Beftimmung der Erl. Proc.-Drdn. 
im Anhange $. 6. eintreten müſſe, 

3) daß die Schuld überhaupt nicht fo viel beirage, 
als vom Kläger angegeben fei, und 

4) daß er zu Austellung ber Urkunde überredet 
worden fei, und er ſolche aus irrigen Vorſtel⸗ 
lungen über die Folgen daraus unterzeichnet 
und gerichtlich anerkannt habe. 

Das Mrocefgericht fprach jedoch diefen Einwen- 
dungen bie rechtliche Begründung ab, weil 

zu 1. der in ber Urkunde gebrauchte Ausdrud „laut 
gehaltener Abrechnung‘ nur anbeute, daß 
eine Berehnung vorausgegangen und bie 
Urkunde eine Folge derfelben fei, 

ein Schuldbefenntniß, wie die Urkunde ent: 
halte, auc eine Zahlungsverbinblichkeit in 
fih fchließe und wenn ein Zahlungstermin 
nicht ausdrüdlich beftimmt fei, die Zahlung 
gemeinrechtlih nach 1. 41. $. 1. D. de verb. 
obl. fofort und nad} 1. 21. 8. 1. D. de con- 
stit. pec. nach zehn Tagen entrichtet werden 
folle, die $. 6. im Anhange zur Erl. Proc.- 
Ordn. aber nur namentlich bezeichnete unbe» 
ftimmte Ausbrüde über die Zahlungszeit, 
welche jedoch in der erwähnten Urfunde nicht 
vorfimen, normire, 

die daſelbſt aufgeftellte Behauptung ganz 
iMiquid fei, indem ber fol. — von Bellagtem 
beigebracdhte Baucontract und die nachher 
geihehene Berechnung verfchieben fein fün- 
nen, und 

ein fo allgemeines, ganz unbefcheinigtes An- 
führen eben fo wenig und nur das berüdfich- 
tigt werden fünne, was die Urkunde wirklich 
ausweiſe. 

Auf die von Beklagtem hiergegen, ſo wie gegen 
die erfolgte Eintragung der Proteſtation eingewen— 
bete Appellation, in welcher berfelbe noch außerdem 
darauf Bezug nahm, daß der Abfall der Nahrung nicht 
beicheinigt fei, und daß er vielmehr ein einträgliches 
Gewerbe betreibe, erftattete Das Amt B. Bericht an 
das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig, 
welches im November 1849 verordnete, daß die von 
Bellagtem vorgebrachten Einwendungen nad) Maaß— 
gabe der Vorfchrift des Erecutionsgefeges $. 94. 


zu 2. 


zu 3. 


zu 4. 


und 95. in ein Verhör zu ziehen und nach beendig« 
ter Verhandlung mit Eröffnung eines Bejcheides 
zu verfahren, der gefchehene Eintrag der Brotefta- 
tion auf das N.'ſche Grundftüdsfolium aber wies 
derum zur Löfchung zu bringen fei, indem es fidh 
in legterer Beziehung folgender Maafen aus: 
ſprach: 

„Wenn es jedoch, will Man auch bie Eriſten; 
der Forderung N.'s an ſich für den Zweck der In— 
hibition für genugfam beſcheinigt annehmen und 
von den Seiten N.'s gegen die Höhe und Fälligkeit 
berfelben erhobenen Einwendungen abfehen, indem 
in legterer Beziehung Inhibitionsgefuche auch wegen 
erft fünftig gefällig werdender Forderungen für ſtatt⸗ 
haft geachtet werden fönnen, an dem nad Maaß— 
gabe des Geſetzes vom 6. November 1843. $. 148. 
zugleich erforberliben Nachweiſe der Gefahr bes 
Berluftes der Forderung infofern gebricht, als eines 
Theil die auf dem N.'ſchen Grundftüde haftenden 
Hypothefenfhulden und die übrigen angemeldeten 
Forderungen im Gefammtbetrage von 10,800 Tha- 
lern —= —- den biefem Immobile nach den darauf 
ruhenden Steuereinheiten beizulegenden Werth von 
11,236 Thlen. — —⸗ noch nicht erreichen, andern 
Theils, felbft angenommen, daß die Steuereinbeiten 
einen fichern Maafftab für den eigentlichen Werth 
eined Grunbftüds und ben bei einer etwaigen noth- 
wendigen Beräufßerung zu erlangenden Kaufpreis 
nit gewähren, ein Nahrungsabfall nicht ſchon 
dann fchlechterdings vorhanden, wenn der Schuldner 
feinem Gläubiger nicht genugfame Dedung dur 
Immobilien fhaffen kann, vielmehr es benfbar if, 
daß der Schuldner durch feinen Erwerb fi im 
Stande befinde, Zahlung zu leiften, in dieſer Hin- 
fiht aber die von bem Gegner unwiderlegt geblie- 
bene und nicht beftrittene Behauptung N.'s Bl. —, 
wie er ein naͤhtendes ſchwunghaftes Gewerbe treibe, 
nicht unberüdfichtigt zu laffen geweſen, fo ergebt 
in Beachtung bes ergriffenen NRechtsmitteld an das 
ermeldete Amt hiermit Verordnung, den gefchebe: 
nen Eintrag ber Proteftatiion B.’d auf das N.'ſche 
Grundftüdsfolium wiederum zur Löſchung zu brin- 
gen. — 

Die Fortftellung gegenwärtiger Sache erledigte 
ſich durch einen zwiichen den Parteien abgefchloffenen 
Vergleich. 
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40. 


Stehen den ſtädtiſchen Braucommunen die Rechte 
der Corporationen zu? 


Mitgetheilt von 
Herrn S—r in B. 


In ber von O. und Genoſſen wiber C. und ©. 
bei dem Landgericht in 3. im Mat4852 erhobenen 
Klage führen Kläger an, daß fie, bezüglich ihre 
Borbefiger, fämmtlich brauberechtigte Bierhofäbefiger, 
mit anderen Braubercchtigten den Beklagten im Jahre 
1844 Vollmacht in solidum ertheilt hätten, alle und 
jebe die Berpachtung bes 3—r Brauurbars betref- 
fende Einleitungen zu treffen; daß in Folge deſſen 
Beflagte bie 3Z—r Weijens und Gerftenbierbrauerei 
an ben Brauer H. auf vier Jahre, vom 1. Januar 
1845 an, verpachtet, aber, ohne dazu ermächtigt 
gewefen zu fein, den Pachter H. noch im Jahre 1845 
der gegen die 3—r Braucommun übernommenen 
PBachtverbindlichfeiten entlaffen und fi angemaaßt 
hätten, die den 3—r Bierhofsbefigern zuftändigen 
Braurechte, und unter Diefen auch die ber Kläger 
und bezüglich ihrer Vorbefiger in den Jahren 1846, 
1847 und 1848, ju abminiftriren; Daß fie einen 
PBachter zu Abbrauung von obergährigen Weizen- 
und Gerftenbieren, ingleichen einen Brauverwalter 
für Die Braucommun in ihre Dienfte genommen, 
für Rechnung der Braucommun Getreide ein- 
gefauft und dafjelbe malzen und verbrauen laſſen, 
endlich dad daraus erzeugte Bier verfauft hätten. 
Sie fordern daher Rechnungsablegung Über die Ver- 
waltung ihrer Braurechte in den Jahren 1846, 1847 
und 1848 und Herausgabe ber gezogenen und zu 
ziehen gewejenen Nugungen von den Bellagten. 


In der Einlaffung auf die Klage haben fowohl 
Bellagter C. als auch Mitbeflagter S. den Grund 
berfelben unter Rüdgabe bes ihnen über ben Inhalt 
ber Klage angetragenen Eides geleugnet, und zwar 
Bellagter E. zum Tten verneinenden Einlaſſungs— 
abſchnitt: 

„daß er auch die Braurechte der Kläger in den 

Jahren 1846, 1847 und 1848 zu abminiftriren 

fih angemaaßt’, 
mit ber Bemerkung: 

„daß von Braurechten, weldhe einzelnen 

Gommungliebern zuftünden, nidyt bie Rede 

fein fönne, da das fraglicdhe Braurecht der Braus 

commun ald° Commun zuftehe und eben ber 

Zwed diefer communlichen Einigung ſei, au ber 

bie einzelnen Glieder rechtlih im Gegenfage 

fiünden, fo daß das, was ber Commun ange- 
höre, nicht von einzelnen Mitgliedern berfelben 
antheilig in Anfpruch genommen werben könne 
und Commun und einzelne Communglieder ganz 
verſchiedene Rechisfubjecte bilden, 
Hommel, Observ., DCI. 6. sub fin. 
Thibaut, Syftem des Pandertenrechts, Ste 
Ausgabe, $. 132. 

daß die Gleichmäßigfeit ber Braunugung ber 

fiherfte Beweis davon fei, daß das Braurecht 

fein Recht der Einzelnen, fondern ein Gemein- 
heitsrecht fei, und weil ed demnach in biefer 

Beziehung fein Recht des Einzelnen gebe, auch 

kein ſolches Recht den Klägern habe eingeräumt 

werden können.” 
Im Verfahren hat jedoch Beflagter €. die in den Ein- 
laffungspunften 8. bis 12. geleugneten Thatſachen: 

„daß er am 4. November 1845 einen Brauer 

zu Abbrauung von obergährigen Weizens und 
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Gerftenbieren, — am 15. Juli 1846 einen 

Brauverwalter für die Braucommun in Dienite 

genommen, — baß er für Rechnung der Brau— 

commun Getreide gefauft, baffelbe malzen und 
verbrauen laſſen“, 
weil dieſe Borgänge in Beziehung auf die Brau— 
commun angeführt worden, eingeräumt, übrigens 
aber in zerftörlicher Weife vorgefhügt: 

„daß er über die Verwaltung ber geflagten 

Braunahrung auf bie einzelnen Jahre 1846, 

1847 und 1848 Rechnung abgelegt, zu deren 

Abnahme die Mitglieder der Braucommun im 

3—r MWochenblatte eingeladen und in, Bolge 

diefer Einladung den Erfchienenen biefe Rechnung 

von ihm vorgetragen worden fei”, 
hierauf von ben Klägern Einlafjung gefordert, ihnen 
im Leugnungsfalle hierüber den Eid angetragen und 
gebeten, zu erfennen, daß Beflagter von ber erhobes 
nen Klage zu entbinden und loszuzählen, Kläger 
auch die verurſachten Koften zu erftatten fchuldig. 

Der am 4. September 1852 publicirte Gerichtö= 
beſcheid lautet dahin: 

„Weil die Anficht des Beflagten in ber Anmer- 
fung zum Tten Einlafjungspunfte, daß er nicht von 
ben Klägern als einzelnen Mitgliedern der brau— 
berechtigten Bürger zu 3., fondern von ber Geſammt⸗ 
beit derfelben, als einer universitas, habe belangt 
werben fönnen, als irrig bereits in ähnlichen Pros 
ceffen widerlegt worden iſt; ferner Beflagter ben 
Grund der erhobenen, aus dem Gefichtspunfte einer 
actio negotiorum gestorum directa zu betrachtenden 
Klage bei dem Sten bis 12ten Einlaffungsabfchnitte 
Bl. — zur Genüge eingeräumt hat, feine BI. — 
vorgefhügte Ausflucht aber nicht in Betracht fom- 
men, weil, ganz abgefehen davon, daß Bellagter 
nicht fchon mit Ablegung ber Rechnung, fondern erft 
mit ber Juftification derfelben, gegen die Anfprüche 
der Kläger aus der von ihm geführten Geichäfis- 
führung fichergeftellt worden fein würde, Bellagter 
darauf, daß den Klägern eine Rechnung wirklich 
vorgelegt worten fei, oder daß ihnen die Berpflich- 
tung obgelegen, der Bl. — erwähnten Einladung 
Folge zu leiften, in fhlüffiger Weife ſich zu beziehen 
nicht vermocht hat; wogegen Mitbeflagter den Klag— 
grund in Abrede geftellt und den hierüber Bl. — 
angetragenen Gib BE. — zurüdgegeben bat, nun 
aber, wenn auch bie Eidesrelation über ein factum 
proprium des Delaten, mit Ausnahme der wenigen, 
in ben Gefegen ausbrüdlih namhaft gemachten, 

vgl. Bayer, Borträge über den ordentlichen Eivils 

procef, ©. 523. ed. 7. 
bier nicht vorliegenden Fälle, zuläffig ift, dennoch 
völlig genügt, wenn die Kläger bie eine ober die 


andere der in pet. lit. cont. 8—13. erwähnten 
Handlungen durch Reiftung des Nelati in rechtliche 
Gewißheit jegen, indem bie Verpflichtung bed Mit: 
beflagten zur Rechnungsablegung jchon dann bes 
gründet ift, wenn er ber in der Klage erwähnten 
Geſchäfisführung in irgend einer Beziehung ſich 
unterzogen hat, da eine vollftändige Ueberficht der 
von ihm geführten Gefchäfte erft nach geendigtem 
Defecturverfahren erlangt werden kann; So ift Be 
Hagter fchlechterdings, nicht minder, bafern bie 
Kläger den über ben ten bis 13ten Einlaſſungs— 
punft zurücdgegebenen Eid alternativ, und zwar nad 
ihrer Wahl de credulitate, fhwören, auch Mitbeflag- 
ter über die von ihnen geführte Verwaltung richtige 
Rechnung, worinnen bie einzelnen Einnahmes und 
Ausgabepoften gehörig zu fondern, binnen Sächſiſcher 
Friſt von dem Tage an, an welchem die Kläger das 
obige Relatum geleiftet haben werden, zu berechnen- 
den Friſt bei 5 Thalern Strafe zu den Acten zu 
bringen fhuldig, worauf, wenn die Kläger ihre 
eiwanigen Grinnerungen dawider, wie ihnen in 
ebenmäßiger Frift zu thun, bei deren Verluſt, obliegt, 
unter gewiffen fortlaufenden Zahlen übergeben, Bes 
Hagter und Mitbeflagter ſolche unter Beibehaltung 
derfelben Nummern beantwortet, wie fie denn Dazu 
unter ber Verwarnung, daß außerbem die gezogenen 
Defecte für eingeräumt geachtet werben follen, ges 
hörig vorzuladen und beide Theile kürzlich mit ein» 
ander zu verfahren haben, ferner etgehet, was 
Recht iſt.“ 

- Gegen biefen Befcheid appellirten ſowohl Beflag- 
ter, ald auch Mitbeflagter, worauf das Königl. 
Appellationsgericht zu Budiffin folhes in dem 
am 6. April 1853 befannt gemachten Urthel refors 
mirte und dahin erfannte: 

„daß es bei gedachtem Befcheide nicht zu laffen, 

ed hat vielmehr der Kläger Suchen in ber an- 

gebrachten Maafe nicht Etatt, fie find auch 

Bellagtem und Mitbeflagtem die Proceßloſten 

erfter Inſtanz zu erftatten verbunden, wogegen 

die Durch die ergriffenen Rechtsmittel veranlaßten 

Unfoften unter den Parteien gegenfeitig aufzu— 

heben find.’ 

Diejem Urthel find folgende Entfheidungsgründe 
beigegeben: 

„Aus dem Inhalte der Klage fcheint hervor zu 
gehen, daß die Kläger die Bellagten nicht als Ver— 
walter einzelner, den Klägern gehöriger Braurechte, 
fondern als Verwalter bed gefammten, der Braus 
commun zu 3. zuftehenden Brauurbars, und zwar, 
wie in erfter Inſtanz ganz richtig bemerkt worden, 
ex negöliorum geslione in Anfpruch nehmen wollen. 
Es fragt ſich baher, ob Kläger, als einzelne Mits 


glieber der genannten Braucommun, die Beflagten 
beshalb in Anfpruch zu nehmen berechtigt feien. 
Diefe Frage ift in erfter Inftanz bejaht worden, 
weil bie Anficht des Bellagten, daß er nicht von 
ben Klägern als einzelnen Mitgliedern ber brau— 
berechtigten Bürger in 3., fondern nur von ber Ge— 
ſammtheit derfelben ald einer universitas habe belangt 
werben fännen, irrig fei. 

Das Appellationsgericht ift jedoch zur enigegen- 
gefepten Anficht gelangt. Zuvörderſt nämlich unter- 
liegt es 

1. 
feinem Zweifel, baß ben Braugenofienfchaften oder 
Braucommunen, wenn gleich fie weder eine wirkliche 
Gemeinde, noch eine eigentliche universitas bilden, 
body theild durch bie Geſetze, theild durch den Ge— 
richtsbrauch alle Rechte einer folchen beigelegt 
werben. 

Dies hat auch feinen ausreichenden Grund in 
ber Natur der Sache. Denn das Gewerbe bes 
Dierbrauerd und die nach der Älteren Geſetzgebung 
Damit in Verbindung ftehenden Zwangd- und Ver— 
bietungsrechte werben in den darüber vorhandenen 
älteren Geſetzen 

vgl. Eurtius, Handbuch, Thl. I. $. 255. 
Haubold, Lehrbuch, 8. 444. 
ausfchließlich den Städten zugeeignet. Da aber auch 
bier die Ausübung der Braunahrung nicht ber Will- 
für der einzelnen Bürger überlaffen ift, fondern 
ausjichließlih den Befigern der brauberechtigten 
Grundftüde zufteht, fo treten legtere in ihrer Ge— 
fammtheit in biefer Beziehung an bie Stelle ber 
Stadtgemeinde, weshalb fie auch die der Stadt zu- 
ftehenden Zwangs- und Berbietungsrechte bis zu 
deren durch das Geſetz vom 27. März 1838 erfolg- 
ten Aufhebung allein ausübten, 
Eurtius, a. a. D. $. 256. 
Biener, Quaestionum cap. XXVII. sub fin. in 
Opusc. academ. T. Il. p. 158. 
Haubold, a. a. O. $. 448. 
Daher wird die Geſammtheit ber Bierhofsbeſitzer, 
aus welchen ſonach in Bezug auf die Braunahrung 
die Stabtgemeinde befteht und welche bie über die 
Braugerechtigfeit ald ein Vorrecht der Stabt ent> 
ftehenden Procefje anftatt ber Stadtcommun zu füh- 
ren hat, jelbft als eine Art Gemeinde betrachtet und 
als Braugenofjenfhaft, Braugilde, Brau— 
commun bezeichnet, 
Gurtius, a. a. O. 
Ausführungsverordnung zu dem angezogenen Ges 
fege vom 27. März 1838 von gleichem Datum 
8. 1. (G.⸗Bl. ©. 286.) 
und in ber 
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Stäbteordnung vom 2, Februar 1832. $. 25. 
unter andern unsweifelhaften Corporationen, wie 
Handwerksinnungen und ftädtifhen Schüpengilden, 
aufgeführt und daß benjelben theild durch ben Ge— 
richtöbrauch, theild burch Die Geſetzgebung die Rechte 
und Pflichten der Gorporationen wirklich beigelegt 
werden, ergiebt fi aus Kolgendem: 

1) Nach der Borfchrift ber 
Erl. Proc⸗Ordn. ad Tit. VII. $. 6. 
follen ®emeinden und andere Universitates in recht- 
lichen Angelegenheiten per Syndicos zu erfcheinen 
verbunden fein. Diefe Borfchrift ift nach einem 
unbeftrittenen Gerichtöbrauche ftets auf die Brau— 
communen angewendet worden, 
Rivini, Enunciata juris ad Tit. VII. $. XXXIII. 
„Qui jus braxandi in civitate habent, ceu col- 
legium per syndicos comparere debent.“ 
Biener, Syst. proc. jud., $. 32, not. 1. 
Kori, Theorie des ordentl. Proc., 8.21. Not. 11. 
©. 38, 
v. Langenn und Kori, Erörterungen, Thl. I. 
Nr. I, Anmerf. 3. ©. 37. der 2ten Ausg. 
Bolfmann, Spftem des Eivilproc., $. 55. 
Dfterloh, der ordentl. bürger!. Proceß, 8. 184. 
Note 2. Bd. I. ©. 314. der Iten Ausg. 
Ndermann, Redisfäge, Neue Folge, Bb. 1. 
Nr. 64. S. 116, und in 
Nehrhoff’s v.Holderberg Archiv für fächfifche 
Juriſten, Bb. I. Nr. XVIII. Note 18. ©. 99, 
Ebenfo wird ihnen 

2) bie Rechtswohlthat der Wiebereinfegung 
in den vorigen Stanb gegen Berfäumniffe gleich 
andern Gorporationen nah Analogie der Minder- 
jährigen zugeftanden. 

v. Langenn und Kori, a. a. D. 

Daffelbe gilt 
3) von ber Eibdesleiftung durch Schwur- 
männer, 

Giebner, Discurs zur Erl. Proc.Ordn. ad Tit. 
XVIII. 8. 5. 

v. Langenn und Kori, a. a. O. 

Ackermann, a. a. O. 

4) Ferner iſt in dem 

Geſetze, die Aufhebung des Bier- und Mahl- 
zwangs betr., vom 27. Mär; 1838. 8. 9. 
(Geſ.⸗Bl. S. 278.) 

beſtimmt, daß bei ſtaͤdtiſchen Brauconfortfchaften 
wegen bes über die Wahl der Entfchädigungsweife 
für die aufgehobenen Rechte zu faſſenden Beſchluſſes 
die abfolute, nach den Antheilen an der Braugerech- 
tigfeit (Bieren, Brauloofen) zu rechnende Stim- 
menmehrheit entfcheiben folle. 
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Wären die Braucommunen nur gewöhnliche 
Geſellſchaften, — wie eine ſolche Gejellfchaft zu Ab- 
brauung untergähriger Biere in 3. befteht, welcher 
bie Rechte ber Gorporation allerdings nicht zuftehen, — 
fo hätte über bie babei in Frage fommenden Rechte 
der Einzelnen nicht bie Stimmenmehrheit entfchei- 
ben fönnen, ed wäre vielmehr dazu Stimmen- 
einhelligfeit erforderlich gewefen. Endlich gehört 
bahin 

5) das Recht, befondere Brauorbnungen aufs 
zuftellen, wie eine foldye nach dem, was in anderen 
zur Entfcheidung in zweiter Inftanz anher gelangten 
Rechtsjachen zur Kenntniß des Königl. Appellations— 
gericht hierfelbft gefommen, in 3. wirklich befteht, 
und obrigfeitliche Beftätigung erhalten hat. 

Es werben baher aud Die ftädtifchen Braus 
genofjenjcyaften oder Braucommunen nicht nur von 
mehrern Rechtslehrern, 

Rivinus, a. a. O. 

Biener, LJ Il. 

Hänſel, Excurſe, Bd. U. ©. 444. 

Bollmann, a. a. O. 

Ackermann, in Nehrhoff's Archiv a. a. O. 
fondern auch ſogar in Geſetzen, wie in ber 

Stäbteordnung, $. 106. (G.S. 1832. ©. 44.), 
ausdrüdlich den Corporationen beigezählt.- 

N. 

Iſt nun nad) dem Vorſtehenden nicht zu bezwei— 
feln, baß den Braucommunen die Rechte der Cor— 
porationen zuftchen, fo folgt daraus, daß einzelne 
Mitglieder derfelben nur in dem alle Klage zu er- 
heben berechtigt find, wenn folche nicht eine gemein— 
fame Angelegenheit der gefammten Braucommun, 
fondern bie Rechte der Einzelnen betriff. Denn 
wegen eines Anfpruchs, welcher einer Gemeinheit 
zufteht, kann von deren einzelnen Mitgliedern nicht 
geflagt werden. 

L. 7. $.1. D. quod cujuscungue universilatis 

nomine vel contra eam agatur. (III, 4.) 
„Si quid universitali debetur, singu- 

lis non debetur.“ 

Haubold, Diss. de finibus inter jus singulorum 
et universitalis regundis. (Lips. 1804.) Cap. IV, 

$. 13., in Opusc. Acad. Vol. I. p- 599. 
Es entfteht daher Die Frage, ob Beklagte ſich ber 
Adminiftration der Braurechte ber Kläger als ein- 
zelner Brauberechtigter oder des gefammten Brau— 
urbard im Interejfe der ganzen Braucommun unter 
zogen haben, und ob fie demnach ben einzelnen 
Bierhofsbefigern oder der Braucommun als ſolcher 
Rechnung abzulegen verbunden ſind. Gerade in 
dieſer Beziehung iſt nun aber die Klage völlig unklar 
und in ſich ſelbſt widerſprechend. Denn waͤhrend 


Kläger als einzelne Mitglieder der Braucommun 
zu 3. klagend auftreten, führen fie gleichwohl ſelbſt 
an, daß fie, bezüglich ihre Vorbefiger, mit andern 
Brauberechtigten in 3., — welche nicht näher be— 
zeichnet find, — den Beflagten Vollmacht ertheilt 
haben, alle und jede, die Berpadtung bes 3—r 
Brauurbars betreffende Ginleitungen zu treffen; 
während fie ferner behaupten, Beklagte hätten fi 
nad Wiederaufhebung des im Jahre 1844 abgefchlof- 
jenen Pachtcontracts angemaaßt, die ihnen, den 
Klägern, zuftehenden Braurechte in den Jahren 
1846, 1847 und 1848 zu abminiftriren, bemerfen fie 
weiterhin ſelbſt, daß Beflagte einen Brauverwalter 
für die Braucommun in ibre Dienfte genommen, 
für Rechnung der Braucommun Getreide gefauft, 
ſolches malzen und verbrauen laffen und bas Daraus 
erzeugte Bier verkauft haben. Nach diefen Angaben 
muß man annehmen, daß, nachdem einmal die Ber 
pahtung des Brauurbard unter Zuftimmung ber 
Kläger, wie aus ber Klage felbft hervorgeht, be 
fchloffen und dadurch das Recht der Bierhofsbefiger, 
ihre Biere einzeln abzubrauen, auf die Geſammtheit 
übertragen worden, i 
vgl. Zeitichrift für Nechispflege und Verwaltung, 

Bb. II. ©. 574 flg. Nr. 32, 
Beklagte nach Wieberaufhebung des Pachteontracts 
fi der Adminiftration des Brauurbars nicht im 
Intereſſe Eingelner, fondern der gefammten Braus 
commun unterzogen haben, und man kann ſolchen⸗ 
falls auch nur ber Braucommun als folcher das 
Recht zugeftehen, von ben Bellagten Rechnungs— 
ablegung und Herausgabe ber gezogenen Nugungen 
zu verlangen. 

Unter biefen Umftänden war die Klage minde- 
ftend in der angebrachten Maaße abzuweifen. 

Hiernach fonnte es dahin geftellt bleiben, ob, 
wenn Diefelbe ftatthaft wäre, der zurüdgegebene Eid 
über die angeführten Thatfachen electiv oder nicht 
vielmehr cumulativ zu leiften geweſen fein würde, 
da alle dieſe einzelnen Thatſachen zufammen erft 
diejenigen Handlungen der Bellagten barftellen, 
wodurd biejelben Die Brauerei verwaltet, und ba 
jede einzelne an fi die Beklagten zur Rechnungs— 
ablegung verpflichten würde.” 

Auf die von den Klägern dagegen eingewenbete 
Berufung hat das Königl. Oberappellations- 
gericht in dem am 12. Juli 1853 abgefaßten Er— 
fenntniffe unter Gompenfation der Koften dieſes 
Rechtsmittels das Urthel zweiter Inftang beftätigt 
und jeiner Entfcheidung nad folgende Gründe 
beigefügt: 

„Die im Rubrum der Klage genannten 15 Kläger 
bezeichnen fich dabei als „brauberechtigte Bier— 
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boföbejiger in Z.“, erzählen im Gingange ber 
Klage, daß im Jahre 1844 von ihnen und andern 
Brauberechtigten den beiden Beflagten zu Verpach— 
tung ded Z—r Brauurbars Einleitung zu treffen, 
Vollmacht ertheilt und hierauf von den Bellagten 
der Brauurbar auf vier Jahre vom 1. Februar 1845 
ab für 2000 Thle. — —⸗ jährlich verpachtet, von 
den hierzu nicht berechtigten Beklagten jedoch ber 
Pachter feiner Verbindlichkeit fehr bald wiederum 
entlaften und zu Ende des Jahres 1845 das Padıt- 
verhältnig aufgehoben worden fei, ohne übrigens 
hieraus einen Anſpruch abzuleiten und Hagbar zu 
machen. 

Sodann beſchweren fie ſich Darüber: 
„daß die Beklagten ſich angemaaßt hätten, Die 
ben 3—r Bierhofsbefigern zuftändigen 
Braurecte, und unter dieſen auch die der 
Kläger, in ben Jahren 1846, 1847 und 1848 
zu adminiftriren‘, 

wobei fie das, was die Beklagten in dieſer Bezie- 
bung gethan — (Annahme eines Brauers und eines 
Brauverwalters für die Braucommun, ©etreide- 
einfauf für Rechnung ber Braucommun, Vers 
anftaltung des Malzend und Brauens, ſowie Ver— 
fauf ded Bieres) —, fpeciell erwähnen, und Die 
theilweife ein Eonfefiat enthaltende Angabe hinzu— 
fügen, daß von den Beflagten jedem ber Kläger als 
Antheil an den Nugungen nur ein Betrag von 
7 Zhlın. 22 Nor. 7 Pf., doch ohne vorgängige ge- 
hörige Rechnungsablegung, zugeftellt worden wäre. 

Hieraus folgern fie das Sachgefudh: 

„daß Beklagte jchuldig, den Klägern auf die 

Jahre 1846, 1847 und 1848 über die Ver— 

waltung der Braurechte berfelben gehörige 

Rechnung abzulegen, auch die gezogenen und 

zu ziehen gewejenen Nutzungen herauszugeben‘. 
Ohne Weiteres leuchtet es von felbft ein, daß dieſe 
Klage, welche in beiden vorigen Inftanzgen als eine 
actio negotiorum gestorum directa und in der erjten 
Inftanz als ſchlüſſig, in der zweiten aber ald uns 
[hlüffig betrachtet wird, als ſolche ſchon darum nicht 
aufrecht erhalten werden fann, weil ed darin an 
fpecieller Angabe über die binfichtlich des Brau- 
weiens zu 3. in den Jahren 1846— 1848 beftandene 
Einrichtung und über die ben fogen. Bierhofbefigern 
damals zuftändig gewefenen Berechtigungen — über 
bie Braurechte der Kläger, welche die Beklagten 
adminiftrirt haben ſollen — fehlt, diefer Mangel an 
thatfächlicher Begründung der Klage aber um jo 
gewifjer, ald fie auf Eid geitellt ift, zu deren Abwei— 
fung führen muß. 

Aus den von ben Klägern felbft, doch erft fpäter 

zu den Acten gebrachten Schriften geht hervor, daß 


es in ben älteren Zeiten mit ber Brauberedhtigung 
in 3. eine ganz andere Bewandtniß gehabt hat, daß 
bie bejondere Berechtigung gewifier Grundftüde erft 
gegen die Mitte des 17ten Jahrhunderts als feſt— 
ftehend anerfannt, und baß die Ausübung dieſer 
Berechtigungen durch eine lanbesherrlich beftätigte 
Brauordnung vom Jahre 1808 näher beftimmt wor— 
ben fein foll. 

Sefegliche Beftimmungen, in welchen die einem 
jeden brauberechtigten Bierboföbefiger in einer zu 
dem Königreiche Sachen oder zur Königl. Sächſiſchen 
Dberlaufig gehörigen Stadt, als ſolchem, der Stadt, 
ber Braugenoffenfchaft, oder den übrigen einzelnen 
Braubürgern gegenüber, zuftehenden bejonderen Be— 
rechtigungen und Obliegenheiten aufgezählt würden, 
giebt es nicht. Das bloße Anführen der Kläger, 
fie jeien „brauberechtigte Bierhofäbefiger in 3.“, 
führt daher zu feiner Auskunft darüber, welches 
Geſchäft der Kläger die Beflagten, wenn dieſe 
in ben Jahren 1846 — 1848 den 3—r Brauurbar 
abminiftrirten, für die Kläger geführt und über 
weldjes die Beflagten Rechnung abzulegen haben. 

Nah dem im Verfahren und bei den Appella- 
tionen zu den Acten gelangten Herauslafjungen ber 
Parteien, namentlih auch der Kläger, ſcheinen 
Differenzen über eine dem Braumwefen zu 3. zu 
gebende veränderte Einrichtung und Die durch Die 
Mehrzahl der Betheiligten gefaßten, den Klägern 
nicht convenirenden Beichlüffe, in deren Folge in ben 
Jahren 1846— 1848 flatt des Reihebrauens eine 
wenig ergiebige Adminiftration für die Gemeinſchaft 
ftattgefunden hat, zu der Klage Anlaß geboten zu 
haben, mitteljt deren eigentlich ein Anſpruch ber 
Kläger auf Entfhädigung dafür, daß fie während 
beregter Zeit an eigner Ausübung ihrer behaupteten 
Berechtigungen behindert worden feien, geltend ges 
macht werden foll. 

Aus dem Vorbemerkten folgt, daß, obwohl den 
Gründen der zweiten Inftanz nicht durchaus beis 
gepflichtet werden mag, und namentlich der über die 
unbedingte Unterordnung einzelner Realberechtigter 
unter bie von ber Mehrheit Gleichberechtigter belieb- 
ten Verfügungen geäußerten Anficht nicht unerheb- 
lihe Bedenfen entgegenfteben, doch die Abweifung 
ber Klage in der angebrachten Maaße und, dem zu 
Folge, die Berurtheilung der Kläger in die Proceß— 
koſten zu beftätigen gemefen iſt.“ 
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4. 
Begriff einer kaufmänniſchen Anweifung. 


Mitgetheilt von 
Heren Av. D. F. D. in D. 


Kläger B., ein Schneidermeifter in L., klagte als 
Indoffatar gegen ben Ausfteller einer in gewöhnlicher 
Form eined Wechſels auögeftellten, einen Monat 
nach bem Tage ber Ausftellung zablbaren und bei 
einem Hotelier in 2. domicilirten, jedoch an eigene 
Ordre gerichteten Anweifung über 50 Thlr. —⸗ —⸗, 
welcher ein „kaufmänniſches“ Gefchäft durchaus 
nicht zu Orunde lag, einen gewiffen W. in Dresden, 
welcher früher Weinhändler in M. war, ſich aber 
feit längerer Zeit ohne eine beftimmte Beſchaͤftigung 
in D. aufhielt, beim bdafigen Königl. Stadtgericht 
im Wechfelproceffe. 

Der Beklagte W. ercipirte die Unftatthaftigfeit 
bes Mechjelprocefies, weil weber die auf der Anweis 
fung benannten PBerfonen Kaufleute feien, noch biefer 
Anweifung ein Faufmännifches Gejchäft zu Grunde 
liege, während Fägerifcher Seits dagegen geltend 
gemacht wurde, daß auf die jenfeitigen Cinwände 
überhaupt etwas nicht anfomme, fondern lediglich 
die Form, in welcher das fragliche Papier abgefaßt 
fei, darüber enticheide, ob baffelbe als eine fauf- 
männifche Anweifung im Sinne der neueren Geſetz— 
gebung anzuſehen fei. 

Das Königl. Stadtgericht zu D. entfchieb gegen 
Klägern, erklärte den Wechfelproceß für unftatthaft, 
weil ald faufmännifche Anweifung, als welche fonach 
die ber vorliegenden Klage zu Orunde liegende nicht 
angefehen werben fönne, nach dem Gefege vom 7. Juni 
1849, vergl. mit dem Mandate vom 23. December 
1829 nur die im Handel und Gefchäftsbetriebe ber 
Fabrifanten vorfommenden Anmweifungen zu betrachs 
ten jeien, und verurtheilte Klägern in Erftattung 
der Koſten. 

In Holge der vom Kläger dagegen eingewende- 
ten Appellation ward bie Entfcheidung des Königl. 
Stabtgerihtd zu D. durch Erkenntniß des Königl. 
Appellationsgerichts zu D. vom Jahre 1854 
allenthalben reformirt und unter Compenfation ber 
Koften der Inftanz erfannt, daß Bellagter das Libel- 
lat dem Kläger zu bezahlen, nicht minder bie Koften 
zu erftatten fchuldig, und zu Erfüllung diefer Ver: 
binblichfeiten mitteld Gefaͤngnißzwanges anzubalten 
ſei. Diefem Erfenntniffe waren folgende Entfchei- 
dbungsgründe beigegeben: 

„Beklagter hat fowohl in dem Bl. — ftattgehabten, 
als auch in dem fpäter nach BI. — fig. am 22. Dechr. 
1853 abgehaltenen Verhörstermine Das Original der 


ber Klage zu Grunbe liegenden, Bl. — in Abfchrift 
anzutreffenden Anweifung ald von ihm ausgeftell 
recognoscirt, er hat aber Bl. — und BI. — behaup- 
tet, diefe Anweifung eigne fi nicht, um aus ihr den 
Mechfelproceß anzuftellen, indem dieſelbe ald eine 
faufmännifche, im Sinne des Geſetzes vom 7. Juni 
1849, die faufmännifchen Anweifungen betreffend, 
nicht zu betrachten fei. Zu Motivirung biefer Be: 
hauptung beruft er fih BL. — barauf, daß er bie 
gedachte Anweifung zu einer Zeit audgeftellt habe, 
wo er das von ihm früher betriebene faufmännifche 
Geſchaͤft bereits aufgegeben gehabt und in D. ale 
Privatmann gelebt habe, während ber in befagter 
Anweifung genannte Bezogene Gaftwirth in L. fei. 
Das Leptere hat Kläger Bl. — zugegeben, das Erftere 
dagegen in Abrede geftellt, ober wenigftend nicht zu- 
geftanden, ba er darüber, ob und wann Beflagter 
fein Gefchäft aufgegeben, etwas nicht wife. - Kläger 
felbft ift nach Bl. — Schneidermeifter. 

Der Befcheid erfter Inſtanz ift auch der Anficht 
Beklagtens mit Nüdjicht auf die perfönlichen Ber 
hältnifje der concurrirenden Perſonen beigetreten und 
hat deshalb Klägers Suchen als in ber gewählten 
Procepart, dem Wechſelproceß, unftatthaft zurüdges 
wiejen und den Kläger in Erftattung der erwachienen 
Proceßkoſten verurtheilt, Auf die hiergegen von dem 
Kläger eingewendete Berufung hat man aber ben 
angezogenen Beicheid abzuändern gehabt. 

Die erwähnte Anweifung lautet auf eine Summe 
von 50 Thalern und fie entfpricht ihrem Inhalt nad 
auch fonft den Erforderniffen, welchen Anweifungen 
genügen müffen, um nach dem angezogenen Geſetz 
ald faufmännifche Anweifungen zu gelten. Es fommt 
mithin bei Beantwortung der Frage, ob biejelbe ſich 
eigne, um aus ihre den Wechfelproceß anzuftellen, 
allerdings zunächft nur darauf an, ob Anweifungen 
im Sinne des gedachten Geſetzes auch von anderen 
Berfonen als von Kaufleuten ausgeftellt und auf 
Nichtfaufleute gezogen werden fünnen, ober ob ihr 
Gebrauch mit den in beregtem Gefeg ausgedrüdten 
BWirfungen lediglich auf den Verkehr zwilchen Kauf 
leuten bejchränft ſei? Nun ift nicht zu verfennen, 
baf nach den früher und bis zu dem Erjcheinen bed 
mehrgedachten Gefeges in Sachſen geltenden gejeh- 
lihen Beftimmungen die Anweifungen lediglich als 
ein zwifchen Kaufleuten und Fabrifanten übliches 
Inftitut angefehen worden. Denn wie ſchon das 
Mandat vom 23. December 1699, „wie es in Wed: 
ſelſachen ꝛc. gehalten werden folle”, in der bier in 
Frage fommenden Beziehung nur von den unter 
Hanbelsleuten befchehenen Anweifungen und Affigna- 
tionen fpricht, fo beftimmte auch das Mandat vom 
23. December 1829, „die den faufmännifchen Anwei— 
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jungen beigelegte Wechfelfraft betreffend“, nur, daß 
die im Handel und beim Geſchäftsbetriebe der Fabri— 
fanten gebräuchlihen Anweifungen ben gezogenen 
Wechſeln gleichgeftellt feien. Das Gefeg vom 18. Juli 
1840, „einige wechfelrechtliche Beftimmungen betr.“, 
enthält in dieſer Hinficht feine Abänderung. Auch 
das Mandat vom 16. November 1776, „wie es mit 
dem Wechfelverfahren in der Oberlaufig gehalten 
werden ſoll“, ging von ber gleichen Anficht aus, in- 
dem es $. 1. feftiegte, baß der Wechfelproceß unter 
Kaufleuten über denfelben ſowohl förmlich ausgeftellte 
Wechfelbriefe, ald auch unter fi oder an Fabrikan— 
ten auf fih von der Publication biefes Manbats 
ausgehende Affignationes, wenn ſchon in folchen das 
Wort Wechlel nicht enthalten, fernerhin ftattfinden 
ſolle. 

Anders liegt aber die Sache nach der jetzt gel— 
tenden Geſetzgebung. 

In dem Entwurf einer Wechſelordnung für das 
Königreich Sachſen, welcher auf dem im Jahre 1842 
abgehaltenen Landtage zur Vorlage gelangte, war 
in $. 8. geſagt: 

„unter wahren und förmlihen Wechfeln werben 

nur gezogene Papiere verftanden, nämlich 
a. trafjirte Wechiel, 
b. gezogene Anweifungen, kaufmännifche An- 
weifungen, Affignationen. 
Inſoweit nicht einzelne Beftimmungen diefes Ges 
fegbuchs fih auf eine einzelne diefer Gattungen 
bezichen, find unter dem Worte Wechſel beide 
Forderungen zu verſtehen.“ 
vergl. Landtagsacten v. 3.1842. 1. Abth. 1. Bb. 
©. 529 fig. 
In dieſem Entwurf waren mithin bie gezogenen oder 
faufmännifhen Anweijungen ald eine Unterart der 
wahren und förmlichen Wechſel bezeichnet, und zus 
gleich war hinſichtlich der Fähigkeit zu Ausftellung 
berfelben etwas Bejonderes nicht beftimmt, -fondern 
ed gelten darüber nur bie allgemeinen Vorſchriften 
über bie Wechfelfähigfeit. Es lag daher dem ge- 
dachten Entwurf das Princip zu Grunde, daß jeder, 
welcher fähig fei, einen Wechfel auszuflellen, auch 
die Fähigkeit zu Ausftellung einer gezogenen oder 
kaufmänniſchen Anweiſung befige. 

Die erſte Deputation der zweiten Kammer, an 
welche der gedachte Entwurf überwiefen worden war, 
flug in ihrem diesfalls erftatteten Bericht vor, Die 
auf Die gezogenen oder faufmännifchen Anweiſungen 
bezüglichen Beftimmungen des Entwurfs in ein bes 
fonderes Gapitel XII. b. zufammenzuftellen, 

vgl. Landtagsacten v. 1843. Beil. zu d. Prot. ber 
2.8. 3. Samml. ©. 100 fig. 
und dieſe Zufammenftellung in ein befonderes Gapitel 


war auch zugleich von ihr in ihrem Bericht bewirkt 
worden. 
vgl. Landtagsacten v. 1843, a. a. O. S. 192 b. 

Damals Fam nun zwar ber erwähnte Gefepent- 
wurf nicht zur ftändifchen Berathung, ed machte 
jedoch die zu Begutachtung dieſes mitteld Decrets 
vom 14. September 1845 

Landtagsacten v. 1845/46. 1. Abth. 1.Bb. S. 559. 
bem Landtag von 1845/46 vorgelegten Entwurfs nies 
bergefegte außerordentliche Deputation der zweiten 
Kammer in ihrem Bericht den früheren Bericht ber 
erften Deputation mit wenigen, bier nicht in Betracht 
fommenden Abänderungen zu dem ihrigen, 

vgl. Landtagsacten v. 1845/46. Beil. zur 3. Abth. 

1. Samml. ©. 415 flg. 
und ed wurde darauf auch bei der ftändifchen Beras 
thung das die Beftimmungen binfichtlich der gezoge— 
nen oder faufmännifchen Anweifungen enthaltenbe 
Gapitel XIIL.b. angenommen. 

vgl. Landtagsmitth. v. 1845/46. 2. Kamm. 1. Bd. 

©. 940 fie. 

Der gedachte Entwurf ber Wechfelorbnung er— 
langte nun zwar nicht Gefegeöfraft, es wurbe aber 
jenes, bie faufmännifchen Anweifungen betreffende 
Gapitel XII. b. des früheren Entwurfs dem im Jahre 
1849 zufammengetretenen Landtag als ein befonderes 
Gefeg vorgelegt und in den Motiven dazu in ber 
Hauptfarhe nur auf bie früheren Motiven Bezug 
genommen. 

vgl. Randtagsacten 1849. 1. Abth. S. 377. 

Daß die gezogenen oder faufmännijchen Anweifungen 
nur ein auf den Handels- und Fabrifftand befchränts 
tes Inftitut fein follten, war namentlich auch in Diefen 
neueren Motiven nirgends ausdrüdlich hervorgehoben, 
und es ift baher nach ben oben bemerften Vorgängen 
anzunehmen, daß man auch bei VBorlegung des er— 
wähnten Gefeges von dem in dem Entwurf der Wed» 
felordnung enthaltenen Princip, daß jeder, ber zu 
Ausftellung eines Wechjels fähig fei, auch eine gezo— 
gene Anweifung ausftellen fönne, nicht abgewichen ſei. 
Hiermit ftimmt nun auch der Wortlaut ded Gefepes 
vom 7. Juni 1849 felbft überein. Handelt nämlich 
auch dieſes Gefeg nach feiner Ueberfchrift nur von 
faufmännifchen Anweifungen, fo ift doch zugleich in 
8.1. eine Definition gegeben, was unter kaufmaͤnni— 
chen Anweifungen zu verftehen fei. Es heißt dort 
nämlich: „kaufmaͤnniſche Anmweifungen, d. i. foldhe 
Papiere, welche in ihrer Faſſung als Anweiſung 
bezeichnet und fonft in der $. 4. der deutſchen Wedh- 
felordnung no. 2. bis 8, für Wechſel vorgefchriebenen 
Form ausgeftellt find.‘ 

Sn diefer Definition ift alfo zu Beſtimmung des 
Begriffs einer faufmännifchen Anweifung alles nur 
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auf die Form geftelit, welche ein Papier haben müffe, 
um als eine faufmännifche Anweifung zu gelten, 
wogegen davon, Daß derartige Anweifungen nur 
zwifchen Handelsleuten und Babrifanten ausgeftellt 
werben könnten, in dem Geſetz nirgends die Rebe ift. 
Daß das Leptere die Abficht gehabt habe, die Anmweis 
fungen auf den Handels- und Fabrilſtand zu befchräns 
fen, läßt fich um jo weniger annehmen, ald es zugleich 
die faufmännifchen Anweifungen, foweit es nicht 
felbit etwas Abweichendes feftfegt, nah $.1. ben ges 
zogenen Wechjeln allenthalben gleichgeftellt hat. Denn 
ſollen hiernach alle von den gezogenen Wechjeln gels 
tenden Beftimmungen auch von den Anmweifungen 
gelten, fo muß davon ausgegangen werben, daß jeder 
bispofitionsfähige Staatdbürger, wie er einen gezo— 
genen Wechſel ausftellen fann, auch eine fogenannte 
faufmännifhe Anweiſung ausftellen könne, ba eben 
in Diefer Beziehung das Gejeg etwas Abweichendes 
nicht feſtgeſetzt hat. 

vgl. Archiv für deutſches Wechſelrecht, Bd. 1. 

©. 364 fig. 

Auch würde ed an ſich mißlich und dem Grebit ber 
Anmeifungen nachtheilig fein, wenn dem Indoſſator, 
an ben eine folche Anweijung girirt wird, erſt noch 
die Verpflichtung auferlegt werden follte, Darüber, 
ob der Auöfteller und der Bezogene dem Hanbeld- 
ober Babrifftande angehöre, Grörterungen anzuftellen, 
und fich dadurch gu vergewiflern, daß die betreffende 
Anweifung, wenn fie auch fonft den nöthigen Erfors 
berniffen entfpricht, gefegliche Geltung habe. Auf das 
früher in Sachſen bierunter geltende Recht läßt fich 
aber dabei ſchon um deswillen nicht recurriren, weil 
8. 8. des angezogenen Geſetzes alle bis dahin in 
Sachen gültigen, die faufmännifchen Anweiſungen 
betreffenden Geſetze, foweit fie nicht durch gedachtes 
Gefeg wiederholt worden, aufgehoben hat. Läßt ſich 
daher der Ausdrud: „kaufmänniſche Anweiſungen“ 
nicht anders verſtehen, als „Anweiſungen von einer 
Form, wie fie unter Kaufleuten üblich iſt und wie 
fie das Geſetz felbft näher normirt“, fo erfcheint auch 
die obgedachte Einwendung des Beflagten als unbe- 
gründet. Ebenſowenig erheblich ift aber auch das— 
jenige, was Beflagter in dem am 22. December 1853 
abgehaltenen Berhörstermine nach BI. — flg. Dem Ans 
ſpruch Klägers fonft noch entgegengeftellt hat. Denn 
feine Behauptung, daß das Geſchaͤft, aus welchem 
die fragliche Anweifung hervorgegangen, rüdgängig 
gemacht worden und Kläger im Belig der gedachten 
Anweifung nur deshalb geblieben fei, weil derfelbe 


folche bei der die Aufhebung des erwähnten Gefchäfts 
betreffenden Beiprechung nicht bei fich gehabt habe, 
it von dem Beklagten nicht liquid gemacht worden, 
und es läßt ſich deren Richtigkeit aus den von dem 
Beklagten Bl. — vorgebrachten, vom Kläger zuge: 
ftandenen Thatſachen, daß ber Gegenftand des Han- 
dels ein Klavier gewejen und Kläger noch in dem 
Beſitz des Lepteren fei, feineswegs ohne Weiteres 
folgern. 

Geht nun ferner aus dem BI. — in beglaubigter 
Abſchrift anautreffenden Proteft hervor, daß der Be. 
zogene die Bezahlung gedachter Anweifung wegen 
Mangel an Dedung verweigert hat, ift demnaͤchſt 
die Präfentation der gedachten Anweifung nach In— 
halt des Proteſtes, dejien Erhebung übrigens, da 
der Beklagte diefelbe durch die der Anweiſung bei- 
gefügten Worte „ohne Koften‘ in Gemäßheit Art. 42. 
ber allgemeinen deutſchen Wechfelordnung erlafien 
hatte, nicht einmal nothwendig war, rechtzeitig, näms 
lich am zweiten Tage nad) dem Zahlungstage, erfolgt, 
hat auch weiter der Beflagte darauf, Daß der Regref: 
anipruch des Klägers gegen ihn verjährt jei, fih 
nirgends berufen und geht auch, daß dieſes in der 
That der Fall fei, um deswillen aus den Acten nikt 
liquid hervor, weil der Kläger, wie er in feiner Klage 
angegeben und wie auch aus dem Proteft ſich ex 
giebt, die Anweifung an H. & 9. weiter begeben 
hatte, von Diefen die gedachte, am 15. Mai 1855 
zahlbare Anweifung am 17. defielben Monats dem 
Bezogenen präfentitt worden ift, 9. & 9. mit 
hin nach Artikel 78. der Deutfchen Wechfelordnung 
ihren Regreß gegen den Kläger, als ihren Vormann, 
bis zum 17. Auguft 1853 nehmen fonnten, Kläger 
felbft aber, wenn er erft etwa an diefem Tage ode 
ben beiden vorhergehenden Tagen an 9. & $. 
Zahlung leitete, feinen Regreß gegen Beklagten 
nach Artifel 79. der Wechfelorbnung wenigftens bis 
zum 15. November 1853 nehmen fonnte und das 
erite Verhör zwiichen den Parteien nah Bl. — au 
diefem Tage flattfand, fo war Beflagter zugleich mit 
Rüdficht auf Art. 50. und 51. der deutfchen Wechſel— 
ordnung in Bezahlung der libellirten 50 Thaler nebi 
1 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. Proteftipefen, gegen welde 
Legtere Bellagter eine Ausftellung nicht gemacht hat, 
fowie in Folge feiner Sacfälligfeit zu Erftattung 
der erwachfenen Proceßfoften zu verurtbeilen. 

Die Eompenfation der durch das eingemwendet: 
Rechtsmittel entſtandenen Koften rechtfertigt fich durch 
die Abänderung des Befcheids erfter Inſtanz.“ 
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Querela non numeratae pecnniae — actio deli. 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. B. in 3. 


K. ſtellte auf Grund eined Documents wider 
feine von ihm gefchiedene Ehefrau eine Klage auf 
Bezahlung eines Darlehns von 200 Thlen. —⸗ —⸗ 
nebſt Zinjen an. Die Beklagte geftand zwar in ber 
Einlafjung zu, das fragliche Document unterfchrieben 
zu Haben, jchügte aber gleichzeitig vor: 

1) fie habe das der Klage. zu Grunde liegende 
Schuldbekenntniß früher unterfchrieben, ehe fie noch 
das darin erwähnte Darlehn von Klägerm ausgezahlt 
erhalten, auch habe fie das in der Urkunde verichrie- 
bene Darlehn niemals ausgezahlt befommen, und 

2) ber diesfallfigen Anforberung Klägers liege 
eine Betrügerei zu Grunde: denn während fie mit 
dem Kläger, ihrem geichiedenen Ehemanne, im Schei— 
dungsproceſſe gelebt, fei eines Tages im Monat Mai 
1850 Kläger in Begleitung eines Dritten zu ihr ges 
fommen und habe ihr eine Urfunde mit der Erflärung 
zur Unierſchrift vorgelegt, 

fie müfje ſolche unterfchreiben, ſonſt fönne fie nicht 
von ihrem Ehemanne gejchieden werden. 

Bellagte, welche zwar ihren Namen jchreiben fönne, 

übrigens aber des Schreibens und Leſens von Ge: 

fchriebenem unfundig jei, habe Darauf entgegnet: 
fie wifje ja gar nicht, was das zu bedeuten 
habe, fie verftehe nichts davon. 

Kläger und defien Begleiter hätten aber wiederholt, 
fie müffe unterfchreiben, fonft werde fie nicht 
von ihrem Manne gefchieden; fie folle nur un» 
terfchreiben; es ſei Alles jo recht; es jei ganz in 
der Orbnung; ed habe nichts zu bedeuten. 


Hierauf habe Beflagte mit den Worten: 
„Run, wenn ich muß, fo will ich unterfchreiben, 
ich verftehe aber nichts davon’, 
die ihr vorgelegte Urkunde mit ihrem Namen unter» 
zeichnet, und diefe fei das der Klage zu Grunde lies 
gende Document. 

Der Gerichtsbeicheid fprach im November 1851 
die Verurtheilung der Beflagten aus und verwies 
diejelbe mit der Ausflucht des nicht erhaltenen 
Geldes in die Widerklage. Auf die hiergegen ein- 
gewenbete Appellation der Beklagten, die ſich dadurch 
befhwert fühlte, daß ihr blos die Ausführung der 
ebenerwähnten Ausflucht für die Widerflage vors 
behalten und diefer Vorbehalt nicht zugleich auf bie 
im Erceptionsfage unter 2. vorgejchügte exceptio doli 
specialis mit erftredt worden fei, reformirte” das 
Appellationsgericht zu 3. im Mai 1852 in der ges 
wünfchten Weife, und das Oberappellationsgericht 
beftätigte im Juli 1853 auf nochmalige Appellation 
ber Beflagten, die fich hierbei auf ein in der Ein— 
laffung auf die unterdeß erhobene Widerklage abge: 
legtes und weiter unten. gu erwähnendes Zugejtändniß 
des Klägers, daß nämlich jenes Darlehn ihr nicht 
baar ausgezahlt worden fei, das Erkenntniß zweiter 
Inftanz, indem es zugleich die Zweifel über Die Zu: 
läffigfeit eines zweiten Rechtömitteld befeitigte und 
zeigte, daß im vorliegenden Erecutivproceß jenes 
Zugeftändnig unberüdjichtigt bleiben müffe und zur 
Verwerfung der Klage nicht führen könne. 

Inzwiſchen war die Beklagte als Widerflägerin 
aufgetreten und hatte die im frühern Einlafjungsfage 
erwähnten, auf den Eid geftellten Facta in die Wis 
derflage fait wörtlich aufgenommen. Widerbeklagter 
feugnete im Wefentliben den Alaginhalt, und gab 
den über dad Anführen sub 1. angetragenen Eid 
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zurüd, nahm dagegen ben Eid über das sub 2. an, 
indem er gleichzeitig folgende Sachdarftellung in der 
Einlaffung gab: 

MWiderflägerin habe während bes zwilchen ihnen 
fchwebenden Scheidungsprocefied die Nugungen des 
ihre gehörigen, nicht unbedeutenden Vermögens ges 
zogen. Nach Abweifung der von der Wiberflägerin 
erhobenen Scheidungsflage habe Widerbeflagter die 
Herausgabe biefer Nugungen verlangt, und fich end» 
lich mit jener dahin geeinigt, daß die Widerklaͤgerin 
dem Widerbeflagten für dieſe Vermögensnutzung ein 
Vergleihsquantum von 200 Thlen. — ⸗—⸗ zu zah⸗ 
fen verſprochen habe; da jedoch die MWiderklägerin 
diefe Summe nicht fofort baar habe leiften können 
und darum gebeten habe, fie ihr als Darlehn zu 
belafien, fo fei er hierauf eingegangen und habe ſich 
darüber das der Convention zu Grunde gelegte 
Document ausftellen laffen. Es fei fomit zwar eine 
Baarzahlung des Darlehns nicht erfolgt, von Der 
Widerflägerin aber eine beftehende Schuld ald Dar: 
lehn übernommen worden. 

Der hierauf am 3, Juli 1852 publicirte Gerichts— 
bejcheid fprach fih num dahin aus, daß, weil in ber 
von Widerbeflagtem verfuchten, der Klage wider: 
jprechenden Erzählung des auf ben Eid geftellten 
Vorbringens lediglich ein Leugnen des Klaggrundes 
zu befinden und zugleich ein Zugeftändniß des oben 
sub 1. erwähnten Anführens enthalten fei, und dar— 
aus, daß in ber der Widerflage zu Grunde liegenden 
Schuldverſchreibung von einem Darlehn von 200 
Thlen. — —s die Rede ift, während doch die Bars 
teien darüber einverftanden find, daß eine foldye 
Summe der Widerflägerin von Widerbeflagtem in 
ber That nicht ausgezahlt worden, Feineswegs bie 
Ungültigfeit des von ber Wivderflägerin ausgeftellten 
Schuldbefenntniffes gefolgert werden darf, anerwo- 
gen der Empfang eines Darlehns auch dann befannt 
werben fann, wenn dafjelbe nicht in Geld, fondern 
durch Innelaffung oder Gewährung von Geldes» 
werth gemacht worden ift, es lediglich auf den über 
das Anführen sub 2. angetragenen und angenoms 
menen Eid anfomme, und machte von deſſen Ablei- 
ftung die Entbindung und Loszählung des Wider- 
beflagten von der Widerklage abhängig, wogegen er, 
wenn diefer Eid von Widerbeflagtem nicht geleiftet 
werden würde, dieſen der Hervorrufung und Bes 
nugung des von der Widerflägerin behaupteten 
Srethums und der Meberredung für gefländig und 
überführt bielt, und in befien Folge in Reititus 
tion ber 200 Thle, — —s cum omni causa vers 
urtheilte, 

Die Widerklägerin appellirte hiergegen, das Appel- 
lationdgericht zu 3. aber beftätigte im April 1853 den 
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Gerichtöbefcheid, ohne in den Entfcheibungsgründen 
etwas wefentlich Neues binzusufügen. 

Auf nodmalige Appellation ber Widerflägerin 
erfannte am 25. Juli 1853 das Oberappellations- 
gericht, daß es bei vorgebachtem Urthel nicht zu 
laffen, fondern es ift Widerbeflagter bie von ihm 
vorgefhügte Ausflucht in fächfiicher Friſt, Wiber- 
Hägerin der Gegenbeweis, beiden Theilen die Ge- 
wiffensrührung ac. vorbehältlich, wie Necht zu erwei⸗ 
fen fhuldig ıc., und gab hierzu folgende Entſchei— 
bungsgrünbe: 

„Daß Widerbeflagter, um von der erhobenen 
Klage entbunden zu werben, das fol. — vorgeſchrie— 
bene delatum leiften müffe, aufierdem aber, und wenn 
er Died nicht vermöchte, in der daſelbſt erfannten 
Maaße, für fachfällig zu achten fei, beruht durch bie 
fol. — und fol. — ertheilten Entſcheidungen, gegen 
welche Widerbeflagter nicht appellirt hat, in Betreff 
feiner in Recdhtöfraft. Die fol. — sub 2, enthaltene 
Ausführung bedarf daher gegenwärtig weiter Feiner 
Prüfung, vielmehr fragt es fih nur im Bezug auf 
das wegen der in jener Klage sub 1. aufgeftellten 
Behauptung von Widerbeflagtem fol. — abgelegte 
Geftindniß, ob die der Convention zu Grunde ge- 
legte Urkunde, wie Widerflägerin auch jegt hervor 
hebt, bis zum Beweije der von Erfterem fol. — 
ercipirten Bereinigung als entkräftet fich barftelle. 
Der in diefem Betrachte in den beiden vorigen Ins 
ſtanzen aufgeftellten Anficht, daß jene Frage zu ver- 
neinen jei, hat man gegenwärtig aus Nachſtehendem 
nicht beizutreten vermodht. 

Allerdings kann einer Urkunde, die gar feine 
causa debendi specialis, jondern blos das allgemeine 
Befenntniß einer der Höhe nach bemerften Schuld 
und ein dDiesfallfiges Zahlungsverfprechen enthält, Die 
exc.n.n.p. der Natur der Sache nad) zuläffiger Weife 
nicht opponirt werden, weil hier dieſes den eigents 
lihen Klaggrund abgiebt und babei das Geichäft 
felbft, auf dem ſolches beruht, nicht weiter in Frage 
fommt. Wenn aber wider den Ausfteller aus einer 
Schuldverfhreibung, in der auf ein beftimmtes 
Schuldverhältniß verwiefen worden, geklagt wird, 
iſt das Fundament des Anspruchs lediglich das Darin 
bezeichnete Geſchäft, und die Urkunde ſteht dem 
Beklagten nur jo lange entgegen, bis er daſſelbe 
durch eine liquide Einrede zu befeitigen vermocht hat. 
Bei einem Documente diefer Art, welches ald causa 
debendi einen Darlehndcontract angiebt, fann Be: 
Hagter in biefer Hinficht die Ausflucht, daß ihm ein 
Darlehn nicht gezahlt worden und ein dergleichen 
Geſchäft nicht zu Stande gefommen, geltend machen, 
obwohl er in Erfterem den Empfang des Geldes bes 
fennt und der Einrede bes nicht gezahlten Geldes 
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entfagt, indem diefer Umftand nicht geeignet ift, der 
ganzen Urkunde vor Ablauf ber gefeglichen Frift 
(Dec. 23. v. Jahre 1746) unbedingt Beweiskraft zu 
verfhaffen, vielmehr ſolche erft durch ein vorher 
wiederholtes Anerfenntniß des Empfangs hergeftellt 
fein würde, wie das Oberappellationsgericht aus den 
in der 
Zeitichrift für Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bd. 4. 
©. 468. und im 
Wochenblatt für merkw. Nechtsfäle vom Jahre 
1852. ©. 152. 
angegebenen Gründen wieberholt ausgeiprochen hat. 
In ber vorliegenden Sache bat Kläger feinen 
Anipruch auf die fol. — in Abjchrift befindliche 
Obligation der Widerflägerin vom 27. Mai 1850 
gegründet, in welcher‘ diefelbe befennt, dem Wider: 
beflagten ein Darlehn von 200 Thlrn. — — 
zu jhulden, und über den Empfang unter Ent- 
jagung aller Ausflüchte ausdruͤcklich quittirt, auch 
folhes Capital zu Weihnachten 1850 ohne Kündis 
gung zuruͤckzuzahlen yeriprochen hat. Nach diefem 
Document beruht. Ale fein Korderungsrecht auf 
einem zum richtigen Wbfhluß gevichenen Darlehne, 
und es ſoll jolhes ale Beweismittel für diefes 
mutuum und bejiei erfolgte Auszahlung dienen, 
Wenn nun Widerklägerin in der erhobenen Wider: 
Hage sub 1. zwar die Unterfchrift ber Urkunde eins 
räumt, aber behauptet, daß fie folche früher geleiftet, 
ehe fie das Darlehn empfangen, und überhaupt 
leugnet, bie verjchriebene Darlehnsfumme von Wis 
berbeflagtem oder fonft Jemandem ausgezahlt erhal- 
sen zu haben, Wibderbeflagter auch fol. — (in der 
Einlaffung) zugeben muß, daß eine Baarzahlung 
jenes Darlehns nicht erfolgt, fondern eine 
fchon beftehende Schuld von Widerflägerin 
als Darlehn übernommen worden fei, fo ift 
damit auch in rechtliche Gewißheit gefept, daß das 
Gejhäft in der Maaße, wie ed die Urkunde 
barftellt und wie ed demnach unter ben Par— 
teien vor ſich gegangen fein foll, nicht ftatts 
gefunden hat, fondern das mehrgedachte Schuld- 
befenntniß in Folge einer andern Forderung Wider- 
beflagtens vollzogen und Widerbeflagtem übergeben 
worden fein jol. Nach diefen Zugeftändnifien fann 
Daher bafjelbe feinem Inhalte zufolge, wie er 
gegenwärtig aufzufafien ift, ohne Weiteres 
zur Beicheinigung des in Frage befangenen Anſpruchs 
nicht für ausreichend erachtet werden. Denn bie 
Eigenſchaft der Urkunde ale Beweismittel 
für dad barin ausgedrüdte Darlehnsgeſchäft 
wird dadurch aufgehoben, und wenn daher derjelbe 
Demungeachter die Eriftenz dieſes durch die Rovation 
begründeten debiti behauptet, jo muß er folche, eben 


weil fie in der Urkunde nicht Beftätigung findet, auf 
andere Weiſe als durch legtere darthun, und auf 
biefen Beweis ift daher gegenwärtig zu erfennen 
geweien. Widerbeflagter fann deſſen dadurch, daß 
die Widerflägerin die Gültigfeit des der Erecutivs 
lage untergelegten Documented, außer aus ber 
obigen, auch noch aus den sub 2. angeführten Thats 
fachen angefochten bat, nicht für überhoben geachtet 
werden, da der Widerklägerin bie Ausführung der 
beiden Einreden in ber Reconvention befage ber 
rechtöfräftigen Entſcheidungen in ber Convention 
ausbrüdlich nachgelaffen worden ift und folche ale 
unvereinbar fich nicht darftellen, wie denn auch jener 
Beweis mit dem im 

Wochenblatt für merfw. Nechtsf., Jahrg. 1852. 

Eeite 7. 

abgebrudten Erfenntniß bes Oberappellationsgericht6 
infofern nicht in Widerfpruch tritt, als hierin nicht 
von einer Echuldverfchreibung gedachter Art, fon- 
dern von einer ausgeftellten Quittung die Rede und 
diefe der erftern nicht völlig gleichzuftellen ift. Denn 
eine ſolche Quittung enthält lediglih das Be— 
fenntniß der bereits geleifteten Zahlung; fie 
foll ausschließlich zum Beweismittel der ſchon 
erfolgten Befriedigung dienen und nad 30 Tagen 
gegen ben ©läubiger darum unbedingte Geltung 
haben, weil derſelbe fie als Zeichen des Erlöſchens 
bes bisherigen Schuldverhältmmiffes ausgeftellt und 
hierauf während dem in ded Schuldner Händen 
gelafien hat,‘ 

Auf die hiergegen eingewenbete Appellation des 
Widerbeflagten ftellte das Oberappellations« 
gericht in dem am 3. November 1853 publicirten 
Erfenniniß die Entjheidungen erfter und zweiter 
Inftanz wieder her und ſagte in den Entſchei— 
bungsgründen: 

„Bei nochmaliger Erwägung ber Sache hat das 
DOberappellationdgericht die dem angefochtenen Er- 
fenntniffe zunaͤchſt unterliegende Anfiht, daß das 
erceptivifche Vorbringen der dermaligen Widerkläge- 
rin in der Conventionsſache unter 1. und 2. und bie 
wörtlih damit übereinftimmende Widerflage zwei 
verfchiedene Einreden enthalte, beren jede zu einem 
befondern Beweife fich eigne und zur Entbindung 
der Widerflägerin von der Eonvention führen könne, 
aufgeben zu müfjen geglaubt. 

Eieht Man von dem Anführen unter 2. ganz ab 
und faßt das Vorbringen unter 1. für fi allein in 
das Auge, fo erfcheint legtered allerdings als eine 
qu. n.n. p., welche im Wejentlichen jederzeit auf 
ber Behauptung beruhen muß, daß der Ausiteller 
des Darlehnddocumentd mit der Gegenpartei einen 
Darlehnscontract abgeſchloſſen und in deſſen Bolge 
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das Document vor Auszahlung des Darlehne in ber 
Hoffnung, folches noch zu erhalten, ausgeftellt und 
bem Darleiher ausgehändigt habe. 

Glüd, Erläut. der Pandecten, Theil 12. $. 786. 
pag. 100. und die dort angeführten Gefege und 
Schriftſteller. 

Die Behauptung der Widerklägerin, daß ſie das 
Document früher unterſchrieben, ehe ſie noch das 
darin erwähnte Darlehn von Widerbeklagtem erhals 
ten, weift auf einen zwifchen ben Parteien verab» 
rebeten Darlehnscontract hin, und Man würde hier- 
nah an ſich annehmen müffen, daß Widerklägerin 
das Document, mit deſſen Inhalt befannt, in Rück— 
fiht auf einen zwijchen ihre und Widerbeflagtem 
verabredeten Darlehnscontract unterfchrieben und 


vor Empfang des Darlehns dem Widerbeflagten in- 


der Borausfepung, erfteres noch zu erhalten, aus 
gehändigt habe. Diefer zur Charafterifirung des 
BVorbringens unter 1. ald einer qu. n. n. p. unents 
behrlichen Annahme fteht aber das Anführen unter 2. 
direct entgegen. Hiernach will Widerklägerin ein 
Darlehn von Widerbeflagtem gar nicht zu erhalten 
gehabt, die Urkunde gar nicht ald eine Schuldver- 
ſchreibung unterzeichnet und Wiberbeflagtem aus— 
gehändigt haben, fondern hierzu Durch ein betrügeris 
ſches Vorgeben des Lepteren, ohne Kenntniß von 
dem Inhalt des Documents, veranlaßt worden fein. 
Durd) die unter 2. über die Entftehung des Schuld» 
documents bewirkte Angabe wird den oben unter: 
ftrichenen [geiperrt gedrudten] Worten die vorbezeiche 
nete Bedeutung und hiermit zugleich dem ganzen 
Borbringen unter 1. feine Geltung als einer qu. n. 
n.p. genommen. Vielmehr ftellt fich nunmehr das An- 
führen unter 1. lediglich als die allgemeine, unter 2. 
näher ausgeführte Behauptung dar, daß Widerflä- 
gerin durch einen Berrug des MWiderbeflagten zu 
Unterzeichnung und Ausantwortung des Documents 
an Widerbeflagten veranlafßt worden jei, und Die 
ganze Widerflage ift als eine, im Wefentlichen auf 
dem Vorbringen unter 2. berubende Klage (aclio 
doli) anzufehen. 

Daß das Anführen unter 1. einen jelbftftändigen, 
von dem Borbringen unter 2. verfchiedenen Klag- 
grund nicht enthalte, Beides vielmehr in Eins zu: 
jammenfalle, dafür gewähren auch noch die bedenk— 
lichen Eonfequenzen einen Beleg, zu denen man durch 
die gegentheilige Anficht gelangt. 

Das Anführen unter 2. hat Widerbeflagter ge- 
leugnet. Es ift hierzu in erfter und zweiter Inftanz 
auf das Delatum gefprochen und in dritter Inftanz 
ausdrüdlicd anerkannt worden, daß nach diefem in 
Rechtöftaft beruhenden Ausipruche Widerbeflagtens, 
um von der Widerklage entbunden zu werden, diefen 


Eid leiſten muͤſſe. Zu 1. hat Man in voriger In; 
ftanz in den betreffenden Auslafjungen des Wiber 
beflagten ein Zugeftchen ber Klage mit beigefügter 
Ausflucht gefunden und auf Beweis ber lehtern 
erfannt. Obwohl dabei die Entſcheidung darüber, 
ob es der Leiftung des gedachten Eides fünftig noch 
bedürfen werde, dem Enderfenntniß vorbehalten wor 
ben, jo würde doch nur dann von dieſer Eidesleiſtung 
als erfolglos haben abgejehen werden können, wenn 
ber erfannte Ausfluchtsbeweis mißlungen und in 
deſſen Folge Widerbeflagter ſchon auf Grund ber in 
dritter Inſtanz angenommenen Zugeftändnifle zu 
verurtheilen gewefen wäre. Hätte dagegen Bit 
beflagter das ald Ausflucht angefehene und zum 
Beweiſe ausgefegte Vorbringen auch noch jo vl: 
ftändig darzuthun vermocht, fo würde er, wie in den 
Entiheidungsgründen (dritter Inftanz) ausbrüdid 
anerkannt worden (und in Conſequenz der Anſich, 
daß die MWiderflage zwei verfchiedene Klaggrünte 
enthalte, von denen einer Eerneint und durch is 
Delatum abzulehnen, der d 
durch den Beweis der bagAusflucht zu be⸗ 
ſeitigen ſei, anerkann ußte), dennoch 
um zu einer Entbindung szaͤhlung zu gelar 
gen, das erfannte Delatamnwhipen leiften müfen. 
Und doch würde Widerbeflägter durch den Beweis 
des Anführens zugleich dargerhan haben, dab er 
nicht auf die in der Widerflage unter 2. behauptete 
Weife zu dem Documente gelangt fei, biefem vie: 
mehr eine richtige, durch deſſen Ausftellung un 
Aushändigung von ber Widerklägerin wiſſenlit 
anerkannte Forderung zu Grunde liege. Der U 
voriger Inftanz zum Klagpunft unter 1. erkannte 
Ausfluchtsbeweid würde zugleich feinem materiellen 
Inhalte nach dem Klagpunfte unter 2. gegenüber 
die Natur einer Gewiffensvertretung annehmen, 
dennoch aber aus formellen Rüdfichten Wiberbefiag 
ten von der Verbindlichkeit zu eiblicher Ablehnung 
des zweiten Klaggrundes nicht befreien können 
Nun ift zwar in voriger Inſtanz noch darau 
hingewiefen worden, daß der Widerklägerin beſagt 
der rechtöfräftigen Erfenntniffe in der Convention I 
Ausführung der beiden Einreden in ber Reconur 
tion ausdrüdlich nachgelaflen worden fei. Abgeſche 
aber davon, daß es ſich bei der in der Gonventiont 
fahe von Beklagter gegen den Gerichtöbeiheid eu 
gewendeten Appellation weniger um Die Frage, od 
das ſchon in erfter Inftanz in die Wiberklage I" 
wiefene Vorbringen unter 1. ein felbftftändiged, vo 
dem Anführen unter 2. verſchiedenes Bundamer! 
enthalte, als darum handelte, ob das, auch nad 
der dermaligen Anficht, als die wejentliche Unterlag? 
der Widerflage anzuerfennende Vorbringen unter 
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zur Berweifung in die Wiberflage fi eigne, fo ift 
überhaupt im Erecutioproceffe über die Schlüffigfeit 
illiquider Einreden nicht zu cognodciren und bie 


Berweifung berfelben in die Widerflage für die fpär 


tere Beurtbeilung ber legtern in der hier fraglichen 
Beziehung jelbft dann nicht maafgebend, wenn eine 
illiquide Einrede erft in der Oberinftang auf Beflag- 
ter Appellation in Die Widerflage verwiefen worben 
und die beigegebenen Entfcheidungsgründe — über 
die dem Erecutivproceß angehörige Entſcheidung hin—⸗ 
ausgehend — über die rechtliche Natur der vorgefchüg- 
ten Einrede, deren Schlüffigfeit und wejentlihe Be- 
ftanbtheile fich ausiprechen. 

Iſt nun, wie in Vorftehendem dargelegt worden, 
in dem Vorbringen unter 1. ein jelbftftändiger, von 
dem Anführen unter 2. verfchiedener Klaggrund nicht 
enthalten, beruht vielmehr das weſentliche Funda— 
ment der als eine actio doli anzufehenden Widerflage 
lediglich in dem Anführen unter 2., fo folgt von 
felbft, daß Widerbeflagter mit dem Beweife bes 
Borbringens fol. — zu verfchonen und die in erfter 
und zweiter Inftanz geiprochene Entſcheidung wie: 
der herzujtelen war. Denn zu dem Vorbringen 
unter 2, mangelt ed an jedem Geftändnifje des 
MWiderbeflagten. Dem Borbringen unter 2. gegen» 
über ftellt fich das Anführen fol. — zweifellos als 
eine ber verneinenden Einlaffung beigefügte Erläu- 
terung dar, und nur bei Auffafjung des Anführens 
unter 1. ald einer bejondern neben ber actio deli 
angeftellten qu. n. n. p. fonnte darin dieſer gegen- 
über ein Geftändniß des Klaggrundes mit beigefüg- 
ter Erception gefunden werden. Auf eine nochmalige 
Prüfung der fol. — (in den Entjheidungsgründen 
dritter Inftanz) dargelegten Grundſätze hat man fich 
unter biefen Umftänden nicht einzulafjen gehabt.” 


43. 

Dem Fidueiarerben fteht fein Miteigenthum an 
den Erbichaftöfachen zu. — Bleibt demfelben 
nicht die ganze Trebellianifhe Duarr übrig, fo 
farın er die Erbſchaftsſachen retiniren, bezichent: 
lich die Beftellung einer Gaution wegen ber 

Duart fordern. 

Mitgetbeilt von 

Herrn x. v. Z. in 8 

Herr Rittmeifter v. W. hatte in feinem Teſta— 
mente feinen Bruder, den Obriftlieutenant v. W., 


zum Erben eingefegt und in einem diefem Tejtamente 
angefügten Codicille den Wunfh und die Bitte 


gegen biefen feinen eingefegten Bruder und deffen 
Gemahlin ausgefprochen, daß fie, falls fie ohne 
Defcendenz verfterben follten, dasjenige Vermögen, 
fo fie refp. ald Univerfalerbe oder ald Legatar aus 
feinem dereinftigen Nachlafje erhalten würden, bei 
ihrem Ableben jeiner Pflegetochter, 8. verehel.Dr. H., 
zurüdftellen, und ſomit nicht auf andere oder fremde 
Perſonen vererben oder verfchenfen möchten. 
Im Jahre 1847 Hagte Fr. 8. verehel. Dr. 9. 
vor dem Königl. Kreisamte zu & unter Bezug auf 
diefe teftamentarijche Berfügung und unter dem Ans 
führen, daß der Obriftlieutenant v. W. nah dem 
Tode feines Bruders (des Ritimeifters v. W.) defien 
Nachlaß angetreten, fpäterhin unter Hinterlafjung 
feiner Wittwe, welche fi des Nachlafjed angemaaßt, 
geftorben und daß nad) deren Tode, da beide Deicen- 
denz nicht binterlaffen, die Schweiter der verw. 
Obriftlieutenant v. W., die Freifrau v. D., in den 
Belig der gefammten Erbihaft — zu welcher ind- 
bejondere das Nittergut P. gehöre — ſich gefegt 
habe, gegen diefe Leptere auf Herausgabe des Nach— 
laffed des verftorbenen Rittmeifters v. W. nebft 
Nugungen, und erlangte, nachdem dieſer Proceß alle 
möglichen Stadien und Inftanzen durchlaufen hatte, 
am 18. Juli 1853 ein Erfenntniß bes Inhalıs: 
„daß Bellagte (Freifrau v. D.) den Nachlaß 
des am 2, September 1836 verftorbenen Ritt 
meiſters v. W., foweit fie fich Diefes Nachlaffes 
angemaaßt, nebft den ſeit Dem 12. März 1847 
gezogenen und zu ziehen gewejenen Nugungen, 
jedoch unter Abzug des Trebellianifchen Viertels 
mittelft eines zu Recht beftändigen Inventare, 
oder Specification, wie fie felbige eidlich zu er- 
hätten im Stande, der Klägerin herauszugeben 
und abzutreten ſchuldig“, 

gegen welches ein Rechtömittel nicht weiter zuläfs 

fig war. 

Auf dieſes Erfenntniß geftügt, beantragte Die 
Klägerin die Ermifjion der Beklagten aus dem Rit- 
tergute P., während die Beflagte gleichzeitig unter 
der Behauptung, daß ihr, da fie zum Abzug der 
Trebellianifhen Duart berechtigt fei, ein Miteigen- 
thumsrecht am Nachlaffe zuftünde, auf Theilung bes 
genannten Nitterguted provorirte und Eubhaftation 
defielben beantragte, auch wegen ihrer VBerwenduns 
gen in dem Nachlaſſe und Gegenforberungen an 
denjelben ein Retentionsrecht an demfelben zu haben | 
behauptete. 

Da die Klägerin unter Beftreitung, daß ber 
Beklagten wegen ihrer Quart ein Miteigenthums⸗ 
echt an dem Rittergute P. zuftehe, der beantragten 
Subhaftation defielben widerſprach, dem Königl. 
Kreisamt auch der Antrag auf Verfteigerung des 
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Ritterguted P. und deſſen Zubehörungen „ohne Ges 
nehmigung der dabei mitbetheiligren Klägerin, zur 
Zeit, wo noch gar feine Ueberſicht der Verhältnifie 
gewonnen und ein concreter Betrag bes Trebellianis 
hen ®ierteld, fowie überhaupt ein Rechnungs» 
abſchluß als Feftftellung der Forderung der Beklagten 
noch nicht refp. ermittelt und aufgeftellt fei, ruͤckſicht⸗ 
lich der Rachtheile, denen möglicherweife die Klägerin 
dadurch ausgefegt werben würde”, als unftatthaft 
erichien, fo wurde auf die Eventualappellation ber 
Beklagten gegen Abſchlagung ihres Geſuchs Bericht 
an das Königl. Appellationdgericht zu 2. erftatter, 
unb dieſes verordnete, unter Berwerfung der Appel: 
lation, an das Königl. Kreisamt, — „weil darüber, 
ob der Appellantin wegen des von ihr beanjpruchten 
Trebellianifchen Bierteld ein Miteigenihbum an dem 
zu dem Nachlaſſe des Rittmeiſters v. W. gehörigen 
Rittergute P. zuftehe, die in dem zwijchen ihr und 
der verehel. Dr. H. über den befagten Nachlaß ver- 
bandelten Proceſſe geſprochenen Erfenntniffe eine 
ausdrüdlihe Dispofttion nicht enthielten, folglich 
das hieraus hergeleitete Befugniß der Appellantin, 
Behufs der Theilung des gedachten Grundftüds 
deſſen Berfteigerung zu beantragen, noch feineswegs 
rechtlich fejtitehe, die Klägerin dem Berlangen der 
Appellantin auch ausdrüdlich widerfprochen habe, und 
ed bei den bierunter in Frage fommenden Partei: 
rechten der Sachlage unangemefjen erjcheine, bier- 
über durch bloße Refolution im Verordnungswege 
zu entſcheiden,“ — nad) Anberaumung eines Inros 
tufationdtermins in der Sache zu erfennen oder er— 
fennen zu laſſen. 

Gegen dieſe Verordnung 
Theile. — 

Dem Antrag der Klägerin auf Ermiffion ber 
Bellagten war von dem Königl. Kreisamt zu R. 
unterdefien um beswillen, — „weil der Beflagten 
an dem Rachlafje das Trebellianifche Viertel gebühre, 
dieſes nach jeiner concreten Betragsſumme nicht cons 
ftatirt jei und deshalb der Bellagten an dem gebadh- 
ten Rittergute ein Miteigenthum zuftehe, und weil 
fi die Beklagte ald Fiduciarerbin im Eivilbefige 
der fraglichen Berlafjenichaft des Herrn v. W. be- 
finde unb dieſelbe fo lange, bis fie wegen ihrer 
Quarta Trebelliana abgefunden fei, ein Retentions— 
recht habe, diefe Abfindung aber noch nicht erfolgt, 
mithin Beklagte fich nicht in mora befinde,” — nicht 
Statt gegeben, vielmehr auf die eingewendete Even» 
talappellation Bericht erftattet worden, und ordnete 
das Königl. Appellationsgericht zu L. in theilweifer 
Beachtung ber eingewendeten Appellation die Ses 
queftration des Rittergutes P. unter Ermiffion der 
Bellagten an. 


remedirten beide 


Auch gegen diefe Verordnung, welde von bem 
Königl. Appellationsgericht gleichzeitig mit der bereits 
oben mitgerheilten erlaffen worden war, appellirten 
beide Theile und das Königl. Oberappellationd- 
gericht entichied auf alle diefe gegen bie beiden 
Berordnungen bed Königl. Appellationdgerichts eins 
gewendeten Appellationen: . 
„daß es bei der fol. — erfichtlihen Berord: 
nung vom —, infoweit darin die Eequeftration 
des Rittergutes P. verfügt worden, ingleichen 
bei der fol. — anzutreffenden Verordnung von 
bemjelben Tage, infoweit darin die Anberau- 
mung eines Inrotulationdtermind und über die 
Frage, ob Bellagter an dem zum Nachlaffe des 
Rittmeiſters v. W. gehörigen nurgenannten 
Nittergute ein Miteigenthum zuftehe, rechtliches 
Erfenntniß angeordnet worden ift, nicht zu laſ⸗ 
fen, fondern es ift Klägerin gegen Beftellung 
einer angemeſſenen Caution, zu welcher fie fid 
fol. — erboten und bei welcher auf Dedung 
des der Beklagten zuftehenden Trebellianifchen 
Viertheild und der von ihr etwa nachzuweiſen⸗ 
den Meliorationdfoften das Abjehen zu richten 
ift, in den Beſitz des Rittergutes einzufepen, 
als wodurch fi deren fol. — und fol. — ein 
gewendete Berufungen, fowie ein Theil der 
von Bellagter fol. — und fol. — vorgebrachten 
Appellationsbejchwerben erfebigen, wogegen dieſe 
Rechtsmittel der Lepteren im Uebrigen als un 
erheblich zu verwerfen find.” 

Diefer Verordnung waren nachflehende Entfcei- 

dungsgründe beigegeben: 

„l. 

Die Appellation der Klägerin fol, — Vol. — 
und bie ber Beklagten fol, — ej. Vol. — 
betreffend. 

Auf das Geſuch der Klägerin, Bellagte aus dem 
Rittergute P. zu ermittiren, hat zwar Die zweite 
Inftanz in der erften Berorbnung vom — nicht 
gefügt, zugleich aber bejchlofien, die Sequeftration 
dieſes Gutes eintreten zu laſſen. Hiergegen bat 
nicht allein Klägerin felbft fol. — appellict, fondern 
auch Beklagte fol. — ihre erfte Beſchwerde gerichtet 
und folche fol. — weiter bedueirt. Der Grund die 
fer Anordnung foll nad) fol. — darin liegen, daß 
der Richter, wenn die Erecution durch eingewendete 
Appellation aufgehalten wird, das gefegliche Befug- 
niß habe, eine Sicherftellung des Klägers Duck 
Eequeftration bes Fruchtgenuffes zu verfügen, und 
es iſt dafür die 1. 5. C. quor. appellat. non reeipiun- 
tur angezogen worden. Allein dieſe kaiſerliche Con— 
ftitution, welche fih aus der weiten Ausdehnung 
des römischen Reichs und der daraus entftebenden 


Verzögerung der Sachen erflären läßt, wie fie benn 
auch von Trier aus an den Proconful von Afrika 
gerichtet ift, bat in Sachſen nur fehr befchränfte 
praftijche Anwendung. Das Gejeg, die Vollſtreckung 
ber gerichtlichen Entſcheidungen betreffend, vom 
28. Februar 1838 enthält feine derartige Beftims 
mung, und das Gejeg, das Hypothekenweſen betref- 
fend, vom 6. November 1843 handelt zwar in $.80. 
von der bei Hülfsvollfftrefungen vorkommenden 
Seguteftration, jedoch nur in dem Sinne, daß diefe 
als Befriedigungsmittel von dem Gläubiger gewählt, 
nicht aber als Eicherungsmittel für die Zeit einer 
fhwebenden Appellation angewendet werden fann. 

Die Sequeftration ift eine in die Befigverhält: 
niffe tief eingreifende, foftipielige und gewöhnlich 
für beide Theile nachtheilige Maafregel, und daher 
nicht ohne dringende Nothwendigfeit oder unter 
Uniftänden, welche fie entfchieden rechtfertigen, zu 
befchließen. Nun ift zwar in Diefer Beziehung fol. — 
bemerkt, daß die Abwidelung des Rechnungsweſens 
wegen ber gezogenen Nutzungen, fo lange Beklagte 
im Befige von P. fei, nicht füglich erfolgen könne. 
Allein abgeſehen von der factifhen Beurtbeilung 
Diefer Bemerkung, welche hier dahin geftellt bleiben 
fann, fo ift auch Die Sequeftration nicht der einzige 
eg, diefem Nachiheil zu begegnen und dem Befige 
ber Bellagten ein Ziel zu fegen, wie fih aus Nach— 
ftehendem ergeben wird. 

II. 

Die Appellationen beider Parteien gegen 
bie zweite fol. — Vol. — befindliche Verord— 
nung betreffend. 

Bereits fol. — hat Beklagte, unter dem Anfuͤh— 
ren, daß ihr ein Miteigentbum an dem Rittergute 
PB. zuftehe, und fie auf Theilung zu provociren 
berechtigt fei, auf Subhaftation dieſes Gutes ange- 
tragen und gegen bie Abjchlagung appellitt. Kläs 
gerin hat fol. — dieſem Antrage widerfprochen, und 
mit Recht haben beide vorige Inftanzen demfelben 
Statt zu geben Bedenken getragen, dabei aber auch 
bie Erecutionsanträge der Klägerin theils zurüͤck— 
gewiejen, theild nur in abgeänderter Maaße bewil- 
ligt. Die erfte Inftanz hat dabei fol. — und — 
geltend gemacht, daß der Bellagten, als Fiduciars 
erbin, welche das Trebellianifche Viertheil abzieht, 
ein Miteigenthum an der fraglichen Verlaſſenſchaft, 
zu welcher das Gut P. gehört, und wenigftens auf 
fo fange, bis fie wegen der Quarta Trebellianica 
abgefunden fei, ein Ketentiondrecht zuſtehe. Die 
zweite Inftanz hat aber diefe Fragen für zweifelhaft 
genug geachtet, um durch rechtliche Erfenntniß 
auvörbderft Darüber entfcheiden zu laffen. Und hier 
durch haben beide Theile, nämlich Klägerin fol. — 
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und Bellagte fol. — unter 2. fi beſchwert er⸗ 
achtet. 

Soviel nun 

1. 

das behauptete Miteigenihum ber Bellagten betrifft, 
fo unterliegt ed feinem Zweifel, daß ihr ein ſolches, 
nach den vorhandenen rechtsfräftigen Erkenntniſſen, 
nicht zugejprochen ift. Denn fie ift in die Abtre— 
tung des von When Nachlaſſes verurtheilt, und 
fie hat felbft fol. — und fol. — wiederholt zugeſtan— 
den, daß dieſer Nachlaß der Hauptſache nach und 
faft ausfchließlich in dem mehrgenannten Ritters 
gute beſtehe. Nun ift ihr zwar zugleich das Recht 
zuerfannt, das Trebellianifche Viertheil abzuziehen, 
und fie will daraus den Vortheil gewinnen, als 
Miterbin aufzutreten und zu Erlangung ihres Erb— 
theild Die Erbtheilungsflage anzuftellen, mit welcher 
fie zugleich das Recht, auf Veräußerung der einzels 
nen Nadylaßobjecte anzutragen, in Verbindung bringt. 
Allein dagegen ift Folgendes zu bemerfen: 

Alle die Oefesftellen, welche Bellagte für ihre 
Behauptung anführt, namentlich 1. 24. 8. 1. und 
l. 40. D, famil. erciscund., welchen man noch 1. 27. 
$. 11. D. ad Senatuscons. Trebellian. hinzufügen 
fann, handeln blos von dem Trebellianifchen Senats— 
confult und von dem Falle, wenn ber Erbe, nad 
dem Willen bes Teftirerd, einen Theil ber 
Erbſchaft an cinen Fideicommißerben herausgeben 
fol. Da fol die actio familiae erciscundae Plag 
ergreifen. Dieje Stellen find Pandectenſtellen und 
ftammen aus der Zeit ber, wo der Trebellianifche 
Senatsſchluß von dem Pegafianifchen nach weſenilich 
verfchieden war, und blos den Zwed hatte, daß auf 
den Kideicommißerben mit der Reftitution des Nach— 
lafjed auch die active und paſſive Vertretung defiels 
ben (actiones hereditariae) übergingen. Hingegen 
der Abzug des Biertheild, welches dem Directen 
Erben bleiben foll, wenn der Nachlaß durch ein 
Univerfalfideicommiß erfchöpft ift, beruhte auf dem 
Begafianifchen Rathichluffe, und daß diefer Ab- 
zug vermittelt der Erbtheilungsklage hätte bewirkt 
werden fönnen, ift in feinem Geſetze enthalten. 
Vielmehr verordnete Kaifer Juftinian, daß der 
Fiduciarerbe, welchem nicht das ganze Viertheil 
übrig bleibt, fich deshalb des Retentionsrechts bes 
dienen, oder dasjenige, was er aus Irrthum zu viel 
reftituirt hat, mit der condictio indebiti zurückfordern 
fönne. 

$. 7. J. de lideicommiss. heredit.: 
„Urt tunc, quando vel nihil, vel minus quarta 
apud eum remanet, liceat ei vel quariam, vel 
quod ei deest, retinere, vel repetere solu- 
tum.“ 
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Damit ift demſelben aber nicht ein Miteigenthum an 
den Erbſchaftsſachen felbft, fondern nur ein Forde— 
rungsrecht zugefprochen, daß ihm fo viel, als bas 
Viertheil beträgt, gewährt und gefichert werde. Gilt 
nun diefes von dem Fiduciarerben, welcher nach dem 
Willen des Teftirerd erbt, jo muß ed um jo viel 
mehr von einer Fremden gelten, welche blos Inteftat- 
erbin bes zweiten Fiduciarerben ift, und unter den— 
jenigen Perfonen ſich befindet, welche von Dem 
Teftirer ausdrüdlich von der Succeffion in feinen 
Nachlaß ausgefchloffen wurden. Etwas Anderes ift 
es mit ber Quarta D. Pii, von welcher 1. 2. 8. 1. D. 
famil. erciscund. handelt. Denn ber arrogirte Sohn, 
welcher fie zu fordern hat, ift der wirkliche Erbe 
feines Adoptivvaters, und fann dieſe Quarla ald 
einen Pflichttheil beanjpruchen. Auch befindet er fich 
nicht im Beige, wie ein Fiduciarerbe, fo daß er ſich 
durch Abzug und Innebehaltung des ihm gebühren- 
den Theild Befriedigung verichaffen fönnte. 

Nah allem diefem ift feine ausreichende Ver— 
anlafjung vorhanden, in die condemnatorifchen Ent— 
fcheidungen fol. — eine Befchränfung zu legen, 
welche nicht darin enthalten ift, und die Wirkung 
berfelben in den wefentlichiten Beziehungen wieder 


aufheben wuͤrde. 
2 


Das ſchon erwähnte NRetentionsrecht hingegen 
fann fih nur auf connere Forderungen beziehen, 
nämlih auf das der Beflagten zufommende Tres 
bellianiſche WViertheil und auf ben nachweislichen 
Meliorationsaufwand, wodurch fie das Gut etwa 
verbefiert hat, dergleichen in der Beilage ©. vom 
— fol. — beiläufig erwähnt if. Auch erledigt es 
fih, wenn genügende Gaution bejtellt wird, und 
zu dieſer hat Klägerin fol. —, indem fie eine Cau— 
tionshypothek offerirt, ſich bereit erklärt. Dieſes 
Auskunftsmittel erachten die Rechte für angemeſſen, 
Damit nicht dem zur Abtretung einer Sache ver 
urtheilten Befiger Gelegenheit gegeben werde, durch 
Aufftellung verjchiedener unbegründeter, illiquider, 
oder mit dem Umfange und Werthe des Haupt- 
gegenftandes in feinem Berhältniffe ftehender ®egen- 
forderungen fih noch auf lange Zeit feiner Ver— 
pflichtung zu entziehen. 

arg. 1. ult. C. de compensat. 

1.5. D. de statu liberis. 

Puffendorf, T. II. obs. 130. 

Voet, comment. ad Pand, Vol. 1. Lib. 16. Tit. 2. 

8. 21. 

Mevius, P. II. decis. 368. 


Redacteut: Dr. Theodor Taudnip. 


Hommel, obs, 200. No. 3. 

Glüd, Comment., Bd. 15. 8. 937. ©. 124. 
Daher ift in diefer Maaße zu enticheiden, jedoch die 
Beftimmung der Höhe der zu leitenden Caution der 
eriten Inftanz zu überlaffen geweſen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege nnd Verord⸗ 
nungen. Das 4. Stüd des Geſetz- und Verordnungs- 
blattes für dad Königreih Sachſen (v. 3.1854) enthält: 
No. 16. Decret wegen Beftätigung der Statuten bes 
Vereins zur Verbreitung guter und wohlfeiler Volke— 
fchriften in Zwidau; vom 13. Februar 1854. No. 17. 
Verorbnung zu Bekanntmachung der mit der Kaiferlid 
Defterreichifchen Regierung getroffenen llebereinkunft 
wegen der gegenfeitigen Behandlung von Concurt— 
füllen; vom 18. Februar 1854. No. 18. Verordnung, 
die mit verjebievenen auswärtigen Regierungen getrof- 
fene Uebereinkunft über die Leiftung gegenfeitiger Rechts— 
bülfe sc. betreffend; vom 18. Februar 1854. No. 19. 
Deeret wegen Beftätigung ber Etatuten ber Epar- 
taffenanftalt für Ober» und Untermwiefentbal; vom 27. 
Januar 1854. No. 20. Berorbnung, den Beitritt 
der Großherzoglich Baden'ſchen Regierung zu dem 
Staatövertrage vom 15. Juli 1851 betreffend; vom 
28. Februar 1854. No. 24. Decret wegen Beftätigung 
der Sparcaffenorbnung für Lunzenau; vom 26. Januar 
1854. No. 22. Verordnung zu Publication des wegen 
gegenfeitiger Auslieferung von Verbrechern auf dem 
deutichen Bundesgebiete unter dem 26. Januar 1854 
gefaßten Bundesbejchluffes; vom 27. Februar 1854. 
No. 23. Verordnung, das Zolle und Revifionsverfahren 
auf ver Elbe betreffend; vom 10. März 1854. No. 24. 
Verorbnung wegen Benachrichtigung der Oberlaufiger 
lanpftänpifchen Bank und des erbländifchen ritterichaft: 
lien Grebitvereind von Befigveränderungen um 
Zwangdverfteigerungen; vom 6. März 1854. No. 25. 
Verordnung, den wegen Fortdauer des Anſchluſſe 
bed Großherzogthums Luremburg an das Zollipfiee 
Preußens und der übrigen Staaten ded Zollvereind ab- 
geichloffenen Vertrag betreffend; vom 10. März 1854 
No. 26. Verordnung, die Beauffihtigung der Leibbiblie 
thefen und ähnlicher Zefeinftitute betreffend; vom 8. Mir; 
1854. No. 27. Berorpnung, die Austellung der Gon- 
firmationdjcheine betreffenv; vom 16. März 1854. No. 28. 
Verordnung, die Planlegung bei Grunpflüdenzufammen: 
legungen betreffend; vom 21. März 1854. — Legte 
Abſendung: am 6. April 1854. 


DOffiein der Berlagshanblung. 


Wochenblatt 


Den tiefem Wo: für Alle Pofämter 
Men je kwürdiae Kechtsfält Bett 
=. merkwürdige Hechtsfälle, 324 
1 Duartbogen und das Quartal zu dem 
außerdem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 

luſſe ein aus: . . entri reife 
—— — aus dem Gebiete der Justizpklege nee 


und 






4. 


Rechtögrundfäge über apanagia, paragia, Bami- 

lienobſervanzen, Bamilienfideicommiffe, und den 

Gerichtsſtand der Mitglieder der Nebenlinien eines 

regierenden Haufed in ihren Nechtöftreitigfeiten 
unter einander, 


Mitgetheilt von 
Herin J. R. 8 in L. 


Da aus den in ber betreffenden Rechtsſache er» 
gangenen Erfenntnifien, von denen bad erſte und 
zweite das Suchen ber Kläger in ber angebrachten 
Maafe für unftatthaft erachtete, wogegen in dritter 
und vierter Inftanz eine bedingte Berurtheilung des 
Bellagten, des bermaligen Eenior der Familie der 
Grafen und Edlen zur Lippe» Biefterfeld - Weißenfeld, 
in Gewährung bes klaͤgeriſcher Seits verlangten 
Antheild einer Jahresrente erfolgte — und ben 
Denfelben beigegebenen ausführlichen Entfcheibungs- 
gründen die einfhlagenden factijchen und rechtlichen 
Momente genügend beuriheilt werden Fönnen, fo 
enthält fich der Einfender der Vorausſchickung einer 
umftändlihen Relation über den Rechtsfall felbft. 

Dem erften vom Spruchcollegium zu Leipzig 
eingeholten Urthel waren folgende Gründe beis 
gefügt: 

„Beklagter fegt der Klage auf gleichmäßige Ver— 
theilung bes der Dejcendenz des Grafen Ferdinand 
Johann Ludwig zur Lippe laut Vertrages vom 


22. 22% Mai 1762. Bl. — zutommenden Apanagii 


von 000 Thlın. — —s BI. — 
A, 
bie Ausflucht des incompetenten Öerichtäftandes ent⸗ 


Verwaltung 
zunächft für das 


Königreich Sachfen. 


Verlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 


gegen und bezieht fich diesfalls auf Art. XIV. ber 


deutſchen Bundesacte und ein ihm darnach zuftändis 


ged Recht, nur einem Aufträgalgerichtshofe unters 
worfen zu fein. 

In diefer legtern Beziehung kann dem Beflagten 
nicht beigepflichtet werben. 

Zunädft handelt es ſich darum, welche perjün- 
lien Eigenſchaften den Parteien ald Mitgliedern 
der Familie Lippes-Weißenfeld-Bieiterfeld zuftehen. 

Die Kläger beftreiten BI. — die Anwendbarkeit 
des Art. 14. der Bundesacte, weil bie Linie Lippes 
MWeißenfeld bereitd im Jahre 1806 nicht mehr reichs⸗ 
unmittelbar geweſen, beziehen fich diesfalls auf 

Maurenbreder, Staatsrecht, ©. 533 ff, 
wo die heutigen Mebiatifirten verzeichnet worben, 
und fchließen, daß die Grafen zur Lippe-Weißenfeld, 
weil fie unter dieſen nicht aufgeführt feien, ſchon 
vor 1806 mebdiatifirt worden fein müßten. 

Daß bei diefer Argumentation eine Verwechſe— 
lung ber Begriffe „Der Mediatifirten‘ und ber 
Souveraine und ihrer Bamilien untergelaufen, wür« 
den die Kläger aus eben jenem Schriftfteller 

a. a. O. 8. 153. und not. k. 
entnehmen fönnen, indem die Grafen zur Lippe- 
Biefterfeld und zur Lippes Biefterfeld-Weißenfeld 
Nebenlinien des fouverainen Haufes Lippe» Detmold 
bilden. | 

Wenn nun auch manche Rechtslehrer 

Zachariä, über den Gerichtöftand ber apanagir= 

ten Mitglieder der deutfchen regierenden Häufer, 

im Archiv für civil. Praris, Bd. I. ©. 96 ff. 
den Mitgliedern folcher apanagirten Nebenlinien das 
Vorrecht der Aufträge zubilligen, fo hat fi doch 
die Bundespraris dahin entfchieden, daß das im 
Art. 11. der Bundesacte geordnete Aufträgalverfahren 


— 170 


fich nur auf die eigentlichen Bunbesglieber unter ſich 
bezieht und auf apanagirte Nebenlinien nicht Ans 
wendung feibet, 

Würtemberg. Votum in dem Prot. ber Bun- 

besverfamml. vom 22. Mai 1817. $. 189. 
Badifches Votum ibid. $. 196. 
Großherzogl. Heffifches Votum ibid. $. 214. 
no. 2, 
Klüber, öffentl. Recht bes beutfchen Bunbes, 
ed. IV. $. 249. not. ſ. S. 350. 351. 
wogegen ihnen das Recht auf Familienauſträge, wo 
ſolche geordnet find, unbedingt zugefprochen wird. 

Maurenbreder, a. a. O. $. 120. not. d. 

Klüber, a. a. D. ©. 350, 

Linde, Lehrb. des deutſchen gem. Proc., 8. 97. 

not, 10. 
Liegen aber nun biesfallfige Beftimmungen nicht vor, 
fo find Streitigkeiten folder apanagirter Mitglieder 
fouverainer Häufer in ber Regel vor dem ordent- 
lihen Forum des Beklagten zu entjcheiden, 
Klüber, a. a. O. 

und es wird im vorliegenden Falle, abgeſehen davon, 
inwiefern die gegenwärtige Differenz nach Befinden 
der unmittelbaren Gognition ded Bamilienhauptes 
unterftellt werben fönnen, 

Maurenbreder, a. a. D. $. 245. ad 2. a. 

©. 475. 

Beklagter fi) um fo weniger entbrechen können, fein 
ordentliches Forum im Königreiche Sachſen ald com⸗ 
petent anzuerfennen, als er die exceptio fori incom- 
petentis im Termine nah Bl. — nicht vorgebracht, 
vielmehr, daß er zum Berfahren verwiefen worden, 
zugelaffen, und fomit, wenn ſelbſt an fich ein Zweifel 
obwalten fünnte, compromißweife das von Klägern 
gewählte Forum als competent anerkannt hat. 

Vebrigens ijt zu bemerken, daß es ungeachtet 
ber oben entwidelten Auffafjung der Stellung ber 
Barteien unbedenklich erfchienen, ohne Weiteres eine 
Entfheidung in ber Sache zu ertheilen, ba bie 
Referipte vom 9. Januar und vom 11. Auguft 1813 
(111. C. C. A. 1. ©. 269. 278.) offenbar im vorlie- 
genden Falle nicht einfchlagen und auch die Beftim- 
mung der Verordnung vom 28. März 1835. $. 12. 
sub 1. b. nicht hindernd im Wege fteht, indem es 
an fich nicht zweifelhaft ift, daß Bellagter in hiefigen 
Landen ein wohlbegründetes Forum hat. 

Konnte demnach die exceptio fori incompetentis 
nicht als begründet erachtet werden, und war folglich 
auf das Materielle der Sache einzugehen, fo ftellt 
fich dennoch die Klage 

B. 
als zu allgemein, als dunkel und unſchlüſſig 
bar. 


Sie enthält im Wefentlichen folgende Säge: 
1 . 


22, u.24. 


Durch Familienvertrag vom * Mai 1762 


fei der jüngften, damals von Ferdinand Johann 
Ludwig Reichsgrafen und eblen Herrn zur Lippes 
Bieferfeld repräfentirten Lippe» Detmold’fchen Linie 
eine Apanage von jährlih 5000 Thalern —⸗ —⸗ 
ausgelegt worben. 
(Klagbeifuge sub A.) 
2 





Dur Teſtament vom 2. und 3. Juni 1772 des er- 
nannten Ferdinand Johann Ludwig, welches auch 
von den damals lebenden drei Söhnen: Friedrich 
Ludwig, Karl Ehriftian und Ludwig Auguſt Ernit, 
unter benfelben Tagen, nachdem ihnen folches von 
ihrem Vater mitgetheilt worden, für fih und ihre 
Erben und Nachkommen ausdrüdlih anerkannt 


worben, 
(Klagbeifuge sub B. und C.) 


habe gedachter Ferdinand Johann Ludwig eine folde 
Diepofition getroffen, bag nach verfchiedenen Todeds 
und Verheirathungsfällen jene Apanage in zwei 
ungleihe Theile getheilt worden fei, von benen 
einen an 2750 Thle. —⸗ —⸗ Friedrich Ludwig, ben 
anderen an 2250 Thlr. — —» Karl Chriſtian 
begogen. 

3. 
Es fei diefe Dispofition fhon dem Wortlaute nad 
eine rein perfönliche Begünftigung des Grafen Fried» 
rich Ludwig gewefen, und daher mit beffen am 
17. März 1791 erfolgten Tobe bdergeftalt erlofchen, 
dag nunmehr nad allgemeinen Rehtögrundfägen 
eine Theilung jener Apanage in zwei gleiche Hälf- 
ten, die eine für deſſen Nachkommen, die andere für 
den Grafen Karl Ehriftian, nothwendig gewefen. 

4. 
Nichtsdeftoweniger habe die Bertheilung bis jeßt 
nur nach ber ad 2. bemerften Norm ftattgefunben. 

5, j 
E8 fei aber auf Kläger, ald Enkel des am 5. April 
1808 verftorbenen Grafen Karl Ehriftian, und Söhne 
des am 14. Januar 1841 nerftorbenen Grafen 
Herrmann, bad Recht auf die Hälfte jener Apanage 
übergegangen. 

6. 
Kläger hätten fih demnad an die Fürftlich Lippe 
Detmold'ſche Rentfammer mit einem dahin abzielen- 
den Gefuche gewendet, es fei jedoch vermöge ber 
Klagbeifuge sub D. d. d. 2. Auguft 1850 eine Ein- 
mifchung in biefe Vertheilung abgelehnt und bemerkt 
worden, baß die Apanage ber 5000 Thle. — —⸗ 
(aut teftamentarifcher Beflimmung in folle an 
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ben Senior ber Linie, den Bellagten, abgeliefert 
worben. 


1: 

Da fomit Bellagtem nad ber leptwilligen Beftim- 
mung bed Stifterö der Meißenfelder Linie und dem 
Herfommen gemäß als deren Senior bie Berech- 
tigung und Berpflichtung obliege, jene Apanage bei 
der Fürftlich Lippe’fchen Renterei zu erheben, und 
unter die einzelnen apanageberechtigten Mitglieder 
feiner Linie verfafjungsmäßig zu vertheilen, fo ſaͤhen 
ſich Kläger genöthigt, gegen ihn wegen gleichmäßiger 
Bertheilung diefer Apanage Klage zu erheben, und 
bäten um demgemäfe Berurtheilung befielben, 

Die Dunfelheit, welche bei der Pofttion sub 2. 
ftattfindet, wird zwar burch bad Zugeftändniß bes 
Bellagten ad pet. lit. cont. 59. Bl. — infofern ge- 
hoben, als nad) legterem das Factum, daß ſchließlich 
Graf Friedrich Ludwig 2350 Thlr. — —- und 
Graf Karl Ehriftian 2250 Thlr. — —- Antheil an 
jener Gefammtfumme der 5000 Thaler bezogen, feft- 
ſteht; allein hierdurch wird die Ungewißheit, welche 
bei dieſem Punkte augenfällig obwaltet, noch feines» 
wegs befeitigt, indem es offenbar von dem wefent« 
lichſten Einfluffe it, wie dieſe Subftitutionen in 
Kraft getreten find, ba, felbft angenommen, es fei 
an fi bie Rechtsanficht, wie folche sub 3. aus— 
geiprochen, bie richtige, der dem Grafen Karl Ehri- 
ftian bei dem Ableben ſeines Vaters gebührende 
Antheil ein weit geringerer gewefen, als ber ift, in 
befien Genuß er durch das Teftament ſchließlich ein- 
geſetzt worben. 

Ebenjo liegt auf ber Hand, daß zwifchen ben 
Pofitionen sub 6. und 7. feine derartige Verbindung 
ftattfindet, daß das Petitum ad 7. ſich als logifche 
Bolgerung ber Thatfachen unter 6, darftellt. 

Es fann ſich demnach lediglich darum handeln, 
ob ein folder Zufammenhang zwifchen ben Pofitionen 
unter 2, und 3. 5, und 7. vorhanden ift. 

Zunaͤchſt iR in Betreff der Rechtsgrundſaͤtze, nach 
welchen bie einfchlagenden Fragen zu beurtheilen 
find, zu bemerfen, daß auf derartige Apanageftrei- 
tigfeiten an fi das Privatfürftenrecht Anwendung 
leidet, daß jedoch in diefem Punkte das allgemeine 
Eivilreht die Grundlage bildet, und nur theils in 
Detreff der Quellen privarfürftenrechtliche Grunds 
ſaͤtze 

vergl. Maurenbrecher, a. a. O. $. 229. 
einſchlagen, theild einige materielle lediglich biefem 
Rechtögebiete eigenthümliche Grundfäge Platz ergreis 
fen, für deren Anwendung jedoch im vorliegenden 
Falle feine Beranlafjung vorliegt. 

Maurenbreder, a. a. D. $. 235, 

In erfterer Beziehung ift darauf hinzuweiſen, daß 


den apanagirten Mitgliedern fonverainer Häufer das 
Recht der Autonomie zufteht, 
Maurenbreder, a.a.D. $. 228. sub 2. jet, 

$. 133, 
daß zu folchen autonomifchen Sagungen auch Fami- 
lienverträge und letztwillige Dispofitionen gezählt 
werben, 

“ Maurenbreder, a. a. D. 8. 229, sub 1. 
und daß auch Bamilienobfervanzen hierher gehören, 
welche nad den über dad Herfommen geltenden 
Grunbfägen beurtheilt werden müfien. 
Maurenbrecher, a. a. O. $. 229, sub 2. 
ieraus folgt, 

® ri ad 2, 
bag das Teftament vom 2./3. Juni 1772 an fi 
geeignet war, in Betreff der Bertheilung ber Apanage 
eine Norm für die Erben bes Teftators abzugeben, 
daß aber biefe Norm um fo ficherer erlangt ift, als 
der Teftator ſich die Beobachtung feiner Dispofition 
Seiten feiner Söhne durch einen von ihnen für ſich 
und ihre Erben und Nachkommen genehmigten Ber- 
trag gefichert hat, welcher, zumal es fi um eine 
Quote handelt, als wirklicher Erbvertrag angefehen 
werben muß. 

ad 3. 

Dafür, daß dieſe Dispofition nur fo lange Gel- 
tung haben follen, als der bevorzugte Erftgeborne 
lebe, enthält an fi das Teftament ein Anhalten 
nicht, vielmehr fprechen bie Worte der Declaration 
vom 2./3. Juni 1772 (Klagbeifuge €.) 

‚für fich und ihre Erben und Nachkommen“, 
dafür, baß bie bemerkte Dispofition nicht blos auf 
die Lebensdauer ber nächften Teftamentderben be— 
fchränft fein follen, fondern baß ihre Geltung für 
alle künftigen Apanageberedtigten beabfichtigt ge= 
gewefen. Es können aber auch die Kläger in dieſem 
Proceſſe, felbft wenn fie im Stande wären, bei beſ— 
ferer Begründung ber Klage eine andere Abficht des 
Teftatord nachzuweiſen, um fo weniger eine Ber- 
urtheilung des Bellagten erlangen, als fie gänzlich 
unterlaffen haben, dasjenige Material vorzutragen, 
welches erforderlich wäre, die Grunbfäge der Ber- 
theilung für ben Fall zu ordnen, daß von jenem 
Teftamente gänzlich abgefehen werden fönnte. 

Lepteres ift aber um fo weniger zuläffig, als 
fie fich 

al 5. 


darauf, daß fie Leibederben eines ber Eöhne' bes 
Teftatord find, beziehen, und demnach im Zweifel 
und infofern fie nicht im Stande, einen Ausnahme- 
grund nachzuweiſen, wofür ed jedoch in der Klage an 
jedem Anhalten gebricht, verpflichtet erjcheinen, die 
Erklärungen ihres Erblaffers anzuerfennen. 
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Endlich fommt hierzu, daß Kläger 
ad 7. 
fih auf eben dieſes Teftament ausbrüdlich zu Bes 
gründung der Klage beziehen, gleichzeitig aber die 
Geltung des Herfommens anerfennen, und nun 
durch legtered, und ba feit bem ad 3. erwähnten 
Tobeöfalle mehr als die Verjährungsfrift verflofien, 
während des ganzen Zeitraums aber Die Bertheilung 
ber Apanage fo erfolgt ift, wie ſolches nach dem ad 2. 
Demerkten georbnet gewefen, nad) ben diesfalls gel- 
tenden civilrechtlichen Grundfägen 
Befanntmahung des Dberappellationsgerichts 
vom 6. Auguft 1836. Nr. 1. (Gefep- und 
Berordn.Bl. v. 1836. ©. 270.) 
ein Gewohnheitsrecht im Zweifel begründet fein 
würbe, welches für ben Beklagten eine felbfiftändige 
Erception hervorrufen müßte. 

Nach dem Allen fonnte die Klage als fchlüffig 
nicht geachtet werden, vielmehr macht ſich deren 
Abweifung in der angebrachten Maafe erforderlich. 

Inzwifchen erſchien es fachgemäß, da ein Theil 
ber einfchlagenden Fragen als völlig zweifelsfrei 
nicht geachtet werden fönnen und biefelben minder 
häufig, als andere, rechtlicher Beurtheilung unter- 
liegen, die Proceffoften zwijchen den Parteien zu 
eompenfiren.‘ 

Gegen diefes am 6. Mai 1851 publicirte Urthel 
wurbe von beiden Theilen appellirt, es erfolgte jedoch 
unterm 3. November ej. ai. eine confirmatorifche 
Entiheibung des Königl. Appellationsgerichts 
zu Bubijjin, bem folgende Gründe beigefügt 
waren: 

„Demjenigen, was in ben Gründen ber vorigen 
Inftanz in Bezug auf die Competenz des Gerichts— 
ſtandes audgeführt worden ift, hat man auch gegen- 
wärtig beizupflichten umd zur Wiberlegung bes 
Beklagten nur Holgendes noch beizufügen gehabt: 

Was Bellagter Bl. — über die hiftorifche Ent: 
ftehung und Entwidelung der Aufträge vor ber 
Einführung der deutſchen Bundesverfafjung anges 
führt hat, kommt bei Beantwortung ber Frage, ob 
gegenwärtig die Mitglieder der Nebenlinie eines 
jouverainen Haufes in Deutfchland bei Streitig- 
feiten unter einander an bie Entfcheidung einer 
Aufträgalinftanz gebunden, oder doch mindeftend be- 
rechtigt feien, die Beftellung eines Aufträgalgerichtes 
zu dieſem Behufe zu verlangen, weniger in Betracht, 
als vb nad) der jegt beftehenden Bundesverfafjung 
den gedachten Perfonen das Recht auf Diefe Aufträgal- 
entſcheidung zuftehe. 

Nach der Beftimmung in Artifel 11. der Bundes: 
acte find aber fediglich Die Bundesglieder verpflic« 
tet, ihre Streitigkeiten bei ber Bundesverfammlung 


anzubringen, welche fobann eine Aufträgalinftanz 
zu beftellen hat; während ber Nebenlinien ber 
zum deutſchen Bunde gehörigen fouverainen Häufer 
feine ausdruͤckliche Grwähnung geſchieht. Würde 
nun auch hieraus noch nicht unbedingt folgen, daß 
denfelben das Recht auf Aufträge, infoweit es ihnen 
vordem zuzubilligen gewejen, entzogen werben follen, 
fo bat ſich doch, wie 

Klüber, öffentliches Recht des deutſchen Bundes, 

$. 249. ©. 350 f. $. 172. n. d. S. 210. 

nachgewiefen, die Bundespraris dahin entfchieben, 
daß fie in ihren Nechtsangelegenheiten vor dem 
ordentlichen Gerichtsſtande bed Bellagten Recht zu 


‚I nehmen haben. - 


Dazu fommt, daß mindeftens eine derartige Pros 
hibitivbeftimmung, nach welcher e8 den Mitgliedern 
der Nebenlinie eines regierenden Haufes unterfagt 
wäre, ſich in ihren Rechtöftreitigfeiten unter einander 
dem ordentlichen Richter ihres Wohnortes zu unters 
werfen und fomit eine freiwillige Erſtreckung ber 
Gerichtsbarkeit eintreten zu laffen, nicht vorliegt; 
daß aber eine ſtillſchweigende Prorogation des Ge— 
tichtöftandes allerdings darin gefunden werben muß, 
wenn ber Beflagte der Ladung eines incompetenten 
Richters Folge leiftet und ohne Widerfpruch oder 
Vorbehalt im erften Termine erfcheint, mit bem 
Kläger vor diefem Richter verhandelt und hierdurch 
factifch deffen Eompetenz für ben vorliegenden Proceß 
anerfennt. 

Biener, syst. proc., $- 68. j 

Dfterloh, bürgerl. Proceß, $. 132. ©. 168. 

Bb. 1. n. 6. 
Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, 1842. 
©. 380. 

Hiernächft mußte aber, bie Competeny des Proceß⸗ 
gerichtd vorausgefept, bie Frage entftehen, ob der 
dermalige Anſpruch ber Kläger gegen ben jegigen 
Beklagten geltend gemacht werden fönne, ober ob 
nicht vielmehr der leptere in Anfehung aller berjeni- 
gen Perfonen, welche außer ihm felbit im Genuſſe 
der bezüglichen Rente ftehen, nur als ein zur Aus— 
zahlung derfelben beftellter Mandatar zu betrachten, 
demzufolge aber auch weiter anzunehmen fei, dab 
eine wider diefen eriheilte Entſcheidung ben übrigen, 
bei vorliegendem Proceſſe nicht mit betheiligten Pers 
fonen gar nicht würde präjudiciren fönnen? Allein, 
nad) der übereinftimmenden Erklärung beider Theile 
Bl. — p. 1. c. 97. 99. ift der Beklagte ald Senior 
der betreffenden Linie durch legtwillige Dispofition 
des Stifterd nicht allein verpflichtet, jondern auch 
berechtigt, den Gefammtbetrag der biefer Linie zu- 
fommenden Sahresrente bei ber Fürftlich Lippe 
Detmold’shen Rentlammer zu erheben und unter 
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die percipirenden Bamilienglieber zu vertheilen. In 
dieſer durch legtwillige Verfügung begründeten Stel- 
lung find die Befugniffe und Verpflichtungen des 
Beklagten anderer und umfänglicherer Natur, als 
bie eines gewöhnlichen Mandatars, welchem ber 
ertheilte Auftrag jederzeit wieder abgenommen wer- 
ben kann und ber ſich ftreng an die Ausführung ber 
vom Mandanten erhaltenen Anweifung zu binden 
hat. Entftehen alfo über die Modalität der Verthei— 
lung ber ftreitigen Rente, wie ſolche von dem Senior 
ber Linie erfolgt, zwifchen legterem und einzelnen 
Percipienten rechtliche Zweifel und Differenzen, 
welche anders ald im Wege der Entfcheidung nicht 
befeitigt werben können, fo ift ein besfalls zwiſchen 
dem erfteren und letzteren allein zu führender Pros 
ceß keineswegs ausgefchlofien, obwohl ſich deshalb 
noch nicht jo ohne Weiteres behaupten läßt, daß ber 
Ausgang deſſelben auch für diejenigen Betheiligten, 
welche dabei nicht gehört worden find, unbedingt 
bindend fein müfle. 

Stand von dieſer Seite her ber formellen Statt- 
haftigfeit ber gegenwärtigen Klage fein entfchiedenes 
Bedenken entgegen, fo vermag auch das Appellas 
tionsgericht ben fonftigen, gegen die Schlüffigfeit 
berjelben jowohl von dem Beflagten als den Ber 
faffern des vorigen Erfenntnifjes erhobenen Bebenfen 
wenigftens nicht allenthalben beizutreten. 

Der Anficht bed Beflagten, daß der in Frage be— 
fangenen Jahresrente bie Eigenfchaft einer Apanage 
oder eines Familienfideicommiſſes abzufprechen fei, 
hat zuvörderſt nicht beigepflichtet werden können. 
Maapfgebend für die Beantwortung diefer Frage ift 
ber zwifchen ben bamals regierenden Grafen Simon 
Auguft zur Lippe einerfeits und den aus ber jüngeren 
Linie ftammenden Gebrüdern Friedrih Karl Auguft 
und Ferdinand Johann Ludwig Grafen zur Lippe 
anbererfeitd unterm 24. Mai 1762 abgefchloffene 
Primogeniturvertrag, welchen beide Theile (vergl. 
p- 1. c. 49. Bl. —) ale ein noch jetzt rechtöbeftändi- 
ges Bundamentals, Landes- und Hausgefep für alle 
Nachkommen ber Gräflich Lippe’fhen Familie aner— 
fennen. Der ausbrüdliche Inhalt der hierüber aufs 
genommenen Ürfunde Bl. — befagt nun aber, baf 
die Gebrüder Friedrich Karl Auguft und Ferdinand 
Johann Lubwig Grafen zur Lippe die bisher nicht 
unbeftritten verbliebene Primogenitur in dem Graͤflich 
Lippe’fchen Haufe ausdrüdlich ($. 5.) anerfennen 
und bem regierenden Grafen Simon Auguft für fi 
und feine Nachfolger die jämmtlichen $. 1. gedachten 
Befigungen, Rechte und Berechtigfeiten, Renten und 
Gefälle unter Verzicht auf alle Anſprüche und Prä— 
tenfionen an das regierende Haus, aber gegen 
Zuficherung einer fichern jährlichen Rente abtreten, 


welche nach dem $. 3. näher angegebenen Betrage 
und den bajelbft beftimmten Antheilen den Gebrübern 
Friedrich Karl Auguft und Ferdinand Johann Lud- 
wig für fi und ihre männliche Defcendenz zugefagt 
worden ift, nach ber Beftimmung $. 5. Bl. — aber 
an das regierende Haus zurüdfällt, wenn die eheliche 
männliche Defcendenz in diefen beiden Nebenlinien 
völlig ausgeftorben fein ſollte. Hiernach läßt ſich 
nun aber nicht bezweifeln, daß chen dieſe Jahres- 
tenten, welche in dem Vertrage an mehreren Stellen 
ald Revenuen der Mitglieder der jüngeren Linien 
bezeichnet werben, als ein Abfindungsquantum für 
bas Anerkenntniß der Primogenitur und der baraus 
fließenden Berechtigungen, welches gleichzeitig zum 
ftandesmäßigen Unterhalte ber ‘Bercipienten für alle 
Zukunft dienen follte, zu betrachten fei. Eben hierin 
befteht aber das Weſentliche der Apanage und des 
paragii, welche burch den Grundſatz der Untheilbars 
feit bei der Succeflion bed hohen Adels und der 
fouverainen Häufer entftanden find, und die Abfin- 
dungsquote bezeichnen, welche ben nachgebornen 
Kindern deshalb gewährt werden mußte, weil fie 
nicht mit fuccediren fonnten. 

vergl. Mittermaier, beutfches Privatrecht, ed.n. 

$. 451. ©. 1033. 

Maurenbrecher, Staatsrecht, S. 451. 

Klüber, 1. e. 8. 250. 
Namentlich ift auch die bereits erwähnte Beftimmung 
dem Inftitute des paragii und der Apanage eigens 
thümlich, daß ſolche nach dem Ausfterben der nadh« 
geborenen Linie wieder anheim fallen. Daß eine 
Apanage im weiteren Sinne des Wortes ebenſowohl 
in gewiffen unbeweglihen Gütern, beren Rupnies, 
fung ben apanagirten Familiengliedern überwiefen 
wird, als in gewifien Jahresgeldern beftehen kann, 
welche aus Staatscafien gewährt oder auf Grunds 
ftüde gelegt werden, ift ebenfall® nicht zu beftreiten, 

vergl. Mittermaier, . c. 

Klüber, I. c. 
es liegt aljo fein Grund vor, aus welchem bie 
Apanagequalität der ftreitigen Jahresrente geleugnet 
werden fönnte. 

Iſt dies aber zugugeben, fo kann auch bem jeded« 
maligen Percipienten nur in Bezug auf bie bei feinen 
Lebenszeiten verfallene Rente ein unbefchränftes 
Dispofitionsrecht unter den Lebendigen und auf ben 
Todesfall eingeräumt werden, 

vergl. Mittermaier, 1 c. 
und eine ber urfprünglichen Stiftung und den be= 
ftehenden Hausverträgen entgegenlaufende letztwillige 
Verfügung eines einzelnen PBercipienten braucht von 
ben zur Gucceffion in ber Apanage berechtigten 
Nachfolgern, ba diefe ihr biesfälliges Succeſſionsrecht 
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nicht vom Teftator, fondern aus ber urfprünglichen 
Stiftung herleiten, Außerften alles nur dann ans 
erfannt zu werden, wenn fie — was jedoch Kläger 
in Bezug auf ihre Berfon in der Klage nicht ange» 
führt haben — die Allodialerben biefes Teftators 
geworden ſind und deſſen Allobialnachlaß angetreten 
haben, wobei fi aber nach den eben entwidelten 
Grunbfägen von felbft verfteht, daß auch auf biefe 
Weife die fpäter eintretenden Apanageberechtigten 
noch nicht gebunben werben. 

Daß den apanagirten Mitgliedern fouverainer 
Häufer ein Recht der Autonomie zuftehe und daß 
Diefes Recht möglicherweife auch im Wege einer 
legtwilligen Verfügung ausgeübt werben fünne, läßt 
fi zwar zugeben, allein daraus folgt nur noch nicht, 
daß dem jedesmaligen Inhaber eines als Apanage 
zu betrachtenden Jahreögehaltes geftattet fei, durch 
eine gerichtliche teftamentarifhe Anorbnung ein 
Haudgefeg für feine gefammte Defcendenz zu ber 
gründen, woburcd zumal frühere, als Hausgefepe 
errichtete und deshalb für die Oefammtheit ber 
Familienglieder bindende Beftimmungen abgeändert 
oder aufgehoben worben. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die in dem 
Teftamente des Grafen Ferdinand Johann Ludwig 
vorgenommene Bertheilung der ihm und feiner 
männlichen Defcendenz gebührenden Jahresrente zu 
ihrer Gültigfeit ald Hausgefeg für feine Nachfoms 
menſchaft ber Zuftimmung aller Berheiligten und 
namentlich auch bed regierenden Haufes bedurft 
hätte, wenn es Far vorläge, baß berfelbe von dem 
Befugniffe der Autonomie habe Gebrauch machen 
und burch legtwillige Verfügung einen neuen Vers 
theilungsmobus für feine gefammte Defcendenz 
feftftellen wollen, denn der Inhalt des Teftamentes 
DI. — läßt eine folche Abficht nicht einmal erfennen, 
ſtellt fi vielmehr nur als eine einfache leptwillige 
Verfügung bar. Es ergiebt fich die Nichtigkeit Diefer 
Anficht infonderheit daraus, daß der Teſtator feinen 
fämmtlichen Kindern zwar jährliche Penſionen aus» 
gefept und biefelben auf feine Jahresrente von 5000 
Thalern angewiefen, auch für ben Ball, daß ber 
eine ober der andere feiner Eöhne ohne männliche 
Defcendenz fterben oder eine feiner Töchter fi) ver- 
mählen ober mit Tode abgehen follte, Beitimmungen 
barüber getroffen bat, wem von feinen Überlebenden 
Söhnen die dadurch vacant wordene Penſionsrate 
acerefeiren folle; daß aber nirgends davon etwas 
ausbrüdlich gefagt worden ift, daß ber Teſtator für 
feine Nachkommenſchaft eine für alle Zeit bindende 
Sapung für die Succeffion in die feiner Linie zufoms 
mende Apanage feftitellen wolle, fowie daß und 
nah welchem Maaßſtabe nunmehr bie hinterlaffenen 


männlichen Deſcendenten ber Söhne fi in bie 
erwähnte Jahresrente theilen follen. Auch wider 
fpriht ber Verfügung Bl. —, wornach derjenige 
Erbe, welcher bie teftämentarifchen Beftimmungen 
nicht anerfenne, auf den Pflichttheil gefegt werde, 
ber Annahme, ald habe eine autonomifche Satzung 
ber vorgebachten Art in der Abficht des Teftirers 
gelegen. 

Die von den überlebenden beiden Söhnen BI. — 
abgegebene Erklärung erwähnt ebenfalls nur ein 
Teftament, fein buch ein ſolches zu begründenbes 
Haudgefeg, und die Erklärung berfelben, daß fie 
bas väterliche Teftament auch für ihre eignen Nach— 
fommen genehmigt haben wollten, kann biefen letzte⸗ 
ten rüdfichtlich der Apanagegelder aus ben bereits 
angegebenen Grünben nicht präjubiciren. 

Welche Befugniffe fih aber der Graf Ferdinand 
Johann Ludwig bezüglich feiner Apanage bei Errid; 
tung feines legten Willens zugefchrieben habe, kann 
begreiflich von feinem wefentlichen Einfluffe fein, da 
Alles nur darauf anfommt, welche Rechte er nah 
dem Bertrage von 1762 wirklich erworben hatte, 
Uebrigens fpricht der Umftand, daß berfelbe die Ge— 
nehmigung feiner Söhne zu feiner Dispofition ein: 
holte, mindeftens nicht dafür, daß er fidy ein unbe 
fchränftes Dispofitionsrecht windiciren wollen. 

Zedenfalld nun war ed nicht Sache der Kläger, 
nachzuweifen, daß ber Vertrag von 1762 burd 
fpätere Verfügungen nicht aufgehoben worden ſei, 
fondern ed wäre eine von dem Bellagten vorzu- 
fhügende und nachzuweiſende Erception geweſen, 
daß eine folche die ungleiche Vertheilung begründente 
Verfügung in rechtöbeftändiger Weife getroffen mwor- 
den fei. 

Endlich läßt fih aber auch ben Klägern nicht 
einhalten, baß in dem Vertrage von-1762 darüber 
feine Beftimmung getroffen worden, wie bie Apanage 
des Grafen Ferdinand Johann Ludwig zu vertheilen 
fei, wenn nach deſſen Tode mehrere gleich nahe be- 
rechtigte Defcendenten in deren Genuß fuccebiren 
follten; denn in Ermangelung einer dem entgegen 
ftehenden befonderen Beitimmung muß angenommen 
werden, daß folche den gleich nahe ftehenben Defcen- 
denten auch nach gleichen Theilen habe zufallen 
folfen, und läge felbft eine biesfällige Beftimmung 
nicht fchon ftillichweigend in jenem Bertrage, je 
würde doch ein diesfälliger Mangel noch nicht be 
wirfen, baß es in der Willkür des gedachten Tefta- 
tors gelegen babe, bemjelben nach feinem Ermeſſen 
abzuhelfen. 

Endlich iſt noch die Bl. — unter 7. erwähnte 
Frage zu berühren geweſen. Hierbei iſt num zu 
gedenfen, baß eine allen Berechtigten präjudicirende 








Ertinctivverjährung in Bezug auf das Recht, eine 
gleichmäßige Vertheilung ber fraglichen Apanage zu 
verlangen, ſchon deshalb einem erheblichen Zweifel 
unterliegen möchte, weil die Succeffion in biefelbe 
nicht auf dem Erbrechte, welches dem Nachfolger in 
ber Apanage an bem Nachlaffe des vorhergehenden 
Percipienten zuftand, fondern auf dem Vertrage vom 
24. Mai 1762 beruht, nad} welchem der jebesmalige 
Apanagenberechtigte feinen ſucceſſionsberechtigten 
Defcendenten nichts vergeben kann. Es fehlt alfo 
bier an der accessio possessionis, und es fönnte 
demnach von dem Eintritt der erlöfchenden Verjähs 
zung nur gegen einzelne Berechtigte für ihre Perſon 
die Rede fein, wenn felbige über rechtsverwaͤhrte 
Zeit mit einem geringern, als dem ihnen zufommen- 
den Antheile vorlieb genommen hätten. Wenn man 
aber in voriger Inftanz angenommen hat, daß ein 
Gewohnheitsreht dadurch habe entfichen fönnen, 
baß über rechtöverwährte Zeit die verjchiedenen 
Empfänger ſich bei ber ungleichen Apanagevertheis 
lung beruhigt hätten, fo fann zwar eine Bamilien- 
obfervanz unter den Familien des hohen Adels 
vorkommen, ob aber eine folche dadurch allein be— 
gründet werden fünne, daß während des Zeitraums 
ber Berjährung die einzelnen Percipienten eines 
Apanageantheild fi mit einer minderen, ald ber 
ihnen gebührenden Quote zufrieden geftellt haben, 
bürfte fchon mit Nüdficht auf bas, was über bie 
Möglichkeit einer Ertincrivverjährung bemerkt wors 
ben, fehr gewichtigen Zweifeln unterliegen. 

Es braucht jedoch über beide Fragen dermalen 
nicht entſchieden zu werden, ba ber fogleich anzus 
gebende Grund für die Abweifung der Klage in ber 
angebrachten Maafe durchfchlagend ift. 

Der Anſpruch der Kläger if auf eine gleich“ 
mäßige Bertheilung der den Defcendenten Ferdinand 
Johann Ludwig Grafens zur Lippe gebührenden 
Apanage an jährlih 5000 Thle. —⸗ —⸗ gerichtet. 
Sol hier eine Verurtheilung erfolgen, welche, wie 
Dies bei einer jeden condemnatorifchen Entſcheidung 
unerlaͤßlich ift, mit Sicherheit, und ohne daß neue, 
ein ausführliches rechtliches Gehör erforderlich 
machende und beshalb zur Verhandlung in ber 
Executionsinſtanz ungeeignete Streitigfeiten zu be— 
fürchten ftehen, auszuführen, fo müßte auch der den 
beiden Klägern gebührende Antheil der Summe 
quantitativ, oder doch dem Quotalverhältnifje nach, 
genau zu beftimmen fein. Dazu ift aber in ber 
Klage das nöthige Material nicht gebracht. Nach 
der eigenen Anficht der Kläger hätte nad} dem Tode 
ber beiden Grafen Friedrich Ludwig und Karl Chris 
ftian zur Lippe von jenen 5000 Thlen. —⸗ — = bie 
eine Hälfte den Söhnen und weiteren Nachfommen 
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Friedrich Ludwig's, die zweite ber Defcendenz Karl 
Ehriftian’s gebührt, dergeftalt, daß fich die ſucceſſions⸗ 
berechtigten Nachfommen eines jeden biefer beiden 
Brüder in die ihnen angefallenen je 2500 Thlt. —⸗—⸗ 
zu theilen gehabt. Um nun zu beurtheilen, wie viel 
ber Antheil der Kläger ah der ‚der Nachkommenſchaft 
ihres Großvaters, Karl Ehriftian Grafen zur Lippe, 
gebührenden Hälfte der bezüglichen Apanage betrage, 
müßte vor allen Dingen feftflehen, wer an männ- 
lichen Defcendenten dieſes lepteren vorhanden gewefen 
und wer rüdfichtlich bermalen noch von benfelben 
vorhanden ſei. In ber Klage Bl. — ift aber nur 
angegeben worben, baß ber Großvater der Kläger, 
ber obgedachte Karl Chriftian, und ber Vater ber- 
felben, Herrmann Graf zur Lippe, verftorben feien. 
Der Sap, daß die Nichterifteng mehrerer, gleich 
naher oder näher berechtigter Erben bei einer erb- 
ſchaftlichen Klage vom Kläger nicht bewiefen zu 
werden brauche, it auf ben vorliegenden Fall um 
fo weniger anwendbar, als Kläger gar nicht den 
ganzen Antheil Karl Ehriftian’s mit 2500 Thlen. 
—⸗ —, fondern nur einen verhältnißmäßigen Theil 
davon beanfpruchen, welcher eben, ohne Angabe ber 
fämmtlichen fucceffionsberechtigten Berfonen, gar nicht 
bemeffen werden kann. 

Iſt hiermit die Abweifung in der angebrachten 
Maafe gerechtfertigt, jo bedarf es boch auch anderer« 
feitö feiner weiteren Ausdeinanderfegung, daß nad) 
dem bisher Ausgeführten die Kläger mit ihrem Ans 
fpruch, defien beſſere Begründung durchaus nicht 
ausgeichloffen bleibt, nicht fchlechterdings abgewiefen 
werden fonnten. 

Bei den mannichfach zweifelhaften Fragen, auf 
denen bie Entfcheidung beruhte, ift Die Compenſation 
ber Koften erfter Inſtanz angemefjen, wogegen bie 
Koften der Rechtömittel ſchon, da beide Theile reme— 
dirt haben, gegeneinander aufzuheben waren.’ 

Diefes am 6. December 1851 publicirte Urthel 
entbanden die Kläger durch Appellation von feiner 
Rechtskraft und erlangten nunmehr in dritter Inftang 
eine ihnen günftige Entfcheidung, indem das König. 
Dberappellationsgericht unterm 16. März 1852 
entſchied: 

„Hiernächft iſt es bei dem gedachten Urthel und 
dem dadurch beſtätigten Erkenntniſſe Bl. —, ſoweit 
darin das Suchen ber Kläger in ber angebrachten 
Maaße abgewiefen wird, nicht zu laffen, fondern 
würden vor allen Dingen Kläger fi durch ben 
Nachweis, daß ihr Vater verftorben fei, zur Sache 
gehörig legitimiren, fo find diefelben zu dem Anfpruche 
auf die an fie verhältnifmäßig gediehenen Antheile 
an ber Hälfte der in dem Vergleiche vom 22. und 
24. März 1762 (Bl. —) für Ferdinand Johann 
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Ludwig Grafen zur Lippe beftimmten jährlichen Rente 
von 5000 Thalern in Golde für wohl befugt zu 
achten, und es ift ber Beflagte, als bermaliger 
Senior der Gräflich Lippe-Weißenfeld'ſchen Linie, 
diefes Recht anzuerkennen, auch demgemäß den Klä— 
gern die auf fie verfällten Antheile an vorgedachter 
Zahresrente unverkfürzt verabfolgen zu laffen fhuldig. 
Dahingegen ift, foviel den Koftenpunft betrifft, das 
vorige Urthel, wie hiermit gefchieht, zu beftätigen, 
es find auch die neuern Appellationsfoften zwifchen 
ben Parteien zu compenfiren.” 

Diefem Urthel waren folgende Orünbe bei- 
gefügt: 

„Der Beklagte infiftirt bei ber Ausführung feiner 
erften Appellationsbefchwerde BI. — zuvörderſt der 
in feinem Einlafjungs- und Erceptionsfage Bl. — 
vorgebradhten und bei der Appellation gegen das 
erfte Urthel Bl. — erneuerten Einrede des incom— 
petenten Gerichtöftandes; boch ohne haltbaren 
Grund. 

Dem conftant befolgten Gerichtsbrauche gemäß 
wirb angenommen, baß ein Bellagter, welcher auf 
bie ergangene Borladung im Termine zur Güte und 
Recht ericheint, und fich zum rechtlihen Verfahren 
verweifen läßt, ohne gegen bie Zuftändigfeit bes 
Gerichts etwas einzuwenden, das Gericht als coms 
petent anerfannt und thatjächlich auf die forideclina— 
torifhen Einreden verzichtet habe, Die Annahme 
eines Anerkenntnifjes des Procefgerichts muß um fo 
gerechtfertigter da ſich daritellen, wo die im Termine 
abgegebene Erklärung in der That feine andere 
Deutung zuläßt. Der Beklagte, zu befien eignen 
Händen die Ladung infinuirt worden war, Bl. — 
erfhien im Termine am 20. November 1850 durch 
feinen legitimirten Bevollmächtigten, ohne hierbei 
oder in der an biejen ertheilten Vollmacht BI. — 
gegen die Competenz bes Gerichts den geringften 
Zweifel zu erregen, die Sachwalter beider ‘Parteien 
deprecirten einen Bergleih, „ba es bei ber großen 
Berwidelung der Sache und in Nüdficht auf bie 
davon abhängenden Conſequenzen auf rechtliche 
Entfheidung der Sache abgefehen ſei“, unb 
fie compromittirten, nad Verweiſung zum rechts 
lichen Berfahren, auf ein doppeltes septiduum utile. 
Erft in bem am 29. November 1850 eingebrachten 
Sage Bl. — trat ber Bellagte mit ber Ausflucht 
des incompetenten Gerichts hervor, Diefe freiwillige 
Unterwerfung unter das Proceßgericht würde nur 
dann wirfungslos bleiben müflen, wenn entweder 
die Sache zu denen gehörte, welche ihrer Beichaffen- 
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heit nach nicht vor dem gewählten Proceßgerichte 
verhanbelt werben dürfen, ober wenn ed dem Be: 
Hagten für feine Perſon in Folge beftehender Pro- 
hibitivgeſetze nicht geftattet wäre, wor dem Landgericht 
zu 2. Recht zu nehmen. Erftered behauptet ber 
Beklagte gar nicht, auch würde er zu einer ſolchen 
Behauptung in ber That feinen Anlaß gehabt haben. 
Dagegen fucht der Beklagte das Compromiß aus 
Gründen, welche ſich auf feine Perfon beziehen, als 
unwirffam darzuftellen. 

Ganz richtig ift ihm bereits von ben vorigen 
beiden Inftangen eingehalten worden, daß das 
Refeript vom 4. Januar 1813 (C. A. €. IM. Tht. 1. 
6.269.) nebit $.12.b. der Verordnung vom 28. Mär 
1835 (Gefegblatt ©. 215.), fowie der 1ite Artifel 
der Bunbdesacte vom 8. Juni 1815 blos von wirt 
lichen Souverainen — (Bundesgliedern) — fprechen, 
die Mitglieder der Nebenlinien von fouverainen 
Häufern aber, auch wenn fie thronfolgefähig, nic 
felbft fouveraine Bunbdesglieder find. Daß der lite 
Artifel der Bundesacte blos von den wirklichen 
Souverainen zu verftehen fei, lehrt nicht nur der 
Inhalt dieſes Artikels felbft, fondern es muß jeder 
etwanige Zweifel hierüber fchwinden, wenn man 
ben Bundesfhluß vom 16. Juni 1817 und ben 
einen nachträglichen Theil der Schlußacte vom 15. 
Mai 1820 bildenden Plenarbeſchluß vom 3. Augut 
1820 binzunimmt, Das NReichögefeg, nach welchen 
die Streitigkeiten zwifchen Ehurfürften, Fürften un 
Fürftenmäßigen durch ein Aufträgalgericht zu ver 
handeln und zu entfcheiden find (f. die Kammer: 
gerichtsordnung vom Jahre 1555. Thl. I. Art. II. 
88. 3. f.), bat durch die Aufhebung der Reichsver: 
faffung feine Anwenbbarfeit verloren. 

Nur infoweit, ald in bem oder jenem Hauſe 
vertragsmäßig Aufträge geordnet find, kann es fih 
noch fragen, ob ber vor dem ordentlichen Richter in 
Sachſen belangte Beklagte darauf die Einrede bes 
incompetenten ®erichtöftandes ftügen fünne, es würde 
jedoch aud) die Bejahung biefer Frage dann einfluf- 
[08 bleiben, wenn ber Beflagte ſich freiwillig dem 
von dem Kläger angegangenen gewöhnlichen Richter 
unterworfen und beide Parteien dahin, Daß von 
diefem in der Sache verfahren und entſchieden wer- 
den folle, compromittirt haben. Uebrigens hat ber 
Bellagte nicht einmal behauptet, daß in dem Gräflid 
Lippe'ſchen Haufe ſolche gewillfürte Aufträge geort- 
net feien. 
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Die Bezugnahme des Beklagten BI. — auf einen 
bie MWiederherftellung der im 14ten Nrtifel der 
Bundesacte den im Jahre 1806 und feitbem mit 
telbar gewordenen ehemaligen Reichsitänden und 
Reichsangehörigen — (den fogenannten Mediatifirs 
ten) — garantirten Vorrechte, injonderheit des auf 
privilegirten Gerichtöftand, betreffenden und durch 
die Zeitungen befannt gewordenen Bundesſchluß 
vom 2. December 1851 muß, wie die Kläger BI. — 
richtig ergegnen, ſchon aus formellen Gründen ein- 
flußlos bleiben. Der erwähnte Bundesbeichluß ift 
in Sachfen noch nicht zur Publication gelangt und 
bereits länger, als ein Jahr vorher, haben bie Pars 
teien zu Verhandlung des gegenwärtigen Proceſſes 
ein Compromiß errichtet. Es bedarf daher nicht noch 
eined näheren Eingehens auf die Frage, ob ber 
Inhalt diejes Bejchluffes auf Fälle, wie ber vorlie- 
genbe, zu beziehen fein möchte. 

Der Zweifel, ob da eigentlich ein unmittelbares 
Rechtöverhältniß des Gläubigers zum Schuldner bei 
dem vorliegenden Anfpruche nur zwifchen ben zu der 
Rente berechtigten Mitgliedern der Nebenlinie und 
dem regierenden Haufe befteht, dem Beflagten nicht 
die Bl. — unter 5. erhobene Ginwendung des uns 
richtig gewählten Bellagten Schug verleihen möchte, 
erledigt fi), nad) der richtigen Bemerkung ber voris 
gen Inftanz Bl. —, durch das aus den Einlaſſungs— 
abfchnitten 95. ꝛc. ſich ergebende Einverftändniß der 
Parteien darüber, daß das regierende Haus die der 
Weißenfeld'ſchen Linie gebührenden 5000 Thaler 
—: —s nit an bie einzelnen Antheilberechtigten, 
fondern an ben jedesmaligen Senior ber Linie — 
jegt den Beklagten — auszuzahlen und dieſer für 


berechtigten einzelnen Mitgliedern der Linie zu forgen 
hat, deshalb auch eine an das regierende Haus ges 
fhehene Verwendung ber Kläger BI. — vergeblich 
geblieben ift, indem von diefem die Kläger an den 
Beklagten, ald Senior ihrer Linie, gewiefen worden 
find. Eben fo ift, wie Dies in der vorigen Inftanz 
(BL. —) geſchehen, auch jegt darüber ſich nicht auds 
zufprechen, ob der Ausgang des gegenwärtigen Pros 
cefjed für oder gegen andere Interefjenten, außer 
den Parteien felbft, eine rechtäverbindende Wirkung 
haben werde. 
= 

Die vorige Inftanz hat bie Gründe, welche die 
erfte Inftang zu der Abweiſung der Klage in der 
angebrachten Maaße bewogen hatten, theild gemiß- 
billigt, theild für ſolche erklärt, weldhe man dahin 
geftellt fein laffen fönne. Nur wegen einer bie 
Quantificirung des Anſpruchs der Kläger betreffen« 
den Unvollftändigfeit im Klagvorbringen Bl. — ift 
die abweifende Entſcheidung beftätigt worden. Es 
wird die Angabe in der Klage, daß Karl Chri— 
flian Graf zur Lippe der Großvater, und Herrmann 
Graf zur Lippe der Bater der Kläger geweien fel, 
als unzureichend zu Begründung einer vollftteddaren 
sententia cerla betrachtet, weil, fo fange man nicht 
wiffe, wie viel eheleibliche Söhne. Karl Ehriftian 
und wie viel Herrmann Graf zur Lippe hinterlaſſen 
babe, fowohl der quantitative Betrag, als der 
Duotalantheil der Kläger an der Hälfte der frage 
lichen 5000 Thle. —⸗ —- ungewiß bleibe und bie 
Hebung dieſer Ungewißheit nicht dem Erecutiond- 
verfahren überlaffen werden bürfe. 

Allerdings tritt dem übrigens BI. — nicht bes 
ftrittenen Sage: pluralitas heredum non praesumitur, 


zen. 


bier ein Bedenken injofern entgegen, als bie Kläger, 
nicht blo8 nach ber Faffung der Klage, fonbern 
vornämlih auch nach bem Inhalte ihrer Appellas 
tionsführung BI. —, dieſen Sag gar nicht geltend 
machen und gar nicht behaupten, baß ihr Vater, 
Herrmann, ber einzige Sohn Karl Ehriftian’s ge: 
weien, und baß fie die alleinigen beiden Söhne 
Herrmann’s Graf zur Lippe, mithin zum alleinigen 
Genufie der 2500 Thle. — —- berechtigt feien. 
Erwägt man indeffen, daß von ben Klägern nirgends 
in den Xcten ein beftimmtes Geftändnig dahin ab- 
gelegt worden ift, es habe Karl Ehriftian mehr 
Söhne, außer ihrem Vater, und es habe diefer mehr 
Söhne, außer ihnen hinterlaffen, und daß hiernach 
wohl zu fragen wäre, ob es nicht dem Bellagten 
obgelegen hätte, das Vorhandenfein mehrerer Erben 
und die daraus folgende Zuvielforderung zu excipi— 
ten, fo könnte ſchon in diefer Hinficht Zweifel da- 
gegen erhoben werden, ob dieſer Grund allein zur 
Klagabweifung führen müfle. Hierzu fommt aber 
vornämlich noch, daß, wie von den Klägern Bl, — 
erklärt wird und aus dem Inhalte ber Klage bereits 
erhellt, die Kläger nicht ſowohl eine Verurtheilung 
des Beklagten in bie Zahlung einer beftimmten 
Summe oder Quote, ald vielmehr die Entfcheidung 
der über das Nechtsverhältniß beftehenden Diffes 
renz und die Berurtheilung des Bellagten verlangen, 
ihr Recht auf und feine Verbindlichkeit zu gleich- 
mäßiger Vertheilung der 5000 Thle. —⸗ —» 
an die Nachkommen resp. feines und ihres Groß» 
vaterd, Friedrich Ludwig's und Karl Ehriftian’s 
Grafens zur Lippe anzuerfennen, ald wohin denn 
auch das weijet, daß von NRüditänden, Berzuges 
zinfen ıc. irgend etwas nicht erwähnt wird. Selbſt 
wenn man das Klaggefuh in Folge des darin ge 
brauchten Ausdruds „gewähren“ als weiter gehend 
anzufehen hätte, würde immer nicht die Alagabweis 
fung nothwendig hieraus folgen, fondern dad Suchen 
im Erfenntnifje bis dahin, wozu das Klagvorbringen 
führt, zu beichränfen fein (Erl. Proc⸗Ordn. ad tit. 5. 
$. 1. und 2.). Dabin, daß, dafern das Anführen 
in der Klage genugjames Anhalten gu einer Ent- 
fheidung über das ftreitige Rechtsverhaͤltniß dar— 
bietet, auf deſſen Anerkennung auch dann geflagt 
werden fönne, wenn die Vollſtreckung des verurtheis 
lenden Erkenntniſſes nicht jofort gefchehen fann, 
jondern noch von einem anderen Umſtande abhängig 

ift, hat fich der Gerichtsbrauch ausgefprochen. 
von Langenn und Kori, Erörterungen prafti- 
ſcher Rechtsfragen, Thl. I. No. 3. a. E. &.52. 

der 2. Auflage. 

Uebrigens ift auch die Bemerkung der Kläger, daf, 
wenn einmal über das Rechtsverhaͤliniß entfchieden 
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ift, bie Frage, was ihnen bem zu Folge quantitativ 
zu leiften fei, zu feinen umfänglichen Erörterungen 
Anlaß bieten Fonne, nicht unrichtig, ba es fich hier 
um einen Anipruch handelt, weldyer den Klägern, 
dafern fie eheleiblihe Defcendenten Karl Chriſtian's 
Grafen zur Lippe find, jure proprio zufteht, und 
da, wenn über bie in Frage kommenden Geburts 
und Todesfälle Kirchenzeugniffe beigebracht wer: 
den, bie Berechnung des den Alägern zufommenden 
Quantums oder Quotalantheild eine fehr eins 
fache ift. 

Den KHlägern ift ein Anfpruch auf Theilnahme 
an der fraglichen Jahresrente und die Klage auf 
Anerkennung dieſes Nechted auch ſchon dann nicht 
abzufprechen, wenn ihr Anführen in ber Klage, daß 
am 5. April 1808 Karl Ehriftian Graf zur Lippe 
verftorben, daß deſſen Sohn, Herrmann Graf zur 
Lippe, ihr Vater geweien und am 14. Januar 1841 
mit Tode abgegangen, daß fie mithin apanagebercd- 
tigte Enfel Karl Chriſtian's Grafen zur Lippe ge 
worden jeien, in ®ewißheit beruht. Der Beklagte 
hat zwar formell die diefes Anführen enthaltenden 
Einlafjungsabfhnitte 80 — 82, in das Nichtwiſſen 
geftellt und den darüber angetragenen Eid den Ali 
gern zurüdgegeben. Seine Auslafjungen an andern 
Actenſtellen legen jedoch dar, daß eine Eidesleiftung 
hierüber füglich vermieden werden fann. In be 
von ihm der Ginlafjung vorangeihidten Sachdar— 
ftelung Bl. — giebt der Bellagte zu, daß Karl 
Ehriftian Graf zur Lippe der zweite Sohn Ferdinand 
Johann Ludwig's Grafen zur Lippe geweſen, baf 
deſſen dritter Sohn, Ludwig Auguft Ernft, kinderlos 
verftorben, daß Ferdinand Johann Ludwig ber Ur 
großvater der Kläger geweſen, dieſe mithin befien 
Nachkommen feien, er nennt jelbft bei der von ihn 
BI. — unter 4. vorgebrachten Einrede der fehlenden 
Legitimation zur Sache den Grafen Herrmann zur 
Lippe den Vater der Kläger, und er verlangt bei 
diefer Einrede blos noch den von ben Klägern zu 
ltefernden Nachweis, bag ihr Vater verftorben un 
daß fie defien Erbſchaft angetreten haben. Unter 
diefen Umftänden, und ba bier der Erbſchaftsantrin 
feine Bedingung ift, von welder das Recht ber 
Kläger abhängt, mitsin zur Bervollftändigung der 
Sadylegitimation für die Kläger, zu Folge der eignen 
Erklärungen des Bellagten, weiter nichts nöthig ift, 
ald der Nachweis, daß der Vater ber Kläger ver 
ftorben ſei, hierzu aber, wenn bie Kläger ein 
Kirchenzeugniß beibringen, einer Eidesleiftung es 
nicht bedarf, mußte es für angemeffen befunden 
werden, den Eidesantrag unberüdfichtigt zu lafien 
und einen Nachweis über diejen Todesfall zu er 
fordern. 


3. 

In dem zwifchen bem damals regierenden Grafen 
Eimon Auguft zur Lippes Detmold einerfeits, und 
deſſen Bettern, den beiden Brüdern Friedrich Karl 
Auguft Grafen zur LippesBiefterfeld und Ferdinand 
Johann Ludwig Grafen zur Lippe» Biefterfeld- 
Weißenfeld, andererfeitd abgefchlofienen und von 
bem Bellagten Bl. — als ein noch jegt rechtöbeitäns 
diges Bundamental=, Landes- und Hausgefep für 
die Nachkommen bes Gräflich Lippe’fchen Haufes 
gültig anerfannten Vergleiche, d. d. Detmold und 
Biefterfeld, den 22. und 24. Mai 1762, BI. —, 
worauf bie Kläger ihren Anfpruch ftüpen, ift hin— 
fihtlih der darin für Ferdinand Johann Ludwig 
Grafen zur Lippe» Weißenfeld — (den Urgroßvater 
der Barteien) — und deſſen ebeliche männliche Nach⸗ 
fommen beftimmten, aus ber Landrentei zu Detmold 
zu gewährenden Jahresrevenue von 5000 Thalern 
—: —: in Bold eine befonbere Succeffionsordnung 
nicht feitgefegt, und darüber, wie ed dann, wenn 
fpäterhin mehrere Nachfommen des damaligen Pa— 
eiscenten vorhanden wären, mit ber Bertheilung ber 
5000 Thlr. —⸗ —» gehalten werben folle, nicht 
erwähnt worben. 

Die vorige Inftanz nimmt deshalb an Bl. —, 
es liege hierin die Beftimmung, daß den gleich nahe 
ftehenden Defcendenten die Rente nad) gleichen Theis 
len gebübre, ohne die Frage zu berühren, ob, wenn 
mehrere Defcendenten aus verfchiedenen Stämmen 
vorhanden jind, die Genußberechtigung nad ben 
Stämmen, ober, ohne Rüdficht darauf, nad den 
Köpfen eintrete, 

Man kann bdiefen Zweifel indeſſen unerörtert 
fafien, da zwifchen ben Parteien darüber, daß nach 
Stämmen und in biefen nach gleichen Antheilen zu 
fuccebiren fei, an die Stelle des mit Tode abgehen- 
ben Percipienten alfo deſſen Söhne. treten, fein 
Streit obwaltet, von dem Beklagten vielmehr BI. — 
ausdrüdlich zugegeben wird, daß in $. 3. des Ber- 
gleihs von 1762 eine gleihmäßige Bertheilung 
Der Rente angeordnet worden fei. Hiermit fcheint 
zwar ber fernere Inhalt des Erceptiondverfahrend- 
Tages Bl. — infofern in Widerfpruch zu treten, als 
der Beklagte theild aus dem Schweigen im Ber: 
gleiche von 1762 über die künftige Verteilung ber 
Rente an die Nachfommen der Paciscenten, theils 
aus einigen pofitiven Beftimmungen im Vergleiche 
zu deduciren fucht, daß bie Paciscenten eine ſolche 
gleihmäßige Vertheilung, wie fie von den Klägern 
verlangt werde, für alle Zeiten nicht hätten feftfegen 
wollen. Dies geichieht jedoch offenbar nur zu Unters 
ftügung der ber dritten Ausflucht (des unftatthaften 
Klaglibells) BI. — unterliegenden Anficht, daß es 


179 


bem Urgroßvater ber Parteien, fowie jebem folgen- 
ben Apanageberechtigten, durch den Vergleich von 
1762 unverfagt geblieben, eine für feine Defcenden- 
ten verbindlihe Anordnung zu ungleicher Verthei— 
lung der Rente zu treffen, — eine Anficht, welche 
nachher näher zu prüfen fein wird, — und daß dies 
durch eine legtwillige Verorbnung gefchehen fei- 

Darüber, daß nad) ben Grundfägen bes Inteftats 
erbrechtd von ben dem Berftorbenen gleich nahe 
ftehenden Verwandten feiner blos um beöwillen, 
weil er der ältere ift, Anfpruch auf einen größeren 
Theil zu machen hat, fondern die glei) nahe ftehen- 
ben zu gleichen Theilen fuccediren, eben fo darüber, 
daß bdaffelbe bei ber Succeffion in Fideicommiffe 
ftattfinde, dafern nicht in der Fibeicommißverordnung 
etwas Anberes beftimmt ift, kann nicht gezweifelt 
werben. Das Nämliche gilt bei Apanagen, welde 
für die nachgeborenen (nicht regierenden) Mitglieder 
eines regierenden Haufes zu ihrem flandesmäßigen 
Unterhalte ausgejegt find, foweit nicht Die befonderen 
Landess oder Hausgefege hierüber andere Beſtim— 
mungen enthalten. 

Mofer, Familien-Staatsreht, Thl. I. Eap. 3. 

8.55.6.502. 

Mohl, Staatsrecht, $. 79. B. a. 2. ©. 364. 

Maurenbrecher, Staatsrecht, ©. 451. 

Mittermaier, beutfches Privatrecht, $. 451. der 

sten Aufl. 

Daraus, daß in einem Haufe die Primogenitur ein- 
geführt ift, folgt nicht, daß fie ſodann auch in ber 
nachgeborenen Linie beobachtet werden müſſe. 

Moſer, a. a. O. 
Hiernach ſtehen dem Verlangen der Klaͤger, daß die 
im Vertrage von 1762 für die eheliche männliche 
Defcendenz Ferdinand Johann Ludwig's Grafen zur 
Lippe ausgefegte Jahresrente von 5000 Thalern 
gleihmäßig vertheilt werde, der Inhalt des Vertrags 
und die rechtlichen Vorfchriften zur Seite, bafern 
nicht, was der Beklagte 

4 


Bl. — bei der unter 3. vorgefchügten Einrede des 
unftatthaften Klaglibeld behauptet, fpäter eine 
Aenderung in der Vertheilung eingeführt worden, 
und ſolches auf eine von den Klägern für rechts— 
verbindlich anzuerfennende Weiſe geichehen wäre. 
Letztere Frage würde, felbitverftändlich, feiner Unters 
ſuchung bedürfen, wenn die erftere Frage: ob wirf- 
lich eine bleibende Aenderung getroffen worden fei? 
zu verneinen fein follte. 

Eine Feitfegung dahin, daß die Defcendenz 
Friedrich Ludwig's Grafen zur Lippe, bes älteften 
Sohnes Ferdinand Johann Ludwig's, von ber 
Rente an 5000 Thlen. —⸗ —⸗ die Summe von 
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500 Thlen. — —⸗ im Voraus, oder 500 Thlr. 
—-—- mehr, als die Defcendenz Karl Ehriftian’s 
Grafen zur Lippe, bed zweiten Sohnes Ferdinand 
Johann Ludwig’s, zu erhalten habe, fol durch das 
von Ferdinand Johann Ludwig Grafen zur Lippe 
sub dato Baruth, am 3. Juni 1773 errichtete Teſta— 
ment (Klagbeilage B. Bl. —) und die von ben 
Söhnen bes Teſtators — (den Großältern der Par— 
teien) — abgegebene Agnitionserflärung von demſel— 
ben dato (Klagbeilage €. BI. — f.) getroffen worden 
fein. 

Zwar bezieht fi der Beflagte Bl. — außerdem 
noch auf einen von den beiden genannten Söhnen 
Ferdinand Johann Ludwig's Grafen zur Lippe unterm 
22. Januar 1765 ausgeftelten Revers, in welchem 
fie im Boraus ihre Zufriedenheit mit dem von ihrem 
Bater zu errichtenden legten Willen ausgefprochen 
hätten, ingleichen auf von dem Teftator am 2. April 
1774, 1. Februar 1775 und 23. October 1776 
errichtete, die Subitituirung feiner beiden Söhne an 
bie Stelle verftorbener Kinder betreffende Codicille 
und einen von jeinen Söhnen hierüber ausgeftellten 
Revers. Allein davon, daß in diefen, dem Sage 
nicht beigefügten Urkunden hinſichtlich der Anfprüche 
der entfernteren Defcendenten des Teftators auf Die 
Succeſſion in bie fragliche Nente andere Beftimmun- 
gen, ald in dem Teftamente, enthalten feien, wird 
von dem Beltagten nichts erwähnt. Was von ihm 
über deren Inhalt BL. — angegeben wird, weifet 
dahin, daß biefe nicht beigefügten Urfunden einen 
jeldftftändigen Einfluß auf die Beurtheilung ber 
Sache zu äußern nicht vermögen, daß fie vielmehr 
nur dann, wenn eine Beftätigung der Behauptung 
bed Beflagten in dem Teitamente vom 3. Juni 1772 
zu finden wäre, in Verbindung mit foldem zu bes 
rüdjichtigen fein könnten. 

Die vorige Inftanz hat angenommen, das Tefta- 
ment vom 3. Juni 1772. Bl. — enthalte blos eine 
die Kinder des Teftators angehende leptwillige Dies 
pojttion, feinedswegs ergebe ſich daraus die Abſicht 
bes Teftators eine für feine gefammte männliche 
Deicendenz verbindliche Succeffionsordnung in Bezug 
auf die fragliche Rente zu begründen; auch enthalte 
die von feinen Söhnen unter demfelben Tage abges 
gebene, auf diejes Teftament fich beziehende Erflä- 
rung Bl. — eben nicht mehr, ald das Tejtament 
ſelbſt. Die ausführlihen Gründe, wodurch Diefe 
Anficht gerechtfertigt wird, Bl. — zu widerlegen, 
hat der Beklagte auch nicht einmal verfucht. Jenen 
Gründen Bl. — ift durchaus beizutreten, und nur 
Folgendes mag hier noch hinzugefügt werben: 

Nah dem, was fich über die Familien- und 
Bermögendverhältniffe ded Teftators aus dem Tefta- 


mente abnehmen läßt, befand ſich derfelbe damals 
bereitd im Witiwerftande, und hatte ſechs Kinder, 
drei Söhne und drei Töchter, von denen blos ber 
ältefte Sohn bereitö vermählt war. 

An Vermögen fcheint er außer Fahrniß nur nod 
ein Haus im Lemgo befefien zu haben. 

Die Abficht des Teftators, nach feinem Ableben 
auch feinen Töchtern bis zu ihrer Verforgung einen 
Mitgenuß der fraglichen Rente von 5000 Then. 
—⸗ —s und feinem’ älteften Sohne etwas mehr, 
als den übrigen Söhnen, zuzuwenden, geht aus ben 
teftamentarifchen Dispofitionen felbft hervor, ſowie 
für Die Begünftigung des älteften Sohnes ein offen- 
bar ganz individueller, auf defien Perſon befchränfter 
Grund (Bl. — $. I.) mit den Worten angegeben 
ift: „in Anfehung feines in meinem Alter 
mir geleifteten getreuen Beiſtandes“. Schon 
hiernach wird ed wenigftens ſehr unwahrfcheinlic, 
daß der Teftator das zur Belohnung feines älteflen 
Sohnes für den ihm geleifteten Beiftand Beſtimmie 
über deſſen Perſon hinaus habe erftredfen und die 
gefammte männliche Nachkommenſchaft deffelben vor 
jeinem zweiten Sohne und deſſen Defcendenz habe 
begünftigen wollen. Und da fchon wegen bed ben 
Töchtern zugedachten Mitgenufies an ber für bie 
männlichen Defcendenten beftimmten Jahresrente 
die Zuftimmung der letzteren nöthig, auch nicht 
vorauszuſehen war, ob bei dem Ableben Eines oder 
des Anderen der Söhne mit Hinterlaffung männ- 
licher Defcendenten nicht noch die Töchter Des Tefta- 
tors in dem ihnen durch Das Teftament bejchiedenen 
Mitgenufie ftehen würden, fo läßt ſich auch Daraus, 
daß der Teftator auf Erlangung bed Einverftänd- 
niffes feiner Söhne mit feinen väterlichen Dispoft 
tionen Bedacht nahm, fowie daraus, daß die Söhne 
ihre Zuftimmung dazu mit den Worten: „ſo decla— 
riren wir hiermit für und, unfere Erben und Nach— 
fommen”, Bl. — ausgeiprochen, nicht der entferns 
tefte Grund für die Annahme herleiten, es habe ber 
Teftator der männlichen Defcendenz feines älteften 
Sohnes für alle Zeiten ein Plus von 500 Thlrn. 
—: —s beicheiden wollen. 

Selbft der Ausdrud „Penſion“, deffen fich der 
Teftator bei allen feinen Beitimmungen über Ber 
theilung des Nentengenuffed unter feine Kinder 
bedient hat, fpricht gegen die Annahme, daß ber 
Teftator eine für alle Generationen bleibende Ein- 
richtung habe treffen wollen. 

Wenn ferner im Falle, daß der älteſte Sohn 
des Teſtators ohne Defcendenz verftürbe, won defien 
Antheil der 1650 Thle. — —⸗ dem zweiten (und 
fodann älteften) Sohne nur 1000 Thlr. —⸗—«, 
dem dritten aber 650 Thlr. — —», alfo blos 
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350 Thlr. — —» weniger, als jenem, zuwachſen 
follten (88. IX. X. des Teftaments Bl. —), fo ergiebt 
fi hieraus mindeftens fo viel, daß die Abſicht des 
Zeftatord auf eine bleibende Begünftigung bes 
Aelteften mit einer Summe von 500 Thlrn. 
—-⸗ —⸗ nicht gerichtet war. WBornämlich aber ift 
es die Faffung des Teftamentes felbft, welche der 
Annahme einer ſolchen Abficht entgegenfteht. Sowie 
die im $. II. ertheilte Verordnung, daß der Ältefte 
Sohn des Teftators, wegen des ihm geleifteten treuen 
Beiftandes, 1650 Thlr. — = —: (alfo 500 Thle. — —⸗ 
mehr als jeder feiner Brüder) befommen folle, blos 
diefen Älteften Sohn für feine Perfon, als den Ho— 
norirten, benennt, ohne dabei mit einer Sylbe 
feiner männlichen Defcendenz zu gedenfen, 
fo findet ſich auch übrigens in dem Teftamente nicht 
ein einziges Wort davon, daß ber ältefte Sohn des 
Teftatord und beffen Defcendenz einen bleibenden 
Borzug nah Höhe von 500 Thlen. — —s vor 
feinen Brüdern und deren Defcendenz erhalten folle, 
und in ber That würde es unbegreiflich erfcheinen 
müffen, warum eine fo wichtige Verfügung, wenn 
fie wirklich im Sinne des Teftators lag, fo gänzlich 
befehwiegen worden wäre. Dunkle oder zweideutig 
gefaßte Stellen in einem Teftamente fönnen und 
follen zwar duch Erforfchung der muthmaaßlichen 
Abſicht des Teftatord ausgelegt werben, foweit aber 
zu gehen, daß in ein Teftament, welches an fich 
nicht zweideutig gefaßt ift, eine weſentliche und 
folgereiche Dispofition, welche darin nicht enthalten, 
mittelft der Forſchung nach der Abſicht des Teftators 
herein interpretirt werde, muß, wie überhaupt, fo 
gerade bier den gerechteften Bedenken unterliegen, 
und jelbft wenn volle zweifellofe Gewißheit darüber 
vorhanden wäre, daß der Teftator es im Sinne 
gehabt habe, die hinfichtlich des Borzugs von 500 
Thlen. —⸗ —« blos auf feinen Sohn gerichtete 
Berfügung im Teftamente auch auf alle Defcenden> 
ten feines Sohnes zu erftreden, würde in Frage zu 
ftellen fein, ob einer ſolchen ausgefprochenen Abficht 
die Kraft und Wirkung einer im Teftamente aus— 
geiprocenen Berfügung beigelegt werden müßte und 
dürfte, Nur infofern, als nach dem eignen Anfüh- 
ren ber Kläger ber im Teftamente Ferdinand Johann 
Ludwig's Grafen zur Lippe mit einem Plus von 
500 Thlın. —⸗ — = bevorzugte Ältefte Sohn bes 
Teftatord, Friedrich Ludwig (der Großvater des 
Beklagten), bereit am 17. März 1791, und ber 
zweite Sohn bes Teſtators, Karl Chriftian (der 
Kläger Großvater), am 3. April 1808 verftorben 
ift, mithin während der 59 Jahre von 1791 bis 
1850 die Jahresrente der 5000 Thlr. —= — = an 
Friedrich Ludwig's Defcendenz und an Karl Ehriftian 


und refp. befien männliche Nachkommen zu gleichen 
Hälften an 2500 Thle. —⸗ — = hätte verabfolgt 
werden follen, wenn man eine bleibende ungleiche 
Bertheilung in dem Teftamente nicht angeordnet 
findet, gleichwohl dies nicht gefchehen, fondern an 
den Stamm bes Aelteften, Friedrich Ludwig's, fort- 
während 2750 Thle. —⸗ —⸗ und an Karl Ehriftian, 
fowie defien männliche Defcendenz nur 2250 Thlr. 
—- —s, mithin jenem Stamme 500 Thlr. — —s 
mehr, als diefem, gezahlt worden find, fönnte ber 
Zweifel erboben werben, ob nicht hierdurch das 
Teftament eine von dem erfennenden Richter zu 
beachtende Ufualinterpretation erhalten babe. 
Zu einer bem Bellagten beifälligen Löfung biefes 
Zweifels fönnte man, wie offen vorliegt, mur dann 
gelangen, wenn anzunehmen wäre, 


ed habe dem erfien Genußberechtigten, dem Urgroß- 
vater beider Parteien, Ferdinand Johann Ludwig 
Grafen zur Lippe, das Recht zugeftanden, über bie 
BVertheilung ber Rente unter feiner Defcendenz eine 
ben Stamm des einen vor dem bes andern Sohnes 
begünftigende bleibende Anordnung, mit für alle 
folgende Mitglieder des verfürzten Stammes verbin- 
dender Wirkung, zu treffen, ober es habe fid durch 
bie factifche ungleiche Vertheilung während eines fo 
langen Zeitraums eine bem Gefege gleich geltende 
Obſervanz gebildet. 

Bon der erften Inftanz Bl. — wird dies ange- 
nommen, von der zweiten aber Bl. — in Abrebe, 
oder doch in Zweifel geftellt, obgleich beide ſich dahin 
ausſprechen, daß die ftreitige Jahresrente ald eine 
Apanage zu betrachten und nach ben darüber bes 
ſtehenden Rechtsgrundfägen das Rechtöverhältniß der 
Apanageprätendenten zu beurtheilen fei. 

Der Beklagte fcheint zwar an einigen Acten- 
ftellen Bl. — damit, daß von ben Klägern, fowie 
von der Rentfammer zu Detmold, die fragliche Rente 
als Apanage ber Gräflic Lippe» Weißenfeld’ichen 
Linie bezeichnet wird, einverftanden zu fein; doch 
hat er in der Duplif Bl. — und in den Appellationds 
fhriften Bl. — zu beftreiten gefucht, daß die im 
Bertrage von 1762 feitgefepte Rente die Eigenfchaft 
einer wirklihen Apanage habe und nad) den Grund: 
fügen über diefes Inftitut zu beurtheilen fei, obwohl 
er an einer anderen Stelle Bl. — wieder einräumt, 
daß die Rente Apanagenqualität, ſolche jedoch erft 
durch den Vertrag von 1772 erhalten habe. Die 
Fidelcommißqualität der Rente giebt der Beklagte 
im erften Verfahren Bl. —, doch zum Theil mit 
Behauptung einiger Modificationen, zu, beftreitet 
fie fodann Bl. — und erfennt fie hierauf BI. — 
wieder unbedingt an. Ein Einverftändniß der Par 
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teien über die rechtliche Natur ber ftreitigen Rente 
läßt ſich hiernach nicht füglich annehmen. Bei ber 
anderweiten Prüfung ber aus ben Neten fich erge- 
benden und zwifchen den Parteien nicht flreitigen 
thatfächlihen Verhaͤltniſſe aber hat die Anficht ber 
vorigen Urthelöverfafler, daß es ſich hier um eine 
Apanage handle, vollfommen begründet erfcheinen 
müffen. 

Die Grafen zur LippesBiefterfeld und Weißen: 
feld find Mitglieder einer thronfolgefähigen Neben» 
linie des regierenden Haufes Lippe» Detmold. 

f. Maurenbrecher, Staatsrecht, $. 133. Not. K. 

©. 220. 

Als folche werden die beiden Brüber Friedrich Karl 
Auguft und Ferdinand Johann Ludwig (der Urgroß- 
vater der Parteien) in dem Bertrage vom 22. und 
‚24. Mai 1762 von dem damals Regierenden, Simon 
Auguft, anerkannt, und in dieſer Eigenfchaft ſchloſſen 
fie mit dem Regierenden den Vergleich ab. Früher, 
bereitd im Jahre 1627, war zwifchen ben beiden 
Grafen Herrmann Adolph (dem Borfahren Simon 
Auguſt's) und Jobſt Herrmann (von welchem Friebs 
sih Karl Auguft und Ferdinand Johann Ludwig 
abftammten) ein Interimifticum dahin getroffen wor« 
ben, daß dem Grafen Jobft Herrmann der Nieß- 
brauch gewifjer Aemter und Güter eingeräumt wurbe, 
welcher ſodann auf befien Defcendenten, bie beiden 
genannten Brüder Friedrich Karl Auguft zu Biefter 
feld und Ferdinand Johann Ludwig zu Weißenfeld, 
gelangte und von bdiefen in dem Bertrage von 1762 
an den Regierenden gegen Zuficherung einer jähr« 
lien ®elbleiftung von 15,000 Thlen. —⸗ —⸗ ab» 
getreten wurde, Bl. —. Schon hieraus ergiebt es 
fih, daß bie der Nebenlinie der Nichtregierenden 
vorher zur Benugung angermiefenen Aemter und 
Güter ein fogenannted paragium ausdmachten und 
die fobann anſtatt dieſes aufgegebenen paragium 
feftgefegte jährliche Gelbleiftung ein apanagium ift, 
dazu bejtimmt, ber nicht regierenden Linie ein Mittel 
zum Unterbalte zu gewähren. Damit barmonirt 
auch ber übrige Inhalt des Vergleiche, in welchem 
diefe Geldleiftung eine jährlihe Revenue genannt 
wird. Der Regierende bewilligte dieſelbe feinen 
genannten beiden Bettern und beren ehelichen 
männlichen Erben — Defcendenten, und zwar 
ohne Beichränfung auf die Söhne ber beiden Bet» 
tern, fondern auch den entfernten Nachfommen, fo 
lange eine eheliche männliche Poſterität vor- 
handen fein würde, Die Revenue ward auf die 
Landrentei — aljo eine öffentliche Caſſe — unter 
bejonderer Verpflichtung des Gafienbeamten, gewiefen 
und der Vergleich nicht nur von ben Landftänden 
ber Örafichaft in vim legis patriae etsanclionis 


pragmaticae angenommen unb beftätigt, ſondern 
von bdenfelben auch unter Verband und Verhypothe⸗ 
cirung ber Landesmittel Garantie für die Erfül- 
fung zugefagt (f. bie Urkunde vom 26. Mai 1768), 
Dabei ward — (mas nicht wohl geſchehen konnte 
und nicht gefchehen fein würde, wenn man bie 
jährliche Geldleiftung blos als Abfindung für ab- 
getretene Bermögensobjecte und für aufgegebene 
Anfprüce, oder wenn man fie blos ald Zins eines 
Fideicommißcapitals betrachtet hätte) — für den Fall, 
wenn einmal die ehelihe männliche Vofterität ber 
beiden Vettern abgehen jollte, von dem Regierenden 
fi der Rüdfall vorbehalten. Ausdrüdlich erkannte 
berfelbe zugleich das eventuelle Recht feiner Vettern 
zur Succeffion in bie Regierung an BI. —, und 
beiderjeitd Paciscenten ſprachen Bl. — die, Ueber: 
jeugung aus, daß durch diefen Bergleich beide 
geäfliche Häufer in beftändige Freundſchaft und 
guted Vernehmen gefegt worden feien. Die zu dem 
dabei angegebenen Zwede: „damit die Grafen zur 
Lippe»Biefterfeld und Weißenfeld wegen der jähr 
lihen Revenue befto geficherter fein möchten", 
BI. — von dem Regierenden gefchehene Special: 
verpfändung gewiffer Güter hat felbftverftändlic 
feinen Einfluß auf die Beantwortung der Frage, 
ob die Revenue Apanagequalität habe. An folce 
wird auch durch Die im $. 6. getroffene Feſtſetzung 
nichtd geändert, nach welcher ben Grafen zur Lippe 
Diefterfeld und Weißenfeld, dafern fie fich erma 
anderwärts anfäflig machen wollen, die Aufnahme 
eined Capitals unter befien Anweifung auf den 
Hauptftuhl geftattet werde, doch mit der Bedingung, 
daß die meuacquiritten Immobilien zu ewigen 
Zeiten dem nexui fideicommissario auf gleide 
Weife, wie der Hauptftuhl, unterworfen bleiben und 
die Acquirenten vor ber Aufnahme bed Capitals eine 
Verwendung befjelben nachzuweiſen haben, daß das 
fideicommissum familiae darunter geſichert 
bleibe und das zu acquirirende Gut dem Capitale 
aus dem Hauptftuhl furrogirt werde, 

Diefe Beftimmung alterirt offenbar nicht im 
Geringften das den männlichen Mitgliedern be 
Biefterfeld-Weißenfeld’ihen Nebenlinie im Vergleiche 
zugeftandene Recht auf den Mitgenuß der beftimmten 
Geldleiſtung. Man erfannte, an, daß die Object, 
durch welche die Nebenlinie binfichtlich der ihnen 
zutommenden jährlichen Gelbleiftung gefichert waren, 
zu dem Gräflich Lippe'ſchen Bamilienfideicommille 
gehören, und daß, wenn man es auch für ftarthaft 
hielt, Darauf durch Aufnahme eines Capitals Behufs 
der Acquifition eined Gutes, eine Befchwerbe zu 
übernehmen, dadurch doch feine wirkliche Veräufße: 
rung verhangen, fondern durch den Eintritt des zu 


acquirirenben Gutes in den Fibeicommißverband das 
Object ungefhwächt erhalten werben ſollte. Ereig- 
nete ſich ein folcher Fall, fo trat die Benugung ber 
neuacquirirenden Güter an die Stelle der jährlichen 
Geldleiftung für die Nebenlinie und ihr apanagium 
verwandelte fich wieder in ein paragium, auf welches 
ben ferneren männlichen Nachfommen dafjelbe Recht 
zuftand, was ihnen der Vertrag von 1762 auf bie 
jährliche Gelbleiftung gewährt. 
6 


Aus bem ad 5. fo eben Entwidelten ergiebt fich 
zuvörderſt, daß der Beklagte bei feiner Behauptung, 
es habe dem lirgroßvater ber Parteien, Ferdinand 
Johann Ludwig Grafen zur Lippe, das Recht zuge 
ftanden, eine ungleihmäßige Bertheilung ber für 
die Weißenfeld’fche Linie jährlich beftimmten 5000 
Thlr. —⸗ —s anzuordnen, und Bl. — es flehe 
fogar jedem feiner Söhne, Enkel, Urenfel und ent— 
fernteren Nachkommen frei, nicht nur ähnliche, fon- 
dern felbft foldye Verfügungen zu treffen, wodurch 
des einen ober bed andern Sohnes Nachkommenſchaft 
von ber ©enufberechtigung ganz ausgeſchloſſen 
würde, fi auf eine dem Graͤflich Lippe'ſchen Haufe 
zufommende Autonomie vergeblich beruft. Iſt, wie 
von dem Beklagten ſelbſt BI. — behauptet und in 
ber landftändifchen Zuftimmungsurfunde BL. — an— 
erfannt wird, ber Bergleih von 1762. Bl. — ein 
Bundamental:, Landes- und Hausgefeg bes 
Gräflih Lippe'ſchen Haufes, fo wäre darüber, ob 
fraft der -Autonomie daran etwas geändert werden 
fonnte, Frage offenbar blos dann zu erheben, wenn 
nicht ein einzelned Mitglied einer Nebenlinie, fons 
bern bad Gefammihaus eine folche abändernde 
Sagung vorgenommen hätte. Someit, daß auch 
jedes einzelne Mitglied eines Gräflichen Haufes 
beliebig über die beftehenden Hausgefege fchalten 
und walten könne, ift weder damals, noch je die 
fogenannte Autonomie getrieben worden. Darauf, 
daß eine die ungleihmäßige Bertheilung ber Apanage 
betreffende Verfügung die Genehmigung aller zu der 
Zeit lebenden Mitglieder des Haufes oder doch des 
Regierenden erlangt habe, hat der Beflagte ſich zu 
beziehen nicht vermocht. 

Aus gleihen Rüdfichten fann auch daraus, baf 
während eines langen Zeitraums factifh an die 
männliche Defcendenz des von Ferdinand Johann 
Ludwig Grafen zur Lippe hinterlaffenen älteften 
Sohnes jährlid 500 Thle. — —⸗ mehr, als den 
jüngeren Sohn, Karl Ehrifian, und deſſen Nach— 
fommen abgegeben worden find, eine diefe Verfürs 
zung für alle künftige Zeiten ſanctionirende Fami— 
lienobfjervanz nicht gefolgert werden. Man pflegt 
joldpe einem ausprüdlichen Geſetze gleich zu ftellen, 
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weil baraus das ftillfchweigenbe Einverftändniß 
der Gefepfactoren erfennbar fei. Bon einem folchen 
ſtillſchweigenden Einverftändniffe aller hierbei ins 
tereffirten Theile läßt fi aber ganz gewiß nur ba 
reden, wo nachgewieſen ift, daß alle Intereffenten 
darum wußten, wie es factifch gehalten warb, ober 
wo nach der Beichaffenheit der Sache die Befannt- 
fhaft der Intereffenten mit dem factifchen Verfahren 
voraudgefept werden muß. Zu den Öntereffenten 
bei einer Familienobfervanz, burch welche ein be» 
ftehendes Hausgeſetz geändert werden foll, gehören 
aber eben jo, wie Died bei einer ausbrüdlichen Abs 
änderung bed Hausgejeges nöthig, alle Mitglieder 
ber Familie, infonderheit ber Negierende des Haufes. 
Daß dieſer von der Verfürzung Karl Chriftian’s 
und ber Nachkommen defielben um jährlich 500 Thlr. 
—.: —s unterrichtet und ſtillſchweigend damit ein— 
verftanden gewefen fei, it von dem Beklagten nicht 
angeführt worden. In der Befcheibung der Fürftlich 
Lippe’ihen Rentlammer zu Detmold vom 2. Auguft 
1850 wird blos erwähnt, „bie Gräflich Lippes 
Weißenfeld'ſche Apanage ber 5000 Thle. — —: 
werde nad leptwilliger Beftimmung bes Stifters 
der Gräflih Weißenfeld'ſchen Linie, des Grafen 
Ferdinand Johann Ludwig, von deren jedesmaligem 
Senior aus der Landrentei erhoben, und es habe 
davon, wie biefe Apanage unter bie Mitglieder ber 
Gräflih Weißenfeld’ichen Linie vertheilt werde, bie 
Rentfammer feine Kenntniß”. Iſt zwar hieraus 
anzunehmen, ber Gafjenbeamte des regierenden Hau⸗ 
ſes habe aus dem Teftamente von 1772 erfchen 
fönnen, daß Friedrich Auguft Graf zur Lippe 500 
Thlr. —⸗ —⸗ mehr, als fein jüngerer Bruder, Karl 
Ehriftian, von der Apanage empfangen follte, jo 
geht doch daraus nicht, ald worauf es bei ber Frage 
über Die Obfervanz anfommt, hervor, ob darüber, 
wie es factifch mit der BVertheilung der Apanage, 
und namentlich nah dem Tode des Grafen Friedrich 
Auguft, gehalten worden ift, der Negierende Kennt: 
niß gehabt habe, vielmehr wird in dem Erlaffe jogar 
das Gegentheil verfichert. 

Hierdurch erledigt fi ein näheres Eingehen auf 
die von ber vorigen Inſtanz Bl. — nicht mit Ja 
beantwortete Frage, ob dann, wenn von 1791 bie 
1850 eine den jüngern Bruder, Karl Ehriftian, und 
befien Nachkommen um 500 Thle. —= — = gegen 
bie Nachkommen Friedrich Auguſt's verfürzende Ver- 
theilung ber Apanage, unter flillfhweigendem Ein- 
verftändniffe des damit befannten Regierenden, far 
tifch ftattgefunden hätte, daraus eine das Recht der 
Kläger aus dem Vertrage von 1762 fchmälernde 
Obſervanz abzuleiten, oder blos fo viel, baß die— 
jenigen, welche ſich diefe Schmälerung haben gefallen 


184 


laſſen, fich nicht Darüber beflagen könnten, oder auch 
Dies nicht einmal anzunehmen fein möchte. 

Das über das eigene Recht der Kläger auf un- 
gefchmälerte Theilnahme an dem Genuſſe der Apanage 
oben ad 5. Nachgewiefene bringt ed aber auch mit 
fich, Daß die Beantwortung der Frage, ob ber Bater 
ber Kläger, Herrmann, Erbe feines Vaters, Karl 
Ehriftian, und ob die Kläger Erben ihres Vaters 
geworden feien und die Erbichaft angetreten 
haben, auf die Entfcheidung der vorliegenden Diffe- 
renz einen Einfluß zu äußern nicht vermag. 

Der Beflagte, welcher bei ber vierten Ginrebe 
Bl. — die Klage um beöwillen als mangelhaft bes 
zeichnet, weil bie Kläger den Antritt ber Erbichaft ihres 
Vaters nicht befcheinigt hätten, behauptet Damit im 
MWiderftreite Bl. —, daß die Kläger die Erben ihrer 
Vorfahren geworden, und daß fie deshalb die Ver— 
fügungen und Anerfenntnifje berjelben, mithin auch 
die das Teftament von 1772 betreffende Agnitiond- 
erflärung Karl Ehriftian’s Grafen zur Lippe, gegen 
ſich gelten zu laffen verbunden feien. 

Nah der Meinung der erften Inſtanz Bl. — 
jollen die. Kläger, weil fie Leibeserben eines ber 
‚Söhne des Teitatord wären und auf einen Aus— 
nahmegrund fich nicht bezogen hätten, die Erklärun— 
gen ihres Erblafferd anzuerkennen verpflichtet fein. 
Es wird aljo nicht blos angenommen, baß bem 
Apanageberechtigten durch Handlungen oder Unter: 
laffungen feines Vaters, wenn er deſſen Erbſchaft 
angetreten, der Anfpruch ganz oder zum Theil ents 
zogen werben fönne, ſondern es jcheint fogar eine 
Präfumtion dafür, daß ber Leibeserbe — (der Defcen- 
dent) — auch wirklich durch den Grbfchaftsantritt 
Erbe geworben fei, geltend gemacht zu werden. 

Bon ber zweiten Inftanz dagegen wird BI. —, 
und zwar, wie dies gleich hier zu erwähnen, mit 
vollem Grunde, ſich dahin ausgefprochen, daß der 
Apanageberechtigte, weil er fein Recht unmittelbar 
aus der urfprünglihen Stiftung, nicht von feinen 
nächiten Adfcendenten, herleite, Die benadhtheiligende 
Verfügung feines Vaters Außerften Falles nur dann, 
wenn er beffen Allodialerbe geworden wäre und bie 
Erbſchaft angetreten hätte, anzuerkennen brauche, daß 
aber auch dies für die fpäter eintretenden Apanage— 
berechtigten feine Verbindlichkeit begrünbde. 

Der Beflagte hat es in feiner neuern Deduction 
unverjucht gelaffen, Die Gründe der vorigen Inftanz 
in Diefer Beziehung zu widerlegen, und die von ihm 
BI. — berufene Refutationsichrift BI. — enthält 


— — — — — — — — — — 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


nichts, wodurch die der Sache und den hier zu be— 
achtenden Rechtsvorſchriften entſprechende Ausfüh- 
rung ber Kläger Bl. — entkräftet würde. 


Shluß folgt in der naͤchſten Nummer.) 


Miscellen, 


Orden. Ge. Königl. Majeftät haben dem Ober: 
appellationdrath, Geheimenrath 
Dr. Karl Fürchtegott Meißner, 
zeitherigem Inhaber des Ritterkreuzes des Verdienſt⸗ 
ordend, dad Gomthurfreug II. Glaffe dieſes Ordent 
allergnäpigft zu verleihen gerubt. 


Anftellungen bei Patrimonialgerichten. Tr: 
zu Verwaltung von Patrimonialgerihten im Allgemei- 
nen verpflichtete Advocat Friedrich Guſtav Lorenz zu 
Hain iſt bei den Gerichten zu Zſchieſchen als ftelvertre 
tender Juftitiar eingewiefen worden. 

Der Advocat Guftav Mehr zu Borna ift als Ver— 
walter der Gerichte zu Großhermäporf eingemiein 
worben. 

Der zur Verwaltung von PBatrimenialgerichten im 
Allgemeinen verpflichtete Apvocat Wilhelm Ernft Krauſt 
zu Dresden ift ald Verwalter der Gerichte zu Klein 
naundorf im Amtsbezirke Radeberg eingewiefen wor 
den. 

Der Advocat Auguft Ruffini in Königsbrüd ift alt 
Juftitiar der Gerichte zu Schwepnig und der Gericht 
zu Gojel eingewiejen, ferner ift der Advocat Karl 
Eduard Naumann in Gamenz als Juftitiar der Gericht: 
zu Milftrich in Pflicht genommen und ver Advocat Karl 
Morig von Logan in Gamenz als Juftitiar der Geridu 
zu Deutfch- Bafelig eingemwiefen worden. 

Der Advocat Johann Friedrich Wilhelm Hentſchel 
in Bulsnig ift ald Juftitiar der Gerichte zu Skaske, 

der Klofterfgndicus Anton Spann in Panſchwit 
bei Marienftern als Yuftitiar der Gerichte zu Räckel— 
witz und 

der Bürgermeifter Advocat Karl Otto Leuthold m | 
Pulsnig als Yuftitiar Der Gerichte zu Möhrsverf in 
Pfliht genommen worden. 


Zodesfälle. Geftorben: am 3. März 1854 der 
Königl. Sächſ. Oberpoſtdirector a. D. Ghriftian Geu— 
lieb von Hüttner, Ritter mehrerer hoben Orben, in 
Leipzig; am 4. März 1854 der Advocat Guftav Wol- 
demar Kretihmar in Zittau; am 9. Mürz 1854 de 
Landgerichtsrath Dr. Franz Theodor Hauſchild in Pirna; 
am 28. März 1854 der emer. Rathsactuar und Adro— 
cat Gottbelf Friedrich Greuz in Dresden; am 9. April 
1854 der emer. Juſtizamtmann Gottlieb Wilhelm Mitt: 
länver in Dredven. 


Offiein der Berlagshandblung. 








Wochenblatt 


Bon tiefem Bo: 
denblatte er: 


für 


Alle Poflämter 
u Buchhandlungen 


heinen jährlt > , übernehmen Beftel: 
=; merkwürdige Aechtsfälle, 2%: 
—— in actenmäßigen Darſtellungen praenumerando zu 
—— aus dem Gebiete der Justizpklege Tee 
und Verwaltung 
zunädft für das 
Königreich Sachfen. 


Ma. 


Mehtögrundfäge über apanagia, paragia, Fami: 

lienobfervanzen, Familienfideicommiffe, und den 

Gerichtsſtand der Mitglieder der Nebenlinien eines 

regierenden Haufed in ihren Rechtöftreitigfeiten 
unter einander. 


Mitgetheilt von 
Herrn J. R. L. ink 
(Schluß des S. 184. abgebrechenen Rechtsfalles.) 


Es handelt ſich hier nicht um ein Lehn und es 
können daher die Grundfäge uͤber die Verbindlichkeit 
bed in das Lehn fuccedirenden Eohnes zu Anerfen- 
nung ber Handlungen und Unterlaffungen des Baters 
bier nicht in Betracht fommen. Auch ein Familien« 
fideicommiß im eigentlichen Sinne liegt nicht vor, 
wie fich dies aus den oben bargeftellten Sachver— 
hältniffen und befonders aus ber Beftimmung wegen 
bes Rüdfalls in $. 5. des Vergleichs von 1762 
ergiebt. Der Natur der Sache würde ed durchaus 
wiberftreiten, wollte man annehmen, bas zur Suc« 
ceffion in den ungefchmälerten antheiligen Genuß 
ber durch bad Hausgeſetz geordneten Apanage, mit- 
bin proprio jure, nicht beneficio patris, berechtigte 
Mitglied der Nebenlinie müffe entweder auf die 
Allodialerbichaft feines Vaters verzichten, ober Die 
Handlungen feines Vaters, wodurch eine Schmäle- 
rung ber Apanage herbeigeführt wird, anerkennen. 
Das Recht auf die Apanage gehörte nicht zu ber 
Erbſchaft des Vaters; für ihn erlofch es mit feinem 
Tode, und der Sohn tritt auf Grund des von dem 
Anfalle und Antritte der väterlichen Erbſchaft ganz 
unabhängigen, eigenen Rechtes in ben Genuß ber 
Apanage. Auch bei Familienfibeicommiffen muß bie 
Meinung, daß der jeweilige Befiger feinen durch 


Nene Folge Bweiter Jahrgang. 
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die Etiftung berufenen Nachfolgern nichts entziehen 
dürfe und der Nachfolger, felbft wenn er des Vor— 
gängers Allodialerbe geworden, defien Handlungen 
nicht anzuerfennen brauche, 

Runde, deutſches Privatrecht, $. 695. 

Mittermaier, beutfchesd Privatr., 5. Aufl. $. 449. 
für die der Theorie und der Natur der Sache nach 
tichtigere gehalten werben, 

von Salza und Lichtenau, die Lehre von den 

Bamilienfideicommiflen, 8. 82. &. 159, 

und von den für bie gegentheilige allerdings auch 
in ber Praris oft befolgte Anficht geltend gemachten 
Gründen erfcheint wenigftens ber hauptfädhlichite, 
von ber Rüdficht auf die Sicherheit des Eigenthums 
entlehnte, unverfennbar bei ber Frage über Entzies 
bung oder Echmälerung von Apanagen ebenfowenig 
eingreifend, al8 ber Eat anwendbar, nondum nato- 
rum nulla sunt jura. Webrigens würbe, felbft wenn 
man dem Antritte ber Erbſchaft des Vaters bie 
Wirkung beilegen wollte, der Sohn verpflichte ſich 
dadurch, die Handlungen oder Erflärungen feines 
Baters in Bezug auf die Apanagenberechtigung der 
männlichen Bamilienmitglieder anzuerfennen, es Doch 
an allem Grunde fehlen, die Wirfung diefes Erbs 
fchaftsantrittö weiter zu erfireden, ald auf den uns 
mittelbaren Erben defien, von dem eine foldhe Hands 
fung, Erflärung oder Unterlaffung ausging. Dem 
zu Folge würde, wenn auch Karl Ehriftian Grafen 
zur Lippe Sohn, Herrmann (der Bater der Kläger), 
die Erbfchaft feines Waters angetreten, Died gegen 
Kläger blos um bdeswillen, weil fie ihres Vaters, 
des Grafen Herrmann, Allodialnachlaß angetreten 
hätten, als ein Grund ihrer Verbindlichkeit zum Aner⸗ 
fenntniß der die Apanage betreffenden Erklärung ihres 
Großvaters nicht geltend gemacht werden fönnen. 
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Es war baher, obwohl ber Bellagte, wie ge- 
dacht, erceptivifch behauptet hat, Bl. — daß bie 
Kläger Erben ihrer Vorfahren geworben feien, auch 
auf einen Beweis biefer Behauptung, über welche 
fih die Kläger nicht beftimmt erflärt haben, nicht zu 
interloquiren, fowie denn überhaupt dazu, dem Be- 
Hagten einen Ausfluchtsbeweis nachzulaſſen, fein 
Anlaß vorhanden ift, indem ber Bellagte folche 
thatſächliche Momente, durch beren Beweis bie 
Ueberzgeugung begründet werben fünnte, es fei bie 
zur Beſchwerde gezogene ungleihmäßige Vertheilung 
ber Apanage durch das Teftament von 1772 ober 
fonft auf eine zu Recht beftändige Weife in ber 
Weißenfeld’schen Linie eingeführt worden, erceptivifch 
nicht angeführt hat. 


Obwohl bem Vorftehenden zu Folge reformatorifch 
auf Berurtheilung des Beklagten in der Hauptfache 
zu erfennen war, fo mußte es doch bei ber aus— 
geiprochenen Gompenfation der Proceßloſten aus 
ben bereits Bl. — Dafür angeführten Grünben bleis 
ben, denen noch der hinzutritt, daß dem Beflagten, 
wenn er ſich der Klage nicht ohne Weiteres fügte, 
die vorigen beiden Erfenntnifje zur Seite ftehen. 
Die Vergleihung ber Appellationsfoften aber folgt 
überdies baraus, daß beide Parteien remebdirt 
haben.” 

Ein unterm 28. Juli 1852 vom Oberappella- 
tionsgericht geiprochenes Urthel betätigte das 
vorige Erfenntniß comp. exp. aus folgenden Grün: 
ben: 


„Das erfte Urthel in ber gegenwärtigen Rechts⸗ 


fache wies bie Kläger in ber angebrachten Maafe 
ab, bie zweite Inſtanz beftätigte dieſelbe Sentenz, 
jedoch aus ganz anderen Gründen, als denjenigen, 
wodurch der erfte Ausfpruch motivirt worden war, 
Die dritte Inftanz dagegen hat auf Appellation der 
Kläger eine Verurtheilung in der BL. — erfichtlichen 
Weiſe audgefprochen. 

Das Urthel iſt am 29. April 1852 publicirt 
worden, am 8. Mai hat Beflagter dagegen das als 
Appellation anzufehende Rechtsmittel ergriffen. 

An der Zuläffigfeit des Rechtsmittels iſt nicht 
zu zweifeln. In der Beurtheilung der Hauptfache 
hat man fich auch bei nochmaliger forgfältiger Prü- 
fung mit dem Ausfpruche der dritten Inftanz einzu— 
verftehen gehabt. 

Das Object diefes Rechtöftreites ift Die Moda— 
lität ber Bolge in eine Apanage. Daß das bier 
hinſichtlich dieſer Mobdalität freitige Object als 
Apanage zu betrachten fei, Fann nicht bezweifelt 
werben; benn ed handelt fich hier um die Abfin— 
dung ber Nachgeborenen eines alten, zum Dynaften- 


abel Deutſchlands gehörigen Gefchlechts, welches 
bereitd 1184 zu ber hohen Ariftofratie des Reichs 
beutfcher Nation gehörte und in lehnfreiem, reichs— 
unmittelbarem Landbefige fich befand, eine Eigen: 
ſchaft, welche bie Grafen zur Lippe durch die Bewah— 
rung bes alten Titeld „Edle Herren zur Lippe” 
fortwährend bezeichnen wollten, felbft als fie bereits 
mehrere Grafichaften befaßen. 
m. vergl. Klüber, genealogifches Handbuch, 1834. 
pag. 121. 
Die Apanage fol da, wo die Primogenitur ober 
eine biefer analoge Singularfucceffion in Fürften- 
thümer, Grafſchaften, Land und Leute, alfo beim 
hohen Abel, eintritt, ben Nachgeborenen ftandes- 
mäßigen Unterhalt verfchaffen, mag fie in Gelb: 
zahlungen oder in Benupung und Ueberweifung 
liegender Gründe (paragium) beftehen. 
m, vergl. Klüber, öffentliches Necht des beutfchen 
Bundes, $. 250. 
Phillips, deutfches Privatrecht, II. Thl. pag 
340. 341. 
Mittermaier, beutfches Recht, ed. V. $. 451. 
Pütter, institutiones juris publici, pag. 502 sq. 
Die Apanage hat nichts mit dem römifchen Pflicht- 
theile gemein, es fommt vielmehr bei ihr weber bie 
Größe des Erbanfpruchs in Frage, noch ift fie ab» 
hängig von dem Tode einer Perfon, welche alt 
Erblaffer anzuſehen wäre. 
m. vergl. Mittermaier, a. a. O. pag. 1034. 
Runde, deutſches Recht, ed. VII. pag. 682. 
Johann Jacob. Mofer, deutſches Staatsredt, 
XIV. Bf. pag. 487. 
Die Apanage vererbt fi ald Abfindung wegen nicht 
eintretender Succeffion der Nachgeborenen weber auf 
die Töchter, noch auf die Seitenverwanbten, ſondern 
fie fällt den Söhnen zu, endigt mit dem Tobe bei 
legten männlichen Defcendenten, eben jo mit de 
Suceeffion bed Apanagirten auf ben Thron ode 
font in Rand und Leute. 

Dasjenige nun, was durch ben „gräflich Lippe 
Detmold» und Biefterfeld’fchen Vergleich in puncto 
primogeniturae d. d. Detmold, den 26. Mai 17 
feftgefegt worden ift, binfichtlich ber Abfindung ber 
Nachgeborenen, hat alle wefentlihe Merkmale einer 
wirklichen Apanage und ift ald ſolche zu betrachten. 

Es handelte fih um die Anerkennung ber von 
Rudolph I. an Graf Simon VI. verliehenen Pri- 
mogeniturordnung, 

conf. Pfeffinger, vitriarius illustr., T. III. p. 1135. 
und um Vergleihung der auch mit barüber vor ben 
höchſten Neichsjuftizitellen geführten Rechtöftreitig: 
feiten. 

m.vergl. Klüber, genealogijches Handbuch, p. 121. 
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Die Grafen Friedrich Karl Auguft und Ferdinand 
Johann Ludwig cedirten ber Hauptlinie Prätenfionen 
und Rechte, wie fie fol. — und — Actor, in dem nicht 
in Zweifel gezogenen Vergleiche ſich aufgeführt 
finden; es geihah diefe Eeffton gegen Bedingung 
einer ficheren jährlichen Revenue, weldye, und zwar 
15,000 Thle. —⸗ —:, aus ber Landrentei bezahlt 
werben follte, es erfolgte Die Bertheilung ber Summe 
nad dem Berhältnig von 10,000 Thlın. —⸗ —⸗ 
und 5000 Thlen. —⸗ —s, eben fo warb eventuell 
der Rüdfall an die regierende Linie feftgeftellt. 

Der regierende Graf Simon Auguft verfprach, 
bie Faiferlihe Gonfirmation auszuwirken und bie 
gandftände ber Grafſchaft zur Garantie diefes Ver— 
gleiche und dahin zu vermögen, benfelben „als ein 
Bundamental-, Landes» und Hausgefeg anzunehmen, 
zu corroboriren und zu beftätigen‘. Letzteres geſchah 
auch unter dem 26. Mai 1762, Die Landflände von 
Ritterfchaft und Städten der Grafichaft Lippe ber 
flätigten den Vergleich „in vim legis patriae et 
sanctionis pragmalicae“ und übernahmen „die Gas 
rantie und Bürgichaft, verfprachen auch, unter Vers 
band und Verhypothecirung ber Randesmittel, dafür 
zu haften‘. 

Dur biefen Vergleich und biefe Erflärung ber 
Stände ward die Apanagefeitftellung und die Moba- 


lität der Bertheilung derfelben unzweifelhaft zu einem. 


Hausgeſetze der gräflich Lippe'ſchen Familie und fo- 
mit zu einem Theile des öffentlichen Rechts. Als 
eine lex patria und sanctio pragmatica follte jener 
Vergleich angefehen werden. Es ward ein Haus: 
gefeg, welches theils die Thronfolge definitiv feftfegte, 
fofern der jüngeren Grafen Widerfprüche auch gegen 
die Primogenitur befeitigt wurden, theils waren mit 
biefer Feftftellung die Damit im wefentlichen Zufams 
menhange ftehenben nothivenbigen Regelungen, wohin 
die Apanage gehört, verbunden. 

Weber ein eigentliches Fideicommiß mit feinen 
juridifhen Folgen, noch irgend eine der Privats 
bispofition und einfeitiger Aenderung unterworfene 
Sagung ift in jenem Vergleiche, der Sache nach, zu 
finden. 

Alle und jede Normen, welche für Apanagen 
gelten, müflen auch bei diefem Gefege zur Geltung 
fommen. 

Bon ganz anderer Anfiht ging Ferdinand Jo— 
hann Ludwig Graf und Edler Here zur Lippe aus, 
als er unter dem 3. Juni 1772 bas BI. — erficht- 
liche Teftament errichtete. Er nahm, wenn man 
von ben dort getroffenen Dispofitionen auf Anficht 
und Meinung des Teſtators zurüid fhließt, die in 
dem pragmatifchen Geſetz beftimmte Apanage und 
die Mopalität hinfichtlich ber Vertheilung berfelben, 


als feiner Dispofition infofern unterworfen an, als 


er willfürlich verfügte und felbft Perfonen zum 
Genuß, wenigftend zeitweiligen Genuß der Apana- 
gengelder berief, welche wefentlih und burchaus 
davon ausgeſchloſſen waren. Andererfeits aber fuchte 
fih ber Teftator durch die erbetene Ginmwilligung 
ber Söhne zu fihern, und fo viel ift wenigftens 
gewiß, daß er über die Bebeutung und Wirkung 
des Vergleichs von 1762 nicht im Klaren war. 
Ueber die Frage: ob jener legte Wille, wodurch er 
dem Alteften Sohne eine Bevorzugung zubachte, eine 
blos perfönliche Bevorzugung enthalten habe, glaubt 
man jegt weggehen zu fönnen, weil nicht hierauf, 
wenigſtens nicht haupiſaͤchlich, die Beftätigung bes 
vorigen Urthels gebaut wir. 

So viel ift unter allen Umftänden gewiß, daß 
der Teftamentderrichter die Mobalität der Folge in 
die Apanage durch einfeitigen Willen nicht ändern 
fonnte, und daß, wie weiter unten in Uebereinſtim— 
mung mit ben vorigen Gründen zu bemerfen jein 
wirb, auch diefe Erklärung der Söhne, fofern ber 
Inhalt über ihre Perfon hinausgeht, eine Dispo- 
fition über einen Gegenftand enthielt, ber rechtlich 
gar nicht in den Kreid ihrer Dispofitionsmöglichfeit 
gehörte. Es fragt ſich aber, ob durch die langiähr 
tige Beobachtung der Vorſchriften bes mehrerwähnten 
Teftaments ein autonomifches Probuft gefchaffen 
worden fei, welches jenem mit Geſetzeskraft aus- 
gerüfteten Vergleiche berogirt. 

Das Recht der Autonomie kann bem hohen Abel 
nicht abgefprochen werben; 

Bundesacte vom 8. Juni 1815. Art. 14. c. 2. 

m. f. Mittermaier, deutſches Recht, pag. 87. 
ed befteht dieſe Autonomie in diefem Sinne in dem 
Rechte der Hausgefepgebung. . 

m. f. Maurenbrecher, Grunbfäge des heutigen 

beutichen Staatsrechts, pag. 434. $. 227.228, 
Die Refultate diefer Autonomie gelten als Privat- 
fürftenrecht und find ein Theil bes Staatsredhts, 
weil die Eigenthümlichfeiten des Privatrechts ber 
regierenden Familien CPrivatfürftenrecht) einzig unb 
allein in der taatsrechtlichen Stellung biefer Familien 
ihren Grund haben. 

Maurendbreder, a. a. O. $. 1. not. e. 

Darum gilt auch, wie bereitd bemerkt, der Trandact 
von 1762 als Hausgefeg und if ein Theil des 
Staatsrechts. 

Auf dergleichen Satzungen muͤſſen aber dann 
auch weiter die übrigen Analogieen, welche ſich aus 
ber Rechtsbildung hernehmen lafien, anmwenbbar jein, 
und daher auch Obfervanzen und Gewohnheiten. 

Auch fie können, wenn fie auf richtiger Baſis ruhen, 
Theile diefer gültigen Hausgefepgebung werben. 
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Dies auf den gegenwärtigen Fall angewendet, 


läßt fich in ber fortgefegten Bertheilung der Apanage 
in Conſequenz des Teftaments von 1772 feine voll» 
endete, auf Gewohnheit und Obſervanz gegrünbete, 
privatfürftenrechtliche, alfo ftantsrechtliche, Geſetzes⸗ 
norm erbliden; denn bei folcher Rechtöbildung würbe 
das. Gefammthaus der fürftlich-gräflichen Bamilie 
Lippe ein rechtliched Intereſſe gehabt haben, eben 
weil es galt, einen Theil des geltenden Staatsrechts 
aufzuheben, den als „sanctio pragmatica“ und ale 
„lex patria* geltenden Transact abzuändern; daß 
aber namentlich das fürftlihe Haus bei ben factifchen 
BVortheilen der Apanage in Gemäßheit des Tefta- 
ments und nicht jener pragmatifchen Sanction ganz 
außer aller Wirkſamkeit blieb, mithin auch an ber 
Bildung eines neuen Rechts nicht Theil nahm, ergiebt 
fi daraus, daß dem Senior ber jüngeren Linie die 
Bertheilung überlafien blieb und die Rentei an die: 
fen das Ganze zahlte. Handelte e8 ſich darum, ob 
durch Gewohnheit eingeführt fei, daß der Senior zu 
vertheilen habe, und nicht die Rentei an Jeden aus» 
zahlen folle, fo würde ber ebengebrauchte Grund 
wegfallen, denn babei concurrirte die fürftliche Linie 
duch ihre Rentei, davon mußte fie präfumtiv Notiz 
haben. 

Aber um biefe Frage handelt es fich nicht, dieſe 
ift nicht in Streit gezogen. Man hat daher bem- 
jenigen, was Bl. — über biefen Punkt gejagt wor« 
den ift, beizupflichten gehabt. 

Was dagegen Bl. — von Appellantem vorgebracht 
worben, widerlegt fich durch Obiges, benn nirgends 
hat er fi auf Momente bezogen, welche hiernadh 
die Grundlage zu einem Beweife einer Obfervanz 
oder eines Gewohnheitsrechts abgeben fönnten. 

Alles Bl. — in Anregung Gebrachte, bereits 
im erften Verfahren Angezogene enthält, der eignen 
Darftellung des Appellanten zu Folge, dem recht— 
lichen ©efichtspunfte nach, nichts weiter, als der 
bereit bei den Acten befindliche Reverse BI. —. 
Es ift fonach dieſes Vorbringen nicht geeignet, einen 
Ausfpruch auf Beweis zu motiviren. 

Neben der Frage über das mögliche Dafein einer 
gewohnheitsrechtlichen Grundlage liegt die über die 
etwa vorhandene Verbindlichkeit der Kläger, als 
Erben ihres Vaters. 

Der Beklagte hat ſich über die hier einfchlagen- 
ben factifhen Verhaͤltniſſe ſchwankend ausgefprochen 
(vergl. Bl. —). 

Wie bereitd BL. — bemerkt worden ift, handelt 
es fi) hier weder um ein Lehen, noch um ein Fidei- 
commiß im eigentlichften Sinne des Wortes, eben⸗ 
fowenig um bie Bezahlung von Schulden, welche 
der Borfahr contrahirte, jondern lediglich um eine 





Dispofition, durch deren Inhalt für ein Hausgefep 
eine andere Mobdalität eingeführt worden fein fol, 
denn darauf läuft der Inhalt des Teftaments von 
1772, deflen normirende Natur jegt von dem Bes 
Hagten behauptet wird, hinaus. 

Bekanntlich ift unter den Singularfucceffionen 
diejenige, welche in das chen gefchieht, hinſichtlich 
ber Defcendenten des legtverftorbenen Bafallen am 
meiften ihrer eigentlichen Natur entfremdet und dem 
eiviltechtlihen Wefen am naͤchſten gebracht worden. 

11. Feud. XLV. 

Bei Fideicommiffen ift fo viel gewiß, daß auch der 
Defcendent in das Fideicommiß folgen und die Erb— 
fchaft des Adjcendenten ausfchlagen fönne. 

Mittermaier, deutfches Recht, $. 449. p. 1028. 

Runde, deutfches Privatrecht, ed. VII. p- 708. 

Die Frage, ob Defcendenten, wenn fie Erben ber 
Adfcendenten geworden find, die Schulden aus dem 
Fideicommiß bezahlen oder fonftige Dispofitionen 
anzuerfennen haben, mag als flreitig betrachtet wers 
den, obgleich für die Verneinung felbft dieſer Frage 
von jeher Viele fi ausgefprochen haben und aller 
dings diefe Anficht der Natur der Fideicommiſſe weit 
mehr entfpricht, als die gegentheilige Meinung. 

m. vergl. Mittermaier, deutſches Recht, pag- 
1028. 8. 449. ad I. not. 5. und die bafelbf 
eitirten Autoren, namentlich 

Nettelbladt, de successore ex pacto el pro- 
videnlia majorum ad facta ultimi deluncti, licet 
ejus heres sit, praestanda, non obligato, pag 
21.und 22 flg. (Hal. Salic. 1754. 4.) in Nettelbl. 
exercit, acad. 

Ob nun gleich die Anerfennung einer ſolchen Ber: 
binblichfeit bei Fideicommiſſen ſich mehr ben kei 
Lehen geltenden Grundfägen (Il. Feud. XLV.) näbert, 
fo ift dies doch am wenigſten noch weiter auszudeb- 
nen auf die in einer Familie des hohen Adels duich 
Haus» und Landesgeſetz privatfürſtenrechtlich feft⸗ 
geſtellte Apanage und deren Bertheilungsmodalität, 
eben weil dieſe Apanagenfefftellung als ein Theil 
des jus publicam zu betrachten ift, über welchet 
durch einfeitige Dispofitionen durchaus nicht verfügt 
werden darf, foweit dies die Satzung nicht felbi 
zuläßt. — 

Wenn bie civilrechtlichen Grundſaͤtze von dt 
Erbſchaft und dem Verhältniffe des Erben hier nicht 
zur Anwendung fommen, fo liegt dies in dem gan 
verichiedenen Grunde der Eivilfucceffion und bem 
Anfalle einer Apanage nah Maafgabe eines Haus⸗ 
geſethes. Denn während das Erbrecht eine Repraͤ⸗ 
fentation des Erblaffers durch die Erben als Weſen 
anerkennt und dadurch die Verbindlichfeiten, welcht 
dem fuccebirenden Erben obliegen, ſelbſt in unbe 
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ftimmter Reihe der ferneren Erben bes Erben als 
fortgefegt betrachtet, verhält fich dies in einem Falle, 
wie ber vorliegende, ganz entgegengefegt; es findet 
nämlich hier nie eine Repräfentation eines Erblaſſers 
ftatt, und wenn ber Erbe eine foldhe Dispofition 
anerfennt, fo ift dies eine auf feine Perſon befchränfte 
verbindliche Handlung, nicht aber eine Folge der 
Erbeigenfchaft. 

Der Vergleich, wodurch die MApanageangelegen- 
heit für das Gefammthaus der Grafen und Edlen 
Herren zur Lippe gefeglich geregelt und feftgeftellt 
ward, fteht ganz außer der Kategorie, innerhalb 
welcher von dem Teftator verfügt werden durfte. 
Erfannten die Söhne diefe Verfügung an, fo liegt 
hierin ein nur fie allein bindendes Berfprechen. 
Die Erbeigenfhaft, fei es teftamentarifche oder ges 
fegliche, tritt für die ferneren Folgen in die Apanage 
nicht ein, vielmehr empfangen dieſe jene hausgefep- 
lich feftgeftellte Abfindung in rechtlicher Beziehung 
immer aus jener hausgefeplichen Dispofition unmit- 
telbar. 

Man hat fi daher auch aus diefem Grunde 
mit dem einzuverftehen gehabt, was Bl. — (im 
Urthel dritter Inftanz) gejagt worden iſt.“ 


45. 


Die Behauptung ded Beklagten, er habe ben 
Kauf, auf deffen Erfüllung geklagt wird, nicht 
als Käufer, fondern ald Bevollmächtigter einer 
dritten Perſon abgeſchloſſen, ift Feine Erception, 
fondern geleugneter Klaggrund. 


Mitgetheilt von 
Herrn M. v. A. ink. 


Im November 1852 erhob 3. gegen T. bei dem 
Königl. Landgerichte zu L. Klage auf Erfüllung 
eines angeblich zwiſchen beiden Theilen abgeſchloſſe— 
nen Hausfaufes. Beklagter leugnete in der Einlaſ⸗ 
fung, daß er den beregten Kaufvertrag ald Käufer 
abgejchlofien habe, indem er behauptete: wie er 
lediglih als Bevollmächtigter einer dritten Perſon 
biefen Abſchluß getroffen, dies auch dem Gegner 
hierbei mitgetheilt habe. Gleichzeitig acceptirte er 
den über ben Klaggrund angetragenen Eid, 

In dem Beſcheide erfter Inftanz vom 1. Februar 
1853 wurde in ber Behauptung, Bellagter babe 
nicht als Selbftfäufer, fondern als Bevollmädhtigter 
einer dritten Perſon den Handel abgeſchloſſen, ein- 
fach und ohne weitere Begründung eine Einrede 
erfannt und auf deren Beweis erkannt. 


Diefe Befcheidung fand in bem auf die Appella- 
tion bes Beklagten erlangten Erfenntniffe bes Königl. 
Appellationdgerichts zu Bubiffin vom 4. Juli 
1853 Beftätigung aus folgenden Gründen: 

„Der Anficht des Beflagten, daß in feiner Er— 
Härung Bl. — nur eine Erläuterung des geleugneten 
Klaggrundes enthalten und beshalb die Entfcheibung 
ber Sache von dem über lepteren angetragenen und 
DB. — ausdrüdlih angenommenen Eide abhängig 
zu machen fei, hat auch das Königl. Appellations— 
gericht nicht beizupflichten vermodht. 

Beklagter jucht diefe Anficht mit ber Behauptung 
zu begründen, daß er ein ganz anderes, als das 
in der Klage angeführte Rechtsgeſchäft zugeftanden 
habe, denn nach legterer folle er ſelbſt das Fläge- 
riſche Grundftüd gefauft haben, nach feiner Angabe 
BI. — aber fei bie verehel. B. die Käuferin und er 
nur ald deren Mandatar beim Abſchluſſe des Kaufes 
betheiligt gewefen. Allein, wenn auch die Vernei— 
nung ber vom Gegner vorgebrachten Thatfachen auf 
zweifache Weiſe, nämlich entweder durch einen eins 
fahen Widerfpruch (negatio simplex) oder durch 
Behauptung einer entgegengefegten Thatjache (ne- 
galio per positionem alterius) geſchehen fann, fo ift 
boch in biefem letzteren Falle ein die Verbindlichkeit 
zur Beweisführung für ben Gegner bebingendes 
Leugnen nur dann vorhanden, wenn einander aus- 
fließende Thatfachen fich gegenüber geftellt worden 
find, in ber Behauptung einer ſolchen entgegen: 
gefepten Thatfache alfo zugleich eine einfache Ber» 
neinung des gegentheiligen Anführens liegen muß. 

Bezieht ſich dagegen der Beklagte auf eine 
Thatfache, welche auch neben den vom Kläger in 
feiner Klage angeführten Thatfachen beftehen kann, 
und nur dazu bienen würde, bie rechtlichen Wirkun— 
gen dieſer letzteren auszufchließen oder wieder aufs 
zubeben, jo bat er deshalb den Klaggrund nicht 
geleugnet, fondern ercipirt, d. h. Thatfachen zu feis 
ner Rechtsvertheidigung geltend gemacht, weldhe, da 
ihre Eriftenz nicht vorausgefegt werden fann, von 
ihm bewiefen werden müffen, fofern die vom Kläger 
behaupteten Thatumftände eingeräumt oder bargethan 
werben. 

vergl. Schneider, in der Zeitfchrift für Rechte- 
pflege und Verwaltung, Bd. IX. ©. 14. 

Rizy, Verbindlichkeit der Beweisführung im 
Civilproceſſe, S. 50. 197. 

Der Bellagte hat nun Bl. — zugegeben, baß 
am 16. September 1852 bei bem Kläger Kaufs— 
unterhandlungen zwiſchen ihm und Legteren ftatt- 
gefunden haben, daß auch infolge diefer Unterhand⸗ 
lungen noch an demfelben Tage ein Kauf über das 
Grunbftüd des Klägers abgejchloffen und babei eine 
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Kaufiumme von 370 Thlen. — ⸗ —s feftgefegt wor⸗ 
den fei. 

Soldye Thatfahen würben den Aniprud bes 
Klägers auf Erfüllung des ftreitigen Kaufed gegen 
den Beklagten felbft dann rechtfertigen, wenn berz 
jelbe diefen Vertrag zwar im Auftrage der verehel. B. 
verhandelt, dem Kläger jedoch von diefem Auftragss 
verhältniffe etwas nicht mitgerheilt hätte. Daß 
legteres von ihm gefchehen und bas bezügliche 
Grundſtück ausdrüdlid im Namen ber verehel. B. 
von ihm erfauft worden fei, ift eine felbftftänbige 
tharfächliche Behauptung des Beflagten, welde bie 
Nichtigkeit der vom Kläger angeführten und vom 
Dellagten auch bereits eingeräumten Thatjachen 
keineswegs ausſchließt, jondern im Gegentheil eben 
nur dazu dienen kann und foll, den rechtlichen Erfolg 
auszufchließen, welden ohne fie die eingeräumten, 
einen völlig abgefchlofienen Vertrag involvirenden 
Umftänbde für Klägern und Bellagten gehabt haben 
würden. 

Schneiber, I. c. Bd. X. ©. 344. 
Giebenhaar, ebend. ©, 19. 

Diefe Anficht tritt auch nicht in Widerfpruch mit 
dem Grundſatze, welcher in neuerer Zeit von ben 
höhern fächfifchen Spruchbehörden in ben Fällen 
angewendet wird, wenn ber Beklagte den libellirten 
Vertrag unter einer auffchiebenden Bedingung ein- 
gegangen zu fein behauptet. 

Denn wenn in folchen Fällen ein Leugnen bed 
Klaggrundes angenommen wird, jo beruht dies nicht 
etwa auf ber Vorftellung, daß der Beklagte ein 
anberes als das behauptete Geichäft zugebe, fondern 
barauf, daß er ben befinitiven Abjchluß des geflag- 
ten Bertrages verneine, indem nach civilrechtlichen 
Grundjägen ein Vertrag, weldher nur unter einer 
Suspenfivbedingung abgeſchloſſen worben ift, nicht 
als ein vollendeter, perfecter Vertrag, deſſen es zur 
Entftehung des Klagrechtes doch bedarf, angefehen 
werben fann. 

Mit Recht ift alfo von der vorigen Inftanz auf 
Deweis der in Beklagtens Anführen Bl. — zu ers 
blidenden Ausflucht erfannt worden, und ift deshalb 
ber Beſcheid in der Hauptfache zu beftätigen ge— 
wejen. 

Da die Entiheidung ber Sache feinem erheb- 
lien Zweifel unterliegt, fo hat ſich auch feine Ber: 
anlafjung zur Gompenfation der Koften erſter oder 
zweiter Inftanz erbliden laſſen.“ 

Auf nochmalige Appellation des Beklagten wurde 
dagegen buch Erfenntniß des Königl. Oberappel- 
lationsgerichts zu Dresden vom 18. Januar 
1854 veformatoriih dem Legteren die Leiftung bes 
über ben Klaggrund deferirten, von ihm wie ob» 


bemerkt angenommenen Eides zuerfannt, aus fol: 
genden Rationen: 

„Nah den ausdrüdlichen und Haren Worten 
ber hier in Frage begriffenen, lediglich auf den 
Eidesantrag geftügten Klage fann fein Zweifel dar 
über vorwalten, daß ber Grund berfelben lebiglid 
in den Worten ber Klage Bl. — beruht: » 

„dag am 16. September 1852 im Klägers 
Wohnung fich zwiſchen Klägerm und Bellagtem 
nach längeren Verhandlungen dahin geeinigt 
worden jei, daß Kläger ibm — dem Belag: 
ten ſelbſt — bad bezeichnete Grundflüd ver 
fauft habe”, 
Bei ber Einlafjung zum Iten, Sten und Gten Ab— 
fhnitte Bl. — ift eben dieſe Thatſache von dem 
Beklagten beſtimmt und fchlechterdings geleugnet, 
auch der darüber angetragene Eid Bl. — ausdrüd- 
lich angenommen worden, und es ijt fein rechtlich 
haltbarer Grund in ben Acten vorliegend, aus 
welhem dem Bellagten die Zulafjung zu biefem 
vom Kläger felbft angetragenen Eide verfagt wer 
ben bürfte. 

Was BI — von Bellagtem, neben ber beftimm- 
ten Ableugnung bed gleichbezeichneten, wirklichen 
Klaggrundes, binfichtlich einer anderen Berhant; 
lung gefhichtlih angeführt worben, fann die ganz 
beftimmte Ableugnung hinſichtlich der vom Kläge 
wirklich angeführten und behaupteten Thatfache in 
feiner Weife beeinträchtigen und in feiner Hinſicht 
ald verändert darftellen, je weniger auch barin auf 
der einen Eeite an fi ein Widerfpruch gegen das 
in der GEinlafjung bewirfte, bejtimmte Ableugnen 
enthalten ift, und je mehr auf der andern Seite bie 
Behauptung eines Verkaufs an Bellagten ſelbſt 
offenbar eine ganz andere ift, als die eines ſolchen 
Verkaufs an eine dritte Perſon, abgefehen noch 
davon, daß auch Kläger felbft in feiner Replik nicht 
im Mindeften Etwas vorgebracht hat, woburd bie 
Anficht über den wirklichen Klaggrund irgend modi- 
fieirt erfcheinen könnte. Der Grund der gegenwär 
tigen Klage, fo wie derfelbe in der That vorliegt, 
ift und bleibt unbedingt geleugnet, und demnach die 
Zulaffung Bellagtens zu dem angetragenen und an 
genommenen Eibe begrünbet. 

Die Koften der erften Inftanz haben bei bieler 
Lage der Sache für den Fall der Eidesleiftung noth⸗ 
wendig dem Kläger aufallen müffen, während bin 
gegen, bei dem Wechfel der Anfichten, bie übrige 
Gompenfation ald angemeffen fich darſtellt.“ 
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46. 


Ertrajudicialien in reinen Berwaltungsfachen 

dürfen nicht mit den Koften der Berwaltungs: 

behörben zugleich erecutivifch heigetrieben werden, 

fondern find nach vorgängiger Beftftellung beſon— 
berö einzuflagen. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, F. in D. 


Hierüber hat fih das K. Minifterium bes 
Innern in einer Verordnung vom 1. October 1844 
in folgender Weife ausgefprochen: 

„Der von dem Advocat £. gegen Abfchlagung 
feines bei dem Stadtrathe zu D. geftellten Antrages, 
daß der Betrag gewiffer, in einer Verwaltungsfache 
in Anfag gebrachter Ertrajudicalien nach deren vors 
gängiger Feftftellung mit den Rathefoften zugleich 
in eben der Maafe eingebracht werden möge, wie 
jolches burch das Geſetz vom 14. Mai 1840 in An- 
fehung ber Advocatengebühren in Rechtsſachen vor: 
geichrieben fei, nah Bl. — eingewendete Necurs, 
worüber bie Kreisdirection gu D. unterm — Bericht 
erftattet hat, ift vom Minifterium des Innern vers 
worfen worden; ebenfo hat daſſelbe Bedenken getra- 
gen, dem Antrage weitere Folge zu geben, baf 
wenigftens für die Zukunft die Beitreibung ber 
Sadhmaltergebühren auch in BVerwaltungsfachen 
durch die Behörde, vor ber fie anhängig gewejen, 
mit den Gerichtöfoften auf Antrag des Sachwalters 
mittelft befonberer Verordnung allgemein angeordnet 
werben möge. 

Zu Motivirung biefer Refolution ift unter Bes 
zugnahme auf die Verordnung der Kreisdirection 
DI. —*) noch Folgendes zu bemerken: 

Es fällt nämlich bei den Deferviten eines Sach— 
walterd in reinen Berwaltungsfachen der Grund 
hinweg, welcher der Verordnung des Zuftigminiftes 
riums vom 1. Juli 1840 (Geſetz- und Verordnungs- 
blatt, 12. Stüd, no. 57. p. 166.) wegen der von 
Sachwaltern liquidirten Koften und deren Beitrei- 
bung unterliegt, nämlich die Beftimmung des Geſetzes 
vom 14. Mai 1840, daß die Sachwalter ihre Koften 
bei beren Verluſt (foweit nicht die Verläge aus 
ben Acten ſich ergeben) bis zu einem beftimmten 
Termine zu den Acten liquidiren und der Moderation 


*) In diefer Verordnung hatte bie K. Kreispirection zu D. 
den Recurs wider die abfällige Beſcheidung der erſten Inſtanz 
auf oberwaͤhnten Antrag aus den in dem Berichte des Stadt: 
raths bemerkten Gründen, welde in ten dort angejogenen 


geſetzlichen Vorſchriften ihre vollfommene Rechtfertigung finden, 
verworfen. 


bes Richterd unterwerfen müſſen. Zu einer folchen 
Feſtſtellung ber Koften würden in reinen Berwals 
tungsfadhen in manchen Bälfen die Behörden, z. ®. 
Stadträthe, welche fein juriftifch befähigtes Mitglied 
befigen, nicht einmal geeignet erfcheinen und baher 
die Sahwalter in ſolchen Fällen wegen Feftftellung 
der Koften fi zuvor an die Oberbehörbe zu wenden 
haben. Ebenfowenig fann, wenn man auf bie 
Motiven zurüdgeht, welche die Erlaffung der Ver— 
ordnung vom 1. Juli 1840 zur Bolge gehabt haben, 
ber Inhalt der ftändifchen Schrift vom 15. Juni 
1840 (Randtagsacten von 1840. Abthl. 1. Bd. 2. 
pag. 368.), welche die Beranlaffung zu der gedachten 
Verordnung gegeben hat, für die Anwendbarkeit des 
Inhalts diefer fegteren auf Sachwaltergebühren in 
reinen Berwaltungsfachen angezogen werben, indem 
biefelbe Tediglicy auf die Advocatengebühren, deren 
in dem Gejeg vom 14. Mai 1840 Erwähnung ge- 
fhieht, und auf die Nothwendigfeit Bezug nimmt, 
etwas für die Eicherftellung der liquidirten und 
richterlich feftgefegten Advocatengebühren zu thun, 
auch in dem betreffenden Theile des Antrags nur 
„bes Gerichts" und „des Proceßgerichts“ gedentt, 
woraus allenthalben erhellt, daß man babei bie 
Advocatengebühren in reinen Verwaltungsfachen 
nicht vor Augen gehabt habe. Es wird unter Dies 
fen Umftänden rüdfichtlich diefer vielmehr ebenfo bei 
dem, was zeither beftanden, fein Bewenden haben 
müfjen, wie dies hinfichtlich ber Sachwaltergebühren 
in außergerichtlihen Angelegenheiten ber 
Fall ift, bei denen fo wenig das Gefek vom 14. Mai 
1840, al& die Verordnung vom 1. Juli 1840 Ans 
wendung leidet’ ac. 


Miscellen, 


Anftellungen, Ernennungen, Entlaffungen 10. 
Se. Königliche Majeftät haben 


a. 
bie Stelle des Directors des Eöniglichen Landgerichts 
Borna dem zeitherigen Vorftand des Juſtizamts Nochlig, 
Juſtizamtmann Auguft Adolph Wilhelm Köllner, 
zu übertragen, und als Gerichtsräthe 
den zeitherigen Gerichtsrath beim Stadtgericht Dres- 
den, Stabtrichter Johann Georg Burckhardt, 
den Batrimonialgerichtöverwalter Advocat Karl Wil- 
helm Gebert zu Borna und 
den Stabtridhter, Gerichtöverwalter Advocat Theodor 
Adolph Engel daſelbſt 
bei bemfelben Landgericht anzuftellen, ferner 
b 


den Director des Stabtgerichtd Dresden, 
Appellationsrath Karl Heinrich; Pietſch, mit Belaſ— 
fung feines Titeld und Nanges, 
zum Dirertor ded Landgerichts Pirna, und 
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den Juſtizamtmann Dr. Franz Theodor Hauſchild zu 
Virna (immittelft verftorben; ſ. oben ©. 184.), 
ven Stadtrichter Guſtav Adolph Abendroth daſelbſt 
und 
den Juſtitiar des königlichen Gerichts zu Jöhſtadt, 
Herrmann Ewald Gareis, 
zu Gerichtsräthen beim Landgericht Pirna zu ernennen, 
ingleichen 


C 
ven Appellationsratb beim Nppellationsgeriht zu 
Dreöben, j 
Franz Ferdinand Wilke, 
ebenfalls unter Belaſſung feines zeitherigen Titels und 
Ranges, für die Stelle des Directors, und 
die Ajfefforen Traugott Eduard Schaufuß beim Ap⸗ 
pellationdgericht zu Zwidau und Bernhard Gott« 
Iob Schmidt beim Appellationsgericht zu Leipzig, 
fowie 
den Actuar beim Stadtgericht Dresven, Paul Einert, 
zu Gerichtöräthen beim Stadtgericht Dresden zu be⸗ 
ſtimmen, auch 
d 


den Appellationdrathe beim Appellationdgericht zu 
Dredven, 
Friedrich Gottlob Schwäbe, 
gleichfalls mit Beibehaltung ſeines Titels und Ranges, 
die Stelle des Directors des Landgerichts Freiberg zu 
übertragen, und 
den Gerichtsrath beim Stadtgericht Dresden, Dr. 
Julius Heinrich Mannfeld, 
den Aſſeſſor beim Landgericht Eibenſtock, Johann 
Gottlieb Benjamin Richter, 
den Gerichtöverwalter Advocat George Konftantin 
Glödner zu Freiberg und 
den Actuar bei daſigem Kreisamte, 
Schwedler, 
zu Gerichtsräthen bei dieſem Landgericht zu ernennen 
gnädigft geruhet. 
Weiter haben Allerhöchftpiefelben 


Hermann 


e. 
dem Vorftande des Kreisamts Freiberg, Kreisamtmann 
Wilhelm Adolph Herold, und 
E 
dem Morftande des Juſtizamts Borna, Juſtizamt— 
mann Wilhelm Eduard Wimmer, 
die Stelle des Juſtizamtmanns, erfterem beim Juftigamte 
Adorf, Iegterem beim Juſtizamte Nochlig, zu übertra- 
gen, nicht minder 
g- 
den Actuar beim Landgericht Dresden, 
Friedrich Auguft Drewig, 
zum Juftitiar des fünigl. Berichts zu Jöhſtadt zu be— 
fördern, auch 
h. 
den Gerichtsrath beim Stadtgericht Dredden, 
Buftav Wilhelm Hammer, 


Redacteur: Dr, Theodor TZaudnip. 


zum Landgericht Eibenſtock zu verfegen Sich bewogen 
gefunden, endlich aber noch 
1 

huldreichſt genehmiget, daß der zeitherige Dirigent des 
Auftizamts Adorf, 

Juſttzamtmann Emil Julius Konftantin Ludwig, 
bis auf Weiteres zur Aushülfe bei dem Appellations- 
gericht zu Zwickau verwendet werde. 


Se. Majeftät ver König haben ven Oberappella— 
tiondrath 

Friedrich Robert von Griegern, unter Ernennung 
zum Geheimen Juſtizrathe, beim Jufliz- Minifterium 
anzuftellen, auch die Appellationsräthe 

Guſtav Friedrich Theodor von König beim Appel: 
lationdgericht zu Leipzig und 

Dr. Louis Friedrich Oskar Schwarze beim Appel- 
lationdgericht zu Dresden zu Oberappellationsräthen zu 
ernennen, ferner ben vorherigen Klofterfonvifus un 
Gerichtöverwalter, 

Advocat Karl Friedrich Domſch zu Budiſſin alt 
Appellationsrath bei dem Appellationsgericht zu Budiſſin 
anzuſtellen gnaͤdigſt geruhet. 


Se. Königliche Majeſtät haben ven Ober-Poft-Rat, 
Hauptmann v. d. A., Karl Eduard Pönig, auf Ans 
fuchen vom 1. April 1854 an mit Belaffung feine 
Titeld und Nanges ald Ober-Poſt-Rath und mit dem 
Bezuge der gefeglichen Penſion in Ruheftand allergni: 
digſt zu verfegen geruhet. 


Se. Königlihe Majeftät haben ven bermaligen, 
zugleich als Seiten der Regierung ernannte Mitglir 
des lobau⸗zittauer Eifenbahn-Directoriums fungirenden 
Poftmeifter und Nechtöcanbivaten, Ernft Robert Er 
zu Bittau, zum Ober-Poſt-Rathe und Mitglieve ber 
Ober: BoftsDirection zu Leipzig allergnädigſt zu ernen⸗ 
nen gerubet. 


Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt gerubt, 
die Referendare, 
Dtto Kiſhn bei dem Minifterium bed Innern, 
Ernft Auguf Hellmuth von Kiefenwetter bei der 
Kreisdirection zu Leipzig, 
Gäfar Hermann Vater bei der Kreißbireetion zu 
Zwidau und 
Georg Eurt von Einflevel bei der Kreisdirection zu 
Leipzig 
zu Supernumerar-Regierungsräthen zu ernennen. 


Se. Königliche Majeſtät haben den 
Oberappellationdgerichtd-Vicepräfldenten Dr. Guſta⸗ 
Samuel Theodor BaumgartensGrufins und 
dem Oberappellationsrathe, Geheimenrath Dr. Karl 
Fürchtegott Meißner 
bie nachgefuchte Entlaffung aus dem Staatöbienfte mit 
der gefeglichen Penflon, unter Belaffung ihres Titeld 
und Ranges, zu bewilligen gnäbigft gerubt. 


Dfficin ber Derlagsbandlung. 
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Von dieſem Wo⸗ Alle Poſtaͤmtert 
Genblatte er: j — fuͤr u. Buchbandlungen 
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außerbem am Jab- in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
reöfchluffe ein aus: . . entrichtenbenPreife 
—— — aus dem Gebiete der Justizpklege ine 


und 


Verwaltung 


zunächſt für das 


Königreich Sachſen. 


Verlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


N 23. 


N. 
Dom Rechte der Benugung des Bachwaſſers. — 
Iſt zu einer ausfchließlichen ſolchen Benutzung, 
insbeſondere dem Befiger einer unterhalb be- 
legenen Bahmühle gegenüber, ein fpecieller 
Erwerbögrund erforderlich? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. B. €, in Weimar. 


Im November 1842 klagte ber Procurator bed 
Grofherzogl. S. Kammerfiscud wider den Mühlen- 
befiger Gottlieb K. zu R., daß Bellagter das Recht 
des Kammergutes zu E. zu ber Bewäflerung der 
fogen. $rauenwiefe anzuerkennen und jeder Störung 
dieſes Rechtes bei 20 Thalern Strafe fi zu enthal- 
ten habe. 

Der Kläger bezog fi) darauf, daß die zu dem 
Kammergute E. gehörige Frauenwieſe in verfchiedenen 
Richtungen von einem Waflergraben durchſchnitten 
und das in dieſem Graben fließende Waſſer feit 
vierzig und mehreren Jahren, vom Jahre 1840 zu: 
rüdgerechnet, von ben Pächtern ded Kammergutes 
zur Bewaͤſſerung der gedachten Wieſe benugt werde, 
indem in jenem Öraben an einer Krümmung beffel- 
ben eine Schleuße angebracht fei, mittelft welcher ein 
Bewäfjerungsgraben abgeleitet worben, und erklärte, 
baß ber Fiscus für das Kammergut das Necht ber 
Wiefenbewäflerung durch Verjährung erworben habe. 

Nachdem ber Beklagte diefe Erwerbung durch 
Verjährung durch den Kläger in Abrede geftellt und 
mit Berufung auf die Befchaffenheit und auf die 
Natur ded in Frage ftehenden Waſſers zu zeigen 
verfucht hatte, daß die Erforbernifje einer Berjäh- 
rung nicht vorhanden feien, auch fein eigenes Recht, 
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indem er für bie Mühle der Kammer einen Erbzins 
gebe, nicht geftört werden Fönne, ertheilte nach ge- 
pflogenen Verhandlungen das Juſtizamt Weimar 
ben Befcheib: 
daß, da Bellagter den Grund ber Klage zur 
Genüge zugeftanden, daneben aber eingewendet 
habe, daß er die ftreitige Wiefenwäfjerung nad 
Bertrag und Verjährung zu hindern ein Recht 
erworben, ber Bellagte ſchuldig fei, foldes 
binnen dreißig Tagen zu beweijen. 

„Daß — fagen die Diefem Beſcheide beigefüg- 
ten Motive — „mit ben wenigen Zugeftändnifien 
bei den Abſchnitten — — der Einlafjung ber Klag- 
grund ald eingeräumt erachtet worden ift, hat darin 
feinen Grund, daß das Juſtizamt jeben Gigenthümer 
eined Grundftüds im Allgemeinen für berechtigt 
hält, das durch das Grundftüd fließende Wafler, 
welches für öffentliche Zwede nicht beftimmt ift, zu 
Bewäfferung des Grundftüds zu nugen, fofern ein 
MWiderfpruchsrecht nicht aus befondern Gründen ba= 
gegen geltend gemacht werden fann. Die Theorie, 
welche Bellagtens Sachwalter, BI. —, den Jerthum 
des Alägers, welcher das Wäfferungsrecht erft durch 
Verjährung begründen zu müfjen glaubt, wohl bes 
nugend, über die Rechte an dem fließenden Wafler 
dahin aufgeftellt hat, daß für das Waͤſſerungsrecht 
noch ein anderer Titel als die Occupation des flie⸗ 
ßenden Waſſers und die Zubehörigfeit des Privat⸗ 
bachs zu dem Grundſtücke erforderlich ſei, iR uns 
richtig. 

Beklagtens Sachwalter nämlich, jucht ben Sag 
fireng und ausnahmlos durchzuführen, bie aqua 
profluens fei eine res extra commercium, und es 
gehe daher nicht, daß Kläger „das Reich der freien 
Amphitrite ſchließe wie fein eigenes Haus“ 1 


Allerdings befteht ber Grundſatz, daß bie res extra 
commercium — wozu bie Römer aber nur liberi 
homines, loei sacri und publici zählen — nidt in 
den Privatverfehr gezogen werben fünnen, 

$. 4. J. de legat. 2. 20. 1. 4. 6. D. de contrah, 
emt. 18. 1. 

wie benn auch bie meiften Rechtölehrer bie res 
communes und publicae als Unterarten der in ber 
Haupteintheilung begriffenen res extra commercium 
aufitellen, und die aqua profuens zu ben res omnium 
communes gezählt wird. Ob Diefe Unterordnung richtig 
ift, und nicht vielmehr eine Nebeneinanberftellung 
ber Begriffe ftattfinden follte, bleibt dahingeftellt; 
jedenfalls aber ift der hieraus abgeleitete Schluß 
falfh, baß die communes und publicae als Unter: 
arten ebenfalls fchlechthin extra commercium feien, 
denn die communes fönnen ja theilweife oecupirt 

1. 6. pr. 1. 10. D. de divis, rer. 1. 8. 1. 1. 8. 18. 
D. de operis novi nunciat. 39. 1. 1. 30. $. 4. 
D, de acquir. rer. domin. 41. 1. 

und bie publicae, wie wir gleich fehen werben, von 
dem Regenten vergeben und verliehen werben. Das 
extra commercium hat aljo feine Ausnahmen, welche 
nicht überfehen werben dürfen. 

Unterfucht man nun indbefondere die rechtliche 
Natur der aqua profluens, fo finder man fie 

1, 

wirklich extra commercium, foweit fie dem usus 
publicus, öffentlichen Zmeden, dient, 3. B. ber Schiff: 
fahrt, den öffentlichen Wafferleitungen u. f. w., und 
bier ift eine dieſen Zweden nachtheilige Anmaaßung 
bei fchweren Strafen verboten. 

Tott. titt. D. 43, 12. de Auminib, etc. 13. ne quid 
in flumine, 14. ut in fumine publ. tit. C. 11, 42. 
de aquaeductu. (Die Meinung bed Labeo 
$. 11. D. de Numinib. wird von öffentlichen 
Zweden außer der Schifffahrt zu verftehen fein. 
cfr. $. 18. eod.) 

In diefem Einne werden die flumina publica ge- 
nannt; mitunter heißen aber auch ſchon Diejenigen 
publica, weldhe offen und immer fließen, 

1.1. 83.1.3. pr. D. de Auminib. 43. 12. 
während das offenbare llumen privatum aber doch 
auch wieder ald Nuens und perenne gedacht wird, 

1.1. 8.5. 6. D. de aqua quotidiana 43. 20. 

Die aqua profluens ift 
IE. 
communis omnium, zu Jedermannd Gebrauche. 

8.1. J. de rer. divisione 2. 1. 1.2. 8. 1. D. de 
divisione rer. 1. 8. 

Bon Bedeutung für unfern Nechtsfall ift hier, daß, 
wie ſchon im Begriffe liegt und die oben angezoge— 
nen Geſetze nachlaſſen, die Occupation erlaubt umd 
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nirgends eine Befchränfung des Gebrauchs und 

Verbrauchs ausgeſprochen worden ift, wo nicht er- 

worbene, unten anzuführende Rechte entgegenftehen, 

Endlich finden wir aber auch Die aqua profluens 
III. 


in commereio, und zwar 

1) mo eine ausdrückliche Conceſſion des Kaiſers 
ertheilt worden war, felbft ben öffentlichen 
Hlüffen und Wafferleitungen gegenüber; 

1.1. 8.1. D. ne quid in um. publ. 43. 13. 
Tit. Cod. 11. 42. de aquaeductu. 

2) auch ohne dieſe Eonceffion, wo jene öffentlichen 
Zwede (usus publicus) nicht gefährdet erfchienen, 
ebenfalls bei öffentlichen Flüffen. 

1.2. D, de Quminib. 43. 12. 1.1. $.1.D. 
ne quid in flum. publ. 43. 13. 1.9. C. de 
aquaeductu, 11. 42. 

Ob hier Numen publicum in ber erften ober zweiten 
Bedeutung zu nehmen, ift für unfern Fall gleich— 
gültig. 

Der wichtigfte Umſtand aber ift, daß Quellen, 
Bäche und Flüſſe 

3) auch im reinen Privateigenthume fein fün- 
nen, wo alfo der Begriff des extra commercium 
ganz zurüdtritt. 

Die Römer fagen, daß fich ſolche Gewäſſer vom 
andern Privateigenthume in Nichts unterſcheiden, 
und gehen von ber Zugehörigkeit der Quelle ıc. zu 
dem Grund und Boden, auf welchem fie entipringt, 
ober durch welchen der Bach läuft, als fich von jelbi 
verftehend, aus; 

1.1. 8. 4. 10. D. ne quid in um. publ. 43. 12. 
l. 4. 6. €. de servitutib. et aqua, 3. 34. 1. 3. 
$. 1. D. de acquir, rer. dominio, 41.1. |. 6. 
Cod. ]. ce. verb.: „ex fonte tui juris“. 

Eine weitere Nachweiſung, daß an Quellen, Bäder 
und Flüffen Privateigenthum beftehen fann, ift über: 
flüffig, da auch das vaterlänbifche Recht joldet 
anerfennt. 

Gefeg über Ufer- und Wafferbau vom 15. Mai 
1821. 8. 3. (Regier.» Blatt von 1821. 
©. 552.) 

Wendet man fih nun unferm Nechtöfall ins— 
befondere zu, fo finden fich für denjelben ſowohl in 
dem Nömifchen, ald in dem vaterländifchen Redie 
mehrere pofitive Vorfchriften. Die Bewaͤſſerung det 
Grundftüde (irrigationes), die Wafferleitungen zu 
diefem Zwecke (aquaeductus, derivationes), ſelbſt die 
in Frage ftehenden Schleußen (septa) find ben 
Römern genau befannt und müffen, nach ber Meng 
und Ausführlichkeit der Gefege zu fchließen, den 
Römern noch wichtiger erfchienen fein, als une. 
Ihre Geſetze — was bei der bruchftüdweifen Meber 


lieferung freilich oft nicht deutlich vorliegt, aber wohl 
zu beachten ift — behandeln die verfchiebenartigften 
Rechtsverhaͤltniſſe der Wäfjerungen, 3.8. der Wäfler 
rung bed Grundftüdd mit der eignen Quelle auf 
demjelben, — aus öffentlichen oder Privatwaſſern 
in fremdem Eigenthume — der Wafferleitung über 
fremde Grundftüde u. ſ. w. — und die mitunter vor- 
fommenden Widerfprüche löfen fich nach diefer Ber- 
fchiedenheit der Fälle auf. 

Tit. D. de aqua quotidiana, 43. 20. Tit. Cod. de 

servitutib. et aqua. 1. 1. $. 4. D. de rivis, 
43. 21. 

Die Wafferleitungen aus öffentlichen Klüffen 
waren, wie oben fchon bemerkt worden ift, in ber 
Regel verboten, doch Famen fte felbft hier vor, waren 
aber dann natürlich lediglich nach dem Inhalte ber 
Eonceffion hinfichtlich ihres Umfangs zu beurtheilen. 
Für bie Wafferleitungen in anderen Fällen finden 
fi) aber nirgends Befchränfungen, an welche deren 
Ausübung gebunden erfchiene; fie waren vielmehr 
volkswirthſchaftlich als nüglich anerfannt, daher 
unbedingt erlaubt und durch mehrere Interdicte be— 
günſtigt und geſchützt, welches Schutzes ſogar der 
bloße —* ſelbſt nur unter einem vermeintlichen 
Rechte ergriffen, ſich erfreuen durfte. 

1.1. 8. 9. D. de aqua quotid. 43. 20. 
Nur die Rüdficht auf den usus publicus und bie bei 
ber Ausübung etwa entgegenftehenben Privatrechte 
wieſen der Wäflerungsbefugniß Grenzen an. 
1. 1. $. 4. 10. 1. 2. D. de Auminib. publ, 43. 12. 
1.1. 8.5. D. ne quid in fumine publ. 43. 13; 
1. 3. pr. D. de aqua quotid. 43. 20. (Befonders 
wichtig ift Diefer Titel für den gegebenen Ball, 
und wegen ber Einjchränfungen gegen bas 
praedium serv. 1.1. 8. 15. eod. 1,7. C. de 
servitutib. et aqua, 3. 34.) 
Mit den Örundfägen bes Römijchen Rechts über die 
unbedingte freie Nutzung der aqua profluens zur 
MWäfferung ber Grundftüde fteht auch die Landes— 
gefeggebung im beften Einklange. Die Wäfjerungs- 
befugniß findet ſich hier anerfannt. 
Triftgefeg vom 3. April 1821. $. 13. (Reg.- 
Blatt v. 1821. ©. 570.) 
als ein unbefchränftes Recht, welches nur in einem 
gegenüberftehenden Privatrechte feine Grenzen finden 
fol, und bafjelbe folgt auch ſchon aus ber Anerfen- 
nung des Privateigenthums an dem Waſſer, 
Ufer» und Waſſerbaugeſetz, 1. c. 
weil in dem Eigenthume die facultas de re aliis ex- 
elusis disponendi, etiamsi aliis damnumı inferatur, 
ohne weitern Beweis enthalten ift. 

Eine kurze Betrachtung verdient noch die Be— 

ftimmung ber 


—— 


Sachſe⸗Weimar. Fiſchordnung vom 8. Mai 1815. 

820. (bei Gödel, Geſetzſammlung, Th. 2. 
©. 200.), 

wo es heißt, daß bei Grundſtuͤckswaͤſſerungen aus 
Fiſchwaſſern (wornach alfo die Wäfferungen wieder 
erlaubt find) zur Erhaltung ber Zifcherei nur ein 
Dritttheil höchftend von dem Waſſer abgejchlagen 
werden bürfe und wenigftens zwei Dritttheile für 
die Fifcherei frei über den Wafjerdamm (septa, bie 
Schleuße) fortfließen müffe. 

Hierin liegt außer ber quantitativen Beſtimmung 
nichts Neues. Schon die Römer verboten die deri- 
valiones aquae aus öffentlichen Fluͤſſen, wenn fie 
dem usus publicus nadhtheilig wurden, unb hierzu 
rechneten fie die Fifcherei. Das Numen publicum, 
quod fluit et perenne est, findet ih im Sachſen— 
fpiegel mit demſelben Grundfage wieder. 

Sächſ. Landredt, I. 21. „Das Waffer, wel: 
ches ſtromweis fließet, ift gemein zu fahren 
und zu fifchen darin.” 

Darum würde das Interdict ne quid in Numine 
publico wohl jedem Zifchereiberechtigten, und wo 
eine eigenthümliche Fifcherei nicht befteht, cuivis ex 
populo geftattet werben müffen, wenn er behauptet, 
daß die Wäfferung über jenes Maaß zum Nachtheil 
ber Fifcherei ausgeübt werde. 

Das Eigenthum des Fiscus an der Bl. — ber 
fhriebenen Srauenwieje, und der Umſtand, daß das 
in Frage geftellte Bächlein die Wiefe durchfließt, hat 
Beklagter zugeftanden, und bei der bem Fiscus zu— 
ftehenden freien Benugung des duch die Wiefe 
fließenden Waſſers zu deren Bewäflerung fonnte es 
alfo nicht mehr auf den Beweis einer Verjährung 
des Waͤſſerungsrechts, fondern lediglich darauf noch 
anfommen, ob Bellagter, wie er behauptet, ein 
Recht erlangt habe, jene Befugniß zu bejchränfen 
oder ganz deren Ausübung zu verbieten.‘ 

Diefem Befcheide *) ward indeß in einer folgen- 
ben Inſtanz nicht beigepflichtet. Vielmehr erfannte 
der Schöppenftuhl zu Jena im Monat Mai 
1844 reformatoriſch: 

daß Kläger fehuldig fei, den Grund feiner 
Klage, foviel daran verneint worden, und 
zwar dahin, daß er die Berechtigung, den in 
Mede ftehenden Bad zur Bewäfferung ber 
fogen. Frauenwiefe uneingejchränft und nad 
feiner Willfür zu benugen und für biefen Zwed 
abzuleiten, durch Verjährung erworben habe, 


) Gr rührt aus ber Feder des damaligen Jufligbeamten 
in Weimar, Thuislen Fror. Sachſe, Berfaffers bes ge: 
fhägten Handbuchs des Großherzogl. Sächf. Privatrechts 
(Beimar, 1824.) ber. 
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binnen Orbdnungsfrift, mit Vorbehalt bes Ge- 
genbeweifes, wie Necht zu erweifen habe; 
aus folgenden Gründen: 

„Anlangend 1) die materielle Seite bes vor- 
liegenden Rechtsſtreites, jo ift vor allen Dingen 
darauf aufmerfjam zu machen, baß berfelbe feines» 
wegs blos und allein aus dem römifchen Rechte, 
defien Sagungen ben Berhältnifien und Bedürfniffen 
ber Gegenwart in Anfehung des Waſſerrechtes an— 
erfanntermaaßen nicht mehr genügen, zu enticheiben 
if. Man hat vielmehr bei diefer Entfcheidung Die 
Grundfäge des beutfchen Privatrechtes nah Gebühr 
zu berüdfihtigen. Schon längft wird aber in ber 
deutfchrechtlihen Doctrin, unfern vaterländifchen 
Verbältnifien gemäß, nicht blos auf römische Weife 
zwifchen dem flumen publicum und dem Aumen pri- 
vatum unterfchieden, ſondern als dritte Art das 
gemeinſchaftliche Gewäſſer coordinirt. 

Dieſes iſt feine res communis im ſtaats- und 
völferrechtlihen Sinne, wie bie offene See, feine 
res communis omnium, fondern eine gemeinfchaftliche 
Sache in privatrehtlicher Bedeutung, eine res 
communis singulorum. Es ift ein ſolches Gewäfler, 
welches verjchiedenes Grundeigenthum burchfließt, 
und daher als eine natürliche Ginheit und Totalität 
ber Gemeinfhaft und dem Gebrauchsrechte Mehrerer 
unterliegt und von Natur unterliegen muß. Daß 
es fich in dem vorliegenden Falle um ein derartiges, 
durch feinen natürlichen Lauf gemeinfchaftliches Ge- 
wäffer handelt, geht aus übereinftimmenden factifchen 
Angaben beider Parteien unverkennbar hervor. Der 
ftreitige Bach fließt durch eine Mehrzahl verfchiebe: 
ner Ländereien und wird für Die verfchiedenartigften 
Zwede der Grunbeigenthümer und Anlieger benupt; 
er dient ‚owohl dem Intereffe der Agricultur, hier 
namentlich der Wiefenbewäflerung, als auch dem 
Interefie ber Induftrie, bier namentlich dem Muͤh— 
lenbetriebe. Ein ſolches Gewaͤſſer ift nach der Natur 
ber Sadje, aus bem Grundprincipe ber Gemeinſchaft 
juriftifch zu beurtheilen, wie auch im öffentlichen 
Intereffe bei der Benugung der Oberaufficht und 
dem Wafjerpoligeirechte ded Staates nothwendiger 
Weiſe unterworfen, auch wenn daffelbe in Anfehung 
ber Eigenthumsfrage den Privargewäfiern beizuzäh: 
len fein mag. Mag auch der Ufereigenthümer den 
Bad als Zubehör feines Grundeigenthums betradh- 
ten und die Wafferfraft frei benugen, fo kann er doch 
nicht als eine ſich von felbft verftchende Befugniß 
einen Gebrauch der Art verlangen, wodurch er den 
andern Ufereigenthümern und beitehenden Anlagen 
die Waſſerkraft entzieht und fie im gleichmäßigen 
Gebrauche benachteiligt. in ſolches ausſchließ— 
liches Nutzungsrecht erfordert mithin, der als natür— 


liche Regel beſtehenden Gemeinſchaft der Benupung 
gegenüber, immer einen ſpeciellen Erwerbungsgrunt, 
Eihhorn, Einleitung in das beutfche Privat: 
recht, $. 267. 
Mittermaier, Grundf. bes gem. deutſch. Privat- 
rechts, $. 222 b. Ausg. VI. ©. 582 fig. 
Diefe Grundfäge find namentlich im Betreff ber 
Mühlwaffer von jeher in Deurfchland als anerkannte 
zu betrachten, und zwar in dem Maaße, dab in’ 
mehrern beutfchen Ländern die Gefepgebung alle 
Mühlwaffer geradezu für öffentliche Gewaͤſſer erklärt, 
in andern wenigftend einer beflimmten PBolizeiauf- 
fiht, welche jeden übermäßigen Gebrauch und das 
Ableiten des Waflers zum Nachtheile der unterhalb 
belegenen Mühlen verhüten fol, unterworfen hat. 
Der Grund liegt einfach darin, weil aus dem Wafler- 
mangel ber Mühle leicht Brodmangel des Publikums 
entftehen fann. Die Mühle des Beflagten giebt aber 
aus den Acten ihren alten Rechtöbeftand ſchon duch 
ben herrſchaftlichen Erbzins, des von ihr erhoben 
wird, fpeciell fund. Es kann daher den Eigenthümen 
ber höher liegenden Grundftüde nicht freiftehen, auf 
willfürliche und eigenmächtige Weife ihr das zum 
Mahlen nöthige Waffer über Gebühr durch Ablei- 
tung zu entziehen; vielmehr müffen dieſe jedenfalls, 
wenn fie ein Recht der Ableitung des Mahlmafler: 
in Anfpruch nehmen, einen befonderen Erwerbungs 
grund darthun. Sehr beftimmt und treffend werden 
die oben angebeuteten Grunbfäge, welche hier ent: 
ſcheidend fein müffen, in 
von Bülow’s und Hagemann’s praftiicen 
Erörterungen, Bd. 1. No. IH. und Bb. 4. No.l. 
ausgeführt, Es ift daſelbſt nachgewieſen, daß an 
und für fi Niemand berechtigt fein kann, das Wafler 
eines Baches, der eine Mühle treibt, zur Bewaͤſſe— 
tung feiner Grundſtücke zu ftauen oder abzuleiten, 
daß dadurch der Betrieb der Mühle gehindert wird; 
ebenfo, daß, wenn eine Mühle an einem Bache oder 
Bluffe liegt, woran mehreren ein gemeinfchaftlices 
Benutzungsrecht zufteht, fo bürfen Diejenigen, deren 
Grundftüde das Gewäfler berührt, durch Stauungen. 
Bewäfferungen und Wafferableitungen feine dem 
Mühlenbetriebe nachtheiligen Anftalten und Bor 
richtungen treffen, falls fie nicht etwa ein foldes 
vorzügliches oder flärferes Benugungsrecht fpeciel 
barzuthun vermögen, weil bei allen gemeinfchaftlichen 
Dbjecten die befannte Regel eintritt: in re communt 
melior est conditio prohibentis, quam disponenüs. 
Ziehen wir 2) die formelle Seite bes gegen: 
wärtigen Rechtsſtreites und bie proceffualifche Sach⸗ 
(age in Erwägung, fo ift zu bemerfen, daß in ber 
Klage wirklich au, der Natur des in Anſpruch 
genommenen Rechtes gemäß, dieſes aus einem 
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fpeciellen Erwerbungsgrunde hergeleitet wird. “Der 
Kläger gründete feine Klage auf Verjährung feit 
vierzig und mehr Jahren und unvordenklichen Befig, 
und da Beflagter diefen Klagegrund verneinte, fo 
war einfach auf Beweis befjelben zu erfennen.” 

Allein ein oberftrichterliches Urtheil, gefällt 
Namend bed Dberappellationdsgerihts zu 
Jena vom Spruchcollegium zu Heidelberg im 
Februar 1845 ftellte den obenerwähnten Juſtizamts⸗ 
beicheid lediglich wieder her. Den diefem Erfenntniffe 
unterlegten Entfheibungsgründen entnehmen 
wir was folgt: 

„Für Die rechtliche Beurtheilung des vorliegenden 
Falles fommt es 

I. auf die Feftftellung der rechtlichen Natur des 
Waſſers an, von welchem in der vorliegenden Rechts— 
fache die Rede ift. 

Mit Unrecht hat nun Beklagter, unter Berufung 
auf Römifche Gefegesftellen, die aus dem Zufams 
menhange geriffen find, verfuchen wollen, das in 
Frage ftehende Gewäfler als einen öffentlichen Fluß 
Darzuitellen. 

Wenn ſchon überhaupt es großen Bebenfen unter: 
Liegt, die gewöhnlich angegebenen Unterfcheidungs- 
merkmale zwifchen öffentlichen und PBrivatgewäffern 
auf unfer heutiged Necht anzuwenden, ba dieſe Ein- 
theilung nach dem heutigen öffentlichen Rechte eine 
ganz andere Bedeutung als bei den Römern hat, 
und ſchon im Mittelalter die alten Rechtsquellen 

Mittermaier, Grundſätze bes deutfchen Privat- 
rechts, $. 222. 
auf bad Merkmal ber Schiffbarfeit bei einem Ge— 
waͤſſer, das als öffentliches gelten foll, hinweifen, 
und daher auch die Geſetze des vorigen Jahrhuns 
berts, 3.2. 
Baier. Landrecht, Il. Thl. Cap. 1. 8. 5. 
und hierzu 
Baron Kreitmayr, Anmerkungen, I. &.711. 
fowie die neuen Geſetzgebungen 
Code civil, art, 538. 
Preuß. Landredt, 1. Thl. Tit 15. $. 38. 
Defterreid. Civilgeſetzbuch, $. 287., verglichen 
mit art. 407. 
nur ſchiff⸗ oder flößbare Flüffe zu ben öffentlichen 
rechnen, jo daß man berechtigt ift, mit Beachtung 
ber particularrechtlichen Ausbildung nur jene Flüſſe 
öffentliche zu nennen, welche ſchiff- ober floßbar 
find; 
Mittermaier, 1. c. $. 222. 
Maurenbrecher, Lehrbuch bes beutichen Privat- 
rechts, $. 180. 
jo würbe doch auch die Anwendnng der römifchen 


Vorſchriften, wenn man ſich barauf berufen wollte, 
1. B. nad 
Schwab, bie Gonflicte zwifchen der Flöfferei auf 
öffentlichen Flüffen und den Mühlenberechtigten. 
(Stuttgart, 1844.) S. 14—25., 
nicht für Die Behauptung des Beklagten fprechen, 
daß ber fragliche Bach ein Fluß fei; denn mit Unrecht 
würde daraus, daß dies Wafjer ein llumen perenne 
fei, weil e8 das ganze Jahre hindurch Sommer und 
Winter und fchon feit undenflicher Zeit geflofien hat, 
diefer Bach zu einem Numen publicum gemacht wer- 
den, da das römifche Recht nirgends den Grundfag 
aufitellt, daß jede aqua perennis, wenn fie auch 
nad 
1. 1. 8. 2. D. de Numinib., 43. 12. 
„semper fluit“, ein fumen publicum fei, vielmehr 
ein Numen überhaupt vom rivus burch die Größe 
bes Raufs, durch die Stärke der Wafjerfraft und 
die Nechtsmeinung der Anwohner zu unterjcheiden 
ift, welche wegen ber Beträchtlichfeit des Waflers 
anerfennen, daß bier fein Privatgewäfler vorhan- 
den fei. 
Die Gewäffer nun, welche ben Eharafter ber 
lumina hatten, theilten dann römiſche Juriften wie- 


‘der in Aumina perennia und torrentia, ohne beswegen 


ausfprechen zu wollen, daß jedes Waſſer, quod 
perenne fluit, ein Qumen publicum ſei. 

Günther, quaest, de jur. aquar. spec. I. p. 6. 

Heine, .de prineipiis juris in usu Quriorum ad- 

hibend. (Lipsiae, 1843.) p. 15. 

Wollte man dies nicht zugeben und jedes beftändig 
fließende Waffer einen öffentlichen Fluß im heutigen 
Sinne nennen, fo würde bei und, wo nach unfern 
flimatifchen Berhältniffen, bei der Häufigfeit bes 
Regens, welche bag völlige Bertrodnen ber Heinften 
Gewäfler auh im Sommer hindert, nicht felten 
mancher Heine Bach gegen alle Rechtsmeinung ber 
Anwohner und zur offenbaren Störung ber feit un- 
benklicher Zeit begründeten Intereffen ein öffentlicher 
Fluß genannt werden müffen. 

Die entichiedene Rechtsanſicht neuerer Gefege, bie 
wohl nicht gemeint find, der Staatsregierung Rechte, 
die ihr in Bezug auf Regalien gebühren müffen, zu 
entziehen, fowie der Rechtszuftand nach den Partie 
eufarrechten der einzelnen Staaten, in welchen nur 
gewiffe größere Flüffe zu den öffentlichen gezählt wer⸗ 
den, würde gegen eine ſolche Annahme fprechen. 

Grundlos ift aber auch die von dem Beklagten 
geäußerte Anficht, daß deswegen das hier in Frage 
ftehende Waffer ein öffentliches fei, weil ed zum 
Betriebe ber Mühle dient. Denn abgefehen davon, 
daß für diefe Anficht fein Gefeg angeführt werden 
fann, ift fie ſchon deswegen unhaltbar, weil fonft 
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die größte Ausdehnung öffentlicher Gewäſſer ange: 
nommen werden müßte, indem häufig ein fleiner 
Bad) zum Betriebe einer Mühle genügt, und in bem 
Augenblide, in welchem eine Mühle an einem Bache 
angelegt wird, diefer, ber vielleicht feit Jahrhunder- 
ten als ein Privatgewäffer benugt wurde, in einen 
öffentlichen Fluß verwandelt würde. 

HM. Das hier in Frage ftehende Waſſer ift ent- 
fchieden ein Bad, welder durd die Wiefen läuft, 
und zwar liegt die Frauenwieſe, von deren Waͤſſe— 
rung die Rede ift, oben, und erft weiter unterhalb 
befindet fich die Mühle des Beflagten. 

IN. In Bezug auf die Begründung der Klage 
ift zwar nicht zu verfennen, baß fie der nöthigen 
Klarheit und Beftimmtheit entbehrt. 

Der Kläger berief ſich in der Klagfchrift fofort 
auf bie feit vierzig Jahren gefchehene Benugung des 
fraglichen Baches und auf die Erwerbung des Rechts 
ber Wällerung der Frauenwieſe durch Verjährung 
mit dem rechtlichen Gefuche, das Recht ded Kammer: 
gutes zur befchriebenen Bewäſſerung ber Frauen— 
wiefe anzuerfennen. Es kann aber diefe, wenn 
auch nicht zu billigende, Darftellung fo wenig, als 
was fpäter im rechtlichen Verfahren von Anftellung 
einer aclio conlessoria angeführt worden ift, ben 
Richter hindern, Die Klage fo aufzufafien, wie der 
Kläger jelbft fpäter in feiner Appellationsgegen- 
deduction fie aufgeftellt hat und wie fie wohl auch 
der Sache nah von dem Kläger gemeint war, ber 
wohl die Abficht hatte, zwei Klaggründe anzuführen, 
und zwar feine Befugnig der Wäflerung, an welcher 
er geitört wurde, fchon durch eine actio negatoria als 
bloßen Ausfluß des zuftchenden Eigenthumsrechts 
an ber Frauenwieſe zu begründen, wobei Kläger 
nur für den Nothfall, wenn der erfte Alaggrund 
nicht zureichen follte, auch auf die Verjährung fid) 
berief. 

Wenn nun ber Richter erfennt, daß ſchon nad 
einem Klaggrunde die angeftellte Klage genugfam 
begründet ift, fo fann es nicht darauf anfomınen, 
baß der Kläger auch noch einen andern Klaggrund 
anführte; denn biefer legtere kömmt nicht weiter in 
Betrachtung, wenn bereits durch einen andern Klag— 
grund das erreicht ift, was der Kläger bezwedt. 

Wenn zwar Kläger in feiner Klageichrift nicht 
deutlich genug auf das Eigenthumsrecht als Grund 
feines Waͤſſerungsrechts ſich berief, fo ift dennoch 
ber Richter berechtigt, infofern er auf die Abficht des 
Klägers und den Geſammtinhalt feiner Vorträge 
fiebt, anzunehmen, daß der Kläger zunächft fchon 
in dem Berhältniffe der Lage des Grundftüds, für 
welches die Wäflerung in Anſpruch genommen wurde, 
einen Grund für fein Recht zu finden glaubte, indem 


er fich auf die Localität berief, und daraus Har das 
Berhältniß der Frauenwieſe zu dem fraglichen Bade 
hervorgeht. 

IV. In Bezug auf das rechtliche Verhäͤltniß der 
MWäfferungsrechte bei Bächen, wie ein folcher wegen 
feines befchränften Lauſs und nach der unbedeuten- 
den Wafjermafje bier in Frage ftehr, ift nun gewiß 
anzunehmen, daß, wenn man das Bett des Baches 
von der aqua profluens unterſcheidet, ſchon im Geifte 
bes römischen Nechts 

1.5. D. de divis. rer, 1. 8. $. 23. J. de rer. 

divis, 2.1. 

die Ufereigenthlümer, ſoweit ihre Grundftüde an dem 
Waſſer fich hinziehen, aud) die Eigenthümer des Bettes 
find, während in Bezug auf die aqua profluens fein 
Eigenthumsrecht der Adjacenten an dem Waffer felbit 
angenommen werben fann, weil ein ſolches Recht 
mit der Natur bed fließenden Waſſers, ald eines 
natürlichen Ganzen, welches nicht als eine innerhalb 
einem beftimmten Raume abzufchließende Sache zu 
betrachten ift, vielmehr in jedem Momente fid) wie: 
der erneuert, im Widerfpruch ftehen würde. Allein 
eben fo unbezweifelt ift, daß in Anfehung des Ge 
brauchs Diefer aqua profluens wieder zweierlei Rechte 
getrennt werden müſſen, nämlid das Recht bee 
Gebrauchs zum Trinken, zur Biehtränfe, und das 
Necht des Waſſerſchöpfens, ohne die Anwendung 
befonderer Vorrichtungen, im Gegenfage bes Rechto 
zur Benugung des Wafjerd, 3. B. zum Wäffern, 
befondere Vorrichtungen zu machen, ober Anftalten 
und Anlagen zu errichten, die auf den Waſſerlauf 
fich beziehen. 

In der erften Rüdficht ift noch heut zu Tage bie 
römijche Anficht, daß aqua profluens eine res com- 
munis ift, anzuwenden, und ift jeder Bürger berech⸗ 
tigt, das Waffer zum Trinken oder auf die oben 
bezeichnete Weife zu benugen; nur fann die Aus 
übung dieſes Rechts oft dadurch gehindert werden, 
daß derjenige, welcher dem Bache fih nahen will, 
das fremde Grundftüd betreten müßte und daher von 
dem Eigenthümer des Grundftüds abgehalten wer 
den fann. 

Was dagegen die Nechte betrifft, welche oben in 
der zweiten Beziehung aufgeführt wurden, fo hat 
fi) aus Veranlafjung römifcher Stellen ſchon früh 
und durch die Erwägung, daß derjenige, an bejien 
Grundſtück das Wafjer hinfließt, auch am erften 
Nachtheile davon leidet, 3. B. bei Ueberſchwemmun— 
gen, die Nechtsanficht ausgebildet, daß die Adjacens 
ten, deren Eigenthum längs dem fließenden Wafler 
eines Baches fich hinzieht, ſich dieſes Waſſers, wo es 
vorbeifließt, nicht blos zur Wäfferung ihrer Grund: 
ftüde, fondern auch auf jede andere Art bedienen 


fönnen, bei welcher jeboch da, wo das Wafler das 
Grundftüd verläßt, dem Waſſer fein natürlicher Lauf 
gelafien wird. Diefe Anficht ift ebenfo im gemeinen 
deutichen Rechte, 

Günther, de jur. aquar. Lips. 1827. 

Gefterding, im Archiv für civilift. Praris, III. 

©. 60. = 

Kori, in diefem Archiv, XVII. S. 43. 

Mittermaier, Grundfäge des Privatrechts, 

$. 222, 
ald in den Landesrechten bes vorigen Jahrhunderts, 
ſ. Kreitmayr, Anmerkungen zum bayer'ſchen 
Landrechte, II. Thl. S. 714. 
und in den neuen deutſchen Geſetzbüchern anerkannt, 
z. B. franzöſiſch bürgerliches Geſetzbuch, 
art. 644. 

MWildner, das öfterreichifche Fabrifenrecht, S. 329. 
Vermöge diefes Rechts kann auch ber Adjacent Bor: 
tihtungen zur Wäflerung feiner Grundftüde anlegen, 
durch welche die Maffe des auf feine Wiefe ftrömen- 
den Waffers vermehrt wird, und zwar durch Abzugs— 
graben, Schleufen, Schöpfräber, was ſchon daraus 
fließt, daß, fo wenig einem Abdjacenten verwehrt 
werben kann, durch viele Verfonen, die er am Waſſer 
aufitellt, Waffer fchöpfen und auf feine Grundftüde 
tragen zu laffen, eben fo wenig er gehindert werben 
darf, Died buch Vorrichtungen zu bewirfen, fobald 
nur jene Anlagen nicht den Charakter haben, daß 
Dadurch völlig ein Bad) von dem natürlichen Laufe 
abgehalten und ausfchließend, 3. B. buch Kanäle, 
auf die Ländereien desjenigen geleitet werden fol, 
befien Liegenfchaft an einem Bache ſich hinzieht, weil 
auf dieſe Weife allen übrigen Adjacenten der Waffer- 
gebrauch entzogen würde. 

Nicht paſſend ift es in diefer Beziehung, wenn 
der Kläger von einem Rechte des Adjacenten, das 
Waſſer ausfchließend zu occupiren, fpricht, weil theils 
diefe Anficht leicht auf Eigenthumsrechte am Waſſer— 
förper beutet, die nicht begründet find, theils zur 
Holgerung führen würde, daß der obere Gigenthümer 
beliebig das ganze Wafjer ableiten würde, während 
richtiger eine Gemeinfchaft der Benügung des Bachs 
von Eeiten aller Adjacenten, an deren Grundftüden 
das Waſſer binfließt, angenommen wird. 

V. Nad) den Acten ift es unbeftritten, daß die 
Grunpdftüde, für deren Bewäfferung das in Frage 
ftehende Wafler von dem Kläger in Anſpruch ges 
nommen wird, an dem Bache liegen, über befien 
Benügung zwifchen den Parteien Streit it. Schon 
dadurch ift die Klage begründet, weil der Kläger 
nicht Anderes vornimmt, als was ihm, als einem 
Abjacenten, vermöge feiner Gemeinſchaft der Be— 
nügung des Waſſers in Bezug auf fein am Bache 
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liegendes Grunbftüd rechtlich nach ber bisherigen 
Ausführung zufteht. 

VI. Der Beklagte hat gleichfalls das zu ibm 
fließende Waffer zu feinem Mühlenbetriebe zu be— 
nugen, und am richtigften nimmt man in biejer 
Beziehung zwifhen dem Müller und dem Waͤſſe— 
rungsberecdhtigten eine Gemeinfchaft der Benügung 
des Waſſers des Bachs an. 

Seuffert, Blätter für Recdhtsanwendung, 1. 

©. 61. 

Schleswig-Holftein. Anzeiger, 1844. No. 32, 

©. 240. 

Allein der Beflagte ift der untenliegende Berech— 
tigte, und als folcher nicht berechtigt, dem Kläger, 
als obenliegenden Eigenthümer das Benngungsrecht 
des Waſſers, das auf gewöhnliche Weife zur Be- 
wäflerung ausgeübt wird, zu verwehren, und es 
fann rechtlich feinen Einfluß haben, wenn der Be- 
Hagte auch weniger Waſſer, als er braucht, durch 
die Bewäſſerungsrechte des Klägers befümmt, weil 
ber legte vermöge feines Rechts handelt, und es in 
der Natur der Sache liegt, daß durch Ausübung 
bes Rechts des oberen Eigenthümers der unten Lie- 
gende Waffer entbehrt, was fonft zu ihm geflofien 
wäre, 

Kreitmayr, Anmerkungen, I, S. 714. und 

1381. 1486. 

Sobald ber Beklagte in einem größern Umfang 
Nechte des Waflergebrauhs und zwar in der Art 
erfordert, daß er dadurch das ordentliche Wäflerungs- 
recht des obenliegenden Klägers befchränfen will, 
muß er fein Recht hierzu fpeciell nachweijen. Ohne 
biefe Nachweifung fann ihm blos, weil er an dem 
nämlichen Waffer eine Mühle hat, fein Recht, den 
Kläger zu befchränfen, eingeräumt werben. 

Kein Geſetz des gemeinen Rechts und fein hier: 
ber bezügliches Landesgefeg fpricht von einem Bor- 
zugsrechte der Müller. Aus dem Rechte der Mühs 
lenanlage folgt zwar bie Befugniß bed Beklagten, 
fein Mühlengewerbe zu betreiben und das zu ihm 
fließende Waſſer zu benügen; allein es folgt daraus 
fein ausſchließliches Recht des Waffergebrauche, und 
ber Umftand, baß ber Bellagte oft nicht jo viel 
Waſſer hat, als er braucht, und fein Gewerbe nicht 
fo eintraͤglich betreiben fann, als er es fonft fünnte, 
wenn Kläger nicht wäfferte, ift fein Grund, ben 
Kläger in feinen Rechten zu befchränfen. 

Wenn die Entfcheidungsgründe des vorigen 
Urteils auf das hohe Intereffe des Publiftums an 
den vollftändig zum Nugen der Mahlgäfte betriebes- 
nen Mühlengewerbe Werth legen und baraus die 
ausgedehnteren Rechte des Beklagten ableiten wol- 
fen, fo liegt bier eine willfürliche Annahme um fo 
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mehr zum Grunde, als ja auch die Betreibung der 
Landwirthſchaft ein großes öffentliches Intereſſe iſt, 
und bekanntlich die Wieſencultur des vorzüglichen 
Schutzes des Wäfferungsrechtes bedarf, weil davon 
häufig der Wohlftand der ganzen Gegend abhängt. 

Auch fann davon, was bei Mühlen, die an 
öffentlichen Flüſſen liegen, vermöge ber befonderen 
Verleihung des Staats gilt, fein Schluß auf das 
Berhältniß abgeleitet werben, welches rechtlich bes 
ftehen muß, wenn an einem Bache, ber nicht zu 
öffentlichen Blüffen gehört, der Mühlenberechtigte 
feine Mühle anlegt, und mit dem wäflerungs- 
berechtigten Adjacenten in Streit geräth. In diefer 
Beziehung ift auch bas bei 

Strippelmann, neue Sammlung bemerfens- 

werther Enticheidungen des Oberappellations- 

gerichts Caſſel, II. Thl. ©. 200. 
angeführte Erkenntniß auf den vorliegenden Ball 
nicht anzuwenden; benn wenn an bem öffentlichen 
Fluffe alle Rechte in Bezug auf Anlagen und Aus— 
übung der Wafferreihte und jeder Waſſergebrauch 
nur durch Gonceffionen bed Staates erworben 
werden fünnen, und nur die Staatsregierung bad 
Berhältniß der an einem öffentlichen Fluſſe zum 
Waſſergebrauch von ihr als berechtigt erflärten Per- 
fonen regulirt, gınd daher die Miühlenverleihung 
häufig auch dad Recht enthält, fo viel Wafler zu 
benügen, als zur Betreibung der Mühle, foweit ihr 
eine gewiffe Zahl von Gängen verliehen ift, gehört, 
und dann hieraus etwa die Befchränfung ber übri- 
gen Wäfferungsberechtigten abgeleitet werden fann, 
fo paßt Dies nicht auf einen Privatbach, an 
welchem alle Adjacenten die obenbezeichneten Waffer- 
rechte haben und eine Gemeinſchaft von Benutzungs— 
rechten vorliegt, bei welcher der obere Adjacent 
immer zunächit berechtigt ift und von feinem uns 
terhalb liegenden Berechtigten befchränft werben 
fann. 

Daher kann auch der Bellagte daraus, daß er 
der Kammer einen Erbzins für feine Mühle bezahlt, 
fein Recht des Waſſergebrauchs, wie er es in Ans 
ſpruch nimmt, ableiten, da der Erbzins fich nur auf 
das Recht der Mühlenanlage und Mühlenbetreibung 
bezieht. 

Zwar haben die Entjcheidungsgründe des vorigen 
Urtheils fih vorzüglich auf 

von Bülow und Hagemann, praftifche Er— 
Örterungen, Bd. I. ©. 58. 64. und Bb. IV. 
©. 12. 
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bezogen, um das gefällte Urtheil zu rechtfertigen; 
allein ſchon eine Vergleichung ber Gründe bei den 
genannten Schriftftellern lehrt, daß man vergeblich 
nach Geſetzen frägt, durch welche die Anſicht bes 
ftätigt werden fol, und ein anerkannter feiter Ge 
richtögebrauch dafür ebenfomwenig angeführt ift. Tie 
Hauptjache aber ift, daß in den angezogenen Ent: 
ſcheidungen das Gericht von der Nothmwendigkeit 
ausgeht, durch Sachverftändige die Waffergebraucde: 
rechte des Müllers und der Wäfferungsberechtigten 
auf eine den Interefjen beider Theile nügliche Weife 
zu reguliven; daher das Urtheil, nachdem es gleich— 
ſam proviforifch ausfpriht, daß die Waͤſſerungs— 
berechtigten fich der Wäflerung zu enthalten, woburd 
ber Mühle das Waſſer entzogen wurde, zugleich 
eine Tagfarth anorbnet, in welcher bie Sachverftän- 
digen beigezogen werben follen, um für bie Zufunft 
definitiv Das Verhältniß feſtzuſetzen. 

Daraus geht deutlich genug hervor, baf das 
Gericht felbft das praftifche Bebürfnig fühlt, erſt 
durch Beachtung der localen Berhältniffe und te: 
nifhen Rüdfichten die Rechte des Müllers und ter 
Wafferberechtigten orbnen zu laſſen, ohne daß « 
ſchon definitiv das Borzugsrecht des Müllers aus 
fpricht, wie Died das vorige Urtheil gethan hat. 

Auch die Vergleihung des Ganges der Parti- 
eulargefepgebungen in Deutfchland zeigt zur Genügt, 
bag man felbft in Ländern, in denen man bie 
Interefien der Induſtrie zu befördern fucht, ben 
Mühlberechtigten wicht ſolche Borrechte einräumen 
will, wodurch die Rechte der Wäfferungsberechtigten 
geflört werden. 

Defterreihifhe Mühlenordnung vom 1. De 

cember 1814. $. 2. 

Nach diefer fol felbit, wenn duch die Mühle ein 
Vortheil für Die beffere Bedienung bes Publikums 
erzielt würde, die Bewilligung zur Anlegung der 
Mühle nur ertheilt werden, wenn es ohne bie 
Anrainer des Bachs oder Fluſſes zu befchäbigen, 
und ohne fie in der bisherigen Benügung bes Wai- 
ſers zu hindern, geſchehen kann. 

Wildner, das öſterreich. Fabrikrecht, S. 333. 
Ueberall ergiebt ſich auch aus dem Geiſte und ben 
Ausſpruͤchen des römiſchen Rechts, z. B. 

1. 17. D. de servit. praed. 8. 3. 

Elvers, in der Themis, neue Folge, I. 3. Hit. 

©. 44., 
wie fehr es die Wäflerungsrechte 
ſchuͤtzte.“ 
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Condictio causa data, causa non secuta — 
eondictio sine causa. 


Mitgetbeilt von 
Herrn R. 8. in L. 


B. hatte ſein Rittergut an L. von Johannis 1848 
ab auf zwoͤlf Jahre verpachtet, und zwar auf die 
erſten drei Jahre für jährlich 200 Thlr. —⸗—⸗, 
auf bie drei nächiten Jahre für jährlich 2600 Thlr. 
—⸗-⸗ —s und fo fort. Unterm 3. November 1850 
traf er jedoch mit 2, folgendes Abkommen: 

„Da die ungünftigen Witterungsverhäftnifie 
des heurigen und vorigen Jahres dem Pachter 
einen jehr bedeutenden Ausfall in den Ernte 
erträgen gewährt haben, fo hat ſich Verpachter 
willig finden laſſen, dem Pachter einen Erlaß 
am Pachtgelde dergeſtalt zu gewaͤhren, daß er 
auf die zwei Pachtjahre von Johannis 1850 
bis dahin 1852 nur ein jährliches Pachtgeld 
von 2200 Thlen. — — zu zahlen hat.” 
Am 8. April 1851 verkaufte B. fein Gut an 3., 
welcher fich verbindlich machte, den Parhtcontract nach 
dem urfprünglichen Bachtgelde, ohne Neuerung vom 
24. April 1851 ab fortzufegen. Dabei trat der Pachter 
8. mit B. wegen der bisherigen Pachtverhäftniffe in 
Gegenrehnung und kürzte ihm unter anderen diejenis 
gen 400 Thlr. — —, welche er bei Fortfepung des 
Pachtes mit B. ald Pachterlaß auf das Pachtjahr 
1851/52 zu erhalten gehabt hätte, womit auch B. 
einverftanden war. — Jept Hagt B. auf Rüdgabe 
diejer 400 Thle. —⸗ —⸗, unter dem Anführen, er 
habe diefe Summe nur unter der Borausfegung fich 
fürgen laffen, daß 2. das Parhtverhäftniß mit 3. 
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1854. 
wirflich fortfeße; Dies fei aber nicht gefchehen, viel- 
mehr der Pachtvertrag zwifchen 2. und 3. im Auguft 
1851 freiwillig aufgehoben und dem 8. das Padıt- 
geld von 3. von Johannis 1851 an erlaffen worben. 
Mit Wegfall des Pachtes fei auch der Anfprucch auf 
einen Bachtremiß erlofchen und 2. fomit ohne Rechts- 
grund im Befige der im Voraus gefürzten 400 Thlr. 

l. Urthel des Spruchcollegiums zu Leipzig 
(eröffnet am 7. Auguft 1852). 

„In Erwägung, daß ber in der Klage Bl. — 
erwähnte, von Klägerm dem Beflagten auf das 
Pachtjahr von Johannis 1851 bis dahin 1852 ge- 
währte Bachtremiß von 400 Thlen. — —⸗ entweder 
aus dem Gefichtspunfte eines Vergleichs zu betrachs 
ten, wie denn auch bie in der Klagbeifuge B. Bl. — 
enthaltenen Berhandlungen darüber als ein zwiſchen 
Klägerm und Bellagtem getroffenes Abkommen bes 
zeichnet worden, oder als eine vom Kläger dem 
Beklagten gemachte Schenkung zu beurtheilen ift, 

vergl. auch Eurtius, Handbuch bes fächf. Civil— 

rechts, Th. IV. $. 1705. ©. 436. 

nun aber in beiden Fällen es Seiten des GErfteren 
bes ausdrüdlichen Vorbehaltes der Zurüdforderung 
jener 400 Thlr. — — =» auf den Fall, wenn Bes 
klagter den Pacht auf das Pachtjahr von Johannis 
1851 bis dahin 1852 nicht fortfegen würde, bedurfte, 
ba außerdem ein Rückforderungsrecht nicht Platz 
ergreift, 

1. 65. $. 1. und 2. D. de condiet. indeb. (12, 6.) 
Kläger jedoch in feiner Klage auf einen dergleichen 
Vorbehalt fich nicht bezogen, hat deſſen Suchen 
Bl. —, immaafen ed angebracht, nicht Statt, er ift 
auch Beflagtem die hierdurch verurfachten Unkoſten 
zu erftatten ſchuldig.“ 
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11. Erfenntnif bes Appellationsgerichts zu. 
(eröffnet am 18. December 1852). 

„Daß es bei dem Bl. — zu lefenden, am 
7. Auguft 1852 publicitten Urthel, in jo weit barin 
der Kläger zu Erftattung ber in erfter Inftanz er- 
wachfenen Koften verurtheilt worden, auf die zweite 
Beſchwerde nicht zu laffen, fondern es find fothane 
Koften unter ben Parteien billig aufzuheben. Dahin- 
gegen ift in ber Hauptfache das gedachte Urthel, der 
eingewendeten Berufung ungeachtet, zu betätigen, 
und werden die Koften der Appellationsinftany com⸗ 
penſirt.“ 

Entſcheidungsgründe. 

„Die Klagſchrift Bl. — flg. gewährt keinen ge— 
nügenden Anhalt dafür, daß die in der Beifuge D. 
Bl. — erwähnte, compenfationsweife bewirkte Zah: 
lung von 400 Thlen. — —⸗, ob causam futuram 
oder ob causam finitam geleiftet worben fei, und es 
läßt fich deshalb der Anficht des Klägers, daß bie 
Klage den Erforderniffen ber condictio causa data, 
causa non secula, oder wenigftend der condiclio 
sine causa entipreche, nicht beipflichten. Der Kläger 
hat die Beifuge sub B. Bl. — zu einem integri- 
renden Beftandtheile feiner Klage gemadt. Sie 
beurfundet ein zwifchen den Parteien unter bem 
3. November 1850 getroffenes Abkommen und befien 
Anlaß. Der Beklagte hat dem Kläger den bebeuten- 
ben Ausfall ber Ernteerträge, Die er in den Jahren 
1849 und 1850 durch die Ungunft der Witterungs- 
verhältniffe erlitten hatte, vorftellig gemadht. 

Nach $. — des Pachtvertrags BL. — ftand ihm 
aus biefem Grunde ein Anfpruch auf Pachtremiß 
nicht zu. Man fann daher zwar zu Gunften bes 
Klägers annehmen, daß es fich bei der Vereinigung 
vom 3. November 1850 nicht um ben Abichluß eines 
Vergleichs gehandelt habe, dies bleibt jedoch ohne 
Einfluß auf das ftreitige Nechtsverhältnig. Soviel 
ergiebt fi nämlid aus .der Urfunde sub B. mit 
genügender Sicherheit, daß der Kläger die Eriftenz 
eined dem Bellagten erwachſenen Schadens, ein 
Mißverhältniß des für die Jahre 1849 und 1850 
ftipulirten Pachtgeldes mit dem gezogenen Nutz— 
ertrage, und demgemäß die moralifche Berbindlichkeit 
anerkannt hat, feinerfeits dem Beklagten eine Ent« 
Ihäbigung durch Liberalität zu gewähren. Diefe 
moralifche Verbindlichkeit hat er zu einer rechtlichen 
erhoben. Denn er hat dem Bellagten die von dem— 
felben acceptirte Zuficherung gegeben, iym 700 Thlr. 
—⸗—⸗Pachtgeld zu erlaffen. Bon diefer Summe 
ift für ben gegenwärtigen Rechtöftreit nur der Betrag 
von 400 Thlen. — —« von Interefie. Weder der 
Kläger, noch der Bellagte hat beftritten, daß bei 
dem Abjchluffe des Schenkungsvertrags das auf die 


Pachtjahre Johannis 1848 bis Johannis 1850 ge 
fällig gemworbene Pachtgeld bereitd nad) dem con— 
tractlich fetgeftellten vollen Betrage bezahlt geweſen 
ſei. Dies gewährt einigen Anhalt, weshalb, ſoviel 
die Mobalität der Erfüllung des Schenfungsvers 
ſprechens anlangt, dahin Vereinbarung erfolgt ift, 
es folle fich der Aläger auf das für das Padtjahr 
Johannis 1851 bis dahin 1852 gefällig werbente 
Pachtgeld an 2600 Thlr. — —⸗ einen Abzug von 
400 Thlen. — — » gefallen laſſen, BI. —. 

Im April 1851 hat der Kläger das verpachtele 
Nittergut an 3. verkauft. Der diesfallfige Kauf — 
Klagbeilage sub C. — enthält $.— zugleich ein zwi— 
fchen ben Kaufcontrahenten und dem Beklagten ver: 
einbarted Delegationsgefhäft. 3., der Käufer, if in 
alle Rechte und-Verbinblichfeiten eingetreten, welde 
dem Kläger, dem Berfäufer, nach dem Pad: 
vertrage vom 24. Juni 1848 — Klagbeilage A. — 
zuftanden und oblagen, und der Beklagte, der Pachter, 
hat verfprochen, diefen Bertrag in allen feinen 
Punkten und Glaufeln vom 24. Aprit 1851 an mit 
3. fortzufegen. Somit hatte ber Kläger jenem 
Käufer das Recht abgetreten, auf das Pachtjaht 
1851 bis 1852 von dem Beflagten 2600 Thlr. — —: 
fordern zu dürfen, der Beklagte dagegen dem Käufer 
gegenüber, unter Zuftimmung bed Klägers, die Der 
pflihtung übernommen, diefen Betrag in ben cow 
tractlichen Terminen ungefürzt abzuführen. Hiermit 
war zugleich die Möglichkeit aufgehoben, das mit 
dem Schenfungsvertrage vom 3. November 185% 
verbunden gewejene pactum de compensando zur 
Ausführung zu bringen. Der Anfpruch auf das 
Pachtgeld von 2600 Thlen. — —⸗ auf das Jaht 
1851 bis 1852 war aus dem Vermögen bes Klägers 
ausgeſchieden, und er konnte deshalb auch nicht wer 
ter die duch das Schenkungsverfprechen entftandene 
Schuld an 400 Thle. — — = durch Eompenfation 
mit jener Pachtgeldforderung berichtigen. 

Nach) feinem Austritte aus dem Pachtverhältnifit 
hat fich der Kläger zugeftändlich (Bl —) mit dem 
Bellagten berechnet und fi damit einverftanden 
erflärt, daß ihm ber Leptere die 400 Thle. — —, 
die er Demfelben aud dem mehrerwähnten Schentung® 
vertrage fchuldete, von dem auf die Zeit Johannis 
1850 bis 24. April 1851, dem Tage des Pachtuͤber⸗ 
gangs auf 3., in Rüditand verbliebenen Pachtgelde 
an 1833 Thlr. 10 Ngr. — fürzte, und ihm Dagegen 
16 Thle. — — Juterufurium an 400 Thlr. — — 
auf das Jahr 1851 bis 1852 gewährte. 

Nichtödeftoweniger fordert der Kläger bermalen 
die bergeftalt gezahlten 400 Thle. — —s zurüd 
und glaubt ſich hierzu berechtigt, weil der Pacht 
zwifchen 3. und dem Bellagten im Auguft 1851 
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aufgehoben worben, eine Zahlung bes Pachtgeldes 
von 2600 Thlen. —⸗ —⸗ auf das Jahr Johannis 
1851 bis Johannis 1852 nicht erfolgt ift, dieſe Lei- 
ftung vielmehr dem Bellagten Seiten bes 3. gänzlich 
erlafien worden fein foll. 


Aus einer juriftiichen Auffaffung des von bem 
Kläger vorgetragenen Sachverlaufes, wie er in dem 
Borftehenden dargelegt worden ift, ergiebt fich jedoch 
bie Unftatthaftigfeit diefes Rüdforderungsrechtes von 
felbit. 

Das Eonbdiciren ob causam non secutam fann 
nicht eintreten, wo das Hingeben in Folge eines ben 
Geber verpflichtenden Schuldverhältniffes gefchehen 
it; denn folchenfalls ift nicht ob causam futuram, 
ſondern ber jchon eriftirenden Obligation halber, 
solvendi causa, gegeben worden. 

au vergl. v. Wangerow, Leitfaden für Banbecten« 

vorlefungen, Bd. 3. $. 626, pag. 383. 

In bem vorliegenden Falle ift die von dem Kläger 
am 3. November 1850 bewirkte Zahlung ber 400 
Thlr. —⸗ —» geſchehen, um ben Anſpruch bed 
Bellagten auf die ihm für die ungünftigen Pachtjahre 
1849 und 1850 fchenfungsweife vermwilligte Entfchä- 
digung an 400 Thle. — — » zu tilgen. Wefentlich 
fommt hierbei in Betracht, daß ber in der Klag- 
beifuge B. Bl. — beurfundete Bertrag nicht dahin 
lautet, es feien Die Baciscenten über ein Mißver- 
hältniß des für bad Jahr 1851 bis 1852 durch den 
SBachtvertrag vom 24. Juni 1848 beflimmten Pacht: 
geldes an 2600 Thle. — — + zu dem muthmaaßs 
lichen Nupungsertrage diefes Jahres einverftanden 
gewefen, und hätten fich deshalb dahin geeinigt, das 
Pachtquantum für diefes Jahr von 2600 Thlen. 
—-—⸗ auf 2200 Thle. —⸗ — = herabzuſetzen. 
Vielmehr heißt es in jener Urkunde, der Kläger habe 
fih zu einem Remiſſe am Pachtgelde willig finden 
laffen, weil ber Beflagte in den Jahren 1849 und 
1850 einen bedeutenden Ausfall ber Ernte erlitten 
habe. Die darauf folgenden Worte: „der Aläger 
habe ſich dazu verftanden, biefen Erlaß dergeſtalt 
zu gewähren, daß der Beflagte auf das Pachtjahr 
1851 und 1852 nur ein Bachtgeld von 2200 Thlrn. 
—⸗ —⸗ zu zahlen habe‘, drüden mithin lediglich Die 
Modalität aus, im welcher die Zahlung des als 
Schabenerfap für die Mißernte der Jahre 1849 bis 
1850 verwilligten Remiffes hat bewirkt werben follen. 
Es enthält, wie oben bemerkt, ein pactum de com- 
pensando in ber Form eines Nebenvertraged. Ber- 
liert fpäter, wie dies hier der Fall gewefen, der 
Schuldner die Forderung, auf welche die Gläubiger 
compenfiren follen, fo kann felbftveritändlich ein fols 
her Borgang nicht ald modus tollendi obligationem 


gelten, weil bem Schuldner dadurch nur ein beftimm= 
tes Zahlungsmittel verloren geht. 

Auch hat dies der Kläger felbft dadurch anerkannt, 
daß von ihm bei der Abrechnung mit dem Beflagten 
nach dem Pachtübergange auf 3. (Urkunde D. BI. —) 
die Zahlung der 400 Thlr. — —s burch Compen⸗ 
fation mit früheren Pachtterminen wirklich geleiftet 
worden ift. Nun fucht zwar ber Kläger Bl. — dem 
Abkommen vom 3. November 1850 felbft die recht⸗ 
lihe Natur einer donatio sub modo ober conditio- 
nalis zu vindieiren. Allein weder als eine Schenkung 
sub modo, noch als eine bedingte Schenkung läßt 
fich dieſer Vertrag anfehen; das erftere nicht, weil 
ber Bachtgeldererlaß an 400 Thlr. — —⸗ ob causam 
praeteritam, nicht aber zu dem Zwede zugeftanden 
wurde, damit der Beflagte für das Pachtjahr 1851 
bis 1852 2600 Thlr. —⸗ —⸗ Pachtgeld zahle, wozu 
derfelbe bereitd durch den Pachtvertrag vom 24. Juni 
1848 verpflichtet war, das legte nicht, weil weder 
bie Wortfafiung, noch ber ausgefprochene Zwed des 
Abkommens einen Anhalt für die Annahme gewährt, 
ed habe der verwilligte Remiß an 400 Thlr. — —⸗ 
für nicht verwilligt gelten follen, wenn fi das 
Bachtverhältnig vor Ende des Pachtjahres 1852 
auflöfen follte. 

Die Anfiht bes Klägers Bl. —, ein Padt- 
remiß fönne nie als reine Schenkung betradhtet wer⸗ 
ben, fondern trage bie Bedingung, „wenn ber Pacht 
fortdauere“, in fich, ift nicht haltbar. Denn es fann 
vertragsweife ein Pachtgeldererlaß an bereits ge— 
zahlten Bachtgeldern eingeräumt und das Verfprechen 
ber Herauszahlung bes hiernach zu viel Empfangenen 
bucch die Bereinbarung, daß biefe Zahlung nicht 
fofort, fondern in beftimmten, ber Zufunft angehö- 
rigen Terminen zu erfolgen habe, modificirt werben. 
Eine vorzeitige ift, Dem Bertrage vom 3. November 
1850 gegenüber, die in der Klagbeifuge D. Bl. — 
bemerkte compenfationsweife Zahlung der 400 Thlr. 
— —s allerdings gewefen; denn fie ift am 24. April 
1851, ftatt am 24. Juni 1852 bewirkt worden. 
Dafür hat jedoch der Bellagte dem Kläger ein 
interusurium von 16 Thlen. — — = gut gefchrieben, 
und ber legtere hat ſich mit dieſer Entichädigung 
einverftanden erklärt. 

Ebenſowenig nügt dem Kläger die Bezugnahme 
auf die von ber condictio sine causa geltenden 
Grundfäge. Daß ab initio ein rechtlich ftatthafter 
Grund zur Zahlung der A400 Thlr. —⸗ —- eriftirt 
habe, bejtreitet der Kläger nicht. Er fann daher 
die Rüdforberung bes Gezahlten nur daraus ablei- 
ten, quia causa fuit, quae finila est. (L. 1. und 2. 
D. de condict. sine causa.) Dem fteht jedoch ent- 
gegen, daß, wie obbemerft, die Zahlung behufs der 
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Erfüllung des Schenfungsverfprechend vom 3. No- 
vember 1850 gefchehen ift, daß dieſes Berfprechen 
nicht gegeben worden, damit ber Beklagte im Jahre 
1852 2600 Thle. — —» an 3. zahle, — woran 
die Parteien im November 1850 präfumtiv nicht 
gedacht haben können, weil 3. erft im April 1851 
das Pachtobject gefauft hat, — fjondern um ben 
Beklagten für die Bachtverlufte der Jahre 1849 unb 
1850 zu entichädigen, und von felbft einleuchtet, daß 
bie Auflöfung des Pachtes im Auguſt 1851 auf das 
Fortbeftehen diefer causa feinen Einfluß hat äußern 
fönnen. Zwar ſoll dem Kläger nicht beftritten wers 
ben, daß Gondictionsrechte der bier fraglichen Art 
auf dem allgemeinen Principe der Unzuläffigfeit einer 
in Folge von Rechtöveränderungen eingetretenen 
unbilligen Bereicherung auf Koften des Eondicitens 
ben beruhen, allein die Frage, ob der Beflagte bei 
der mit 3. im Jahre 1851 wegen Auflöfung des 
Pachtes getroffenen Uebereinfunft ein ihm günftiges 
Geſchaͤft gemacht habe, ob daſſelbe fo vortheilhaft 
geweien, daß ibm hierdurch ein hinlänglicher Erfah 
für die in ben Pachtjahren 1849 und 1850 erlittenen 
Berlufte gewährt worden, fann ganz dahin geftellt 
bleiben. Denn felbit wenn dies der Fall gewefen 
wäre, jo würde doch hieraus nicht folgen, daß die 
biesfallfige Bereicherung des Beflagten mit einem 
gegen bie aequitas verftoßenden Bermögensnachtheile 
für den Kläger verbunden geweſen fei, weil dieſer 
in dem Bertrage vom 3. November 1850 factifch 
anerfannt hat, durch Empfang bed vollen Pacht- 
gelbes für jene Pachtjahre einen der Billigfeit nicht 
entiprechenden Gewinn gezogen zu haben. 

Aus diefen Gründen ift das vorige Urthel in ber 
Hauptfache lediglich zu beftätigen gewefen. Indeffen 
hat man bie rechtliche Beurtheilung des Streitver- 
hältnifjes nicht für fo zweifellos achten können, um 
bie Anftellung der Klage ald dad Ergebniß einer 
muthwilligen oder leichifinnigen Streitfucht zu bes 
zeichnen, Es ift Deshalb in Betreff des Koftenpunftes 
reformatoriich erfannt worden, und rechtfertigt fich 
hierdurch die Kompenfation der Koften des Nechts- 
mitteld von ſelbſt.“ 

Il. Erfenntniß des DOberappellationd- 
gerichtd (eröffnet am 16. Juli 1853). 

„Daß dad Urthel zweiter Inftanz zu beftätigen, 
die durch bad gebrauchte Rechtsmittel ermwachjenen 
Koften jedoch gegenfeitig unter den Parteien aufju- 
heben. 

Entſcheidungsgründe. 

Auch in gegenwärtiger Inſtanz hat man die 
Anficht für begründet erachtet, daß das BI. — erſicht⸗ 
liche Uebereinfommen der Barteien vom 3, November 
1850, auf welches Kläger gleichwohl ſelbſt feinen 


Anfpruch geftügt hat, keineswegs als ein durch bie 
Fortdauer des zwiſchen ben Paciscenten beitandenen 
Pachtverhältniſſes bedingtes aufzufaffen, fondern 
daß die diefem Uebereinfommen binzugefügte Beſtim— 
mung, Bellagter folle auf die zwei Pachtjahre von 
Johannis 1850 bis dahin 1852 jährlich nur ein 
Bachtgeld von 2200 Thlen. — —⸗ anftatt 2500 und 
bezüglich 2600 Thalern, wie es der Pachtcontrac 
mit fich gebradht haben würde, — zahlen, lediglich 
auf die Zeit und die Mobdalität zu beziehen, zu 
und unter welcher Kläger dem Bellagten die wegen 
der in den Jahren 1849 und 1850 an ber Ernte 
erlittenen Berlufe zugeficherte Entfchädigung von 
700 Then. —⸗ —» zufommen laffen wollte. Hieraus 
folgt aber ohne Weiteres, daß Die fpätere, noch vor 
Johannis 1852 eingetretene Auflöfung des Pacht 
verhältniffes zwifchen Bellagtem und 3., an welchen 
Kläger das verpachtete Gut am 28. April 1851 vers 
fauft hat, feinen Grund abgeben fann, weshalb 
Kläger die dem Beklagten bei Gelegenheit der BL. — 
erwähnten Abrechnung vom 5. Mai 1851 bereits 
vollftändig, wiewohl unter Abzug bed interusurii, 
gewährte Entihädigung zu dem jet in Frage fiehen: 
den Theile zurüdfordern fönnte. Denn bei Verträgen 
ift die Hinzufligung eined beftimmten dies für die 
Leiftung nicht als Bedingung aufzufaflen, fonbern 
ed wird bad Recht auf bie Leiftung, des hinzugefüg: 
ten dies ungeachtet, fofort erworben. 

vergl. Savigny, Syſtem bes heut. Röm. Rechts, 

3. Bd. $. 126. S. 210 ff. 

Die weitere Bereinbarung aber, daß die Zahlung 
nicht baar erfolgen, fondern Beklagter ſich dadurch 
bezahlt machen follte, daß er für die betreffenden 
zwei Jahre ein um den Betrag ber ihm zugeficherten 
Entjchädigung geringeres Pachtgeld zahlte, ſonach 
die contractli ihm obliegende Mehrzahlung mit 
dem compenfirte, was ihm Kläger zufolge des Ab- 
fommens vom 3. November 1850 zu gewähren zus 
gefichert hatte, ift rechtlich ohne Bedeutung, infofern 
der Grund hiervon offenbar blos darin zu juchen, 
daß an bie Möglichkeit eines früheren Aufhörens 
des Pachtes damals von den Pariscenten gar nict 
gedacht wurde, überdem aber auch Kläger dadurch, 
daß er vor Gintritt ber zur Gompenfation beftimmten 
Zeit das Beklagtem verpachtete Gut verfaufte, die 
Zahlungsmodalität durch Gompenfation felbft unmög: 
lich gemacht hatte, 

Hiernach beantwortet fi auch bie von Klägerm 
DI. — aufgeworfene Frage, ob Bellagtem, Falls 
er nicht ſchon die flreitigen 400 Thlr. — —- inne 
hätte, diesfalls ein Alagrecht gegen Klägern zufteben 
würde, während das übrige Vorbringen, foweit 
fi daflelbe über die Nochwendigfeit einer ftricten 
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Interpretation von Schentungsverträgen und über 
die Oruntlofigfeit der Borausfegung, daß Beklagtens 
Schaden durch den Ausfall der Ernte in ben Jahren 
1849 und 1850 gerade 700 Thlr. — —- betra- 
gen habe, verbreitet, fih von felbit als irrelevant 
darftellt. 

Selbft ganz abgefehen von dem fo eben befproches 
nen Gefichtspunfte würde aber auch noch aus einem 
anderen Grunde die Klage nicht aufrecht zu erhalten 
fein. 

Kläger führt felbft an, daß er, nachdem er am 

28. April 1851 fein dem Bellagten verpachtetes 
Rittergut an 3. verfauft gehabt, über feine Anfprüche 
aus dem Pachtverhäftniffe mit Beflagtem in Gegen- 
rechnung getreten fei, daß Legterer ihm hierauf am 
5. Mai 1851 die ber Klage sub D. beiliegende Be— 
tehnung Bl. — übergeben, worin unter anderen 
auch Die jegt ftreitigen 400 Thle. —⸗ —s auf bie 
ihm bis zum 24. April 1851 noch zufommenbden 
Pachtgelder in Abrechnung gebracht, dagegen ihm 
ein interusurium von 10 Thlen. —= — = biesfalls 
zu Gute gefchrieben worden, und daß er mit biefer 
Berechnung fich einverftanden erflärt, auch in deren 
Gemäßheit die von Bellagtem noch herauszuzahlens 
ben 427 Thlr. 12 Nor. 1 Pf. an= und in Empfang 
genommen habe. Hiernach liegt allerdings ein 
Trandact unter den Parteien vor über bie von 
Klägerm etwa noch aus dem Pachtverhältniffe zu 
erhebenden Anſprüche. Diefe erfchienen hierdurch) 
befinitiv geregelt und abgethan, und es fann hierbei 
barauf nichts weiter anfommen, ob die von Bellag- 
tem in Aufrechnung gebrachte Entſchaͤdigung für feine 
Berlufte an der Ernte in ben Jahren 1849 und 1850 
urfprünglich auf einer bloßen Liberalität des Klägers 
berubte. 

Das fernere Verhaͤltniß Bellagtens zu bem neuen 
Acquirenten bes Rittergutes, nachdem Legterer eins 
mal bie Fortjegung des Pachtes mit Beflagtem 
übernommen und Bellagter fich hiermit ebenfalls 
einverftanden erflärt hatte, blieb dagegen für Kläs 
gern eine ganz fremde Angelegenheit; er war nicht 
befugt, den Willen diefer Perfonen in Betreff ber 
Fortfegung oder Aufhebung des PBachtvertrages 
irgendwie zu befchränfen, und es berührte fein In— 
terefje in feiner Weife mehr, ob der Pacht fortgefept 
wurde ober nicht. 

Hieraus folgt nun aber auch mit Nothwendigfeit, 
dag Kläger durch die nachmaligen Verhandlungen 
wifchen Bellagtem und 3. über Auflöfung des 
Pachtes fein Necht erwerben konnte, eine Leiftung 
urüdzufordern, bie er Bellagtem bereits ohne allen 
Vorbehalt und gegen Entſchädigung für die Antis 
sipation berfelben vor bem urfprünglich feſtgeſetzten 


Termine gewährt hatte. Sollte ein ſolches Recht 
begründet werden, wiewohl nad dem Bemerften 
durchaus nicht abzuſehen ift, welche Beranlaffung 
hierzu Kläger hätte haben fönnen, da es fein Intereffe 
gar nicht tangirte, ob der neue Befiger im Contracts⸗ 
verhältniffe mit Bellagtem blieb oder nicht, fo hätte 
er ſich dies allerdings ausdrüdlich bedingen müffen, 
um fo mehr, als Bellagter fich mit Recht der Ueber— 
zeugung bingeben fonnte, mit Klägerm ſich völlig 
auseinander gefegt zu haben und etwaigen Anfprüchen 
auf Reftitution der bereitd gewährten Entſchädigung 
nicht weiter audgefegt zu fein, was wiederum, wie 
nahe genug liegt, auf die Bedingungen, unter wels 
hen Bellagter fi) mit 3. über die Auflöfung des 
Pachtverhältniffes vereinigte, nicht ohne Einfluß 
bleiben fonnte. Bon einer Bereicherung Bellagtens 
zum Nachtheile Klägers kann in dem vorliegenden 
Zufammenhange nicht entfernt die Nebe fein, Da 
Kläger dadurch, daß durch Uebereinkunft zwifchen 
3. und Bellagtem bas Bachtverhältniß zwifchen die: 
fen Perfonen aufgelöft worden, irgend einen Nach- 
theil erlitten zu haben ſelbſt nicht behaupten kann, 
und ebenfowenig ſich erfennen läßt, daß Beflagter 
dadurch einen befonderen Bortheil erlangt habe, Die 
frühere Berwilligung von 700 Thlen. — — Remiß 
am PBachtgelde aber mit der Fortfegung des Pachtes 
zwijchen Beflagtem und 3. nicht in der geringiten 
Beziehung geftanden hat, da die Pacidcenten Damals 
an ben fpäter eingetretenen Fall bes Verkaufes prä- 
fumtiv noch gar nicht gedacht haben. 

Da die Enticheidung zum Theil wenigftens mit 
von ber nicht völlig zweifellofen Auslegung der 
Urkunde B. Bl. — abhängig geweien, jo hat man, 
ber erfolgten Beftätigung bed vorigen Erfenntniffes 
ungeachtet, fi) doch zur Compenfation der Inftanz- 
foften veranlaßt gefunden.‘ 


49, 


Zu 8. 52. bed Executionsgeſetzes. 
Feftftellung eined Suftentationdquantumd für 
die Ehefrau, wenn ein Gläubiger bes Che— 
mannes die Nubungen ihres Sllatenvermögend 
in Anfpruch nimmt. — Modalität der Hülfs- 
vollftrefung in den ehemännlihen Nießbrauch 

an einem Gapitale der Ehefrau. 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. ©, in R. 


Im Jahre 1852 klagte der Pferbehändler und 
Beldbefiger A. in Kl, M. bei dem Juftizamte R. 
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gegen den gewefenen Gutöbefiger 2. in G. im Wege 
des ordentlichen Procefjes auf Rüdzahlung zweier 
Darlehne an zufammen 241 Thle. —⸗ —-⸗ fammt 
Zinfen. 

In dem auf ben 12. Januar 1853 anberaumten 
Berhörstermine bat der Bellagte, unter Vorbehalt 
fpecieller Erklärung über ben Grund der Klage für 
das Verfahren, bei feiner von dem’ Proceßgerichte 
als notoriich betrachteten Bermögenslofig- 
feit um Ertheilung des Armenrechtes. 

Inzwifchen hatte ber Kläger unter dem Anführen, 
daß 2. fi) in Abfall ber Nahrung befinde, und ge- 
ftügt auf zwei vom Bellagten über bie geklagten 
Darlehne ihm ausgeftellte Privaturkunden, die Vers 
fümmerung eine® Betrages von 910 Thlrn. —⸗ —⸗ 
von denjenigen 910 Then. 7 Ngr. 8 Pf., welche 
auf dem vom Bellagten fchon früher an &. und 9. 
verkauften Grundftüde zu G. nebft vierprocentigen 
Zinfen für deffen Ehefrau als eheweibliches 
Einbringen hypothekariſch hafteten, beantragt und, 
um fi in ben bem Bellagten, als Ehemanne, ge- 
börigen Zinfen dieſes Capitals ein Hülfsobject zu 
fihern, gegen bie Auszahlung jenes Capitals durch 
X. und M. an bie L’fchen Eheleute und gegen Loöſchung 
der fraglichen Hypothek proteftirend und eventuell 
appellirend verlangt, daß die Käufer £. und 9. 
bedeutet werben möchten, wie fie Zinfen unb 
Capital zur Verfallzeit lediglich zum gericht- 
lihen Depofitum zu zahlen hätten, und daß, wenn 
folhes erfolgt, das fragliche Capital ex deposito 
anderweit verzinslich angelegt und die zu gewinnen 
den Zinfen nach rehisfräftiger Entfheidung 
bes gegen 8. erhobenen Rechtsſtreites an ihn, 
A., zu feiner allmäligen Befriedigung ausgezahlt 
werben möchten. 

Das Proceßgericht als Hypothefenbehörbe er- 
achtete die Forderung für ausreichend befcheinigt, 
den Nahrungsabfall des 2. für notorifch, berüdfich- 
tigte daher den geftellten Antrag infoweit, als es 
die Inhibition der am 1. Januar 1853 fällig 
gewordenen Zinfen bes fraglichen Capitals ver- 
fügte, beſchied aber im Uebrigen ben Antragiteller 
deshalb, 

weil Impetrant fich felbft befcheide, daß ihm 

an die verehel. &. fein Anspruch zuftehe und der 

Hauptftamm unantaftbar fei, das Gefuch um 

Eintragung der Proteftation und ein Zahlungs— 

verbot an X. und D. wegen bed Capitals auf 

eine Beichränfung ber verehel. 2. (?) in ber 

Dispofition darüber hinauslaufe, auch die 

Auszahlung des Gapitald an 2, allein bie 

Wirkung ber Kiberation nah Maafgabe ber 

Verordnung vom 7. Juni 1821 nicht haben 


en 


und bie Zahlenden zum Antrage auf Löſchung 
ber betreffenden Hypothek nicht berechtigen 
würde, - 

unter Berlautbarung ber Appellation abfällig. 

Der Kläger beharrte bei jeiner Appellation, 
und ed entfchieb in deſſen Folge das Königliche 
Appellationsgericht zu Leipzig unter dem 4./26, 
Januar 1853 theilweis reformatorifch dahin: 

„Da x. und nun unter biefen Umftänden ber 
Refolution Des Gerichts, foweit fie dem Antragiteller 
abfällig geweien, nicht beigetreten werben mag, 
indem Die Zinfen jenes Gapitald im Allgemeinen, 
nämlich infoweit nicht Receptitienqualität nadhgewies 
fen werben fünnte und die Befhränfungen des 
$. 52. des Erecutiondgefepes nicht Plap er- 
greifen, allerdings eintretenden Falls ein geeignetes 
Executionsobject bilden würden, befien Sicherung 
aber eventuell nur daburch bewirkt werden fann, 
dag dem Ehemanne bie im Zweifel zuftehente 
Dispofition über biefen Theil bes eheweib— 
lihen Vermögens entzogen wird, in Diele 
Hinficht aber der von dem Gläubiger Bl. — vor 
geichlagene Weg, infofern ſich daſſelbe Reſul— 
tat nicht auf andere, dem Schuldner minder 
befhwerlihe Weife erreichen läßt, worüber 
jedoch erft dann, wenn bdiesfalld Anträge 
beffelben geftellt werden follten, zunächſt in 
erfter Inftanz Entſchließung zu faffen jein 
würde, nad Lage ber Sache als angemeffen fih 
darftellt, fo verordnet das Königliche Appellatione: 
gericht theild in Beachtung der eingangsgedadıen 
Berufung, theils, was die aus dem angezogenen 
$. 52. herzuleitenden Bejchränfungen anlangt, 
jowohl, foviel den eventuellen Antrag auf Aus: 
zahlung lediglich auf Grund ber zu gewartenben 
vechtöfräftigen Entfcheidung angeht, immaaßen 
ſolche nicht auf Grund diefer, fondern nur auf rund 
einer wirklichen Hülfsvollftredung verfügt mer 
ben könnte, unter Verwerfung berfelben, an X. und 
D. nach dem Antrage Bl. —, foweit ſolches noch 
nicht gefchehen, übrigens unter Berüdjichtigung ber 
Vorfchriften ber Dec. 27. vom Jahre 1661 und des 
Ertl, Refer. vom 19. Februar 1721, die erforberlice 
Inhibition zu erlaflen und, wenn in Folge beiten 
jenes Gapital nebit Zinfen zu dem gerichtlichen De 
pofitum gelangt, für befien zinsbare Anlegung 
Sorge zu tragen, auch bie Zinfen, ſoweit nid! 
beziehendlich nach $. 52. eit. hierunter etwas 
Anderes zu beftimmen fein wird, ald worüber 
nach vorgängigem Gehöre ber Parteien ebenfalls 
zunächft in erfter Inſtanz Entſchließung zu fallen, 
zu Bunften bed U, bis auf Weiteres zu afjerpiren, 
demgemäß beziehendlich den Legteren zu befcheiben, 
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auch das fonft in ber Sache Erforderliche gebührend 
zu veranftalten und zu verfügen, es ift jedoch A., 
da ein Widerfpruch bes Schuldners nicht vorgelegen, 
und ebenfowenig nach Lage der Sache dem Gerichte 
die Uebertragung der Durch das eingewendete Rechts: 
mittel erwachfenen Koften auferlegt werden mag, 
zur Tragung berfelben anzuhalten.” 

Diefe Decifivverorbnung erlangte Rechtskraft. 

Die Ehefrau des Beflagten &. — welcher inmit- 
telft durch eine Eingabe vom 17. Januar 1853 
unter Bezugnahme auf feine Infolvenz die geflagte 
Forderung ohne Weiteres zugeftanden hatte — 
widerſprach nun, auf Grund ber mehrangezogenen 
8. 52. des Erecutionsgefeges, dem Anfinnen des U., 
indem fie ſich darauf bezog, daß ihr Anfangs in 
1000 Thlen. —⸗ —- beftandenes, jedoch in Folge 
des Nahrungsabfalles ihres Chemannes auf 910 
Thlr. 7 Nor. 8 Pf. herabgefunfenes und noch vor 
Grlaffung des Zahlungsverbotes an X. und P. zu 
Deftreitung mehrerer nothwendiger Ausgaben um 
145 Thlr. —= — =» vermindertes, alfo nur in 765 
Thlen. 7 Ngr. 8 Pf. beftehendes Einbringen, wovon 
fie überdies bie Summe von 220 Thlen. —⸗ —⸗ 
einem anderen ehemännlichen Glaͤubiger zu gewähren 
unter Beitritt ihres Ehemannes neuerdings gerichtlich 
verfprochen, bei dem Mangel fonftigen Vermögens, 
bei ber Arbeitsjcheu und Trunkſucht ihres Ehemannes, 
bei dem vorgerüdten Alter ihrer felbft und ihres 
Ehemannes und bei der ihr allein obliegenden Sorge 
für vier zum Theil noch unerzogene, zum Theil ge- 
brechliche Kinder, eine Schmälerung durch gänzliche 
oder theilweife Entziehung der Zinfen davon nicht 
zulaffe, und bat, das erlaffene Zahlungsverbot wies 
derum aufzuheben. 

Das Proceßgericht beraumte zu wo möglich) 
gütlicher Erledigung der Etreitfrage einen Verhörs— 
termin auf den 2. März 1853 an, in welchem die 
Interefjenten dahin compromittirten, baß über bie 
Einwendungen ber verehel. L. — deren obige Be: 
hauptungen durch die Ausfagen der auf ihren Antrag 
befragten Ortögerichtöperfonen zu ©. Beftätigung 
gefunden hatten — fofort erfannt werden, und &, 
und 9. bis zum Austrage ber Sache das fragliche 
Capital einftweilen, unter Einzahlung ber Zinfen an 
das Gericht, noch inne behalten und alddann gegen 
einvierteljährige Kündigung auszahlen follten. 

Am 9. Mai 1853 ertheilte das Procefgericht 
in Bolge beffen folgenden Befceib: 

Weil es in Notorietät beruht, daß der Ehe: 
mann ber Impetratin, L., in Abfall der Nahrung 
gerathen ift, Impetrant dies auch felbft fol. — ans 
geführt hat, num aber das Verlangen beffelben auf 
Berfümmerung ber Nutzungen des Einbringend 


ber Impetratin bem von biefer dawider erhobenen 
Widerfpruche gegenüber ebenfowenig im Sinne des 
$. 52. des Executionsgeſetzes gerechtfertigt erfcheint, 
ald der Antrag auf Hülfsvollfiredung in ſotha— 
nen Nugungen, wenn folcher dermalen an der Zeit 
wäre, gerechtfertigt fein würde, anerwogen, daß L. 
gegenwärtig Feine Mittel hat, für den Unterhalt 
feiner Familie zu forgen, daß die Bl. — angeregte 
Frage wegen ber Fähigkeit deffelben, den Unterhalt 
für feine Familie zu verdienen, nad 

Bed, Bemerkungen zum Ereeutiondgefeße, p. 70. 
ohne entfcpeidenden Einfluß ift, und daß es am Tage 
liegt, daß jene Nugungen, felbft abgefehen von ber 
Bl. — angeführten Verminderung bes Capitals, 
unter den BI. — flg. angegebenen, BI. — fig. 
beftätigten Umftänden zur Beftreitung der Fami— 
lienbebürfniffe nicht ausreichend find, gefchweige einen 
Ueberfhuß geben, dergleichen in $. 52. cit. voraus⸗ 
gejegt worden; 

fo bat Impetrantens Suden nicht Statt 
und ift daher die sec. fol. — flg. mit — flg. 
erfolgte Verfümmerung wieberum aufzube- 
ben, Impetrant auch die Koften biefer Diffe- 
venz au erftatten ſchuldig.“ 

Impetrant A. appellirtte gegen biefen Befcheid 
unter Anführung mehrerer actenwidriger Behaups 
tungen bezüglich ber Bermögensverhältniffe und 
Arbeitsfähigkeit des Bellagten &. und mit Bezug- 
nahme barauf, daß angeblich noch gar nicht erwiefen, 
daß das fragliche Capital wirklich die Eigenſchaft 
eheweiblichen Einbringens der Impetratin habe, wor⸗ 
auf folgende Entfheidung bes Königl. Appellas 
tionsgerichtd zu Leipzig einging und am 24. 
November 1853 publicirt warb: 

„Dieweil dem Kläger daraus, daß er ben feinen 
Inhibitionsanträgen Bl. — flg. von der Intervenien« 
tin entgegengefegten Widerfpruch Bl. — nicht fofort 
als begründet anerfannt, vielmehr es erft auf das 
Ergebniß der von ihr unternommenen Beſcheinigung 
anfommen laffen, der Vorwurf einer muthwilligen 
Streitfucht, welcher ihn zur "Erftattung der Koften 
ber Differenz verpflichtete, nicht zu machen ift, wenn 
man erwägt, daß er bie Eriftenz bed ber Inter— 
venientin an den Früchten ihres Illatenvermögens 
zuftändigen Competenzrechtes und den befchränfenden 
Einfluß deſſelben auf die von den Gläubigern ihres 
Ehemannes ihrerfeits an die Nugungen biefes Ver— 
mögens zu machenden Anfprüche an fich nicht beftreis 
tet, fondern nur von ber Annahme ausgeht, daß 
nach Lage der Sache zur Ausübung jened Rechtes 
für die Intervenientin fein ausreichender Anlaß ge- 
boten feheine, dieje rein factifehe und von ber Erörtes 
rung ber im einzelnen Falle obwaltenden befonderen 


Berhältniffe abhängige Frage aber nicht als eine 
ſolche gelten faun, deren Beantwortung ſchon von 
Anbeginn an als eine völlig zweifellofe zu betrachten 
gewefen wäre, indem der Umfang der zu inhibi- 
renden Nupungen hierbei nicht als das allein 
entfcheidende Moment fich darftellt, vielmehr daneben 
auch außer der Bermögenslage bes Ehemannes 
deſſen Erwerbesfähigfeit und fonftige Per— 
fönlichfeit in Betracht kommt, den Klägern aber 
eine vollftändige Kenntniß aller dieſer Umftände, 
fowie, daß er den biesfalliigen Angaben ber Inter- 
venientin fofortigen Glauben ſchenke, nicht wohl 
angelonnen werden fonnte, 

fo it e8 bei dem Bl. — zu leſenden, am 9, 
Mai 1853 publicirten Bejcheide, infoweit darin der 
Kläger zur Erftattung der Koften ber Diffe- 
renz an bie Intervenientin verurtheilt worden, auf 
die eingewendete Appellation nicht zu laffen, fondern 
es werden fothane Koften zwijchen Klägerm und der 
Intervenientin compenfirt; 

dahingegen ift fothaner Befcheid im Uebrigen, 
in Betradht, dab 

a. basjenige, was Kläger BI. — fig. theild über 
das Borhandenfein von Außenftänden, welde 
Bellagtem zugehörig, theils über den Ertrag der 
von demjelben angeblich betriebenen Maͤller— 
geichäfte angeführt, bei Abhörung der besfalls 
benannten Zeugen Bl. — flg. und — fig. ohne 
die erforderliche Betätigung geblieben, 

b. die allgemeine Erwerbsfähigfeit bes Be— 
flagten zwar nach ber Ausſage der Gerichts- 
perfonen BI. — nicht fchlechterbings zu bezwei— 
feln fteht, hierdurch allein aber und ohne den 
gleichzeitigen Nachweis, daß er von feiner 
Arbeitöfraft und den fich darbietenden 
Gelegenheiten zu Verdienſt auch ben 
pflidtmäßigen Gebrauch made und wirk— 
lich foviel erwerbe, als zu dem nothbürf- 
tigen Unterhalte feiner Familie gehört, 
das Recht ber Intervenientin auf Sicherung 
ihrer Exiſtenz durch Ueberlaſſung eines ent— 
iprechenden Theiled ber Nugungen ihres Ver: 
mögens nicht als aufgehoben betrachtet werden 
fann und ein Nachweis der legteren Art, wie 
bereitd gedacht, zur Zeit nicht geliefert worden, 
weiter 

c. ganz dahin geftellt bleiben fann, inwieweit bei 
ber in Gemäßheit der $. 52. des Erecutiond- 
geſetzes eintretenden richterlichen Gognition außer 
auf die perfönlichen Bedürfnifje der Ehe— 
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frau felbft auch auf die mit dem Beflagten 
erzeugten Kinder Rüdjicht zu nehmen jei, ba 
im vorliegenden alle, zumal bei ber beträcht- 
lihen Minderung, welche der Hauptftamm ber 
Illatenforderung ber Intervenientin nach BI. — 
und — erlitten, foviel mit ausreichender Sicher: 
heit fich überfehen läßt, daß der Zindertrag von 
bem verbleibenden Eapitalrefte kaum zu Dedung 
des eigenen nothwendigen Bedarfes der Inter: 
venientin ausreicht, übrigens 
d. fich von jelbit verfteht, daß dem Kläger jeden 
falls unbenommen bleibt, bei künftig günfti= 
gerer ©eftaltung der Erwerböverhältnifie oder 
ber fonftigen Bermögenslage bed Ehemannes 
ber Intervenientin mit erneueten Inhibitions— 
anträgen bervorzutreten, 
der eingewendeten Appellation ungeachtet zu beitäti- 
gen, ed werben jedoch fchon mit Rückſicht auf den 
theilweifen Wechſel der Entjcheidungen die Koften 
des Rechtsmittels zwiſchen ben Barteien 
aufgehoben.“ 
Auf Klägers nochmalige, mit neuen Thatſachen 
und Behauptungen nicht unterflügte Appellation 


erfolgte unter dem 17: Jannar 1854 ein das vor: 


23. Februar 
gedachte Urthel aus den bemfelben einverleibten 
Gründen lediglich beftätigendes und ben Appellanten 
in Erftattung ber Koften ber anberweiten 
Berufung — indem die in dem vorigen Erkennt 
niffe für die Compenfation ber Proceßkoſten erfter 
Inftanz geltend gemachten Rüdjichten hier nicht 
einfchlagen — verurtheilendes Erfenntni des Kö— 
niglihden DOberappellationsgerichts, welches 
in Rechtöfraft überging. 





Miscellen. 


Orden. Ge. Königl. Majeftät haben zu geneb⸗ 
migen geruht, daß der Kreisdirector von Broizem zu 
Leipzig das von Er. Hoheit dem Herzoge zu Sachſen⸗ 
Altenburg ihm verliebene Comthurkreuz 1. Glaffe des 
Herzogl. Sachſen-Erneſtiniſchen Hausordens annehme 
und trage. 


Todesfälle. Geſtoörben: am 20. April 1854 
ber Advocat und Rathsactuar Julius Kittler zu Leipzig ; 
am 22. April 1854 der Geheime Negierungsrath Gmft 
Friedrich Hark zu Zwidau; am 1. Mai 1854 ter 
Rechtöconjulent Dr. Ernft Wilbelm Sevffert aus 
Dresden. 


Dfficin der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Men dieſen Mo: 
Genblatte er: 


merkwürdige Rechlsfälle, 


Alle Poſtaͤmter 
u. Buchhandlungen 


ſcheinen jährlich ubernehmen Beſtel⸗ 
64 Nummern zu lungen und liefern 
1 Duartbogen und , tasDuartalzudem 
außerbem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
resfchluffe ein aus: entrichtenten reife 
——— aus dem Gebiete der Justizpflege —* 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernhard Tauchmitz in Leipzig. 


N? 77. 


50. 
Der in der Convention verurtheilte Beklagte 
kann für die Widerklage den Urkundenproceß 
waͤhlen. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. R—r in D. 
(Vergl. Hierzu Wochenblatt für merkw. Nechtöfälle von 
1844. no. 32. ©. 94.) 

Der Zuftandsvormund des raubftummen v. 8. 
hatte bei €. F. ein verzindliches Capital von 2281 
Thlrn. 7 Ngr. 3 Pf. außenftehen, und bereitd im 
Jahre 1844 durch Erecutionsflage die davon auf bie 
Zeit vom 15. Juni 1841 bis 15. December 1843 
rüdftändigen Zinfen von 228 Thlen. 3 Nor. 8 Pf. 
eingefordert. Im Jahre 1848 erhob ebenberfelbe 
Grecutivflage gegen €. F. auf Bezahlung biefer 
Gapitalzinfen, wiederum vom 15. Juni 1841 an bis 
zur Klaganftellung und fernerweit. In dem darauf 
abgehaltenen Termin und Berfahren hatte ber Be: 
flagte auf irgend eine Quittung bezüglich bes libel- 
latum fich nicht bezogen, und wurde rechtöfräftig 
verurtheilt; berfelbe erhielt auch darauf eine Zah— 
Iungsauflage, worin bas Liquidum auf 988 Thlr. 
20 Nor. 2 Pf. feftgeftelt war, im März 1852 bes 
händigt. Nachdem er noch am 29. befielben Monats 
diefer Auflage vollftändig, fowie ohne Proteftation 
und Borbehalt, nachgelommen war, erhob er im 
April 1852 eine ausſchließlich auf Urkunden geftügte 
Widerflage in Form einer Erecutivflage gegen den 
Zuftandsvormund bes v. F, worin er geltend machte, 
daß er von ben in ber Vorklage geforderten und im 
März 1852 bezahlten Zinfen den Betrag von 228 
Thlrn. 3 Nor. 8 Pf., fowie 54 Thlr. — —- und 


Neue Folge Bweiter Jahrgang. 
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91 The. 6 Ngr. 4 Pf., als die vom 15. Juni 1841 

bis 28, Juni 1845 verftandenen Zinfen, mithin 
zufammen 373 Thlr. 10 Nor. 2 Pf, bereits früher 
gegen Quittung richtig abgeführt habe, und forberte 
zum Beweis barüber Recognition von elf beigelegten 
Urkunden sub A. bis L., unter denen fich Die beiref- 
fenden außergerichtlichen Quittungen sub C., L., K. 
und L. befanden, Widerfläger bezog fich dabei noch 
barauf, daß er, nur gezwungen und um ber Execu— 
tion zu entgehen, ber an ihn erlaffenen Auflage am 
29. März 1852 vollftindig Genuͤge geleiftet, dabei 
aber obige 373 Thlr. 10 Ngr. 2 Pf. zu viel und 
zum zweiten Male bezahlt habe, und forderte im 
PBetitum diefen Betrag nebft Verzugszinſen von Zeit 
erhobener Widerklage zurüd. 

In der barauf bewirften Einlaſſung fchügte 
Widerbeflagter nur vor, daß MWiderfläger das auf 
Grund des Borprocefjes feftgeftellte Liquidum von 
988 Thlrn. 20 Nor. 2 Pf. ohne Vorbehalt und Pros 
teftation bezahlt habe, und demnach (u. 9. nad 
Wernher, sel. obs. for., p. I. obs. 409. n. 2.) ber 
Ausflucht ber Zahlung verluftig fei. Die der Klage 
beigelegten Urkunden wurben, foweit fie ber Recogni— 
tion bebürfend, und mit Ausnahme ber sub C., I,, 
K. und L. (ald welche nicht mit dem vollſtaͤndigen 
Vornamen und zugleich mit einem ber Berwechfelung 
ausgefegten Namen einer britten, bereits verftorbenen 
Perſon unterfchrieben feien), recognoseirt. 

Nachdem noch Widerfläger in der Replif darauf 
verwiefen hatte, daß ber Grund einer Widerflage 
in der Borflage ald Ausflucht nicht vorgefchügt wor« 
den zu fein brauche (Kori, Erecutivproceß, $. 29. 
&.70. und Wochenblatt für merkw. Rechtsf., 1842. 
S.58.), und felbft die Ausflucht der Compenfation 
und ber Zahlung jeder Zeit in ber Widerflage aus— 
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geführt werden könne, berfelbe auch nachgewieſen 
hatte, daß eine Verwechfelung bed den Documenten 
C., L, K. und L. unterftehenden Namens mit dem 
einer andern Perſon nicht möglidy fei, wurde am 
30. September 1852 folgendes Erfenntniß bed König- 
lichen Spruchcollegiums publicirt: 

„Da die von bem Widerfläger erhobene Recons 
vention zwar feineswegs um beswillen verworfen 
werben kann, weil die jet geltend zu madhende 
Ausflucht der Zahlung nicht bereits in ber Eonven- 
tion vorgefchügt worden ift, 

Wochenblatt für merfwürdige Redhtsfälle vom 
Jahre 1842. ©. 58. Nr. 15. 
wohl aber dem Anbringen der Umftand entgegenfteht, 
daß baffelbe in Form einer Erecutivflage erhoben 
worden, was fchon um bed Zwedes einer Widerflage 
willen und weil alddann im Widerfpruche mit dem 
©rundfage: reconventio reconventionis non dalur, 
dem Widerbeflagten eine neue Widerklage zur Aus- 
führung etwaniger Replifen geftattet werben müßte, 
was, wenn diefer wiederum die Korm ber Erecutiv- 
lage wählte, möglicher Weife zu einer endlofen 
Reihe von Proceſſen führen würde, in deren feinem 
zu einer definitiven Entſcheidung zu gelangen wäre, 
Wochenblatt für merfwürdige Rechtöfälle vom 
Jahre 1844. ©. 95. 
Höpfner, Beiträge zur civilgerichtlichen Prarig, 
Bd, 1. ©. 203. 
— und wenn auch bamit feinedwegs ausgeſchloſſen 
ift, daß ein Bellagter, welcher in einem Erecutivs 
procefje condemnirt worden, eine Behauptung, bie 
ebenfowohl zu Begründung einer Erception als einer 
felbftftändigen Klage geeignet erfcheint, wie Died 
namentlich bei ber Gompenfation ber Fall ift, au 
als Erecutivflage auszuführen berechtigt fei, dies 
doch niemals dann geſchehen fann, wenn jene Be- 
hauptung eine reine peremtorifche Exception, b. h. 
eine folche ift, welche zwar zur Ablehnung bes klä— 
gerifchen Anſpruchs, nicht aber zur Erhebung einer 
felbftftändigen Klage fich eignet, — nun aber in bem 
hier vorliegenden Rechtsſtreite der Widerfläger ledig— 
lih eine ſolche peremtorifhe Ausflucht im engern 
Sinne — bemerfter Maaßen bie ber Zahlung — 
auszuführen unternommen; 

fo hat defien Suchen, immaaßen es angebracht, 
nicht Statt, er ift auch die auf diefen Proceß ver- 
wandten Unfoften, foweit folde überhaupt zur Res 
fitution fi) eignen, ald worüber, ba nöthig, in ber 
Erecutionsinftang Beftimmung zu treffen fein wir, 
dem Widerbeflagten zu erftatten ſchuldig.“ 

Widerkläger, welcher gegen dieſes Erkenntniß 
Appellation einwendete, machte babei befonders gegen 
die aufgeftellte Regel, daß eine Widerflage in Form 


des Grecutivprocefied nicht erhoben werben dürfe, 
geltend, daß folche jedenfalls dann eine Ausnahme 
erleiden müffe, wenn es ſich, wie hier, um fpäter 
(nach Beendigung ber Borklage) aufgefundene Duit- 
tungen hanbele, indem ihm diesfalls nicht angefonnen 
werben fönne, fein Necht in ber ber Natur einer 
Quittung fremden Procefart, einem Ordinarprocefie, 
auszuführen, ober auf die rechtliche Wirkung der 
Quittung gänzlich zu verzichten. 

Es wurbe jedoch auf die eingewendete Appella— 
tion folgendes confirmatoriſches Erkenntniß des 
Königlihen Appellationsgerichtd zu Zwidau 
am 2. September 1853 publicitt: 

„Weil, wie bereit BI. — gezeigt worben, nad 
der richtigern Anficht eine in Form des Urkunden 
proceſſes angeftellte Wiberflage als folche nicht ftatt- 
haft, aber auch ſelbſt hiervon abgefehen die vorlie 
gende Widerflage für ben Executivproceß gar nid 
ausreichend begründet ift, immaaßen einerfeits bie 
als Urkunden C., I. und K! indueirten Briefe BL. — 
und — über die Berfon bes Adreffaten feine Aus: 
kunft geben, auch überdies in Verbindung mit der 
Urfunde L. Bl. — in feinem Falle ein Mehreres, 
als die erfolgte Bezahlung der auf die Zeit vom 
15. Zuni 1841 bis zum 15. December 1844 abge 
faufenen Zinfen, nachzuweiſen geeignet fein würden, 
andererfeit8 von dem Widerkläger nicht blos, daß er 
fothane Zinfen doppelt bezahlt habe, ſondern auf 
zur Begegnung ber bei dem Vorhandenſein jene 
Quittungen fih aufbrängenden Bermuthung be 
wiffentlich erfolgten Zahlung einer Nichtſchuld das 
Erforderliche barzulegen und urkundlich beizubringen 
gewefen wäre, der Mangel derartiger, bie Annahme 
eines gefliffentlich gezahlten Indebitums entfräftenden 
Behauptungen jener Widerklage aber auch dann 
entgegenftehen würde, wenn man fie al8 eine felbt: 
ftändige und im Ordinarproceſſe- angeftellte Klage 
betrachten, und davon, daß eine ftilljchweigente 
Erfiredung ber Gerichtsbarkeit vorliege, ungeadie 
bes Umftanbes, daß Wiberbeflagter ald folcher gar 
nicht in ber Lage war, gegen die Competenz be 
Proceßgerichts Ausftellungen zu erheben, ausgehen 
fönnte; fo ift eingangsgedachtes Urthel, wie hiermit 
gefchieht, zu beftätigen, es werden jeboch, weil bie 
rechtlihe Beurtheilung des gegenwärtigen Falles 
nicht als völlig zweifellos erfchienen, die Koften bed 
eingewenbeten Rechtsmittels unter ben ‘Barteien 
gegeneinander aufgehoben.‘ j 

Auf die vom Widerfläger in ber Hauptſache, 
und vom MWiderbeflagten ber Koftencompenfation 
wegen gegen diefes Urthel eingewendeten Appell: 
tionen erfannte bas Königliche Oberappellationd 
gericht unterm 14. Februar 1854 dahin: 
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„daß bie Appelation des Widerbeflagten für 
unzuläjfig zu erachten; bie Mppellation bes 
Widerflägers anlangend, ift es bei dem gedach— 
ten Urthel und dem dadurch beftätigten Erfennt- 
niffe der erften Inftany Bl. —, fo weit darin 
das Suchen des Widerflägerd durchaus in 
angebrachter Maaße abgewiefen wird, nicht zu 
laſſen, ſondern es ift der Widerbeflagte von den 
in Folge der Vorklage befage der Urkunde H. 
DI. — erhaltenen 988 Thlr. 20 Ngr. 2 Pf. den 
Betrag von Dreihundert Neunzehn Thalern 
10 Ngr. 2 Pf. nebft fünfprocentigen Zinfen vom 
26. Mai 1852 an den Widerfläger zurädzus 
zahlen fchuldig, und find die Koften bes Pros 
ceſſes unter ben Parteien gegen einander aufzu- 
heben. Dabingegen find die vorigen Erfenntniffe, 
infoweit darin das Suchen des Widerklägers 
im Betreff ber in ber Urkunde I. Bl. — ges 
dachten 54 Thle. — — = und ber Erftattung 
ber in der Conventionsſache erwachfenen Koften 
in angebrachter Maaße abgewiefen wird, wie 
hiermit gefchieht, zu beftätigen, und auch die 
Koften jegiger Inſtanz zwifchen ben Barteien 
zu compenfiren.' . 

In ben beigefügten Entfcheidungsgründen 
ift, nad) vorausgeſchickter Prüfung, der beigefügten 
Beweisurfunden, und nachdem die Urfunbe I. zum 
Beweis bes angeblich ſchon früher gezahlten Zins— 
betrages von 54 Thlen. — —= für unzureichend 
erfläct worben, Folgendes ausgefprochen: 

„Die Einwendung bed Widerbeflagten BI. —, 
daß ber Widerfläger 

a) das in der Gonventionsfache feftgeftellte Liqui- 
dum ohne Vorbehalt und Proteftation bezahlt, 
auch 

b) in der Convention die Ausflucht ber Zahlung 
nicht vorgefchügt habe, 

ift unerheblich. 

Der BI. — citirte Rechtölehbrer (Wernher, 
P. II. obs. 409.) fagt weder das Eine, noch das 
Andere. 

Für bie Behauptung, 

ad a, daß ber im Grecutioproceffe verurtheilte 
Beklagte, wenn er bei ber Bezahlung bes Liquidums 
feinen Vorbehalt oder feine Proteftation beifügt, ber 
Reconvention verluftig werbe, läßt fich weder eine 
gefegliche Vorfchrift, noch der Gerichtsbrauch anfühe 
ten. Im Gegentbeile fteht e8 nad) der Praris feſt, 
baß felbft dann, wenn bem verurtheilenden Erfennt- 
niffe im Grecutivproceffe die ausbrüdliche Verwei— 
fung ber vorgefchügten, boch in dieſem Procefje nicht 
zu beachten gewejenen Ausflüchte in die Wider- oder 
befonbere Klage nicht beigefügt wird, das boch dem 


Beklagten das Recht auf bas Eine oder das Andere 
nicht entzieht. Eben fo wenig geht, 

ad b, wie bereits bie erfte Inſtanz BI. — dem 
Wiberbeflagten eingehalten hat, dem Bellagten in 
ber Erecutivfache dadurch, daß er barin gar nicht 
ereipirt, das Recht verloren, feine etwanigen Excep⸗ 
tionen mittelſt der Wider» oder befonderen Klage 
geltend zu machen. 

Zwar äußert Biener, im syst. proc. $. 246. ed. 
noviss., der im Erecutivproceffe ungehorfame Bellagte 
werbe nicht nur re et expensis, fondern auch jactura 
exceplionum verurtheilt, indem er fich in der Note 2. 
auf $. 9. bed Anh. zur Erl. Proc.⸗Ordn. bezieht, 
und eine Ausnahme nur dahin ftellt, daß diejenigen 
Einreden, welche auf einem felbftftändigen Klag- 
grunde beruhen, mittelft befonderer Klage nachher 
geltend gemacht werden könnten. Und im $. 311. 
fegt er, bei der Lehre von der Neconvention, einen 
Unterfchied zwijchen dem gemeinen und bem ſaͤch— 
ſiſchen Rechte darein, daß jenes bie exceptiones 
omissas desertasve nicht, biefes aber fie ausfchließe, 
wobei er in ber Note 10. die Erl. Proc.»DOrbn. ad 
tit. 6. 8. 2. allegirt. Auf gleiche Weile fcheint 
Griebner, im Dise. zur Erl. Proc.» Ordn. tit. 6. 
8.2. ad v.: „Weggelaffen” S. 111. der Küftner’fchen 
Ausgabe, die nurangezogene Gefepftelle auszulegen. 
Allein diefe Gefepftelle ($. 2. ad tit, 6.), lautend: 
„Gleichwie auch in processu ordinario, da Bes 
Hagter feine exceptiones in dem Gegenbeweiſe ges 
nugjam beduriren fann, wenn er deren Eine oder 
die Andern weggelaffen ober fich daran verfäumt, 
ingleihen in causis mutuarum injuriarum, bie Re— 
convention gänzlich ceffiren ſoll,“ fpricht nur 
davon, baß der im ordentlichen Proceſſe ver- 
urtheilte Beklagte die Reconvention nicht anflellen, 
und fich bderjelben dazu, bie barin weggelaffenen 
oder verfäumten Cinreden nachträglich geltend zu 
machen, nicht bedienen bürfe. Und im $. 8. bes 
Anh. zur Erl. Proc.Ordn. wird neben ber Auf 
hebung ber Vorfchrift in ber Gefepgebung von 1661, 
nach welcher der Beflagte im Grecutivprocefie mit 
feinen Erceptionen binnen drei Wochen von infinuits 
ter Klage an hervorzutreten hatte, und neben ber 
bem Bellagten ertheilten Geftattung, feine Einreden 
im Termine auf die Erecutivflage vorzubringen, 
beftimmt, daß im Erecutioproceffe nur liquide Ein— 
eben zu beachten, bie illiquiben, auf weiterer Erflä- 
rung beruhenden Ausflüchte aber zur Reconvention 
ober befondern Ausführung zu verweilen feien. 
Wäre es die Abficht des Geſetzgebers gewefen, ber 
Gntfheidung im Urfundenproceffe mehr, als bie 
Eigenſchaft einer proviforifchen, auf das Ergebniß 
ber beigebrachten Urkunden gerichteten beigulegen, 
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ihr eine dad Rechtsverhaͤltniß ſelbſt definitiv feſt— 
ftellende Wirkung zu ertheilen, und bie Befolgung 
des für den ordentlichen Proceß hinfichtlich des Ge— 
brauchd ber peremtorifchen Erceptionen beftehenden 
Eventualprincips (f. Proc.-Ordn. Tit. 11. $. 10. und 
Erf. $. 4.) für den Grecutivproceß anzuordnen, mit— 
hin dem Beklagten, welcher im Grecutivprocefie nicht 
ercipirt oder im Termine ausgeblieben it, die Gel: 
tendmachung feiner Einrede mittelft ber Reconvention 
oder befondern Alage zu verfagen, fo würde dies 
ausdrüdlich auszufprechen gewefen, und um fo ge= 
wifler auch ausgefprodhen worden fein, als bie 
Erledigung der Landesgebrechen vom Jahre 1661. 
Tit. von Juſt⸗Sachen $. 5. das beftimmte Anerfennt- 
niß — im C. A. Th. 1. ©. 213. v.: „oder er bliebe 
in termino ohne ehehaftliche Verhinderung außen, 
foll er damit nicht gehöret, auch im einem folchen 
Balle ic. Beflagtem feine habende Erceptionen in ber 
Neconvention zu fuchen, abermals vorbehalten wer- 
ben’) — bes dem Bellagten auftehenden Rechtes 
enthält, auch bie im Grecutivproceffe verfäumten 
Ereeptionen in ber Reconvention geltend zu machen. 
Ganz richtig bemerkt daher ſchon 
Küftner zu Griebner's Dise, S. 111. Not. 47 b. 
und ©. 539. Not. 9., 

daß ber Beklagte, wenn er auch nicht erjcheint 
ober feine Erceptionen opponirt, doch diesfalls die 
Reconvention anftellen könne, und dafjelbe gefchieht 
von 

Hommel, in rhaps. obs. 397. 

Kori, im Erecutivproc., 88. 21.29. u. Not. 214. 

Ofterlob, im fummar, Proc., 2. Aufl. 8. 20, 

S. 44.45. — 8.29. S. 63. und Not. 5. — 
$. 36. Not. 7. S. 82. — 8. 38. Not, 14. 
©. 97. 
Selbft 
Diener, in quaest., cap. 67. in opusc. Vol. II. 
No. 60. pag. 266. 
befennt ſich jpäter zu der Anficht, daß der Ungehor- 
jam des Beklagten im Erecutivprocefie ſich eben nur 
auf dieſen Proceß befchränfe, und dem Bellagten 
dadurch das auf feinen darin nicht vorgefchügten 
Erceptionen beruhende Recht felbft und befien Aus— 
führung in einem andern Procefje nicht entzogen 
werde. 

Dafür hat fi denn auch in Sachſen ein con— 
ftanter Gerichtsbrauch entfchieden. 

Eine weder von ben MWiderbeflagten im erften 
Verfahren, noch von der erften Inftanz erhobene 
Einwendung wird von der zweiten Inftanz Bl. — 
darauf geftellt, daß die Widerflage, ald condictio 
indebiti, unſchlüſſig erfcheine. Da ſich nämlich bei 
dem Vorhandenfein der der Widerflage beigelegten 


Quittungen die Bermuthung ber wiffentlich erfolgten 
Zahlung einer Nichtſchuld aufbränge, fo hätte der 
MWiderkläger fich nicht blos darauf, daß er die Zinfen 
doppelt bezahlt habe, fondern auch auf foldhe Um— 
ftände beziehen und fie urkundlich beibringen follen, 
welche geeignet wären, jene Vermuthung zu ent 
fräften. 

Allein hierbei hat die vorige Inftanz gerade den 
wejentlichften Punkt überfehen. Der Sag, daß eine 
wiſſentlich gezahlte Nichtſchuld nicht zurückgefordert 
werben bürfe dl. 1. 8. 1. D. de cond. indeb., 12, 6. 
— 1.9. pr. C. eod., 4, 5.), beruht auf der Voraus— 
fegung, daß bie Zahlung freiwillig geleiftet wurde 
(1. 7. $. 2. sequ. D, pro emtore, 41, 4.), und auf 
dem einleuchtenden Grunde: donari videtur, quod 
nullo jure cogente conceditur (1.29. pr. D. de donat., 
39, 5. — 1. 82. D. de reg. jur., 50, 17.). Wo eine 
Nöthigung zur Zahlung eintrat, fann die Zahlung 
nicht als eine Liberalität gelten (I. 18. fin. D, de 
adim. leg., 34,4. „cum nemo in necessitatibus libe- 
ralis existat“). Daß aber von demjenigen, meldher 
im Erecutivproceffe verurtheilt worden ift, in defien 
Folge eine Hülfsauflage erhalten und, zu Vermei— 
dung ber Hülfsvollftredung, das Liquidum bezahlt 
hat, nicht gefagt werben fönne, er habe freiwillig 
eine Nichtſchuld bezahlt, liegt fo offen vor, daß es 
weiterer Auseinanberfegungen deshalb eben fo wenig, 
als eines umftändlicheren Eingehens auf die Frage 
bedarf, ob die Widerflage als eine condictio indebiti 
oder nicht vielmehr als eine condictio sine causa 
(1.1. 8.3. D. de condiet. sine causa, 12,7. — 
1.6. D. de donat, int. vir. et ux., 24, 1.) zu betrach— 
ten, und ob nicht infofern, als die proceßrechtlidhen 
Vorſchriften felbft Dem im Erecutivproceffe verurtbeil: 
ten Beflagten bie Geltendmachung der darin nicht 
vorgebradhten oder nicht beachteten Ausflucht der 
Zahlung mittelft der Widerflage geftatten, und ibm 
zugleich die Verbinblichfeit auflegen, unerwartet bed 
Ausganges der Neconventionsfache fi der Conven— 
tion zu entbrechen, die Anwendbarfeit der PBrincipien 
über die Gonbdictionen des römifchen Nechtes auf bie 
Beurtheilung ber Echlüffigfeit einer ſolchen Wiber: 
Hage überhaupt erheblichen Bedenken unterliegen 
möchte. 

Von ber erften Inftanz iſt Bl. — die Klag— 
abweifung lediglich darauf gefegt worden, baß für 
die Widerflage der Urfundenproceß gewählt worden 
fei, eine Reconvention aber nur im Wege des ordent- 
lichen Proceſſes geltend gemacht werden fönne. Diefe 
Anficht hat die zweite Inftanz BL. — gebilligt, ob— 
wohl fie die Beftätigung der Klagabweifung noch 
auf andere, nach dem ad 1. und 4. bereits Erörter- 
ten für unerheblich zu haltende Momente ftügt. 
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Für dieſe Anſicht Haben fih, außer dem Königl. 
Appellationsgerichte zu Dresden in dem ©. 95. des 
Wochenbl. für merkw. Rechtsfälle v. 3. 1844 abge- 
drudten Erfenntniffe und dem BI. — a. E. citirten 
Schriftfteller, auch 

Biener, im syst. proc. 8, 313. und 

Dfterloh, im fumm. Proc. $. 30. S. 67. 
erklärt. Wie jedoch ſchon die Herausgeber der neues 
ften Auflage von Biener’s Proceß in ber Note 1. 
Th. 11. ©. 240. einen Zweifel dagegen erhoben, fo 
hält auch 

Kori, im Executivproceß Th. 2. $. 9. S. 106. 

ber 2. Auflage, | 

die Anftellung ber Reconvention im Wege des Ere- 
cutivproceſſes für ftatthaft, nur beifügend, es werbe 
dies um beswillen nicht leicht vorfommen, weil der 
Widerkläger, hätte er Urkunden gehabt, ſolche wohl 
gleich in ber Convention zu Widerlegung ber Klage 
vorgebracht haben würbe. 

Eine gefegliche Vorfchrift, worin es dem im 
Erecutivprocefje verurtheilten Bellagten verfagt 
würde, bie Geltendmachung ber barin nicht vor— 
gefhügten oder nicht beachteten Ausflüchte auf 
Urkunden zu fügen und dazu, fo wie es der mit 
Urkunden verfehene Kläger bei ber Convention ges 
than hatte, den Erecutivproceß zu wählen, ift nicht 
vorhanden, und weder in den vorigen Urtheln, noch 
in den oben erwähnten Schriften zu beziehen gewe— 
fen. Schon bies allein erregt erhebliche Bedenken 
gegen bie fragliche Anficht, nach welcher, obwohl 
das allgemeine Princip ber Rechtsgleichheit beider 
Parteien im Procefje noch befonders in Bezug auf 
die Reconvention im cap. 2. X. de mutuis petitio- 
nibus, 2, 4. („cum actoris et rei eadem sit conditio 
et uno eodemque jure debeat uterque censeri‘) 
anerfannt wird, ber Bellagte im Grecutivproceffe 
weniger Redt haben foll, als ber Kläger. Es 
müßte aljo zur dieöfallfigen Supplirung des Gefeges 
duch ben ©erichtöbraucd in der Natur der Sache 
eine, dies rechtfertigende, unabweisbare Veranlafjung 
liegen, was jedoch nicht der Fall ift. 

Bon Biener a. a. D. wird als Grund, warum 
ber Erecutivproceß zur Reconvention ſich nicht eigne, 
blos angegeben, weil ber Beklagte, welcher feine 
Ausflüchte durch Urkunden beweifen fönne, ber 
Reconvention nicht bedürfe. Daß dies an fich fein 
Grund jei, weshalb e8 für unzuläflig gehalten wer- 
ben müßte, wenn ber Beflagte, welcher im Erecutiv- 
procefje die zur Beſcheinigung feiner Einreden dies 
nenden Urkunden nicht bei der Hand hatte und nicht 
bavon Gebrauch machte, nachher die Reconvention 
im Wege des Erecutivproceffes anftellt, feuchter ohne 
Weiteres von felbft ein. Unverfennbar geht Biener 


hierbei von ber Anficht aus, daß ber Beklagte im 
Erecutivproceſſe von den ihm zuftehenden Ausflüchten 
Gebrauch machen müſſe, und daß er, wenn er in 
der Convention bied nicht gethan, folche nachher in 
ber Neconvention nicht ausführen dürfe. Daß aber 
diefe Anficht unrichtig iſt, der Bellagte vielmehr 
auch bie im Erecutivproceffe gar nicht vorgefchügten 
Ausflüchte nachher mittelft ber Reconvention ober 
befondern Klage ausführen fann, ift oben gezeigt 
worden. 

Das Axiom: reconvenlio reconventionis non 
datur, worauf vornämlich von der erften Inſtanz 
Bl. — ſich geftügt wird, ift überhaupt ein beftrits 
tened. So Außert Leyſer in sp. 123. cor. 3, mit 
Bezugnahme auf Schilter: „etiam reconventio re- 
eonventionis datur, h. e. reconventus actor habet 
iterum jus reconveniendi reconvenientem ,“* und 
Gönner im Hanbb. d. gem. Proc., Th. 1. Anh. 25. 
$. 10. S. 526. geftattet, dies als die Meinung ber 
Praftifer bezeichnend, die Widerflage ‚gegen eine 
Widerklage wenigitens bei conneren Sachen. Dem 
pflichtet auch Biener in der dem 8.313. beigefügten 
Obfervation ©. 240, bei, fo viel Das gemeine Recht 
betrifft, indem er, das fächftfche Recht anlangend, 
die Geltung gebachter Regel barauf fegt, daß die 
Reconvention, gejeglicher Vorfchrift gemäß, in einem 
befondern Proceſſe zu verhandeln wäre, in welchem 
ber Gegner zum Beweife feiner Erceptionen gelaffen 
wiürbe. Diefe Argumentation beruht unverkennbar 
auf ber Borausfegung, daß die Neconvention im 
Wege des ordentlichen Proceſſes angeftellt worden 
fei, und fie beweifet aljo nicht, daß der im Grecutiv- 
procefje verurtheilte Beklagte die Reconvention im 
Wege bed ordentlichen Proceſſes anftellen muͤſſe. 

Nicht unrichtig bemerft Kori a. a. O., Daß, 
wenn der Kläger feine etwanigen Repliken zur 
Widerlegung der im Wege des Erecutivprocefies 
erhobenen Reconvention nicht fofort urkundlich nach— 
weifen fünne, die deshalb von ihm nachher anzu— 
ftellende Klage feine eigentlihe Widerflage fei, da 
fie im ordentlichen Gerichtöftande des Beklagten 
verhandelt würde, und fomit einer der wefentlichiten 
Unterfchiede, welche nach dem fächfifchen Rechte zwis 
fhen der Widerflage und einer befondern Klage 
beftehen, wegfiele. 

Die Heußerung der erfien Inftanz Bl. —, daß 
der im Grecutivproceffe verurtheilte Beklagte zwar 
eine folche Erception, welche, wie Die der Compen—⸗ 
fation, eine felbfttändige Klage begründet, nachher 
mittelft einer Erecutivflage ausführen, bied aber bei 
einer mit beren Gegenſtande ber Convention in Ver— 
bindung ftehenden Einrede, wie der ber Zahlung, 
nicht thun bütfe, — eine Meinung, welche die zweite 
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Inſtanz BI. — nicht zu theilen fcheint, — geht weis 
ter, ald die aus ber Zulaffung bes Urfundenprocefies 
für die Reconvention abgeleitete Beforghiß eines 
Verfloßes gegen bie vorher bezogene angebliche 
Regel: reconventio reconventionis non datur. Wenn 
ber Bellagte im Erecutivproceffe, wie BI. — von 
der erften Inftanz angenommen wirb und oben ge— 
zeigt wurde, bie darin nicht vorgefchügte Ausflucht 
ber Zahlung nicht ganz verliert, fondern folche nach— 
her noch geltend machen fann, fo läßt fich in ber 
That ein haltbarer Grund nicht abjehen, und ein 
folcher ift auch in ben vorigen Erfenntniffen nicht 
bezogen worden, warum ber Beklagte, bafern er 
eine befondere Klage deshalb erhebt, dabei auf den 
orbentlichen Proceß befchränft und ihm nicht geftattet 
fein follte, den Urkundenprocef zu wählen. 

Der Zwed der Widerklage, worauf BI. — weis 
ter hingewiefen wird, erfordert eine ſolche Beſchraͤn— 
fung nicht. Da nad der Erl. Proc.-Drbn. ad it. 6. 
$. 1. und 2. dem im ordentlichen Proceſſe belangten 
Beflagten die Reconvention nicht zufteht, fondern 
folche nur, wenn die Convention im Urfundenprocefie 
erhoben worben ift, ftattfindet, und ba fie felbft dann, 
wenn fie gleichzeitig mit ber Convention ober vorher 
angebracht worben ift, nicht in demſelben Proceſſe, 
fondern in befonbern Acten verhandelt werden foll, 
fo fann bei ber Geftattung dieſer fächftfchen Necon- 
vention der Zweck nur vornämlich der fein, bamit 
durch die dem mit Urfunden verfehenen Gläubiger 
günftigen Vorfchriften über den Erecutivproceß bem 
Beklagten, welcher in ber ihm zur Vertheidigung 
gegen die Urlundenklage offnen Frift feine Einreden 
urkundlich nachzuweiſen nicht vermag, fein mate- 
tieller Nechtönachtheil bereitet, Daher in der Erecutiv- 
fache die Enticheidung lediglich auf das, was durch 
bie darin beigebrachten Urkunden liquid gemacht 
werde, befhränft und infonderheit dem Beklagten 
die Füglichfeit gewährt werde, fich nachher durch 
Uebernahme ber Parteirolle bes Klägers, gegen bie 
Erecutivflage befier, als es in folcher gefchehen, zu 
vertheidigen. Diefem Zwede läuft es offenbar nicht 
zuwider, wenn ber Beflagte die Reconvention eben- 
falls im Urkundenproceſſe anbringt. Nicht läßt fi 
hiergegen einhalten, bie Reconvention fei von dem 
fächfifchen Gefeggeber vornämlich mit dazu beftimmt, 
das materielle Rechtsverhältniß zwiſchen ben Parteien 
zu einem definitiven Abſchluſſe zu bringen, und bes« 
halb den im Erecutivproceffe in Anfpruch genommes 
nen Bellagten zur Anftellung bes ordentlichen Pros 
ceſſes zu nöthigen. 

Die BI. — hiernächſt hervorgehobene Rüdficht 
darauf, daß durch ©eftattung des Erecutivprocefies 
für die Ausführung ber darin nicht attendirten oder 


vom Bellagten nicht vorgebrachten Einreben dem 
Kläger das Recht zu Geltendmachung feiner etwanis 
gen Replifen verkürzt werben würde, erledigt fid 
fhon dadurch, daß ja dem Kläger, dafern er feine 
Repliken nicht urkundlich nachweifen fann, das Recht 
nicht entzogen wird, fie nachher ebenfalls mittelft 
einer Reconvention oder befondern Klage geltend zu 
machen. 

Endlich wird von ber erften Inftang Bl. — noch 
bemerkt, e8 würde, wenn man bem Beklagten für 
die Reconvention die Form ded Erecutivproceficd 
geflatten wolle, und dem zu Folge dem Kläger zur 
Ausführung feiner Replifen eine reconventio recon- 
ventionis einräumen müßte, Died möglicher Weife zu 
einer enblofen Reihe von Procefien führen, in deren 
feinem zu einer definitiven Entfcheidung zu gelangen 
wäre. Diefe Bemerkung würde, wäre fie als ein 
Grund zu betrachten, weshalb gerade bem Beklagten 
es unterfagt werben müßte, bei der Geltendmachung 
feiner im GErecutivproceffe nicht beachteten Einreden 
ebenfo, wie e8 der Kläger bei der Anftellung ber 
Grecutivflage gethan hatte, ben Urkfundenproceß zu 
wählen, nicht blos dahin, in Anwendung bes Sapes: 
reconventio reconventionis non datur, ben Urkunden— 
proceß bei ber Reconvention auszufchließen, fondern 
dahin führen, auch bei Anftellung einer befondern 
Klage Behufs der Ausführung ber im Erecutiv: 
proceffe nicht vorgefchügten Einreden bed Beklagten 
die Form bed Urkundenprocefied für unftatthaft zu 
erflären. Ind bies wirb nicht einmal von ben 
Schriftitellern, welche die Form des Erecutivproceffes 
für die Widerflage für unftatıhaft erachten, behaup— 
tet, indem fie bies blos mit bem Safe: reconventio 
reconventionis non datur, für unvertraͤglich halten. 
Wählt aber der Beflagte, zu Wusführung feiner 
Ausflüchte mittelft einer befondern Klage, ben Weg 
bes Urfundenprocefies, und fann er bamit von dem 
Richter, unter Bezugnahme auf jene Bejorgniß einer 
Vermehrung der Proceſſe, nicht zurüdgewiefen wer: 
ben, fo ift in ber That nicht abzufehen, wie bieje 
Rüdficht für die Ausſchließung des Urkundenproceſſes 
blos bei der Reconvention einen Grund abgeben 
könnte. Uebrigens beruht die gedachte Beſorgniß 
eben nur auf der Annahme einer benfbaren Mög: 
lichfeit, keineswegs aber auf einer folhen Wahr: 
fcheinlichfeit, welche den Richter berechtigte, aus 
Ruͤckſichten der Zwedmäßigfeit oder Angemefjenbeit 
eine in den Proceßgefegen nicht vorgefchriebene Be— 
fchränfung der einen Partei gegen die andere anyus 
orbnen. Ganz gewiß wirb der im Grecutioprocefie 
belangte Beklagte, in ber Regel wenigftens fo viel 
er ed vermag, durch den Gebraucd ber zum Nach— 
weife feiner Einreben dienenden Urkunden Die Ber 
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urtheilung im Grecutivproceffe abzuwenden fuchen. 
Iſt ihm Dies aber, fei es nun, weil er bie Urkunden 
nicht bei ber Hand, oder davon, oder fogar von ber 
Einrede ſelbſt noch feine Kenntniß erlangt hat, in 
ber ihm durch bie Ladung auf die Erecutivflage ges 
laſſenen Frift nicht möglich, fo würde es um fo 
weniger mit den Forderungen ber Rechtögleichheit 
und Billigfeit in Einklang gebracht werben fönnen, 
wollte man ihm das von dem Kläger bei Anftellung 
ber Erecutivflage gegen ihn geltend gemachte Recht 
verfagen, feine in Der Neconvention auszuführenden 
Einreden auf Urfunden zu ftügen und dazu die den 
Urkunden entfprechende Procefform zu wählen. 

Wie ed, dem Vorerörterten nach, fein Bebenfen 
finden konnte, veformatorifch den Wibderbeflagten in 
die Herausgabe des Betrages der doppelt erhobenen 
Zinfen auf die Zeit vom 15. Juni 1841 bis zum 
15. December 1844 zu verurtheilen, fo ift im Betreff 
der Verbindlichkeit des Widerbeflagten zur Entrich— 
tung fünfprocentiger Zinfen von dieſem Betrage nur 
zu bemerfen, daß der Widerkläger felbft BL. — feinen 
Antrag blos auf Zinfen von Zeit der Klage an bes 
ichränft hat,’ und biefer Antrag erfcheint fogar nach 
den über die Wirfung der Condictionen in Sachen 
beftehenden Principien zweifellos als begründet 
(Eurtius, Handbuch bes Civilrechts, Band IN. 
88. 1207. 1210. Ausg. von Schwarze). Auf Erftat- 
tung ber in ber Eonventiongfache erwachfenen Koften 
hat ber Widerfläger feinen Anfpruch, da die Wibder- 
klage nur einen Theil defien, wozu ber Wiberfläger 
in ber Borklage verurtheilt worben if, betrifft, und 
ba die Proceffoften in der Eonventionsfadhe großen 
Theils compenfirt worden find, die Berurtbeilung 
bes Widerklägers in die von BI. — Act. Conv. Tit. 
VIII. Lit. H. No. — an erwachfenen Koften aber 
darauf beruht, daß folche lediglich von dem Widers 
kläger durch unterbliebene Leiftung eined angenoms- 
menen und rechtöfräftig ihm zuerfannten Eides ver- 
urfacht worden find. 

Die Compenſation ber in biefer Reconvention 
und durch die Appellation bes Widerflägers entftan= 
denen Koften findet fchon in ber Entfcheidung wegen 
ber Hauptſache unb in den dazu ertheilten Gründen 
ihre Rechtfertigung. 

Die Appellation bes Wiberbeflagten ift nad) Bl. — 
blos gegen die Compenfation ber vorigen Appella- 
tionsfoften gerichtet, mithin nach $. 18. des Gef. B. 
vom 28. Januar 1838 formell unzuläffig. Auf die 
Erftattung der Koften für die Refutation Bl. — hat 
der Widerkläger feinen Anfpruch, zumal da er auf 
das Materielle eingegangen ift, ohne die formelle 
Unzuläffigfeit zu rugen.“ 


51. 


Verjährung der hypothekariſchen Klage*). — 
Muß ein fpäterer Befiger des Pfandes, wenn 
er bie Befibzeit des urfprünglichen Schuldners 
in bie Berjährungdzeit einrechnen will, bie 
Adjährige Frift für fih Haben? — Beginnt 
die 30jährige Verjährungsöfriſt des römischen 
Rechts gegen jeden neuen Beſitzer des Pfandes 
von Neuem zu laufen? — Unterbrechung der 
Verjährung. — Kann die Verjährung einrede— 
weiſe oder nur durch Klaganſtellung unterbrochen 
werden? — Unterbrechung derſelben durch An— 
erkenntniß der Forderung oder Hypothek. 


Mitgetheilt von 
Hertn G. in D. 


Der Handarbeiter Johann Gottlob K. in G. 
erhob bei den v. Zehmen'ſchen Gerichten zu Schleinitz 
im Juni 1853 Executionsklage wider Johanne Chri— 
fliane M, geb, M. unter dem Anführen, daß auf ber 
Gartennahrung berfelben laut Kaufs vom 22. März 
1812, als fein Vater diefe Nahrung an Johann 
Gottlieb E. um 1200 Thle. —⸗ —» verfauft, 370 
The, — —r EM. unbezahfte Kaufgelder für jenen 
hupothefarifch verfichert worden feien; Johann Gott⸗ 
lieb C. habe die Nahrung an Johann Gottlieb M. 
unterm 9, Juli 1828 und biefer unterm 3. Juli 
1853 an feine Frau, bie Bellagte, verkauft, und in 
beiden Käufen fei die Hypothek mit übernommen 
worden. Er forderte baher 370 Thlr. — —⸗Capital 
und gleich hohe Zinfen unter Beifügung ber erfors 
berlichen Kaufsurfunden. Die Beklagte wendete 
dagegen ein, 1) baß die Forderung bereits im Mai 
1843 verjährt gewefen und im Jahre 1847 bei 
Eröffnung des Grund» und Hypothekenbuchs für ©. 
zwar auf dem Folium ber Bellagten eingetragen 
worden fei, diefe aber dem Eintrage wiberfprochen 
habe; 2) ferner habe Kläger feine Exblegitimation 
nicht durch gerichtliche Urkunden liquid gemacht, und 
3) laſſe fich durch gerichtliche Urkunden nachweiſen, 
daß die 370 Thlr. — —s bereits im Jahre 1812 
an Klägers Vater durch ihren Vorbefiger E. bezahlt 
worden feien. Es waren dies nämlich Procefacten 
zwifchen Johann Gottlieb M. (ihrem Borbefiger) 
und dem Kläger, fowie bes legteren Mutter, ald 
Erben bes ältern K., aus den Jahren 1832 und 1842. 
In den erften hatte M. auf Löfchung der Hypothek 
der 370 Thlr. —⸗ —⸗ geflagt, weil fie bezahlt feien, 


*) Vergl. Wochenblatt 1852. ©. 222 fi. 
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hatte auch den Beweis der Zahlung zum ewigen 
Gedächtniß geführt, am wirklichen Beweife aber fid) 
verfäumt. VBellagte beantragte daher bie nadhiräg- 
liche Eröffnung der Zeugenrotuln. Der zweite Proceß 
war eine bloße verfuchte Fortfehung des erften, und 
M. war angebrachter Maafen abgewiefen worden. 
Im vom Proceßgerichte hierauf anberaumten Vers 
mine wurden Die Rotuln eröffnet, und aus biefen 
ergab fich der vollite Beweis ber wirklich erfolgten 
Bezahlung ber 370 Thlr. — —. Das Gericht 
erfannte darauf unterm 31. Januar 1853, daß 
Klägers Vorbringen fehlechterdings nicht Statt habe 
und er binnen 14 Tagen bie Erflärung abzugeben 
habe, daß er die Forderung ber 370 Thlr. — —⸗ 
löſchen laſſen wolle, widrigenfalld dieſe Erflärung 
für abgegeben werde erachtet und die Loͤſchung vor— 
genommen werden. Die Koften wurden compen= 
fit. Die Gründe biefer Entjcheidung waren 
folgende: 

„Die Bl. — ff. im Erecutionsproceffe ausgeflagte 
Forderung an 370 Thlen. — — Eonv.-Gelde war 
Johann Gottlieb E. aus dem BI. — f. in beglau— 
bigter Abjchrift befindlichen Kaufe dem Vater Klaͤ— 
gers, Johann Gottlob K., ald unbezahltes Kaufgeld 
ſchuldig worden, fällig bei der am 22, März 1812 
erfolgten gerichtlichen Gonfirmation des Kaufs, und 
mit Hypothek vom 2. März 1812 auf das verfaufte 
Grundſtuͤck verſichert. Wegen der Zinfen ift eine 
Hypothek nicht beftellt worden. Johann Gottlob M. 
kaufte nah Bl. — f. das Grundftüd von gedachten 
C. am 4. Juni 1828, und von Erfterem am 29. April 
1833 feine Ehefrau, Johanne Ehriftiane M., bie 
jegige Beklagte, nah BL. — f. Man kann nicht 
behaupten, daß in beiden Kaufcontracten ein Aners 
fenntniß der Richtigkeit diefer Forderung Seiten ber 
Befiper des Grundftüds enthalten ift. Die in M.’s 
Kaufe BI. — und BI. — in diefer Beziehung vor— 
kommenden Punkte find nur Erflärungen des Gerichts, 
wodurch die Fortdauer der Hnpothef gegenüber dem 
neuen Befiger gefhügt werden follte, und wenn 
Käufer BI. — sub fin, bie beftehenden Hypothefen 
ohne Neuerung übernahm, fo läßt fich diefe Aus- 
laffung mit Beftimmtheit nicht auf die geflagte Forde— 
rung, deren erft nachher Erwähnung gefchah, bezie— 
ben, um fo mebr, als noch andere ältere Hypotheken 
wegen Termingelder und Auszug (fiche Bl. — f.) 
vorhanden waren. Es hat zwar bie jegige Beklagte, 
die M., BI. — die vorige Hypothef ohne Neuerung 
übernommen, und man muß annehmen, fie habe 
dabei auch die BI. — in Anregung gebrachte Hypo— 
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tbef wegen ber geflagten Forderung inbegriffen; 
allein dieſe Elaufel enthält doch nur bad eventuelle 
Anerfenniniß der Hypothek ohne Zugeftändniß ber 
Richtigkeit der Forderung, beren erfolgte Zahlung 
deren Ehemann durch die am 16. October 1831 in 
Actis — erhobene Widerflage zu beweifen verfuct 
und bereitd beffen gebadhter Vorbefiger C. in Actis— 
vorher vergeblich unternommen hatte. 

Der jegige Kläger und beffen Mutter, Johanne 
Regine K., waren nad dem Zeugniffe Bl. — die 
einzigen Erben des erftgebachten Johann Gottlob K. 
geworben unb erfterer beerbte feine nachgehends ver- 
ftorbene Mutter. Ueber ben Bl. — berührten Erb— 
fhaftsantritt hat das Gericht deshalb Fein Zeugniß 
abzulegen vermocht, weil ihm im Mangel aller Zeus 
gen die Unterlagen fehlten, indeſſen beweifet foldyes 
zur Genüge die Klaganftellung. 

Nach diefem Sachserhältniffe hat man allerdings 
ber Bl. — geltend gemachten Erception ber Verjäh: 
rung bed Klagerechted Klägers und Demjenigen, was 
Bl. — ff. zur weiteren Ausführung vorgebracht wor: 
den, beiftimmen müffen, ba in feinem Borbringen 
DB. — feine Thatfachen bezogen find, woraus bie 
Erhaltung diefed Rechtes angenommen werden fönnte. 
Denn die in ben beiden gedachten Proceſſen vorge 
brachten Behauptungen erfcheinen nur ald Vernei— 
nungen ber von ben Klägern behaupteten Zahlung, 
und er verfuhr nur vertheibigungsweile gegenüber 
dem Borbefiger ber Klägerin, während der durch 
Einflagung der Zinfen oder des Capitals innerhalb 
ber Verjährungszeit, deren Ende in den Monat Mai 
1843 fällt, fein Klagerecht hätte falviren follen. 


Da dieſe das Klagerecht völlig elidirende Aus: 
flucht unabhängig ift von der in jenen Procefien vers 
hanbelten Erception ber Zahlung, und dieſe Lepter 
fonach hier nicht in Frage fommt, fo bedarf es nic 
ber Behandlung bes DI. — aufgenommenen Punftes 
in Betreff ber Zuläffigfeit der Beziehung auf bie 
eröffneten fraglichen Zeugenrotuln. 

Es fann auch nunmehr, nachdem das Geſetz vom 
6. November 1843 in Kraft getreten ift, in Gemäß- 
heit ber $. 122. 123, deffelben auf Antrag der Be 
Hagten mit Erlaffung der Edictalien wegen Löfchung 
ber Hypothek verfahren werben. 

Da die Beurtbeilung der Sache nicht ohne 
Scwierigfeiten gewefen, fo ift auf die Koftencom- 
penjation erfannt worden.’ 


(Schluß in der gleichzeitig erfeheinenten Nummer 28.) 
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Gegen diefen Beſcheid wendete Kläger ber Haupts 
fache und der Koften halber, Bellagter blos wegen 
bed legteren Punktes Berufung ein, und zwar berief 
Kläger ſich hauptfächlih darauf, daß durch bie 
Mebernahme ber Hypothek in den beiden Käufen die 
Forderung anerkannt worden fei. 

Das K. Appellationsgericht zu Dresden 
reformirte barauf im December 1853 bergeftalt, 
baß es bei ber vorigen Entfcheibung nicht zu laffen, 
fondern dem gegen Beflagte eingeleiteten Erecutiong- 
verfahren fein weiterer Fortgang zu geben, auch 
Kläger der Beklagten bie bis zur Bublication erwach- 
fenen Koften zu erftatten fchuldig fei, wogegen bie 
Inſtanzkoſten compenfirt wurden. Die Entſchei— 
Dungsgrünbe find, mit Weglaffung eines fehr 
genauen status causae, folgende: 

ic. „Es ift hier zunächft 

1) die Trage, ob überhaupt der beanfpruchten 
Forderung bie Verjährung derjelben oder viels 
mehr des diesfallſigen Klagerechts wirklich 
entgegenftehe, einer nähern Prüfung zu unter 
werfen, und fodann 
zu unterfuchen, ob durch die vom Kläger 
Bl. — und Bl. — angeführten Thatſachen 
die behauptete Verjährung unterbrochen wor: 
den fei, 
weil von der bejahenden oder verneinenden Beant- 
wortung dieſer beiden Fragen allein die Entſcheidung 
der Sache abhängt. 
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ad 1. 
Durch die Beſtimmung in $. 28. des Geſetzes, 
die Grund» und Hppothefenbücher und das Hypo⸗ 
thefenwefen betreffend, vom 6. November 1843, 


wornach gegen ein in das Grund» und Hypotheken⸗ 
buch eingetragenes Recht an einem Orundflüde, fo 
fange e8 nicht darin gelöfcht ift, eine Verjährung 
weber angefangen, noch vollendet werden fann, ift 
auch bie Verjährung der hupothefarifhen Klage 
wegen einer einmal im Grund» und Hypothefenbuche 
eingetragenen Forberung während ber Dauer dieſes 
Eintrags in Sachſen gänzlid ausgefchloffen. War 
dagegen bie erlöfhende Verjährung vor Anlegung 
bes Grund» und Hypothefenbuchs und vor Ablauf 
ber im öffentlichen Aufrufe beftimmten Frift ($. 234. 
bed angezogenen Geſetzes) bereits vollendet, fo ver— 
liert diefelbe ihre Wirkung nicht, fondern gewährt 
einen Titel zur Löichung des buch Verjährung er= 
lofchenen, aber gleihwohl in bem Grund» und 
Hypothefenbudy eingetragenen ober übertragenen 
Rechtes, fo lange dieſes Recht nicht auf einen Drit- 
ten übergegangen ift. 

vergl. die Ausführungsverordnung zu gedachten 

Gefege vom 15. Februar 1844. $. 13. 

Es fommt daher im vorliegenden Falle lediglich 
darauf an, ob bie von ber Beklagten behauptete 
Verjährung ber fraglichen Forderung und des darauf 
gegründeten Klagerechted zur Zeit der Eröffnung des 
Grund» und Hypothefenbuchs für ©. bereits voll 
endet war oder nicht. — Nad ben Grundfägen, 
welche bis zur Bekanntmachung bed angeführten 
Geſetzes über das Hypothekenweſen in Sachen gal- 
ten und welche befanntlih in der hier fraglichen 
Beziehung auf gemeinrechtlichen Beftimmungen bes 
ruhten, bedurfte ed aber zur Verjährung der hypo— 
thetarifchen Klage gegen den dritten Befiger eines 
Zeitraums von nur 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen, 
während ber Schuldner felbft, wie deſſen Erben, 
wenn fie fih im Befige des verpfändeten Grund» 
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früds befanden, nur eine A0jährige Verjährung gel- 
tenb machen fonnte. 
vergl. c. 7. pr. und 8. 1. de praescript. XXX 
vel XL annor. (7, 39.) 

Sintenis, das praftifche gemeine Civilrecht, 
Bb. 1. 8.79. ©. 648, unter 3. 

Gurtius, Handbuch bes im Königreiche Sachſen 
geltenden Civilrechts, Th. II. $. 1099. 

Haubolb, Lehrbuch des Königl. Sächſ. Privat- 

rechts, $. 215. a. €, 

Berger, Oeconomia jur., Lib. Hi. Tit. V. thes. 16. 
Der erftere Fall liegt hier vor, indem bie jegt in 
Anipruch genommene Bellagte nicht felbft die ur— 
fprüngliche Schuldnerin und Verpfänderin ift, fon« 
bern, wie bereitö oben bemerft worden, ber Auszügler 
Sohann Gottlieb C. die bei Erwerbung bes früher von 
ihm befeffenen Grunbftüds von feinem Verkäufer K. 
wegen ber damals unbezahlt gebliebenen Kaufgelder 
fich refervirte Hypothek demjelben daran eingeräumt 
bat. Waren nun aber die jegt vom Kläger gefor- 
berten Kaufgelder nach ber Urkunde A. BI. — bereits 
am 22. März 1812 fällig, und beginnt mit ber 
Fälligfeit der Forderung auch der Lauf der Verjähs 
rung der bem Gläubiger gegen ben britten Befiger 
bes ihm verpfänbeten Grundftüds zuftehenden hypo—⸗ 
thefarifchen Klage, fo folgt daraus, daß dieſe Klage, 
in Erwägung, daß, wie weiter unten noch näber 
gezeigt werben wird, eine Unterbrechung der Verjäh- 
rung durch die vom Kläger angeführten Thatfachen 
nicht bewirkt worden ift, bereits im Monat Mai 
1843, alfo vor Eröffnung des Grund» und Hypo- 
thelenbuchs für ©., verjährt war und mithin Kläger 
mit Diefer Klage, welche allein ihm gegen Bellagte, 
als dritte Befigerin bed mit ber fraglichen Hypothek 
belafteten Grundftüds, zuftand, jegt nicht mehr aufs 
treten fonnte. Denn wenn auch von einigen Rechts— 
lehrern behauptet wird, daß ber dritte Befiger bes 
Pfandes, infofern er nicht für feine Perfon oder 
unter Hinzurechnung ber Befizeit anderer, ebenfalls 
als dritte Befiger zu betrachtenden Perſonen 31 Jahr 
6 Wochen 3 Tage das Pfand, ohne vom Pfand- 
gläubiger beunruhigt worben zu fein, befeflen habe, 
fondern die Befigzeit des VBerpfänders felbft mit in 
Anrechnung bringen müffe, nur mit der AQjährigen 
Berjährung glei dem Schuldner felbft und feinen 
Erben ſich ſchuͤtzen fönne, 

vergl, Unterholgner, ausführliche Entwidelung 

der gefammten Verjährungslehte ıc., Theil 11. 
$. 249. Seite 186. 
fo kann doch diefer Anficht nicht beigepflichtet werben. 
Es ftügt fich diefelbe nämlich hauptſaͤchlich auf 
c. 7. 8. 2. C. de praescript. XXX vel XL annor. 
(7, 39.) 


Allein dieſe Gefepftelle handelt nur von bem 
fingulären Falle, wenn ein nadftehender Pfand» 
gläubiger bad Pfand befigt und gegen biefen ein 
mit einem frühern Pfandrechte verfehener Gläubiger 
den Anſpruch auf das Pfand geltend machen will. 
Aus ben für biefen fpeciellen al gegebenen Vor— 
Schriften läßt fich aber noch nicht die allgemeine Regel 
ableiten, daß jeder dritte Befiger, welcher nicht für 
feine Perſon, oder allenfalls mit Hinzurechnung bes 
Befigerd anderer extranei in einem 3Ojährigen, vom 
Gläubiger ungeftörten Befige des Pfandes ſich be- 
funden hat, zu feinem Schuge nun ebenfall® auf die 
40jährige Verjährung fich berufen fünne. Es muf 
dies um fo bebenflicher erfcheinen, je weniger zu 
verfennen ift, daß bie ber fraglichen Beſtimmung 
hinzugefügte Motivirung: 

„quia dum ille (debitor) vivit, merito anterior 
ereditor confidit, utpote apud debitorem ejus 
possessione per posteriorem creditorem con- 
stitua. Ex quo autem in fata sua debilor de- 
cesserit, ex eo quasi suo nomine possidentem 
posteriorem merito posse triginta annorum 
opponere praescriptionem,“ 
fi feineswegs auf ein Princip zurüdführen läßt, 
welches auf allgemeine Geltung und Anwendbarkeit 
Anfpruch machen fann, ober mit ben unmittelbar 
vorausgehenden Beftimmungen im Cingange und 
$. 1. dieſer Gejepftelle, wornach dem dritten Beliger 
bed Pfandes gegenüber die hypothekariſche Klage 
ſchon in 30 Jahren, dem Berpfänder und befien 
Erben gegenüber aber erft in 40 Jahren verjährt, 
in Einklang zw bringen fein würde, falls man bei 
derfelben nicht von der ganz eigenthümlichen Vor 
ausfegung ausgehen wollte, baß fie bei Lebzeiten 
des Verpfänders überhaupt nicht in Anwendung 
treten follte. 

Ebenfowenig ift ferner ber Meinung anderer 
Rechtölehrer beizutreten, welche behaupten, baß bie 
Verjährung der hypothefarifchen Klage dem britten 
Befiger des Pfandes gegenüber nicht von der Fällig- 
feit der Forderung, fondern von der eignen Beſitzzeit 
bes Berjährenden an ihren Anfang nehme, weil der 
Befig des Beflagten die Bedingung fei, unter welcher 
allein gegen ihn geflagt werben fönne und mithin 
das Klagrecht gegen diefen Beklagten erſt mit dem 
Beige anfange, folglich aud der Pfandgläubiger, 
wenn er feine Klage gegen jenen durch Berjährung 
einbüßen folle, die VBerjährungszeit hindurch jeder- 
zeit in der Rage fich befunden, gegen benfelben Hagen 
zu fönnen, dies zu thun aber unterlaffen haben 
muͤſſe. 

vergl. Geſterding, bie Lehre vom Pſandrecht, 

$. 50. ©. 405 fig. 


Schmidt, Opusc. de praeser. Opusc. III. $. 19. 
pag. 211. 
Denn wenn audy der Pfandgläubiger nur gegen den 
Befiger der ihm verpfändeten Sache die hypotheka— 
riſche Klage anftellen kann, fo folgt doch daraus 
nicht, daß ber Leptere fi nur dann gegen biefe 
Klage durch die Ausflucht der Verjährung fügen 
könne, wenn er die bem Kläger verpfändete Sache 
ſelbſt die ganze Berjährungszeit hindurch ungeftört 
bejefien habe. Wäre dies wirklich ber Fall, fo würde 
überhaupt von einer Verjährung der hypothefarifchen 
Klage nur in ſehr jeltenen Fällen Gebrauch gemacht 
werden können, und dadurch der Zwed des Inflituts 
ber Klagenverjährung, daß nämlich Streitigfeiten 
und Proceffe über weit zurüdliegende und dadurch 
in ihren rechtlichen Beziehungen oft verdunfelte Ber 
hältnifje abgefchnitten werben follen, welche früher 
zur Erörterung zu bringen fein Hinderniß vorhanden 
war, jo lange hinauszuſchieben, aljo eine Nicht 
beachtung und Bernadjläffigung der fraglichen Rechte 
verräth und zu Nachtheilen ded Gegners führen 
Eann, ber fein Mittel in Händen hat, jene willfürlich 
herbeizuführen, 
vergl, Sintenis, a. a.D. Br. I. 8. 31. ©. 288. 
v. Savigny, Syſtem des heutigen Nömifchen 
Rechts, Bd. V. $. 237. ©. 267 fig. 
fait gänzlich vereitelt werben würde, weil nur felten 
ber Beſitz eines verpfündeten Grundbftüds einen fo 
langen Zeitraum hindurch in einer Hand zu bleiben 
pflegt, und daher bei jedem Beligwechfel von dem 
neuen Befiger die Berjährung gegen ben Pfand— 
gläubiger von Neuem angefangen werden müßte. 
Allein in ber obenerwähnten Gefepftelle c. 7. 8. 1. 
C. de praeser. XXX vel XL annor, (7, 39.) heißt es 
ausdrüdlich: 
„ut diversilas utrinsque rerum persecutionis, 
quae in debitorem aut haeredes ejus, quaeque 
moyelur in extraneos in solo sit annorum 
numero: verum in aliis omnibus ambae 
similes sint.“ 
Es follen aljo beide Fälle der Verjährung ber hypo— 
thefarischen Klage nur binfichtlid) der Zahl der Jahre 
von einander verſchieden fein, im Uebrigen aber auf 
beide ganz gleihe Grunbjäge angewendet werden. 
Beginnt nun aber die Berjährung biefer Klage von 
der Zeit an, wo ber Gläubiger fih in dem Falle 
befindet, fein Pfandrecht geltend zu machen, alfo 
von der Fälligkeit der Forderung, hinſichtlich welcher 
das Pfandrecht beftellt worden ift, 
vergl. Sintenis, a. a. O. Bb. I. $. 31. not. 18. 
©. 291. 
bejien Handbuch des gemeinen Pfandrechts, 
8. 59. ©. 559. 


und erlifcht fein Klagrecht bem dritten Befiger gegen- 
über fofort mit dem Ablaufe der gewöhnlichen gejeg- 
lihen Berjährungsftift, jo fommt auch darauf weiter 
nichts an, wie lange ber Bellagte ſelbſt ald Befiger 
bes verpfändeten Grundftüds fich bereits in deſſen 
Befige befunden hat; ber Gläubiger verliert jein 
Recht ihm gegenüber, fobald er von ber Fälligkeit 
feiner Forderung an innerhalb ber Verjährungsfrift 
von feinem Rechte Feinen Gebrauch gemacht hat, 
und daran, folched zu thun, nicht behindert war, 
gleichviel, ob ber dritte Befiger das Pfandgrundftüd 
die Berjährungsfrift hindurch ſelbſt beſeſſen habe 
oder nicht. Es bleibt daher 
ad 2. 
nur noch zu prüfen übrig, ob durch dasjenige, was 
Kläger der vorgefchügten Verjährung BI. — flg. und 
DL. — in Verbindung mit dem in feiner Deductions- 
fchrift zu Begründung ber erften Beichwerde feiner 
Berufung BI. — Angeführten entgegengehalten hat, 
eine Unterbrechung berfelben herbeigeführt worden 
fei oder nicht. Die Behauptungen Klägers rebuciren 
fih im Wefentlihen darauf, daß die Unterbrechung 
der Berjährung feines Anfpruchs theils 
a. durch die in den beiden feinem Executions— 
anbringen unter B. und C. abjchriftlih beigefügten 
Kaufsurfunden vom 1. Juli 1828 und vom en nu 
1833. BI. — flg. und Bl. — flg. angeblich enthal- 
tenen Anerfenntniffe der Forderung Klägers Seiten 
ber Beklagten und beren Befigvorgängers und Ehe— 
mannes (vergl. BI. — und Bl. — flg.), und theils 
b. durch die in ben beiden von ber Beklagten 
Borbefigern befage der Beilagsacten unter Litt. K. 
nr. 143. und nr. 155. gegen Klägern und beziehend- 
lich zugleich feine Mutter und Miterbin in ben Jah— 
ten 1829 und 1832 anhängig gemachten Procefjen 
ergangenen rechtöfräftigen Erkenntniſſe (vergl. BI. — 
und Bl. — der Hauptacten Lit, M. ur. 182.) et 
folgt fei. 
Run unterliegt ed zwar 
ad a. 
feinem Zweifel, daß durch das Anerfenntniß des 
Rechts des Gegners die Verjährung ded Klagrechts 
beffelben unterbrochen wird, 
vergl. Sintenis, das praktiſche gemeine Civilrecht, 
Bd. 1. $. 31. und not. 51. ©. 299. 
Kori, die Theorie der Verjährung nach gemeinen 
und fächfijchen Rechten, $. 159. ©. 173. 
v. Savigny, a. a. O. Db. V. $. 242. ©. 314 fig. 
Unterholgner, a. a. O. Bb. II. $. 262. ©. 
321 fig. 
und ift es hierbei gleichgültig, ob daſſelbe ausbrüd- 
lich oder ſtillſchweigend durch Handlungen erfolgt, 
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aus benen eine Anerkennung ber aufhebenden Ber- 
bindlichfeit unverkennbar hervorgeht. Allein ed muß 
ein ſolches Anerkenntniß, fol es bie Wirfung der 
Unterbrechung ber Verjährung bes gegnerifchen Rech⸗ 
tes haben, eine rechtöverbindliche Erklärung enthal⸗ 
ten, durch welche der Berpflichtete ganz ungweideutig 
zu erkennen giebt, daß er das Recht feines Gegners 
als ein noch beftehendes anerfenne und fich fort- 
dauernd als ihm verpflichtet betrachte. in ber- 
artiges Anerfenntmiß ift nun aber in ben ober- 
wähnten beiden Urkunden nicht enthalten, denn was 
zunächit 
@. bie Urkunde B., ben zwifchen dem uriprüng- 
lihen Schuldner, Johann Gottlieb E., und ber 
Bellagten Ehemann und Borbefiger, Johann Gott— 
lieb M., über das mit ber fraglichen Hypothek noch 
behaftete Grundftüd abgefchloffenen Kauf, betrifft, 
fo ift erft, nachdem ber Verkäufer C. Bl. — über 
1105 Thle. — —- auf bie gefammte flipulirte 
Kaufgelderfumme an 1200 Thle. —⸗ —- quittict 
und nad) vorgängiger Ücberweifung ber darauf noch 
haftenden 800 Thle. —⸗ — =» Termingelder auf 
Käufern an Zahlungsftatt wegen ber noch übrigen 
unbezahlten Kaufgelder fi die Hnpothef an dem 
verfauften Grundftüde refervirt und beide Contra— 
benten um Gonfensertheilung in die vorbehaltenen 
und zugeftandenen, bezichendlih ohne Neuerung 
übernommenen Hypotheken, fowie um Gonfirmation 
bes Kaufs gebeten hatten, denfelben Bl. — von 
Seiten bes Gerichts zu erfennen gegeben worden: 
„daß nach dem vorigen Kaufe noch 370 The. 
—. —⸗Kaufsangeld (die jegt ftreitigen) un— 
quittirt feien, und ba bieferhalb Hypothef 
auf der verkauften Gartennahrung hafte, ſolche 
auch vom Käufer übernommen werden müßten, 
und unter biefer Bebingung nur bie Confirma— 
tion dieſes Kaufes erfolgen könne.“ 
Ferner heißt es daſelbſt Bl. —: 
„die nad vorigem Kaufe noch ungquittirten 
370 Thle. —⸗ —« werden aber andurch mit 
ber bieferhalb auf ber erfauften Oartennahrung 
haftenden Hypothek übertragen und die ben 
Ken Erben diesfalls zuftchenden Rechte 
ausdrüdlich vorbehalten”, 
und ift hierauf der vorgetragene Kauf, da der Eon- 
firmation deſſelben weiter nichts entgegengeftanden, 
„mit ausdrüdlichem Vorbehalte der Hypothet 
wegen ber nicht quittirten 370 Thle. —⸗ —⸗ 
Kaufgeld des vorigen Kaufe’ 
betätigt worden. 
Aus diefen hervorgehobenen, hier allein in Frage 
fommenden Stellen biefer Urkunde geht nun aber 
nur jo viel hervor, daß das Gericht die Eontrahen- 


ten von ber noch ungelöfchten Hypothek in Kenntnis 
gelegt, und ben Kauf nur unter Borbehalt derjelben 
und ber den K.’fchen Erben biedfalld etwa noch zus 
ftehenden Rechte confirmirt hat. Es find dies, wie 
auch in ben Enticheidungsgründen der erften Inftanz 
Bl. — ſchon richtig bemerft worden if, nur Etllaͤ⸗ 
rungen bes Gerichts, wodurch dieſes bie Kortbauer 
ber noch ungelöfchten Hypothef dem neuen Befiger 
gegenüber hat ſchützen und dadurch fidy felbft gegen 
etwaige Gegenanfprüche ficherftellen wollen. Keines⸗ 
wegs kann aber hierin ein Anerkenntniß ber Richtig⸗ 
feit der Forderung felbft und deren noch nicht erfolgter 
Tilgung, fondern nur ein Anerfenntniß ber noch 
nicht erfolgten Löſchung einer diesfalls an dem 
Grunbftüd beftellt gewefenen Hypothek gefunden 
werben. Durch ein ſolches bejchränftes Zugeſtaͤndniß 
fann aber der Lauf der begonnenen Verjährung bed 
bem Forderungsinhaber dieferhalb zuftehenden Klag 
rechts nicht unterbrochen werben, weil aus dem 
bloßen Unterbleiben ber Löfchung einer hupothefari- 
fhen Forderung allein noch nicht auf bie Eriften 
ber Forderung felbft geichloffen werden, vielmeht 
die legtere demohngeachtet durch Zahlung oder jonk 
erlofhen fein, und bie unterbliebene Löſchung ganj 
andere Urfachen haben fann. Es würde daher nur 
dann eine Unterbrechung ber Klagverjährung anzw 
nehmen gewefen fein, wenn Seiten ber Kauft 
interefienten babei ausbrüdlich zugeftanden worben 
wäre, daß die fragliche Forderung an deren Inhaber 
noch nicht abgeführt oder überhaupt noch demſelben 
zu gewähren fei, und fie folglich die Fortbauer ihrer 
diesfallfigen Zahlungsverbindlichkeit und ber Haftung 
bes dafür verpfändeten Grundftüds jelbft ausdrüd⸗ 
lich anerfannt hätten; eine ſolche rechtsverbindliche 
Erklärung der damaligen Kaufscontrahenten ift aber 
in der fraglichen Urkunde nirgends enthalten. 

Etwas zweifelhafter dagegen erfcheint es, ob 
nicht 

?. nad) der in der Urkunde unter C., dem zwi⸗ 
fhen der jegigen Bellagten unb deren Ehemanne, 
vorgenanntem Johann Gottlieb M., über bas mehr 
erwähnte Grundftüd unterm 29. April 1833 abge 
fchloffenen und am 3. Juli befielben Jahres con 
firmirten Kaufe, Bl. — von ber Bellagten felbft 
abgegebenen Erklärung eine Unterbrechung ber von 
ihr jegt vorgefhügten Ausflucht der Verjährung der 
eingeflagten Forderung anzunehmen fei, wornach je 
verfprochen hat, 

unbefchabet der Kauffumme für alle wegen ber 

auf der erfauften Gartennahrung noch unge 

löfcht haftenden Hypothek über 370 Thlt. —⸗ — 

Kaufgelder entftehenden Anfprüche zu ftehen 

und zu haften, wenn wider Erwarten ber ob» 
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ſchwebende Proceß für Verkäufern nicht günftig 

ausfallen follte. 
Denn allerdings ift in biefem Verfprechen eine unbe» 
dingte Uebernahme ber Vertretung ber den Kr'ſchen 
Erben wegen diefer Forderung etwa noch zuftehen- 
ben Anſprüche enthalten, nämlich für den Fall, daß 
ber damals bereitd von dem Verkäufer M. gegen 
genannte Erben anhängig gemachte Proceß (vergl. 
die Beilagdacten Litt. K. nr. 155.) für Erfteren 
nachtheilig ausfallen follte. Allein durch biefes 
Verſprechen hat fih Bellagte nicht den K.'ichen 
Erben gegenüber verbindlich gemacht, fondern nur 
ihrem Ehemanne und Borbefiger gegenüber, dieſen 
gegen etwaige Anſprüche dieſer Erben aus ber noch 
ungelöjchten Hypothef vertreten zu wollen. Es ift 
daher diefes Berfprechen ben genannten Erben gegen- 
über nur eine res inter alios acta, woraus den Letz⸗ 
teren ein Klagrecht gegen Bellagte an fich allein 
noch nicht erwachfen iſt. Hiernächft aber und insd- 
befondere liegt in dieſem Verfprechen ber Bellagten 
fein Anerfenntniß ber fraglichen Forderung felbit, 
als einer noch wirklich eriftirenden, vielmehr folgt 
gerabe baraus, daß Beklagte dabei ausdrüdlich fich 
auf den nurerwähnten Proceß bezogen hat, in wel— 
chem vom bortigen Kläger, ihrem WBorbefiger und 
Ehemanne, bie Eriftenz diefer Forderung beftritten 
worben ift, ganz deutlich, daß Bellagte durch diefes 
nur ihrem Ehemanne geleiftete eventuelle Berfprechen 
bie noch fortbauernde Gültigfeit diefer Forderung 
weder anerfannt hat, noch habe anerkennen wollen. 
Es kann daher auch dieſes Verfprechen nicht als eine 
Unterbrechung ber Berjährung biefer Forderung und 
bes biesfallfigen Klagerechts des gegenwärtigen 
Klägers angefehen werben. 

Noch weniger aber vermag 

ad b, 
aus ben von ben Vorbefigern der jegigen Beklagten 
gegen den Kläger und beziehenblich deſſen Mutter 
und Miterbin befage der Beilagsacten unter Lilt. K. 
or. 143. und 155. geführten PBrocefien ein Grund 
der Unterbrehung der Verjährung des vom Kläger 
gegen Bellagte erhobenen Anſpruchs abgeleitet wer- 
den. Denn wenn auch die erlöjchende Verjährung 
ber Forderungsrechte duch Anftellung ber deshalb 
zuftehenden Klagen unterbrochen wird, 
vergl. c. 3. 7. und 9. C. de praeser. ÄXX vel XL 
annor. (7, 39.) 
Geſetz, die Unterbrechung ber Ertinctivverjährung 

betr., vom 20. Zuni 1846. $. 1. 
jo fegt dies doch eine von dem Berechtigten felbft 
gegen ben Berjährenden erhobene Klage voraus, 
mittelft welcher er den Willen, von feinem Rechte 
Gebrauch zu machen, zu erfennen giebt und dadurch 





ben feinem Rechte durch Verjährung drohenden 
Berluft von ſich abzuwenden ſucht. Allein in beiben 
vorerwähnten Procefien ift nicht Kläger Behufs der 
Geltendmachung feiner angeblichen Forderung gegen 
ber Beklagten Borbeftger klagend aufgetreten, ſon— 
bern die Letzteren haben gegen Klägern und beie- 
hendlich mit gegen deſſen Mutter und Miterbin geklagt, 
in beiden Procefjen handelte es ſich nicht um bie 
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ftehenben Forderung, jondern lediglih um bie 
Löfhung der auf der Bellagten Grundftüd wegen 
biefer Forderung noch ungelöfcht ftehenden Hypothek 
auf Grund der behaupteten Tilgung derfelben durch 
angebliche Zahlung. Nicht alſo die Forderung felbft, 
fondern nur die wegen berfelben beftehende Hypothef 
war Gegenftand beider Rechtöftreite. Waren daher 
auch in diefen Proceſſen die damaligen Kläger ſach⸗ 
fällig geworben, indem im erften Proceſſe nach den 
dortigen Exrfenntniffen Bl. — und BI. — ber Acten 
Litt. K. nr. 143. die Beflagten, weil Kläger fid) an 
dem ihm BI. — flg. rechtöfräftig zuerfannten Beweife 
ber behaupteten Tilgung ber Forderung durch Zah— 
(ung verfäumt hatte, von ber gegen fie erhobenen 
Klage entbunben und lodgezählt, im zweiten Dagegen 
duch die Erfenntniffe zweiter und dritter Inftanz 
BI. — fig. und BI. — fig. der Acten Litt. K. nr. 155. 
die erhobene Klage in der angebrachten Maaße ab- 
gewiefen worden war, fo war doch Dadurch nur fo viel 
techtöfräftig entfchieden, daß die verlangte Löſchung 
der Hypothek auf Grund der angebli durch Zah— 
lung getilgten Forderung nicht geſchehen fönnte, 
keineswegs aber auch dadurch das Forderungsrecht 
des damaligen Beflagten und jegigen Klägers als 
ein rechtlich noch beftehendes, klagbar zu machendes 
rechtskräftig anerfannt worden. Und wenn man 
auch mit 

Kori, a. a. D. $. 157. ©. 270 fig. 
annehmen wollte, daß bie Unterbrehung ber Er— 
tinctivverfährung nicht nur durch Klaganftellung 
Seiten des Berechtigten, fondern auch durch Ein» 
reden, welche berfelbe einer vom Verjährenden gegen 
ihn erhobenen Klage entgegengejegt hat, bewirkt 
werden fönnte, eine Anficht, die mit Recht von 
andern bewährten Rechtölehrern beftritten wird, 

vergl. v. Savigny, a. a. O. Bd. V. 8. 243, 

©. 321. 
Unterholzner, a. a. ©. Bd. II. $. 128. ©. 
452 fig. 

indem berjenige, welcher ein Recht ald Einrede ge- 
braucht, daffelbe nicht unbedingt geltend macht, ſon— 
dern fich defien blos zum Zwecke ber Bertheidigung 
bedient, died aber auf feinen Fall genügen fann, 
bafjelbe gegen die laufende Verjährung zu fügen, 
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fo haben doch im erfterwähnten Procefle jegiger 
Kläger und deffen Mutter, ald damalige Beklagte, 
der dort erhobenen Klage Bl. — der Acten Lilt. K. 
nr. 143. überhaupt eine derartige Einrede, Durch 
welche fie ihr derartiges Forderungsrecht nad) Kori's 
Anficht hätten falviren fönnen, gar nicht vorgeſchützt, 
fondern nur den Klaggrund geleugnet, wogegen bie 
im fpäteren Proceſſe BI. — der Acten Liu. K. or. 155. 
vom jegigen Kläger und damaligen Beflagten vor- 
geichügte Einrede nur die ihm zur Eeite ftehenden 
techiöfräftigen Erfenntniffe des frühern Proceſſes 
betrifft, fich aber ebenfalls nicht unmittelbar auf bie 
Geltendmachung des ihm zuftehenden Forderungs— 
rechts bezieht. Aus vorftehenden Gründen hat Man 
daher der erften Inftanz, inſoweit als dieſelbe das 
Kiagrecht Klägers durch die vorgefchügte Ausflucht 
der Verjährung für erlofhen erachtet hat, allerdings 
beizupflichten gehabt. Dagegen waren aber Klägers 
erite und zweite Beſchwerde Bl. — der Hauptacten 
Litt. M. or. 182. injoweit zu berüdjichtigen, als nad) 
Lage der Sache in Erwägung, daß Kläger feinen 
Anipruch im Wege des Erecutionsprocefjed geltend 
gemacht hat, im vorliegenden Falle nur darauf zu 
erfennen, daß dem eingeleiteten Grecutiondverfahren 
fein Fortgang zu laſſen fei, weil daffelbe wegen der 
eingetretenen Verjährung bed Klagrechts Klägers 
für rechtlich begründet nicht mehr erachtet werden 
fonnte und daher gegen Beklagte nicht weiter fort« 
geftellt werden fann, bie Frage über die Zuläffigfeit 
des Erecutionsverfahrens aber den alleinigen Gegen— 
ftand für die jegt vorliegende Entſcheidung abgab. 

Hieraus ergiebt ſich zugleich von felbft, Daß auch 
die im Befcheide Bl. — mit enthaltende Bedeutung 
Klägers, die Löfchung der fraglichen Hypothek unter 
ber beigefügten Berwarnung, daß außerdem Gerichtd- 
wegen damit werde verfahren werden, gejchehen zu 
laffen, bier ganz unberüdjichtigt bleiben mußte, weil 
nicht die Löfchung der wegen dev beanfpruchten Fors 
derung an der Bellagten Grundftüd noch beftehenden 
Hypothek, fondern nur die Zuläffigfeit der vom Klä— 
ger geltend gemachten Forderung felbit und des 
diesfalls eingeleiteten Erecutionsverfahrens in Frage 
ftand, und über die Berbindlichkeit Klägers, die 
fragliche Löfhung zu fordern, in diefem Rechtsſtreite 
gar nicht zu erfennen war. 

Wenn endlih in dem Beſcheide erfter Inftanz 
nah Bl. — ber Hauptacten um beswillen auf 
Gompenfation der in der Sache erwachfenen Koften 
erkannt worden ift, weil bie Beurtheilung der Sache 
nicht ohne Schwierigfeit gewefen fei, fo ift mit Recht 
von beiden Parteien BI. — und Bl. — dagegen 
eingewendet worden, baß biejer Grund bie aus— 
geiprochene Koftencompenfation nicht zu rechtfertigen 


vermöge. Es lag aber überhaupt ein ausreichender 
Grund dafür gar nicht vor, vielmehr war im We: 
fentlihen demjenigen beizutreten, was Beklagte zu 
Begründung ihrer nur gegen biefen Paſſus des 
Beicheids gerichteten Berufung BI. — angeführt hat, 
und Kläger, als fachfälliger Theil, in Erftattung 
ber Koften erfter Inftanz zu verurtbeilen. Denn 
dasjenige, was 2epterer zu grav. 3. und 4. Bl. — 
dagegen angeführt hat, mußte hauptfächlich aus bem 
Grunde für unerheblich erfcheinen, weil fein Klag- 
recht zur Zeit feines Anbringend bereits verjährt 
und er dadurch auch feiner Forderung felbft verluftig 
worden war, mithin ein Recht, ſolche jegt noch im 
Wege Rechtens wider Beklagten geltend zu madın, 
ihm gar nicht mehr zuftand. 

Die durch Die gebrauchten Nechtömittel verurjad: 
ten Koften endlich waren theil® wegen des theilweilen 
Wechſels der Entfcheidungen, theils, weil von beiden 
Theilen remedirt worden ift, zu compenſiren.“ 


52. 
Zur Lehre von der Intervention. 


Mitgetheilt von 
Herrn —e in —n. 


Guſtav Eduard W. hatte gegen ben in einem 
von feinem verftorbenen Bruder, Karl Eduard W. 
gerichtlich errichteten Teftamente eingefegten Univer 
falerben Joh. Ehrenfr. 2. Klage erhoben, durch welcht 
er beswedte, das Teflament umzuftoßen und die 
Inteftaterbfolge herbeizuführen, bei deren Eintritt ibm 
die Hälfte des brüderlihen Rachlaſſes zugekommen 
fein würde, da außer ihm und feinem taubftumme 
Bruder feine näheren Inteftaterben vorhanden waren. 
Als Gründe, weshalb das Teftament ungültig fein 
follte, wurden angeführt: a. Dispofitionsunfäbigkei 
bes Teftirerd, b. Anwendung von Lift und Gemalt 
Seiten bed eingefepten Erben zu Errichtung de 
Teftaments, c. formelle Mängel des Teſtaments 
Nachdem bereits auf Beweis der Klage interlogukt 
und ber Beweis eingereicht worden, erklärte It 
Zuſtandsvormund bed taubfiummen Bruders Kläger 
und bezüglich des Teftators, daß er unter hienu 
erlangter obervormunbfchaftlicher Genehmigung dem 
auf Nullitätderklärung des Teftaments gerichteten 
Rectöftreite beitreten wolle, womit auch Kläger fh 
einverftanden bezeigte. Der Beklagte wiberjprad 
jedoch der Zuläffigkeit diefer Beitrittserflärung, weil 
nicht angeführt und nachgewiefen fei, daß ber Zw 
ftandsvormund des taubftummen W. ein Interefie 
baran habe, daß dem Kläger, feinem Bruder, die 
Hälfte des Nachlaffes bes verftorbegien W. juge 
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fprochen werbe, was bie Folge bes etwaigen Obfieges 
Klägers in dem obfchwebenden Proceffe fein würde, 
infofern aber buch bie Intervention beabfidhtigt 
werde, daß ber taubfiumme W. die andere Hälfte 
bes Nachlaffed erlange, dies einen ganz beſondern 
Anſpruch bilde, weshalb feparate Klage erhoben 
werden müffe, ba er nicht um die Einreden gebracht 
werben könne, bie er gegen den Tuenden bes Inter: 
venienten vorzubringen habe. 

Das Procefgericht ertheilte hierauf unterm 
16. Januar 1852 Refolution dahin: 

daß es an fich für unguläffig zu achten, bei 
einem obſchwebenden Procefie in die Rechte bed 
Klägers ohne Weiteres eintreten zu wollen, wenn 
ber Beflagte, welchem nicht abgefchnitten werden 
fönne, feine Einwendungen gegen den Eintre- 
tenden in gehöriger Form vorgubringen, feine 
Einwilligung bazu verfage, daher die Beitrittd- 
erklärung unftatthaft erfcheine. 

Auf hiergegen von dem Intervenienten eingewen⸗ 
bete Appellation billigte bas Appellationsgericht 
zu Dresden in einer unterm 30, März 1852 erlaf- 
fenen Berorbnung die Refolution des Gerichts aus 
folgenden Grünben: 

„Der von dem genannten Bormunbe nad ber 
Eröffnung des BL. — erfichtlichen Pros und Nepro- 
buctionsurthel® gleichzeitig mit ber von Klägerm hier⸗ 
gegen eingewendeten Berufung nah Bl. — erklärte 
Beitritt zu dem obgedachten Rechtöftreite hat auch in 
zweiter Inſtanz als eine zuläffige Intervention nicht 
angefehen werben fönnen. Denn da die Abficht des 
Normundes hierbei keineswegs blos dahin gerichtet 
ift, dad von dem Kläger geltend gemachte Recht auf 
Herausgabe der Hälfte des von Karl Eduard W. 
hinterlaſſenen Vermögens vertheidigen zu helfen, 
vielmehr durch diefen Beitritt ein eigned Recht des 
Mündeld in Betreff der andern Hälfte des gedachten 
Nachlaſſes zur Anerkennung gebracht werden foll, fo 
kann es zuvörderſt feinem Zweifel unterliegen, daß 
ein Fall der acceſſoriſchen Intervention hier nicht 
vorliegt. Ebenſowenig kann von der ſogenannten 
Hauptintervention hier die Rede ſein, inmaaßen der 
jegige Kläger durch dieſe Beitrittserklaͤrung von dem 
von ihm erhobenen Anfpruche feineswegs ausgefchlof- 
fen werben ſoll. Wenn nun aber der genannte Bors 
munb jelbft diefen feinen Beitritt als die von mehrern 
Rechtslehrern fogenannte gemifchte Intervention 
angejehen wiſſen will, inbem bie in dem bereits an= 
hängig gemachten Proceſſe zu entfcheidende Haupts 
frage, die Gültigfeit des von dem genannten Karl 
Eduard W. errichteten Teftamentes auch hinfichtlich 
des Anſpruchs des taubftummen W. dieſelbe fei, fo 
würde doch — jelbft wenn man von den gegen biefe 


Art ber Intervention als einer befondern Gattung 
von mehrern Rechtöfehrern 
vergl. Bayer, Vorträge über ben orbentl. Procep, 
©. 43 ff. 
Bradenhöft, Erörterungen, ©. 311 ff. 
Epplen, in Martins Magazin für bürgerliche 
Rechtswiſſenſchaft, Bd. 1. ©. 148 ff. 
überhaupt erhobenen Bedenken und der Berfchieden- 
heit der Begriffe, welche andere Rechtölehrer mit 
diefer gemifchten Intervention verbanden, 
vergl. Archiv für civ. Prar., Bd. 1. No. 24. $. 2. 
abfehen, vielmehr mit den meiften berjelben 
vergl. Grolman, Theorie db. gerichtl. Berf., ©. 79. 
Bönner, Handbuch bes gem. Proc., Bd. 1. No. 18. 
8.9. f. 
die Gemeinfhaftlichfeit bes Eüdzweckes mit 
der einen Partei, wodurd für ben Dritten ein Ber 
fugniß zur Streeitgenoffenfhaft begründet werben 
fol, als das entfheidende Merkmal diefer Art der 
Intervention anfehen, ferner auch felbft die ebenfalls 
nicht unbeftrittene Frage, wann und in welchem 
Stadium des Proceſſes diefe gemiſchte Intervention 
noch ftatthaft fei, dahingeſtellt Tafjen fein wollte — 
im vorliegenden Falle dieſe Art ber Intervention 
ſchon um deswillen nicht zuläffig erfcheinen, weil 
der von bem genannten Bormunbe für feinen Müns 
bel intendirte endliche Zweck feines Beitritts auf 
die Ausantwortung der andern Hälfte bed frage 
lichen Rachlaffes gerichtet, fonach ein von bem Zwede 
des jetzigen Klägerd ganz verfchiedener fein würde. 
Wie nun aber im vorliegenden Halle dieje andere 
Hälfte des Nachlaſſes, welche der Bormund für feinen 
Mündel beanfpruchen zu fönnen meint, dermalen 
noch gar nicht in Streit befangen ift und von dem 
von dem jegigen Kläger anhängig gemachten Proceſſe 
gar nicht berührt wird, fo würde auch die von Sei— 
ten bes Vormundes gefchehene Erklärung des Beitritts 
zu dem wegen der von dem jeßigen Kläger beanfpruch- 
ten Hälfte des Nachlaſſes anhängig gewordenen 
Proceſſe für den gedachten Münbel völlig ohne Erfolg 
fein. Denn es würde gegen bie erften Grundfäge 
bes procefrechtlichen Verfahrens verftoßen, wenn mit 
dem — angenommenen Falls für den Bellagten uns 
günftigen — Ausgange des jetzt anhängigen Procefies 
auch zugleich deſſen Verbindlichkeit zur Herausgabe 
der andern Hälfte des Nachlafied an ben taubſtum— 
men W. entfchieden werben follte, ba boch benfbarer 
Weife dem jegigen Bellagten in Hinfiht ber von 
dem Vormunde des leptgenannten W. für diefen bes 
anfpruchten Hälfte des Nachlafjes Einreden fowohl 
gegen bie Berfon und den Status bes Münbdels, ald 
aud) auf das biesfallfige Object jelbft bezügliche zur 
Seite ftehen könnten, mit denen er bis jegt noch 
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nicht gehört worden iſt, und in dem Stande, wo ſich 
ber Hauptproceß gegenwärtig befindet, nicht gehört 
werden fönnte. 

Es ift daher der mehrgenannte Bormund mit bem 
von ihm unternommenen Beitritte zu dem obgebadh- 
ten Rechtöftreite mit Recht abzumeifen gewefen, und 
wird die Eingangs gedachte Berufung beffelben hier- 
mit verworfen, es ift auch Appellant bie durch fein 
unbegruͤndetes Rechtsmittel bem Beklagten verurfach« 
ten Koften demjelben zu erftatten verbunden.‘ 

Auf anderweite Appellation bed Sntervenienten 
wurde jedoch von dem Oberappellationdgericht 
unter dem 1. Juli 1852 dahin reformirt, daß bie 
Intervention für ftatthaft zu achten und Intervenien- 
tem das fernere Gehör in dieſem Rechtöftreite nicht 
zu verfagen fei. Diefer reformatorifchen Verordnung 
waren folgende Gründe beigefügt: 

„Kläger hat das von feinem verftorbenen Bruder, 
Karl Eduard W., errichtete Teftament als nichtig 
angefochten und babei angeführt, daß er und jein 
zweiter Bruder, der taubftumme Louis Auguft W., 
bie Inteftaterben deſſelben geworden feien, jedoch bas 
Klaggefuh fehließlih nur auf Herausgabe der ihm 
gebührenden Hälfte des Nachlafies gerichtet. Wäh— 
rend nun bdiefer Proceß noch im Beweisverfahren 
fteht, hat auch genannter zweiter Bruder durch feinen 
Zuftandsvormund fol. — fi gemeldet und hat die— 
fem auf Nullitätserflärung gedachten Teftaments ge- 
richteten Rechtsftreite beizutreten fich erklärt. Dies 
ift eine gemifchte Intervention, deren Weſen darin 
befteht, daß Jemand der einen Partei im Proceſſe 
beifteht und ihr den Sieg zu verfchaffen fucht, um 
damit zugleich ein ihm ſelbſt zuftehendes eigenes 
Recht zu verfolgen. 

Gönner, Handbuch des Proc., Bo. I. No. XVIH. 

$. 1. und 9. 
Gensler, im Archiv f. civ. Praris, Bd.4. S.157 ff. 

Biener, syst. process., 8.323. verb.: irregularem, 
In erfter und zweiter Inftanz hat man berfelben um 
beöwillen nicht Statt geben wollen, weil die Hälfte 
des Nachlaffes, welche Intervenient für fih in Ans 
ſpruch nehmen wolle, eine andere, als die vom Kläger 
geforderte, und mithin ber Streitgegenftand und der 
Zwed ein verfchiedener fei. Diefer Grund ift jedoch 
nur ſcheinbar. Der Hauptzwed, der beiden Brüdern 
gemeinschaftlich ift, ift die Nichtigfeitserflärung des 
Teitaments. Iſt dieſe erreicht, fo kann Intervenient 
dem Zugeftändniffe in Bunft 1. der Einlafjung fol. — 
zu Holge dann auch feine Hälfte fordern, und wenn 
Beklagter auch nicht fofort in dieſe verurtheilt werden 
follte, was lediglich Sache des fünftigen Enderfennts 


niffes ift, fo wird es Erſterem wenigſtens möglich 
werben, auf fürzerem Wege zu bemfelben zu gelans 
gen. Intervenientens Intereſſe an der Sache if 
daher offenbar, und dies ift das einzige weientthtge 
Erforderniß einer jeden Intervention. 
Alte Proceßordn., tit. 15. 

Die erläuterte Procefordnung ad eund. til. $. 1. 
und 2. unterfcheidet zwar nur interventio principalis 
und accessoria, ohne der gemifchten zu gedenfen. 

Allein aus dem Zufammenhange ergiebt fich deut⸗ 
lich, daß diefelbe ald Grund der Unterſcheidung bier« 
bei nur den Einfluß beachtet hat, welchen die Inter 
vention auf ben Gang bes Proceffed äußert, je 
nahdem fie nämlich entweber als jelbfiftänbiges 
Rechtsmittel auftritt, Durch welches Jemand fich ganz 
an bie Stelle der einen Partei eindrängt und den 
Erfolg des bisher Verhandelten beftreitet oder den 
Proceß aufnimmt, wie er ift und fich nur bemienigen 
anjchließt, was von ber gleichbeiheiligten Partei bis 
dahin gefchehen ift. Im biefer Beziehung fällt bie 
vorliegende Intervention in die Elaffe der accefjori- 
fchen, obwohl fie, nach ber neuern Theorie, nicht ald 
eine rein accefforifche zu betrachten ift. 

Kläger macht Intervenientem feinen Beitritt gar 
nicht ftreitig, fondern er hat dadurch, daß er glei 
in der Klage deſſen Miterbrecht anerkannte und fein 
Geſuch auf feine Hälfte befchränfte, ihm folchen 
gleihfam ſelbſt offen gehalten. Bellagter aber hat 
fi aus dem Grunde nicht darüber zu befchweren, 
weil, wie jchon erwähnt, Intervenient ben Proceß 
nur in ber Rage mit fortfegt, wie er ihn findet, und 
weil Beflagter außerdem, nachdem zumal das fol. — 
befindliche oberwormunbfchaftliche Decret ertheilt ift, 
im Falle eines günftigen Ausgangs bes Proceſſes 
für Klägern noch einen befondern Proceß von Seiten 
Intervenientens zu erwarten hätte. Gerade dies iſt 
aber ber Zwed der Intervention, die unnöthige Ver: 
vielfältigung der Proceffe zu vermeiden. 

Gönner, a. a. O. 8.7. ©, 365. 
vergl. I. 21. D. de reb, cred. 

Daher erjcheint die Abweifung ber Intervention 
gefeplih und procefiualiich nicht ausreichend gerecht- 
fertigt, und es ift daher die vorige Entfheidung, unter 
Gompenfation der Unkoſten des Rechtsmittels, abzu- 
ändern geweſen.“ 

Dei diefer Entfcheibung behielt es fein Bewenben, 
da die vom Bellagten dagegen eingewendete Appellas 
tion mittelft Verordnung des Oberappellationsgerichts 
vom 14, October 1850 in Hinblid auf die Vorſchrift 
in $. 30. des Geſetzes sub B. vom 28. Januar 1838 
für unzuläffig erklärt wurde, 
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Die Folgen der umterbliebenen Eidesleiſtung tre: 
ten auch in dem Falle, wenn dem Beklagten die 
Leiftung eined Eides zu Abwendung der im 
Erfenntniffe ausgefprochenen Berurtheilung nad): 
gelaffen ift, nicht unmittelbar und ipso jure ein, 
vielmehr bedarf es zunächſt eines anderweiten 
Erfenntnifjes, durch welches der Nachlaß für 
erledigt und die Verurtheilung für eine unbedingte 
erklärt wird. Grunbfähe bei Beurtheilung des— 
fallfiger Reftitutionsgefuche. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 8, in 2. 


In einem zwiſchen ben Gebrübern P. in N. und 
dem Wachstuchfabrikanten ©. in E. vor dem Raths⸗ 
landgerihte zu 8. anhängigen Proceſſe war ber 
Bellagte ©. in Zahlung von 21 Thlen. 8 Ngr. 3 Pf., 
Betrag einer von den Klägern auf feine vorgängige 
Beitellung geliefert erhaltenen Quantität Eremfer: 


weißöl, fowie in Ab- und Erftattung der Koften 


rechtöfräftig verurtheilt, ihm jedoch zu Abwendung 
ber Berurtheilung die Leiſtung bes über Die Klage 
angetragenen und von ihm angenommenen Eides, 
baß er bei den Klägern gebachtes Del nicht beftellt 
und folches geliefert nicht erhalten habe, nachgelaffen 
mworben. 

Zu Leiftung biejes Eides wurde von dem Proceß⸗ 
gerichte in gehöriger Form ber 19. Januar 1853 als 
Schwörungstermin anberaumt. 

Am 17. Januar bat jedoch Bellagtens Sach— 
walter um Aufhebung dieſes Termins mit Bezug- 


nahme auf einen, dem Proceßgerichte überreichten, 
mit dem Boftftempel Worms, 15. Januar 1853 ver- 
fehenen Brief Bellagtens vom 14. Januar, worin 
Lepterer ihm meldet, „daß er fich eben auf einer 
Reife befinde, von welder er am 19. Januar 
wieber in 2. zu fein gehofft, daß er dies aber 
nun nicht fönne”. 

Diefe Eingabe des Sachwalters Beflagtens wurbe 
von bem Procefgerichte dem klägeriſchen Sachwalter, 
als biefer am 19. Januar im Schwörungstermine 
erfchien, vorgelegt, welcher der beantragten Auf- 
hebung des Schwörungstermins widerſprach, und 
darauf antrug, daß Beflagter im Falle des Außen- 
bleibend des Eides für verluftig erachtet werde. 

Da Bellagter nahmals im Schwörungstermine 
auch wirklich nicht erfchien, jo baten Kläger unter 
dem 23. Januar mit Beziehung darauf, daß ber von 
Bellagtem in feiner Eingabe geltend gemachte Ent» 
fhuldigungsgrund weder, wie die Erl. Proc.-Drdn. 
ad tit. X, $. 4. erfordere, befcheinigt fei, noch auch 
dem Inhalte des beigelegten Briefes nah an ſich 
ausreichend erfcheine, um Hülfsauflage, und das 
Procegericht gab unter dem 25. Januar „in Er- 
wägung, daß Bellagter, obwohl ihm, laut der ihm 
legal behändigten Ladung, bis zu ber auf ben 
19. Januar anberaumten Eidesabnahme vom Tage 
der Behändigung ab eine volle ſaͤchſiſche Frift gelaſ— 
fen worden, ihm alfo zur Genüge Zeit verblieben, 
fein Ericheinen im Termine zu ermöglichen, da fer 
ner fein Vorbringen, als völlig unbefcheinigt, recht⸗ 
liche Beachtung nicht finden könne und er daher dem 
in der Ladung enthaltenen Präjudize gemäß bes ihm 
auferlegten Eides verluftig und daher fachfällig ſei“, 
Bellagtem auf, die in dem beigefügten Liquidum 
bemerfte Forderung der Kläger fammt Koften binnen 
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14 Tagen zu bezahlen, wibrigenfalld nad Ablauf 
gebachter Frift, begiehentlich auf ber Kläger weiteren 
Antrag, mit der Execution wider ihn werbe verfah- 
ten werden. 

Gegen biefe Hülfsauflage und die damit 
thatſaͤchlich erfolgte abfälige Reſolution auf feine 
Gingabe vom 17. Januar wendete Beflagter am 
4. Februar Appellation ein, mit ber Bitte, diefelbe 
erforderlihen Falls ald Beſchwerde zu betrachten, 
indem er unter Rechtfertigung bed eingewendeten 
Nechtsmitteld darauf Bezug nahm, daß über die 
Erheblichfeit der Gründe, welche einem Antrage auf 
Prorogation eined Termins untergelegt feien, nicht 
durch Refolution entichieden werden fönne, und 
fhlieglih in höherer Inftanz die Abänderung ber 
befchwerlichen NRefolution dahin beantragte, daß ber 
ihm nachgelaffene Eid nicht für deſert anzufehen, 
fondern anberweiter Schwurtermin anzuberaumen 
fei, in welchem ihm gleichzeitig die eidliche Beftär- 
fung feines Anführens nachgelaffen werde. 

Inzwifchen baten Kläger, da ber Beflagte ber 
an ihn erlaffenen Hülfsauflage nicht nachgefommen 
war, am 17. Februar nunmehr um die Grecution, 
und das Procefgericht refolvirte hierauf: 

da Bellagter fein Ausbleiben im Echwörungs- 

termine nicht berartig entfchuldigt habe, daß 

aus ber Beicheinigung bie Unvermeidlichfeit 
bes Ausbleibens beurtheilt werben fünne, das 

Verfahren fortzuftellen und auf die von Beklag— 

tem eingewendete Berufung feiner Zeit Bericht 

zu erftatten, 

volfiredte auch, nachdem dieſe Refolution am 
22. Februar dem Sachwalter Bellagtens befannt 
gemacht worden war, am 24. Februar die Hülfe in 
das von den Klägern als Hülfsobject bezeichnete, die 
Forderung nody nicht vollftändig dedende Mobiliar, 
und erftattete ſodann auf Die obengedachte Appellation 
Beriht an das Königlihe Appellationsgericht 
zu L., weldes unter dem 15. März 1853 folgende 
Verordnung erließ: 

„Dem Königlichen Appellationsgerichte zu 8. ift 
ber Bericht vorgetragen worden, weldyen das Raths— 
landgericht zu 2. auf die in Sachen ıc. von Beflagtem 
wider das Bl. — erlafiene Injunet eingewendete 
Appellation erftattet hat. 

Wenn jedoch auch in den Fällen, wo dem Bes 
Hagten bie Leiftung eines Eides zu Abwendung ber 
gleichzeitig in dem Erfenntniffe ausgefprochenen 
Beruriheilung nachgelaffen ift, die Folgen der unter- 
‚ bliedenen Eidesteiftung nicht unmittelbar und ipso 
jure eintreten, vielmehr es zunächt eines anbder- 
weiten Erfenntniffes, durch welches ber Nachlaß für 


erledigt und bie Verurtheilung für eine unbebdingte 
erklärt wird, bebarf, ſonach auch die Frage, ob die 
unterbliebene Eidesleiftung wirklich einer Verſchul— 
bung bes Beklagten beizumefjen ober in bem vors 
liegenden Falle, wo der gegenwärtige Beflagte nad 
Bl. — innerhalb einer dreitägigen, nach ber Praris 
genügenden Friſt vor dem Eintritte bed anberaumten 
Schwörungstermind mit dem Geſuche um befien 
Prorogation eingefommen, für ausreichend entichuls 
Diget zu achten fei, nicht burch bloße Refolution und 
Verordnung erledigt werden kann, fo ergeht in 
Beachtung bed ergriffenen Rechtsmittel an das 
ermeldete Rathslandgericht hiermit Verorbnung, in 
Betreff des Außenbleibens des Beflagten in bem 
angefegten Schwörungstermine und ber besfalls 
verfuchten Entſchuldigung nad vorgängiger Anbe- 
raumung eined Inrotulationstermines, bis zu deffen 
Eintritte die Parteien mit ihrem Vorbringen zu 
hören find, rechtlich zu entjcheiden oder enifcheiden 
zu laſſen. 

Die durch die interponirte Berufung erwachienen 
Koften werben bei dem Wechfel der Entſcheidung 
gegeneinander aufgehoben.‘ 

In Folge diefer Verordnung wurden bie abge 
pfändeten Mobilien dem Sacmalter Bellagtend 
(welcher Legtere inzwifchen in Worms feinen bleis 
benden Aufenthalt genommen hatte) zurüdgegeben, 
und das Procefgericht eriheilte nach vorgängl- 
ger Anberaumung eined Inrotulationstermins am 
12. Mai 1853 folgenden Beſcheid: 

„Das Außenbleiben G.'s im Schwörungstermine 
it durch dasjenige, was bafür Bl. — vorgebradt, 
für entfchuldigt nicht zu achten, es hat fich vielmehr 
Bellagter, der Ladung Bl. — entjprechend, an dem 
ihm nachgelaſſenen Eide verfäumt und ed hat bei 
der BI. — ausgeſprochenen Berurtheilung unbedingt 
fein Bewenden, es ift auch Beflagter die von BI. — 
an erwachienen Koften, foweit etwas Anderes BI. — 
nicht erfannt, den Klägern ab» und zu erftatten vwer- 
bunden, und zwar aus folgenden Gründen: 

Wenn es auch unzweifelhaft ift, baß eine Partei 
um Aufnahme eines anftehenden Termind nachſuchen 
fann, fo giebt boch felbftverftändlih das bloße 
Gefuc noch fein Recht; die Proceßgeſetze fchreiben 
vielmehr vor, 

Erf. Proc sDOrbn. X. 4. 
daß foldem Suchen nicht Teichtlih und nicht ohne 
genugjam befdeinigte, erhebliche Urfade 
deferirt werden foll, und 

ad tit. IV. 5. 
ift die Vorfchrift enthalten, baß ein in termino ober 
furg vor demſelben eingebrachte® impedimentum 
legitimum, wenn ſolches in continenti nicht be» 
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fheiniget, zu Abwendung ber Contumaz nicht 
geeignet fein ſoll. 

Fragt man, welche Abwefenheit als ein impedi- 
mentum Jegitimum zu gelten habe, fo fann bie 
Antwort nur die fein: nicht das bloße Entferntfein 
vom Orte bed Gerichts, nicht Die auf ber eignen 
Entichließung ber Partei berubende Abwefenheit ift 
ed, fondern biejenige Abweſenhekt, die ein Vor: 
gelabener zu befeitigen nicht vermag, ein Verhältniß, 
welches ihn, ohne eigene Einwirfung, verhindert, die 
Rückkehr rechtzeitig auszuführen. 

Mag nun auch durch den Brief Bl. — belegt 
fein, daß Bellagter am 14. Januar d. 3. fi in 
Worms aufgehalten habe, mag man als wahr an- 
nehmen, daß er auf einer Reife fich befunden, fo 
mangelt doch in den Acten jede Andeutung, daß bei 
diefer Reife, bei diefem Aufenthalte in Worms etwas 
mehr, als der bloße Wille des Bellagten thätig 
gewefen fei, ed mangelt an einem Hinweis, aus 
welchen Gründen er nicht zurüdfehren konnte, und 
es ift Daher nicht die geringfte Unterlage geboten, 
um fagen zu fünnen, baß eine unvermeidliche 
Abwefenheit die Abwartung des Termind unmöglich 
gemacht habe. 

Zwar bezieht fih der Bellagte Bl. — darauf, 
daß er dur unaufichiebbare Gefchäfte abgehalten 
worden fei, im Termine zu ericheinen, allein es 
möchte um fo bedentlicher fein, ihn zu der eiblichen 
Bekräftigung, wozu er fich erboten, zu abmittiren, 
als feine Angaben vorhanden, worin dieſe Gejchäfte 
beitanden haben, und als es natürlich nicht darauf 
anfommt, welche Geſchaͤfte als unaufjciebliche der 
Beklagte individuell auffaßt, fondern welche ber 
Richter als ſolche, nad) den ihm gemachten Vorlagen, 
befindet. 

Hat nun der Beklagte Nichts geliefert, was bie 
Prorogation des Termind vorher rechtfertigen und, 
nachdem dieſe nicht erfolgt, das Außenbleiben im 
Zermine entjchuldigen Fönne, jo ift die Verſäumniß 
am Eide und die unbedingte Sachjälligfeit des Be- 
flagten die nothwendige Folge, auf welche, wenn 
auch causa minuta vorliegt, mit Nüdficht auf die 
Verordnung Bl. —, der nach Vorfchrift der Procep- 
geſetze in allen ihren Theilen nachzugehen, zu erfens 
en war, 

Bei der Sachfälligkeit in der Hauptfache konnte 
aud die Berurtheilung in die Koften davon nicht 
ausgeſchloſſen werben, jeboch waren diejenigen Koften 
auszunchmen, die dem Beklagten nach Inhalt ders 
jelben Berorbnung nicht anzurechnen find.” 

Gegen biefen Beſcheid wenbete Beklagter Appel- 
lation ein, weil barin erfannt worden, 


1. 
daß er fich an bem ihm nachgelafjenen Eide verfäumt 
und es bei der BI. — ausgefprochenen Berurtheilung 
unbedingt fein Bewenden habe, 


er auch bie von BI. — an erwachſenen Kojten, 
foweit etwas Anderes Bl. — nicht erfannt und mit 
Ausſchluß der Bl. — flg. entflandenen, Klägern ab» 
und zu erftatten verbunden, und 


nicht vielmehr feinen früheren Anträgen gemäß auf 
Anberaumung eines neuen Schwurtermind erfannt 
worben. 

Das Königlibe Appellationsgericht zu 2. 
gab hierauf am 16. September 1853 folgende Ent- 
ſcheidung: 

„Dieweil es ſich im vorliegenden Falle um die 
Beurtheilung der rechtlichen Folge des Außenbleibens 
des Beklagten in einem Termine handelt, bei welchem 
die Vertretung durch einen Bevollmächtigten aus— 
gejchloffen geweien, und zu befien Aufhebung bes 
vorgängigen Prorogationsgeſuchs ungeachtet nicht 
verfchritten worden, hierbei aber folgende Erwägun- 
gen als maafgebend zu betrachten geweien: 

1 


daß zwar nach einem feſtſtehenden Gerichtöbrauche 
Anträge auf Aufhebung von Schwörungsterminen 
auch ohne den Nachweis eines Entſchuldigungs— 
grundes berüdfichtigt werden, wenn das Gejuch drei 
Tage vor dem Termine zu den Acten gelangt, in 
dem vorliegenden Kalle aber nach BI. — der bied- 
fallfige Antrag bei dem Proceßgerichte erft am zwei— 
ten Tage vor dem anberaumten Termine und ohne 
ausreichende Befcheinigung der angegebenen Behins 
derungsurfache geftellt worden ift, das Verfahren 
des Gerichts mithin infoweit, als daſſelbe die Auf- 
hebung des Termins beanftandet hat, gerechtfertigt 
ericheint ; 
2. 

daß jedoch hierburch dem Bellagten das Befugniß, 
bie Befcheinigung nachträglich zu führen, und das 
früher ald Grund für das Prorogationsgefuch ans 
geführte Hinderniß nunmehr ald impedimentum 
legitimum gegen die Berfäumnif des Termind gel— 
tenb zu machen nicht entzogen worden it, immaaßen 
die Erl. Proc.⸗Ordn. ad Tit. IV. $. 5. die Ausfüh— 
rung der Ehehaft ſogar noch in ber Appellations— 
inftanz, bis über die Beachtlichfeit derfelben rechts— 
fräftig erfannt worden, zuläßt, und ſoviel den modus 
der Befcheinigung anlangt, dem Gerichtsbrauche zu 
Folge in Fällen ber vorliegenden Art das Bl. — 
erfolgte Erbieten zu Leiſtung eines Assertorii genügt 
(Biener, syst. proc., $. 89, edit. sec.); 
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3. 
baß ber Bellagte nach Inhalt ber Schriften Bl. — 
zu Ablehnung des Ungehorfams fid) darauf bezo— 
gen hat, 

a) daß er fih in ben legten Tagen vor bem 
auf den 19. Januar 1853 anberaumt gewefenen 
Schwörungstermine auf einer Reife, und zwar am 
14. gedachten Monats in Worms, befunden, 

b) daß er zwar beabfichtigt habe, bis zu dem 
19. Januar wieder in 2. einzutreffen, 

c) baß er jeboch durch unauffchiebliche fauf- 
männifche Geſchaͤfte an ber rechtzeitigen Ruͤckkehr 
behindert worben fei; 

4. 
daß von diefen Angaben die Behauptung sub a., 
fowie die Thatfache, daß der Beflagte am 14. Januar 
1853 von Worms aus feinem Anwalte fchriftlichen 
Auftrag zu Eingabe eines Prorogationsgeſuchs 
ertheilt hat, durch ben Inhalt und den Poftftempel 
des DI. — im Originale zu den Acten befindlichen 
Briefes ald genügend befcheinigt angefehen werden 
fann, zumal der Gegner in diefer Beziehung Aus: 
ftellungen nicht erhoben hat; 

5 


daß unter Berüdjichtigung der in ber Praris üblichen 
milderen Handhabung des auf Reititutionsgefuche 
bezüglichen prätorifchen Grundfages ber 1. 1. in fine 
D. ex quibus causis majores in integrum restituantur 
(A. 6.) 
„item si qua alia mihi justa causa esse vide- 
bitur, in integrum restituam‘, 
ber Richter in Bällen ber bier in Stage ſtehenden 
Art an der Beachtung angeführter Impedimenta 
nicht behindert ift, wenn fi) aus den Umftänden 
abnehmen läßt, daß der betreffenden Partei ber 
Borwurf einer leichtfinnigen Berabfäumung 
nicht zur Laft gelegt werden fann, mag auch das 
Hindernig fein ſchlechthin unabwendbares geweſen 
ſein, dieſe Annahme aber in dem gegenwaͤrtigen Falle 
gerechtfertigt erfcheinen würde, wenn 
a) den Bellagten wirflich unaufjchiebliche kauf— 
männifche Gefchäfte von ber rechtzeitigen Rüds 
keht von Worms nad) 2, abgehalten haben, und 
wenn ihm 
b) dieſes Hinderniß nicht früher, ald am 14. Ja— 
nuar 1853 befannt geworben fein follte, 
indem durch die Borausfegung sub b. die Berabfäu« 
mung ber erforderlichen Diligenz im Betreff bes 
außerdem früher anzubringen gewefenen Gefuche 
um Verlegung des Termins ausgefchloffen wird, 
und, fo viel den Abhaltungsgrund sub a. anlangt, 
es zu einer übermäßigen Härte führen würde, wollte 
man bavon ausgehen, daß ber Beklagte unbedingt 


verpflichtet geweſen fei, eine Befchäftsreife abzu— 
brechen, um fich durch Leiftung bes BI. — erkannten 
Eides in dem biesfalls anberaumten Termine von 
einer Schuld von 21 Thalern 8 Nor. 3 Pf. cum 
annexis zu liberiren, die möglicher Weife mit pecu- 
niären Nachtheilen, welche für ihn aus. der recht— 
zeitigen Ruͤckkehr entftehen können, in feinem Bers 
hältniffe geftanden haben würben, im Webrigen bei 
ber Frage, ob dem Beflagten ein leichtfinniges Ber: 
haften zur Zaft zu legen fei oder nicht, dem Anführen 
zu Folge es lediglich darauf anfommt, ob bie Ge 
fhäfte, die ben Beklagten zurüdgehalten haben, in 
Wahrheit Faufmännifche geweſen find, und ob e 
diefelben feiner fubjectiven Ueberzeugung nach wirk— 
lich für unauffchiebli erachtet habe, als weshalb 
von dem Bl. — hervorgehobenen Mangel einer 
nähern Angabe des Gejchäfts und bes damit zus 
fammenbängenden Sachverhaltes abgefehen werben 
fonnen; 
6. - 

daß es demgemaͤß nach Anficht der jepigen Inftan 


für unbedenklich geachtet werden bürfen, das von 


dem Beflagten erbetene Affertorium auf bie Verität 
der oben sub 5. sub a. und b. gedachten beiden facti- 
fchen Vorausſetzungen zu richten und unter voraus. 
gefegter Leiftung auf Anberaumung eines anderweiten 
Schwörungstermins zu erfennen; 
fo ift e8 bei dem BI. — zu lefenden, am 12. Mai 

1853 publicirten Befcheide, mit alleiniger Ausnahme 
defien, was darin wegen Erftattung ber von BI. — 
in eriter Inſtanz aufgelaufenen, Bl. — näher be 
zeichneten Koften erfannt worden, ald mobei es 
bewenbet, da dieſer Koftenaufwand Iediglich durch 
die verhangene Verfäumniß herbeigeführt worden, 
auf die erfte und dritte Befchwerbe nicht zu laſſen, 
fondern es ift ber Bellagte, bafern er fein Anführen 
Bl. — eidlich beftärft und 

daß er an der beabfichtigten Rüdfehr von Worms 

nach L. wirklich durch unauffchiebliche Faufmäns- 

nifche Gefchäfte abgehalten, auch ihm dieſes 

Hinderniß nicht früher, ald den 14. Januar 

1853 befannt geworben, 
ſchwört, wegen feines Außenbleibens in dem am 
19. Januar 1853 geftandenen Schwörungstermine 
für genügend entſchuldigt zu achten und mit Anbe- 
taumung eines anderweiten Schwörungstermins zu 
verfahren. 

Die Koften des Rechtsmitteld werden compenfirt, 

da in der Hauptfache abändernd entichieden wor 
den if.“ 
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54. 
Zu $. 59. des Executionsgeſetzes vom 28. Februar 
1838. 
Mitgetheilt von 
Herrn A. W. in Eh. 


Bei dem vormaligen Stadtgerichte zu Ch. klagte 
Caroline verw. U. gegen den Fabrikarbeiter 2. dafelbft 
wegen eines Anfpruches von 3 Thlen. 25 Nor. —⸗ 
für Koft und Logis. Bellagter fam fpäter dem im 
Berhandlungstermine abgefchloffenen Vergleiche nicht 
nad), ed wurde deshalb auf Antrag der Klägerin 
gewöhnliche Hülfsauflage an Ienen erlaffen und 
nah fruchtlos abgelaufenem Solutiondtermine die 
Hülfe in ein Dritttheil des Bellagtem zufommenden 
Lohnes vollftredt, auch an deſſen Arbeitögeber P. 
praevia requisitione des K. Juſtizamts U. die erfor- 
berliche Verfügung erlaffen. 

ALS die Klägerin hierauf fpäter das Geſuch ftellte, 
genannten ®. zur Einzahlung des mit Beſchlag be— 
legten Lohndritttheils zu veranlaffen, ward ihm dies, 
jedoch ohne Beifügung irgend welchen Präjudizes, 
aufgegeben, dagegen biefelbe mit ihrem ferneren 
Antrag auf Einziehung des verhoffenen Lohnes ab- 
und zur Anftellung förmlicher Klage verwiefen. 

Die 2. Hlagte nunmehr im Wege des Erecutions- 
procefied bei dem Amte U. gegen P., wurde aber 
um beswillen abjällig befchieden, weil nach mehrern 
in ber Zeitfebrift für Rechtspflege und Verwaltung 
enthaltenen Präjudizien (neue Folge Bb. 8. ©. 387. 
Bd. 9. S.97.) durch Vollſtreckung der Hülfe in eine 
außenftehende Forderung der Ausbringer der Erecu- 
tion feineöwegs das Necht erlange, die verholfene 
Forderung, wenn fie zur Verfallzeit nicht bezahlt 
werbe, felbtftändig einzuffagen, vielmehr das Pros 
ceßgericht fie einzuziehen habe. 

Klägerin führte nun wegen Juftizverweigerung 
bei dem Königl. Appellationsgerichte Zwidau 
Beſchwerde, welches unterm 11. December 1851 fol- 
gende Verorbnung erließ: 

„Aus dem von dem Stadtgerichte unter Bei: 
fügung ber vor ihm fowohl als vor dem Amte A. 
ergangenen Acten auf Erfordern erftatteten Bericht 
vom 20. vor. Monats hat das Appellationsgericht 
von der Wahrheit der thatſächlichen Behauptungen 
der Beichwerdeführerin und fomit im Allgemeinen 
davon, daß auf einer oder der anderen Seite eine 
Juftigverweigerung, welche Abhülfe erheifcht, vor— 
liege, fich überzeugt. Bei dem hierdurch nothiwendig 
gewordenen infchreiten ber Oberbehörbe fommt 
lediglich die Auslegung $. 59. des Executionsgeſetzes 


vom 28. Februar 1838 in Frage, indem das Stadt: 
gericht unter Bezugnahme auf eine vorhin zugegan— 
gene Verordnung *) bes unterzeichneten Collegium 
in ber bezogenen gefeglichen Vorſchrift eine genugfam 
erfolgte Ceſſion der Forderung an bie Klägerin er⸗ 
blickt, das Amt A. dagegen auf die in der Zeitfchrift 
f. R.u. V. N. F. Bd. VI. Abh. XVIL. ©. 385 ff. 
Bd. IX. Abh. IV. ©. 94 f. zu leſende Begründung 
einer hiervon abweichenden Anficht und der Meinung, 
daß duch das in $. 59. vorgefchriebene Verfahren 
eine Ceſſion der verholfenen Forderung allenthalben 
nicht, fondern nur eine Pfandnahme derfelben ver— 
wirft werde, welcher Anficht auch das Königliche 
Oberappellationdgericht beigetreten int, fich beruft. 
Es fann von einem näheren Gingehen auf die an— 
geregte Streitfrage vor der Hand abgeſehen wer— 
ben, Dagegen find folgende Umftände ins Auge zu 
faffen: 

Der Schuldner des Bellagten, welcher für diefen 
zur Zahlung angehalten werden foll, wird in ben 
objchwebenden Erecutionsproceß nicht dergeftalt, daß 
er darin ebenmäßig Partei werde, hineingezogen, 
fondern defien Rechtsverhaͤltniß zu feinem Gläubiger 
bleibt an ſich ungeftört und er kann die befondere 
Geltendmachung des Anfpruchs erwarten, namentlich 
hört dann, wenn berfelbe, wie in vorliegendem Falle, 
für feine Perſon ben Procefrichter nicht unterftügt, 
ein unmittelbares Zuthun des legtern auf. 

vergl. Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung. 
N. F. Bd. IX. p. 387. nota 5. 
Demnähft ift die Veräußerung von Forderungen 
auf dem Wege ber öffentlichen Auction burch das 
Gejeg vom 9. Januar 1838 im Allgemeinen, alfo 
auch von verholfenen Forderungen, 
vergl. Zeitfchrift für Rechtspflege und Berwalt., 
Bd. IX. pag. 102. 
verboten, und endlich erfordert die Gebung an Zah— 
lungsftatt, weldhe in Bezug auf Außenflände bes 
Schuldners $. 17. der Proceßordnung Ti. XXXIX. 
und rüdfichtlic der Grundſtücke 8.19. ad Tit. XXXIX. 
der Erf. Proceforbnung Erwähnung findet, die Ein- 
willigung bes betreffenden Gläubigers, welche in 
erfterer Beziehung um fo erforberlicher iſt, als der— 
felbe nicht blo8 nomen verum, ſondern auch bonum 
et liquidum verlangen fann. 
vergl. Griebner’s Discurs ad 1. 1. p. 349, sub V. 
„Geben“ und pag. 358. ad 17. 
Werden biefe Umftände unter einander verglichen, 
*) Bergl. Wochenbl. v. 3.1850. Seite 23, woſelbſt die 


angezogene ältere Verordnung mitgeiheilt if. 
Anm, des Ginfenbers. 
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fo ift e8, zumal für ben Fall, daß ber einem andern 
ald dem Procefgerichte unterworfene Schuldner des 
Schuldners auf die dem Gläubiger des erfteren ver— 
holfenen Forderung gutwillig Zahlung nicht leiftet, 
an fich Har, und dies wird auch in ber erftbezogenen 
Abhandlung Band VII. der Zeitfchrift pag. 387. 
not. 5. nicht verfannt, daß, um dem Hülfsgläubiger 
die Verwerthung ber verholfenen Forderung zu er 
möglichen, etwas Anderes nicht übrig bleibt, als 
ben Schuldner des Schuldners vor deſſen ordentlicher 
Obrigkeit auf Bezahlung feiner Schuld im Rechts— 
wege und zwar in derjenigen Proceßſorm, die je nad) 
den vorhandenen Beweismitteln zuläffig ericheint, 
zu belangen. 

Bei der durch das deutfche Proceßverfahren ver- 
änderten Stellung des richterlihen Amtes und ben 
in wefentlihen Punkten rüdfichtlich bes Rechts auf 
die Huͤlfsvollſtreckung in Forderungen und ded Ver— 
fahrens dabei getroffenen Abänderungen ift nicht, 
wie im römiichen Rechte 

1. 15. $. 10. D. de re judicata (XLII. 1.) 


angedeutet zu befinden, anzunehmen, daß Dies vor 
dem Richter des Hülfsverfahrens jelbft oder durch 
einen nach Analogie des Concursproceſſes zu beftels 
lenden Rechtsvertreter geichehe, es liegt vielmehr in 
ber Natur der Berhältniffe und wird unter analoger 
Anwendung 
const. 4. Cod. quae res pignori etc. (IV. 17.) 
von ben Lehrern des gemeinen Rechts zugelafen, 
vergl. Brunnemann, Comment. in Cod, lib. VIII. 
Tit. XXH. L. si praetorium, 
Linde, Lehrbuch des gemeinen deutfchen Eivil- 
proceſſes, $. 374. 
Heffter, Syſtem des Procefrechts, 8. 515. 
2, Ausg. 
daß dies von dem Gläubiger ind Werk gefegt werde, 
zu deſſen Gunften die Hülfe vollfttedt worden ift, 
und ber daburch ein dingliches Recht an ber ihm 
verholfenen Forderung und ſomit mindeſtens bie 
Pfandklage auf deſſen Geltendmachung erlangt habe. 
Von dieſer Anficht geht auch der Entwurf einer neuen 
Gerichtsorbnung vom Jahre 1803, welcher augen» 
icheinlich die in den mehrfach bezogenen Abhandluns 
gen vertheidigte Anficht, daß die Hülfsvoliftredung 
in außenftehende Forderungen bes Schuldners immer 
eine Pfandnahme bleibe, folgerichtiger feſthaͤlt, als 
dad Erecutionsgefeg, aus, indem darin Abjag 16. 
verbunden mit Abſatz 4. $. 33. des 37. Titeld der 
Meinung älterer vaterländifcher Proceßlehrer, 
welche 
vergl. Berlich, concl, practic., Lib. I. Concl. 
LXXXI. nota 242, 


Thom. Hayme, de stylo curiae, Lib. IX. Tit IL 
$. IX. 

Bergeri, Electa disc. for., Tit. XXXIX. obs. XllL 
in einem Falle der vorliegenden Art dem Gläubiger 
act. Servianam ulilem gewähren, gemäß, dem Gläu— 
biger auf Grund bes erlangten Hülfsrechts geftatter 
wird, wider den Schuldner feines Schuldners vor 
defien ordentlicher Obrigkeit auf Depofition ber 
Schuld zu Hagen, oder infofern fonft Die Sache day 
geeignet ift, die Erecution barauf zu juchen. Ju 
Rüdficht auf diefe Erwägungen kann das Appella— 
tiondgericht fich auch der von 

Henne, Kommentar über das Geſetz, bie Orund: 

und Hppothefenbücher betr., Bd. II. pag. 263. 
und 

Bollmann, Syftem des Givilprocefies, Dr. IH. 

$. 276. 

vertheidigten Meinung, daß dem Hülfsgläubige 
durch die $. 59. des Grecutionsgefeges ein gegen 
ben Schuldner ſeines Schuldners jelbititändig zu 
verfolgended Recht habe verliehen werden jolen, 
nicht entilagen, eine Meinung, die auch in dur 
Schlußworten $. 60. eine nicht unerhebliche Unter 
ftügung findet; immer aber muß hiernach behaupte 
werden, daß bie auf ſothane Vorſchriften gegründet 
Maafnahme des Procefgerichts dem Gläubiger zu 
vollftändigen Rechtfertigung zur Sache gereiche um 
allenfalls eine fpätere Mitwirfung des Hülfsrichtert 
nur dann erſt wieder in Brage zu ftellen jei, went 
es in dem neuen Proceffe zur Zahlung kommt un 
der nunmehrige Procefrichter zu feiner Sicherftellung 
verlangt, daß bie Zahlung zu feinem ober des Rit- 
terö in der vorhergegangenen Sache Depofitum ge 
leiftet werde; feineswegs jeboch führt dies dahin, 
den Gläubiger mit feiner Klage alsbald zurüchzuweh 
fen, foweit eine ſolche Zurüdweifung des etwanigez 
Antrages nicht aus anderen Gründen des Proceß— 
rechts als nothwendig erſcheint.“ 

In Betracht diefer Gründe wurde im Schluß 
der Verordnung das Amt A. angewiefen, ben Pr 
ceß gegen P. zu eröffnen, oder, foweit es felden 
in feiner proceffualifchen Faffung für unſtattheß 
erachte, die Klägerin fonft jachgemäß zu beſcheiden 
und nad Befinden auf deren fernere Anträge dat 
Erforderliche zu verfügen. 
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59. 


Zu $. 57. bed Hypothefengefeßes. 
Beitimmungsgründe für das bei Ergänzung ber 
Einwilligung eines Auszugöberechtigten in eine 

Dismembration entjcheidende pflichtmäßige 
richterliche Ermeſſen. 
Mitgetheilt von 
Herin Act. ©, in R. 


Im Jahre 1849 beabfichtigte ber Beſitzer des 
unter Folium 15. des Grund» und Hypothefenbuches 
für das Dorf ©. gelegenen Bauergutes, E., eine 
Dismembration des legteren in der Maafe, baf 
von biefem, 37 Ader 175 DRuthen enthaltenden 
und mit 606,14 Steuereinheiten belafteten Gute 
überhaupt 11 Ader 177 ORutben mit 188,99 Steuer- 
einheiten abgetrennt werben follten, 

Diefem mit der Veräußerung des Stammgutes 
um die Summe von 6000 Thlen. — —- verbun- 
denen Vorhaben trat der Auszügler ©. in ©., für 
welchen auf dem zu bidmembrirenden Gute aufer 
308 Thlen. 10 Nor. —» von Michaelis 1849 bis 
bahin 1851 mit jährlich 102 Thlen. 23 Ngr. 3 Pf. 
fälligen Zermingeldern und einem Wohnungsauszuge 
auch noch folgender Naturalauszug, als: 

1. vier Scheffel gutes Korn zu Michaelis jedes 
Jahres, 

2. ein Scheffel guter Weizen ; 

3. ein Scheffel gute Gerfte su Weihnachten, 

4. vier Scheffel gute große Kartoffeln nach ber 
Ernte, 

5. zwölf Kannen gute Winterbutter zu Michaelis, 

6. von Walpurgis bis Michaelis wöchentlich eine 
halbe Kanne Butter, fowie alle Sonntage 
zwei Kannen Mild und außerdem wöchentlich, 
vier Kannen gute Milch auf Verlangen, 

7. in bemjelben Zeitraume wöchentlich eine halbe 
Kanne Sahne, 

8. von Michaelis bis Walpurgis täglich eine 
Kanne gute Milch, 

9. ein Schock Quarkkaͤſe und ein halbes Schod 
Ziegentäfe, 

10. ein Schod Hühnereier, 

11. ein halbes Schwein fammt Würften oder 
6 Thle. — —⸗ in Gelde, halb zu Johannis, 
hald zu Weihnachten zahlbar, nach des Aus— 
züglers Wahl, 

12. ein Kalb oder ftatt defien 1 Thle. — —», zu 
Oſtern zahlbar, 

13. ein Schod Krauthäupter, 

14. ber vierte Theil von allen Baumfrüchten, 


15. funfjehn Gebunde und acht Schütten Stroh 
gegen Rüdgabe bes alten, 
16. zwölf Karren Dünger in den Grägegarten, 
17. ſechs Schod Reißigholz oder 1 Thle. 15 Ngr. 
—⸗ für jedes Schock, 
18. das Necht, beim. jedeömaligen Baden vier 
Brode mit baden zu laſſen, und 
19. die Ernte von acht Mepen Leinfaat, 
alljährlich haftete, mit feinem ausdrüdlichen Wiber- 
fpruche entgegen. 

Eoweit der Auszügler S. ald hypothekariſcher 
Gläubiger bei der beabfichtigten Dismembration 
interefirt war, erledigte fich dDiefer Wiberfpruch durch 
die Seiten des Befigerd des pflichtigen Gutes, E., 
erfolgende, von S. angenommene fofortige Zahlung 
fümmtlicher Termingelder; in Anfehung des Auss 
zuges aber ertheilte die Hypothefenbehörbe auf 
Anfuchen des E. folgendes, beiden Intereffenten zur 
Nahachtung abjchriftlich zugefertigte Decret: 

ic. „Inſoweit nun ©. ald Auszugsberechtigter 
betheiligt ift, fommt bie Dispofition in $. 57. 
Eap 2. des Hypothefengejeges zur Erwägung, 
wonach die Einwilligung eines Auszugsberechtig- 
ten, wenn für ihn feine Gefahr und fein Nachtheil 
aus der Abtrennung entfteht, auch vom Unter- 
gerichte nach pflichtmäßigem Grmeffen ergänzt 
werden und folchenfalls felbft fein ausdrüdlicher 
MWiderfpruch die Abtrennung nicht hindern Fann. 

Nun kann aber für den Auszügler ©. aus ber 
von E. beabfichtigten Abtrennung um fo weniger 
Gefahr oder Nachtheil entftehen, als fein Woh— 
nungs- und Naturalauszug die erfie Hypothek 
genießt, bei dem für 6000 Thlr. — —- verfauf- 
ten Stammgute ein Flächeninhalt von 25 Adern 
298 Muthen mit 417,12 Steuereinheiten verbleibt 
und überbem bie abgetrennten Grundſtücke für den 
Shen Auszug hypothekariſch verfichert bleiben 
ſollen. Es wird daher bie Einwilligung des 
Auszüglersd ©. in die beabfichtigte Didmembration 
hierdurch ergänzt und ift Das Dismembrationg- 
verfahren ohne Weiteres fortzuſtellen.“ 

Nachdem Letzteres gefchehen, auch die von ber 
Berirksfteuereinnahme entworfene Steuereinheiten- 
und Ablöfungsrentenrepartition bereits bie Genehmi- 
gung bed Kreiöfteuerrathes erlangt hatte und dem— 
nächft zur Vortragung der abgefchloffenen Käufe 
verjchritten werden follte, proteftirte der Auszügler 
S. unter Eventualappellation gegen die Realifirung 
ber beabfichtigten Didmembration und gegen bie 
Ergänzung feiner Einwilligung darein mit Bezug: 
nahme auf den Num. 38. der Bekanntmachung vom 
2. October 1839 angeführten Rechtefag. 
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Das Königlihe Appellationdgeriht zu 
Leipzig, an welches die Acten, nachdem ber Befiger 
des pflichtigen Gutes mit einer Widerlegungsſchrift 
gehört worden war, gelangten, interloquirte unter 
dem 13. Auguft 1850 dahin: 

„daß mit Hinficht auf die Beltimmung in ber 
Belanntmahung vom 2. October 1839, einige 
Rechtsſätze in Beziehung auf den Auszug betr., 
unter Num. 38. zunähft die Ortsgerichts— 
perfonen mit ihrem landwirthſchaftlichen 
Gutachten darüber, ob bei dem verbleiben» 
den Umfange bes Stammgutes nad Wahr- 
fheinlichfeit und öÖfonomifhen Grund— 
fägen mit Zuverfiht zu erwarten ftehe, 
baß der dem ©. zuftehende Naturalaudzug 
auch ferner vollftändig und rechtzeitig aus 
dem Stammgute entrichtet werbe? zu hören 
and nad) defien Erfolge die Acten anderweit bes 
richtlich einzufenden.‘ 

In Folge deſſen wurden die Gerichtöperjonen 


des Dorfes ©. nad; vorgängiger Belehrung über 


den Umfang bes verbleibenden Stammguted und 


über die Befchaffenheit und Quantität des S.'ſchen 


Auszuges und unter Berweifung auf ihren Pflichteid 
in der vorftehend angeordneten Weiſe befragt, und 
nachdem das Refultat diefer Befragung, bie unbe— 
bingte Bejahung ber obigen Frage, DI. — fig. 
actenfundig ‚gemacht worden, die Acten andermeit 
berichtlich eingeſendet. 

Die hierauf ergangene Verordnung bed König- 
lihen Appellationsgericht® zu Leipzig lautete 
bahin: 

„Das Königliche Appellationsgericht hat bie von 
dem Gutsauszügler ©. eingemwendete Appellation, 
da nad) dem von ben Ortögerichtöperfonen zu ©. 
Bl. — auf Erfordern abgegebenen landwirth- 
fchaftlihen Gutachten eine Gefährdung der Aus— 
zugsgerechtſame S.'s nicht anzunehmen, der erho- 
bene Widerfpruch daher ald völlig unbeachtlic) 
ſich darftellt, verworfen, und verordnet Demnach, 
Appellanten mit dem gebrauchten Rechtsmittel 
abzuweifen, denfelben auch zu Berichtigung ber 
dadurch) veranlaßten Koften anzuhalten.“ 

Der Auszügler S. appellirte zwar nochmals, 
bie Entfcheidung des Königlichen Oberappella- 
tionsgerichtd vom 17. October 1850 fiel aber 
beftätigend aus und ſprach fich, unter Berurtheilung 
bes Appellanten in Erftattung ber Koften, dahin 
aus: 


Redacteur: Dr. Theodor Taudnip. 
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„Das Königliche Oberappellationsgericht hat das 
eingewendete Rechtsmittel aus den in die ange 
fochtene Berorbnung Bl. — bereits aufgenomme- 
nen Gründen, und in Erwägung, baf, wenn 
auch nach Befinden das Bl. — der Acten aller 
dings nur fehr allgemein protofollirte, auch 
ben Parteien vor ber Verordnung BL — 
nicht befannt gemachte, auf einige fpeciel: 
lere Gründe gar nicht eingehende Gut- 
achten der Ortsgerichtsperſonen an fid 
nicht für geeignet hätte erachtet werben 
fönnen, unbedingt alle weitere Erörte 
rungen über bie zur Dedung bes fraglichen 
Auszuges bei dem C'ſchen Gute nad) ber 
beabfichtigten Dismembration annod ver: 
bleibenden Kräfte als überflüffig ober 
ausgefchlofjen darzuftellen, Letzteres doch 
im vorliegenden Falle um deswillen hat angenom- 
men werden mögen, weil Appellant nicht nur in 
feiner früheren Eingabe Bl. — flg., fondern auf 
ſelbſt noch in feiner gegenwärtig vworgelegenen 
Appellationsfchrift, namentlih Bl. — gar nid: 
„daß an fih das nad ber beabfichtigten 
Abtrennung verbleibende Stammgut an: 
noch Ertragsfähigfeit genug für die Dr 
dung bes fraglichen Auszuges behalte”, zu 
leugnen unternommen, fonbern allenthalben nur 
die fünftig vermeintlih au beforgende ned 
faumfeligere perſönliche Erfüllung be 
Auszugsverbindlichfeiten zu behaupten umd 
auf die Beforgniß deshalb feinen Widerſptuch 
zu fügen fi} begnügt hat, verworfen.’ 


Miscellen. 


Anftelungen, Ernennungen ıc. Ernſt Fried⸗ 
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Kauf auf Beſtellung — Koftenvorfland?. — 
Eidesrelation über facta referentis propria — 
copia advocatorum. 


Mitgetheilt von 
Heren- Amtsactuar W. in Th. 


Der Kaufmann Wilhelm B. in Magdeburg erhob 
am 11. Bebruar 1853 gegen ben Gaftwirth Friedrich 
€. in Th. bei dem dafigen König. Juftizamte eine 
Klage folgenden Inhalte: 

Beflagter habe auf vorgängige Beftellung vom 
Kläger unter Bewilligung eines fechsmonatlichen 
Ereditö die in der sub A, beiliegenden Rechnung 
angegebenen Arac- und Rumquantitäten zu den darin 
bemerften Zeiten und ben beigefegten, von ihm bei 
der Beftellung feſt behandelten Preifen nebft jebed- 
maligen, mit ber Rechnung übereinftimmenden Fac⸗ 
turen geliefert erhalten und in Empfang genommen, 
und fei dem Kläger dafür mit Einfchluß der in ber 
Rehnung mitaufgeführten Koften für das Gefäß 
jufammen die Summe von 57 Thalern —⸗ —- 
ſchuldig geworben. 

Da fi) Beflagter zur Berichtigung diefer Schuld 
nicht bewegen laſſe, jo beantrage der Kläger, unter 
Eidesantrag Über die Klage nebit Beifuge A., die 
Berurtheilung des Beflagten in die Bezahlung des 
Kaufpreifes der 57 Thaler —⸗ —⸗ nebft Verzugs⸗ 
zinſen von den einzelnen Rechnungspoften, vom 
Anfange des Tten Monats nad) jeder Lieferung an 
gerechnet, und in die Erftattung der Koften. 

Die Klagbeilage A. lautete im Weients 
lien: 


Menue Folge Zweiter Jahrgang. 
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„Magdeburg, den 4. Februar 1853. 
Sie empfingen auf Beftellen 
1849. 4 Anfer feinen weißen Arac de Goa, 
Sept. 20 Thle.pro9Mnfer....... 10 * — ng 
a TE een — ; 10 - 
Ziel ſechs Monat. 
Sie empfingen ferner auf Beftellen 
1850. 1 Eimer weifen Rum, 65 %, 


Gebr. 72 Thle. pro Orhoft .....24s—: 
11. 1 Eimer braunen Rum, 65 %o, 

63 Thle. pro Orhoft ..... 21l-— :» 

für 2 Faͤſſct, a 25 Ngr. ..... 1:20» 

57 nd 


Wilhelm B.“ 

In dem Ueberreihungsichreiben zur Klage leiftete 
Klägers Anwalt für ben Hall, daß vom Kläger die 
Beftellung eines Koftenvorftandes erforbert werde, 
eventuell in Diefer Beziehung nach Höhe von 30 Then. 
—⸗—⸗ förmlihe Bürgfchaft- 

Die Einlaffung erfolgte, unter Rüdgabe bes 
Eides, in der Hauptfache verneinend, und murbe 
babei von bem Beflagten beantragt, 

a) dem Kläger die Beftellung eines baaren 
Koftenvorftandes von minbeftens 30 Thlın. — —⸗ 
aufzugeben, ba bie Bürgfchaft feines Anwaltes nicht 
binreiche, und 

b) bie erfte ber geflagten Poften als verjährt 
abauerfennen, ba ein fechämonatlihed Ziel weder 
verlangt noch gewährt worden fei. 

Es wurde hierauf folgender Amtsbefcheid 
ertheilt: 

„Daß Kläger zuvörderſt einen baaren Koften- 
vorftand von mindeftens 30 Thlen. — —» zu ber 
ftellen, oder daß ihm ein gefeglicher Befreiungsgrund 
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von dieſer Obliegenheit zur Seite ſtehe, genügend 
nachzuweiſen fchulbig. 

Würde hiernaͤchſt, die Hauptfache anlangend, 
Kläger, 

baß er in ber That bie in der Alagbeifuge A. 
verzeichneten Quantitäten an Rum und Arac 
auf vorgängige Beitellung bed Beklagten zu 
ben bort bemerften Zeiten und für die bafelbft 
angegebenen, mit bem Beflagten bei ber Be— 
ftellung vereinbarten Preife dem Beflagten ge- 
liefert, und diefer, fo viel er wifje, glaube und 
dafür halte, fie auch wirklich in Empfang ge- 
nonmen habe, 
und unter der Borausfegung, daß dieſer Eid von 
ihm zuvor geleiftet fein wird, auch noch, 
daß rüdfichtlih bes von ihm bem Bellagten 
am 27. September 1849 gelieferten halben 
Anfers feinen weißen Arac de Goa ein ſechs— 
monatlicher Eredit der Zahlung von dem Be— 
Hagten verlangt und bemfelben von ihm, bem 
Kläger, gewährt worden fei, 
ſchwören, fo ift Beflagter Dem Kläger die geforderten 
57 Ihle. —⸗ —⸗ fammt Zinfen des Verzugs von 
ben einzelnen Poften ber Rechnung, vom Anfange 
bes Tten Monats nach der jedeömaligen Lieferungs- 
zeit an gerechnet, zu bezahlen, auch die aufgelaufe: 
nen Proceffoften ab» und beziehendlich dem Kläger 
zu erftatten jchuldig; wohingegen, wenn zwar ber 
erſte Eid, nicht aber auch der zweite Eid von Alä- 
germ geleiftet würde, Bellagter” dem Kläger nur 
46 Thle. 20 Ngr. —» nebft Verzugszinfen, vom 
11. September 1850 an gerechnet, dem Kläger zu 
bezahlen jchuldig, infoweit aber ein Mehreres von 
ihm verlangt worden, von der Klage zu entbinden 
und loszuzählen ift, und werden folchen Falles die 
Koften dieſes Proceſſes unter den Parteien gegen 
einander aufgehoben. Würde aber Kläger ben erften 
Eid zu feiften nicht vermögen, in welchem Falle es 
auch der Ableiftung bes zweiten nicht bedarf, fo ift 
Deflagter rüdfichtlich des gefammten Klaganfpruchs 
von ber erhobenen Klage zu entbinden und loszu— 
zählen, und if für biefen Fall Kläger die Proceß— 
foften ab» und dem Beflagten zu erftatten fchulbig. 

Bon ben außergerichtlichen Koften find bie BL. — 
berechneten Reifeloften an Meilengebühren, Diäten 
und Fortfommen zur Erftattung an den Gegner nicht 
geeignet. 

Entfheidbungsgründe. Daß der Koftenvor- 
ftand in baarem Gelde geleiftet werde, ift zwar nir« 
gends gefeglich vorgefchrieben, vielmehr gelten von 
ihm Die allgemeinen Regeln über die Beftellung von 
Eautionen, und es ift unbezweifelt, daß der Kläger 
den Koftenvorftand, wie jede andere Eaution, auch 
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buch Hypothek, durch Bürgen, ja fogar im Falle 
der Armuth des Klägers auch eidlich (Alte Proceß⸗ 
ordn. Zit. XI. 93.) beftellen darf. Die Beftellung 
deſſelben in baarem Gelde bildet aber, wie dies auch 
von anderen Gautionen gilt, die Regel, und alle 
übrigen Arten find nur Leiftungen, bie in einzelnen 
befonderen Fällen an die Stelle des baaren Geldes 
treten. Wenn nun ber Koftenvorftand nicht bios 
zur Sicherung des Procefgerichts, fondern auch bes 
Gegners vom Kläger zu leiften ift, fo fann bie 
Beftellung des Koftenvorftandes auf andere Weife, 
als durch baared Geld, nur dann als ftatthaft er= 
fheinen, wenn beide Intereffenten, das Proceßgericht 
und der Beflagte, darüber einverftanden find, daß 
im einzelnen Falle von ber regelmäßig zu leiftenden 
baaren Beitellung bed Koftenvorftandes abgejehen 
und eine andere Modalität feiner Beftellung zuge- 
faflen werde. Wenn nun im vorliegenden Falle der 
Bellagte die von dem Kläger geleiftete bürgfchaftliche 
Beftellung des Koftenvorftandes für unzureichend 
befunden und die Baarbeftellung beantragt hat, jo 
war darauf, daß es bei der allgemeinen Regel fein 
Verbleiben habe, zu erfennen, 

Beflagter bat den Klaggrund bei dem 1. bis 8., 
10. bis 19., 21. bis 49. Einlaffungspunfte ind Leugnen 
geftellt, und ben über die Klage ihm angetragenen 
Eid. dem Kläger zurüdgegeben. Es war daher auf 
das relatum zu erfennen. Denn, was Kläger BI. — 
von ber Unzuläfigfeit der Eidesrelation für ben 
Fall, wenn es fih um ein factum referentis proprium 
handele, bemerft, hat im vorliegenden Falle feine 
Anwendung zu leiden, indem bie Rüdgabe bes Eides 
nur rüdjichtlich folcher Thutfachen, bei denen ber 
Deferent gar nicht, fondern ber Delat allein concur⸗ 
rirte, unftatthaft ift, 

fr. 11. $. 2. Dig. XXV. 8. 2, 

DO fterlob, ordentl. Proc., $. 263. bei not. 9. 

Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Verwalt. N. F. IH. 

pag. 72. 

bier aber, wo die Erfüllung eines Lieferungscon- 
tractes in Frage fteht, beide Theile, der Kläger als 
Uebergebender, der Bellagte als Gmpfangenber, 
thätig und bei einer und derſelben Thatſache bethei⸗ 
ligt gewefen fein müfjen. Aus dem nämlichen Grunde, 
weil es ſich bei dem Rieferungscontrade um ein 
factum commune handelt, war der Eid theilweiſe, 
und zwar, foweit er die Empfangnahme der Waaren 
betrifft, da dies für den fchwörenden Kläger ein 
factum aliennm ift, ald Glaubenseid zu förmeln. 
Daß für den Ball der Ableiftung bes erften Eides 
durch den Kläger die vollftändige Verurtheilung, 
für den Fall des Verfäumnified daran aber Die 
vollftändige Breifprehung des Beklagten ausgeſpro⸗ 
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hen worben ift, bebarf feiner beſondern Rechtfertis 
gung. 
In Betreff der Zuerfennung des zweiten Eibes 
ift jedoch Folgendes zu erwähnen: 

Nach der decis. XV. vom Jahre 1746 find bie 
Berzugszinfen von rüdftändigem Kaufgelde für 
empfangene Kaufmannswaaren dann, wenn zur 
Zahlung ein beflimmter Termin gefegt worden, von 
ber Berfallzeit, außerdem aber nach Ablauf von 
6 Monaten, vom Empfange der Waaren an gerech— 
net, ober, wenn ber Berfäufer den Käufer Deswegen 
eher belangt, von Zeit der erhobenen Klage an zu 
rechnen. Hieraus folgt, daß, wenn in Betreff ber 
erfien, in ber Klagbeifuge A. erwähnten, angeblich 
den 27. September 1849 abgelieferten Waarenpoft 
ein fechdmonatlicher Credit nicht ausdrüdlich verein- 
bart worden war, der Kläger von dem Augenblide 
ber Ablieferung an das Kaufgeld fordern burfte, 
von biefem Zeitpunfte ab alfo auch bie Berjährungss 
frift zu laufen begann, die ſolchenfalls allerdings 
nah Maafgabe bes Gefepes vom 23. Juli 1846 
nunmehr abgelaufen fein würde. Nur für den Fall, 
daß wirflich, wie Kläger behauptet, ein ſechsmonat⸗ 
licher Eredit von dem Beflagten verlangt und von 
dem Kläger gewährt worden ift, war Kläger vor 
bem Ablauf dieſer Frift zu klagen nicht berechtigt, 
und ed fonnte gegen ihn nicht eher die Verjährung 
zu laufen anfangen. In dem legteren Falle würde 
auch bie dreijährige Verjährungsfrift noch nicht abs 
gelaufen fein. Es hängt daher die Frage, ob Kläger 
bie erſte Waarenpoft an 10 Thlen. 10 Ngr. —⸗ 
gegenwärtig noch von Beflagtem zu fordern berechtigt 
ift, von ber Ableiftung des dem Kläger oben zuer— 
kannten zweiten Eides ab, und es verfteht fich von 
felbft, daß durch das Verſaͤumniß des Klägers an 
dem erften Eid ſich auch Die Ableitung dieſes zweiten 
Eides erledigt, fo wie daß für den Fall, wenn Klaä— 
ger nur den erften, nicht aber auch den zweiten Eid 
leiften würde, wegen der alddann auf Seiten bes 
Klägers vorliegenden Zuvielforderung die Koften zu 
compenfiren gewefen find. 

Die Reifefoften bes Flägerifchen Anwaltes fonn- 
ten barum nicht ald zur Erftattung durch den Gegner 
geeignet angefchen werben, weil außer bem Rechits— 
beiftandb des Beklagten in Th. noch ein zweiter 
Rechtsanwalt wohnhaft ift und daher für den Kläger 
die Nothwendigfeit der Vertretung durch einen auds 
wärtigen Sachwalter nicht vorlag.” 

Auf die vom Kläger biergegen eingewendete 
Appellation erfannte das Königl. Appellationss 
gericht zu D. im Auguft 1853: 

„Daß es bei dem Bl. — zu leſenden, am 
20. Mai 1853 publicirten Befcheide nicht allenthalben 


zu laſſen, fondern es find die auf der zweiten Seite 
des 17. Actenblatted auf der 4. bis mit 7. Zeile von 
oben befindlichen Worte: 
„geliefert und dieſer“ ıc. bis mit „‚in Empfang 
genommen habe‘, 
ingleichen die ebendaſelbſt auf der 11. bis mit 19. Zeile 
von oben zu lefenden Worte: 
„daß rüdfichtlih des’ aꝛc. bis mit „gewährt 
worben ſei“, 
in Wegfall zu bringen, und anftatt ber erfteren fol- 
gende: 
„Uberfendet habe’, 
und anftatt der legteren dieſe: 
„daß Kläger, ald er dem Beflagten ben in ber 
ber Klage beigefügten Rechnung unter A. Bl. — 
gedachten einen halben Anfer feinen weißen 
Arac de Goa überfjendet, bemfelben zugleich eine 
Bactura darüber mit zugefchidt habe, und daß 
auf biefer Factura die Worte „6 Monate Ziel” 
gefchrieben gewefen feien‘, 
zu fegen. Dahingegen wirb der gedachte Beſcheid 
im Uebrigen unter Gompenfation ber durch die ein 
gewendete Berufung verurfachten Koften hiermit 
beftätigt, jedoch mit biefer Erläuterung, daß ber 
10. 11. und 12. Anfag der BI. — liquidirten Extras 
judicialien, infofern ber Berlag für Bortfommen nach 
ber angegebenen Höhe anno aus den Privatacten 
bed Hägeriichen Sachwalters oder fonit durch Quit— 
tung glaubhaft befcheinigt wird, für zur Erftattung 
geeignet zu achten. 

Entfheidungsgründe. Bekanntlich erftredt 
fi die Verbindlichfeit desjenigen, bei welchem eine 
Waare beftellt, das heißt: mit dem ausdrüdlichen 
oder ftilljchweigenden Auftrage zu beren Ueberſendung 
an den Berlangenden gefauft wird, wenn Erfterer 
diefen Vertrag eingeht, in ber Regel nicht weiter, 
als daß er die beftellte Waare entweder unmittelbar 
zu Händen des Käufers gelangen laffen, oder, dafern 
Lepterer an einem anderen Orte wohnt, bie Uebers 
gabe berjelben an eine dazu geeignete dritte Perfon 
behufs deren Uebermittelung an den Befteller bewir« 
fen muß. 

Treitfchke, der Kaufcontract, $. 60. 

Wenn daher Kläger in der Klage angeführt hat, 
daß der Bellagte die in gegenwärtiger Sade in 
Rede ftehenden Wauren zu ben in der Rechnung 
BI. — angegebenen Preiſen bei ihm beftelli, und er, 
Kläger, diefelben an Bellagten abgeliefert habe, fo 
reicht Died — abgefehen von ber Berjährungsfrage — 
an fich zur Begründung des erhobenen Anfpruchs 
vollftändig aus, und es bebarf für ben Kläger, wenn 
er dieſe Thatfachen durch Leiftung bes über Die Klage 
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angetragenen und ihm zurüdgegebenen Eides in 
rechtliche Gewißheit zu fegen vermag, nebenbei nicht 
noch bed Beweiſes ber ferner in die Klage aufge- 
nommenen Behauptung, daß ber Bellagte auch dieſe 
MWaaren in Empfang genommen habe, indem, wenn 
bie Empfangnahme der Waaren Seiten des Legteren 
ungeachtet der vorangegangenen Beftellung und 
Abfendung derfelben unterblieben wäre, biefer Um— 
ftand an ſich an ber Thatfache der Contractserfüls 
lung Seiten des KHlägerd Etwas nicht ändern und 
ben Bellagten nicht ohne Weiteres der Verbindlich- 
feit entheben würde, nunmehr auch feinerfeits bie 
verfprochene Gegenleiftung zu gewähren. Es wäre 
vielmehr, follte die beireffende Waare ar den Bes 
Hagten nicht gelangt fein, Sache des Repteren ges 
weſen, zu behaupten und nachzumeifen, daß bie 
Waare, in Betreff deren die Gefahr mit dem Ab— 
fhluß des Handels, mithin wenigftend von dem 
Zeitpunfte an, zu weldem ber Kläger bie von 
bem Bellagten beftellte Waare an Lepteren ab» 
fhidte, auf Beflagten übergegangen war, in Folge 
einer Berfhuldung des Klägers nicht an ihn ge 
langt fei. 

Es waren jonach aus dem erften ber beiden in 
dem Bejcheide erfter Inſtanz geförmelten Eide bie 
auf die Empfangnahme der fraglichen Waaren Seiten 
des Beklagten — in Anfehung welcher Thatſache 
übrigens, da bei der Entfernung bes Wohnortes des 
Beklagten von dem des Klägers nur der Erftere 
babei hat coneurriren können, befannten procefjuali- 
hen Orundfägen zu Folge die Eidesrelation gar 
nicht ftatihaft, und daher trogdem, daß fie erfolgt, 
nad der Schlußbeſtimmung in der Erl. Proc.-Ordn. 
ad tit. XVII. $. 1. nöthigen Falls auf das Delatum 
zu erkennen gewejen wäre — bezüglihen Worte 
gänzlich in Wegfall zu bringen, übrigens aber für 
das aus ber Klage in ber Eidesnotul aufgenommene 
Wort „abgeliefert, welches bei dem verfchiedenen 
Wohnort der Parteien offenbar nur den Sinn haben 
fol, daß die fraglichen Waaren dem Beflagten 
„Überjendet” worden feien, der größeren Deutlichkeit 
halber das Letztere zu ſetzen. 

Was hiernaͤchſt den zweiten von den in dem 
erwaͤhnten Beſcheide erſter Inſtanz geförmelten Eiden 
anlangt, ſo entſpricht es allerdings der Sachlage 
nicht, daß dieſer Eid mit darauf gerichtet worden, 
daß in Betreff der erſten von den in der Rechnung 
BI. — gedachten Waarenpoften ein fehsmonatlicher 
Credit von Bellagtem verlangt worden fei. Daß 
bies der Ball gewefen, ift weder vom Kläger bes 
hauptet worden, noch fommt darauf Etwas an, 
wenn es fih um die Frage handelt, ob der Anſpruch 
des Klägers auf Bezahlung des Kaufpreiſes dafür 


ihon mit ber Lieferung ber Waare oder erſt nad 
Ablauf des Gten Monats von da an gerechnet fällig 
und Hagbar geworden fei, da, wenn auch ber Beklagte 
eine Greditirung des Kaufpreijes gar nicht verlangt 
gehabt, vielmehr der Kläger aus eigenem Antriebe 
die mit der Waare gefendete Factura mit der Bemer- 
fung verjehen bat, daß er einen ſechsmonatlichen 
Gredit bewillige, hieraus von felbit folgen würde, 
baß der Kläger ber Geltendmachung feines Anſpruchs 
auf Bezahlung des Kaufpreifes gegen ben Bellagten 
bis nach Ablauf Des Gten Monats nach der Lieferung 
freiwillig fih begeben, baher aber die Berjährung 
feiner bezüglichen Borderung nach allgemeinen Rechis: 
grundfägen und der ausdrüdlichen Borfihrift am 
Scluffe der $. 1. bes hier anwendbaren Geſehes 
wegen Einführung einer kurzen Verjährungsfrift für 
gewiffe Forderungen vom 23. Juli 1846 erſt nad 
Ablauf der bewilligten Zahlungszeit zu laufen be 
gonnen habe. 

Konnte nun auch biefer Eid nicht, wie Kläger 
BI. — eventuell verlangt, auf die BL. — behauptete 
Uebereinftimmung ber der Klage beigefügten Rech— 
nung unter A. mit der dem Beflagten bei Ueber» 
fendung der mehrgedachten erften Waarenpoft zuge- 
ftellten Factura gerichtet werben, weil bie erwähnte 
Rechnung vom 4. Februar 1853 dalirt ift, die Liefe- 
rung ber fraglihen Waarenpoft aber darnach am 
27. September 1849 erfolgt fein fol, ſonach aber 
auch die gleichzeitig mit der legteren bem Bellagten 
überfendete Factura, wenn fie überhaupt mit einem 
Datum verfehen war, von einem früheren Tage, 
als dem 4. Februar 1853 batirt und fomit wenig» 
ftens zum Theil andern Inhalts, als die Rechnung 
DI. — gewefen fein muß, fo erſchien ed body dem 
Inhalte der Klage ganz angemefjen, ben fraglichen 
Eid dem eventuellen Verlangen des Klägers BI. — 
gemäß auf die Thatfachen zu befchränfen, daß er bei 
Ueberfendung ber wehrberegten Waarenpoft bem 
Bellagten eine Bactura darüber beigefügt habe und 
auf der legteren die Worte „ſechs Monate Ziel‘ 
geſchrieben gewefen feien. 

Hierdurch erledigt ſich die zweite Beſchwerde bes 
Klägers. 

Dagegen bat man feine Beranlaffung gefunden, 
bie in dem Befcheibe erfter Inftanz wegen ber vom 
Kläger der Proceffoften halber zu erlegenden Gaus 
tion getroffenen Beſtimmung auf die biesfallfige 
erite Befchwerbe des Klägers zu ändern; denn wenn 
ſchon nad) der Vorfchrift in der Alten Proc.Ordn. 
Tit. XIU. $. 3. die Beftellung der Caution durch 
einen Bürgen an fich nicht ausgefchloffen ift, fo muß 
doch die Entjcheidung darüber, ob ed die durch den 
Bürgen angebotene Sicherheit für eine hinreichende 
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erachten wolle, in ber Regel*) dem Ermeſſen bes 
Proceßgerichts überlafjen bleiben. . 

Da endlih, was des Klägers britte Befchwerbe 
betrifft, nach Demjenigen, was am Schluffe der 
dem mehrerwähnten Beſcheide beigegebenen Ent- 
fHeidungsgründe bemerft zu befinden, fich zur Zeit 
nur zwei Sachwalter am Orte des Procefgerichts 
befinden, von denen der Eine dem Beklagten in der 
gegenwärtigen Proceßſache bedient ift, und folglich 
nur ein Sadhwalter übrig gewefen, welchen des 
Klägers Sachwalter zur Abwartung des Termind 
für Güte und Recht mit Nachvollmacht hätte ver- 
fehen fönnen, zur fogenannten copia advocatorum 
aber erfordert wird, daß der Partei wenigftend zwi⸗— 
fhen zwei Sachwaltern, welchen fie hätte ihre Ber- 
tretung übertragen fönnen, die Wahl freiftehe, fo ift 
ber Anſpruch des Klägers auf Reftitution der BL. — 
liquibirten Reifefoften feines Sachwalters, vorauss 
gefept, daß es überhaupt zur Erftattung der Koften 
Seiten des Beflagten an den Kläger .fommt, und, 
was die für das Fortlommen angefepte Berlagspoft 
anlangt, felbige noch befcheinigt wird, für begründet 
zu achten und dies in bem vorfiehenden Grfenntniffe 
mit auszufprechen gewefen. 

Die Eompenfation der Koften bes Rechtsmittels 
rechtfertigt fich endlich durch die theilweife Abände- 
rung bed Beſcheides erfter Inftanz von ſelbſt.“ 

Auf die nunmehr vom Beflagten biergegen eins 
gewenbdete Berufung entfchied im Februar 1854 bas 
Königl. Oberappellationsgericht: 

„Daß bed Beklagten fünfte Beichwerde BL. — 
für verfäumt zu achten, biernächft aber, die Haupts 
fache anlangend, es bei dem Bl. — befindlichen, am 
19. September v. J. eröffneten Erfenntniffe (zweiter 
Snftanz) nicht durchgängig zu laffen ift, fondern, 
würde vor allen Dingen Bellagter den ihm über 
ben 2. 22. und 29. Eint.Bunft Bl. — angetragenen 
Eib in der Maaße, 

daß er die in der Rechnung BI. — verzeichnes 
ten Waaren feineswegs in Empfang genommen 
habe, 








*) Dagegen verorbnete daſſelbe Königl. Appellationsgericht 
im Februar 1854 in einem anderen Kalle (Richter */. Peters 
mann), wo Kläger ſich erbot, den Koftenvorftand durch Anwei⸗ 
fung einer Hypothek von 700 Thalern zu leiften, diefe Beſtel⸗ 
lungsweife aber vom Brocefgerichte und vom Beflagten wegen 
Unficherheit der Hypothek zurüdgewiefen wurbe, bie Annahme 
biefer Gautionsbeftellung „in Betracht, daß ber Vorſtand der 
Unfoften halber auch durch Pfand beftellt werben fann’, dafern 
Kläger die erklärte Anmwelfung und rüdfihtlih des für ihn 
verbleibenden Ucberreftes ber angewiefenen Forderung den Rüd: 
tritt in der Hypothef im Grund: und Hypothekenbuche eintragen 
laſſe. Anm. bes Einſ. 


Ihwören, fo ift er von ber erhobenen Klage zu ent 
binden und loszuzählen, Kläger auch foldenfalls 
bie erwachfenen Proceßfoften demjelben zu erftatten 
verbunden, wogegen, wenn Bellagter dieſen Eid zu 
ſchwören nicht vermag, und Kläger noch die Bl. — 
in Verbindung mit Bl. — normirten referirten Eide, 
in benen erfterem jedoch die Worte BL. — auf der 
7. Zeile von oben „„überfendet babe’ wieder mit 
„geliefert habe“ zu vertaufchen, leiftet, es bei der 
in erfter Inftanz Bl. — ausgeſprochenen, in zweiter 
Inſtanz BI. — beitätigten, zugleich für den Fall, 
wenn Kläger nur ben erften, nicht auch den zweiten 
Eid zu leiften vermöchte, mobdificirten Verurtheilung, 
wiewohl unter der BI. — beigefügten Erläuterung, 
fein Bewenden hat. Die Koften des eingewendeten 
Rechtsmittels werben unter den Parteien aufge 
hoben. 

Entiheidungsgründe. Des Beklagten, zu— 
gleih auch völlig unerhebliche, fünfte Befchwerde 
Bl. — ift nad $. 26. des Mandats vom 13. Mai 
1822 als verfäumt zu betrachten gewefen, ba fie erft 
nad Ablauf des decendii, in ber Debuctionsjchrift, 
aufgeftellt, von dem Appellanten aber in ber Appel: 
lationsſchedul Bl. — die Anführung weiterer Be- 
ſchwerden fi) nicht vorbehalten worden ift. Dagegen 
ift Klägers Behauptung in ber NRefutationsichrift 
BI. —, daß die ganze Appellation Bellagtens wegen 
ber Geringfügigfeit ded Oegenftandes der Appella- 
tionsbeſchwerden unzuläjfig fei, eine unrichtige; fie 
beruht auf dem Irrthume, daß der erfte, von Klä- 
germ Bl. — und Bl. — zu leiftende Eid nur ein 
Object von 46 Thalern 20 Ngr. — betreffe, wäh 
end er doch das ganze, auf 57 Thaler ſich belau- 
fende Procegobject zum Gegenftande hat, und nur, 
dafern Kläger zunächft diefen Eid feiftet, über: 
died noch wegen eines darunter begriffenen Objects 
von 10 Thalern 10 Ngr. —- zu Ablehnung der 
Verjährung ein befonderer Eid geleiftet werden 
fol. Der Gegenftand der namentlich gegen ben 
eritern Eid gerichteten Appellationsbefchwerden ift 
baher zugleich der des ganzen Proceffes, und da bei 
einem ‘Proceßobjecte von 57 Thalern gegen den 
reformatorifchen Theil der zweiten Entſcheidung 


-appellirt worden ift, fo ift nach $. 18. des Geſetzes, 


die höheren Juftisbehörden ıc. betr, vom 28, Januar 
1835 das Rechtsmittel ohne Zweifel zuläffig. 

Anlangend nun ben materiellen Inhalt defjelben, 
fo ift 

A. ad reformatoriam 
zu grav. 2. 

Golgendes zu bemerken: "Der an die Spige ber 
vorigen Entfcheidungsgründe BI. — geftellte Sag, 
es erfirede ſich die Verbindlichkeit Desjenigen, bei 
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welchem eine Waare beftellt, db, h. mit dem aus— 
drüdlichen ober ftilffchweigenden Auftrage zu deren 
Veberfendung an den Berlangenden gefauft wird, 
wenn Sener diefen Vertrag eingeht, in der Regel 
nicht weiter, ald daß er die beitellte Waare entweder 
zu Händen ded Käufers gelangen laffe, oder, dafern 
legterer an einem anderen Orte wohnt, die Ueber- 
gabe berfelten an eine dazu geeignete britte 
Perſon behufs deren Uebermittelung an den-Befteller 
bewirfe, erfcheint zwar ganz richtig, indeffen geftaltet 
er fich in der Anwendung auf den vorliegenden Fall 
anders, als in voriger Inftanz angenommen worden. 
Wenn nämlich in einem Falle der obigen Art ber 
Verkäufer und Abjender der Waare das Haufgeld 
einflagt, fo genügt es, mindeftens bei einer Gewiſ— 
fenstlage, welche hier vorliegt, nicht, daß er auf bie 
bloße Thatſache der erfolgten Abjendung ber 
Waare Bezug nehme, fondern er muß entweber 
bie Modalität dieſer Abſendung näher bezeichnen, 
ober er muß — was Kläger hier vorgezogen hat — 
auf den Empfang ber Waare durch den Beſteller 
ſich ftügen. Thäte er feins von beiden, fo würbe 
ſich Bellagter, wenn er, wie hier, den Empfang ber 
Waare nebft Rechnung leugnet, ganz außer Stande 
befinden, zu beurtheifen, wie Aläger dem uͤbernom— 
menen Auftrage wegen Zufendung der beftellten 
MWaare genügt, und ob er benjelben nicht in fo 
unverantwortlicher Weiſe vollzogen babe, daß Bes 
klagter dem bierunter Seiten Klägers begangenen 
groben Verſehen gegenüber fih zu Bezahlung des 
Kaufpreifes für nicht empfangene, vielmehr durch 
Klägers Schuld verloren gegangene Waaren unmög- 
lich verftehen könnte. Wenn alfo Kläger bier, ans 
ftatt ber von ihm benutzten Gelegenheit zu Ueber: 
fendung ber Waaren Erwähnung zu thun, nur auf 
deren Lieferung ſich bezogen hat, fo war es unter 
ſolchen Berhältniffen keineswegs ein überflüffi- 
ger Zufaß, dafı er bes Empfanges ber Waaren 
daneben gedachte; ein Umftand, auf den es allerdings 
bann nicht angefommen fein würde, wenn er die 
Art und Weife der Waarenüberfendung in der Klage 
freciell angegeben und Bellagten dadurch in ben 
Stand gefept hätte, über die Vollziehung des Auf— 
trags fi ein Urtheil zu bilden und darnach feine 
Auslaffungen im Proceſſe einzurichten. Der bie 
Empfangnahme der Wanren durch den Beflagten 
betreffende Paſſus in der Klage war daher im vor— 
liegenden Falle ein ſehr wefentliher Theil 
berfelben, und da über die Klage ber Eid angetragen 
ift, jo durfte er hiervon nicht ausgefchlofien werden. 
Dies führte jedoch nicht, wie Bellagter beantragt, 
zu Wiederherftellung des Beſcheides ber eriten 
Inſtanz, welcher Befcheid, da Bellagter den ihm 


angetragenen Eid in ber Allgemeinheit zurüdgegeben 
hat, Klägerm über ben Empfang ber Waaren Eeiten 
Beklagtens bas relatum in der Glaubensform zuer⸗ 
fannt bat, vielmehr lebt nunmehr Klägers zweite 
Befchwerde gegen den Amtsbeſcheid Bl. — wieder 
auf, zu deren Unterftüßung in ber Deductionsjchrift 
BI. — mit Recht auf den bekanntlich in ber Praris 
Biener, syst. proc. jud., Tom. 1. $. 103. 
recipirten Grunbfaß, daß ber Eid über ein factum 
referentis proprium nicht referirt werben Fönne, 
Beziehung genommen wird, und wobei gegen das 
DI. — (im Amtsbefcheide) Gefagte anzuführen ift, 
baß der Empfang ber erfauften Waare nur, wenn 
ſolche inter praesentes aus einer Hand in die andere 
übergeht, als ein factum commune fich darftellt, wie 
denn auch, eben weil Kläger im vorliegenden Falle, 
wo es fich um die Ueberfendung von Waaren von 
Magdeburg nach Th. handelt, gar nicht wiffen fann, 
ob Bellagter die Warren empfangen, für bas zu 
leiftende relatum in ber erften Inftanz die Credu— 
litätsform gewählt werden mußte. Sonach war, 
ungeachtet der Bl. — erfolgten Relation des ange 
ttagenen Eides, inſoweit auf ein von Beklagtem 
zu leiftendes delatum zu erfennen, beffen Leiſtung 
für die Entfcheidung der Sache zu Bellagtend Gun- 
ften präjubicirlich ift, deſſen Nichtleiftung aber erſt 
dann, wenn ſolchenfalls Kläger auch noch dag rela- 
tum fchwört, zu Bellagtens Berurtheilung führt, 
weshalb Die Leiftung des delati an die Spiße zu 
ftellen war, 
Zu grav. 1. 

Das ber Klage DI. — entiprehende Wort 
„geliejert” iſt eben deshalb bei Förmelung des 
relati im der erften Inftanz beibehalten, in ber awei- 
ten jedoch, wie die Gründe Bl. — befagen, ber 
größeren Deutlichfeit wegen in das Wort „über 
ſendet“ verwandelt worden. Da Bellagter, obwohl 
er DI. — mit Necht zugiebt, daf der Sinn beider 
Worte im Grunde derfelbe fei, biergegen body eine 
bejondere Beſchwerde gerichtet hat, ba ferner Kläger 
Bl. — mit der Anwendung des von ihm in ber 
Klage gebrauchten Wortes „geliefert“ in der Eides— 
notul fich wiederholt einverftanden erklärt hat, und 
da ein Mißverftändniß durch deffen Gebrauch um io 
weniger wird herbeigeführt werden fünnen, als es 
zu Leiſtung des relati überhaupt nur, wenn Bellagter 
das delatum zu leiften unterläßt, fommen fann, je 
hat man ed für angemeſſen erachtet, das Wort 
„Uberfendet‘’ wieder mit Dem in der Klage gebrauch— 
ten „‚geliefert” zu vertaufchen. 

B. ad confirmatoriam. 
Zu grav. 3. 
Der in voriger Inſtanz wegen der copia advo- 
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catorum aufgeftellte Grunbfag ift richtig und ebenfo 
beffen Anwendung auf gegenwärtigen Fall. Zwar 
wendet Beflagter Bl. — ein, es feien zur Zeit ber 
Klaganftellung, am 11. Februar 1853, beide 
Advocaten zu Th. noch für Klägern wählbar, mithin 
fi copia advocatorum vorhanden gewefen; allein 
mit Recht bemerkt Kläger BL. —, baf es ſich hier 
nur um bie Reifefoften zu Abwartung bes am 22. 
April 1853 geflandenen Termins zu Güte und 
Recht handle, und dag damals Klägerm feine 
Wahl unter mehreren Abvocaten in Th. freigeftan- 
ben, dba Bl. — fchon ben 27. Februar 1853 Beflagter 
ben einen der vorhandenen zwei mit Bollmacht ver: 
fehen hatte. Es war ſonach das vorige Erfenntniß 
bierunter zu beftätigen. 

Die Eompenfation der Appellationdkoften bedarf, 
da theilweife reformirt worden, feiner ſpeciellern 
Begründung.” 


57. 


Das in der ſächſiſchen Gewerbeverfaſſung be— 
gründete Verbot der gleichzeitigen Unterhaltung 
zweier Gewerbslocale leidet Feine Anwendung 
auf diejenigen Handwerfämeifter, welche in dem 
einen 2ocale blos mit folden Artikeln Handel 
treiben, bie zwar in ber Regel ald ein Beftand- 
theil ihres Handwerkskrames anzufehen, nad 
ber betreffenden Drtöverfaffung aber freigegeben 
find. — Der Handel mit geräucdherten Bleifch- 
waaren. 


Mitgethellt von 
Herrn Adv. K. in L. 


Am 17. Auguſt 1849 zeigte die Fleiſcherinnung 
zu L. bei dem Stadtrathe daſelbſt an, daß die Flei— 
ſchermeiſter H. und K. nicht allein (außer in ihrer 
Behauſung) in den Fleiſchbaͤnken, ſondern auch in 
beſonderen Gewölben in ber —ſtraße mit Fleiſch— 
waaren feil hielten, und bat um Abſtellung dieſes 
gewerbspolizeilichen Ungebuͤhrniſſes, wurde jedoch in 
Ermangelung eines von ihr nachgewieſenen befonde- 
ren Berbietungsrechts c. exp. abfällig befchieden. 

Die Innung wendete hiergegen Recurs ein und 
führte zu befien Rechtfertigung in der Hauptjache 
Folgendes an: 

Wenn von jeher in Sachſen von den Obrigfeiten 
an bem Grundfage feftgehalten worden fei, daß 
feinem Meifter zu verftatten fei, das Handwerk an 
Zwei ober mehreren Orten zu betreiben, fo habe das 
Königl. Minifterium des Innern zufolge der in ber 


Zeitfhrift für Nechtöpflege und Verwaltung, 

Bd. 6. ©. 91. 

mitgetheilten Entfcheibung vom 5. September 1846 

diefen Grundſatz noch ausdrüdlich dahin mobdificirt, 
daß bie gleichzeitige Unterhaltung verſchiedener, 
in ſich abgefchloffener und felbftftändiger, mithin 
jebes für fich zum unmittelbaren Verkehre mit 
bem Publikum beftimmter und als folcher erfenn- 
barer Ocewerbsetabliffements einem und demſel⸗ 
ben Handwerfer nicht erlaubt fein folle, 

unb baß es bei diefem Grunbdfage in diefem inne 

auch ferner zu bewenden habe. 

Die nurgedachten Borausfegungen ſeien aber 
bei den in ſich abgefchlofienen, felbfiftändigen, auch 
durch Firma und Aushängen von Fleiſchwaaren 
erfennbaren Berfaufsläden der Denunciaten vorhan— 
den. Stehe nun ſchon fo viel feft, baß der gedachte, 
allgemein gültige, gewerbreihtliche Grundſatz hier 
Play zu ergreifen habe, fo träten rüdfichtlich des 
Bleifchergewerbes noch befondere Momente hinzu, 
welche das Feilhalten mit Fleiſchwaaren in ber ges 
rügten Maaße verböten. 

Es erheifchten nämlich die an den Handel mit 
Fleifhwaaren fich fnüpfenden vielfachen gefundheitss 
und marftpolizeilichen Rüdjichten eine firenge obrig- 
feitliche Ueberwachung, und ed enthielten hierüber 
Art. II. und IV. der 8.’ Marftordnung vom Jahre 
1726 die erforderlichen Beftimmungen, weshalb es 
denn auch in den Specialartifeln der Fleiſcherinnung 
zu 8. noch eines befonderen Verbotes des Handels 
mit Fleifchwaaren in verfchiedenen Localen nicht erft 
noch beburft habe. 

Es werde aber bie obrigfeitliche Ueberwachung 
wefentlich erleichtert, ja fogar nur dann zu ermög— 
lichen fein, wenn ſich die Meifter bei ihrem Hanbel 
auf die ihnen dazu angewiefenen Sleifchbänfe be— 
jchränften. — 

Die auf diefen Recurs erlaffene Verordnung ber 
Königl. Kreisdirection vom 12.November 1849 
lautet folgender Maaßen: 

„Die Königl. Kreisdirection bat auf ben von 
bem Stabtrathe zu 2. über die Beſchwerde ber ba- 
figen Sleifcherinnung gegen die beiden Fleifchermeifter 
K. und H. hinſichtlich bed Haltens befonderer Fleifch- 
waarenverfaufsgewölbe neben ihren Ständen in den 
Fleifchbänfen unterm 31. Auguft d. 3. erftatteten 
Bericht den Recurs allerdings für begründet erachtet, 
welcher nach Bl. — der wieder zurüdfolgenden Acten 
Seiten der gedachten Innung gegen die BI. — actor. 
erfichtliche, ihren Antrag auf Schließung der erwaͤhn⸗ 
ten Berfaufsgewölbe K.'s und H.'s zurüdweifende 
Refolution des genannten Stadtraths eingewendet 
worden iſt. 


240 


Denn ba der Handel mit geräucherten Fleiſch- 
waaren, welche der Anzeige nad vorzugsweife in 
den fraglichen beiden Gewölben zum Berfauf aus 
geftellt find, mit zum Handwerlskrame ber Mitglieder 
der Fleifcherinnung gehört, die Haltung mehrerer 
Berfaufslocale für den Betrieb dieſes Krames aber 
eben fo den beftehenden innungspolizeilichen Grund» 
fägen entgegenläuft, als dies in Ruͤckſicht bes gleich 
zeitigen Haltens verfchiedener offener Werkftätten 
von Seiten eines und bdefielben zünftigen Gewerb» 
treibenden wiederholt fhon anerfannt worden ift, fo 
machen ſich die vorgenannten beiden Mitglieder ber 
biefigen Sleifcherinnung burch bie neben ihren Stän- 
den in den Fleiſchbaͤnken unternommene Eröffnung 
befonderer Verfaufsgewölbe für geräucherte Fleiſch— 
waaren einer hanbwerföpolizeilihen Ordnungs— 
wibdrigfeit und Weberfchreitung ſchuldig, zu beren 
Anzeige Behufs ihrer Abftellung die Vorftände ber 
Fleifcherinnung nicht nur befugt, fondern felbft ver- 
pflichtet geweſen find. 

An den Stabtrath zu L. ergeht daher hierdurch 
Verordnung, den Bleifchermeiftern K. und H. bie 
fernere Beibehaltung der von ihnen neben ihren 
Ständen in ben Fleifchbänfen eingerichteten beſon— 
deren Bleifchtwaarenverfaufsgewölbe zu unterfagen 
und beren Schließung aufzugeben, biefelben auch 
zur Bezahlung der fämmtlichen, in diefer handwerls— 
polizeilichen Angelegenheit erwachjenen gerichtlichen 
Koften anzuhalten, die Innung aber, deren Eingangs 
erwähnter Recurs hierdurch Erledigung findet, von 
gegenwärtiger Verfügung in Kenntniß zu ſetzen.“ 

Die Denunciaten H. und K. wenbeten hiergegen 
Recurs ein, worauf das Königl. Minifterium 
des Innern folgende reformatorifche Entſcheidung 
vom 8, Februar 1850 ertheilte: 

‚Das Minifterium bat zwar ber Kreisdirection 
darin beizupflichten, daß der Handel mit geräucherten 
Fleiſchwaaren in ber Regel als ein Beftanbiheil der 
Fleifcherprofeffion anzuſehen fei, allein diefer Grund— 
fag fann da nicht für maaßgebend erachtet werden, 
wo biefer Handel auf Grund ber localen Gewerbes 
verfaffung als ein freied Gewerbe betrieben wird 
und darım an bie zünftige Erlernung der Fleifcher- 
profeſſion und bie Gewinnung des Meifterrechts nicht 
gebunden if. 

Bon dem Stadtrathe zu 8. ift nun das Anführen 
ber Recurrenten BL. —, daß fothaner Handel nad 
ber Ortöverfaflung nicht zum Handwerkskrame ber 
Bleifcher gehöre, fondern als ein freies Gewerbe 
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jedem Bürger, ſelbſt ohne daß ed dazu ber obrig- 
feitlihen Erlaubniß bebürfe, unbedingt frei ftebe, 
ausdrüdlich beftätigt worden. In ber Unabhängig- 
feit diefes Gewerbes vom Iunungsverhälmifie liegt 
es baher, daß bie allgemeinen innungspolizeilichen 
Grundfäge, denen die Mitglieder der Fleiſcherinnung 
zu 8. in Bezug auf die zünftige Ausübung ber 
Fleifcherprofeffion unterworfen find, auf diejenigen 
SInnungsverwandten dafelbft, welche neben der Fleis 
fcherprofeffion noch den Handel mit geräucherten 
Fleifhwaaren betreiben, feine Anwendung leiden 
fann. Da nun der Grundfag ber 8.’r Localverfaf- 
fung, baß ed Gewerbtreibenden nicht geftattet ift, 
gleichzeitig mehrere Verkaufslocale zu halten, ber 
Natur der Sache nach nur auf Rocale ſich bezieht, 
die für daſſelbe Gewerbe beftimmt find, und baher 
auf den Fall, wo ein Zunftgenofie neben feinem 
zünftigen Gewerbe noch ein freies, dem Zunftver- 
hältniffe nicht unterliegendes Nebengewerbe treibt 
und die Erzeugnifje des legteren in einem bejondern 
Verfaufslocale feil bietet, nicht audgebehnt werben 
fann, übrigens aber der keineswegs in ber allgemei- 
nen Öewerbeverfaflung beruhende, fondern nur nad 
der Rocalverfaffung an einzelnen Orten geltende 
Grundfag, daß ein zünftiger Gewerbtreibender aud 
nicht einmal ein unzünftiges Gewerbe nebenbei 
treiben barf, in 2. nicht beiteht, fo befindet das 
Minifterium des Innern demnach, baß bie beiden 
Fleifchermeifter K. und H. an bem Berfaufe ger 
räucherter Fleifhwaaren in ihren bejonberd und 
ausfchliegend dafür eingerichteten Verkaufslocalen 
nicht zu behindern find, denſelben aud) die Berab- 
lung ber fämmtlichen in Diefer Angelegenheit erwach⸗ 
fenen Koften nicht anzufinnen, vielmehr find legtere 
nur zur Hälfte von ihnen, zur andern Hälfte aber 
von ber Fleifherinnung zu 8. zu übertragen.” 


Miscellen, 


Anftellungen bei Batrimonialgerichten. Der 
Bürgermeifter, Stadtrichter, auch Advocat Carl Eruart 
Manndfelo in Neuftädtel ift als Verwalter ſowohl ber 
Gerichte zu Klöfterlein mit Zelle als der zu Albernau 
angeftellt worben. j 


Der Advocat Auguft Ruffini in Königsbrüd in 
als Juſtitiar der Gerichte zu Grüngräbchen eingewieien 
worben. 


DOfficin der Berlagsbandlung. 
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Berlag von Bernbardb Tauchnitz in Leipzig. 


M 31. 





58. 


Die Haftungsverbindlichkeit der Eiſenbahnver— 

waltungen ift Hinfichtlich des Transporte auf 

ihrer eignen Strede nad den Grundfägen des 

Frachtvertrags, dagegen in Betreff der Weiter: 

beförderung durch die Anfchlußbahnen nur nach 

ben Grundfäten bed Speditionsvertrags zu 
beurtheilen. 


Mitgetheilt von 
Heren Dr. 9, in 8. 


Kläger reichte bei bem Stabtgericht zu 8. gegen 
die Directoren der Magbeburg- Leipziger Eifenbahn- 
compagnie folgende Klage ein: 

Kläger habe als Inftitor eines in L. befindlichen 
Waarenlagers am 21. October 1850 durch die dazu 
von ihm beauftragten Herren 5. & ©. den Bellagten 
einen Waarenballen, im fpeciell angegebenen Werthe 
von 287 Thlen. 15 Ngr., sign. A. I. 4 55., behufs 
der Beförderung an Herrn P. in Frankfurt a. D. 
übergeben. Bellagte hätten diefen Auftrag durch 
ihren ©ütererpedienten ans und den Ballen in 
Empfang genommen, aber bis jet denfelben noch 
nicht an die aufgegebene Adrefie abgeliefert. 

Kläger habe hierauf den Herren F. & ©. 
55 Thlr. 6 Ngr. Eingangszoll refituirt, den biefe, 
weil die unter Steuerverfchluß mittelft Begleiticheines 
verfandte Waare wegen der unterlaffenen Nbliefe- 
rung Seiten Bellagter nicht zur fchließlichen Abfer— 
tigung geftellt werben fonnte, an bad Hauptjteuer- 
amt Leipzig hätten bezahlen müflen, und hätten 
baber, incl. 5 Thlr. I5 Ngr. —⸗ Koften und Spefen, 
einen Berluft von 348 Thlın. 6 Nor. — erlitten. 


Bene Folge Bweiter Jahrgang. 


1854. 


Er bitte daher‘, indem er burchgehends über bie 

Klage ben Eid antrage, bahin zu erfennen: 
baß Bellagte ben qu. Ballen sign. A. L. 4.55. 
nebft gedachten Waaren dem Kläger gegen Ber- 
gütung der Transporikoften von Leipzig bis 
Franffurt a. O. zu liefern, demfelben auch bie 
Schäben ber bisherigen Nichtablieferung im 
Allgemeinen, insbefondere die verlegte Steuer 
von 55 Thlen. 6 Ngr. —= zu erflatten, resp. 
für den Fall, daß Bellagte das qu. Eollo zu 
liefern nicht im Stande, einen Schadenerjag 
von mindeftend 348 Thlen. 6 Nor. —⸗ abzüg⸗ 
lich der Fracht von Leipzig bis Frankfurt a. O. 
fammt ben Berzugsjinfen vom Reſte, vom 
10. December 1850 an gerechnet, an Klägern 
zu zahlen, auch die Koften dieſes Procefjes zu 
erftatten fchuldig. 

Beflagte geftanden darauf in ber Einlafjung zu, 
daß die Herren F. & S. am 21. Detober 1850 den 
Bellagten einen A. L. 4£ 55. fignirten und 1 Entr. 
94 Pfd. wiegenden Ballen behufs der Beförderung 
an Herrn P. in Frankfurt a. DO. übergeben, fowie, 
daß Bellagte durch ihren Gütererpedienten zu L. 
den Ballen in Empfang genommen hätten, baß ber 
Ballen aber bis jegt an die aufgegebene Adreſſe nicht 
abgeliefert worden fei. 

Der Einlafjung fhidten jedoch Beklagte voraus: 
daß fie einzig und allein für ben Transport 
auf ihrer Bahnjtrede verantwortlich feien; 
fie hätten daher feine andere Verpflichtung, 
als den qu. Ballen nah Cöthen an die An- 
ſchlußbahn zu befördern und biefer zur Weiters 
beförderung zu übergeben. Dies fei auch von ben 
Beklagten gefchehen und fie bamit ganz ex nexu 
getreten. 
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Das Stabtgericht zu L. gab hierauf folgenden 
Befcheib: 

„Dieweil Beflagte nad ihren Geftändniffen bei 
bem 3ten, 10ten und 12ten Einlafiungspunft einen 
A. L. } 55. fignirten und 1 Entr. 94 Pfb. wiegen- 
den Ballen am 21. October 1850 von F. & ©. hier 
behufs der Beförderung an W. P. in Frankfurt a. O. 
übergeben erhalten, durch ihren Gütererpebienten 
laut ber Klagbeifuge D. in Empfang genommen, 
aber an bie aufgegebene Abreſſe nicht abgeliefert 
haben, von ihnen auch nicht beftritten worden ift, 
daß Kläger, wenn er nachweiſt, daß er als Ver- 
walter des Waarenlagers Heinrih D. H.'s in 2. 
jenen Ballen ben genannten $. & S. mit dem Auf- 
trage, ihn weiter an fie, Beflagte, zu dem angege- 
benen Behufe gelangen zu laffen, auch befugt fei, 
die Rüdgabe des Ballens gegen Bergütung ber 
Transportfoften von Leipzig bis Frankfurt a. D. 
zucüdzuforbern, »weil die Ablieferung noch nicht er= 
folgt ift, im Uebrigen dafür, daß F. & ©. nicht für 
fi, ſondern als Beauftragte Klägers den Ballen 
an Beklagte zur Weiterbeförderung abgeliefert und 
in dieſer Eigenfchaft ben Brachtcontract mit bemfelben 
abgeichloffen haben, naͤchſt dem Befige der Quittung 
beö hieſigen Hauptfteueramıs über 55 Thlr. 6 Nor. 
—⸗ bezahlten Eingangszoll, welche Kläger feiner 
Klage sub C. fol. — beigefügt bat, auch ber Umitanb 
fpricht, daß, wie bei Gericht befannt, F. & ©, bie 
Spedition fremder Güter zu ihrem Hauptgefchäfte 
machen, und Spebditeure in ber Regel bie Frachtbriefe 
im eigenen Namen und ohne nähere Bezeichnung 
ihrer Committenten oder ber Eigenthümer der Güter 
auöfertigen, weiter, foviel das fol. — sq. unter 1. 
und 2. zu lefende exceprivifche Vorbringen anlangt, 
bie Behauptung unter 1., daß der Frachtcontract 
erfüllt worden, weil der Ballen bis Göthen trans- 
portirt worden fei, in den gedachten Zugeftändniffen 
ihre Widerlegung findet, indem nach Diefen der Ballen 
nicht blos bis Cöthen, ſondern bis Frankfurt a. O. 
zu transdportiren, und am legten Orte abzuliefern 
gewefen ift, und Die von ben Beklagten burch den 
Abichluß des Fracdhtcontracts übernommene Verbind— 
lichfeit zu dieſer Ablieferung dem Abfender oder 
Klägerm gegenüber dadurch nicht hat aufgehoben 
werben können, daß fie, Beklagte, ben Weitertrand- 
port bed Ballen von Cöthen aus anderen Eijenbahns 
verwaltungen überlafien haben, immaaßen Abjender 
hierbei nicht concurrirt, mit dieſen Eifenbahnverwals 
tungen in feinen Contractsverhältniffen geftanden, 
und fie, Bellagte, allein für die Mittel des Trans— 
portes zu forgen hatten, endlich das Anführen BL. —, 
ber Ballen fei auf eine bis jegt noch nicht ermittelte 
Weiſe auf ber Niederfchlefiih- Märfifhen Eiſenbahn 





abhanden gefommen, und die deshalb eventuell vor- 
geſchuͤtzte Ausflucht der Zuvielforberung nicht zu 
berüdjichtigen find, ba jenes die Möglichfeit nicht 
ausichließt, daß ber Ballen wiebererlangt werbe, 
die Frage aber, wieviel Beklagte Klägerm ald Ent» 
[hädigung zu gewähren haben, wenn fie ben Ballen 
nicht zurüdliefern, jept noch nicht vorliegt, und dem 
künftigen Erecutionsverfahren angehört, für weldyes 
die angezogene Beftimmung in $. 55. bes Betriebss 
reglements ber Niederfchleftih-Märkifchen Eifenbahn 
bei Bemeffung bes Schadens ſchon deshalb nicht 
zur Richtſchnur dienen kann, weil fie blos auf die 
Quantificirung von Schäden, nicht aber auf bie 
Verbindlichkeit ber Gefellichaft, für die zum Trans: 
port erhaltenen Güter zu haften, ſich bezieht, unb 
die Grunbfäge, nach welchen die Verbindlichkeiten 
bes Frachtführers zu beurtheilen find, nicht abänberr; 
fo find Beflagte den mehrerwähnten Ballen Klägerm 
gegen Vergütung ber Koften bed Transportes auf 
der Strede von Leipzig bis Frankfurt a. D. zurüd- 
zuliefern, demjelben die durch die Unterlafjung ber 
Ablieferung des Ballend an bie bezeichnete Adreſſe 
in Frankfurt a. O. entflandenen erweislichen Schä- 
den, zu welchen jedoch für den Fall, daß ber Ballen 
zurüdgeliefert wird, die verlegte Steuer von 55 Thlen. 
6 Nor. —⸗, da biefe auf dem Gute haftet, nicht zu 
rechnen ift, zu erfegen und bie verurfachten Proceß⸗ 
foften zu erftatten fchuldig, fie fönnten und würden 
denn ben angetragenen, in Ermangelung einer Er- 
Härung für angenommen zu achtenden Eid über den 
mit nesciendo beantworteten Iften, 2ten und Aten 
Einlaffungspunft, und zwar nach ihrer Wahl 
über ben erften in ber Maaße: 
bag Kläger das in Leipzig befindlihe Waaren— 
lager Heinrich D. H.'s in L. nicht als Inftiter 
verwalte, 
oder über ben aweiten bahin: 
bag Kläger den in der Klage näher beſchriebe⸗ 
nen Ballen an F. & ©. nicht übergeben, 
oder über den vierten: 
dag Kläger F. & ©, in Leipzig nicht beauftragt 
habe, den in ber Klage erwähnten Ballen ihnen, 
ben Beflagten, zur Beförderung an W. P. in 
Frankfurt a. D. zu übergeben, 
jedoch nur nah Wiſſen, Glauben und Dafürhalten 
fhwören, ſolchenfalls find fie in Betracht, daß Klä— 
ger eines Theils in einer beftimmten Eigenſchaft Die 
Uebergabe ded Ballens bewirkt und ben Auftrag 
ertheilt haben will, auch eventuell einen Entjchädi« 
gungsanipruch aus einem Handel abfeitet, den er in 
diefer Eigenſchaft abgeichloffen zu haben behaupter, 
andern Theild die Rüdgabe des Ballens in Folge 
einer von ihm an F. & S. bewirften Uebergabe und 
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eines benfelben ertheilten Auftrags verlangt, von 
der erhobenen Klage zu entbinden und loszuzaͤhlen, 
und ift ihnen Kläger in dieſem Falle die verurfachten 
Procepkoften zu erftatten gehalten. 

Für den Fall aber, daß Bellagte einen der ge- 
dachten Eide nicht leiften, auch ben Ballen nicht 
surüdliefern, ergeht wegen ber abgeleugneten Punkte 
ber Klage, welche den Inhalt und ben Werth des 
Ballens, resp. den Kaufpreis, die Spefen und bie 
Steuer betreffen, fowie wegen des darüber angetra- 
genen Eides weiter, was Recht iſt.“ 

: Gegen biefen Befcheid wendeten Bellagte das 
Rechtömittel der Appellation ein, worauf das Königl. 
Appellationsgericht zu Leipzig folgendes refor— 
matoriſche Erfenntniß ertheilte: 

„Dieweil hiernächft, die Hauptjache anlangend, 
wie aus der Ratur ber Eifenbahnverfehröverhältnifie 
folgt, und von dem Königl. Appellationdgerichte 
bereits früher, namentlich auch in der fol. — ans 
gezogenen Rechtsſache ber jegigen Beklagten, als 
bamaliger Kläger, gegen Karl und Guſtav H., als 
Beklagte, ausgeiprochen worden, in dem Falle, wo 
einer Eifenbahnverwaltung Güter zur Beförderung 
nad einem Orte, welche nicht an deren Strede, ſon⸗ 
bern an ber einer Anfchlußbahn gelegen ift, übergeben 
werben, die Haftungsverbindlichfeit der erfteren im 
Zweifel nur binfichtlich des Transportes auf ihrer 


eigenen Strede nah den Grundfägen des Fracht- 


vertraged, dagegen im Betreff der Weiterbeförderung 
durch die Anfchlußbahnen nur nad den Grundfägen 
bes Spebitionsvertrages zu beurtheilen ift, dergeftalt, 
bag bie erjte Bahn dem Abſender nicht weiter vers 
antwortlich erfcheint, wenn fie ber betreffenden 
Anihlupbahn das zu befürdernde Gut richtig, d. h. 
theild in äußerlih unverlegtem Zuftande, theils fo, 
wie jolches von einem Spediteur zu bewirken ges 
wejen, um die Weiterbeförderung zu fichern, über 
liefert hat, und nun in dem vorliegenden Falle von 
ben Beflagten ber Grund der Klage, abgefehen von 
ben Bl. —ausgehobenen, und einigen anderen auf 
ben Werth des Frachtftüdes und die durch deſſen 
Abhandenfommen dem Kläger zugezogenen Schäden 
bezüglichen Punkten, bei den Bl. — bezeichneten Ein- 
laffungsabichnitten in dem Hauptwerke eingeräumt, 
daneben aber Bi. — Erfüllung des Vertrags in dem 
vorentwidelten Sinne ercipirt worden, 

fomit bie in erfter Inftanz ausgefprochene Ver— 
urtheilung der Beklagten nicht gerechtfertigt erfcheint, 
vielmehr zunähft auf Beweis der nurgedachten Aus⸗ 
flucht zu interloquiren, und fodann zugleich ber 
Definitive die Beurtheilung ber Frage, inwiefern es 
eines der DI. — erfannten oder anderen Eibe über 
verneinte Abfchnitte der Klage bedarf, zu überlafien, 


d 


jo ift e8 bei dem Bl. — befindlichen, am 14. 
Dctober 1852 publicirten Beſcheide auf bie ein— 
gewendete Berufung allenthalben nicht zu laffen, 
vielmehr find Bellagte die vorbezeichnete Ausflucht 
binnen fächfifcher Frift, dem Kläger ben Gegen- 
beweis, beiden Theilen den Eibesantrag und anderer 
Rechtöcompetenz vorbehältlich, wie Recht zu erweifen 
ſchuldig, worauf in der Hauptfache, ſowohl des bei 
einzelnen verneinten Theilen der Klage gebrauchten 
Eidesdantrags, ingleichen der Koften erfter Inftanz 
halber, ferner ergeht, was Recht ift, und werden 
die Koften des Rechtömittels ſchon um besmillen, 
weil reformatorifch zu erfennen gewejen, zwiſchen 
ben Barteien compenfirt.‘ 

Bei diefer Entfcheidung verblieb ed ungeachtet 
einer von dem Kläger hiergegen ergriffenen Berufung 
zu Folge eines Erfenntniffes ded Königl. Ober— 
appellationsgerichts vom Jahre 1853, welchem 
folgende Gründe untergelegt waren: 

„Daß derjenige Ballen, welchen betreffend fol. 
— 5q. Kläger, als deffen angeblicher Abjender, bie 
Bellagten, die Directoren der Magdeburg s Leipziger 
Eifenbahn, unter Eidesantrag ald erfagpflidtig in 
Anfpruch genommen hat, ift am 21. October 1850 
zu gedachter Eifenbahn von F. & ©. aufgegeben 
worden, zur Beförderung nah Frankfurt a. O., 
jeboch nicht abgeliefert an bie Adreſſe, darüber find 
(Abſchnitt — fol. —) die Parteien einverftanben, 
ingleihen fol. — darüber, daß in L. nach Frank⸗ 
furt a. O. zur — — Eiſenbahn aufgegebenes Gut, 
um auf der Gijenbahn den Ort ber Beitimmung 
zu erreichen, muß in Göthen der Berlin-Anhaltiihen 
Eifenhahnverwaltung und von felbiger in Berlin 
der Niederjchlefifh- Märkifhen Bahn zur Weiter: 
beförberung übergeben werben. 

Hiergegen haben Bellagte weder die libellirte 
Berechnung des Verluftes, noch auch, daß derjelbe 
Klägern treffe, zugeftanden und fol. — als Erceps 
tion vorgefchügt, daß ihrerfeits das libellirte Gut 
tichtig und rechtzeitig nach Eöthen befördert und zur 
Weiterbeförderung dafelbft der betreffenden Anſchluß⸗ 
bahn jei übergeben worden, auf welcher lepteren, 
nach Bellagter Anführen fol. —, der fragliche Ballen 
noch zur Zeit unermittelter Weife abhanden gefoms 
men ift. Hierauf hat der Beſcheid fol. — sq., aus⸗ 
gehend von der Anficht, mit der abhanden gekom⸗ 
menen Ballenübernahme zur Beförderung nad) 
Frankfurt a. O. fei vom Bellagten auch die Ver« 
bindlichkeit übernommen worden, dem Verſender für 
die Ballenablieferung an die Adreſſe einzuftehen, 
Bellagten interloeutorifh nachgelaffen, einen oder 
den anderen der fol. — formulirten Eide zu ſchwö— 
ten, um zunächft zu conftatien, ob Kläger derjenige 
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ſei, der vom Verluſte betroffen werde, wogegen auf 
die vom Beklagten eingewendete Appellation fol. — 
das Urthel zweiter Inftanz (ef. fol. —) auf Beweis 
ber obgedachten Ausflucht erfannt, und die hiergegen 
fol. — vom Kläger eingewenbete Appellation ſich 
bei nochmaliger Erwägung des fartifhen Standes 
der Sache nicht als rechtlich begründet dargeftellt 
hat; dies um deswillen, meil die Spebditeure, welche 
nach Abfchnitt 3. fol. — ben ftreitigen Ballen bei ber 
Magbeburg-Feipziger Eifenbahn zur Beförderung nach 
Frankfurt a. DO. abgegeben haben, entweder wußten 
ober doch hätten willen follen, daß ber Ballen, um 
nad Frankfurt a. O. zu gelangen, zuerft von Göthen, 
dann in Berlin an eine andere Bahn abzugeben fei, 
fie fih alfo durch bie Aufgabe zur M.L—r Bahn 
thatfächlich mit diefer Modalität der Beförderung 
einverftanden erklärten, und alfo auch thatſächlich 
bie Bellagten eben nur bazu anwieſen und beaufs 
tragten, zu forgen, daß die Verſendung in nurbe: 
‚merfter Weife erfolge; welchergeftalt denn Beklagte 
das ihnen ertheilte Mandat vollftändig ausgeführt 
haben, bdafern fie den mehrerwähnten Ballen nad) 
Eöthen befördert und ihn daſelbſt der betreffenden 
Anſchlußbahn zur Weiterbeförderung übergeben haben, 
fomit aber, unter nurgedachter Borausfegung, auch 
für feine der Folgen einzuftehen haben, welche für 
den Berfender durch den verfehlten Erfolg des den 
Beklagten von gedachten Spediteuren ertheilten 
Mandats find herbeigeführt worden.’ 





9. 
Der Befiger eines mit Batrimonialgerichtöbarfeit 
verjehenen Ritterguted kann fich gültiger Meije 
ber Zuftändigfeit dieſes Patrimonialgerichtes 
unterwerfen, — Perhorrescenz des betreffenden 
Gerichtöverwalters führt nur zur Beftellung eines 
Specialjuftitiars. 


Mitgetheilt von 
Heren R. K. ine 


€. H. hatte fein Rittergut DO. bei Leipzig an 
G. v. 9. verpachtet und dieſem im Pachtcontracte 
unter Anderem verfprochen, fobald er es verlange, 
auf dem zum Nittergute O. gehörigen Neulande auf 
jeine, C. 9.8, Koften einen Schafftall aufzuführen. — 
®. v. H. verlangte den Bau des Schafftalles, erbot 
fih au, die dazu vertragsmäßig ihm obliegenden 
Fuhren zu gewähren, und flellte, da E. 9. gleich» 
wohl den Bau nicht vornahm, vor dem Kreisamte 
au Leipzig auf Grund des Pachtvertrags Erecutions- 
Hage an, mit der Bitte: 
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dem Beflagten aufjuerlegen, daß er binnen 
geieglicher Frift auf dem zum Nittergute O. 
gehörigen Neulande auf feine Koften, gegen 
Leiſtung der dazu nöthigen Fuhren von Seiten 
des Klägers, einen Schafftall aufführe, unter 
der Verwarnung, daß widrigen Falls folder 
Bau von Gerichtöwegen auf feine Koften aus- 
geführt werde, und bei Vermeidung der Hülfs- 
vollftredung die Koften erftatte. 

Das Kreisamt eröffnete dem Kläger, daß es 
bebenflich falle, in ber gebetenen Maaße gegen den 
Beklagten zu verfügen, vielmehr zunächft die Andro- 
hung einer angemeffenen Geldfttafe nach $. 71. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1838 zu erlaffen fein 
würde, daß auch die Ausführung des Baues durch 
bad Proceßgeriht unter diejenigen Gefchäfte zu 
rechnen fei, welche nach demjelben Gefegparagraphe 
sub c, wegen ihrer Schwierigkeit und Umfänglichfeit 
abgelehnt werden bürften; — und legte demgemäß 
Bellagtem mittelft Refolution vom 19. Auguft 1852 
auf, den fraglichen Schafſtall binnen ſaͤchſiſcher Friſt 
bei Vermeidung von 50 Thlen. — —⸗ Strafe auf 
feine Koften aufzuführen. 

Bellagter trat gegen bieje Auflage mit ber ex- 
ceptio fori incompetentis auf, indem er fih auf 
$. 15. des gegenfeitigen, ber Klage untergelegten 
Pachteontractes bezog, wornach die Contrahenten 

fi in allen aus dieſem Gontracte nahe oder 

entfernt berzuleitenden Nechtöverhältnifien dem 
PBatrimonialgerichte des Rittergutes D. als 
forum contractus unterwerfen, und namentlich 
Abpachter Pachtanfprüche gegen den Berpachter 
nur vor dem genannten Öerichte geltend machen 
fann. 
In defien Folge machte das Kreisamt dem Kläger 
befannt, daß, da bie Nichtigkeit jener Exception durch 
diefelbe Urkunde, auf welche feine Klage gegründet 
fei, beftätigt werde und eine prorogatio fori bei Dem 
Widerſpruch des Gegners nicht Plag ergreifen fönne, 
feinem Suchen nicht weiter Statt zu geben, vielmehr 
das an E. H. unterm 19, Auguft 1852 erlafjene 
Injunct wieder aufzuheben fei, und er, Kläger, bie 
bisher erwachfenen Koften abzuftatten habe. 

Hiergegen appellirte Kläger und führte nament- 
lich an, die Competenz bes Kreisamtes in vorliegens 
dem Falle folge jchon daraus, daß der Patrimonial- 
gerichtöhere vor feinen eigenen Gerichten nicht belangt 
werden fönne, außer in Provocationd- und Recon: 
ventionsproceflen. 

Leyser, med. ad Pand., Spec. 68. med. 2. 

Bergeri Supplementa ad Electa discept. for., 
P, I. p. 44. 

Glück, Pand., Bd. 4. ©. 79, $. 192. 
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Dfterloh, orbentl. bürger!. Proceß, Bd. 1. 8.149. 
©. 227. (ed. 3,) 
Ferner reiche zur prorogatio fori der bloße Vertrag 
nicht aus, fo lange nicht der incompetente Richter, 
auf welchen prorogirt werden folle, thatfächlich bereits 
angegangen worden. 
1. 18. D. de jurisdiet. (2. 1.) 
Glüͤck, 1.1. Bo. 3. $. 203. ©. 174 fig. 
Oſterloh, 1.1. Bb. 1. $. 132. not. 4. ©. 185. 
(ed. 3.) 
Außerdem fei — laut eines beigefügten Briefes — 
der Gerichtödirector von O., und zwar als folcher, 
zugleich Verwalter des Bermögend von E. H. und 
daher Kläger zur Recufation deſſelben, als Richters, 
berechtigt, von welchem Rechte er auch wirklich 
Gebrauch made. 

Uebrigens habe er ben Bachtcontract feiner Klage 
ganz und nicht im Auszug beigelegt, fo daß bie 
fraglihe Vereinbarung bes $. 15. zur Kenntniß des 
Kreisamtes gebracht worben fei; da dafjelbe trogdem 
auf die Klage audgefertigt, fo jeien bie Koften nicht 
ihm aufzuerlegen, fondern Amtswegen zu über 
tragen. 

Durch die unterm 13. December 1852 ben Bar: 
teien in vim publicati zugefertigte Verordnung bed 
Königl. Appellationdgerichts zu Leipzig ward 
jebodh das Rechtsmittel Klägers, unter Verurtheis 
lung befjelben in die Koften, verworfen, „in Be 
tracht, daß eine Prorogation des Gerichisftandes 
nur dann ausgejchloffen erfcheint, wenn entweder 
ein ausdrüdliches Verbot, einem anderen, als dem 
orbentlichen Richter, fich zu unterwerfen, vorhanden, 
ober dem Richter, welcher durch PBrorogation bie 
Stelle bed competenten Gerichtes einnehmen fol, 
diejenige Gerichtäbarfeit, welche für gewiſſe Rechts- 
fachen einer beftimmten Behörde zugeftanden worden 
ift, wie ſolches 3. B. in Ehefachen der Fall, über: 
haupt nicht zufteht, feiner dieſer Audnahmefälle 
jedoch gegenmärtig vorliegt, und an ber Beredti- 
gung bes Beflagten zu der Prorogation des Forum 
um fo weniger gezweifelt werden mag, als es lebig- 
lich als ein Privilegium anzufehen, daß der Gerichts— 
here vor jeinen eigenen Gerichten nicht Necht zu 
leiden hat, auf ein jedes Privilegium aber in gülti« 
ger Weife verzichtet werden fann, um dem zu Folge 
für Die vorliegende Klage die Beftimmung in $. 15. 
bes zwijchen ben Parteien abgeſchloſſenen Pacht— 
vertraged, da ber erhobene Anſpruch aus ſolchem 
direct herrührt, ald maaßgebend zu betrachten; hier— 
nächft ed dem DI. — angebrachten Perhorrescenz- 
geſuche an der erforderlichen Begründung gebricht, 
wenn man erwägt, daß eine ſolche Maaßregel alle- 
zeit vorausjegt, daß ber Richter zu einer ber Parteien 


in einem ſolchen perfönlihen Berbältniffe ſtehe, 
welche ihn unfähig macht, Richter zwifchen derjelben 
und ber Gegenpartei zu fein, gleihwohl ein ber- 
artigesd Verhältniß daraus, daß der Verwalter der 
Gerichte zu D., Advocat Dr. R., befage bed von 
bem Kläger eingereichten Privatbriefes deſſelben vom 
1. October 1851 fi der Ordnung der Vermögens: 
angelegenheiten des Beflagten, feines Gerichts— 
principales, unterzogen, nicht zu entnehmen, und 
ein Nachtbeil für die Leitung des Proceſſes durch 
den Dr. R. aus diefem Berhältniffe um fo weniger 
zu beforgen fteht, ald eines Theiles dem Kläger 
gegen ein etwa ungehöriged Verfahren des proceß- 
leitenden Richter die zuftändigen Rechtsmittel jeders 
zeit offen ftehen, anderen Theiles eintretenden Falles 
der Verwalter der Gerichte zu D. nach Vorſchrift 
ber Erl. Procefordnung ad Tit. 11. $. 3. in dem 
gegenwärtigen Proceſſe der eigenen Entſcheidung ſich 
zu enthalten haben würde, endlich Kläger durch die 
ihm angefonnene Abjtattung und Tragung der ſaͤmmt⸗ 
lichen bisher erwachfenen Koften fich nicht für bes 
ſchwert erachten fann, immaaßen das Kreisamt 
allerdings abzuwarten hatte, ob ber Bellagte von 
dem prorogirten Forum feinerfeits ebenfalls abſehen 
wolle.” 

Die anderweit eingewendete Berufung Klägers 
ward durch die unterm 4. März 1853 den Parteien 
in vim publicati zugefertigte Verordnung des Königl. 
Dberappellationsgerichtö ebenfalld verworfen 
und Kläger in die Koften bes Rechtsmittels ver: 
urtheilt. 

Entſcheidungsgründe. 
„Auch bei nochmaliger Erwägung aller von 
Klägerm vorgebracdyten Einwendungen hat Man ber 
in zweiter Inftanz beftätigten Refolution BI. —, 
daß die von Bellagtem vorgebracdhte Einrede 
der Unzuftändigkeit des von Klägerm gewählten 
Procefgerichts zu beachten fei, 

nur beipflichten können. 

Wenn Man au die Beitimmung bed Geſetzes 
sub C. vom 28, Januar 1835. $. 11. No. 2, nicht 
aus dem Gefichtspunfte eines den Beligern von mit 
eigener Gerichtsbarkeit verfehenen Grundſtücken er— 
theilten Privilegium auffafen, fondern annehmen 
wollte, daß die Eremtion lediglich im Intereffe einer 
unparteiifchen Rechtspflege und derjenigen Perſonen 
ertheilt fei, welche einen Grundftüdäbeliger der be- 
zeichneten Art in rechtlichen Anſpruch zu nehmen 
haben, fo würde doch hieraus bie Ungültigfeit eines 
Vertrages, nach welchem gewiſſe Anſpruͤche an einen 
Batrimonialgerichtsheren vor deſſen eigenem Patri⸗— 
monialgerichte geltend gemacht werden follen, feines» 
wegs folgen. Die Nullität eines ſolchen Vertrages 
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ift weder irgendwo gefeglich ausgefprochen, noch aus 
ber Natur der Sache abzuleiten. Wielmehr treten 
die in zweiter Inſtanz Bl. — ganz richtig angeges 
benen Grundfäge über bie Zuläffigfeit einer frei- 
willigen Prorogation des Gerichtöftandes auch hier 
zweifellos ein, und es ift in ber Sache ganz gleich» 
gültig, ob Man in dem fraglichen Vertrage eine 
Berzichtleiftung nur des Beklagten, oder auch bes 
Klägers finden will, 

Ebenio kann von jeder Erörterung über ben 
Einn der von Klägerm geltend gemachten 1. 18. D. 
de jurisdiet. abgejehen werden. Denn follte auch 
dort durch die Worte: „mutata voluntas“ eine ein— 
feitige Willensänderung bezeichnet werben, fo würde 
doch dann jener Stelle die Anwendbarkeit nach heus 
tigem Rechte, nach welchem jeder gefeglich ftatthafte 
Bertrag unter den Paciscenten gültig und rechts— 
verbindlich ift, abgefprochen werben müffen. 

Die Unzuläffigfeit der von Klägerm verfuchten 
Interpretation des $. 15. des Pachtcontractes Bl, — 
wird ferner durch den zweiten Satz beffelben, welcher 
alfo lautet: 

Namentlih kann Abpachter (Kläger) Pacht- 

anfprüche gegen den Verpachter nur vor bem 

genannten Gerichte geltend machen, 
zweifellos ausgeſprochen. Hierdurch hat ſich Kläger 
ganz offenbar vertragsweiſe verpflichtet, Klagen auf 
Erfüllung der von Bellagtem, als Verpachtern, übers 
nommenen Berbindlichkeiten lediglich vor dem compros 
miſſariſch als competent anerfannten Gerichte zu O., 
und vor feiner anderen Behörde, anzuftellen. 

Weniger bat Man fih mit den Gründen ein- 
verftehen fönnen, aus welchen bie von Klägerm 
DI. — vorgebradhten Einwendungen in voriger In— 
ſtanz zurüdgewiefen worden find. Vielmehr möchte 
ed nach dem Inhalte des den Acten urjchriftlich bei— 
liegenden, Bl. — in beglaubter Abfchrift zu den— 
felben gebrachten Schreibens, deſſen Aechtheit vor- 
ausgefegt, allerdings bedenklich erfcheinen, wenn der 
dermalige Gerichtsdirector von D., Advocat Dr. R., 
als Richter in dieſer Angelegenheit fungiren wollte. 
Diele nicht gegen das Gericht O., ſondern lediglich 
gegen die Perſon des dermaligen dafigen Gerichts: 
verwalterd gerichteten Einwendungen fünnen aber 
in alle Wege nicht den Kläger zu einem Abgehen 
von dem gefchloffenen Vertrage und zu Anftellung 
der Klage vor dem an ſich geleglich zuftändigen 
Gerichte berechtigen, fondern nur dahin führen, daß 
bei Anftellung der Klage vor dem Gerichte DO. ber 
Dr, R. fi der Ausübung des Richteramtes in 
dieſer Rechtsſache zu enthalten hat und auf 
Beftellung eined Specialjuftitiard hierzu 
Bedacht zu nehmen, Kläger auch nöthigen 





Falles berechtiget fein würde, eine diesfall— 
fige Anorbnung bei den zuftändigen Ober: 
behörben zu beantragen. 

Hinfichtlih der Entſcheidung über die Koften 
erfter Inſtanz genügt die Berweifung auf ben in 
ber angefochtenen Berordnung Bl. — angegebenen 
Grund, und bei der Unerheblichkeit bes eingewende- 
ten Rechtsmitteld hat ein ausreichender Anlaß zu 
Eompenfation der Koften voriger und jegiger Inftan; 
nicht vorgelegen.‘ 


60. 


Cautivo damni infecti. 
Mitgetheilt von 
Herren Adv. H. in M. 


Kläger führte in feiner Klage Folgendes an: 

Im Jahre 1850 acquirirte der Kläger von dem 
Pfartlehn zu B. auf der fogenannten Pfarrwieie 
dajelbft einen Plag zur Erbauung eined neuen 
Haufes, und noch im nämlichen Jahre ließ er bas 
Legtere foweit aufrichten, daß es unter Dach ge 
bracht wurde und nur noch des inneren Ausbaues 
bedurfte. 

Um die nämliche Zeit brachten auch bie Bellagten 
einen Hausbauplag auf ber nämlichen Pfarrwieſe, 
unmittelbar neben dem des Klägers, an fich, und 
im Frübjahre 1851 ſchickten fich diefelben an, auf 
folhem ebenfalls ein neues Haus zu bauen. 

Bevor fie diefen Bau in Angriff nahmen, gingen 
fie, im Monat April, den Kläger um bie Erlaubnif 
an, unmittelbar an befien Giebel anbauen unb feinen 
eigenen Giebel errichten zu dürfen. 

Nach kurzen Verhandlungen ertheilte ber Kläger 
ben Bellagten dieſe Erlaubniß gegen eine Entidä- 
digung von 18 Thlen. — —⸗, welche ihm diefelben 
zuficherten, und gegen das Berfprechen, überhaupt io 
zu bauen, daß dem Kläger dadurch fein Schate an 
feinem Haufe geichehe. 

Donnerftag oder Freitag u Dftern fingen die 
Beklagten an, ben Grund zu einem unter dem neuen 
Haufe anzulegenden Keller zu graben, 

Diefer Kellergrund lief von der Vorderfrontlinie 
bed klägeriſchen Haufes ſechs Ellen an dem Giebels 
grunde bes Regteren bin und beide Beklagte waren 
bei der bezeichneten Arbeit ſelbſt thätig, führten die— 
felbe aber zu Klägers großem Schaden aus, indem 
fie die Sohle des Kellers und feiner Grundmauer, 
von nur 9 bis 10 Zoll Stärke, tiefer legten, als bie 
gute Grundſohle des Hägerifchen Haufes liegt, fo, 
daß ber Letzteren bie Feftigkeit und Mächtigkeit ges 
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nommen,, bie Grbfchicht unter berfelben burch bie 
Laft der Giebelmauer herausgetrieben wurde und 
Letztere fich fo bedeutend fenkte, daß der Einfturz des 
Giebels bevorftand. 

Dur dieſe Senkung ift bewirkt worben, daß 
folgende Bautheile bes Flägerifhen Hauſes, das 
Hauptgefimfe, die durchlaufende Sohlbanf, die Fen- 
fterftürze und felbft die Sodel eine Krümmung nad) 
ber Hauptede zu, wo ber bezeichnete Keller des 
Beklagten liegt, bilden, welche beinahe 24 Zoll 
beträgt. 

Das Gebäude hat deshalb fein ganzes Anfehen 
verloren und ift in feinem Werthe wejentlich verrin- 
gert worben. 

Zur Wiederherftellung defielben in die vorige 
Beſchaffenheit ift aber unumgaͤnglich nothwendig, 
Daß ber Giebel neu veranfert und die obengenann» 
ten Bautheile, welche eine Senkung erlitten haben, 
herausgenommen und wagerecht wieder eingemauert 
werben. 

Die Beffagten find, vermöge ihres ausdrüdlichen 
Berfprechens, alle Beihädigungen des Hägerifchen 
Haufes zu vermeiden und nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundjägen ſchon verbunden, diefe Reparaturen auf 
ihre alleinigen Koften bewerfftelligen zu laſſen, weis 
gern fi aber beffen ohne genügende Gründe. 

Das Petitum war dahin gerichtet, 

daß Beklagte die an des Klägers bejchriebenem 
Haufe verurfachten Neparaturen auf ihre all: 
einigen Koften zu bewerfftelligen, insbefondere 
ben Giebel des fraglichen Haufes neu verankern 
und die übrigen Bautbeile, das Hauptgefimfe, 
die durchlaufende Eohlbanf, die Fenfterftürze 
und die Sodel herausnehmen und wagerecht 
wieder einmauern zu lafien, dem Kläger alle 
jonftigen, buch ihre Säumniß entftandenen, 
erweislihen Schäden zu erfegen und alle Procefis 
foften ab» und zu erftatten ſchuldig. 

In erfter Inftang wurde, da Beklagte das Ans 
führen, daß die behaupteten Schäden an dem Haufe 
bes Klägerd durch ihren Bau verurfacht worden 
feien, in Abrede geftellt hatten, auf Beweis diefes 
Umftandes erfannt, das Königliche Appella- 
tionsgericht zu Leipzig wies jedoch unter dem 
13. Januar 1853 Die Klage in der angebrachten 
Maaße ab und rechtfertigte diefe Entſcheidung durch 
folgende Gründe: 

„Nach dem Anführen des Klägers, ed hätten 
Bellagte die Sohle ihres Kellers und feiner Grund» 
mauern tiefer als die Grundjohle feines Haufes 
gelegt, und dadurch dem lepteren die Feftigfeit und 
Mächtigfeit in ber in der Klage befchriebenen Weiſe 
entzogen, würde, die Wahrheit dieſes Anführens 


vorausgefegt, allerdings eine widerrechtliche Hand⸗ 
lung ber Beflagten vorliegen. Denn dem Kläger 
fteht, von 1. 12. $. 2. Cod. de aedif. privat, als 
einer unglofiirten Gefepftelle abgefehen, hierunter 
die Beftimmung 1. 24. $. 12. in fin. D. de damno 
inf.: 
„si tam alte fodiam in meo, ut paries tuus 
stare non possit, damni infecti stipulatio com- 
miltetur“ 
zur Seite, und dieſe Beſtimmung, welche durch kein 
entgegenſtehendes Geſetz ausdrücklich aufgehoben iſt, 
iſt ſo lange, als nicht eine ſtatutariſche oder ver— 
tragsmaͤßige Abweichung hiervon in dem concreten 
Falle nachgewieſen wird, als gefegliche Beſchrän— 
kung des Eigenthums in Anwendung zu bringen. 
Donelli, comment. de jur. civ., lib. XV, cap. 47. 
$. 25. 
Schweppe, Röm. Privatrecht, I. Bo. $. 230. 
Schilling, Lehrb. d. Inftitut., $. 149. No, 2, 

Ueberdied haben Beklagte nah ihrem eigenen 
Geftändnifje vor Beginne ihres Baues gegen ben 
Kläger noch ausdrüdlich die Verpflichtung übers 
nommen, fich jeder derartigen Ausführung des 
Baues zu enthalten, durch welche dem Haufe des 
Klägers ein Schade zugefügt werden würde, und ba 
diefem Abfommen der Charakter ner durch bloße 
Stipulation beftellten cautio damni infecti 

1. 30. $. 1. D. de damn. inf, 
beizulegen ift, fo würde ganz eigentlich der in 1. 24. 
8. 12. tit. cit. erwähnte Fall der Verwirkung der 
Gaution vorliegen. 

Die erhobene Klage war jebob um deswillen 
nicht aufrecht zu erhalten, weil Kläger feine Klags 
bitte lediglich dahin gerichtet hat, Daß Beflagte die 
von ihnen angeblich verurfachten Reparaturen des 
dem Kläger zugehörigen Haufes bewerfftelligen 
und die dabei fpeciell angegebenen bauliden Her: 
ftellungen vornehmen follen. Eine Berurtheilung 
in diefer Maaße ftellt fi nämlich aus folgenden 
Gründen ald unftatthaft dar: 

1 


Der Anfpruch gegen Denjenigen, welcder bie 
eaulio de damno infecto verwirkt hat, geht lediglich 
auf bie Gewährung des id quod interest, 

1. 28. 1. 37. 1. 40. pr. D. tit. cit. 
mithin auf das pecuniäre Aequivalent für das— 
jenige Rechtsobject, welches dem Berechtigten durch 
die den Anfpruh auf das Intereſſe begründende 
Handlung oder Unterlafjung entzogen worden ift. 
2 


Beflagte haben in dem mit dem Kläger ein» 
gegangenen Abfommen nur zu einer Unterlaf fung, 
der Vermeidung einer dem Kläger nachtheiligen 


248 


Ausführung ihres Baues, nicht auch zu einer poſi— 
tiven Handlung, bergleihen ihnen von bem 
Kläger angejonnen werden will, fich verpflichtet, 
und, wenn man auch von der befannten Anficht des 
römiichen Rechts, wonach ein Rechtszwang zu Bor- 
nahme eines fogar vertragsmäßig übernommenen 
Factums nicht Statt findet, 

1. 78. 1. 72. 1. 112. 8. 1. D. de verb. oblig. 

$. 33. J. eod. 1. 13. $. 1. D. de re jud. 
in Hinfiht auf den veränderten Grecutionsmobus 
des heutigen Rechtsſyſtems (vergl. Executionsgeſetz 
vom 28. Februar 1838. $. 70. flg.) gänzlich abficht, 
fo gebricht e6 doch an einem Rechtögrunde, die Bes 
Hagten zu einer Thätigfeit, wozu fie weber Geſetz 
noch Vertrag verpflichtet, zu nöthigen, um fo ges 
wiffer, ald weder von dem Kläger behauptet worden, 
noch der Rage der Sache nach vorauszufegen ift, daß 
die ftreitigen Baulichfeiten fchlechterdingd nur von 
den Bellagten, nicht auch auf ihre Koften durch 
dritte Perfonen mit ganz gleichem Erfolge hergeitellt 
werben fönnten, zu gefchweigen, baß bie geſetzliche 
Entjchädigungspfliht aus der cautio damni infecti 
nicht fchlechthin auf alle und jede dem Gegner ent- 
ſtandenen Nachtheile fich bezieht (vergl. 1.40. pr. D. 
tit. eit.), und daher eine Verurtheilung zu unmittels 
barer Wiederherftellung der bejchädigten Baulich 
feiten benfbarer Weife über dieſe Berbinblichfeit 
hinaus gehen fonnte. 

3. 

Die Frage, ob die Klagbitte Amtswegen zu ver 
befiern und dem unrichtigen Suchen des Klägers 
ber Antrag auf Verurtheilung der Bellagten zu dem 
Erjage der durch ihr wiberrechtliches Gebahren enis 
ftandenen Schäden zu jubftituiren fei, erledigt fich 
burch die Erwägung, daß einer Seits nach ber ſchon 
wieberholt ausgefprochenen Anficht der gegenwärtigen 
Inſtanz 

vergl. Wochenblatt für merkw. Nechtöf., II. Jahrg. 

No. 106. Seite 311. 

in dem Falle, wenn ber Anipruch auf Schadenerfag 
dad alleinige Klagobject bildet, die Quantificirung 
der behaupteten Schäden um deswillen zu Begrüns 
dung ber Klage gehört, weil außerdem zu einer 
erecutionsfähigen Sentenz in feiner Weife zu gelans 
gen ift, vielmehr der eigentliche Streitpunft, Die 
Höhe des Schadens, erft in einem anderweiten 
Rechtsſtreite fetgeftellt werden fann, und ed weder 
fachgemäß, noch thunlich erfcheint, allgemeine Rechts» 
principien für ſolche Verhaͤltniſſe auszuſprechen, 
deren ſpecielle thatfächliche Unterlagen noch gar nicht 


gegeben find, anderer Seits aber, felbft abgeſehen 
von dem procefjualifchen Bedenken, ob causa ardua 
oder minuta vorliege, diefem Mangel nicht einmal 
buch einen dem Kläger nachzulaſſenden Beweis 
feines Anfpruches abzuhelfen ift, da dem Kläger 
felhftverftändlich nicht geftattet werben kann, noch in 
dem gegenwärtigen Rechtöftreite die Höhe unb bie 
fonfligen Grundlagen feines Schaͤdenanſpruchs in 
dem Beweife auszuführen, und diejenigen That 
ſachen, welche fofort in der Klage anzuführen ges 
weſen wären, allererft in dem Beweife nachzubrin: 
gen, baburch aber Beklagte in dem ihnen zuftehenben 
rechtlichen Gehöre unverkennbar zu verkürzen.‘ 
Bei diefer Entfcheidung berubigte fich Kläger. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 5. Stüd des Geſetz- und Verorbnungd: 
blattes für das KRönigreih Sachen (v. 3. 1854) enthält: 
No. 29. Verorbnung zu Bekanntmachung ber mit der 
Fürſtlich Reußiſchen Regierung älterer Linie zu Greiz 
getroffenen lebereinfunft wegen foftenfreier Erledigung 
von Requifitionen in Griminals und Pollzeiftrafjacen: 
vom 24. März 1854. : No. 30. Bekanntmachung, den 
Beitritt des Großherzogthums Medlenburg- Schwerin 
zum DeuticheDefterreichiichen Telegrapbenvereine bettef⸗ 
fend; vom 5. April 1854. No. 31. Bekanntmachung, 
die Prüfung ver Bezirks- und Gerichtsärzte betreffen; 
vom 31. März 1854. No. 32. Verordnung zu Be 
kanntmachung der mit der Herzoglih Sachen: Alten: 
burgifhen Megierung getroffenen Uebereinfunft wegen 
foftenfreier Erledigung. von Requifitionen in Eriminal: 
und PBolizeiftraffadhen; vom 10. April 1854. No. 33. 
Derret wegen Beftätigung ber anderweit rebigirten 
Statuten ded Actienvereins ber Sorietätäbrauerei zu 
Dresden; vom 12. April 1854. No. 34. Belannts 
mahung, die Gröffnung des Betriebötelegrapben ter 
Löbau- Zittauer Eifenbahn für bie allgemeine telegra- 
phiſche Gorrefpondenz betreffend; vom 24. April 1854. 
No. 35. Verorbnung, die Anwendung der Eleftrieität, 
des Galvanigmus und Elektromagnetismus betreffend; 
vom 11. März 1854. No. 36. Verordnung, den Beitritt 
der Großherzoglich Badischen Negierung zu dem zu 
Eifenah unter dem 11. Juli 1853 abgeſchloſſenen 
Staatövertrage betreffend, vom 29. April 1854. No. 37. 
Verordnung, eine Ergänzung der Beflimmungen über 
die Benugung der Staatötelegraphen betreffend; vom 
27. April 1854. No. 38, Verordnung, die portofreie 
Zufendung von Schriften an die Gerichts-Behörden be— 
treffend; vom 1. Mai 1854. No. 89. Berorbnung, 
die Veranftaltung von Randtagswahlen betreffend; vom 
8. Mai 1854. No. 40. Verordnung, Elbidiffahrıe- 
verbältniffe betreffend; vom 5. Mai 1854. No. 41. 
Bekanntmachung, das Gonceffiond-Deeret für die Rieſa— 
Jüterbogker Anichlußbahn‘ betreffend; vom 14. Mai 
1854. — Letzte Abſendung: am 24. Mai 1854. 
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61. 


Im Negatorienproceffe ift auf die Erflärung des 
Beklagten, daß er die von ihm eingeräumte 
Zurbativhandlung nicht Fraft eignen, fondern 
von einem Dritten auf ihn übertragenen Rechtes 
vorgenommen habe, für feine Perfon aljo ein 
Recht nicht beanfpruche, nicht auf bloßes Bewen- 
ben bei biejer Erklärung zu erfennen, fondern 
eine Berurtheilung auszufprechen. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. B. in M. 


Der Begüterte ©. in L. erhob im Jahre 1851 
gegen V. in M. bei dem Stadtgerichte dafelbft um 
beswillen Negatorienklage, weil Legterer fih am 
15. Auguf gedachten Jahres beim Fiſchen im L.'r 
Bache auf den dem Kläger eigenthümlich zugehöris 
gen beiden Wiefen unter Nr. 28. und 227, des Rr 
Flurbuchs dem Bade entlang an den Ufern unbes 
fugterweife wiederholt hin- und herzugehn unter 
fangen hätte, und verband damit das entiprechenbe 
Sachgeſuch. Der Bellagte benannte darauf in 
einem noch vor dem anberaumten Güte: und Rechts— 
termine bei dem Procefgerichte eingereichten Schreiben 
unter dem Anführen, daß der Stadtgemeinde, ber er 
angehöre, die Fifchereigerechtigfeit in dem L'r Bache 
auftehe, und baß er, als er am 15. Auguft 1851 
die Ufer diefes Baches betreten, Died nur in Aus— 
übung diefer Gerechtigkeit, wozu er durch einen ihm 
vom Stadtrathe zu M. ausgeftellten und von ihm 
bezahlten „Fiſchzettel“ ermächtigt gewefen fei, alfo 
nicht fraft eines ihm im eignen Namen zuftehenden 
dinglichen Rechto, fondern im Namen der Stadt 


Menue Folge Bweiter Jahrgang. 





gemeinde zu M. gethan habe, — die nurgebachte 
Stadtgemeinde ald Urheberin ber ihm beigemefie- 
nen Zurbativhandlung mit dem Antrage, biefe 
nominatio auctoris dem Kläger zur Erklärung dar— 
über zuzufertigen, ob derfelbe ihn aus dem Procefie 
zu entlaffen gefonnen fei. Nachdem jedoch diefe dem 
Kläger durch das Procefgericht unter Ginräumung 
einer achttägigen Frift abverlangte Erklärung vers 
neinend ausgefallen war, reichte der Beflagte noch 
innerhalb ber gefeglichen Frift vor dem anberaumten 
Guͤte- und Rechtstermine ein weiteres Schreiben 
bei den Acten ein, worin er unter Aufrechthaltung 
und Borbehalt feiner auctoris nominatio auf dieſe 
nunmehr als Litisdenunciation auszufertigen bat. 
In dem hierauf nach Abhaltung des anderweit an— 
beraumten Guͤte- und Recdhtötermins abgefegten 
rechtlichen Verfahren geftand der Bellagte ben Grund 
ber Klage im Wefentlichen nochmals zu, verlangte 
aber, unter wiederholter Bezugnahme auf feine 
auctoris nominatio, aus dem Proceffe entlaffen zu 
werden, indem er bie biesfallige Weigerung bes 
Klägers insbeſondere auch deshalb als grundblos 
darzuthun juchte, weil er dem Kläger bereits zu ber 
Zeit, wo er von bemfelben bei dem Fiſchen im Le'r 
Bache betroffen worden, den ihm vom Stadtrathe 
zu M. ausgeftellten Bifchzettel vorgezeigt, der Kläger 
alfo bereits bei Anftellung der Klage den auctor ber 
von ihm geklagten Eigenthumsſtörung gefannt 
habe. Die als Litisdenunciatin abeitirte Stabt- 
gemeinde zu M. dagegen räumte zwar ein, dem 
Bellagten am 15. Auguft 1851 durch Ausftellung 
eines Fiichzetteld die Erlaubniß gegeben zu haben, 
in den der ftäbtifchen ifchereigerechtfame unter- 
worfenen Wäffern, und daher auch in dem L.'r Dache, 
zu fiſchen, weigerte fih aber, dem Bellagten in dem 
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Proceſſe beizuftehen, weil aus ber wider benfelben 
erhobenen Negatorienklage hervorginge, daß berfelbe 
das ihm ertheilte Befugniß zum Fiſchen durch wies 
derholtes Hin- und Herlaufen auf dem Wiefengrund- 
ſtücke des Klägers überfihritten habe. Der Kläger 
endlich beftritt die Statthaftigfeit der gefchehenen 
nominatio auctoris, weil der Litisdenunciant weder 
auf Befehl, noch im Yuftrage der Stadtgemeinde M. 
gehandelt habe, und widerſprach überdies ber über» 
einflimmenden Behauptung bes Litiödenuncianten 
und ber Pitisdenunciatin, daß Letzterer in dem Ler 
Bache das Recht der Fifcherei zuftehe, als unbes 
grünbet. 

In dem am 27. Mai 1852 befannt gemachten 
Urthel des Königl. Sprudcollegiums zu 
Leipzig wurde nun folgendermaaßen erfannt: 

„Da Bellagter in Bolge der wider ihn von dem 
Kläger angeftellten Negatorienklage Bl. — lg. und 
— fig. erflärt hat, daß er eine Wegegerechtigfeit 
über die angeblich dem Kläger gehörigen, in ber 
Klage näher befchriebenen Wiefengrunbftüde für feine 
Perfon nicht in Anspruch nehme, vielmehr dieſe 
Barzellen dem L'r Bache entlang und an dem Ufer 
befielben von ihm nur deswegen betreten worben 
feien, weil er ald Pachter des Stadtraths au M. 
das der dafigen Stadtgemeinde vermöge Verjährung 
zuftehende Befugniß, in dem genannten Bache zu 
fifhen und zu biefem Behufe die Ufer zu begehen, 
ausgeübt habe, auch Litisdenunciat Bl. — flg. nicht 
in Abrede ftellt, daß er bem Beklagten durch Aus— 
ftelfung eines Fifchzetteld wirklich die Erlaubniß 
gegeben habe, in dem 2.’ Bache zu fifchen, unter 
biefen Umftänden aber die gegenwärtige Rechtsſache 
fid) um fo mehr erledigt hat, als, ganz abgefehen 
von ber Frage, inwieweit überhaupt gegen ben 
Pachter eines Grundftüds eine Negatorienklage zu— 
läffig fei, der Stadtrath von dem Beflagten BI. — flg- 
ausbrüdlich als Urheber benannt worden ift, der 
Legtere das Anführen Beflagtens, daß er in feinem 
Namen Behufs bes Fiſchens bie Ufer des Baches 
längs ber in der Klage gedachten Grundftüde betre- 
ten habe, beftätigt bat, in der Alage die durch das 
Begehen verurfahten Schäden nicht fpecificirt wor— 
ben find, und daher felbft für den Fall, daß Beklag— 
ter zu andern Zweden ober in größerem Umfange, 
als es die Ausübung ber Fifcherei erfordert, über 
die Barzellen des Klägers gegangen fein follte, Kläs 
ger feine Schäden mittelft befonderer Klage zu vers 
folgen haben würde, endlid aus den Acten nicht zu 
erjehen ift, ob Litisdenunciat der Gerichtöbarfeit des 
Procefgerichts unterworfen fei; 

fo hat es bei der Erklärung Bellagtens Bl. — flg., 
daß er für feine Perfon eine Wegeſervitut nicht in 


Anfpruch nehme, ingleichen bei der BI. — fig. und — 
bewirften nominalio auctoris und beziehendlich Litis- 
denuncialion und der hierauf von dem Litisbenun- 
ciaten BI. — fig. abgegebenen Erklärung fein Be 
wenden, und bleibt dem Kläger unbenommen, feine 
Anfprüche gegen den Litisdenunciaten ober gegen ben 
Bellagten, falls Lepterer einer Weberjchreitung Des 
Befugniffes ſich ſchuldig gemacht haben follte, mit- 
telft befonderer Klage an- und auszuführen; 

ed werden jedoch die durch den gegenwärtigen 
Rechtöftreit erwachfenen Procefkoften billig gegen 
einander aufgehoben.’ ’ 

Diefes Urthel wurde auch auf bie von dem 
Kläger und dem Beklagten dagegen eingewendeten 
Berufungen durch das am 23. Mai 1853 eröffnete 
Erfenntniß des Königl. Appellationsgerichts 
zu Z. unter Compenfation ber Koften ber Rechts— 
mittel beftätigt. Der Bellagte hatte namentlich 
wegen ber erfannten Koftencompenfation und weil 
ihm der Regreß gegen bie Litisdenunciatin nicht aud« 
drüdlich vorbehalten worden war, ber Kläger Dage- 
gen um deswillen appellirt, weil ber Beflagte nicht 
alfenthalben dem Klaggeſuche gemäß verurtheilt wor- 
den war. 

Die Entfheidungsgrünbe ber zweiten Inftanz 
fauten num in dem hierher gehörigen Theile folgen 
dermaaßen: 

„J. Die Appellation des Bellagten betr. 

Zwed der Litisdenunciation ift, benjenigen, gegen 
den der Litisdenumnciant den Regreß zu haben ver 
meint, von dem erhobenen Anipruch in Kenntnig zu 
fegen, damit dadurch für das Künftige Streit über 
den angeblich durch des Litiedemuncanten eigene 
Schuld eingetretenen Verluſt des Proceſſes vermieden 
werde. Durch die erkannte Statthaftigfeit der Litis— 
denunciation wird daher nur über eine formelle Frage 
entfchieben, wogegen die Entſcheidung darüber, ob 
und in welchem Umfange der Regreß ſtatthaft if, 
einem befonderen Procefje, worin dem Gegner aus: 
reichende Gelegenheit zur Vertheidigung fi bietet, 
vorzubehalten ift. 

Anlangend die ausgefprochene Koftencompenfa- 
tion, hat Beklagter feinen Anlaß, daraus einen Grund 
zur Beichwerbe zu entnehmen. 

Bekanntlich fann die Negatorienklage gegen jeden 
Störer angeftellt werden. Nun behauptet zwar Be— 
klagter, baf er fih, dem Kläger gegenüber, darüber 
fofort ausgewiefen habe, daß er nicht im eigenen 
Namen, fondern in dem der Stadtgemeinde zu M. 
handle, allein er hat gar nicht einmal zu behaupten 
vermocht, daß er in dem von ihm producirten fogen. 
Fifchzettel zue Ausübung der Fifchereigerechtigfeit in 
dem 2’ Buche befonders autorifirt geweſen fei. 


Es konnte daher auch dem Kläger nicht zugemuthet 
werden, auf die einfeitigen Berfiherungen bes Be- 
flagten bin, anftatt gegen diefen, ‚gegen die genannte 
Stabigemeinde fein Recht zu verfolgen. 

II. Die Appellation bes Klägers betr. 

Allerdings trägt jede ohne beſondern Rechtstitel 
vorgenommene, in fremde Eigenthbumsrechte eingrei— 
fende Handlung den Charakter der Störung in fich 
felbR und hat die Vermuthung der Abfichtlichkeit 
wider fich. Daraus folgt Die Regel, daß dem Eigen- 
thümer, welcher zum Schuge der Freiheit feines 
Eigenthums gegen fremde Anmaaßung der Negatos 
tienflage ſich bebient, nicht zugemuthet werden mag, 
in Bezug auf die eine Rechtöverfolgung veranlaſſende 
Thathandlung des Gegners die Abficht, daß berjelbe 
eine Servitut prätendire, befonders zu debuciren und 
bahin gerichtete Anführungen in feine Klage auf: 
zunehmen. Allein hierbei wird ein felbftftändiger 
Störer fremder Realzechte vorausgefegt, eine Eigen» 
fhaft, welde von demjenigen nicht angenommen 
werden fann, ber, wie bier, nicht für feine Perfon, 
fondern in der ihm von einem Dritten ertheilten 
Ernfächtigung fremde Rechte beeinträchtigt. 

Solchemnach ift die Verurtheilung des Bellagten 

auf Enthaltung der Störung nicht durch die Erfläs 
rung beffelben, fich für feine Perſon eine Servitut 
- nicht anmaafen zu wollen, fondern erft dadurch bes 
bingt, daß dem Nominaten bas behauptete Servi- 
tutenrecht nicht zufteht. Um aber bahin zu gelangen, 
ift vor Allem erforderlih, daß Klaͤger wider den 
Litisdenunciaten befonders klagend auftrete. 

Diefe Betrachtung läßt ben Antrag bes Klägers 
auf fofortige Ertheilung einer Condemnatoria un— 
geeignet ericheinen. 

Aber auch bie Ausftellungen, welche Kläger nach 
DI. — flg. außerdem gegen das vorige Urthel ge— 
macht hat, find nicht von der Beichaffenheit, zu einem 
andern Refultate zu führen. 

Denn daß das Berhältmiß, in welchem Beflagter 
zu ber Stadtgemeinde im vorliegenden Falle geftan- 
ben, dem eined Bachtvertrags entfpricht, läßt fich 
nach den in ben Acten zur Sprache gebrachten Um— 
ftänden ſchwerlich befireiten. 

Weiter it noch Bl. — von dem Litiddenunciaten 
verfichert worden, daß Bellagter nach hierzu von 
ihm erhaltener Autorifation an der fraglichen Stelle 
gefifcht habe. Diefes aber reichte vollfommen aus, 
um bie Statthaftigfeit der auctoris nominatio für 
begründet erachten zu fönnen. 

Und infonderheit, den Koftenpunft anlangenb, 
fehlt e8 dem Kläger um deswillen an einem balts 
baren Grund, fich über die Koftencompenfation zu 
befchweren, weil fich derfelbe, der Benennung bes 
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Urheber ungeachtet, aus unerheblichen Gründen 
geweigert hat, ben Bellagten aus dem Proceſſe zu 
entlaffen. 

Die Vergleihung der Appellationdtoften endlich 
finder ihre Rechtfertigung darin, daß von Klägerm 
fowohl, als von Bellagtem remebirt worbem iſt.“ 

Hiergegen wurde nun von Seiten des Klägers 
nochmals appellirtt, und erfannte nunmehr das 
Königl. Oberappellationsgericht in einem am 
26. October 1853 befannt gemachten Erfenntnifle 
teformatorifch alfo: 

„Die Hauptfache anlangend, ift gleichgedachtes 

Urthel (2ter Inftanz) infoweit abzuändern, daß bie 

Bl. — fig. erfichtliche Enticheidung erfter Inftanz in 

Beziehung auf den Beflagten nicht allenthalben zu 

beftätigen, noch dem Kläger gegenüber lediglich auf 

Bewenden bei bes Bellagten Bl. — flg. bewirkter 

Erklärung: 

„daß er für feine Perfon eine Wegefervitut 

wicht in Anſpruch nehme”, 

"zu erfennen, fondern vielmehr, 
„baß Bellagter auch ber Anmaaßung -einer 
ſolchen Servitut auf ded Klägers in Frage be= 
griffenen Wiefengrimbftüden bei Zwanzig Thas 
ler Strafe auf jeden Hebertretungsfall fich zu 
enthalten, nidst weniger die biöher verurfachten 
erweislichen Schäden dem Kläger zu erftatten 

verbunden””, J 
ſowie gegenwärtig erfolgt, zugleich mit auszu— 
ſprechen geweſen. 

Im Uebrigen iſt zuerſt bemerktes Urthel, wie 
hiermit geſchieht, zu beſtaͤtigen, jedoch ſind die 
durch das jetzige Rechtsmittel verurſachten Unkoſten 
unter den Parteien zu compenſiren“, 

indem es fich auf folgende Entfheidungsgrünbde 
ftüßte: 

„Das Geftändniß des Bellagten BI. — flg., 
„zur Ausübung einer Seroitut der in Frage 
begriffenen Art für feine Perfon weder befugt 
zu fein, noch folde überhaupt in Anfpruch zu 
nehmen‘, 

muß, fo lange ein anderer liquider Rechtötitel für 
den Bellagten zu Rechtfertigung einer zugeftandenen 
Anmaafung nicht vorliegt, den Beeinträchtigten ohne 
Zweifel als vollfommen berechtigt barftellen, Die 
Unterlafiung der an fich präfumtiv widerrechtlichen 
Handlung fofort zu verlangen, und den Richter 
deshalb um Hülfe anzugehn. Die bloße illiquide 
Beziehung des Störers auf das angebliche, gleich 
falls illiquide Befugniß eines Dritten fann unver 
fennbar biefes an ſich liquide Recht des verlegten 
Eigenthümers in feiner Weife ald ohne Weiteres 
aufgehoben, oder auch nur zeitweilig außer Wirk— 
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famfeit gefegt barftellen, und wenn das Leptere in 
gewiſſer Maaße in ſolchen Fällen Plag greifen mag, 
in weldhen nach Befinden ber Verhältnifie auf einen 
Befugnißbeweis zu erfennen M, durch welchen ber 
rechtliche Schug für den Kläger doch nicht auf eine 
unbeftimmte und willfürliche Weife verzögert wird, 
fann hingegen eine ganz unbeftimmte Hinausſchie— 
bung dieſes an ſich jchon liquid begründeten und 
bereits angerufenen richterlihen Schupes nicht als 
durch ein Erfenniniß blos auf Bewenben bei ben 
Zugeftändniffen, und auf Nachlaſſung weiterer bes 
fonderer rechtlicher Ausführung genugfam rechtlich) 
begründet und der Natur ber Rechtöpflege angemefjen 
erachtet werben. ; 

Nah diefen Anfichten hat auch das Urthel ber 
vorigen Inftanz, foweit jegt erfolgt, auf Klägers 
Rechtsmittel abgeändert werden müffen, und es hat 
die gegenwärtige Rechtsſache um fo weniger als 
durch die Erflärung bes Litisdenunciaten Bl. — ohne 
Weiteres erledigt angefehen werben fünnen, je weni- 
ger am nurbezeichneten Orte von Legterem die un» 
bedingte Genehmigung und Vertretung des Beklagten 
binfichtlih der in Frage gebrachten Störung des 
Klägers ausgelprochen, vielmehr ausdrüdlich das 
Gegentheil erklärt, auch felbt die Zulaffung zum 
Beweiſe eines eignen Befugniffes im gegenwärtigen 
Procefie nicht im mindeften in Anfpruch genommen 
worben ift. 

Je weniger es nun offenbar die Sache des gegen: 
wärtigen Klägers fein fann, den Umſtand zur rechte 
lichen Entjcheidung zu bringen, ob überhaupt und 
in welchen Grenzen von Seiten des Bellagten bie 
an ſich zugeftandene Störung bed Klägers im wirk— 
lichen Auftrage oder unter Genehmigung des Litis— 
denunciaten vorgenommen worden fein möchte, befto 
mehr bleibt unverfennbar bie nächfte perfönliche 
Unbefugniß des Bellagten zu ber zugeſtandenen 
Störung liquid ftehen, und daher das Eifenntniß 
auf Enthaltung und Erftattung der bisher etwa ver- 
urfachten erweislichen Schäden, in Ermangelung 
jeder Beibringung eines unmittelbar oder mittelbar 
erlangten Befugniffes, vollkommen gerechtfertigt. 

Indem übrigens nach Lage der Sache die Com: 
penfation der ‘Proceßfoften wiederum zu beftätigen 
gewefen, hat foldye Gompenfation auch jedenfalls 
binfichtlich der Koften des gegenwärtigen Rechts— 
mittel ausgeſprochen werden müſſen.“ 
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Zu $. 55. der Pandgemeindeordnung vom 7. 
November 1838, das Eigenthum an Gemeinde: 
grundſtücken betr. j 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. C. in F. 


In ber Gemeinde &. entfpannen fih Differenzen 
über einige Orundftüde, welche von Alters her als 
„Oemeindegrundftüde”, „Gemeindegut“ angejehen, 
auch als ſolche ftets in den amtlichen Erlaffen ber 
Gemeindeobrigkeit, ded Juftizamtes, bezeichnet wors 
ben waren. 

Die Altbegüterten in ber Gemeinde befanden fi 
anerkannt feit einer langen Reihe von Jahren factiſch 
im Bells und Genuſſe biefer Grundftüde. Die 
Gärtner, Häusler und Hausgenofien in der Ge 
meinde ftellten nun Die Behauptung auf: feit Ein- 
führung der Landgemeinbeordnung vom 7. November 
1838 fei jedenfalls die politiiche Gemeinde als Eigen» 
thümerin jener Grundfiüde anzufehen, und wenn 
ſchon nach $. 55. des angez. Gef. den Altbegüterten 
ein ausfchließliches Befig- und Benutzungsrecht an 
jenen Grundftüden — falls ihnen ein folches zuſtehe 
— auch fernerhin einzuräumen fei, fo fei doch bie 
Eriftenz eines ſolchen Rechtes — als einer Beihrän- 
fung bes der politifchen Gemeinde zuftehenden Eigen: 
thums — von ben Altbegüterten zu erweifen und, 
bis Died gefchehen, der Ertrag jener Gemeindegüter 
für die Bedürfniffe der politifchen Gemeinde in An: 
fpruch zu nehmen und zu verwenden. 

Zulegt, nachdem dieſe Differenz in mehrfachen 
gegenfeitigen Zufchriften verhandelt worden war, 
traten Die Gärtner, Häusler und Hausgenoffen 
gegen die Altbegüterten im Civilwege flagend auf, 
gründeten diefe Klage lediglih auf das Anführen, 
daß die politifche Gemeinde zu X. ſich im bürgerlichen 
Eigenthume der fraglichen Grundſtücke befinde, und 
beantragten, daß die Gegner verurtheilt würden, das 
Eigenthum der politifchen Gemeinde anzuerkennen 
und fich jeder Anmaafung bed Befiged und der 
Benugung ber fraglichen Grunbftüde zu enthalten, 
vielmehr zu geftatten, baß deren Ertrag zum Beften 
ber politiichen Gemeinde verwendet werbe. 

Uebrigens hatte an diefem Rechtsſtreit Die geſetz— 
lihe Vertretung der politifchen Gemeinde ſich nid 
im Geringften betheiligt, da fowohl der Gemeinde: 
vorftand, als der größte Theil der Gemeinderaths— 
mitglieder zur Glaffe der Altbegüterten gehörte; es 
war auch ebenfowenig diefes legteren Umftandes in 
jener Givilflage Erwähnung gethan worden. 
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Die Altbegüterten bezeichneten bie Klage als 
unfchlüffig, namentlich weil darin der Erwerbstitel, 
worauf das Recht der politifchen Gemeinde geftügt 
werde, die Thatfachen, durch welche leßterer bas 
Eigenthum an den fraglichen Grundftüden erworben 
worben jei, nicht angegeben feien, ftellten dies Eigen- 
thum in Abrede und beriefen fich übrigens für ihr 
ausjchließliched Beſitz- und Benutzungsrecht auf 
Verjährung und Herfommen. 


Das vom Spruchcollegio zu Peipzig eingeholte 
Urthel erfannte auf Beweis des Klaggrundes, indem 
es bie von den Bellagten ausgeführte Einrede der 
Unfclüffigfeit mit dem Bemerfen zurüdwies, ber 
Klaggrund im engeren Sinne fei um fo mehr für 
genügend aufgeftellt zu achten, ald zumal nach neue- 
ftem Rechte die bloße Eintragung ber politifchen 
Gemeinde als Civileigenthümerin in das Grund» 
und Hypothekenbuch dieſes Eigenthum wenigftens 
bis zum Beweis des Gegentheils vollſtändig darthun 
wiicde, wodurch übrigens der Gebrauch anderer 
Beweismittel für dieſelbe Behauptung nicht für aus— 
geichloffen zu achten fei. . 

Auf die Berufung ber Beklagten wurde jeboch 
vom Königl. Appellationsgericht zu Dresden 
die Klage in der angebrachten Maaße abgewieſen. 
Dem Erfenntniffe, welches am 16. März 1853 er- 
öffnet wurde, waren folgende Entfheidungs- 
gründe beigegeben: 

„Die vorliegende Klage it zwar auf die Behaup- 
tung geftügt, daß Die politifcdhe Gemeinde zu X. im 
bürgerlichen Gigenthume der Bl. — aufgeführten 
Grundftüde ſich befinde. Allein gang abgeſehen 
davon, daß nach 8.153. des Hypothekengeſetzes vom 
6. November 1843 Gemeindegrundfiüde in der Regel 
fein Folium im Grund» und Hypothefenbuche zu 
erhalten haben und daß ſchon darum von einem 
„‚bürgerlihen” Eigenthume an eigentliden Ge— 
meindegrundftüden im Sinne ber 8.2, dieſes Geſetzes 
nicht füglich die Rede fein kann, fo find auch That- 
fachen, aus denen mit Zuverläftgfeit die Richtigfeit 
der gedachten Behauptung gefchloffen werden fünnte, 
nicht angeführt, im Gegentheil geht aus demjenigen, 
was von den Klägern in der Replif Bl. — und in 
der Appellationsdedurtionsfchrift Bl. — vorgeftellt 
worden ift, nur zu deutlich hervor, baß biefelben 
das Eigenthum an den fraglichen Grundſtücken und 
deren Benugung für die politiſche Gemeinde zu X. 
lediglich um deswillen in Anfpruch nehmen, weil bie 
rechtliche Vermuthung dafür ftreite. 

Diefer Anficht, von welcher allerdings der von 
den Klägern mehrmals berufene Verfaſſer des in der 
Zeitichrift für Rechtspflege und Berwaltung, Neue 


Folge, Bd. 4. ©. 485 ff. abgedrudien Aufjages 
auszugehen fcheint, kann jedoch das jept erfennende 
Eollegium ſchon um deswillen nicht beipflichten, weit 
fie auf einer Verwechslung der verichiedenen Bebeu- 
tungen bed Wortes „Gemeinde“ beruht. Bei ben 
über Gemeindegüter und deren Benugung unter den 
einzelnen Glaffen einer Gemeinde entftehenden Rechts— 
ftreitigfeiten ift nämlich, wie auch die Vorfchrift in 
8. 55. der Landgemeindeordnung vom 7. November 
1838 beutlih an die Hand giebt, zwifchen dem 
ſtaatsrechtlichen Begriffe einer Ortsgemeinde, als 
öffentlicher Gorporation, und den in Bezug auf 
Eigentums» und fonftige Separatverhältniffe unter 
den Landgemeinden faft allentbalben vorfommenden 
befondern ©enoffenjchaften, die im gewöhnlichen 
Sprachgebrauche ebenfalld Gemeinde, Altgemeinde ıc. 
genannt zu werben pflegen, forgfältig zu unterfcheis 
den, und es darf ebendeshalb aus der von früheren 
Zeiten her beibehaltenen Benennung „Gemeinde“, 
„Gemeindegrundftüd‘ nicht darauf gefchloffen wer: 
den, daß Die hierdurch bezeichneten Gegenftände ſtets 
Eigenthum der ganzen Ortscommun als foldyer ges 
wefen, mithin auch auf alle nach den neueren ſtaats— 
rechtlichen Örunbfägen dazu zu rechnenden Mitglieder 
antheilig übergegangen feien. Denn bie auf ber 
Gemeindeverfaffung beruhenden Proprietätd- und 
Nugungsbefugniffe, die fogenannten Gemeinde: 
gerechtigfeiten, find in ber Regel nichts Anderes, 
ald Ueberbleibfel der uriprünglichen Marfverfaffung 
und Nugungen an ber unvertheilt verbliebenen Marf, 
die zu denjenigen Häufern und Höfen gehören, an 
die fich das Gefammteigehthum der alten, unver— 
theilten Mark anfnüpft. 


Jacob Grimm, beutihe Rechtsalterthümer. 
(Göttingen, 1828.) ©. 494 ff. und infonder- 
heit 505. 

von Löw, die Marfengenofienihaften. (Heibel- 
berg, 1832.) ©. 76 ff. 

Mittermaier, Grundf. bes deutich. Priv.-Rechts, 
Abth. 1. $. 217, 

Gihhorn, Einleitung in d. deutfche Priv.-Necht, 
$. 168. u. 372. 

MWeisfe, über Corporationen, fowie über Ges 
meindegüter und beren Benugung. (Leipz. 1847.) 
©. 174 ff. 

Diefe Rechtsverhältnifte haben auch durch die 
Sandgemeindeordnung nah den in folder $. 55. 
und 56. enthaltenen beftimmten Borfchriften nicht 
betroffen werben follen, und fonnten überhaupt aud) 
wegen ihrer rein privatrechtlichen Natur feiner Ab» 
Anderung unterliegen, zumal fie DBefugniffe zum 
Gegenſtande haben, welche eben um beswillen, weil 
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fie mit Grundbefigungen (Gütern, Höfen) verbunden 
find, ald Zubehörungen berfelben zu betrachten find, 
und darum auch, als folhe, nach Maafgabe ber 
zum Hypothefengefege vom 6. November 1843 erlafe 
fenen Ausführungsverordnung vom 15. Februar 
1844 und dem derjelben beigefügten Schema unter 11. 
(Gejesbl. vom Jahre 1844. ©. 87. und 89.) in das 
Grund» und Hypothekenbuch befonders eingetragen 
werben follen. 

Mit Nüdficht hierauf läßt ſich Demnach in Bezie- 
hung auf Eigenthumds und Benugungsredhte an 
den fogenannten Gemeindegrundftüden eine rechtliche 
Präfumtion durchaus nicht aufftellen, vielmehr 
fommt hierbei Alles auf die eigenthümliche Ortöver- 
faffung an und die politifche Gemeinde muß, wenn 
fie das volle Eigentum an der Gemeindelänbderei 
beanfprucht, fich jedoch in deren Befige nicht befindet, 
die rei vindicatio anjtellen, mithin ebenfo, wie jeber 
andere Bindicant, den Rechtstitel, worauf fie ihren 
Eigenthumsanſpruch flügt, fperiell angeben und 
erweifen. 

Renaud, Abhandlung Über die Gemeindenuguns 
gen, Zeitfchr. für deutſches Necht und beurfche 
Rechtsw., Bd. 9. I. $. 4. 

v. Langenn u. Kori, Erört., Th. 11. Abh. XVII. 
2. Ausg. 

Haubold, Lehrbuch des K. ©. Privatr., 8. 480. 
not. h. Ausg. 3. 

Mender man nun biefe Grundſätze auf bie vor« 
liegende Klage an, fo muß biefelbe nothwendig für 
unfhlüffig und unftatthaft eradhtet werben, ba in ihr 
ber Rechistitel, worauf das Eigenthum ber Orts— 
gemeinde an den in Streit befangenen Flurſtücken 
fih gründen joll, nicht angegeben ift, noch auch nur 
hat behauptet werben fönnen, daß die von foldhen 
bezogenen Nugungen zu ®emeinbezweden verwenbet 
worden feien. 

Im Gegentheile ift von den Klägern befage ber 
Beilagdacten — — zugeftanden worden, baß die 
Beklagten und deren Befigvorfahren ſchon feit länger 
als Berjährungsfrift diefe Grundftüde befeffen und 
ausichließend benugt haben. Hiernach würde die 
vorliegende Klage fogar fchlechterdings abzuweiſen 
fein. Inzwiſchen bleibt doch immerhin denkbar, daß 
Gemeindegrundftüde auch ungeachtet deſſen, daß fie 
einzelne Gemeindeglieder zeither zu ihrem Privat: 
vortheile mit benugt haben, eigentliche Gemeinde- 
gut feien, und außer dem Kalle eines von Eeiten 
der Betheiligten ausbrüdlich geleifteten Anerfennt- 
niſſes dieſer Eigenfchaft würde ein erheblicher Grund 
dafür 3. B. in dem Umftande gefunden werden, daß 
die betreffenden Grundftüde fchon bei der Funda— 


mentalfchägung im Jahre 1628 als Gemeindegut 
von Schods und Quatemberfteuern befreit geblieben 
oder doch bie Nupungen berfelben zur Beftreitung 
von Gemeindebebürfniffen mit verwendet worden 
feien. 

Denn fo wie im Iepteren Falle ein factifches 
Anerkenntniß des Gemeindeguts infonderheit bann, 
wenn bie zu beffen Unterhaltung erforberlich geweſe⸗ 
nen Unfoften aus der Gemeindecaſſe beftritten wor- 
ben find, anzunehmen fein würde, fo liefert Dagegen 
der erftere Fall einen ftarfen Beweis dafür, baß 
eigentliched Gemeindegut in Frage fei, weil nad 
deutſchem Staatsrechte wirkliche Gemeindegüter als 
fteuerfrei gelten, 

Klüber, öffentl, Recht des beutfchen Bundes, 
$. 407. 
und biefe Steuerfreiheit auch in Sachſen bis zur 
Einführung des neuen Grundfteuerfpftemd beftanden 
hat, wenn — wie ed in bem Steuerregulative vom 
2. October 1764 (C. A. C.I. Tom. H. pag. 701 seq.) 
heißt — eine Gemeinde ihre Grundftüde, befonders 
an Hutungen, Triften und Angern, ſchon vor ber 
FSundamentalfhägung befeffen und gemeinjdaftlich 
benugt hat. 
vergl. hierüber Weiſke, über orporationen, 
Seite 178 ff.” 

Auf eingewendete Berufungen beider Theile 
wurbe das zweitinftanzliche Erfenntniß vom König- 
lichen Oberappellationdgericht zu Dresden beftätigt. 
Dafielbe ging zwar auf bie Gründe ber zweiten 
Inſtanz nicht ausführlich ein, indem es die Klage 
namentlich auch aus dem Grunde abwies, weil bier 
ein Recht der politifhen Gemeinde in Frage fei und 
fih aus der Klage nicht erfehen laffe, in wie fern 
Kläger befugt feien, ein Recht zu verfolgen, was 
zunächft von ber geſetzlichen Gemeindevertretung 
geltend zu machen fei. (Vergl. oben: „‚Uebrigens 
hatte an dieſem Rechtsſtreit“ 10.) Es äußerte ſich 
aber in den Entſcheidungsgruͤnden die dritte Inftanz 
wenigftend im Allgemeinen babin, daß nad ber 
beftimmten Dispofition der Landgemeindeordnung 
$. 55. dafür, daß an den fogenannten ®emeindes 
geundftüden ber politifchen Gemeinde alle und jede 
mit dem Eigenthum fonft verbundene Rechte zuſtehen, 
feine Praͤſumtion flreite, fondern dies vielmehr ſtets 
quaestio facti fei. 


=— 23 


63. 


Prineip der Deffentlichfeit der Grund- und 
Hypothekenbücher. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. B. in K. 


In dem zu dem Vermögen des Bauergutsbeſitzers 
Karl Gottlob F. zu O. vor den Gerichten zu O. 
anhängigen Erebitwefen hatte die Ehefrau des 
Gemeinſchuldners Johanne Eleonore verehel. F. ein 
ehemweibliches Einbringen von 2490 Thlen. I Nor. —⸗ 
unter dem Anführen, daß diefes Einbringens halber 
nad Höhe von 2000 Thlen. — —s unter dem 
14. December 1844 eine Hypothek an den Immobilien 
des Gemeinjhuldners eingetragen worden fei, ange— 
meldet. 


Bom Goncurövertreter war von dieſem Einbrin— 
gen die Summe von 326 Thlen. 27 Nor. 1 Bf. 
zugeftanden, alles Uebrige aber in Abrede geftellt 
und daher im Locationserfenntniffe der Piquidantin 
ber Beweis des Einbringens auferlegt worden. 

Innerhalb der Beweisfrift verzichtete jedoch bie 
verehel. 5. auf dieſen Beweis, beantragte aber 
zugleih die Location der vom Goncursvertreter 
zugeftandenen Poſt von 326 Thalern 27 Nor. 
1» 

In welcher Weife nun der mehrgedachte Ein: 
bringenbetrag zu lociren fei, wurde aus folgenden 
Gründen fraglich: 

Es hatte nämlich unterm 23. October 1847 bie 
verehel. F. fih für ein von ihrem Ehemanne von 
Ehriftianen Dorotheen verehel. H. aufgenommenes 
Capital von 2500 Thalern verbürgt und erklärt, 
mit ihrer Forderung der verehel. H. nachſtehen zu 
wollen, und nachdem bie Forderung der verehel. H. 
unter 3./111. am 23, October 1847 auf dem Folium 
des bem jegigen Gemeinfchuldner gehörigen, von ihm 
verpfändeten Bauerguted eingetragen und zugleich 
unter 4. im Folium bemerft worden war, daß ber 
Forderung unter 3. das Vorzugsrecht vor ber unter 2, 
(dem Einbringen ber verehel. F) eingeräumt worden 
fei, hatte bie verehel. H. ihre Forderung unterm 
22. September 1848 an Johann Oottfried Adolph ©. 
und dieſer wieder am 13. Februar 1849 einen Betrag 
von 1200 Thlen. — —: an bas von George Auguft 
©. errichtete Fideicommiß abgetreten. 

Im Locationserfenntniffe waren die oberwähnten 
1300 Thle. —⸗ —⸗ Darlehn Johann Gottfried 
Adolph S.'s ex jure cesso Chriftianen Dorotheen H. 
unb 1200 Thlr. —» — » dergleichen des von George 
Auguſt S. errichteten Fideicommified ex jure cesso 


vorgedachten S.'s in ber vierten Claſſe locirt wor: 
den. 

In dem auf obgedachten Antrag ber verehel. F. 
abgefaßten nachträglichen Locationdbefcheide wurde 
nun, Da die verehel. F. die Nechtöbeftändigfeit der 
von ihr am 23. October 1847 geleifteten Bürgichafte- 
und Nachtrittderflärung nicht bezweifelt hatte, deren 
Einbringen von 326 Thlrn. 27 Nor. 1 Pf. nad 
ber vierten Glaffe, den Forderungen Johann Gotts 
ftied Adolph S.’8 und des S.'ſchen Fideicommiffes, 
locirt, diefer Beicheid auch auf die von der verehel. F. 
ergriffene Appellation von dem Königl. Appellations- 
gericht zu B. beftätigt. 


Auch gegen dieſes Erfenntniß wendete indeflen 
die verehel. 5. Berufung ein und bezog ſich nunmehr 
darauf, daß die in Frage fommende Bürgfchaft und 
Nachtrittserklärung, wie aus dem betreffenden Pros 
tofolle hervorgebe, ohne Genehmigung ihres Ehe: 
manned vorgenommen worden fei, worauf unterm 
9. Auguft 1853 das Königl. Oberappellations— 
gericht dahin erfannte, daß es bei dem Urtheil der 
zweiten Inftanz und bem Dadurch beftätigten Gerichts— 
bejcheide nicht zu laffen, vielmehr die verehel. F. mit 
ihrer Einbringenforberung von 326 Thlen. 27 Ngr. 
1 Pf. nad der dritten und vor ber vierten Elaffe 
in Anfag zu bringen fei, es jedoch ben in der vierten 
Claſſe locirten Oläubigern, Johann Gottfried Adolph 
S. und Advocat Julius R., ald legitimirtem Actor 
des von Georg Auguft S. errichteten Fideicommiſſes, 
unbenommen bleibe, ihre Rechte gegen die verehel. F. 
aus der von berjelben erflärten Verbürgung und 
Nüdtrittderflärung, fo weit fie fi damit fortzulom— 
men geirauen follten, befonders auszuführen. 


Diefer Enticheidung waren folgende Gründe 
beigegeben: 

„Das Anführen der verehel. F., daß ihres Ein- 
bringens halber nach Höhe von 2000 Thlen. — —⸗ 
unter dem 14. December 1844 eine Hypothek an den 
Immobilien des Gemeinfchuldners eingetragen wors 
den, beruht nah Bl. — in Richtigkeit. Es kann 
daher an fich feinem Zweifel unterliegen, daß Die 
vom curator litis an dem Einbringen gebachter Liqui— 
dantin zugeftandenen 318 Thlr. 9 Gr. 11 Pf. Eon- 
ventiondgeld als mit einem hypothekariſchen Rechte 
von gedachtem Zeitpunfte an verjehen zu betrachten, 
und da die Hypothek der in Claſſe IV. locitten Gläu- 
biger Johann Gottfried Adolph S.'s ex jure cesso 
Ehriftianen Dorotheen H. und des Actor des S.'ſchen 
Fideicommiſſes ex jure cesso des gedachten ©., erſt 
unter dem 23. October 1847 eingetragen worben, 
vor ben Forderungen biefer Gläubiger zu lociren 


find. 


Nun behaupten zwar bie bemerften, in Claſſe IV. 
foeirten Gläubiger, daß die verehel. 5. fich für die 
Forderung ber verehel. H. an 2500 Thlen. — —», 
von welcher fie als Geffionare ihre Nechte ableiten, 
nicht blos verbürgt, fondern auch dieſer H.'ſchen 
Forderung nachzutreten und berfelben das Vorzugs— 
recht vor ihrem Einbringen einzuräumen erklärt habe, 
was fih auch nach Bl. — ergiebt, und es ift dies 
allem Anfehen nach der Grund, weshalb in dem 
nachträglichen Locationsbefcheide Bl. — bie Forde— 
rung der verehel. F. hinter Elafie IV. focirt worden. 
Allein aus der Urkunde Bl. — ergiebt ſich nicht 
auch zugleich die Legalität ber gedachten Verbür— 
gung und NRüdıritiserflärung, welche letztere nach 
g. 3. sub 2. des Mandats vom 6. November 1848 
denfelben Börmlichfeiten, wie bie Verbürgung ber 
Eheweiber für ihre Ehemänner unterliegt. Denn 
wenn auch nach der Schlußbeftimmung sub 2. bes 
Gefeges vom 8. Januar 1838, bie Aufhebung der 
Geichlechtsvormundichaft betreffend, Die Anwefenheit 
der Ghemänner ober beren Suchwalter bei ber in 
Gemäßheit des Mandats vom 6. November 1828. 
$. 1. den für ihre Chemänner fih verbürgenden 
Ehefrauen zu ertheilende Belehrung und bei der von 
legteren darauf abzugebenden Erklärung felbft nicht 
zu geftaiten ift, fo fchließt Dies doch keineswegs aus, 
daß der Ehemann zu ber von feiner Ehefrau für ibn 
vorzunehmenden Verbürgung feine Einwilligung zu 
erfennen geben müſſe, vielmehr ift dadurch die all- 
gemeine Regel, daß Erklärungen, welche Cheweiber 
dritten Perfonen gegenüber allein und ohne Beitritt 
ihrer Ehemänner abgeben, null und nichtig find, 
keineswegs aufgehoben, wie aus der Beſtimmung 
bes gedachten Gefeges sub 3. auch noch ganz Har 
hervorgeht. Aus ber bemerften Urfunde Bl. — iſt 
aber nicht zu erjehen, daß der Ehemann ber F. 
irgendwie feine Oenehmigung der von legterer in 
feiner Abwejenheit vorgenommenen Berbürgung und 
Rachtrittserklärung zu erkennen gegeben habe. Es 
hat baher aus Anlaß der Appellation ber F. ber 
gedachten Liquidantin allerdings die ihr nach dem 
Rangverhältniffe ihrer Hypothek zufommende Stelle 
nach der IH. Glaffe angewiefen werden müjlen, und 
ed bat den in Claſſe IV. Dt. — Vol. III. locirten 
Gläubigern nur nachgelaſſen werben fönnen, ihre 
etwaigen Rechte aus der Verbürgung und Ruͤck— 
wittserflärung, infofern fie fih damit fortzufommen 
getrauen jollten, bejonders auszuführen.‘ 
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Auf die gegen biefes Erkenntniß von Johann 
Gottfried Adolph S. und Advocat Julius R., als 
Sachwalter bes von George Auguft S, errichteten 
Fideicommiſſes, eingewendeten Rechtsmittel ftellte 
jedoh Das Königl. Dberappellationdgericht 
das den Gerichtöbefcheid beftätigende Erkenntniß ber 
zweiten Inſtanz wieder her und bemerkte zur Recht— 
fertigung dieſer reformatorifchen Entjcheidung Fol: 
gendes: 


„Sn dem Principe ber Deffentlichkeit der Grund— 
und Hppotbhefenbücher liegt es, $. 21— 23. des 
Geſetzes vom 6. November 1843, wie auch Heine 
in feinem Commentar zum Hppotbefengefege treffend 
ausgeführt bat, dag alles Dasjenige, was in dem— 
felben in Bezug auf das Eigenthum oder fonftige 
dingliche Rechte enthalten ift, ald rechtlich feftftebend 
anzufehen ift. Erwirbt nun Jemand ein derartiges, 
im Hypothefenbuche ſchon eingetragenes Recht, fo 
fann gegen ihn in Bezug auf dieſes Recht irgend 
eine Einwendung oder Ausitellung nicht mehr ge— 
macht werden, dafern er nur in gutem Glauben 
gehandelt hat. 


War nun bie Forderung der verehel. H. im 
Grund» und Hypothekenbuche als eine ſolche be; 
zeichnet, der ein Vorzugsrecht vor ber der verchel. F. 
zuftehe, jo kann nunmehro Letztere nach erfolgter 
Ceſſion der Hjchen Forderung an ernannten ©. 
und beziehentlih an das S.'fche Fideicommiß und 
Eintragung diefer Eejfion in das Grund» und Hypo: 
thefenbuch nicht mehr gegen biefe beiden mit Erfolg 
Nechtend geltend machen, daß die über ihre Vers 
biürgung und KNüdtrittserflärung aufgenommene 
Urkunde an einem Formfehler leide und deshalb ber 
Eintrag in das Grund» und Hypothekenbuch ungül— 
tig fei. Nur dann würde die verehel. F. dies thun 
fönnen, wenn fie Thatfachen angeführt und nad 
gewiefen hätte, woraus hervorginge, daß ernannter 
©. und das S.'ſche Fideicommiß fich bei der Geffien 
und bei Dem Eintrage ihrer Forderungen im Grund: 
und Hypothekenbuche nicht im guten Glauben be: 
funden hätten. 


Aus vorftehenden Gründen war Die Forderung 
der verehel. F. nicht vor den Forderungen S.'s und 
des S.'ſchen Fideicommiſſes zu lociren, fondern nad 
denfelben, und mithin das angefochtene Erfenntnif 
abzuändern und das Erfenntniß in zweiter Inftanı 
wieder herzuftellen.’’ 
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64. 


Die actio de recepto gegen den Gaftwirth ift 
auch dann begründet, wenn der Gaft, ohne die 
Eingangsthür zu dem ihm angewiejenen Zimmer 
zu verfihließen, oder zu verriegeln, oder die werth- 
vollerern Sachen in den im Zimmer befindlichen 
verſchließbaren Aufbewahrungsverhälttiffen zu 
verwahren, fich der nächtlichen Ruhe überlaffen 
hat und während der Nacht an den inferirten 

Gegenftänden ein Diebftahl verübt worden ift. 


Mitgetheilt von 
Herren D. —t in D. 


Vor dem Stabdtgerichte zu D. erhob A. wider 
ben Gaſtwirh H. im Jahre 1852 eine Klage folgen: 
ben Inhalts: 

Er, 9, fei am 16ten Juli 1852 Abends nad 
10 Uhr in dem Gafthofe bes Beklagten eingefehrt 
und habe zu diefem Ende ein Zimmer in erfler Etage 
angewieſen erhalten. Als er kurz vor 12 Uhr fi 
zu Bett legen wollen, habe er 

1) ein Portemonnaie mit 35 Thalern Gold und 
mehrere Treſorſcheine, 
2) ein Portefeuille mit wenigftens 67 Thalern und 
einem Reifepaffe, 
3) eine goldene Uhr mit goldener Kette und meh: 
teren daran befindlichen Gegenftänden, 
4) ein Notizbuch und 
5) ein goldenes Feuerzeug 
in der Schieblade des dicht am Kopfende bed Bettes 
ftehenden Rachttifches verwahrt und fi, mit bem 
Kopfe nah dem Nachttiſche zugemendet, ins Bett 
gelegt. 


Am andern Morgen zwiſchen 5 unb 6 Uhr habe 
er nach feiner Uhr ſehen wollen und dabei bemerft, 
daß ihm bie sub 2. 3. und 4. angegebenen Gegen- 
ftände entwendet worden wären. Er berechnete bie 
entwenderen Gegenftänbe aljo: 

ad 2. das PBortefeuille wäre 1 Thlr. 15 Nor. —⸗ 
werth gewefen, da er ſolches bafür einige 
Tage zuvor gekauft hätte, darin hätten ſich 
minbeftens 67 Thaler Banfnoten und Tres 
forfcheine befunden, endlich hätte er für den 
Neifepaß, ber wahrfcheinlih im September 
1850 in Frankfurt a. M. ausgefertigt wor= 
den wäre, 3 Gulden rheiniich oder 1 Thlr. 
23 Nor. 2 Pf. bezahlt; 
die Uhr, welche er nebft ben daran befind- 
lichen Gegenftänden näher befchrieb, hätte 
mindeftend einen Werth von 130 Thlen. 
—-⸗ —- oder (ed war nämlich hier in der 
Klage eine Rafur) 136 Thlrn. — —⸗ 
gehabt; 
erwähnte er, daß in dem Rotigbuche ver: 
fchiedene Papiere und Bifitenfarten gemwefen 
wären, er berechnete jeboch bafür etwas 
nicht. 

Er forderte von dem Bellagten den Werth ber 
ad 2. und 3. gedachten Gegenftände ſammt Zinfen 
von Zeit der erhobenen Klage an und Koftenerftat- 
tung, indem er dem Bellagten über den Grund ber 
Klage den Eid antrug. 

Beflagter geftand das receptum in fo fern zu, 
als er einräumte, daß dem Kläger von einem feiner, 
bes Bellagten, Leute ein Zimmer in feinem Gaſt⸗ 
bofe angewiefen worben wäre. Den übrigen Inhalt 
der Klage verneinte er, unter eventueller Zurüdgabe 
des ihm darüber angetragenen Eides. 


ad 3. 


ad 4. 
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In der Haupifache ercipirte er aber, daß ber 
Kläger an dem Verlufte felbjt Schuld wäre, indem 
er die Gegenftände in dem mit verfchließbaren Kaften 
und Fächern verfehenen Serretär hätte aufbewahren 
können, flatt beffen aber folche feiner eigenen Angabe 
nach in bem nicht einmal wieder zugefchobenen Tiſch— 
faften des ganz nahe an der Eingangsthüre ftehens 
den Nachttifches gelegt hätte, und ohne die Ein» 
gangsthüre zum Zimmer zu verfchließen oder zu 
verriegeln, bei brennenden Wachslkerzen, eingeichla- 
fen wäre. 

Kläger geftanb zwar in ber Replif zu, bie Ein- 
gangsthüre zu dem Zimmer nicht verſchloſſen und 
verriegelt zu haben, dagegen erklärte er fich auf bie 
Behauptung bes Beflagten, daß er das Fach zu dem 
Nachttiſche nicht zugefchoben und bie Wachslkerzen 
habe brennen laſſen, nicht mit Beftimmtheit, — 
fuchte jeboch, noch überdies nachzuweifen, daß ber 
im Zimmer befindlihe Gerretär defect geivejen 
wäre. 

Nah abgefegtem erften Verfahren ertheilte das 
Procefgericht nachftehenden Befceib: 

„Daß Klägers Suchen — da die Verantwort- 
lichkeit des Gaſtwirths wegen ber Sicherheit der von 
ihm aufgenommenen Effecten feiner Gäſte dann, 
wenn biefe durch Nichtbeobachtung ber gemeinften 
Vorfichtsregeln zu dem fie betreffenden Berlufte 
muthmaaßlich felbft Beranlafjung gegeben haben, 
hinwegfällt, 

vergl. außer den BL. — citirten Echriftftellern 

Müblendbruch, Lehrbud des Pandektenrechts, 
8. 451. 

Puchta, Pandekten, $. 314. 

Seuffert, Bandektenredht, $. 405. 

Funkhänel, über die de recepto aclio, p. 6. 

Wochenblatt v. 3. 1852, ©. 113 fig. 


wie benn auch, nach befannten Regeln der Aus— 
legungsfunft, baraus, daß das im vierten Buche 
tit. 9. der Digeften aufbewahrte und commentirte 
prätorifche Edict jenes Ausnahmefalles fpeciell nicht 
gebenkt, auf deſſen Nichtanwenbbarfeit in dem ben 
Gegenftand bes Edicts bildenden NRechtöverhältnijfe 
feineswegs gefchlofjen werden darf, nun aber Kläger, 
indem er geftänblich die in Beflagtens Gafthofe ihm 
angeblih abhanden gefommenen Gegenftände nur 
in einem Tiſchkaſten verwahrte (BL. — flg.) und 
feine Zimmerthüre während der Nachtzeit unverfchlof- 
fen ließ, obwohl er bemerkt hatte, daß auf den vor 
feinem Zimmer befindlichen Vorſaal die Thuͤren meh— 
rerer Gaftzimmer gingen, deren Folgen ihn allein 
treffen können, 
efr. L. 203 sq. de R. J. — 


in ber angebrachten Maafe nicht Statt hat, derſelbe 
auch die erwachfenen Proceffoften, wovon bie aufer- 
gerichtlichen einer Abminderung nicht bedürfen, ab- 
und zu erftatten ſchuldig if. 

Von Rechtswegen.“ 

Gegen dieſen Beſcheid appellirte der Kläger, es 
erfannte aber das Königl. Appellationdgeridt 
su Dresden: 

„Daß der Bl. — zu lefende, am Tten December 
1852 befannt gemachte Beſcheid, wie hiermit geſchieht, 
zu beftätigen, bie Durch das gebrauchte Rechtsmittel 
erwachfenen Koften aber unter den ‘Parteien gegen 
einander aufzuheben ꝛc. 

Entfheidungsgrünbe. 

Dem Grundfage, auf welchem bie Entiheitung 
voriger Inftanz beruht, daß bie Verbindlichkeit dee 
Gaftwirths, für das Abhandenfommen ber von den 
bei ihm einfehrenden Gäften mitgebrachten Effecken 
während der Dauer ihres Aufenthaltes in jeinem 
Gaſthauſe einzuftehen, dann fich erledige, wenn der 
Saft felbft duch Vernachläſſigung ber gemeinften 
Vorſichtsmaaßregeln zu dem ihm betroffenen Verlufe 
Beranlaffung gegeben habe, indem dann die allge 
meine Regel eintrete: quodquis culpa sua damnum 
sentit, non sentire videtur, ift am ſich bei 
pflichten. 

Bergl. außer ben Bl. — eitirten Schrifitellern 

noch 

Gluͤck, Erläuterung der Pandekten, Theil J. 

S. 138. 

Wening-Ingenheim, Lehrbuch des gemeinen 
Civilrechts, Th. I. 8. 343. 5te Auflage. 
Unterholjner, Lehre von d. Schulpverhältnifen 

Th. 11. $. 695. ©. 754. 

Sintenis, das praft. gemeine Civilrecht, Tb.1. 

$. 120, ©. 694. 695. 698. 
Bei Beurtheilung der Frage aber, ob im einzelnen 
Falle bei einem eingetretenen Berlufte, infonberkät 
einer vorgefallenen Entwendung, eine ſolche eigene 
Verſchuldung des dadurch benachtheiligten Gaftt 
vorliege, welche den Gajtwirth feiner Verpflichtung 
für den in feinem Haufe vorgefommenen Diebftall 
dem Verlegten Erfag zu leiften, enthebe, iſt jede 
mal mit forgfältiger Berüdjichtigung der Berhälinift 
bes concreten Falles zu verfahren und darnach dat 
Maaf der von dem Gafte zu verlangenden Borfit! 
und die Größe feiner etwa begangenen Nachläſſiglei 
zu beftimmen. 

"Eine allgemeine Regel, daß der in einem Gatt- 
bofe einkehrende Fremde verbunden fei, bed Nachto 
das von ihm bewohnte Zimmer, in welchem & 
ſchlaͤft, zu verfchließen oder zu verriegeln, läßt nd 
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nicht aufflelen. Denn es laſſen ſich viele Gruͤnde 
benfen, welche einen Gaft abhalten fönnen, dies zu 
thun, 3. B. bie Abficht wegen möglicher Feuers— 
gefahr oder plöglich eintretender Krankheitsfaͤlle, 
ober Behufs des Wedens am frühen Morgen, drit- 
ten PBerfonen, namentlich dem Dienftperfonale bes 
Gafthofs, den erforderlichen freien Eintritt in das 
Zimmer zu fichern, und es darf überhaupt nach der 
fitengen, vermöge ber Vorfchrift der Geſetze, den 
Gaftwirth treffenden Verantwortlichkeit der einkeh— 
rende Saft wohl von der Vorausjegung ausgehen, 
daß ber Erftere zur Nachtzeit gegen den Eintritt 
dritter unbefugter Perfonen das Haus bewahren 
und für die Sicherheit feiner Gäfte gegen Diebftahl 
in den ihnen angewiefenen Zimmern Sorge tragen 
werde, daher eine Abjperrung des eignen Zimmers 
während der Nachtſtunden, fo lange namentlich der 
Bewohner fich jelbft darin aufhält, ald unbedingt 
nöthig und als eine Sache der gemeinften Vorſicht 
nicht jo fehlechthin betrachtet werden fann. 

Indeſſen ift auf ber andern Seite auch nicht 
außer Acht zu laffen, daß in den Gafthöfen größerer 
Städte, in welchen ein lebhafter Verkehr und ein 
großer Zufammenfluß von Fremden Statt findet, 
welcher die forgfältigere Heberwachung bes Einzelnen 
erſchwert und die Gefahr der unbemerften Entwen- 
bung von Sachen fogar aus den Zimmern ber Gaͤſte, 
fobald dieſe nicht ſelbſt darüber Aufficht führen, 
Seiten britter Perſonen erhöht, allerdings in dieſer 
Beziehung eine größere Vorficht von den Gäften mit 
Recht verlangt werben mag, und es läßt fich nicht 
verfennen, daß, wer Sachen von bedeutendem Werthe, 
namentlich größere Summen Gelbes, bei ſich führt, 
bei deren Berwahrung zur Nachtzeit in feinem eige— 
nen Zimmer, ehe er fich dem Schlafe überläßt, durch 
welchen er an der Obfichtführung verhindert wird, 
Vorkehrungen zu treffen fuchen muß, um biefelben 
vor Entwendung zu fhügen. Die naͤchſte und ein- 
fachfte Vorſichtsmaaßregel ift babei nun freilich die, 
bad Zimmer von innen zu verjchließen oder zu vers 
riegeln. Will aber ber Gaft aus befonderen Grün- 
den bies nicht thun, fo muß er dann wenigftens im 
Zimmer bie fraglichen, der fpurlofen Entwendung 
leicht ausgefegten, werthvollen Gegenftände, deren 
er zur Nachtzeit nicht bedarf, fo verwahren, daß jie 
vor einer ſchnell und unbemerkt zu vollziehenden 
Entwendung möglichft ficher geftellt find. Läßt er 
aber das Zimmer unverjchloffen und dabei dennoch 
ſolche Effecten an leicht zugänglicher Stelle offen 
und unverwahrt liegen, während er fich ber Rube 
überläßt, jo macht er fich allerdings einer großen 
Unvorfichtigfeit ſchuldig, fobald namentlich noch hin» 
zukommt, baß fein Zimmer in folcher Lage ſich befand, 


daß leicht ein dritter Unbefugter ih Zugang dazu 
verichaffen fonnte. Denn jelbft im eigenen Haufe 
wird unter ber zulegtgebachten Borausfegung fein 
irgend vorfichtiger Mann derartige Gegenſtände ohne 
Verwahrung und Aufficht zur Rachtzeit umber liegen 
laſſen. 

Umſtaͤnde ber nurerwähnten Art treffen im vor- 
liegenden Falle zufammen, wie bereit in voriger 
Inftanz nachgewiejen worden. Außer ber golbnen 
Uhr, bei welcher allerdings, wenn fie für ſich allein 
in Betracht käme, die Rüdficht eintreten würde, daß 
ber Kläger ihrer zur Nachtzeit oder gleich beim Er⸗ 
wachen bedurfte, unb daher ihm nicht zugemuthet 
werden fonnte, fie befonderd zu verwahren, befaß 
Kläger, feinem eignen Anführen nad, eine Brief- 
tafche, in welcher fich fein Pag und 67 Thlr. —⸗—⸗ 
in Gafjenbillers befanden. Legte er nun, wie er 
eingeräumt hat, dieſe legteren Gegenftände in einen 
offenen, jedem Eintretenden fofort leicht zugänglichen 
Tifchkaften, ftatt fie z. B. in einer Schieblade des 
nach feinem Zugeftändniffe Bl. — vorhandenen 
Secretaͤrs, befien oberer Theil nur nad feinem 
Anführen befect geweien fein foll, zu verwahren, 
und ließ dabei das Zimmer, welches auf einen meh— 
teren Zimmern gemeinfchaftlichen Vorſaal fich öffnet, 
unverſchloſſen, während er fich zum Schlafe nieders 
legte, jo muß darin allerdings ein Mangel ber ges 
wöhnlichjten Vorſicht erblidt werden. 


Wollte man übrigens im vorliegenden Falle noch 
zwifchen der Uhr und der Brieftaſche, in welcher fich 
Pas und Geld befanden, unterfcheiden, fo würde 
doch auch hinfichtlich der Uhr mit der Dazu gehörigen 
goldenen Kette die Klage immer noch als unftatthaft 
erfcheinen, weil der Kläger darüber, daß dieſe Uhr 
mit Kette und ben daran befiudlich gewejenen Gegen- 
ftänden zufammen 136 Thlr. —⸗ —⸗ werth gewefen 
fei, fich des Eidesantrags bedient hat, der Eid aber 
in dieſer Allgemeinheit, namentlich über ben Werth, 
defien Erfag Kläger von Bellagtem beanfprucht, nicht 
angetragen werden fann. 


Aus diefen Gründen war bie in voriger Inftanz 
auögefprochene Abweijung der Klage in der anges 
brachten Maaße und Klaägers Verurtbeilung in 
Grftattung der Procepkoften in Gemäßheit der Vor⸗ 
fchrift der Etl. Proceßordnung ad tit. V. $. 3. zu 
beftätigen. 

Die Koften bes gebrauchten Rechtömitteld aber 
hat Man zu compenfiren fi bewogen gefunden, 
weil bie rechtliche Beurtheilung der Sache allerdings 
verjchiedene Zweifel zuläßt, und die Gründe ber 
vorigen Inftanz einer Erläuterung und Mobdification 
bedurften.“ 


Auf die Appellation bes Klägers gegen dieſes 
Urthel reformirte das DOberappellationsgericht 
in nachftehender Maaße: 

„Daß ed bei nurangezogenem Urthel und ber 
darin beftätigten Entiheidung der erften Inftanz, 
mit Ausnahme desjenigen, was über die Koſten ber 
zweiten Inftanz erfannt worden ift, ald wobei es 
bewenbet, auf die eingewendete Appellation nicht zu 
laffen, fondern würde ber Kläger den über ben ten 
bis mit 14ten, 16ten bis mit 19ten, 23ſten, 24ften, 
27ften bis mit 49ſten, 83ſten bis mit 146ften Ein» 
lafjungsjag angetragenen, BI. — zurüdgegebenen 
Eid in der Maaße, 

daß er am 16ten Juli 1852 gegen zwölf Uhr 

Nachts in dem ihn angewiefenen Zimmer bed 

Hotel de — zu D. die Bl. — unter Rt. 1. 

näher bejchriebene goldene Uhr nebit goldener 

Kette und mehreren daran befindlichen Gegen 

ftänden, ingleichen dad BI. — unter Rr. 2. be» 

zeichnete PBortefeuille mit mindeftens 67 Thalern 
in Banknoten und Treforfcheinen in bem Tiſch— 
faften des dicht am Kopfende des Bette ftehen- 
den Nachttiiches aufbewahrt habe, und biefe 

Gegenftände und Gelder in ber Nacht von Zeit 

der Aufbewahrung in dem ZTifchkaften an bis 

fünf oder jechs Uhr des anderen Morgens ents 
wendet worben feien, ingleichen, daß Die goldene 

Uhr nebft goldener Kette und übrigen daran bes 

findlichen Gegenftänden mindeftend 130 Thaler 

werth gewefen fei, der Kläger auch für das 

Bortefeuille wenige Tage vorher 1Thlr. 15 Ngr. 

bezahlt habe, 
fhwören, jo ift der Beflagte 198 Thlr. 15 Ngr. 
fammt Zinſen des Verzugs, von Zeit der erhobenen 
Klage an gerechnet, bem Kläger zu bezahlen, auch 
die in erſter Inſtanz erwachjenen Koften Dem erjteren 
zu erftatten verbunden. 

Die in gegenwärtiger Inftanz erwachfenen Koften 
werden zwiſchen den Parteien aufgehoben und ver- 
bleiben die Ertrajudicialien, ingleichen die Zudicialien 
ohne Abgang. 

Bon Rechtswegen. 
Entiheidungsgründe. 

Ueber die Zuläjfigfeit der Appellation kann fein 
gegründeter Zweifel obwalten. Wenn man nämlic 
auch bei Berechnung des Etreitgegenftandes den 
Werth der unter Nr. 1. angegebenen Uhr blos zu 
130 Thalern annimmt, fo verbleiben einfchließlich 
ber für den mitentwendeten Reifepaß geforderten 
1 Thle. 23 Ngr. 2 Pf. immer noch 200 Thlr. 8 Ngr. 
2 Pf. in lite, und feloft wenn man den gedachten 
Betrag für den Reifepaß, obſchon derfelbe ausdrück— 
lich mit petirt worden ift, um deswillen nicht in 
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Anſchlag bringen wollte, weil, wie weiter unten 
gezeigt werben fol, ber Anfpruch des Klägers bar: 
auf materiell nicht begründet ift, jo würde dennoch 
immer noch eine Summe von 198 Thlen. 15 Nor. 
übrig bleiben, welche, einjchließlich der in Gemäßheit 
bes Grläuterungsgejeges vom 13ten Januar 1838. 
$.1. a. von Infinuation der Klage an bis zum Tage 
der Publication des zweiten Erfenntniffes mit zu 
berechnenden Verzugszinfen, bie appellable Summe 
erreichen würde. 

Soviel die Hauptfache anfangt, fo hat man die 
beiden vorigen Srfenntniffe, welche die Klage in ber 
angebrachten Maaße abgewiejen haben, aus nach— 
folgenden Gründen in der im vorftehenden Urthel 
enthaltenen Maaße reformirt. 

Der Beklagte hat das receptum in dem 2ten und 
4ten Einlaffungsabichnitte hinreichend zugeftanden. 
Denn wenn fon derjelbe in der Bemerkung zu dem 
Aen Cinlafjungsabfchnitte behauptet hat, daß ihm 
völlig unbekannt fei, von wen der Kläger das Zim— 
mer in feinem, des Bellagten, Gafthaufe angewieien 
erhalten habe, fo iſt doch hierauf ein rechtliches 
Abfehen nicht zu richten gewejen, weil zwar ber 
Gajtwirth nicht durch jeden feiner Dienftboten ver 
pflichtet wird, 

1. 1. 8.5. D. nautae, caupones, stabularii ut re- 
cepta restituant. 
dennoch von demjenigen Dienftboten, welcher bie 
Echlüffel zu den Fremdenzimmern in ben Händen 
hat, um ben Fremden Quartiere anzuweijen, im 
Zweifel anzunehmen ift, daß er zu Aufnahme ber 
Fremden berechtigt jei. 

Durh die Aufnahme des Klägerd wurde ber 
Beklagte nad) den noch im heutigen Rechte gültigen 
Grundjägen über das receptum verpflichtet, für die 
Sicherheit der Gegenftände und Gelder zu forgen, 
welche der Kläger in das Gafthaus inferirte. 

1.1. $. ult. 1.5. $. 7. pr. D. nautae, caupones 

elc. 

Namentlich bedurfte es feiner befonderen Ueberwei— 
fung zur Beauffichtigung, vielmehr genügte die bloße 
Einbringung in das Gaſthaus, 

1.1.8.8. D. eod. 
um den Bellagten in ber angegebenen Weije für 
verbunden zu betrachten, und wenn fchon die Bor— 
fchrift in den Gejegen, namentlich 

1.3. pr. 1. 4. pr. D, eod,, 
es habe der Gaſtwirth in Beziehung auf Die von 
dem Fremden eingebrachten Effecten und Gelder auich 
für die Gefahr zu haften, nicht uneingefhränft au 
erklären ift, fo fteht Dennoch, wenn ber Fremde Ducch 
Diebjtahl oder font einen Verluſt erlitten hat, gegen 
den Gaftwirth eine Klage auf Keftitution der Sachen 


fo lange zu, als nicht bewiefen werden kann, daß 
bie Unmöglichkeit ber Reftitution durch eine von 
außen her eingetretene vis major herbeigeführt wor— 
ben fei. 

1.3. $. 1. und 2, D. eod. 

Es folgt hieraus, daß, wenn der Kläger, wie 
in ber Klage angegeben, die Bl. — näher bezeich- 
neten Oegenftände und Gelder in des Bellagten 
Gaſthaus gebracht hat, und folche, wie ebenfalls in 
der Klage behauptet wird, während der Nacht dieb— 
lid; entwendet worden find, der Beflagte zur vollen 
Erfagleiftung gehalten ift, dafern von ihm nicht auf 
das Vorhanbenfein einer ſolchen Ausnahme, wie 
der eben gedachten, ftch bezogen werden fann. In 
diefer Weife hat nun aber der Bellagte gar nicht 
ercipitt. 

Derfelbe hat BL. — angeführt, daß ber Kläger 
an dem erlittenen Verlufte ſelbſt Schuld fei, indem 
er die zur ficheren Aufbewahrung feines Eigenthums 
ihm gebotenen Mittel nicht benugt, namentlich die 
ihm, feinem Anführen nach, geftohlenen Saden 
nicht in dem im Zimmer befindlichen verſchließbaren 
Secretär, fondern in dem Tijchfaften des am Kopf: 
ende des Bettes ſtehenden Nachttiſches aufbewahrt 
und, ohne den Tiſchkaſten zuzufchieben, ohne bie 
Zimmerthüre zu verfchließen ober zu verriegeln, ohne 
endlich Die Wachöfergen auszulöjchen, fi zu Bett 
gelegt und dem Schlafe überlafien habe. In biejer 
Beziehung ftehen auch dem Beflagten bie Zugeſtaͤnd— 
niffe des Klägers zur Seite, indem der legtere Die 
gedachten Angaben des Beklagten in der Neplif, mit 
alleiniger Ausnahme des behaupteten Nichtzufchiebens 
bes Tifchkaftend und Nichtauslöfchens der Wachs— 
fergen, nicht in Wbrede zu fielen vermocht hat. 

Deſſenungeachtet it man der Anficht der vorigen 
SInftanzen, Daß die Klage auf Grund der Geftänd- 
niſſe bed Klägers in der angebrachten Maaße abzu— 
weiſen ſei, nicht beigetreten. 

Zwar läßt fich nicht bezweifeln, daß die Verant- 
wortlichfeit bes Gaſtwirths den Fremden der eigenen 
Auffiht und fein Reifegebäd, worunter nicht blos 
Das eigentliche Gepäd, jondern auch die Kleidungs— 
ftüden und die baaren Gelder begriffen find, nicht 
überhebt, namentlich aber der Fremde die Vergütung 
eined Schadens nicht verlangen fann, welchen er 
felbft durch Unterlaffung der eigenen Diligenz vers 
anlaßt hat. Auch befteht in dieſer Hinficht Fein 
Unterſchied zwifchen dem Falle eines Diebſtahls, und 
dem Falle eines Untergangs oder einer Befchädis 
gung der Sachen auf andere Weife, indem, foviel 
insbejonbere den erfieren Ball angeht, die Klage 
gegen ben Gajtwirth zum Beifpiele ausgejchloffen 
fein würde, wenn ber Fremde, ohne die Thür feines 
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Zimmers zu verfchließen, ausgegangen und während 
feiner Abwejenheit ein Diebftahl an dem im Zimmer 
niedergelegten Reiſegepäcke verübt worden wäre, 
Indeffen läßt ſich dies nicht infoweit ausdehnen, 
daß der Fremde auch für verbunden anzufehen wäre, 
zur Machtzeit, bevor er fih dem Schlafe überläßt, 
entweder die Thür zu dem Zimmer zu verfchließen 
und zu verriegeln, oder feine werthvolleren Sachen 
in den im Zimmer befindlichen verfchließbaren Be- 
hältnifjen aufzubewahren. Denn eine ſolche Borficht 
pflegt zur Eicherung bes Eigenthums in der eigenen 
Wohnung nicht für erforderlich gehalten zu werden. 
Und wenn felbft von befonders ängftlichen und alle 
denkbaren Gefahren fürchtenden Menfchen es anders 
gehalten werden follte, fo läßt fi doch mindeſtens 
nicht behaupten, daß derjenige, welcher eine folche 
Vorfiht in der eigenen Wohnung unterläßt, ſelbſt 
die Schuld trage, wenn er beftohlen worden fei. 
Jedenfalls wird aber das Verhältniß des Gaftes zu 
dem Gaftwirthe nicht zu ftreng behandelt, wenn dem 
Gaſte es nicht zur Schuld angerechnet wird, daß er 
in dem Gaithofe ſich für fo ficher hält, als in der 
eignen Wohnung, und daher bei Ueberwahung 
feiner in den Gafthof gebrachten Sachen feine grö— 
ßere Sorgfalt verwendet, als er in ber eigenen Be- 
haujung für angemeffen und nöthig zu halten pflegt, 
wenn man zumal dabei berüdfichtigt, daß aus dem 
receptum die Verbindlichkeit des Gaſtwirths, für Die 
Eicherheit der Güter des Fremden möglichft Sorge 
zu tragen, hervorgeht. 

Nach den vorftehend angegebenen Grundjägen 
ergiebt fih von felbft, daß ein folder Unterſchied, 
wie ihn die zweite Inftanz macht, ſich ſchlechterdings 
nichtrechtfertigen läßt. Ebenfo liegt auf der Hand, 
daß die beiden factifchen Momente, welche, wie bes 
reits oben erwähnt worden ift, ber Kläger in ber 
Replik wenigftens nicht ausdrüdlich zugeftanden hat, 
nämlich das Nichtzufchieben des Tiſchkaſtens, und 
Nichtauslöihen der Wachskerzen, für Die rechtliche 
Beurtheilung des erceptivifchen Anführens des Be— 
flagten ohne entjcheidenden Einfluß find, und cs 
bedarf daher auch nicht erft eines Hinweifes darauf, 
daf namentlich das legtere Moment felbft bei einer 
andern denkbaren Anficht von dem Verhaͤltniſſe weit 
eher gegen, als für den Beklagten fprechen würde. 

Der Bellagte hat den Befig der angegebenen 
Gegenftände und Gelder Seiten des Klägers, das 
behauptete factum furti und den angegebenen Werth 
ber Gegenftände, in Abrede geftellt, und den ihm 
von dem Kläger darüber angetragenen Eid zurüd: 
gegeben. Es war daher auf dieſes relatum zu er= 
fennen und von deffen Leiftung die Verurtheilung 
bes Beklagten abhängig zu machen. 
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Die zweite Inftanz hat rüdfichtlich der geftohle- 
nen goldenen Uhr ſammt goldener Kette und übrigen 
- Gegenftände fich den Zweifel gemacht, ob ber Eides— 
antrag über den für diefe Kette geforderten Werth 
für zuläfftg zu betrachten fei. Indefjen erledigt fich 
auch diefer Zweifel durch folgende Erwägung: 

Nach der Haren Vorjchrift der 

l. 1. pr. D. nautae, caupones etc. 
ift die aclio in factum ex recepto eine fogenannte 
äclio rei perseculoria. 

Das Werfen biefer Gattung von Klagen befteht 
darin, daß zunächft die Reftitution ded Gegenftandes 
in natura, und eventuell, wenn dieſe Reftitution 
nicht möglich ift, das Interefie gefordert werden fann. 
Es hätte daher der Kläger Ausantwortung ber 
fraglihen Uhr in natura petiren fönnen, und es 
würde died die Folge gehabt haben, daß, wenn der 
Beklagte in deſſen Gemäßheit verurtheilt und Die 
Uhr bei einer Hülfsvolftredung bei ihm nicht gefuns 
den worden wäre, ber Kläger nach $. 73. des Ere- 
cutionsgeſetzes das Recht gehabt hätte, den Werth 
der Uhr und den Betrag feines etwaigen Intereſſes 
eidlich anzugeben und die angezeigte Summe ald 
eine Gelbfchuld von dem Bellagten einbringen zu 
laſſen. Diefes weitläuftige Verfahren ift durch das 
auf den Werth der Uhr gerichtete Klaggefuch abge: 
fürzt worden, und wenn ſchon hiernach der in gegen— 
wärtigem Urthel dem Kläger wegen bed Werthes 
der Uhr in Form eines relati zuerfannte Eid mehr 
die Natur eines juris jurandi in litem hat, jo fann 
doch ber Beklagte, zumal er nirgends fich darauf 
bezogen hat, daß er in natura reftitwiren könne, fich 
um beswillen nicht bejchwert fühlen, weil dadurch 
ein ihn jedenfalls treffender Koftenaufwand eripart 
wird, und ber jegt erfannte Eid infofern, als folcher 
blos auf den wahren Werth der Uhr ohne Interefie 
gebt, weniger enthält, als das jus jurandum in 
litem, deſſen der $. 73. des Erecutionsgeſetzes ge: 
benft. 

Uebrigend war als geforderter Werth; für die 
fragliche Uhr nur die Summe von 130 Thalern 
anzufeben, weil, auch felbjt abgejehen davon, daß 
nach ber Rafur Bl. — es völlig ungewiß bleibt, ob 
die petirte Summe 130 Thaler ober 136 Thaler 
beträgt und im Zweifel auf das minus zu erfennen 
ift, dem Bellagten bei der Abfafjung der Einlafjung 
auf die Klage eine Abjchrift der Klagichrift vors 
gelegen hat, in welchem die geringere Summe an 
130 Thalern gejtanden hat. 

Auf den mitentwendeten Reijepaß war bei ber 
Entſcheidung feine Rüdficht zu nehmen, weil der 
Paß im September 1850 ausgeftellt und zur Zeit 


der Entwendung beinahe abgelaufen gemwefen ift, und 
baher der Betrag, welchen ber Kläger für folchen 
bezahlt hat, nicht als Maaßſtab für den Werth dei- 
felben zur Zeit ber Entwendung gelten fann. 

Aus diefen Gründen war fo, wie im vorftehens 
ben Urthel gefchehen, zu erfennen. Die Compen- 
fation ber Koften ber zweiten und ber gegenwärtigen 
Inſtanz bedarf nach Lage der Sache feiner befonderen 
Rechtfertigung.” 

Dbichon ber Beklagte gegen dieſes Urthel appel: 
lirte, fo fprach dennoch die Leuterungsinftang im 
Jahre 1854 eine reine confirmatoria: 

„Daß erwähntes Urthel, wie hiermit geichieht, 
zu beftätigen. Die fernerweit aufgelaufenen Koften 
werben zwifchen den Parteien aufgehoben ıc. 

Don Rechtöwegen. 
Entfheidungsgründe. 

Ueber die Anwendbarkeit der Vorſchriften bes 
römischen Rechts bezüglich des Titels: Nautae, cau- 
pones etc. fann fein gegründeter Zweifel erhoben 
werden; denn wenn auch viele der Motiven weg— 
gefallen fein dürften, welche von ber Eigenſchaft 
derjenigen hergenommen worden find, welche zur 
Zeit der römiſchen Juriften und Geſetzgeber bas 
Gewerbe der Beherbergung Fremder oder ein ähn- 
liches trieben; jo mag man doch nicht behaupten, 
daß nicht der Zwed jener Vorfchriften, das reiiende, 
auf die Sicherheit der Gafthöfe rechnende Publikum 
möglichſt vor Berluften zu bewahren, noch heute 
berjelbe jei. 

Die fchärfere Haftungsverbindlichkeit ber Gaft- 
wirthe tritt nach gefchehener Aufnahme des Fremden 
mit feinen Effecten jofort ein, 

L. 1. $. 8. D. nautae, caupones etc. 
und fie ift in der Regel eine unbebingte. 
L.1. 8.5. L.3. pr. L. 4. D. nautae, caupones 
eic. 

Gewiſſe Vorſichtsmaaßregeln, wodurd fi der 
Wirth die Erfüllung der ihm obliegenden Verbind- 
lichkeit erleichtern kann, find mit jenen ftrengen Bor: 
jchriften vereinbar, 

m. vergl. Wochenblatt vom Jahre 1852, Seite 

113 fig. 

Hat jedody der Gaſt durch eigne Fahrläfigkeit den 
Schaden erlitten, fo tritt eine Berbinblichfeit des 
Inhabers des Gafthaufes nicht ein. Die Beurtbei- 
lung ber Hanblungen oder Unterlafjungen feiten 
des Gafted nach diefer Richtung hin muß, wie ſich 
von felbft verfteht, nur nad) den jedesmal vorlie- 
genden thatfächlihen Umftänden gefchehen, wobei 
man davon auszugehen haben wird, es fei der Gaſt 
biefelbe Sicherheit zu verlangen berechtigt, welche er, 
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nach feiner Gewohnheit zu handeln und fich zu be— 
nehmen, in ber eignen Wohnung zu erwarten hatte. 

Betrachtet man nun hiernach Die vorliegende 
Sache, fo fann man in den Handlungen, welde 
Beklagter dem Kläger zum Vorwurf macht und hier 
aus die eigne Verſchuldung des legteren herzuleiten 
fi beftrebt hat, auch nach nochmaliger Erwägung 
der Sache nicht ſolche Unvorfichtigfeiten und Ver— 
nachläffigungen erfennen, welche unter den Begriff 
ber eignen Verſchuldung fi bringen laſſen. Diefe 
Handlungen find BI. — zufammengeftellt und man 
verweifet auf jene Üctenftelle. 

Man kann zugeben, daß viele Gäfte diefe Thüre 
verichloffen, und die Sachen von Werth in ben 
Schreibtifc gelegt und darin verwahrt haben wür- 
den, allein baraus folgt nicht, daß der Fremde, 
welcher diefe Vorficht nicht anwendete, nachläffig 
geweſen jei, er ift höchftens nicht fo vorfichtig ge— 
wejen, wie andere, allein eine folche WBorficht zu 
verlangen, war ber Wirth nicht berechtigt. Wenn 
andere dies thaten, fo beforgten fie nach ihrer Weife 
einen Theil ber Pflichten, welche dem Inhaber des 
Gafthofes, wenn auch in anderer Mobdalität, 3. B. 
Durch forgfame Bewachung ıc., oblagen; Dazu aber 
giebt ed für die Fremden feine pofitiv ergwingbare, 
daher auch ihnen, im Falle der Unterlaffung, nicht 
Schaden bringende Verbindlichkeit. 

Der Fremde kann annehmen, baf ein Gafthaus 
in der Nacht verſchloſſen und unter Aufficht geftellt 
fei. Es bleibt aljo in der Regel nur die Möglichkeit 
übrig, daß ein DVerluft durch die eignen Leute bes 
Wirthes oder burch andere zugleich Einfehrende 
drohe. 

Für den erſten Fall iſt die Verbindlichkeit des 
Wirthes eine unbedingte, er hat für feine Leute ohne 
alle Ausnahme zu ftehen, eben fo leiftet ec Gewähr 
für die Handlungen derjenigen, welche nicht blos 
im Gafthaufe einfehren, fondern dort beftändig 
wohnen. . 

L. unic, $. ult. D. furti adversus nautas. (XLVII. 5.) 

Die beshalb zuftändige Klage ging nach römi» 
ſchem Rechte auf das Doppelte und das hiernach 
ſich barftellende Rechtsverhältniß ift ein der eignen 
unerlaubten Handlung analogiſches (Cobligatio quae 
quasi ex Jelicto nascitur). 

conf. $. 3, Inst. de obligat. quae quasi. (IV. 5.) 

Fuͤr den zweiten Fall, wenn durch Fremde, zus 
gleich mit dem Beihädigten im Gaſthauſe ſich aufs 
haltende, die Entwendung gefchieht, tritt zwar nicht 
ein ber eignen Berfchuldung des Wirthes entfprechen« 
des Verhältniß, wie bei dem Quafidelict ein, weil 
er bie Reiſenden nicht zurückweiſen fann, 

L. unie. $. 6. D. furti adversus nautas, 


wohl aber die firenge Verbindlichkeit aus bem Re— 
ceptum, und biefe nur dann nicht, wenn bie eigne 
Bahrläfiigkeit des Fremden VBeranlaffung des Bers 
luftes war. 

Diefe Fahrläffigfeit if aber nicht anzunehmen, 
wenn ſich der Fremde nicht durch befondere Maaß— 
regeln gegen die etwa mit ihm zugleich als Reiſende 
das Gafthaus Bewohnenden jchüpte, fondern fo 
handelte, wie er auch in ber eignen Behaufung 
handeln fonnte, ohne fich dem Vorwurf einer Fahr- 
läfftgfeit auszuſetzen. 

Die Aufnahme des Fremden ift ein contractähn- 
liches Berhältniß, der Wirth leiftet durch Diefelbe 
Garantie und macht jich verbindlich zur Rüdgabe 
befien, was der Fremde mit fich aufnehmen lief, 

L. 1. pr. D. nautae, caupones, etc. 

und nur, wenn ber Fremde durch eigne Verfchultung 
diefe Garantie unmöglich macht, fällt fie weg, wie 
in bem wirklichen Contract, wo einer der Contra— 
henten die Erfüllung feiten des Anderen vereitelt; 
daß dies aber in einem Falle, wie der vorliegende, 
nicht dadurch gefchieht, wenn der Gaft fich nicht be= 
fonders fchügt, liegt im Wefen der Eiche. 

Wenn nun Appellant auch noch jetzt darauf zus 
rüdfommt, daß man nicht wife, ob eine zur Aufs 
nahme autorifirte Perfon den Kläger aufgenommen 
babe, fo muß diefer Grund wiederholt zurüdgewiefen 
werden, da, abgefchen von allem Anderen, der 
Kläger, wie Beklagter felbft gefteht, nachdem er 
gleich nach der Ankunft ausgegangen, in der Nacht 
durch die Leute des Bellagten eingelaffen worden, 
und jomit auch die erfte Aufnahme wiederhoft factiic) 
anerfannt worden ff. Auch hat Kläger mit Necht 
barauf bingewiefen, daß biefer Einwand fchon im 
Allgemeinen ein grundlofer fei. 

Menn Beflagter auf das Nichtverfchließen ber 
Thüre zurüdfommt, fo it Diefer Punkt ebenfalls in 
den vorigen Gründen beurtheilt worden, und man 
fann fich auf Diefe Gründe beziehen und felbft Das 
Urthel zweiter Inſtanz hatte hierin nicht unbedingt 
eine Nachläjfigfeit gefunden, 

Wenn nun in ben Gründen eben dieſes Urthels 
und in der Appellationsausführung hierbei in ber 
Frequenz in Gafthöfen größere Städte ein Grund 
für die Nothwendigfeit jener Maafregel gefunden 
wird, fo muß man darauf verweilen, daß bie für 
den Nichtverfchluß fprechenden Motiven, 3. B. bie 
Furcht vor Hülflofigfeit im Fall eines Unwohljeins 
und andere, ihrem Werthe und ihrer Geltung nad) 
nicht davon abhängen fünnen, ob ein Gafthof in 
einer größeren oder minder größeren, frequenteren 
ober minder frequenteren Stadt fi) befinde. 
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Wenn endli der Appellant darauf hinweiſet, 
daß derjenige auch in feiner eignen Behaufung bie 
größte Hahrläffigfeit begehe, welcher bie Thüre, die 
auf den gemeinfchaftlihen Vorſaal geht, nicht vers 
ſchließe, ſo iR darauf zu erwidern, daß dies aud 
dann in der eignen Wohnung feine Kahrläfligkeit 
fein würde, wenn ber Bewohner vorausfegen barf, 
ed fei für Die Bewachung bes Vorſaals gehörig 
gejorgt. 

Soviel das Bergen ber Effecten in den Secretär 
betrifft, jo fann man dies im Allgemeinen nicht als 
eine Verbindlichkeit, um Schaden zu vermeiden, an- 
fehen, am wenigften bei Gegenftänden, welche ihrer 
Natur und Beftimmung nad) dem Fremden zur Hand 
fein follen, 3. B. eine Uhr.‘ 
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65. 
Zu Artikel 242. und 246. des Griminal- 
geſetzbuchs. 


Mitgetheilt von 
Herrn W. J. in H. 


W. hatte vom Factor ber Maſchinenweberei bei A., 
wo brei Kinder We's in Arbeit ftanden, eine ihrem 
Weſen nach für eine Anweifung auf beren fünftigen 
Arbeitslohn geltende Befcheinigung erhalten, um 
darauf hin von dritter Perfon ein Darlehn von 
25 Thlen. — —⸗ ſich verſchaffen zu Fönnen. Diejes 
Document wußte B. dem W. unter dem Berfprechen 
abzuloden, daß er das Darlehnsgejchäft vermitteln 
werde. Anſtatt die in leßterer Beziehung nötbigen 
Schritte zu thun, producirte er felbft den fraglichen 
Schein bei der Verwaltung der Mafchinenweberei, 
erhob darauf unter dem Vorgeben, daß er W.'n ein 
Gapital von 25 Thlın. — —- vorgeihoffen habe, 
in Abwefenheit des Factors W. von ber verehel. 9. 
eine Summe von 5 Thlrn. —= —» und verwendete 
diefelben in feinen Nutzen. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Zwidau fah 
dieje Handlungsweife bed B. befage eines am Iten 
Juni 1853 publicitten Erfenntniffes als Verun— 
treuung an. Das Königl. Oberappellations- 
gericht aber erblidte hierin nur einen Betrug in 
Bertragsverhäftniffen und gab hierfür in dem 
am 13ten Auguft 1853 publicitten Erfenninifie fol- 
gende Gründe: 

„Veruntreut oder unterfchlagen fann nur ein 


folcher beweglicher Gegenftand oder eine folche 
Summe werben, welche für eine andere Perſon be 
feffen wird. Um alfo eine Geldfumme zu unters 
ſchlagen, muß ber Befigenbe ſich bewußt fein, daß 
nicht er, fondern ein Anderer ber Eigenthümer ber 
Summe fei, er muß vom Eigenthümer die Summe 
erhalten haben, um in einer von diefem beftimmten 
Weife damit zu gebahren, oder von einem Dritten, 
um für ben Empfangsberechtigten fürzer oder länger 
zu befigen. 

Nun hat B. von W. nach deſſen eiblicher Angabe 
Bl. — flg. zwar den Auftrag gehabt, ihm 25 Thlt 
—⸗ —⸗ zu verſchaffen, auch die Ermächtigung er: 
halten, ſich dabei zur Sicherung des Darleihers des 
vom Factor W. ausgeftellten Scheines zu bedienen, 
allein zur Empfangnahme fleinerer Darlehne war 
er weder durch W. ermächtigt, noch hat er fich dazu 
nach feiner eigenen Angabe als ermächtigt betrachtet, 
bie H. aber, als fie an B. die 5 Thle. — — 
ausgezahlt, hat nach ihrer Ausfage Bl. — verbun- 
den mit BI. — dieſe Auszahlung nicht bewirkt, damit 
bas Geld an W. gelange, fondern, wie Man nicht 
anders annehmen fann, in ber Meinung, einem 
Gläubiger W.'s eine Zahlung zu leiften, deren 
Dedung ihr durch einen Anſpruch W.'s an die A. ſche 
Fabrik gefichert fei. 

B. har alfo weder nach W.’s, noch nach der H., 
noch nad) feiner eigenen Meinung die von der 9. 
empfangenen 5 Thaler jemals für W. beſeſſen, fr 
alfo auch nicht veruntreuen können. 

Wohl aber hat er einen Betrug gegen die H. 
infofern befangen, als er Diefelbe durch die unwahre 
Vorfpiegelung, dad W. ihm Geld ſchuldig fei, be 
ftimmt hat, ihm 5 Thlr. — —⸗ auszuzahlen, unt 
fie dabei durch UWeberlafjung ber fchon erwähnten 
Anweifung in bie Meinung verfegt, daß fie wegen 
biefer Zahlung buch W. Entfhädigung erhalten 
werbe. 

Es beitand fonach zwifchen der H. und B. wenig: 
ftend dem Wefen nach ein Darlebnscontract” ıc. 
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66. 
Verjährung der Hupothefarifchen Klage. — Muß 
ein jpäterer Befiter des Pfandes, wenn er bie 
Beſitzzeit des urfprünglichen Schuldners in bie 
Berjährungszeit einrechnen will, die A0jährige 
Friſt für fih Haben? — Beginnt die 30jährige 
Berjährungsfrift des römischen Rechts gegen 
jeden neuen Befiger des Pfandes von Neuem zu 
laufen? — Unterbrehung der Verjährung. — 
Kann die Verjährung einrebeweife oder nur 
durch Klaganftellung unterbrochen werden? — 
Unterbredung berfelben durch Anerfenntniß 
ber Forderung oder Hypothek. 
(Nachtrag zu dem oben ©. 215. No, 51. mitgetheilten 
Rechtsfalle. 
Mitgetheilt von 
Herrn —m— in D. 

Auf nochmalige Appellation beftätigte das 
Königlihe Oberappellationsgericht die Ents 
ſcheidung zweiter Inſtanz und fügte feinem vom 
21. Bebruar 1854 datirten Erfenntniffe folgende 
Enticheidungsgrünbe bei: 

„Angehend die Appellation bed Klägers. 

Da man den dem vorigen Urthel Bl. — beis 
gegebenen umftändblichen Rationen im Wefentlichen 
beiftimmt, ber Kläger auch vorzüglich nur gegen die 
Nichtigkeit der in voriger Inftanz aufgeftellten Rechts» 
fäge, weniger gegen die Subfumtion des Factijchen 
unter diefelben etwas zu jagen vermocht hat, fo hat 
man bie gegenwärtige confirmatorifche Entſcheidung 
Lediglich durch nachftehende Bemerkungen zu recht— 
fertigen für nöthig befunden. 


Die Entſcheidung ber vorigen Inſtanz beruht 
auvörderft auf dem Grundfage, baf ber dritte Befiger 
des Pfandes gegen die actio hypolhecaria mit einer 
Verjährung von 31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen aud) 
felbft dann ſich fchügen fönne, wenn er ſich bie 
Defigzeit des Pfandſchuldners und ber Erben bes 
legteren anrechne. Diefen Grundfag hat die gegen- 
wärtige Inftanz bereits in den im Wochenblatte für 
merkwürdige Rechtsfälle, Bb. 12. pag. 221 fig. mit« 
getheilten Entſcheidungsgruͤnden zu rechtfertigen ge— 
fucht, und da das von ber vorigen Inſtanz in biefer 
Hinfiht BL. — Gefagte im Wefentlihen mit jener 
Entſcheidung übereinftimmt, fo kann man ſich auf 
folgende Zufäge beichränfen: 

1) Die Verjährung ‚der actio hypothecaria gegen 
ben dritten Befiger des Pfandes ift weiter nichts, 
ald die gewöhnliche Klagverjährung. Denn fchon 
in ber 1.3. Cod. de praescript. XXX vel XL annorum, 
durch welche die acliones perpetuae der praescriplio 
XXX annorum unterworfen werden, wird ausbrüdlich 
gelagt, daß die actio hypothecaria, infofern fie nicht 
gegen den Pfandichuldner felbft, fondern gegen den 
dritten Befiger gerichtet ift, der breißigiährigen Ver— 
jährung unterliege. 

Sicut in rem speciales, ila de universilate, ac 
personales actiones ultra triginta annorum 
spatium minime protendantur: sed sı qua res, 
vel jus aliquod postuletur, vel persona quali- 
cunque actione, vel persecutione pulsetur: 
nihilominus erit agenti triginta annorum prae- 
scriptio metuenda. Eodem etiam [jure] in 
ejus persona valente, qui pignus, vel 
hypothecam non a suo debitore, sed ab 
alio [per longum tempus] possidente niti- 
tur vindicare. 
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Ganz anders verhält es fi bagegen mit ber 
actio hypothecaria gegen den Schuldner und bie 
Erben bes legteren. Diefe wurden in bem angeges 
benen Geſetze durch bie Worte: „non a suo debitore, 
sed ab alio possidente“ von der Klagenverjährung 
ausdrüdlich ausgenommen, und objchon in der 1. 4. 
Cod. eod. die praescripiio XL annorum für alle 
Klagen eingeführt wurde, welche nach der allgemei- 
nen Borfchrift der 1. 3. Cod. eod. in 30 Jahren nicht 
erlöfchen, fo wurbe dennoch die actio hypothecaria 
gegen ben Schuldner auch ber vierzigjährigen Ver— 
jährung nicht unterworfen, vielmehr blieb dieje Klage 
eine actio perpelua, bis diejelbe in ber 1. 7. pr. 8.1. 
Cod. eod. auf 40 Zahre bejchränkt wurde. 

Das Eigenthümliche der actio hypothecaria gegen 
ben Schuldner und beffen Erben beftcht alfo barin, 
daß fie noch 10 Jahre fortdauert, nachdem bie 
Schuldklage buch Verjährung erlofchen it. Man 
hat nun zwar diefe Fortdauer des Pfandrechtes nad) 
ber Verjährung der Klage auf verfchiedene Weife zu 
erflären verfucht, ohne daß es gelungen wäre, zu 
einem beftimmten Refultate darüber zu gelangen. 
Indeſſen fcheint doch fo viel unzweifelhaft, daß die 
Beftimmungen über bie Verjährung ber actio hypo- 
thecaria gegen den Schuldner und befien Erben in 
Berhältnifien ihren Grund haben, welche bei dem 
deitten Befiger des Pfandes nicht eintreten, und es 
läßt fich daher von der Dauer ber actio hypothecaria 
gegen ben Schuldner und deſſen Erben auf bie 
Dauer diefer Klage gegen den dritten Befiger, wenn 
ber legtere die Befigzeit des Schuldners und beffen 
Erben in die Verjährung mit einrechnet, um fo 
weniger fchließen, ald die 10 Jahre, während welcher 
in dem erfteren Falle das Pfandrecht noch fortbeiteht, 
nachdem die Klage ſchon erlofchen ift, in Die dem 
dritten Befiger des Pfandes zu Statten fommende 
Klagenverjährung ſich nicht einrechnen laffen, fons 
bern ein von dieſer ganz verichiedenes Plus 
bilden. 

2) Eine weitere Beftätigung der Meinung, daß 
Die actio hypothecaria gegen den dritten Befiger in 
jedem Falle in 31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen ver- 
jähre, liegt in der angegebenen 1. 7. $. 1. Cod. de 
praescript. XXX vel XL annorum. Denn wenn 
darin unter Anderem gejagt wird, daß der Unter: 
ſchied zwifchen der actio hypothecaria gegen den 
Schuldner oder defien Erben und ber actio hypothe- 
caria gegen den dritten Befiger bed Pfandes in ber 
Zahl der Jahre beitehe, 

„ut diversilas ulriusque rerum perseculionis, 
quae in debitorem aut heredem ejus, quaeque 
movelur in extraneos, in solo sit annorum 
numero; verum in aliis omnibus ambae similes 


in actione scilicet personali his custo- 
quae prisca constitulionum sanxil 


sint: 

diendis, 

justitia‘‘, 
jo ergiebt fich, daß es bei ber Frage, ob eine dreißig. 
jährige oder vierzigjährige Verjährungsfrift erforder; 
lich fei, blos darauf anfommt, ob das Pfand zur 
Zeit der Anftellung der Klage von dem Schuldner 
oder einem Dritten befefien wird, Dagegen aber, wenn 
ber leptere Fall vorliegt und die gewöhnliche Ver: 
jährungsfrift abgelaufen ift, die Perfonen der Bes 
figer während biefes Zeitraumes in ben Hintergrund 
treten. 

3) Gegen bie hier vertheidigte Meinung wird 
gewöhnlich der Grund geltend gemacht, daß, wenn 
man dem dritten Befiper des Pfandes geftatte, bri 
Berechnung der gewöhnlichen Berjährungsfrift bie 
Befipzeit des Schuldners fich voll in Anrechnung zu 
bringen, bie Verjährung zum Theil durch einen blos 
für die vierzigjährige Verjährung geeigneten Befis 
vollendet werde. Indeſſen fpricht dieſes Argument 
eben jo gut gegen die Meinung, baf, wenn ber 
britte Befiger die Befigzeit des Schuldners ſich mit 
anrechne, eine vierzigjährige Verjährung erforberlid 
fei, indem darnach rüdjichtlich des Ablaufes der 
Verjährungsfrift der Befig des Singularfucceffors 
dem Befige bes Schuldners und ber Erben bes 
fegteren ganz gleichgeftellt wird. Sollte in dieſer 
Beziehung eine Gonfequenz gelten, fo müßte bie 
Befipzeit des Schuldners nah dem Verhältnifle 
berechnet werben, in welchem die vierzigjährige Ver; 
jährung zu der gewöhnlichen Klagverjährung fie; 
eine ſolche Proratifirung der verfchiedenen Theile der 
Berjährungsfrift hat aber um fo mehr Bebenfen 
gegen ſich, als fie wenigftens zur Zeit in der Praris 
noch feinen Eingang gefunden hat. 

4) Was aber vorzüglich für die von der vorigen 
Inftanz angenommene Meinung fpricht, ift ie 
Umftand, daß, während den Singularfuccefforen in 
ben Gefegen das Necht, die Befigzeit ihrer Beſitz 
vorgänger bei ber Berjährung fich mit anzurechnen, 
ganz im Allgemeinen zugelprochen wird, 

I. 14. und 15. D. de divers. temporalib. prae- 
script. 
1. 76. $. 1. D, contrahend. emt. $. 12. und 13. 

J. de usucap. 

l. un. Cod, de usucap, transform. 

fi) nirgends eine Andeutung davon findet, Daß bie 
in die Verjährung mit eingerechnete Befißzgeit ber 
Beiigvorgänger alddann zu reduciren fei, wenn bie 
Singularfuccefforen aus irgend einem Grunde ein 
Recht auf eine kürzere Verjährung haben, als bie: 
jenigen Perfonen, von welchen fie den — der 
Sache erlangt haben. 
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Noch weit weniger kann die Meinung der vori— 
gen Inſtanz einem Zweifel unterliegen, daß ber 
Anfang ber Verjährung bei dem dritten Befiger nicht 
erſt von ber Zeit feines eigenen Befiges an zu rech— 
nen ſei. Auch hierüber hat das Oberappellationd- 
gericht fi bereits in dem im Wochenblatte angege- 
benen Falle ausgefprochen, und indem man auf das 
bort Geſagte verweift, hält man nur zu erwähnen 
für nöthig, daß Die Anficht, wonach ber Anfang ber 
Verjährung der actio hypothecaria von dem Augens 
blicke an zu berechnen fein foll, wo der dritte Befiger 
zum Befige der Sache gelangt ift, einmal auf der 
irrigen Vorausfegung, daß mit jedem Wechfel in 
dem Befige des Pfandes bie actio hypothecaria von 
Neuem beginne, andern Theils auf eine Nichtachtung 
der über Die accessio possessionis der Verjährung 
geltenden Grundfäge beruht. 

Uebrigens hat der Kläger in feiner Appellations- 
debuction nirgends beftritten, daß, wenn bie von 
der vorigen Inftanz aufgeftellten Grundfäge über 
die Berechnung der Verjährung der actio hypothe- 
caria in Nichtigfeit beruhen, feine Klage Bl. — 
bereits im Monat März 1843, alfo lange Zeit vor 
ber erft im Jahre 1847 erfolgten Gröffnung des 
Grund- und Hypothekenbuchs für G., verjährt ge: 
weſen fei. Es bedarf daher in diefer Beziehung 
Feiner weiteren Rechtfertigung des von der vorigen 
Inſtanz über das Factifche des vorliegenden Falles 
DI. — Geſagten. 

Dagegen ift der Kläger Bl. — auf die Behaup— 
tung zurüdgefommen, baß durch die von ihm bei— 
gebrachten Urkunden eine Unterbrechung der Berjähr 
rung dargethan worden fei, und in diefer Beziehung 
hat man Folgendes zu bemerfen: 

Soviel die der Erecutiondflage unter B. und C. 
abihriftlic beiliegenden Kaufsurfunden vom 1./9, 

, 29. April 
Juli 1828. und vom 3. Juli 1833. Bl. — und 
BT. — anlangt; fo ift foviel unzweifelhaft, daß es 
eine Unterbrehung der Verjährung enthalten würde, 
wenn in ben zwijchen ben jedesmaligen Kaufs- 
interefienten gepflogenen Verhandlungen ein Aner- 
fenntniß des von dem Kläger gegenwärtig geltend 
gemachten hypothefarifchen Rechtes gefunden werden 
könnte. Es fommt daher bei Beurtheilung jener 
Berhandlungen auf Beantwortung der Frage an, 
ob die Kaufsintereffenten lediglich für den Fall, 
daß bie fragliche Hypothek der 370 Thaler Conven- 
tionsmuͤnze noch beftände, theild unter. fich, theils 
gegenüber der Hppothefenbehörde ſich verbindlich 
gemadt, oder ob biefelben Die Hypothek als noch 
gültig anerkannt und gleichfam ein auf den Forts 
beftand ber Hypothek berechnetes Abkommen gefchlofien 
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haben. Offenbar ift, wie auch Die vorige Inftanz 
angenommen hat, bas Erftere der Fall. 

Zuvörberft kann bies rüdfichtlich bes Kaufes vom 
1./9. Juli 1828 einem gegründeten Zweifel nicht 
unterliegen. Wie aus ber hierher gehörigen Stelle 
des Gonfirmationsprotofolles BL. — ſich ergiebt, 
hatten die damaligen Kaufsinterefienten in bem ab» 
geihlofienen Kaufe auf die fragliche Hypothek feine 
Rüdfiht genommen, und es wurbe baher bie legtere 
erft von dem Gerichte vor der Konfirmation bes 
Kaufes zur Sprache gebracht. Wenn ed nun unter 
biefen Berhältniffen ſchon an fi nicht wahrfcheinlich 
ift, daß die Kaufsintereſſenten, welche von der Bors 
ausjepung ausgegangen waren, daß die Hypothek 
nicht mehr beftände, durch Verträge unter fich die 
hnpothefariiche Schuld von Neuem zu begründen 
beabfichtigt haben follten, jo läßt ſich die hierher 
gehörige Verhandlung lediglih aus dem Gefichts- 
punfte einer Maafregel des Gerichts betrachten, 
wodurch dieſes eines Theils die Fortdauer der noch 
ungelöfchten Hypothek dem neuen Erwerber gegen- 
über hat fichern, andern Theils ſich felbft gegen 
etwaige Bertretungsanfprüche hat deden wollen. 
29. April 
3. Juli 
1833 eine folche Unterbrechung der Verjährung, wie 
fie ber Kläger für fich daraus abzuleiten ſucht. Man 
ftimmt in diefer Beziehung dem von ber vorigen 
Inſtanz Bl. — Gefagten allenthalben bei und macht 
nur darauf aufmerffam, daß bei biefem Kaufe bie 
Kaufsintereffenten offenbar von ber Vorausſetzung, 
daß die Hypothek nicht mehr beftehe, jondern durch 
Zahlung längft erloſchen fei, geleitet worden find 
und bie darauf bezüglichen Kaufsbeftimmungen daher 
lediglich im der Abficht, etwaigen Ausftellungen bes 
Gerichts gegen den Inhalt des Kaufs im Voraus zu 
begegnen, aufgenommen haben. 

MWeit mehr Zweifel hat die Frage, ob aus ben 
von den VBorbefigern der jepigen Beklagten, befage 
der Beilagsacten sub Lit, — No. — und —, ges 
führten Proceſſen eine Unterbrechung der Berjährung 
des von dem Kläger geltend gemachten hypothekari— 
hen Anfpruchs abzuleiten jei. Wenn man in biefer 
Beziehung der vorigen Initanz, welche diefe Frage 
verneint hat, beigetreten ift, fo ift Died aus nach— 
ftehbenden Gründen gejchehen: 

In den Gejegen wird ber Anftellung ber Klage 
die Wirkung beigelegt, daß dadurch die Verjährung 
ber Klage unterbrochen werde. 

1. 3. und 7. pr. $.5. Cod. de praescript. XXX vel 
XL annor. 
I. 3. Cod. de annali except. 





Ebenſowenig liegt in dem Kaufe vom 
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l. 5. Cod. de duobus reis. 

l. 139. pr. D. de reg. jur. 

1. 19. $. 3. D. de jure jurando. 

1. 8. in f. D. de fidejuss. 

Dagegen findet fi) nirgends eine Andeutung, daß 
daſſelbe gelten jolle, wenn entweder ber Berechtigte 
jein Recht erceptionsweife geltend gemacht, oder auf 
eine Klage, in welcher ber Schuldner die Aufhebung 
des Rechtes auszuführen gejucht, fi verneinend 
eingelafien habe. Es ift daher die Kraft der Inter- 
ruption der Verjährung, ber Geltendmachung bed 
Rechtes im Wege der Erception, oder negativen Ein- 
lafjung per indirectum abgefprochen, und wenn ſich 
ſelbſt hiergegen in jo fern, ald ed um ben Gebrauch 
bes Rechtes durch Erceptionen ſich handelt, mit Hin- 
fit auf den Grundfag, excipiendo reus fit actor, 
Zweifel erheben ließen, jo iſt dies boch wenigſtens 
rüdfichtlih der bloßen negativen Einlafjung, alfo 
bed Falles, wie er hier vorliegt, nicht ebenfalls der 
Ball. 

Für die Meinung, daß, wenn ein Gläubiger auf 
eine Klage des Echulbners, worin Ddiefet leptere 
feine Liberation auszuführen verfucht, fih negativ 
einläßt, alſo die Fortdauer feines Nechtes behauptet, 
hierin eine Unterbrechung der Ertinctivverjährung 
des Rechtes zu finden fei, lafien ſich im Wefentlichen 
folgende Gründe geltend. maden: 

1) es werbe in bem angegebenen Falle das Recht 

in judicium beducitt, 

2) es fei der Gläubiger durch Litispendenz behin- 
dert, ein Recht Hagend zu verfolgen, wegen 
defien Aufhebung ber Schuldner geklagt habe, 
e8 vernichte die Ertinctivverjährung nicht blos 
die Klage, fondern auch das Recht felbft, es 
müffe Daher bei der Frage, ob die Ertinctiv- 
verjährung vollendet fei, nicht blos darauf, 
ob der Gläubiger geflagt habe, fondern viel: 
mehr darauf gefehen werben, ob innerhalb der 
Berjährungsfrift das Recht vor Gericht geltend 
gemacht worden fei, 

Diefe Gründe erledigen fich jedoch durch nach— 
ftehende Erwägungen: 

ad 1. 

Abgeſehen von der nicht unzweifelhaften Frage, 
ob und in wie weit die Vorftellung des römifchen 
Rechtes von einem in der Litisconteftation liegenden 
Duaficontracte no in dem heutigen Proceßrechte 
gilt, fo bilder in dem Falle, wenn der Gläubiger 
auf eine Klage, in welcher ber Schuldner das Ers 
löfhen des Rechtes ausführt, ſich negativ einläßt, 
die von dem Schuldner behauptete Aufhebung des 
Rechtes den Gegenftand bes Proceſſes. Weber dieſen 


3 


— 


Gegenſtand kann zwiſchen den Parteien geftritten 
und von dem Richter entſchieden werden, ohne das 
auf die Frage, ob das Recht außerdem beſtehe, näher 
eingegangen zu werben braucht. 8 läßt fich daher 
auch nicht behaupten, daß die rechtlichen Folgen des 
Proceſſes, wohin namentlich unter anderen aud) die 
Unterbrehung der Verjährung gehört, auf Das Recht 
zu beziehen feien; vielmehr bedarf es zu Herftellung 
dieſer Folgen rüdfichtlich des Rechtes felbit der An 
ftellung einer Klage feiten des Gläubigers. 


Soviel insbefondere den vorliegenden Fall an— 
langt, fo betrafen bie von ben Worbefigern de 
Beklagten gegen den gegenwärtigen Kläger un 
beziehentlich defien Mutter und Miterbin geführten 
Proceſſe lediglich Die Frage, ob die von dem Alige 
gegenwärtig geltend gemachte Hypothek bezahlt und 
daher zu caffiren wäre. Diefe Frage fteht mit da 
Frage, ob die Hypothek, abgefehen von ber behaup 
teten Zahlung, noch fortbeftche, in feiner jelden 
nothwendigen Verbindung, daß über die erftere nicht 
entfchieden werden fünnte, ohne ber legteren zu pi 
judieiren. Die Folgen ber geführten Proceſſe w 
ftreden fi daher auch nicht auf die leptere Arauı 
vielmehr hätte ber gegenwärtige Kläger innerhab 
der Verjährungsfrift klagen follem, wenn er die Bar 
iährung feiner Hypothek hätte imterrumpiren wollen, 
wenn fchon im Uebrigen allerdings darauf etwas 
nicht anfommen fönnte, ob perfönlich oder hypolhe- 
carie geflagt worden wäre, indem bie perjünlid: 
Klage die actio hypothecaria und Die letztere die erierr 
unterbrochen hätte. 

l. 3. Cod. de annali except. 


ad 2. 


Daß ein Gläubiger, gegen welchen ber Schuldun 
unter dem Anführen, daß die Forderung getilgt 
auf Liberation geflagt hat, während der Dauer li 
ſes Procefies gehindert werde, die Klage anzukelen, 
läßt fi nicht ohme Grund bezweifeln. Bon ent 
Litispendenz Tann in diefem Falle wegen bed te 
ſchiedenen Zwedes der beiden Klagen nicht wohl die 
Rede fein. Auch fpricht dagegen die in der 1.8.1. 
de comp. enthaltene Vorfhrift, daß bemjenigek 
welcher eine Forderung bereits in einem Proceit 
geltend gemacht hat, das Recht zufteht, ſich compen- 
sando auf diefelbe zu berufen. Zwar wird, men 
zwei folhe Klagen anhängig gemacht werden, I 
Richter auf Combination beider Proceſſe Beratt 
zu nehmen haben, der Grund davon liegt aber nit! 
in einer etwaigen Litispendenz, fondern in dem al» 
gemeinen proceßpolitifchen Grundfage, daß übet 
denjelben Gegenftand nicht unnöthiger Weife zwi 
verjchiedene Proceffe geführt werden jollen. 
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Wäre jedoch auch ſelbſt die Meinung, wonach 
unter den gegebenen Vorausſetzungen eine Litis— 
pendenz beſtehen ſoll, die richtigere, ſo wuͤrde doch 
in dem vorliegenden Falle zu berüdjichtigen fein, 
daß der Kläger durch die von den Vorbeſitzern der 
Beklagten angeftellten Klagen an ber Geltendmachung 
feines hypothekariſchen Anfpruches wegen ber Be— 
ichaffenheit der ihm in dieſer Hinficht zuftehenden 
Beweismittel nicht gehindert werden konnte, indem 
er in ber Lage fich befand, eine Erecutionsflage zu 
erheben, während die Vorbefiger der Beklagten im 
Ordinarproceſſe geklagt hatten. 

ad 3. 

Das Königliche DOberappellationsgericht hat 
allerdings ftetd die Meinung befolgt, daß mit dem 
Hinwegfallen der Klage duch die Ertinctivverjäh- 
rung nit blos die Klage, fondern zugleich mit 
derjelben das ganze Recht als erlofchen betrachtet fei. 
Hieraus folgt jedody immer noch nicht, daß die Ders 
jährung der Klage burch jede gerichtlihe Handlung, 
die der Berechtigte vornimmt, alfo auch durch Vor— 
jhügen einer Erception oder negative Einlaffung 
unterbrochen werden fünne. Die Klagverjährung 
wird in den Gefegen durch einen doppelten Grund 
gerechtfertigt, einmal durch Beziehung auf die desidia 
oder negligentia des Klägers, 

l. 2. Cod. de amnali except, „ut perfectius 
omnibus consulamus, et nemini absentia, vel 
potentia, vel inſantia penitus adversarii sui 
noceat, sed sit aliqua inter desides et 
vigilantes differentia.“ 

1.3. in f. Cod, eod. „cum contra desides homines, 
et sui juris contemlores odiosae exceptiones 
oppositae sunt.“ 


fobann aber durch die Rüdficht auf den Beflagten, 
dem gegen veraltete Anjprüche ber erforderliche Schug 
gewährt werben fol. 

I. 5. D. pro suo. 

1. 2, pr. D. de aqua et aqua pluvia. 

Novella 115. praef. 

l. 4. Cod. de praescript. XXX vel XL annor, 

1. 7. Cod, eod. 


Nah der Anfiht bed DOberappellationsgerichts 
hat unter ben verfchiedenen Meinungen, die über 
das gegenfeitige Berhältnig dieſer beiden Gründe 
aufgeftellt worden find, diejenige den Vorzug, welche 
die ratio der Ertinctivverjährung in die Beitrafung 
ber desidia bed Klägers legt, und den geficherten 
Rechtszuſtand des Beklagten blos für eine Folge 
ber vollendeten Verjährung hält. Da biernach das 
gänzliche Erlöfchen des Rechtes ſchon mit dem Nach» 
weife der desidia des Klägers verbunden ift, fo folgt, 


daß die Verjährung durch andere gerichtliche Acte, 
als die Anftellung der Klage nicht unterbrochen 
werden fann. Es würde aber auch, wenn man 
zwiſchen ben mit der negligentia des Klägers ver- 
bundenen Folgen und den Ergebniffen der auf den 
Rechtezuftand des Beklagten zu nehmenden Rüdficht 
unterjcheiden wollte, Dies immer nur dahin führen, 
daß eine Verjährung der bloßen Klage und eine 
Verjährung bed ganzen Rechtes fich denfen laffe und 
bei beiden Arten der Verjährung verfchiedene Inter: 
ruptionsgrünbe gelten. 

Angehend die Appellation des Beflagten. 

Diefe Appellation ift zwar, da ſolche auch gegen 
den Theil der vorigen Entſcheidung gerichtet ift, in 
welchem die in der eriten Inftanz ausgefprochene 
Verurtheilung bed Klägerd weggenommen wird, 
formell zuläjfig, in jeder Beziehung aber unerheb- 
lich. 

Zuvörberft bedarf das vorige Urthel in ſoweit, 
als es die condemnatoria des Klägers in Wegfall 
gebracht hat, feiner befonderen Rechtfertigung, indem 
ed ein ausgemachter Grundfag ift, daß der Kläger 
mit alleiniger Ausnahme der Proceßkoſten nicht ver= 
urtheilt werden fann. 

Soviel fobann weiter die Beſchwerde anlangt, 
baß auf die von ihr vorgefchügte Einrede der Zah 
lung feine Rüdficht genommen worben fei, ſo läßt 
fib an ber Zuläffigfeit diefer Beſchwerde um des— 
willen zweifeln, weil die angegebene Einrede bereits 
in’ dem erften Bejcheide Bl. — nicht berüdfichtigt 
worden war und bie Bellagte nah Bl. — nicht 
dagegen, ſondern blos gegen die Entfcheidung wegen 
der Proceßkoſten appellirt hatte. Abgeſehen jedoch 
hiervon, fo ift die gedachte Beſchwerde auch völlig 
unbegründet, weil ein Zeugenrotul zum ewigen 
Gedächtniffe nicht zu den in dem Grecutionsprocefie 
allein zuläffigen liquiden Beweismitteln gerechnet 
werben fann, übrigens aber ber vorgefchügten Aus- 
flucht der Zahlung die Nechtöfraft ber von den 
Vorbefigern ber Beflagten geführten Proceſſe ent— 
gegen fteht. 

Uebrigens hat die Beflagte dieſe Beichwerbe 
blos für den Fall, daß auf die Appellation bes 
Klägers in gegenwärtiger Inftanz reformirt werden 
follte, vorgefchügt, und diefer Fall ift gar nicht ein= 
getreten.” 
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67. 


Die Chegerichte find auch dann competent, wenn 

die Annullation einer Ehe, weil fie gegen ein 

Öffentliches vernichtendes Ehebinderniß eingegan— 
gen worden, beantragt wird. 


Mitgerbeilt von 
Herrn A. —r in D. 


In einer vor dem K. Appellationsgericht zu 
Dresden anhängigen Ehejache klagte ber Ehemann 
auf Eherrennung aus bem Grunde, weil die Ehefrau 
bereitd vor Gingehung der Ehe ſich mit feinem nun— 
mehr veritorbenen Vater fleiſchlich vermifcht, er auch 
hiervon erjt nad Eingehung ber Ehe Kenntniß er 
haften habe. Die Beflagte ftellte die ihr beigemeffene 
Unzucht in Abrede und ed wurde unter dem 18. 
Detober 1852 auf Beicheinigung der vom Kläger 
aufgeftellten Behauptungen rechtöftäftig erkannt. Er 
unternahm dieſe Bejcheinigung hauptiächlich durch 
Zeugen. Nah abgefegtem Beſcheinigungs- und 
Hauptverfahren erfannte Das genannte Appellationds 
gericht unter dem 4. Februar 1854 auf Annullation 
der Ehe unter der Borausjegung, daß Kläger annoch 
zur Erfüllung ſchwören würde, daß, fo viel er wifle, 
glaube und dafür halte, die Beklagte vor feiner 
Verheirathung mit ihr ſich mit feinem Bater fleifchlich 
vermijcht habe. Diefem Erfenniniffe waren folgende 
Entiheidungsgründe beigefügt: 

„Bei der rechtlichen Beurtheilung und Entſchei— 
dung der vorliegenden Ehefache iſt vor allen Dingen 
ind Auge zu faflen, daß es fich bei dem vom Kläger 
geltend gemachten Annullationsgrunde um ein joge- 
nanntes öffentliches vernichtendes Eheverbot handelt. 
Iſt nämlich das Anführen des Klägers in Wahrheit 
begründet, fo ift derſelbe mit feiner Ehefrau in der 
geraden Linie verfhwägert, indem die legtere feines 
Baterd Goncumbentin gewejen fein foll, als in 
welchem Falle die Ehe, auch wenn die vor der Ein- 
gehung berfelben erfolgte fleiſchliche Vermiſchung des 
Adicendenten des einen nachherigen Ehegatten mit 
dem andern nachherigen Ehegatten eine außerehe— 
liche geweſen ift, jchlechterdings nicht geduldet wer: 
ben foll. 

Weber, Spflemat. Darftellung des im K. Sachien 
gelt. Kirchenrechts, Thl. 2. Abthl. 3. Seite 
1134 flg. 1145. 

Dabei ift es auch für die Frage: ob die Ehe für 
nichtig zu achten ſei, gleichgültig, ob bei Eingehung 
der Ehe der eine Ehegatte, Daß der andere mit bed 
erftern Nofcendenten den Beiſchlaf ausgeübt habe, 
gewußt hat oder nicht, ebenjo, ob, wenn er es erft 
fpäter, im Raufe der Ehe erfahren, eine ftillfchweis 


gende oder ausbrüdliche Verzeihung eingetreten ift 
oder nicht. Denn nicht die Täuſchung ober ber 
Irrthum (dieſe vernichtenden Privatehehindernifie) 
find bier entfcheidend, fondern das Vorhandenfein 
eines fchwägerfchaftlihen Verhältniffes, wegen befien 
die Ehe fchlechterdings verboten ift. 

Weber, a. a. O. ©. 1207. 

In neuerer Zeit hat man nun die Behauptung 
aufgetellt, daß Ehen, welche gegen ausdrüdlide 
PBrohibitivgefege geichloffen worden, ſchon in ihrer 
Entftehung dergeftalt null und nichtig feien, Daß es 
zu ihrer Wiederaufhebung nicht einmal einer richter: 
lihen Entjcheidung bedürfe, weshalb denn auch in 
einem ſolchen Falle von einer Eheftreitigfeit und einer 
Competenz der Ehegerichte, wie jolche in $- 34. und 55. 
des Geſetzes Uber privil. Gerichtsjtände ıc. vom 28. 
Januar 1835 beftimmt worden ift, nicht die Rede 
fein fönne. ö 

Lengnid, der Sächſ. Eheproceß, $. 27. S. 86. 

Allein biefe Anficht ift nur zum Theil ridtig. 
Allerdings bedarf ed im Falle einer wegen eines 
öffentlichen Ehehinderniſſes nichtigen Ehe nicht noth— 
wendig einer Klage des einen oder des andern Ehe— 
gatten auf Annullation der Ehe, vielmehr ift de 
Richter, fobald er Kenntniß von einer jolchen Eht 
erlangt, von Amtöwegen einzufchreiten berechtigt 
und verpflichtet. Aber darum ift jene Klage nicht 
gänzlih ausgefchloffen, fie wird vielmehr als das 
angemefienfte Mittel, um zur Annullation zu gelan: 
gen, dann anzufehen fein, wenn bie factifchen Por 
ausjegungen ber Nichtigkeit der Ehe illiquid find und 
daher erſt noch eine weitere Grörterung und Be 
weisführung rüdfichtlich derfelben ſich nöthig matt. 
In einem folchen Falle fann der Richter dem alt 
Kläger auftretenden Ehegatten, wenn ber beklagt: 
Ehegatte die enticheidenden Thatumftände Leugne, 
deren Beicheinigung aufgeben oder das fonft nat 
Lage ber Sache Erforderliche, um darüber, ob will: 
lich eine nichtige Ehe gefchloffen worden ift, Auf- 
flärung und Ueberzgeugung zu erlangen, verfügen. 
In einem ſolchen Falle wird es auch einer richter: 
lichen Entfheidung, durch welche die Ehe ausdrüd— 
lich für nichtig erflärt oder das Gegentheil aus 
geſprochen wird, ſchlechterdings bedürfen, während 
ein ſolches Erkenntniß nach Befinden dann wir 
entbehrt werden fönnen, wenn bei vollftändiger 
Liquidät aller einfchlagenden tharfächlihen Verhält⸗ 
niffe ohne Antrag einer Partei ein Einfchreiten von 
Amtswegen ftattgefunden hat. Auf Letzteres braudı 
bier, wo ein Fall diefer Art nicht vorliegt, nicht 
näher eingegangen zu werden. In Bezug auf den 
gegenwärtigen Ball dagegen, in welchem ein Ehe 
gatte ald Kläger aufgetreten ift umd die factiſchen 
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Borausfegungen der behaupteten Nichtigfeit bei An— 
ſtellung der Klage gänzlich iliquid waren, ift zu 
bemerfen, daß bas vom Königlichen Appellations— 
gericht eingeichlagene Verfahren, mitteld deſſen dem 
Kläger die Beicheinigung auferlegt worden iſt und 
nunmehr über das Ergebniß derſelben rechtlich 
erkannt wird, mit der Lehre der bewährteften Rechts— 
lehrer übereinftimmt, 

Glüd, Erläut. der Pand., Thl. 26. ©. 263 jlg. 

Weber, a.a.D. ©. 1206 flg., befonders Anmerf. 


100. u. 2, 
Uihlein, im Archiv f. d. civilift. Praxis, Bd. 14. 
©. 39 flg. . 


Richter, Lehrbuch bed SKirchenrechts, $. 267. 
©. 548 flg. d. 3. Aufl. 

Daſſelbe fteht aber auch mit der neuen vaterläns 
bifchen Gejeggebung in völligem Einflange. Denn 
das angezogene Gefeg vom 28. Januar 1835 weilt 
in den $$. 55. 56. und 57. den Appellationdgerichten 
alle Eheftreitigfeiten (mit alleiniger Ausnahme ber 
in den $$. 61. und 62. erwähnten) zu und naments 
lich auch die Eognition über Klagen auf Annullation 
der Ehe, ohne rüdfichtlich der Nichtigkeitöfälle einen 
Unterfchied zu machen, ob das den Gegenftand einer 
Annullationdflage bildende Ehehinderniß ein öffent- 
fiches oder ein Privathindernig if. Wie man aljo, 
um bie Annullationsflagen wegen eines Hindernified 
ber eriten Art von ber Gompetenz der Ehegerichte 
auszufchließen, erit einen Unterfchied in das Geſetz 
bineintragen muß, welchen dieſes ſelbſt nicht aufitellt, 
fo ift es auch eine unerwielene VBorausfegung, daß 
im Falle einer Annullationdklage wegen eined angeb- 
lich vorhandenen öffentlihen Ehehinderniſſes eine 
Eheftreitigfeit nicht angenommen werden fünne. Es 
wird in einem folhen Falle darüber geftritten, ob 
eine unter der gefeglichen Form eingegangene, alfo 
factifch vorhandene Che zu Recht beitehe oder nicht, 
und ed ift in der That nicht abzufehen, warum ein 
folcher Streit nicht eine Eheftreitigfeit fein ſollte.“ 

Der weitere Inhalt der Entſcheidungsgründe 
beftand in einer Prüfung ber Ergebniſſe der Beſchei— 
nigung und in der Rechtfertigung bed erfannten 
Erfüllungseides. Daß man diefen nicht aud; darauf 
gerichtet habe, Daß Kläger erft nad Eingehung feiner 
Ehe von dem vor berfelben zwiſchen ber Beklagten 
und feinem Vater Statt gehabten unzüchtigen Um— 
gange Kenntniß erlangt habe, — in welcher Hinficht 
Dem Kläger Die Zeugenausfagen allerdings aud) zur 
Seite ftänden, — dafür war ald Grund angegeben, 
woeil ber Nachweis jenes Umſtandes ſich von felbft 
Dadurd) erledige, daß es ſich hier um ein öffentliches 
Ehehinderniß handele, bei deffen Vorhandenfein der 
Eherichter das Fortbeftehen der Ehe fchlechterdings 


nicht dulden duͤrfe und baher die Nichtigkeit berjelben 
auch dann ausgejprocdhen werden müßte, wenn fie 
vom Kläger bei vorhandener Wifjenfchaft von Dem ent» 
gegenftehenden Hinderniffe geſchloſſen worden wäre. 

Die Beflagte appellirte gegen den ganzen Inhalt 
des Erfenntniffes und fuchte namentlich auszuführen, 
daß das Ehegericht zur Entſcheidung in diefem Falle 
nicht competent geweſen und das eingefchlagene Ver— 
fahren als ftatthaft nicht anzufeben fei. Allein das 
K,DOberappellationdgericht beftätigte unter dem 
21, April 1854 das angefochtene Grfenntnif, jedoch 
mit der Erläuterung, daß der dem Kläger auferlegte 
Grfüllungseid auch auf Den Umftand erftredt wurde, 
daß Kläger erft nad) eingegangener Ehe den frühern 
unzüchtigen Umgang der Bellägten mit feinem Bater 
in Erfahrung gebracht habe. Die Entjcheidungs- 
gründe lauteten fo: 

„Infofern die vorige Inftanz die Ergebnifje der 
Beweisführung Klägers für ausreichend erachtet hat, 
um auf ein suppletorium zu erkennen, ftimmt man 
denjelben vollftändig bei. Es genügt auf das dies— 
falls BI. — unter Bezugnahme auf die einichlagen: 
den Zeugendepofitionen zur Rechtfertigung Bemerfie 
zurüf zu verweilen. Was Bellagter Bl. — zur 
Widerlegung vorzubringen verfucht hat, ftellt fich 
ohne Weiteres ald unerheblih dar. Ebenfowenig 
begründet ift Beklagtens Bemerkung Bl. —, daß 
die vorige Inftanz in Widerfpruch mit fich jelbft 
gerathe, wenn fie einerjeits die flattgefundene fleifch- 
lihe Vermiſchung des einen Ehegatten mit dem 
Adfcendenten bes anderen vor der Ehe als ein 
öffentlies, die Nichtigfeitderflärung der Che 
von Amtöwegen bedingendes Ehehinderniß erkläre 
und gleihwohl die vorliegende Sache, in welcher es 
fih von einem Ehehinderniffe der gedachten Art nad 
Klägers Anführen handele, als Parteiſache be- 
handele und darin ein Erkenntniß abgefaßt habe. 
Was in dieſer Hinficht in den vorigen Entſcheidungs— 
gründen Bl. — bemerft worden, ift völlig hin— 
reihend, um den gedachten Vorwurf Beflagtens zu 
befeitigen. 

Dagegen hat man allerdings der vorigen Inftanz 
infoweit nicht beizuftimmen vermocht, als dieſelbe 
auf den Umftand, ob Kläger ben fleifchlichen Umgang 
feiner Ehefrau mit feinem Vater vor der Ehe, zur 
Zeit der Eingehung berfelben bereits gefannt oder 
erit fpäter erfahren habe, gar fein Gewicht gelegt 
wiffen will und daher auch den dem Kläger zuer— 
fannten Erfüllungseid lediglich auf das factum des 
zwiichen feinem Vater und feiner Ehefrau vor der 
Ehe ausgeübten Beifchlafs beichränft hat. Ob biefe 
Anſicht an und für fid) richtig, kann man gegens 
waͤrtig Dabingeftellt fein laffen, da ber procef- 
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fualiihe Stand der Sache bie Nothwenbigfeit 
an die Hand giebt, den Umftand, daß Kläger erft 
nach Eingehung der Ehe den vorher ftattgefundenen 
fleifchlichen Umgang feines Vaters mit feiner Ehe— 
frau in Erfahrung gebracht, für entjcheidend zu 
erachten. Es ift nämlih in dem rechtöfräftigen 
Interlocute BI. —, dem Kläger ausdrüdlich mit 
auferlegt worden, zu erweilen, daß er erſt nad 
Eingehung ber Ehe Kenntniß von ber bemerften 
Tharfache erhalten habe. Nothwendig muß daher 
die erite Inſtanz, als fie in dieſer Weife interloquirte, 
ber Anficht geweſen fein, daß die außereheliche 
Vermifhung des einen Ehegatten mit dem Adfcen- 
denten des andern vor Eingehung der Ehe an ſich 
feinen Annullirungsgrund barbiete, fondern der Fall 
gleich jedem andern zu behandeln fei, wo die Ehe— 
frau vor der Ehe bereitd mit irgend einer andern 
Mannsperfon außer dem nachherigen Ehemanne 
concumbirt gehabt, was den Ehemann nur dann 
zur Klage auf Annullirung der Ehe berechtigt, wenn 
er vor Schliefung des Ehebündniffes davon nichts 
gewußt. Bon dieſer im vorliegenden Falle zu Guns 
ften der Bellagten rechtskräftig feſtſtehenden Anficht, 
bei der Definitive abzumweichen, hat man vom richs 
terlihen Standpunkte aus nicht für zuläffig erachten 
mögen.‘ 


68. 
Ueber die Verbindlichkeit zur portofreien Ein- 
jendung der von Privatperjonen bei den Behörden 
zu überreichenden Echriften *). 


Mitgetheilt von 
Herrn S—r in 2. 


Bei dem Königlichen Juftizminifterium bat ber 
Advocat S. in D. im Februar 1854 Beſchwerde aus 
dem Grunde erhoben, weil das Landgericht zu B. 
eine von ihm, ald Actor des Stadtrathes zu D., 
am 28. December 1853 unfranfirt mit der Poſt 
an daſſelbe abgefendete, gegen D. in B. gerichtete 
Klage uneröffnet, mit der auf die Adreſſe gebrach- 
ten Bemerkung: „Kann unfranfirt nicht angenommen 
werden‘, zurüdgejendet habe, in deffen Folge ber 
Anjpruch ſelbſt mit Ablauf des Jahres 1853 ver- 
jährt fei. 

Das Königlihe Minifterium der Juftig hat 
die Entſchließung auf diefe Beſchwerde dem Königl. 


*) Dergl. * immittelſt —— län v.1. Mai 
1854. (G. u. B.:Bl. 0.3.1854. ©. 101.) 


Redacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


Appellationsgericht zu Budiſſin überlaffen und in der 
diesfalls an bafjelbe unter dem 25. Februar 1854 
erlafienen Verordnung Folgendes eröffnet: 

„Das Juftizminifterium ift vollfommen damit 
einverftanden, daß an der Berechtigung der Bebör- 
ben, die Einfendung der von PBrivatperfonen ihnen 
zu überreichenden Schriften portofrei zu verlangen, 
nicht gezweifelt werden fann, die Berichtigung des 
Porto Seiten des Abfenders demnach als Regel zu 
betrachten ift, auf deren Beachtung durchaus gehal— 
ten werden muß, da- die im einzelnen Falle zwar 
fehr geringfügigen Beträge doch alsbald, ſowie eine 
nachfichtigere Praris Seiten der Behörden gebt 
werden würde, zu einer bedeutenden Laft für bie 
Sportelfaffe anwachſen müßten, indem dann wohl 
nur ausnahmsweiſe noch franfirte Schreiben an bie 
Behörden abgejendet werden dürften. Dem in neue: 
ter Zeit immer mehr um ſich greifenden Unfuge ber 
unfranfirten Abfendung von Parteifchriften an bie 
Behörden dadurch begegnen zu laſſen, daß bie ge— 
dachten Schriften uneröffner zurüdgejendet werden, 
trägt das Juſtizminiſterium, wegen der davon zu 
beiorgenden Nachtheile, zwar Bedenfen, und mögen 
fich die Behörden nicht entbrechen, dergleichen un 
franfirte Schreiben anzunehmen und den !Bortoberrag 
dafür einftweilen aus der Sportelfafje zu verlegen; 
allein biefer Verlag muß unverlängt von bem au 
defien Reftitution verpflichteten Abiender wieder eins 
gezogen und es darf nicht abgewarter werden, ob 
und wann ber Abjender gelegentlich von feiner Bar 
bindlichfeit in Kenntniß gefept oder andere Kuiten 
von ihm eingezogen werden fönnen. Anlangend 
aber die Art ber Wiedereinziehung diefer Ports 
verläge, fo kann das Juftizminifterium die jofortige 
Erhebung dieſes Betrages durch Poſtvorſchuß nidı 
für unangemefien halten. Diefelbe beläftigt die 
Behörden am wenigften, ift ganz einfach, wir 
foftenfrei erpedirt und it auch für die betreffenden 
Abjender der unfranfirten Schriften weit weniger 
foftipielig, als wenn von der Behörde deshalb ein 
befonderes Schreiben erlaffen und vom Abſendet 
der PVortobetrag franfirt nachgefendet werben jole, 
wofür außerdem meift weit mehr Koſten entiteben 
müßten, als das verlegte Porto beträgt. Es dürfte 
daher der Abjender eines unfranfirten Schreibens 
feinen Grund haben, ſich über die Wiedereinziebung 
bed der Behörde verurfachten Portoverlags durch 
Boftvorfhuß zu beichweren, deshalb aber auch Feine 
genügende Veranlaffung vorliegen, ein in diefer Weite 
eingeleitetes Berfahren einer Behörde zu mißbilligen.“ 


Dfficin der Berlagshandlung. 
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69. 
Die fubfidiarifche Alimentationsverpflichtung der 
mütterlichen und resp. väterlichen Großeltern des 
unehelichen Kindes cejfirt, wenn lehtered von 
feiner Mutter Vermögen ererbt hat oder über: 
haupt eignes Vermögen befigt. — Auch bei 
ehelichen Kindern ift die Alimentationsverpflich- 
tung der Min mr ſubſidiaͤr⸗ AUnwenbung 
der Regel: concursus non alit infantem. 
Mitgetheilt von 
Herren —e in —n. 

Unterm 15. Mai 1852 ftellte H. in Altersvor⸗ 
munbjchaft bed minorennen Oscar B. gegen 2. 
und befien Ghefrau Klage auf Alimentation feines 
Tuenden an unter dem Anführen, der Sohn des 
gedachten Beflagten fei befien außerehelicher Vater, 
dermalen aber in Concurs verfallen und fogar flüch- 
tig, Die Mutter bald nach der Entbindung verftorben, 
deren Eltern ebenfalls tobt, und fomit ber Fall vor- 
handen, wo bie Alimentationsverpflichtung der Groß— 
eltern väterlicher Seite eintrete. In der Alage war 
jedoch angedeutet, daß die Mutter des Muͤndels 
bes Kläger ein Haus bejeflen habe, auch die Bemer- 
fung eingeflofien, baß Kläger Namens feines Mfleg- 
lings den Nachlaß der außerchelihen Mutter defielben 
angetreten habe. 

Die Beklagten Rellten Folgendes entgegen: 

a. Kläger hätte den Alimentationsanfpruch im 
Concutſe des angeblichen Stuprators liquidiren 
follen, 

b. 2egterer fei keineswegs flüchtig, fondern fiche 
in 3. in Arbeit und verdiene ſich dadurch min— 
deſtens foviel, wie etwa ein Dienftfnecht, 


Heue Folge Zweiter Jahrgang. 


1854. 


c. Kläger habe nicht zu behaupten vermodht, daß 
das Kind ſelbſt vermögenlos fei, im Gegen- 
theil werde in ber Klage ſelbſt von einem 
deſſen Mutter zugehörig gewefenen Haufe und 
davon, baß Kläger für feinen Tuenden ben 
Nachlaß der Mutter deffelben angetreten habe, 
geiprochen. 

In Beireff des Einwantes unter b. brachte auch 

Be r ein obrigfeitliches Zeugniß bei, woraus 
ervorging, daß ber angebliche Stuprator in 3. — 
einer Stadt im Inlande — in Arbeit ftehe. 

Das hierauf von dem Sprudeollegio zu 
Leipzig eingeholte, am 20. December 1852 publicirte 
Urthel lautete folgendermaaßen: 

„Weil Kläger mit der fol. — erfichtliden, in 
Anfehung ded Klaggefuchs fol. — in der fol. — 
bemerften Maaße veränderten fubfidiarifchen Alimen— 
tenffage gegen die Bellagten ald die väterlichen 
Großeltern des nach dem Alaganführen fol. — von 
Oscar B. mit der Mutter ded Pflegbefohlnen Klä- 
gers, Emilien Auguften G., außer ber Ehe erzeugten 
Kindes hervorgetreten; nun aber, auch wenn ber 
genannte B., der angebliche Vater biefes Kindes, 
infofern jedenfalls für arm umd für unvermögend zur 
Grnährung des Letztern zu halten, als derfelbe fol, —, 
wie dies auch die Beklagten felbft ad p. I. c. — ein« 
geräumt haben, ohnlängk in Concurs verfallen, 
biernach aber auf das weitere biedfallfige, nach fol. — 
unbegründete Klagvorbringen fol. — Etwas nicht 
anfommt, übrigend Kläger, wie fol. — richtig bes 
merft zu befinden, keineswegs die Verbindlichkeit 
gehabt, wegen der gegemwärtig wider bie Beklagten 
geltend gemachten Anſprüche bei dem B—ihen 
Greditwefen fich zu melden, mithin bie Ausftellungen 
der Bellagten unter a. und b. fol. — unbeachtlich 
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find, gleichwohl ber erhobenen Klage jedenfalls ber 
Umftand entgegenfteht, daß Kläger, welcher zwar 
fol. — genügend angeführt und beigebracht hat, daß 
die Eltern der Mutter feines Pflegbefohlnen ver: 
ftorben feien, in Betreff der ebenfalld sec. fol. — 
verftorbenen Mutter bes Leptern anzuführen und 
beizubringen unterlaffen, daß, da nach feiner eigenen 
Erklärung fol. — diefelbe feineswegs ohne Nachlaß 
verftorben, fie gleichwohl fo viel, als zur Ernährung 
ihres gedachten Kindes, bed Tuenden Klägers, ers 
forberlich fei, nicht hinterlaffen habe, dies aber zur 
Begründung ber erhobenen Klage und zum Nach— 
weife bed Ueberganges ber in Rebe ftehenden Alimen- 
tationdverbinblichkeit auf die väterlichen Großeltern 
bes Kindes gehört, indem außerdem, ber Natur ber 
Sache nach, fothane Verbindlichkeit offenbar nur auf 
dem Nachlaffe der genannten Mutter des Kindes 
faften würde, und in biefer Hinficht, anlangenb bie 
Mutter des außer der Ehe gebornen Kindes, das 
fol. — angezogene Concluſum bes unterzeichneten 
Sprucheollegiums feineswegs in ber dort angegebe- 
nen Maaße, wie aus der Mittheilung in ber Zeit: 
ſchrift für Nechtöpflege ꝛc, Neue Folge, Bd. 9. 
©. 273, unter Nr. 34. von felbft erhellt, gefaßt 
worben; 

So hat des Klägers Suchen in der angebrachten 
Maafe nicht Statt, er ift auch bie dadurch verurfach- 
ten Proceßloſten ıc. den Beklagten zu erflatten ver- 
bunden.” 

Kläger appellirte gegen biefes Erkenntniß und 
bezog fih in der Deduction darauf, daß das Ver— 
mögen ſeines Pflegbefohlnen nur eirca 400 Thaler 
betrage, wovon übrigens ſchon ein Theil verwendet 
worben; die Zinfen des Ueberreſtes fönnten unmög- 
ih zur Alimentation des Kindes ausreichen und 
das Capital fönne zu dieſem Zwerte nicht angegriffen 
werben, weil fonft das Kind bei erfangtem 14ten 
Jahre als Bettler baftehen würde. 

Die Beklagten abhärirten diefer Appellation 
um beöwillen, weil ihre Einwendungen unter a. und b. 
für unbeachtlich erklärt worden. 

Das Appellationsgericht zu Zwidau be: 
ftätigte jedoch das vorige Urthel aus nachftehenden 
Gründen: 

„I. Zu bes Klägers Appellation. 

Die Frage, ob und unter welchen Borausfeguns 
gen die väterlichen Großeltern eines unehelichen 
Kindes verbunden find, daſſelbe mit den erforderlichen 
Alimenten zu verfehen, ift nach dem gemeinen Rechte 
ſehr befiritten, 


Bülow und Hagemann, praftifche Erörterung, 
Th. IV. 70, 


Bufh, Darftellung der Rechte gefchwächter 
Frauensperfonen, $. 260 — 268. 
und man kann wohl mit Recht die Anficht derjenigen 
Rechtölehrer, welche die väterlichen Großeltern über 
haupt von diefer Verpflichtung befreit mwiffen wollen, 
als die richtigere bezeichnen. 
In Sachſen it nun zwar burch die 
28fte Decifion von 1746 
und das 
Mandat, einige Beftimmungen über bie Ber: 
binblichfeit zue Ernährung unehelicher Kinder, 
vom 12. November 1828 
obige Streitfrage in fofern zu Ungunften ber väter 
lien Großeltern entichieden worden, als biefe, wenn 
weder der Stuprator, noch Die Geſchwächte, noch 
enblich ber legtern Eltern vorhanden oder zur Ali- 
mentation vermögenb find, in legter Stelle für wer 
pflichtet erachtet worben find, ihr uneheliches Entel- 
find mit den nöthigen Alimenten zu verforgen; allein 
es ergiebt ſich hieraus zugleich, daß, Da weder bie 
Billigfeit, noch die Blutsgemeinfhaft für eine der— 
artige Verpflichtung fprechen, dieſe vielmehr lediglich 
auf dem pofitiven Gefege beruht, bei ber Anwendung 
ber erwähnten Gefege nicht ausdehnend zu Werte 
gegangen werden darf. 
Die gedachten fächftichen Geſetze jegen vorzugs— 
weije die Reihenfolge, in welcher die Verpflichtung 


zur Ernährung eines unehelihen Kindes von einem 


Verpflichteten auf den andern übergehen foll, feit, 
und entjcheiben die Frage, ob ein uneheliches Kind, 
welches Vermögen befigt, Alimente von ben väter 
lihen Großeltern verlangen fönne, nicht aus 
druͤcklich. 

Bezüglich dieſer Frage iſt daher auf das gemein 
Recht zurückzugehen. Es iſt nun ein unbeſtrittenet 
und in ben Geſetzen deutlich ausgeſprochener Rechte— 
ſatz, daß eheliche Kinder, ſelbſt wenn ſie noch in 
väterlicher Gewalt ſtehen, Alimente von ihrem Bater 
nur dann verlangen fönnen, wenn fie jelbft nicht 
vermögend find, fich zu unterhalten, und daß baber 
die Alimentationspflicht der ehelichen Eltern wegfällt, 
wenn die Kinder, fei ed aus dem eigenen Bermögen 
oder durch eigenen Berbienft, fich zu ernähren im 
Stande find. 

fr. 5. 8. 7. $. 19. fr. 9. D. de agnosc, et alendis 
lib. (XXV. 2.) 

c. 8. 8. 5. C. de bonis, quae liberis. (VI. 61.) 

Brunnemann, Comment, ad leges Pandect. ad 
tit. cit. $. 12. p. 825. 

Carpzov, Decis. part. Il. dec. 173. No. 27. 

Wening-Ingenbeim, Lehrbud; bes gemeinen 
Civilrechts, Buch III. 8. 218, 

Eurtius, Handb.d. fühl. Eivilrechts, 8.158. not.3. 


infoweit blos fubfidiär. 

Bei unehelichen Kindern unter 14 Fahren ift 
nun zwar dem Stuprator gegenüber der Anfpruch 
auf Alimente nach fächfifhem Rechte 

Mandat vom 12. November 1828. 8. 6. 
nicht durch bie BVBebürftigkeit des Kindes bedingt, 
und die Alimentationspflicht des unehelichen Baters 
finder Statt, wenn auch das uneheliche Kind eignes 
Vermögen beſitzen ſollte und daraus ernährt werden 
fönnte. 

Hänfel, Ercurfe zu Curtius Handbuch, Bb. I. 

©. 313, 


Diefe Abweichung von ber obgebachten, bei ehelichen 
Kindern geltenden Regel, welche Abweihung übri— 
gend nicht ganz unbeftritten ift, 
Buſch, 1. c. $. 270. ©. 359. 
Adermann, in der Zeitfchrift für Rechtöpflege 
und Verwaltung, N. F. Bd. I. ©. 516 ur. fig. 
it daraus zu erklären, daß die Alimentationsver- 
pflihtung des Stuprators in einer unerlaubten 
Hanblung ihren Grund hat, eigentlich nur eine an 
das Kind oder beffen Pfleger abzutragende Schuld 
enthält. 
Bülow und Hagemann, 1. c. Th. IV. No. 70. 
$.9 


Wening-Ingenheim, I. c. Buch III. $. 217. 

Hänjel, l. c. Bb.1. ©. 315. 

Adermann, . c. 
Diefe Rüdficht fällt aber weg und es tritt die allge 
meine Regel, daß Alimente nur bebürftigen Kindern 
au reichen find, wiederum ein, wenn von den mütter- 
lichen oder väterlichen Großeltern Alimente gefordert 
werben, weil bei biefen Verpflichteten in ber Regel 
eine obligatio ex facto illicito nicht Plag ergreift. 

Da nun gerechter Weife uneheliche Kinder nicht 
befier geftellt fein dürfen, als eheliche, und bie 28fte 
Deciſion von 1746, fo wie bas angeführte Mandat 
vom 12, November 1828. 8. 3. und 6. ohnehin nur 
von ben „nöthigen“ Alimenten fprechen, dies alfo 
auf Seiten des zu verforgenden Kindes eine Be: 


vürftigfeit, inopia, vorausfegen läßt, fo ift mit” 


Grund Rechtens anzunehmen, daß bie in den er- 
waͤhnten fächfiichen Gefegen ausgeiprochene Verpflich- 
tung ber mütterlichen oder väterlichen Großeltern, 
foweit fie nicht als Erben des Stuprators oder der 
stuprata verpflichtet find, ceffirt, wenn das uneheliche 
Enteltind ſelbſt ausreichendes Vermögen befigt. 
Bauers Erläuterung der Decifionen von 1746. 
ad dec. XXVIIE 8. 10. 
Gottschalk, discept, tom. II. cap. X. p. 149. 
In dem vorliegenden Falle ergiebt fich num aus 
dem Anführen Klägers Bl. — in Vergleich mit der 
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Die Alimentationspflicht der ehelichen Eltern ift daher | von bemjelben Bl. — 


im Originale beigebradhten 
Urkunde, dab das Mündel des Klägers bermalen 
noch 377 Thlr. 20 Nor. 14 Pf. befige. Es würbe 
fonad) dieſes Kind zur Zeit feinen Anfpruch auf 
Alimente von den Eltern des angeblichen Stupratore 
haben. 


Der Hagende Bormund meint num zwar, dadurch 
gerade die Bedürftigkeit des Kindes darzuthun, weil 
die von obiger Summe abfallenden Zinſen nicht 
ausreichen dürften, das Kind zu ernähren, nicht aber 
verlangt werden fönne, daß deshalb das Capital 
angegriffen werde. 

Diefe Anficht it jedoch irrig. Vielmehr ift bei 
Unzulänglichfeit der Zinfen im Nothfalle auch bas 
Capital zu verwenden, da, fo weit letzteres ausreicht 
und fo lange es noch vorlanden ift, eine Beduͤrftig⸗ 
keit nicht angenommen werden kann. Dafür ſpricht 
auch wiederum bie Analogie ber bei ehelichen Kin— 
bern geltenden Grundfäge. Bei diefen ift nämlich 
der Vater, wenn er nad beendigter väterlicher 
Gewalt ihnen ihr Bermögen herausgiebt, Die auf 
deren Unterhalt verwendeten Koften, foweit beren 
eigned Vermögen hinreicht, abzuziehen berechtigt, 

Eurtius, Handbuch, 8. 158. 
und es ift baher bei einem unehelichen Kinde nicht 
ald eine Härte zu bezeichnen, wenn für befien 
Alimentation zunächft das Vermögen deffelben in 
Anfpruch genommen wird, che die väterlichen Groß— 
eltern für alimentationspflictig erachtet werden 
fönnen. 

Aus dieſen Gründen mußte Demnach, ungeachtet 
ber Appellation des Klägers, das vorige Erkenntniß 
beftätigt werben, 

1. Zur Abhäfion der Beklagten. 

Auch die von ben Bellagten Bl. — gebrauchte 
Adhäfion zum Rechtsmittel Des Klägers konnte zu 
einer Menderung des Urthels erfter Inſtanz nicht 
führen. 

Abgeſehen von ber Frage nach der proceſſuali— 
hen Zuläffigfeit der Adhäfton in dem vorliegenden 
Falle ift das Bl. — vorgebrachte Berlangen, die 
Klage auch noch deshalb für unftatthaft zu er- 
flären, 

1) weil unterlaffen worben, bie Alimente des 
Kindes im Greditwefen bed Stupratord zu 
liquidiren, 

2) weil der Stuprator nicht flüchtig fei, fondern 
im Snlande ſich aufhalte und durch feiner 
Hände Arbeit wenigſtens ebenfoviel verdiene, 
als andere Gewerbsgehülfen oder ein Dienft« 
knecht, 

aus materiellen Gründen nicht zu beachten. Denn 
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zu 1. 
da nah Bl. — blos die von Zeit ber erhobenen 
Klage gefällig werdenden Alimente beanfprucht 
werden, fo tritt ber Grundfag: concursus non alit 
infantem, 

Hommel, observ., $. 154. 

dem Verlangen der Bellagten entgegen. 

Zu 2, 

Was aber den zweiten Punkt anlangt, jo haben 
die Bellagten nicht behauptet, daß ber angebliche 
Stuprator nach Beendigung feines Creditweſens zu 
befiern Vermögensumftänden gelangt fei, außerdem 
ift aber die Behauptung, daß der Etuprator wenig- 
ftens ebenfoviel, als ein Gewerbögehülfe und Dienft- 
knecht verdiene, für den Bl. — gebrauchten Eides- 
antrag offenbar zu allgemein und fann daher, fowie, 
weil fich nicht überfehen läßt, ob und inwiefern 
bie übrigen Gläubiger des angeblichen Stuprators 
Anfpruch auf deſſen Arbeitöverdienft haben, nicht 
beachtet werden. 

Die im Erfenntniffe ausgefprochene Compenſa— 
tion der Koften zweiter Inftanz rechtfertigt ſich durch 
die Erwägung, daß dem Kläger bei Einwendung feines 
Rechtsmitteld eine muthwillige Streitfucht nicht zur 
Laft gelegt werden mag, übrigens aber auch beide 
Parteien remebirt haben.’ 

Auch bei diefem am 23. December 1853 publi- 
eirten Urthel beruhigte fich Kläger nicht. Er behaups 
tete wiederholt, daß das Geſetz vom 12. November 
1828. $. 6. feinen Unterfchied darauf feße, ob Die 
verftorbene Mutter Bermögen binterlaffen habe oder 
nicht, überhaupt den Fall, daß das Kind felbft Vers 
mögen habe, nicht als Ausnahme aufftelle, fondern 
bie fubfidiarifche Alimentationsverpflichtung der müt- 
terlichen und resp. väterlichen Adfcendenten nur dann 
ausfchließe, wenn die Mutter entweder unvers 
mögend, ober nicht vorhanden fei. Eventuell, und 
wenn auch feiner Anficht, daß die Subjtang bes 
Bermögens ſeines Muͤndels unangegriffen bleiben 
müffe, nicht beigepflichtet werben follte, ſtellte er noch 
bahin eine Beichwerbe: daß nicht wenigſtens fchon 
jept die Beklagten zu einem Grziehungsbeitrage 
von dem Zeitpunfte an, wo erwiefenermaaßen das 
Vermögen des Minorennen aufgezehrt, vwerurtbeilt 
mworben. 

Das Oberappellationsgericht beftätigte 
jedoh unterm 5. Mai 1854 aus nachftehenden 
Gründen: ; 

„Den Gründen der vorigen Inſtanz Bl. — ift 
im Wefentlicen beizutreten und nur Bolgendes noch 
hinzuzufügen: 

Es fann dahin geftellt bleiben, ob gerade durch 
den in ber 28ſten Decifion vom Jahre 1746 ger 


brauchten Ausdrud: „nöthige Alimentation‘ habe 
angebeutet werden follen, daß bie Alimentationes 
verpflichtung der Mutter und bezüglich ber Groß- 
eltern des unehelichen Kindes nur dann eintrete, 
wenn legteres felbft ohne Vermögen ift. Es bedarf, 
um dieſen Sag zu erweifen, überhaupt nicht ber 
Beziehung auf die gedachte Deciſion, da fich derfelbe 
aus allgemeinen Rechtsgruͤnden rechtfertigt, welche 
burch das bemerkte Geſetz unberührt geblieben find. 
Auch ift für den vorliegenden Rechtöftreit nicht ſowohl 
jene Decifion, als vielmehr das Mandat vom 12. 
November 1828, einige Beftimmungen über bie 
Verbindlichkeit zur Ernährung unehelicher Kinder 
betreffend, maaßgebend. In $. 6. dieſes Mandais 
iſt beftimmt, daß, wenn der Vater eined unehelichen 


Kindes verftorben oder zu deſſen Ernährung etwas 


beizutragen unvermögend fei, zunaͤchſt die Mutter 
bie Berbinblichfeit habe, das Kind aus ihren eignen 
Mitteln zu erziehen, und nur erft, wenn Diefe nicht 
vorhanden oder zur Erziehung bed Kindes unver 
mögend fei, die Großeltern des Kindes, zunächit bie 
mütterlicher Seite, in deren Ermangelung aber auch 
die von väterlicher Seite, als verpflichtet in Anſpruch 
genommen werben fönnten, Nach diefer Beftimmung 
fann es einem Zweifel nicht unterliegen, baß, wenn 
die Mutter bes unehelichen Kindes ein zur Erziehung 
befielben ausreichendes Vermögen hinterlafien bat, 
bie fubfidiarifche Verpflichtung der Großeltern nicht 
eintritt. Denn bie nähere Verpflichtung der Mutter 
ift eine auf ihrem Vermögen haftende und geht 
daher auf deren Nachlaß über. 

Kläger will zwar einwenden, daß das Geſetz bie 
fubfidiäre Berpflihtung ber Großeltern indistincte 
für den Fall eintreten laffen wolle, wenn die Mutter 
verftorben fei, weil darin blos bie Alternative, 
daß entweder die Mutter nicht mehr vorhanden, 
oder zur Erziehung aus eignen Mitteln. unver 
mögend, aufgeftellt, des Falles aber, daß die Muttet 
zwar verftorben, aber Vermögen hinterlaffen babe, 
nicht gedacht worden. Allein Diefe Auslegung ik 
offenbar unftatthaft, da in den Worten: „oder dazu 
unvermögend‘ deutlich genug ausgeſprochen ift, das 
die Bermögenslofigfeit der Mutter, fie mag nun 
noch am Leben oder bereits verftorben fein, die Bor- 
bedingung fei, unter weldyer bie Großeltern zur 
Alimentation herangezogen werden fönnen, und daß 
bei dem Falle des Nihtvorhanbenjeins ber 
Mutter vorausgelegt worden, daß fie ohne Hinter: 
laſſung der Mittel zur Erziehung des Kindes ver 
ftorben. 

Die Behauptung Klägers, daß jedenfalls das 
Gapitalvermögen ſeines Tuenden nicht für Die Be- 
bürfniffe der Erziehung deffelben angegriffen werden 
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bürfe, fondern blos etwa bie — im vorliegenben 
Falle unzureichenden — Zinfen oder Nugungen davon 
zu dieſem Zwede in Anfpruch genommen werben 
fönnten, ift unrichtig und bereits Bl. — ausreihend 
widerlegt. Eben fo wenig endlich mochte auf ben 
eventuellen Antrag Bl. — eingegangen werben, ba 
es eben jo unthunlich ift, im Voraus für einen Fall 
zu erfennen, ber möglicherweife gar nicht oder unter 
Berhältniffen eintritt, welche einen wejentlich modifi- 
eirenden Einfluß auf die Entfcheidung haben fönnen, 
ale ed zwedlos fein würde, etwas audzufprechen, 
was im vorausgefegten Falle in den Gefegen ſchon 
ganz von felbft begründet und an ſich gar nicht ſtrei— 
tig it, fobald nur dargethan wird, daß die factifchen 
Berhältniffe eingetreten find, welche bie Anwendung 
ber gefeplichen Vorfchrift bedingen.‘ 


70. 


Rüdfichtlid verheiratheter Ausländerinnen, bie 
fih ohne ihren Ehemann in Sadfen aufhalten, 
gilt die Präfumtion, daß ihr Ehemann ſchon im 
Voraus in alle in Sachſen abzujcließenden, mit 
dem Aufenthalte dafelbft in Verbindung ftchen- 
ben Rechtögejchäfte eingewilligt hat, und zwar 
nicht blos in bie zum gewöhnlichen Unterhalt 
allernothwendigften. — Der Titel „Brau” in: 
volvirt für den, der ihn einer Dame giebt, nicht 
ohne Weiteres ein Zugeftändniß, daß fie 
verheirathet fei. 


Mirgerheilt von 
Herrn ©. in D. 


Hierüber hat fich im 3. 1850 das K. Appellations- 
gericht zu Dresden in der nachſtehends abgedrudten 
Entſcheidung ausgefprochen. Die Gräfin H. war naͤm⸗ 
Ti einer Waarenfchuld halber vom Kaufmann R. 
in Dresden verklagt und, weil fie im Rechtötermine 
nicht erfchienen war, zur Bezahlung vom K. Stadt 
gericht daſelbſt verurtheilt worden. Sie appellirte 
Dagegen und berief ſich auf eine Unfclüffigfeit ber 
Klage, indem in derfelben einestheild der Einwilli« 
gung ihres Ehemannes zu dem Waarenfauf nicht 
„gedacht worden fei und anderentheils der Kläger 
dadurch, daß er fie „Grau Gräfin‘ titulirt, zuge: 
geben habe, daß er ihre Verheirathung gefannt habe. 
Das K. Appellationsgericht zu Dresben bes 
ftätigte indeß den Beſcheid erfter Inſtanz und ſprach 
fi in den Entfcheidungsgründen folgendergeftalt 
aus: 


„Der Sahwalter der Bellagten glaubt die von 
diefer verhangene Contumaz dadurch unfchädlich 
machen zu fönnen, daß er die Schlüffigfeit ber Klage 
und zwar aus dem Grunde beftreitet, weil, im Falle 
Jemand gegen eine Frauensperfon Mage und biefelbe 
in der Klage „Frau“ nenne, die Vermuthung dafür 
fireite, daß fie eine Durch die ehemännlichen Rechte 
in ihrem Dispofitionsbefugniffe befchränfte Ehes 
frau ſei, indem eine das Verhältnig änbernbe 
Thatſache, Tod des Ehemannes oder Eheicheidung, 
nicht präfumirt werben fönne, nun aber: Kläger bie 
Beklagte in der Klage „Frau“ genannt habe, ohne 
ih auf die Zuftimmung ihres Ehemannes zu bem 
bafelbft gedachten Kaufgefchäfte oder darauf, daß fie 
Witiwe fei, bezogen zu haben, Bl. —. 

Diejer Schlußfolgerung ift jedoch nicht beizu— 
treten. Es wird babei aus ber in der Klage ge- 
brauchten Bezeichnung der Bellagten, als „Frau“, 
zu viel abgeleitet. Wenn nämlich ein hieſiger Ge— 
werbtreibender eine ſich ald Gräfin bei ihm ein- 
führende, dem Anſcheine nach ben höhern Ständen 
angehörige Frauensperfon mit ber Benennung „Frau 
Gräfin” anreder, oder fie alfo fchreibt, fo folgt 
daraus nicht, daß er ihr dadurch die Eigenfchaft 
einer Ehefrau habe beilegen wollen, und daß er die 
Ücberzeugung gewonnen habe, daß fie in einem 
ehelichen Berhältniffe ftehe. Bejonderd dann, wenn 
das Wort „Frau“ mit der Bezeichnung bes Titels 
einer Gräfin, Fürftin oder einem andern Titel dee 
höbern Adels in Verbindung gebracht wird, hat es 
feineswegs bie prägnante Bedeutung von „Ehefrau“, 
fondern ift präjumtiv nichts weiter, als eine übliche 
Titulatur, deren ſich der Gewerbtreibende in feinen 
Gefchäften aus Höflichkeit und ohne weitere Prüfung 
bedienen zu müffen glaubt. 

Die Entfcheidung in ber von dem Sachwalter 
ber Bellagten BI. — angezogenen Rechtsſache, welche 
Entſcheidung ohnehin an fich nicht maaßgebend für 
andere Fälle fein Fünnte, beruhte auf andern 
Prämiffen, ald die jept vorliegende. In der dort 
angeftellten Klage war bie Bellagte ſchlechthin als 
„Frau von N. N.“ bezeichnet, ohne daß ihr ein 
durch Geburt oder Verehelichung befonbers erworbes 
ner Titel des höhern Adels, 3. B. Gräfin, Fürftin 
u. dergl. beigelegt worden wäre. Hierzu kam noch, 
daß dort eine genauere, bie felbftftändige Fähigkeit 
der Schuldnerin zu Eingehung von Darlehnscons 
tracten außer Zweifel fegende Bezeichnung der 
Bellagten erforderlich war, ba jene Rechtsſache im 
Grecutivproceffe verhandelt wurde, nun aber bas 
ber Klage zu Grunde gelegte Document nur mit 
einem einfachen Geſchlechtsnamen, welchen jene 
Frauensperfon von dem Ehemanne her zu führen 
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berechtigt zu fein fehlen, unierfchrieben und. dieje 
ungenügende Bezeichnung ber Perfon der Schuld— 
nerin in ber Klage nur durch die Benennung ber 
felben als Frau von N. N, einigermaaßen vervoll 
ſtaͤndigt wurbe. 

Gefegt nun aber auch, man Fönnte in Dem jept 
vorliegenden Falle wirklich ohne Weiteres annehmen, 
Beklagte wäre, wie fie jegt behauptet, aber recht⸗ 
zeitig nicht eingewendet und noch weniger beis 
gebracht hat, wirklich verheirathet und hätte zur 
Zeit der in der Klage gedachten Erfaufung einiger 
unbedeutender Schmud- und Goldarbeiterwaaren 
wirklich in ehelichen Verhältnifien gelebt, jo würbe 
ed dennoch einer befonderen ®enehmigung jenes 
Einfaufs Seiten ihres Ehemannes, um den Fertiger 
oder Verkäufer jener Gegenftände zu Einflagung der 
fhuldigen Bezahlung zu berechtigen, nicht bedürfen. 
Beklagte ift Ausländerin und ihre Anführen BL. — 
von einer Reife im Innern Ungarns, fowie ber 
Eingang ihrer zu Wien am 3. Juli 1848 Bl. — 
ausgeftellten Vollmacht, 

ihre gefammten Rechtsangelegenheiten in Dres» 
ben zu ordnen, namentlich mit ihren Oläubigern 
zu verhandeln und Geflunbungsverträge zu 
treffen, 
in Berbindung mit der Marginalregiftratur Bl. — 
und ber Anzeige des Gerichtsbeifigers R. Bl. — 
beweifen, daß fie, wenn fie auch wirklich in ehelichen 
Berhältniffen geitanden hätte, doc fih ohne ihren 
Ehemann in einer auf ihren Namen ermietheten 
Wohnung aufbielt und erft geraume Zeit, nachdem 
fie von Klägerm die Bl. — verzeichneten Waaren 
erfauft hatte, mit Zurücklaſſung von Schulden (wes- 
halb, wie aus BI. — abzunehmen, Kläger nicht 
allein Hagbar worden ift) fih von hier entfernte. 
Jedenfalls muß man, wenn ein Ehemann feiner 
Ehefrau fih an einen fremden Ort ohne feine Ber 
gleitung zu begeben und daſelbſt aufzuhalten geftaitet, 
vorausfegen, daß er fie mit den nöthigen Mitteln 
zu einem ftandesgemäßen Leben verjehen und durch 
feine Einwilligung in ihren Aufenthalt an einem 
fremden Ort, überhaupt alle mit demſelben in mit: 
telbarer ober unmittelbarer Verbindung ftehende, 
von ihr allein vorgenommene Einkäufe, auch wenn 
fie nicht blos die allernothwendigften Bedürfniffe 
betreffen, fobald nur Diefelben nicht dem Stande und 
Berhältniffen der Ehefrau ganz unangemeffen erſchei— 
nen, im Voraus genehmigt habe. Und wenn bie 
Erl. Proc.⸗Ordn. ad tit. LI. $. 1. einen Arreſtſchlag 
unter anderm auch in dem Falle, daß ein Auslaͤndi— 
ſcher und in hieſigen Landen nicht Beſeſſener mit 
hieſigen Unterthanen contrahirt und in demſelben zu 
zahlen ſich verpflichtet, und ganz beſonders, wenn 


er bei Handwerloleuten Etwas machen läßt und 
nicht bezahlt hätte, für zufäffig erklärt, fo unterſchei— 
bet dieſes Gefeg nicht, ob der ausländische Schuldner 
männlichen ober weiblichen Gefchlechts, und legteren 
Balls, ob er eine verheirathete Frau oder eine uns 
verheirathete Perſon ſei. In der That würde es 
auch zu den größten Unzuträglichkeiten führen, wenn 
die Rechtöbeftändigfeit eines von einer ausländifchen, 
ohne ehemännliche Begleitung im Inlande reijenden 
oder auf Zeit fich daſelbſt aufhaltenden Ehefrau in 
hiefigen Landen mit einem hiefigen Untertban abge- 
ſchloſſenen Einkaufs oder ähnlichen Rechtögefchäftes 
nicht auch ohne Nachweiſung einer bejonderen Ge— 
nehmigung des Ehemannes rechtlich vermuthet und 
den Gläubigern diesfallſige Rechtöhülfe verweigert 
würbe. 

Die Einwendung eines Rechtömitteld gegen den 
vorliegenden Gontumacialbefcheid geht auch von 
einem Sachwalter aus, welcher lediglich eine von 
ber Beklagten allein — ohne Beitritt eines Ehe 
manned — im Auslande, zu Wien, ausgeftellie, auf 
deren hieſige Schuldverhältniffe, wie ſchon erwähnt 
ift, im Allgemeinen gerichtete Vollmacht beigebracht 
hat. Es ift alfo ebenfowenig anzunehmen, Daf, 
wenn Beklagte wirklich in ehelihen Werhältniffen 
lebte, was aber weder tempeftin ercipirt, noch tem: 
pefiv beigebracht ift, der Ehemann durch dieſen 
Sadwalter fih dem vorliegenden Streite einyus 
mifhen gemeint, ald er dazu berechtigt geweſen ſei. 
Es ift nicht zu präfumiren, daß bie hierländifchen 
Rechtögrundfäge Über die ehemännliche Vormund— 
ihaft und die Dispofitionsbefchränfungen der Ehe: 
frauen auch im Auslande gelten. 

Am allerwenigften ift dieſes nach den öfterreichi: 
ſchen Geſetzbüchern der Fall.“ 


11. 

Die jogenannten Grabecaffen bei den Innungen 
find in Bällen, wenn ein Beitrittszwang für die 
Mitglieder der Innungen beftcht, nicht nach der 
Verordnung vom 8. Juni 1849. (Geſetz⸗ und 
Verordnungsblatt ©. 110.) zu beurtheilen, viel: 
mehr noch immer der obrigfeitlihen Gognition 

unterworfen. 

Mitgerheilt von 

Herrn D. P. in D. 

Die Aelteſten der Schneiderinnung zu D., welche 
Leptere im Jahre 1850 für ihre Begräbnißcafie 
neue Statuten entworfen hatte, nach deren Inhalt 
jedeömal einem der Aclteften die Eontrole über bas 
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Begräbnißcaffenwefen zuſteht, beſchwerten ſich im 
Jahre 1852 bei dem Stadtrathe zu D, daß ber 
Adminiftrator der Vegräbnißcaffe ihnen biefes Bes 
fugniß darum nicht zugeftehen wolle, weil fie bei 
ber früheren Grabecaſſe Beitragsrüdftände verhangen 
hätten. Wenn legterer Umftand nun auch begründet 
fei, fo habe doch die neue Grabecaffenordnung mit 
der früheren älteren nichts gemein, als daß bie 
früher Breigefteuerten in das neue Inftitut nothwen— 
Dig mit hätten übernommen werden müffen. 

Die Aelteften trugen auf Zurüdweifung jener 
Weigerung des Adminiſtrators und auf Uebertragung 
die ſer Controle auf fie an. 

Nah abgehaltenem Verhöre ertheilte nun ber 
Stadtrath zu D. folgenden Beſcheid: 

„Dem Antrage der Schneiderälteften, bie Con— 
trole der Verwaltung der Innungsgrabecaffe zu 
verrichten, fann zur Zeit nicht ftattgegeben werben 
und find biefelben die erwachfenen Koften antheilig 
abauftatten fhuldig, aus folgenden Gründen: 

Nach den im Jahre 1850 für die erwähnte Caſſe 
in Wirfjamfeit gefegten Statuten hat die bei der 
hieſigen Schneiderinnung beftehende Begräbnißcafle 
zeitgemäß umgeftaltet werben follen, in der Abficht, 
mit derfelben zugleich die Vortheile einer Sparcafie 
zu verbinden. 

Hieraus geht hervor, daß eben biefe Caffe ein 
verſchiedenes Inftitut von derjenigen Grabecaffe ber 
Schneiderinnung nicht ift, für welche unter Dem 
9. Februar 1819 befondere Statuten ertheilt worden 
find. Noch deutlicher erhellt foldyes aber daraus, 
daß nad $. 9. der neuern Statuten Die bis zum 
1. Zuli 1850 Freigefteuerten das in ben früheren 
Statuten Beftimmte zu erhalten haben. 

Liegen fomit für Die fragliche Caſſe lediglich 
abgeänterte Statuten vor, fo ift es eben fo folge: 

richtig, daß diejenigen Mitglieder der Caſſe, welche 
nad ben ehemaligen Statuten ber Caſſe fdyuldeten, 
noch immer die Schuldner berfelben find. Denn 
Davon, daf mit der Einführung der neuen Statuten 
Dergleihen Refte von früher her erlaffen oder abges 
fchrieben werden follten, ift in diefen neueren Beftim- 
mungen nirgends etwas vorgefchrieben. 

Nun foll aber nad $. 14. der dritte Innungs⸗ 
ältefte zur Gontrole ber Gaffe nur in dem Balle 
zugelaffen werden, wenn er ber Letzteren nichts 
ſchuldet. 

Da die Impetranten indeſſen, wie ſie nicht ab— 
redig geweſen, Schuldner der Caſſe von früher her 
ſind, ſo kann unter dieſen Umſtaͤnden ihrem Antrage 
nicht ſtattgegeben werben. 

Obwohl demnähft die Bildung von Grabecaffen 
nach der Minifterialverordnung vom 8. Juni 1849 


auf ber freien Uebereinfunft der Betheiligten beruht, 
fo hat doch nach dem vorliegenden Statute die Be- 
gräbnißcaffe der hiefigen Schneiderinnung infofern 
eine eigenthümliche Geftaltung, als darnach jeder 
Innungsmeifter zum Beitritt und zu gewiffen Bei- 
trägen gezwungen ift und aus der Innungscaffe ein 
jährlicher Beitrag von ziemlicher Erheblichkeit an bie 
Grabecaſſe geleiftet wird. 

Bermöge diefer der Freiwilligkeit nicht angehörens 
ben Beftimmungen erfcheint das Statut im Wefent: 
lichen als ein Innungögefeg, wozu bie Genehmigung 
der Innungäbehörde erforderlih if. Es ift daher 
den Innungsälteften aufzugeben, binnen 4 Wichen 
die obrigfeitliche Genehmigung dazu nachzuſuchen.“ 

Auf von ben befchwerbeführenden Innungsälteften 
gegen bdiefen Befcheid eingewendeten Recurs vers 
ordnete bie Königliche Areisdirection zu D.: 

„Daß es in der Hauptfache fowohl, als aud 
hinſichtlich des Koftenpunftes bei dem ertheilten Bes 
fcheide nicht zu belaffen fei, vielmehr, anlangend 
ben legteren, bie erwachjenen Koften Obrigfeitswegen 
zu übertragen feien. 

Wenn nämlich im Hinblid auf die Minifterial« 
verordnung-vom 8. Juni 1849, wonach bie Errich- 
tung von Grabecafjen fortan dem freien Willen der 
Betheiligten überlaffen bleiben foll, auch die bei ber 
Schneiderinnung zu D. beftehende Grabecaffe, zumal 


beren frühere Statuten nad) Inhalt der Beilagsacken " _ 


Seiten der vorgefepten Behörde ausdrüdliche Bes 
ftätigung nicht gefunden haben, lediglich als ein 
Privatinftitut fich darftellt, defien Regulitung und 
Verwaltung den Betheiligten felbft überlaffen bleiben 
muß, fo befindet die Königliche Kreisdirection, daß 
ed bei dem zur Beſchwerde gezogenen Bejcheibe 
allenthalben nicht zu laſſen, vielmehr ſowohl bie 
Schlichtung der vorliegenden, wegen ber Gontrols 
führung über die Gaffenverwaltung entftandenen 
Differenz ben Gefellichaftsmitgliedern felbft anheim— 
zugeben, ald auch von der Prüfung und Genehmi— 
gung ber neuen entworfenen Statuten Seiten ber 
Obrigkeit, resp. Regierungsbehörbe abzufehen ſei.“ 

Gegen biefe Berordnung warb von ben Xelteften 
ber Innung anderweiter Recurd ergriffen, und es 
erging darauf Seiten ber Königl, Kreisdirection 
zu D. unter dem 21. April 1854 folgende Verord⸗ 
nung: 

„Dem Königlihen Minifterium des Innern ift 
in Verfolg bes ftadträthlichen, die bei der Schneiber- 
innung zu D. beftehende Grabecafje betreffenden 
Berichts der Recurs zur Entfchliefung vorgelegt 
worden, welchen der Schneiderältefte N. und Gen. 
gegen die Bl. — erfichtlihe Verordnung ber König- 
lichen Kreisdirection zu D. an das gedachte Königliche 
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Minifterium eingewendet haben, und hat Sich bie 
Königliche Kreisdirection in ihrem biesfallfigen Bor: 
trage, nach anderweiter Erwägung ber Sade, im 
Wefentlihen aus ben in Nachftehendem von dem 
Königlichen Minifterium des Innern hierunter geltend 
gemachten Gründen nunmehr für das Fortbeftehen 
der gedachten Grabecaſſe, als eines Innungsitatuts, 
ausgeſprochen. 

Nach Einſichtnahme der vorgelegenen Acten iſt 
nämlich auch das Königliche Miniſterium bed Innern 
darüber nicht in Zweifel geweſen, daß die hier frag- 
liche Grabecaſſe ſchon im Hinblid auf den jederzeit 
beftandenen Beitrittözwang für die Mitglieder ber 
Schneiderinnung, welcher auch noch in dem Nach: 
trage zu den Specialinnungsartifeln dieſer Innung, 
BI. — der Hauptacten, infofern Anerkennung ge— 
funden habe, als danach in $. 3. b. ein Anſatz von 
2 Thalern —⸗ —- für ben Einfauf in die Grabe: 
caffe als ein ftehender Beſtandtheil der Meifterrechts- 
gebühren mit aufgenommen ſei, ald ein integrirender 
Theil der Innungsverfaffung anzufehen und deshalb 
der unmittelbaren Beauflihtigung ber Innungs— 
obrigkeit unterworfen fei. Hieran werde auch weder 
dadurch etwas geändert, daß die im Jahre 1826 
Seiten der vormaligen Landesregierung angeorbnete 
Regulirung ber Verhältniffe der Grabecaſſe zu einer 
definitiven Beftätigung der damald entworfenen 
* Statuten nicht geführt, daß vielmehr bie Innung 
die Einrichtung der Grabecaſſe durch bloße Innungs— 
beichlüffe geordnet, beziehentlich fpäterhin abgeändert 
habe, auch fönne bei der Beurtheilung des rechtlichen 
Verhältnified dem Inhalte der Verordnung des 
Königlichen Minifteriums bed Innern, die Grabe 
gefellfchaften betreffend, vom 8. Juni 1849 ein be 
ftimmenber Einfluß eingeräumt werben, da durch 
biefe Verordnung weder die unter Cognition ber 
Behörden bis dahin bereits beftandenen Grabe— 
caffen, zu benen bie bier fragliche gerechnet werden 
müfle, da ihre Eriftenz durch beftätigte Specials 
innungsartifel garantirt fei, ohne Weiteres aufgehos 
ben und der bis dahin ausgeübten Aufficht entlaffen 
worden feien, noch auch die fernere Mitwirfung der 
Auffichtsbehörben bei der Entwerfung oder Mobdi- 
fieirung folcher Grabecaffeninftitute, welche aud be» 
fonderen Gründen, wie infonberheit in der Eigen— 
[haft ald Innungseinrichtungen mit Beitrittögwang 
auf einem andern Principe, als demjenigen ber 
Freiwilligfeit berubten, ausgefchlofjen worden fei. 

Das Königlihe Minifterium des Innern bat 
daher befunden, daß es in ber Pflicht des Stadtraths 


Redackeur: Dr. Theodor Taudhnis. 


als Innungsobrigfeit liege, die Angelegenheit und 
die Organifation der bei ber Schneiderinnung bes 
fiehenden Grabecaſſe zum Gegenftande ber obrigfeit- 
lichen Regulirung zu machen, zu dem, Ende aber 
eine Revifion des dermalen in factifcher Wirkfamteit 
beftehenden Regulativs, foweit nöthig, nad ver: 
gängiger Begutachtung durch einen Rechnungsver— 
ftändigen eintreten zu laſſen und das revidirte Regu: 
lativ feiner Zeit zur Beftätigung an die Königliche 
Kreisdirection einzureichen. 

Bei diefer Gelegenheit werbe dann auch zu er- 
wägen fein, ob es bei ber Fortgewährung des mit 
Genehmigung ber Landesregierung aus der Innungd 
caffe zur Grabecaſſe verabfolgten jährlichen Beitrags 
fernerhin zu verbleiben haben werde oder nicht. 

Die Entſchließung auf den Recurs der Schneider: 
älteften N. und Genofien hat das Königliche Minis 
fterium bis dahin ausgejegt, wo ſich überfehen Lafien 
werde, ob berfelbe fi durch die vorzunehmente 
Regulirung nicht von felbft erledigen werde.‘ 


Miscellen. 


Ernennungen, Auftellungen ꝛc. Se. Majekät 
der König haben Allergnädigft gerubt, die Minifterial: 
Serretaire 

Demuth im Minifterium des Innern und 
Engel bei dem ſtatiſtiſchen Büreau des Miniftes 
riumd ded Innern, 
deögleichen die Secretaire 
Vogel und Schmalz bei der Kreißbirertion zu 
Dresden, 
ſämmtlich unter Beibehaltung ihrer Secretariats- Func⸗ 
tion, zu Referendaren mit Beſtimmung ihres Ranges 
in der fünften Claſſe der Hofordnung zu ernennen. 

Se. Königlihe Majeftät haben den Appellationgratt 

beim Appellationdgericht zu Zwickau, 
Karl Dtto von Kyam, 
zum Oberappellationsratbe zu befördern, auch ten 
Affeffor beim Appellationggerict zu Zwidau, 
Rudolph Braun, 
und den Actuar beim Landgericht Pirna, 
Eduard Neumann, 
erfteren ald Appellationsrath, legteren ald Hülfsaffefler 
beim Appellationögericht zu Zwickau anzuftellen gnätigk 
gerubet. 


Anftellnngen bei Patrimonialgerichten. Tu 
zu Verwaltung von Batrimonialgerichten im Allgemeis 
nen verpflichtete Advocat Friedrich Guſtav Lorenz zu 
Hain ift bei ven Gerichten zu Zottewig, im Amtsbezirk 
Hain, als ftellvertretender Juftitiar eingewieien, ingleichen 
ift der Advocat Otto Börner zu Freiberg als Wermalter 
der Gerichte zu Linda, im Bezirke des Landgerictt 
Breiberg, verpflichtet worben. 


Officin der Berlagshantlung. 
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12. 


Ueber dad pactum de mutuo dando und die 
Erforderniffe einer darauf gegründeten Klage des 
Darleihers. 


Mitgetheilt von 
Herrn M. in F. 


Kläger, Earl Jacob K,,- reichte beim Königl. 
Juſtizamte W. gegen Ernſt v. F. folgende Klage 
ein: 

Im Monat Juli 1851 ſei Beklagter zum Dr. T. 
in L., welcher im Auftrage des Klägers 50,000 Thlr. 
—⸗ —- zum Ausleihen auf Hnpothefen in ben 
Leipziger Zeitungen ausgeboten gehabt, gefommen, 
babe demjelben mitgetheilt, daß er im Begriff ftche, 
ein im Königreih Sachſen gelegenes größeres Nits 
tergut, welches mindeftens mit 10,000 Steuerein- 
heiten belegt fei, zu faufen und zu biefem Behufe 
für Michael 1851 ein Gapital von 34,000 Thlen. 
— ⸗ —⸗ gegen erfte Hypothef auf diefem Gute und 
33 Procent jährliche Zinfen zu erborgen wünfche. 

Kläger babe auch gegen Dr. T., welcher ihm 
biervon Anzeige gemacht, erklärt, daß er hiermit 
unter der von ihm ausgeſprochenen Vorausfegung 
einverftanden ſei, daß Bellagter das Capital zu 
Michaelis 1851 feſt abnehme, daß ferner eine halb» 
jährige, beiden Theilen freiftehende Kündigung feft- 
geiegt, die Zinfen in halbjährigen Raten gezahlt, 
in dem Fall aber, daß Bellagter bas Capital füns 
Digen würbe, im legten Halbjahre vor der Rückzah— 
Lang auf 4; Procent erhöht werden follten. Dr. T. 


Habe dies dem Beflagten mitgetheilt, und lepterer 
pemjelben erklärt, daß er die gedachten, vom Kläger 


geftellten Bedingungen allenthalben genehmige. 


Herne Folge Bweiter Jahrgang. 





Unterm 26. Juli 1851 habe hierauf Beklagter 
an Dr. T. den der Klage im Original sub A. beis 
gefügten Brief geichrieben, in welchem er den Wunſch 
ausgefprochen, daß die Zinjen auf 35 Procent feit« 
geftellt werden möchten, jedoch zugleich hinzugefügt, 
daß es bei dem Abgeichloffenen bleibe; zugleich habe 
er darin den Wunſch ausgefprochen, daß etwas 
Schrifilihes über das Berhandelte ausgewechjelt 
werde. 

Als Dr. T. den Kläger von dem Inhalte diejes 
Briefes in Kenntiniß gefegt, habe Lepterer Die Herab— 
fegung ber Zinfen von 34 Procent auf 34 Procent 
abgelehnt, und Dr. T. dies dem Beklagten mündlich 
angezeigt, worauf leßterer fi mit der Berzinfung 
nach 33 Ptocent jährlich anderweit ausdrüdlich ein= 
verftanden erflärt und das Geſuch um Ausfertigung 
einer fehriftlichen Urfunde über das Verhandelte mit 
dem Bemerfen wiederholt, daß die Urkunde in dop— 
pelten Gremplaren ausgefertigt, das eine Eremplar 
vom Kläger, das zweite aber von ihm, Beflagtem, 
vollzogen werben möchte, und daß er, Bellagter, 
diefe Urkunde auf der Expedition bes Dr. T. voll« 
ziehen, bafelbft aber das vom Kläger vollzogene 
zweite Eremplar in Empfang nehmen würbe. 

Hierauf habe Dr. T. die der Klage abſchriftlich 
sub B. beigefügte Urkunde ausgefertigt und dem 
Kläger zugeftellt, und lepterer habe fie, von ihm 
eigenhändig vollzogen, dem Dr. T. mit dem Auftrage 
zurüdgegeben, biefe Urkunde an Beklagten auszu— 
händigen und das von dieſem vollgogene Exemplar 
entgegen zu nehmen. 

Unterm 9./11. Auguft 1851 habe Dr. T. von 
Bellagtem den der Klage im Original sub C. bei- 
gelegten Brief erhalten, in welchem ihn lepterer 
erfucht, das von Klägerm vollgogene Eremplar 
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der Urkunde an ihn, Bellagten, nah H. einzu- 
ſenden. 

Dr. T. habe dies auch gethan, dem Beklagten 
mittelſt eines demſelben vor dem 17. Auguſt 1851 
richtig behaͤndigten Briefs die mit der Beifuge B. 
gleichlautende, von Klägerm durch feine Namens— 
unterſchrift eigenhändig vollzogene Urkunde über— 
ſendet, und Beklagten zugleich in dieſem Briefe 
erſucht, ihm das zweite, von Beklagtem zu voll- 
ziehende Eremplar dieſer Urkunde für Klägern zu 
überjenden. 

Hierauf habe Dr. T. von Bellagtem ben ber 
Klage im Original sub D. beigelegten Brief vom 
17. Auguft 1851 erhalten, worin Bellagter den 
Empfang dieſer Urkunde befannt und die Aushäns 
bigung resp. Heberjendung des von ihm volljogenen 
zweiten Eremplars zugefichert habe. 

Am 27. Auguft 1852 habe Bellagter an Dr. T. 
ben der Klage sub E. und am 25. September 
1851 ben sub F. im Original beigefügten Brief 
geichrieben, worin er angezeigt, daß er in Kurzem 
nach 8. fommen werde, fei aber befjen ungeachtet 
weber jelbjt zum Kläger ober zu deſſen gedachtem 
Bevollmächtigten gefommen, noch habe er bas 
von ihm zu vollziehende Duplicat ber Urkunde B. 
eingefenbet. 

Kläger habe nun die fraglichen 34,000 Thaler 
— 5 —- zu Michaelis 1851 bereit gehabt, um die— 
felben in Gemäßheit des abgeichlofienen Vertrags 
und ber Urfunde B. an Bellagten auszuzahlen, habe 
aber vergeblih auf das Eintreffen des Beklagten 
gewartet, obſchon berfelbe in bem sub G. der Klage 
im Original beigelegten, an Dr. T. gerichteten 
Briefe vom 2. October 1851 fein baldiges Eintreffen 
in L., um das Geldgefchäft zu ordnen, angezeigt 
gehabt. 

Um nun die fraglichen 34,000 Thle. —⸗ —⸗ 
nicht länger aufzubewahren und die bamit möglicher 
Weiſe verbundene Gefahr zu tragen, habe Kläger 
die fraglichen 34,000 Thle. — —⸗ am 21. October 
1831 bei der Leipziger Bank deponitt. Zugleich habe 
dies Dr. T. dem Bellagten mittelft eines demſelben 
richtig behändigten Briefes fofort angezeigt, und 
barin bemerkt, daß das gedachte Geld jeder Zeit zu 
feiner, des Bellagten, Dispofition bereit liege, und 
den Bellagten auch fpäter wiederholt ind Befons 
bere mittelft Schreibens vom 19. November 1851, 
13. December 1851 und 26. December 1851, welche 
Schreiben jämmtlih von Dr. T. fofort nach deren 
Abfaſſung unter ber Adreffe bed Beflagten auf bie 
Poſt gegeben und dem Bellagten auch richtig behän- 
digt worden, wiederholt brieflich aufgefordert, das 
fraglie Geldgeſchaͤft zu ordnen. 


Auch habe Bellagter bie in mehreren, an Dr. T. 
überfendeten, ber Klage sub H. 1. K. im Original 
beigefügten Briefen beziehentlih vom 18. October, 
8. November und 12. December 1851 zugefichert, 
ohne jedoch diefem Verfprechen nachzukommen. 

In Folge deffen habe fi Kläger veranlaft ge- 
funben, feinen Bevollmächtigten Dr. T. zu beauftra- 
gen, dem Beklagten das fragliche Capital zu Fündigen. 
Demnach habe Dr. T. dem Bellagten mittelft eines 
vom 13. Januar 1852 batirten, laut bes ber Klage 
beigelegten Poſtſcheins sub L. am 13. Januar 1852 
auf die Poſt gegebenen und Beflagtem vor dem 
18, ejusdem behändigten Briefes angezeigt, daß ihn 
Kläger beauftragt habe, das fragliche Eapital ven 
34,000 Thlen. — — zu kündigen, auch Beflagten 
in dieſem Briefe um Einfendung eines Kündigungs: 
befenntniffes erfucht. 

Indefien habe dies Beklagter unterlaffen und fei 
fortgefahren, den Bevollmächtigten bes Klägers 
Inhalts des sub M. der Klage im Original beige 
legten, an Dr. T. gerichteten Brief vom 18. Januar 
1852 mit leeren Bertröftungen hinzuhalten, aud 
deſſen fernerweite Schreiben vom 25. April und 
20. Mai 1852, worin Dr. T. Bellagten um Ein— 
fendung ber halbjährigen, zu Oftern 1852 fällig 
gewefenen Zinſen an Klägern in defien Auftrage 
erfucht und welche Schreiben Beklagter ſaͤmmtlich 
durch die Poft erhalten gehabt, unbeantwortet ger 
laſſen. 

Als endlich Dr. T. von Beklagtem die Bezahlung 
der bis 13. Zuli 1852, zu welchem Zeitpunfte die 
ftipulirte halbjährige Kündigungsfrift in Folge der 
von Seiten des Klägers erfolgten Kündigung des 
Gapitald abgelaufen gewejen, erwachſenen Zinfen 
mittelft eincd dem Beflagten vor dem 25. Augut 
1852 behändigten Briefes gefordert, habe Beklagte 
Inhalts des der Klage im Original sub N. bei- 
gefügten, an Dr. T. gerichteten Briefes vom 25. 
Auguft 1852 fortgefahren, leere Verfprechungen zu 
machen. 

Hiernadh ſei Bellagter unzweifelhaft verbunden, 
die Zinfen des fraglichen Eapitald nad Höhe von 
33 Procent von Michaelid 1851, mindeſtens aber 
vom 21. October 1851, wo Kläger das fraglide 
Capital bei der Leipziger Banf bdeponirt habe, ab 
bis zum 13. Juli 1852 an Klägern zu bezahlen, 
weil eines Theild Beflagter die Bezahlung diefer 
Zinfen dem Kläger zugefichert und Kläger feinerfeits 
zu Erfüllung des Darlehnsgeſchäfts bereit geweien, 
andern Theils aber Kläger durch Bellagtens Wei- 
gerung, das Darlehn anzunehmen, außer Stand 
gejegt worden fei, das Capital immittelft zu be— 
nugen. 
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Kläger forderte unter burchgängigem Eidesantrag 
Einlaffung und Antwort auf die Klage und deren 
Beifugen A. bis N. sub poena confessi et convicli, 
und beantragte, dahin zu erfennen, daß Bellagter 
dem Kläger die geflagten Zinfen von 34,000 Thlen. 
—: —s Capital, zu 34 Procent jährlich gerechnet, 
auf die Zeit vom 21. October 1851 bis zum 13. Juli 
1852 zu bezahlen, bemfelben auch die verurfachten 
Unkoſten ab=- und erftatten fchuldig. 

Beklagter leugnete in der Hauptfadhe Die Depo— 
fition bes fraglichen Gapitald an 34,000 Thalern 
—⸗ —s bei ber Leipziger Banf, referirte ben ange: 
tragenen Eid und behauptete unter Anderm aus— 
fluchtöweife, es fei ald ausdrüdliche Darlehnsbedin- 
gung feftgefegt worben, baß bie barzuleihenden 
34,000 Thlr. — —⸗ vom Kläger einftweilen und 
bis Beflagter folche gebrauchen Fönne und werde, 
bei einem fihern Banquier in 2. gegen höchftmögliche 
Zinfen angulegen, Kläger fei aber biejer Bedingung 
nicht nachgegangen. 

Hierauf erkannte das K. Spruchcollegium in 
einem am 6. Mai 1853 publicitten Urthel: 


„Weil nad dem, was Bellagter bei dem —ften 
bis mit —ten, —ten big mit —ten, —ten bis mit 
—ten, —ten, —fen, —iten bis mit —ften, —ften 
bis mit —iten, —ften, —ften, —ften, —ften, —iten, 
—ften Einlaffungsabfchnitte, fowie in den Anmers 
fungen ad pet. lit. cont. —, — und —, auch fol. — 
jet. fol. — eingeräumt, in genügenbder rechtlicher 
Gewißheit beruht, daß Beflagter im Juli des Jahres 
1851 zu dem Dr. T. in L., welcher im Auftrage 
Klägers ein Gapital von 50,000 Thalern —= —⸗ 
zum Ausleihen auf Hppothefen in ben Leipziger 
Zeitungen ausgeboten gehabt, gefommen, bemjelben 
mitgetheilt, wie er im Begriffe ftehe, ein im König— 
reiche Sachen gelegenes Rittergut, welches mindes 
ftend mit 10,000 Steuereinheiten belegt fei, zu faufen 
und zu biefem Behufe für Michaelis ein Capital 
von 34,000 Thalern —⸗ — = gegen erfte Hypothek 
auf diefem Gute und 34 Procent jährliche Zinfen 
zu erborgen wünfche, und. baß hierauf durch Ver— 
mittelung des Dr. T. zwifchen Klägerm und Beklag— 
tem ein Vertrag zu Stande gefommen, wornad) 
Erfterer fich verbindlih gemacht, dem Letzteren zu 
Michaeli 1851 ein Darlehn von der gedachten Höhe 
gegen erite Hypothek und Verzinfung nah dem an- 
gegebenen Procentfage zu gewähren; 

nun aber es einem erheblichen Zweifel nicht 
unterliegen fann, daß Kläger unter folchen Umftän- 
den, bafern er nur das beregte Capital, wie er 
behauptet, von dem beftimmten Zeitpunfte an für 
Beklagten in Bereitfchaft gehalten, befugt fei, von 


ba an, obſchon Beflagter folches nicht abgeholt, deſſen 
Berzinfung zu verlangen; 

weiter, wenn ſchon das Anführen Klägers fol. —, 
er habe die fraglichen 34,000 Thaler —⸗ —⸗ zu 
Michaeli 1851 bereit gehalten, für den gebrauchten 
Eidesantrag zu allgemein erfcheint, dennoch derfelbe 
fol. — auch darauf Bezug genommen, baf er foldhe 
am 21. October 1851 bei der Leipziger Banf deponirt 
habe, dieſes Vorbringen aber allerdings Berüdfichtis 
gung verdient, ba es eben nur darauf anfommt, zu 
conftatiren, daß Kläger außer Stand gewefen, das 
Capital feinerfeits zu benugen, unb ber diesfallfige 
Nachweis, wenn eine Depofition bei ber Bant erfolgt 
wäre, geliefert fein würde, um jo mehr, als Bellag- 
ter fol. — ausreichend eingeräumt, daß die Banf 
ihrerfeitö feine Zinfen gewährt; 

fo ift Beflagter, falls Kläger den über den —ften 
Ginlaffungspunft fol. — angetragenen, fol. — zur 
rüdgegebenen Eid, zugleich unter Berüdfichtigung 
ber Erläuterung fol. — in der Maaße: 

„daß er wirflih am 21. Dctober 1851 das 
in der Klage erwähnte Gapital von 34,000 
Thalern —⸗ —» duch das Handlungshaus 
B.& Co. zu & bei der dafigen Banf beponiren 
lafien“, 
fhwört, bemfelben bie geforderten Zinfen eines Eapi- 
tals von 34,000 Thlen. — — es, nad Höhe von 
34 Procent berechnet, gebetener Maaßen auf die 
Zeit vom 21. October 1851 bis zum 13. Juli 1852 
zu bezahlen, auch die auf dieſen Proceß verwendeten 
Unfoften, foweit folche überhaupt zur Reftitution ſich 
eignen, ald worüber, da nöthig, in ber Erecutiond- 
inftan; vom Procefgericht ſelbſt Entjchließung zu 
faſſen fein wird, zu erftatten ſchuldig; 

er fönnte und wollte denn die fol. — sub 2. vors 
gefhügte Ausflucht, welche allerdings als beachtens- 
werth fi darftellt, da, die Richtigkeit des dort Vor— 
gebrachten vorausgejept, die Klage nod) anders zu 
begründen gewejen fein würde, binnen Saͤchſiſcher 
Frift, Klaͤgerm der Gegenbeweis, beiden Theilen 
der Gidesantrag, auch andere Rechtözuftändigfeiten 
vorbehältlich, wie Recht, erweifen, ſolchenfalls ergehet 
fowohlin der Hauptfache, als in Betreff des Koften- 
punktes allenthalben ferner, was Recht it. 

Im Uebrigen mag ber fol. — sq. befindliche 
Replikſatz als verfäumt nicht angefehen werden, ba 
ſolcher nach fol. — noch im Inrotulationstermine 
eingegangen.’' 

Auf die von beiden Theilen gegen biefes Urthel 
eingewendeten Appellationen entichieb hierauf das 
K. Appellationsgericdht gu Zwidau burd ein 
am 5. October 1853 publicirtes Urthel: 
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„Daß ed auf die Berufung Klägers bei dem 
angefochtenen Urthel nicht zu laffen, fondern es be- 
wendet, wenn Kläger in ber BI. — gedachten Maaße 
ſchwört, jchlechterdings, und ohne daß Bellagtem 
der Beweis des BL. — flg. unter 2. Vorgebrachten 
nachzulaflen, bei demjenigen, was für Diefen Fall 
Bl. — flg. in der Hauptiache, fowie der Koften 
halber erfannt worden ift, immaaßen ſothanes Urthel 
im Mebrigen und zur Berufung bes Beklagten, 
unter Gompenfation der durch die ergriffenen Rechts— 
mittel entftandenen Koften, wie hiermit gefchieht, zu 
beftätigen. 

Entiheidungsgrünbe: 
A. Zur Appellation des Beklagten. 

Der erhobenen Klage liegt ein f. g. pactum de 
mutuo dando zu Grunde. 

Daß aus einem ſolchen gegen ben Promittenten 
auf Auszahlung des Darlehns geklagt werden fünne, 
leidet feinen Zweifel. Es ift aber auch nicht zu 
beftreiten, daß aus einem derartigen Vertrage auf 
Annahme des Darlehns und überhaupt Erfüllung 
bes Vertrags gegen den, welchem das Darlehn zu— 
gefichert worden ift, dann eine Klage Statt habe, 
wenn aus gewiffen NRüdjichten, 3. B. wegen ver- 
fprochener Verzinfung des fünftigen Darlehns, der 
Vertrag jelbft nicht allein zum Vortheil des Dar- 
Ichnempfängers, fondern auch zu dem des Darleihers 
gereicht; denn in dieſem Falle hat auch dieſer an 
Realifirung des Vertrags ein wohlgegründetes In— 
terefje, Das auch ihm gegen den andern Theil ein 
erzwingbared Necht erzeugt, und daher wider feinen 
Willen durch die bloße Weigerung des Mitcontra- 
henten nicht entzogen werden fann. 

vergl. Wochenblatt für merfwürdige Nechtsfälle 
vom Jahre 1848. ©. 141 flg. 421 flg. 

Nach diefen Grundfägen, deren Richtigfeit von 
Bellagtem felbft nicht beftritten wird, erfcheint der 
Anfpruch Klägers auf vertragsmäßige Verzinfung des 
DI. — gedachten Capitals der 34,000 Thlr. — —: 
vollſtaͤndig gerechtfertigt, 

a. wenn der Vertrag in der in ber Klage ange: 
gebenen Maaße zu Etande gefommen, und 

b. Kläger felbft zur beftimmten Zeit das Gelb, 
auf defien Darleihung Bellagter Anſpruch hatte, 
bereit gehalten hat. 

ad a. In erfterer Hinficht ftehen Klägerm die 
Zugeftändnifie des Beflagten bei Buntt — — — 
L.C. nicht minder die Rechtskraft des Inſtanzurthels, 
welches Bellagten nah Bl. — in diejer Beziehung 
für geftändig geachtet, deshalb aber von Legterem 
nad Ausweis der Deductionsſchrift BL. — flg. eine 
Anfechtung nicht erlitten hat, zur Seite, 


ad b. In anderer Beziehung ift zwar von Br; 
Hagtem die Schlüffigfeit der Klage zu beftreiten ver; 
fucht worden; allein ohne Grund. 

Eine Verbindlichkeit Kläger zu einer legalen 
Depofition in der Art, wie fie Beflagter BL. — ver 
langt, war nicht vorhanden, ba bie vertragdmäßige 
Verpflichtung deſſelben lediglich darin beftand, das 
Capital zur feitgefegten Zeit in Bereitfchaft zu halten, 
um ed Beflagtem auf Verlangen ausantworten zu 
fonnen, 

Daß aber Kläger zu Erfüllung diefer Berbint: 
lichkeit bereit und fähig gewefen, muß angenommen 
werden, wenn die Thatfache in Wahrheit beruht, 
daß er unterm 21. October 1851 das Capital ter 
34,000 Thlr. — —- durch das Handlungshaut 
B. & Comp. zu L. bei der daſigen Bank hat deponi- 
ren laffen. 

Daß dem Kläger von ber Leipziger Banf ta} 
Gapital nicht verzinft worden, ift, abgefehen daren, 
daß die Auslafjungen des Beklagten felbft BU. — 
darauf, daß Dies nicht geſchehen, hindeuten, im 
Zweifel um fo mehr vorauszufegen, ald Depefi: 
tion an fich ein unverzindlihes Gefchäft if. Wolke 
Beflagter mit der Behauptung bed Gegentheild ver 
der vertragsmäßigen Verpflichtmng der Verzinfunz 
ih befreien, fo war es feine Sache, hierunter mit 
geeigneten erceptivifchen Anführungen herroryu 
tretem. 

Einer Bezugnahme darauf, daß Beflagter zu 
obigen Depofition feine Genehmigung ertheilt bak, 
bedurfte es aber um fo weniger, ald in gegenmwint 
ger Sache das Factum der Depofition überbanl 
nur deshalb von Gewicht erfcheint, weil dadurch die 
Bereitfhaft Klägers, feinerfeits den Vertrag iı 
erfüllen, beurfunder wird. 

Eventuell hat Beflagter nach Bl. — noch daraus 
eine Beſchwerde entlehnen wollen, daß nicht wenig 
ftend das Bl. — geförmelte relatum auf die 9. — 
bemerfte Kündigung erftredt worden. Allein ermägt 
man, daß die Verpflichtung des Beklagten zur Br 
jinfung des fraglichen Capitals vertragsmäßig, un 
vorausgefegt, daß eben Kläger das Geld geben 
in Bereitfchaft gehalten, fo lange beftand, bid ver 
der einen oder andern Seite Auffündigung erfolsl 
war, daß ed aljo zur Begründung des von Klägers 
erhobenen Zinfenanjpruchs einer Bezugnahme auf 
Kündigung gar nicht bedurfte, und daß infomeit die 
Berufung darauf nur zu Ounften des Bellagien 
ftattgefunden, fo leuchtet auch ein, daß dieſe dr 
ſchwerde bes legteren ebenfalls unerheblich. 

Es war daher zur Berufung des Beflagten dit 
angefochtene Urthel lediglich zu beftätigen. 
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B. Zur Appellation Klägers. 
Dagegen ift es allerdings angemefien erichienen, 


in ber von ihm beantragten Maaße reformatorifch 


zu erfennen. 

Wenn Bellagter Bl. — flg. bemerkt, es fei als 
ausdrüdlihe Darlehnsbedingung feitgejegt worden, 
daß die bariuleihenden 34,000 Thle. — —» vom 
Darleiher einftweilen, und bis Bellagter folche ge- 
brauchen fönne und werde, bei einem fihern Banguier 
in 2. gegen höchftmögliche Zinfen anzulegen, und 
mit der fernen Behauptung, baß biefer Bedingung 
von Klägerm nicht nachgegangen worden, feine 
Berurtheilung abzuwenden fucht, fo enthält dies 
weiter nichts, als Fundamente zu einem Schäden» 
anipruche, mit weldem Bellagter die Forderung 
Klägers aufheben will; allein nur unvolllommene 
Fundamente. 

Denn zu Begründung eines ſolchen Gegen- 
anſpruchs gehörte nothwendig das weitere Anführen, 
daß Kläger auch Gelegenheit gehabt, das Geld in 
der erwähnten Weife fiher und zindbar anzulegen, 
ba außerdem die Nidyterfüllung obiger Bedingung 
ebenjowenig dem Kläger ald Schuld angerechnet, 
wie für den Beklagten ald Urfache eines von ihm 
erlittenen Nachtheild angefehen werden fann. 


Das Anführen Bl. — fig. hat daher, als un⸗ 


genügend zu Begründung einer rechtlichen Folge, in 
jepiger Inftanz Beachtung nicht finden können. 

Die Gompenfation ber Proceßkoſten bedarf 
nach Lage der Sache feiner befonderen Rechtferti- 
gung.‘ 

Diejes Erkenntniß wurde auch ungeachtet ber 
vom Beklagten dagegen eingewenbdeten Appellation 
vom Königl. Oberappellationdgericht unterm 
24. November 1853 comp. expens. beftätigt, und 
zwar aus folgenden Entjheidungsgründen: 

„Da das vorige Urthel im Wefentlichen aus 
ben demfelben beigegebenen Gründen zu beftätigen 
geweſen ift, fo befchränft man ſich auf folgende kurze 
Bemerkungen: 

Der Beklagte wiederholt BL. — flg. feine Be- 
hauptung, daß der klagbar gemachte Zinfenanfprud) 
eine legale Depofition der fraglichen 34,000 Thaler 
—-⸗ —s Seiten bes Klägers voraudfepe, dieſe Vor— 
ausjegung aber hier fehle, weil die Leipziger Bank, 
bei welder der Kläger deponirt: habe, feine zur 
Empfangnahme von Depofiten berechtigte öffentliche 
Behörde jei. Diefe Meinung hat man jedoch auch 
in ber gegenwärtigen Inſtanz für richtig nicht ans 
jehen können. Denn die Verbindlichkeit des Beklag— 
ten zu Bezahlung der geflagten Zinfen beruht auf 
bem dem Darlehnövertrage beigefügten Zinsver- 


fprechen und jet zu ihrer Entftehung weiter etwas 
nicht voraus, ald den Ablauf der beftimmten Zins— 
termine. Höchflens ließe fich behaupten, daß bie 
Auszahlung des Darlehns an den Bellagten die 
Bedingung der Verbindlichkeit zur Zinszahlung ent- 
halten habe, diefe legtere alfo nach den Grundfägen 
über die Eontractverhältnifie bei zweiſeitigen Con— 
tracten nur dann als eingetreten zu betrachten ſei, 
wenn ber Kläger fih darauf zu beziehen vermöge, 
daß er dad Darlehn zur beftimmten Zeit für den 
Beklagten bereit gehalten habe. Wollte man dies 
annehmen, jo würde auch in diefer Beziehung das 
Anführen in der Klage, daß der Kläger das Capital 
am 21. October 1851 bei der Leipziger Banf depo— 
niet habe, jedenfalls hinreichen, indem darin fo viel 
liegt, daß der Kläger das Capital in Bereitichaft 
gehabt und von dem Tage der erfolgten Depoſition 
an nicht weiter benugt habe. Einer Depofition bei 
einer Gerichtöbehörde bedurfte ed dagegen in feinem 
Falle, da diefe nicht etwa das alleinige Merfmal 
für die Bereitwilligfeit bed einen Gontrahenten zu 
Erfüllung feiner contractlihen Verbindlichkeiten ent: 
hält, fondern in den Gejegen blos für den Fall vor— 
geichrieben ift, wo ed darauf anfommt, daß das 
ganze obligatorische Berhältnig eines Schuldners 
für immer als beendet betrachtet werben joll. 

Es ergiebt fich hieraus, daß, wenn in den beiden 
vorigen Initanzen dem Kläger ein relatum dahin, 
daß er am 21. October 1851 das Capital der 34,000 
Thlr. —⸗—⸗ bei der Leipziger Banf habe deponiren 
laſſen, zuerfannt worden, den Anſpruͤchen, welche 
ber Beklagte in diefer Beziehung hat machen fünnen, 
in jeder Hinficht Genüge gefchehen ift. 

Auf den Einwand, daß zu Begründung der 
Klage das Anführen gehört habe, daß die 34,000 
Thlr. —⸗ —⸗ von ber Leipziger Bank nicht verzinft 
worden feien, ift der Beflagte felbft nicht einmal 
zurüdgefommen, und es bedarf daher nicht erit ber 
Bemerkung, daß man dem von der vorigen Inftanz 
Bl. — darüber Geſagten unbedenklich beigetreten 
fein würde. 

Anlangend die Einrede unter No. 2. Bl. — fig., 
fo bezieht man ſich auf die ganz richtige Ausführung 
der vorigen Inſtanz BI. — flg. und fügt derjelben 
nur nod die Bemerkung hinzu, daß zu Rechtferti- 
gung diefer Einrede eine Bezugnahme darauf, daß 
der Kläger auch Gelegenheit gehabt habe, das Geld 
in der erwähnten Weife ficher und zinsbar unterzu= 
bringen, um fo mehr erforderlich geweien wäre, als 
nad dem, was von bem Bellagten in diefer Bezie— 
bung angeführt worden ift, es faft ausichließlich von 
dem fubjectiven Ermeſſen des Klägers abgehangen 
hätte, ob bie zur verzinslichen Unterbringung bei 
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einem Banquier etwa gebotene Gelegenheit zu bes 
nugen wäre oder nicht. 

Aus diefen Gründen war das vorige UÜrthel, der 
Appellation des Beklagten ungeachtet, lediglich zu 
beftätigen. 

Defien ungeachtet waren bie Koften der gegen- 
wärtigen Inflanz zu compenfiren, weil die Appel- 
lation zum Theil gegen eine reformatoria gerichtet 
war.” 


73. 


1) Iſt eine felbfiftändige Klage auf zeitweilige 

Scheidung von Tifh und Bett zuläffig? — 

2) Zu $. 64. des Geſetzes C. vom 28. Januar 
1835, die Einziehung von Alimenten betr. 


Mitgetheilt von 
Herrn BL in & 


Bei dem Königl. Appellationsgerichte zu Leipzig 
famen Louife verehel. K. und Carl Eduard K. ziem— 
lich gleichzeitig mit Eheflagen ein, erjtere beantragte 
hierin unter Bezugnahme auf erdbuldete Mißhand— 
lungen und den Verdacht ehelicher Untreue Seiten 
ihres Ehemannes zeitweilige Scheidung von Tiſch 
und Bett, — lepterer Dagegen ein die Ehefrau zu 
Fortfegung der Ehe verurtheilendes Erfenntniß. 

Die verehel. K. hatte ausdrüdlich erklärt, von 
den ihr zur Seite ftehenden Ehefheidungsgründen 
zur Zeit feinen Gebrauch machen zu wollen. 

Das Erfenntniß erfter Inſtanz verurtheilte unter 
dem 10. März 1852 beide Theile zu Fortſtellung 
der Ehe, weil auf die Einwendungen ber Beflagten 
rechtliches Abfehen nicht zu richten, auch der geftellte 
Antrag auf Scheidung von Tiſch und Bert theils 
überhaupt, theils unter den vorliegenden Umftänden 
als unbeachtlich ſich barftelle. 

Hiergegen appellirte die verehel. K., und es ers 
folgte eine reformatorifche, ben Parteien am 10. Juli 
1852 publicirte Entfcheidung bes Königl. Ober- 
appellationsgerichts des Inhalts: 

daß e8 bei dem Urthel (erfter Inftanz) allent- 

halben nicht zu laſſen, fondern ed werde ber 

Klägerin, ihrem Antrage gemäß, von Bellag- 

tens Tiſch und Bett gefondert zu leben bis auf 

weitere Anordnung geftattet; es jei auch Bes 
flagter der Klägerin die nötbigen Kleider, 

Betten, Wäfche und fonftigen Effecten, joweit 

es nicht etwa bereits gefchehen, zu verabfolgen, 

nicht minder derfelben zu ihrem Unterhalte all 
wöchentlich einen, zunaͤchſt in erfter Inſtanz mit 


Hinfiht auf bie Standes- und Bermögend- 
verhältniffe des Bellagten und bie Erwerbe- 
fähigfeiten ber Klägerin feftzuftellenden Geld— 
betrag zu verabreichen verbunden. 
Entiheidungsgründe: 

„Die Statthaftigfeit einftweiliger Separation der 
Eheleute oder der fogenannten Scheidung von Tiſch 
und Bett auf den Ball zu befchränfen, wenn gleich« 
zeitig wegen gänzlicher Ehetrennung geklagt worden, 
mithin darin blos eine ben Hauptproceß begleitende 
und durch benfelben bedingte Nebenmaaßregel zu 
erbliden, ift untichtig, vielmehr kann ber Antrag 
auf zeitweilige Abfonderung auch ganz felbftftändig, 
d. h. ohne NRüdficht darauf, ob ein die gänzliche 
Trennung der Ehe bezwedender Proceß anhängig 
ift oder nicht, von dem einen ober andern Ehegatten 
geftellt und zum Gegenftande rechtlicher Entſcheidung 
gemacht werden. Dies beruht ebenfo in ausbrüd- 
lichen gefeglihen Beftimmungen, als der Gerichts— 
brauch darüber bisher nicht zweifelhaft gewefen. 

Weber, ſyſtem. Darftelung bed im Königreice 

Sachſen geltenden Kirchenrehts, U. Theil, 

3. Abthl. $. 129. Seite 1188. und $. 132 

Seite 1281 fig. 
Dabei liegt e8 in ber Natur der Sade, daß zu 
Begründung eines ſolchen auf blos temporäre 
Suspendirung ber Wirfungen der Ehe gerichteten 
Antrages es nicht ber Beziehung auf einen der durch 
die Geſetze oder ben Gerichtsbrauch anerkannten 
Ehefcheidungsgründe bedarf, jondern auch geringere 
Urſachen ſchon ausreichen müffen, worüber in Er: 
mangelung näherer gefeglicher Beftimmungen tas 
tichterliche Ermeffen im concreten Falle zu entfcheiten 
hat. Um jo mehr wird aber ein folder Antrag für 
begründet zu erachten fein, wenn dem klagenden 
Ehegatten fogar Gründe zur Seite ſtehen, and 
welchen er auf völlige Trennung ber Che Elagen 
fünnte, wennſchon er diefelben nicht zu dieſem letz⸗ 
teren Zwede, ſondern, was ihm offenbar frei fteht, 
blos zu Erreihung einer temporären Sonderung 
geltend machen will. 

Aus dem fo eben Bemerkten ergiebt fich für den 
vorliegenden Ball Folgendes: 

Zunähft mußte die verehel. K., da diefelbe BL. — 
ausdrüdlich den Antrag auf Scheidung von Tiſch 
und Bett geftellt hat, formell als Klägerin betrachte: 
werben. Daß bies in voriger Inftanz nicht gefche- 
hen, ift baher Bl. — mit Recht urgirt worden, indef 
genügte ed zu Abhülfe diefer Beichwerde, dag in 
dem gegenwärtigen Erfenntnifje die verehel. K. ohne 
Weiteres ald Klägerin rubricirt wurde. 

Sodann ftellt es fi aber auch ald ungeeignet 
dar, daß im vorigen Urthel ber Antrag ber Klägerin 
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als „überhaupt unbeachtlich bezeichnet worben. 
Es fonnte vielmehr nur darum ſich fragen, ob bie 
im concreten Falle für den Antrag vorgebrachten 
Gründe für ausreichend anzufehen oder nicht, und 
nur, infofern legteres der Fall, hätte eine Zurüd- 
weifung des Antrages erfolgen können, nicht aber 
ließ fich derfelbe ohne alle Rüdficht auf die Beichaf- 
fenheit ber Begründung als unftatıhaft bezeichnen, 
gleihfam als ob überhaupt ein Antrag auf Schei— 
dung von Tiſch und Bett felbftftändig, d. h. ohne 
Berbindung mit einem Antrage auf gänzlihe Trens 
nung, gar nicht von der Klägerin hätte geftellt wer- 
ben fünnen. Auch der aus den Acten fich ergebende 
Umftand, daß eine factifche Abfonderung zwiſchen 
ben K'ſchen Eheleuten bereits bisher feit längerer 
Zeit, ftattgefunden, konnte feinen Grund abgeben, 
fih von vorn herein dem Antrage der Klägerin ent— 
gegen zu erklären, da befanntlich eine eigenmächtige 
Trennung ber Eheleute gar feine rechtlichen Wir- 
fungen hat, mithin auch von dem Richter ald gar 
nicht vorhanden anzufehen ift, und der Klägerin 
nicht entgegengehalten werden kann, wenn fte durch 
richterlihen Ausſpruch einen rechtlich wirkfamen 
Zuſtand der Separation herbeigeführt wiſſen will.“ 

Der weitere Inhalt des Grfenntniffes, weldyer 
ben Nachweis der Zulänglichfeit der von der Klaͤ— 
gerin vorgebrachten Gründe zu Unterfiügung bes 
Antrages auf Geftattung bes gejonderten Lebens zum 
Gegenftande hat, bietet fein allgemeines Intereffe 
bar, 

Bei der, wie fehon gedacht, am 10. Juli 1852 
erfolgten Publication des obigen Erfenntniffes wurde 
zugleich der von dem Beklagten der Klägerin zu ges 
währende Alimentenbetrag auf 2 Thaler —⸗ —⸗ 
wöchentlich feſtgeſetzt. 

In Folge weiterer Appellation der Klägerin 
wurde jedoch dieſer Betrag durch eine den Parteien 
am 2. Februar 1853 bekannt gemachte Verordnung 
des Königl. Oberappellationsgerichts auf 3 Thaler 
—⸗ — wöchentlich erhöht. 

Klägerin beantragte nunmehr Einziehung ber 
verfallenen Alimente, und das Königl. Appellationd- 
gericht zu Leipzig fügte dem bdiesfalligen Gefuche, 
indem es an das betreffende Untergericht verordnete, 
die jeit dem 10. Juli 1852 bis zu dem Tage bes 
Erlaffes ber Verordnung (15. März 1853) verftan- 
benen Alimentengelder nad Höhe von 3 Thalern 
—. —: wöchentlih von dem Beflagten da nöthig 
erecutivifch einzubringen. . 

Hiergegen remedirte Beklagter bei dem Unter 
gerichte, hauptfächlich aus dem Grunde, weil er fich 
nicht für verbunden erachtete, den erhöhten Alimens 
tenſatz ſchon vom 10. Juli 1852 ab zu gewähren. 


Das Königl. Appellationsgericht, welchem biefe 
Berufung berichtlih angezeigt wurbe, betrachtete die— 
felbe als gegen befjen eigene Entſchließung gerichtet, 
und ftellte die weitere Beichlußfaffung dem Königl. 
Oberappellationdgerichte anheim. 

Letzteres lehnte jedoch diefelbe ab, indem es be— 
merfte: „Nach $. 64. des Geſetzes sub C. vom 28. 
Januar 1835 hat, wenn es ſich um die erecutivifche 
Beitreibung von Alimenten handelt, welche im Ehe— 
gericht: der Ehefrau für die Dauer des Eheftreites 
oder einer zeitigen Scheidung von Tiſch und Bett 
zuerkannt hat, das Ehegericht den ordentlichen Richter 
des Ehemannes hierzu nicht zu requiriren, ober, 
wenn das Ehegericht ein Appellationdgericht ift, zu 
beauftragen, fondern biefe Erecution Dem ordentlichen 
Nichter, als judex causae, zu überlaffen. Mit 
der Ausfegung der Alimente endet in diefer Rich— 
tung die Eognition des Ehegerichtes, und naments 
fich gehört auch die Feitftellung bes Liquidums der 
jelbitftändigen Entfchließung des ordentlichen Richters 
an, welcher hierzu von dem Ehegericht nur Die erfor= 
berlichen Unterlagen zu erhalten hat. Bon felbit 
folgt hieraus, daß über Einwendungen im Erecu- 
tionsverfahren, fobald biefe nicht auf Die Behauptung 
hinauslaufen, daß die von bem Ehegerichte ausge— 
iprochene Alimentationsverbindlichfeit überhaupt nicht 
mehr verhanden fei, oder der Ehemann wegen vers 
änderter Umftände auf eine Herabfegung des feſt— 
gefegten Alimentationsquantuns Anſpruch babe, von 
dem ordentlichen Richter felbjtftändige Entſchließung 
zu faffen und auf eine eingewendete zuläflige Berus 
fung in zweiter Inftanz von dem Bezirfsappellationg- 
gerichte ald ſolchem (ohne alle Ruͤckſicht auf deſſen 
etwanige gleichzeitige Eigenfchaft ald das Chegericht, 
welches die Alimente ausgefegt, und deren erecuti« 
viſche Beitreibung dem ordentlichen Richter überlafien 
hat) zu cognosciren ilt. 

Im vorliegenden Balle handelt es fid) nur um 
die Frage, von welchem Zeitpunfte an das in zwei— 
ter Inftanz erhöhte Alimentationsquantum zu zahlen 
fei, alfo lediglich um Die Srecution der ehegericht— 
lichen Berfügung und um deren für die Feſtſtellung 
des Liquidums maaßgebende Bedeutung. Nach der 
Anfiht des Oberappellationsgerichts hat aljo das 
Landgericht zu 2. über bie Diesfallfige Einwendung 
des Beklagten mit Recht cognoscirt und Die gegen 
feine Refolution eingewendete Appellation an das 
Königl. Appellationsgericht, nicht als Ehegericht, fons 
dern ald Juſtizbehörde zweiter Inſtanz einberichtet. 
Daß das Königl. Appellationdgericht der Verordnung 
DI. — eine diefen gefeglihen Competenzbeftimmuns 
gen nicht entfprechende Faſſung gegeben, auch das 
zu feldftftändiger Cognition über das Executions— 
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geiuch competente Untergericht nicht in ben Beſitz 
der hierzu erforderlichen Unterlagen gelegt und daj- 
jelbe formell in Die Lage eines beauftragten Richters 
gebracht hat, fann das Oberappellationdgericht nicht 
beftimmen, auf diefem, Den gefeglihen Gompetenz« 
bejtimmungen nicht entfprechenden Wege fortzugehen, 
und in feiner bier gar nicht einfchlagenden Stellung 
ald Chegericht in zweiter Inftanz über eine Frage 
zu cognodeiren, zu deren Entſcheidung daſſelbe nur 
in Folge eines zuläffigen Rechtsmittels gegen bie 
weitinftanzliche Entfcheidung bes Königl. Appellas 
tionsgerichts, als Juſtizbehörde dritter Inftanz com— 
petent werden fönnte. 

Etwas ganz Andered wäre ed, wenn bie Ein- 
wendungen bed Bellagten gegen bie erecutiwiiche 
Beitreibung der von demſelben in Rüdjtand gelaſſe— 
nen, Bl. — erwähnten Koften gerichtet wären, ba 
infoweit das Königl. Appellationdgericht Proceß— 
gericht ift, und ben Unterrichter mit vollem Rechte 
zur Grecution beauftragt hat.‘ 

Das Königl. Minifterium der Juſtiz, welchem 
dieſe Differenz zut Entſcheidung vorgetragen wurde, 
trat der Anſicht des Königl. Oberappellationsgerichts 
allenthalben bei, und ſprach ſich in einer Verordnung 
vom 14. October 1853 dahin aus: 

Es ſei als eine irrige Auslegung des 8. 64. des 
Geſetzes sub C. zu betrachten, wenn das Appella— 
tionsgericht darin nur eine Ausdehnung der allge— 
meinen Regel finde, daß erimirte höhere Gerichte 
nie felbft ihre Erfenntniffe und Verordnungen voll- 
fireden, fonbern deshalb an die Untergerichte zu 
gehen haben. Dies widerlege fih ſchon aus ber 
dem $. 64. eingejchalteten PBarenthefe „(wenn fie 
nicht in einer- andern Eigenfchaft competent find), 
womit auf den Fall hingewiefen werde, daß eine 
Eheſache zwifchen Eheleuten, die ihren perſoönlichen 
Gerichtöftand vor einem Appellationsgerichte haben, 
anhängig fei- In diefem Halle würde allerdings 
das lintergericht auch die Vollſtreckung wegen ber 
zuerfannten Alimente nur ald Beauftragter des 
Appellationsgerichtd vornehmen fünnen. 1c. 

Es haͤtte daher das Appellationsgericht in der 
Bl. — erlafjenen Verordnung fich einer Beftimmung 
darüber, was zum Begenftande der Vollſtreckung zu 
machen fei, und infonderheit einer Entfcheidung der 
Frage, ob der Bellagte den von dem Oberappella- 
tionsgerichte feitgeftellten höhern Alimentenjag vom 
10. Zuni 1852 oder erft vom 13, Januar 1853 an 
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zu entrichten habe, enthalten, vielmehr diefe Entſchei— 
dung, als einen zur Interpretation des zu erequis 
renden Urthels und daher zur Erecution felbit ges 
bhörigen Paffus dem zur recution competenten 
Untergerichte ſelbſt überlaffen, und, dafern bie 
Entſcheidung des legtern appellirt wurde, über 
diefe Appellation in zweiter Inſtanz cognosciren 
jollen. . 

Nun habe das Königl. Minifterium ber Juftiz, 
da das Appellationsgericht den gedachten Paſſus 
burch die von ihm erlafiene Grecutorialverorbnnung 
bereitd entfchieden babe, und hierdurch in Die Lage 
gefommen fei, über eine von ihm ſelbſt gegebene 
Entfcheidung cognosciren zu follen, dem Oberappel: 
lationsgerichte anbeim gegeben, bie fragliche Ent 
ſcheidung in Form einer declaratoria feiner BI. — 
ber Acten erjichtlichen Verordnung zu geben, indem 
es von der Anficht ausgegangen, daß gleich in Diejer 
Verordnung jelbit hätte beftimmt werden fonnen, 
von welder Zeit an K. den Alimentenbetrag von 
3 Thlrn. — —s zu entrichten verbunden fei. Indeß 
habe das Oberappellationsgericht die Ertheilung 
einer jolchen declaratoria unter dem Bemerfen ab: 
gelehnt, daß nach feiner Anficht weder von eine 
Undeutlichfeit, noch von einer Unvollftändigfeit de 
von ihm Bl. — erlafjenen Verordnung die Rede 
fein fünne. Denn wenn es in derfelben heige, daß 
e8 bei der den Parteien BI. — befannt gemachten 
Entſchließung binfichtlich der Höhe der darin bemerf- 
ten Alimente nicht zu lafjen, dieſe Alimente vielmehr 
auf wöchentlih Drei Thaler — —- zu beftimmen 
jeien; 

fo fei dieſe Faſſung vollftändig flar, deutlich und 
erichöpfend. Es jei dadurch die Entſchließung eriter 
Inſtanz hinfichtlich der Höhe der zjugebilligten Ali 
mente aufgehoben, und die desfallſige abandernde 
Entiheidung an deren Stelle geſetzt woorben, 
woraus von felbft folge, daß der erhöhte Sag nicht 
erſt von der Rechtskraft der zweitinftanzlihen Ent- 
fheidung, fondern jchon von dem Zeitpunfte an zu 
entrichten ſei, mit welchem die in eriter Inſtanz aus- 
geiprochene Alimentenverbindlichkeit ded Beklagten 
beginne. 

In bdiefem Sinne ift hierauf von dem KHönigl. 
Appellationsgerichte zu Leipgig an das betreffende 
Untergericht verfügt, demgemäß aber die von dem 
Beklagten eingewendete Appellation verworfen wor: 
den. 
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14. 


Die Verheimlihung und PVorenthaltung eines 

aufgefundenen Schatzes, dem Grundeigenthümer 

gegenüber, ift Fein eriminalrechtlich ftrafbares 

Verbrechen, jondern begründet nur für ben 

Eigenthümer ded Fundortes gegen den Finder 

eine perfönliche Klage auf Gewährung der Hälfte 
bed Schatzes. 


Mitgetheilt von 
Herrn S—r in 2. 


In dem im Jahrgange 1849 diefes Wochenblattes 
unter Rr. 15. (35.) Seite 118 ff. mitgetheilten Falle 
ift das Verſchweigen eines aufgefundenen Schages 
binfichtlich der nach Vorfchrift der Rechte dem Grund: 
eigenthümer zufommenden Hälfte deſſelben von dem 
Königl. Appellationsgericht zu Dresden als 
eine nad den Beflimmungen des Artifeld 241. des 
@riminalgefegbuches zu beurtheilende Fundunter— 
ſchlagung angefehen und der Angefchuldigte auf 
Grund des erften Abfchnittes diefes Artikels, verb. 
mit Artifel 223 — 224. und des Artikels 65. mit 
Strafe belegt worden, dagegen das Königl. Ober: 
appellationsgericht bei Abfaffung des anderwei- 
ten Erfenntniffed von ber Anficht ausgegangen, daß 
gegen den Finder eines Schages, da vorausſetzlich 
erft nach ber Befigergreifung der Wille entftanden ift, 
das Gefundene zurüdzuhalten, die Etrafe der Ber: 
untrauung, natürlich unter Beobachtung der Mindes 
rung der Summe durch das geſetzliche Finderlohn, 
in Anwendung zu bringen fei, hat jedoch den Incul⸗ 
paten aus ben dort beigefügten Gründen im Mangel 
mehreren Verdachts freigefprochen. 


In einem neuerlich bei dem Juftigamte K. zu 8. 
zur Unterfuchung gelommenen ähnlichen Kalle hat 
jedoch das Königl. Oberappellationsgeriht — 
während von dem Königl. Appellationsgericht 
au Bubiffin, wie in dem vorerwähnten früheren 
Falle von dem Königl. Appellationsgericht zu Dres- 
den, das Berfchweigen eines aufgefundenen Schatzes 
bezüglich ber dem Grundeigenthümer zufommenden 
Hälfte ald Fundunterſchlagung betrachtet und in 
dem diesfalls gefprochenen, am 11. Juni 1853 publis 
eirten Erfenntniffe auf Grund des erften Abfchnittes 
bes 241ſten Artifeld des Griminalgefegbuches ber 
Hauptangefchuldigte wegen Vorenthaltung des Ges 
fundenen mit fechömonatlicher Arbeitshausftrafe bes 
legt, dagegen die übrigen der Betbeiligung an diefem 


Verbrechen und Begünftigung befielben beſchuldigten 


Berfonen beziehendlih im Mangel mehreren unb 
einigen Verdachts, ingleichen geftalten Sachen nad) 
freigefprochen worden — in der auf andermweite Ber- 
theidigung der Angefchuldigten unterm 16. Juni 1854 
ertheilten Entfcheidung, abweichend von feiner frü- 
heren Rechtömeinung, der Anficht fi zugewendet: 
daß der Auffinder eines Schaged, wenn er dem 
Gigenthimer des Fundortes gegenüber diefe That- 
fache zu unterdrüden und zu verbeimlichen fucht, 
überhaupt ein criminafrechtlich ftrafbares Verbrechen 
gar nicht begehe, fondern dem rundeigenthümer 
gegen den Finder nur eine perfönliche Klage auf 
Gewährung der Hälfte des Schages zuſtehe, dem— 
nah auch fämmtliche Angeſchuldigte geflalten 
Sachen nad freigefproden. 

Die Entfheidungsgründe zu dem Erfenntniffe 
bes 8. Appellationsgerichts zu B., in denen zus 
gleich das Factifche, welches der Unterfuchung zur Uns 
terlage gedient hat, kürzlich erwähnt wird, find folgende: 


„Am 8. Juni 1852 fand Johanne Eleonore 
verehel. ©., als fie auf dem Aderland, auf welchem 
früher die zum Rittergut St. gehörige, dem Grafen 
von H. eigenthümlich zuftändige, fogenannte alte 
Scheune ſich befunden, gehadt und Nüben ausgefäet, 
eine Quantität alten Geldes. Die verehel. S. hat 
diejes Geld in ihre Behaufung getragen und, als fie 
ihren von ber Arbeit heimfehrenden Ehemann davon 
in Kenntniß gejegt, gegen diefen nach ihrer Angabe 
ben Betrag von 

27 Preuß. Eindrittelftüden aus ben Jahren 1758 

und 1759 
verfchwiegen und für fich behalten. 

Bon biefem Bunde hat nach Verficherung ber 
S.'ſchen Eheleute der Häusler 2. in H., der Vater 
ber verehel. S., Kenntniß "erhalten, und das Geld 
zur Aufbewahrung mit in feine Behaufung ger 
nommen. 

Als es nun dort ©. abholen wollen, hat, wie 
er vorgiebt, ſchon ein bedeutender Theil gefehlt. 
©. hat hierauf verfucht, das in feinen Befig gelangte 
Geld durch den Trödler Sch. in Dresden umzufegen. 
Diefes Berwechfeln ift jedoch durch die zufällige 
Dazwiſchenkunft eines Dresdner Stadtgerichtsactuar 
vereitelt und dadurch der Vorfall zur weiteren Cogni— 
tion der Behörde gelangt, nachdem ſchon einige Zeit 
zuvor Die Behörde in K. Anlaß gehabt, wider Die 
verehel. S. wegen der bei ihr vorgefundenen 27 Preuß. 
Eindrittelftüde vorzuſchreiten. 

Das erwiejener Maaßen in dem Befig der S.’ hen 
Eheleute gewefene und von ber verehel. ©. als ge- 
funden bezeichnete Geld befteht einjchließlich der 
oberwähnten Preuß. Eindrittelftüde in den BL. — 
bezeichneten Münzen, welche nach der Berficherung 
des verpflichteten Sachverftändigen, ausſchließlich 
ber von dem Anaben der ©. gefundenen, hier nicht 
weiter in Betracht gelangenden zwei Geldftüden, 
einen Werth von 

165 Thalern 18 Nor. —⸗ 
haben. Dazu fommen noch 5 Preuß. Eindriitel- 
ftüde, welde Sch. in Dresden befonderd veraus- 
gabt hat. 

Sf nun auch bei wenigen Münzen über die 
äußere Beihaffenheit und das Alter derfelben ein 
Nachweis bei den Acten, fo wird doch nach ben 
DI. — abgegebenen Erklärungen wahrſcheinlich, daß 
unter den vorgefunbdenen Münzen bie Preußiſchen 
Eintrittelftüde diejenigen find, welche den neueften. 
Urfprung haben und aus den Jahren 1758 und 1759 
beritammen. 

Wenn ferner gleichergeftalt nähere Erörterungen 
darüber: wie das Geld an jenen Ort, wo es gefun- 

„ten worden, gefommen fein möge? fehlen, insbeion- 
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dere nicht einmal der Grundeigenthümer begiehendlich 
deſſen Vorbefiger darüber befragt worden find, je 
machen doch die Amftände es wahrfcheinlih, daf 
das Geld ſchon vor langer Zeit, vielleicht noch wäh: 
rend des fiebenjährigen Arieges, an ben fraglichen 
Ort deponirt worden ift. Da auch über den Eigen: 
thümer des Geldes ſonſt etwas nicht befannt gemor: 
ben iſt, objchon Zweifelsohne das Gerücht über bas 
Auffinden einer fhon fo bedeutenden Summe ſich 
bald in der Umgegendb verbreitet hat, fo ift zu ber 
Annahme gemügende Berechtigung vorhanden, daß 
das aufgefundene Geld ein Schag fei. In Beaug 
auf Schäge finden aber noch gegenwärtig die Beftim: 
mungen ded Römijchen Rechts Anwendung, wonach 
dann, wenn ein Echag zufällig, wie dies hier ber 
Fall gewefen, auf einem fremden Grundſtück gefun- 
den wird, bie eine Hälfte dem Finder, die andere 
Hälfte aber dem Cigenthümer des Grundſtuͤcks ge 
buͤhrt. 

$. 39. J. de rerum divisione, (Il. 1.) 

l. un, C. de thesauris. (X. 15.) 

Carpzov, definit. forens., P. 11. €. 53. def. 5. 

Berger, Oecon. jur., lib. II. tit. 11. th. 13. 

Kind, Quaest. forens., T. Il. cap. 82. ed. IH, 
Es gehört daher die eine Hälfte des aufgefundenen 
Geldes der verehel. S., während die andere Hälfte 
dem Orundeigenthümer, dem Grafen von H-, aus— 
zuantworten gewejen wäre. 

Da dies unterlaſſen worden, fo fragt es fd, 
welches Vergehen hierunter vorliegt. 

Bei der in dem Wochenblatt für merkwürdige 
Rechtsfälle vom Jahre 1849. pag. 120. mitgerheilten 
Entfheidung ift von der Anficht ausgegangen, das 
der Finder eined Schages, bei welchem vorausjeglid 
erit nach der Befigergreifung der Wille entitanten 
it, das Gefundene zurüdzuhalten, wegen der den 
Grundeigenthümer vorenthaltenen Hälfte mit de 
Strafe der Veruntrauung zu belegen fei. 

Bon diefer Rechtömeinung glaubt aber das Appel- 
lationsgericht nicht ausgehen zu fünnen. 

Muß naͤmlich auch zugegeben werden, Daß ber 
jenige, welcher einen Schag in Belig nimmt, zugleich 
wegen der einen Hälfte ben Beig im Namen bei 
Grundeigenthümerd antritt, und zur Herausgabe 
der erjteren an den Lepteren verpflichtet wird, mithin, 
wenn er daran eine Mneignungshandlung vornimmt, 
den der Veruntrauung eigenthümlichen dolus Docu- 
mentirt, jo machen fih doch ganz aud Diefelben 
Principien bei der im Nrtifel 241. des Criminal: 
geſetzbuchs bezeichneten Borenthaltung des Gefun— 
denen geltend, und gleichwohl ift diefe mit ungleich 
niedrigeren Strafen, als die Beruntrauung be: 
droht. 


Die analoge Anwendung biejer milderen Straf- 
beftimmung hat aber deshalb für ftatthaft erfchienen, 
weil nicht nur die Ueberfchrift bed Artikels 241. 
„Borenthaltung des Gefundenen‘ jchon den Wors 
ten nach eine weitere Interpretation des Begriffs 
„gefundene fremde Sache“ geftattet und der Schap 
dem Finder gegenüber in Wirklichkeit einer res 
deperdita gleichfteht, und weil ferner die Griinde, 
welche den Geſetzgeber veranlaft, die Vorenthaltung 
einer gefundenen Sache milder ald die Beruntrauung, 
begiehendlich den Diebftahl zu ahnden noch ungleich 
ftärfer bei der Vorenthaltung eines gefundenen Scha- 
tzes hervortreten. 

Hierbei ift insbefondere hervorzuheben, daß, 
wenn auch urfprünglich der Eigenthümer durch Ber- 
bergen des Schatzes vorzugsweiſe eine befondere 
Sorgfalt zu erfennen gegeben bat, doch diefe Bezie— 
bung zu dem Schag, welcher eben voraudfegt, daß 
der Eigenthümer nicht zu ermitteln fei, im Verlauf 
der Zeit ganz wegfällt und daher der Finder eines 
Scages, welcher in demjelben eine herrenloſe Sadye 
zu erbliden hat, in einem ungleich günftigeren Lichte 
erfcheint, als der Finder einer verlorenen Sadıe, 
welcher den Eigenthümer berfelben kennt und über 
deſſen Beftrebungen, ſich jein Eigentum wieder zu 
verfchaffen, nicht im Zweifel fein kann. 

Duck das Auffinden eines Schages Seiten eines 
Dritten wird dem Grundeigenthümer bei Berabfol« 
gung der Hälfte ein Gewinn zugeführt, der ihm 
wahrſcheinlicher Weiſe fonft ganz verborgen und 
entzogen geblieben jein wirbe, während bei dem 
Zurüdftellen einer verloren gegangenen Sache der 
Eigenthümer nur vor einem Schaden bewahrt wird. 

Im legteren Falle war fchon vor dem Wieders 
finden Seiten ded Dritten ein wirklicher Anſpruch 
des früheren Befigers auf die Sache vorhanden; bei 
dem Schape, als einer herrenlofen Sache, wird erft 
mit bdefien Auffinden ein vorher ganz unbefannt 
gewejener Anſpruch bes Grundeigenthümers bes 
grünbet. 

Da inzwijchen dem Finder eines Schages auf 
fremdem Grund und Boden obliegt, die Hälfte des 
Schaped dem Örundeigenihümer zu verabfolgen, und 
er ber bed Legteren Perfon fich jederzeit Gewißheit 
verichaffen fann, mithin ihm gegenüber die Leptere 
als eine unbefannte Perfon nicht angefehen werden 
fann, jo hat allerdings wegen ber unterfchlagenen 
Spälfte nicht der zweite, ſondern ber erfte Abjchnitt 
Des Artiteld 241. des Griminalgefegbuhs zur Ans 
wvendung gebracht werden muͤſſen.“ ıc. 

Die Entiheidungsgründe zu dem Urthel des 
Sönigl. Oberappellationdgerichts lauten wie 
rıachitehet: 
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„Mit den Berfafiern bes erften Erfenntnifjes ift 
man injoweit aus ben ſchon von ihnen angegebenen 
Gründen einverftanden, als fie angenommen haben, 
daß die von Johanne Eleonore verehel. ©. auf einem 
von ihr erpacdhteten, dem Grafen von 9. zu 8, 
eigenthümlich zugehörigen Feldgrundftüde aufgefuns 
denen Geldmünzen für einen Schag anzujehen feien, 
und daß dem Grafen von H., ald Orundeigenthümern 
des Fundortes, auf die Hälfte dieſes Schapes ein 
Anſpruch zuftebe. 

Den im vorftehenden Erkenntniſſe benannten brei 
Inculpaten iſt beigemeſſen worden, baß fie theils 
folhe Handlungen vorgenommen, theild derartige 
Handlungen begünftigt haben, wodurd dem Grafen 
von H. die Möglichkeit hat entzogen werden jollen, 
feinem Recht auf Gewährung der Hälfte des Schapes 
Geltung zu verfhaffen. Die ben drei Inculpaten 
beigemefienen Handlungen beftehen hauptfſaͤchlich 
darin, daß fie dem Grundeigenthümer gegenüber 
bad Auffinden des Schages verjchwiegen haben und 
baß fie denfelben in ihren Nugen theild verwendet, 
theild zu verwenden gefucht haben. 

Ganz abgejehen von der Beweisfrage, ift zunächft 
die Frage zu erörtern und zu beantworten: 

ob in einem berartigen ®ebahren ein criminal« 
rechtlich ftrafbares Vergehen liege? 

Die Vergeben, die hier in Frage fommen können, 
find A. Fundbiebftahl, B. Unterjchlagung, C. Betrug. 
Ad A. und B. 

Ein Fundbiebftahl oder eine Veruntrauung fann 
nach dem Haren Inhalte des 2Alften und 242ften 
Artifeld des Criminalgeſetzbuchs nur an einer frem— 
ben, dem Finder oder Inhaber nicht felbft zugehöri— 
gen Sache verübt werden. Es fragt fid) Daher: ob 
die eine Hälfte eines aufgefundenen Schages als 
eine fremde, dem Grundeigenthümer eigenthümlich 
zugehörige Sache anzufehen ſei? Diefe Frage läßt 
ſich felbfiverftändlich nur nach den Grundjäpen des 
Eivilrechtes beurtheilen, und zwar, ba vaterländifche 
Beftimmungen hierüber nicht vorhanden find, jondern 
die Const. 53. P. II. ausdrüdlich auf die Beftimmun- 
gen des Römijchen Rechtes verweifet, nach dieſem. 

Ein Schag ift bis zu feiner Auffindung jedenfalls 
ald eine herrenlofe Sache (res nullius) anzufehen. 
Gr befindet ſich feldft nicht mittelbar in dem Befige des 
Eigenthümers desjenigen Grundftüdes, auf welchem 
er liegt. 

Lex 31. $. 1. D. de aquir. rer. domin. (41. 1.) 
fagt: 

„Ihesaurus est vetus quaedam depositio pecu- 
niae, cujus non exslat memoria, ut jam do- 
minum non habeat, Sic enim fit ejus, qui 
invenerit, quod non alterius sit.“ 


Nach allgemeinen rechtlichen Beftimmungen geht 
eine berrenlofe Sache mit ber Befipergreifung in das 
Eigenthum ded Befigergreifenden über. Nach dieſen 
allgemeinen Grundfägen würde daher ein Schag mit 
defien Auffindung und Befigergreifung aud in das 
Eigenthum des Finders übergehen. 

Bon diefen allgemeinen, bei herrenlofen Sachen 
geltenden Grundfägen machen nun allerdings mehrere 
fpecielle gejeglihe Beltimmungen eine Ausnahme. 
Diefe Ausnahmebeftimmungen find aber fireng aus— 
zulegen und laſſen eine ausdehnende Auslegung ber 
Natur der Sache nach nicht zu. Die hauptfächlichfte 
bier einfchlagende Stelle ift 

8. 39. Inst. de rer. div. 
Hiernach bemwilligte (concessit) D. Hadrianus na- 
turalem aequitatem secutus die eine Hälfte des 
Schages dem Eigenthümer, die andere bem Finder. 
Im legten Sage diefer Gefegesitelle find ferner bie 
Worte gebraucht: dimidium ipsius (inventoris) esse, 
dimidium fisci vel civitatis. Theophilus in der 
Paraphrafe der Inftitutionen gebraucht in Bezie— 
bung auf die Verpflictung des Finder die Worte: 
mapeywpnoe 709 Ünsavpor. Ferner in der weiteren 
Ausführung fagt er: der Finder habe dem Kaifer 
(wenn er auf failerlihem Boden gefunden worden) 
die Hälfte zu geben, abzugeben, (mug) prae- 
stabit. 
conf. Theophilus ed. Reitz, T. I. p. 248. 
m. vgl. auch Wüftmann, Ueberf. des Theophilug, 
I. pag. 259. 
In Lex unica C. de thesaur. (X. 15.) ift hiernächſt 
gefagt: 
„id quod repertum fuerit, dimidia retenta, 
altera dimidia data, cum locorum dumino par- 
lialur, Ita enim eveniet, ul unusquisque suis 
fruatur, et non inhiet alienis.‘* 
Aus den bier hervorgehobenen Worten erhellt, daß 
der Geſetzgeber nur aus natürlichem Billigfeitögefühle 
dahin fich entſchieden hat, Daß ber Finder dem Eigen» 
thümer bie Hälfte des Schages gewähren jolle. In 
den vorftehend angezogenen Stellen, fowie überhaupt 
in allen Stellen des Römiſchen Rechts, die fi) auf 
das Auffinden von Schägen beziehen, ift nirgends 
direct davon die Rede, daß mit dem Auffinden und 
BDeligergreifen eined Schages von Seiten des Fin- 
ders zugleih das Eigenthum der einen Hälfte für 
den Eigenthümer des Fundortes erworben werde, 
Dies würde auch den allgemeinen Grundfägen über 
Erwerbung des Eigenthums durch einen Dritten 
widerſprechen. Der Finder ift nämlich weder Beauf- 
tragter bes Eigenthiimers des Grundftüds, für ihn 
die eine Hälfte des Schapes in Befig zu nehmen, 
noch fann behauptet werden, daß er Die negotia 
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bes Eigenthümers bed Fundortes gerire. Zu einer 
negotiorum gestio ift nämlich jebenfalld der Wille 
erforderlich, für einen Dritten handeln zu wollen, 
ber nicht präjumirt werden kann, fondern nachgewie- 
fen werben muß. 

Iſt nun ein Schag an ſich als eine res nullius, 
als eine herrenlofe Sache, anzufehen, erwirbt ber 
Eigenthümer des Fundortes durch das Beſitzergreifen 
bed Schapes von Seiten des Finderd an der einen 
Hälfte deffelben dad Eigenthum nicht, jo liegt es 
auf der Hand, daß bem Eigenthümer bed Yundortes 
nicht ein dingliches Necht an ber einen Hälfte des 
Schatzes zuftehe, fondern daß derſelbe nur ein per- 
fönliches, ihm wegen natürlicher Billigleit gewährtes 
Recht hat, von dem Kinder die Gewährung ber 
Hälfte bed auf feinem Grunbftüde aufgefundenen 
Schatzes zu verlangen. Hieraus würde 3. B. folgen, 
daß, wenn ber Finder einen Theil des aufgefundenen 
Schatzes, oder auch den ganzen Schap, ber vielleicht 
in alten, nicht mehr gangbaren Münzen beftanden, 
wieder veräußert bat, ber Eigenthümer bes Funds 
orted nicht berechtigt fein würde, von dem Käufer 
des Schapes mittelft der Vindication die gekaufte 
Sade zurüdzufordern. Es würde in diefem Falk 
dem Eigenthümer des Fundortes nur eine perfönlidt 
Klage gegen den Finder auf Gewährung der Hälfte 
des Werthed des Schapes zuftehen. Bon einen 
dinglihen Rechte an der Hälfte des Schatzes könnte 
nur dann Die Rebe fein, wenn rüdfichtli aufgefun⸗ 
dener Schäge Die Grundſätze der accessio unbedingte 
Anwendung litten. Allein dies ift unbedingt feine: 
wegs der Fall, fondern e8 liegt in Bezug auf Schäge 
ein gemijchtes BVerhältniß der Occupation, Acceſſion 
und Invention vor. Die Invention und Occupation 
geht voraus, und die Accejfion, wenn man ſie ver 
gleichsweiſe jo nennen will, befteht darin, daß ber 
Gefepgeber es für unbillig geachtet hat, wenn ber 
Finder den ganzen gefundenen Schap in Folge Der 
oceupatio erhält, und Deswegen aus Billigkeits— 
gründen beftimmt hat, daß er dem Gigenthümer des 
Fundortes die Hälfte des Schatzes gewähren (prae- 
stare, dare, ipsius esse) foll, 

Kann nun der Finder eines Schatzes denfelben 
jedenfalls mit Recht in Befig nehmen, ſteht das 
Eigenthum an der einen Hälfte des Schages nicht 
fofort dem Eigenthümer bes Fundortes zu, jondern 
hat Lepterer gegen den Finder nur eine perfünliche 
Klage auf Gewährung ber Hälfte des Schages, ſo 
fann auch mit Grund nicht behauptet werden, daß, 
wenn ber Finder eines Schages benfelben in feinen 
Nugen verwendet, er entweder eine fremde gefun- 
dene Sache dem Eigenthümer vorenthalte, oder das 
er eine fremde, einer andern Perſon eigentbümlich 
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zugehörige Sache veruntraue. Es liegen mithin auch 
die nach Artikel 241. und 242. des Eriminalgejeh- 
buchs nöthigen Erfordernifie des Funddiebftahls oder 
der Beruntrauung, dad Borenthalten einer fremden 
Sache oder die rechtswidrige Aneignung einer frem— 
den Sache hier nicht vor. Hiernach fällt auch, von 
dem criminaliftiichen Gefichtspunfte aus betrachtet, 
feinem der drei im Erfenntniffe benannten Inculpas 
ten eines ber unter A. und B. benannten Vergehen 
zur Laſt. 
Ad C. 

Derjenige, ber unter Verhältniffen, wo'er bie 
Wahrheit zu jagen rechtlich verbunden war, wahre 
Thatfachen verfchweigt oder unterbrüdt, und Dadurch 
Jemanden in Schaden gebracht, oder fich oder Andern 
einen unerlaubten Bortheil verichafft hat, jol nad 
Artifel 245. des Griminalgefepbuchs wegen Betrugs 
beftraft werben. 

Wäre nun ber Finder eines Schatzes rechtlich 
verpflichtet, den Eigenthümer ded Fundortes von 
dem Auffinden des Echages in Kenniniß zu fepen, 
fo würde ber Finder durch Berfchweigen diefer That: 
fachen in der Abficht, den ganzen Schag für ſich zu 
behalten, mithin durch Verſchweigung einer wahren 
Thatſache in der Abficht, ich einen unerlaubten Vor— 
theil zu verſchaffen, ſich eines nad) Artifel 245. des 
Eriminalgefegbuch8 zu beuriheilenden Betrugs ſchul⸗ 
Dig machen. Es fragt ſich daher zunädhft: ob dem 
Finder eines Schages die geſetzliche Berpflichtung 
obliege, dem Eigenthümer des Fundortes Anzeige 
zu mahen? Daf eine moralifhe Verpflichtung 
hierzu vorhanden fei, kann nicht bezweifelt werben. 
Anders verhält es fich aber mit der gefeglichen Ver— 
pflidtung. 

Im Allgemeinen befteht feine gefegliche Beftim- 
mung, daß der Verpflichtete verbunden fei, den Bes 
rechtigten davon in Kenntniß zu fegen, daß Lepterer 
an ihn einen perfönlichen Anjpruch habe, damit ber 
Berechtigte gegen ben Berpflichteten diefen Anſpruch 
geltend machen könne. Wo dies der Fall, ba müffen 
fpecielle Gejepe oder fpecielle Vorſchriften dieſes bes 
ftimmen. Eine jpecielle gefegliche Beitimmung, die 
Dem Finder eines Schatzes vorjchriebe, dem Eigen— 
thümer ded Fundortes Das Auffinden des Schatzes 
anzuzeigen, ift nicht vorhanden. Nur in dem Falle, 
wenn ber Schag auf fiscalifhem Boden aufgefunden 
worden ijt, ſoll der Finder jeinen Antheil verlieren, 
wenn er das Auffinden deſſelben verheimlicht. 

Lex 3. 8. ult. D. de jure fisci. (49. 14.) 

Aus bdiefer zu Gunſten des Fiscus getroffenen 
Ausnahmeftrafbeftimmung fann man nicht ohne 
Grund (e contrario) folgern, daß in andern Fällen, 
wenn auf Privargrundftüden ein Schag gefunden 
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worden ift, aus der Verheimlichung der Auffindung 
dem Binder fein Schaden erwachſe. Es folgt dies 
auch aus dem vorftehend angegebenen allgemeinen 
Grundjage, daß ein Verpflichteter nicht gefeplich 
verpflichtet ift, den Berechtigten von einem ihm 
zuftehenden perfönlichen Anſpruche in Kenntniß zu 
fegen. Das Auffinden eines Schatzes an ſich be- 
gründet nicht einmal bie juriftifche Verpflichtung des 
Finders, den Schatz an fich zu nehmen. Er fann 
ihn am Anffindungsorte liegen laffen und ift nicht 
verbunden, dem Eigenthümer Mittheilung vom Auf- 
finden zu machen. Es würde der Finder ſich durch— 
aus feined Vergehens jhuldig machen, wenn er die 
eine Hälfte des Schages, die ihm jedenfalls zufommt, 
an ſich nähme, die andere aber am Fundorte liegen 
ließe, ohne davon den Eigenthümer bes Fundortes 
in Kenntniß zu jeßen. 

Liegt nun nach bem Obangeführten dem Finder 
eines Schapes feine gefepliche Verpflichtung ob, den 
Eigenthümer ded Fundortes von dem gefchehenen 
Bunde in Kenntniß zu fegen, fondern nur eine moras 
lifche, fo fann auch vom criminalrechtlichen Geſichts— 
punfte aus nicht behauptet werben, daß ber Finder 
fi eines firafbaren, nach Artifel 245. zu beurthei- 
lenden Betrugs ſchuldig mache, wenn er dem Grund» 
eigenthümer gegenüber das Auffinden des Schages 
verfchweigt und dieſe Thatfache zu unterdrüden und 
zu verheimlichen fucht. 

Die den brei Inculpaten beigemeflenen That: 
fahen würden aus vorftehenden Gründen weder 
nach Artifel 241., noch nach Artifel 242., noch nach 
Artifel 245. bes Griminalgefegbuchs, felbft deren 
Wahrheit vorausgefept, mit einer Eriminalftrafe zu 
ahnden fein. Man hat daher, ohne daß es bei Dies 
fer Sachlage nöthig gewefen wäre, auf den mates 
tiefen Acteninhalt näher einzugehen, fih bewogen 
finden müfjen, alle drei Inculpaten geftalten Sachen 
nach freizufprechen. Zu Diefem Refultate würde man 
felbft dann haben gelangen müflen, wenn man bie 
oben unter A. B. und €. hervorgehobenen civilrecht⸗ 
liben Fragen nicht, wie gefchehen, beantwortet, 
jondern ſolche nur als zweifelhafte Rechtsfragen 
angefehen hätte. Denn wenn eine Eiviltechtöfrage 
zweifelhaft ift, und von deren Beantwortung es 
lediglich abhängt, ob Jemanden ein Bergehen beis 
gemeflen werben fünne, fo muß vom criminaltecht⸗ 
lien Standpunfte aus es ſtets bedenklich erſcheinen, 
irgend etwas Nadıtheiliged gegen den Inculpaten zu 
erkennen.’ 


75. 


Eine Erecutiondflage kann aus Rechtsgründen 
auch dann, wenn gegen die in Folge derſelben 
erlaffene richterlihe Auflage Einwendungen bin: 
nen ber geſetzten Friſt nicht vorgebracht worden 
find, fpäter noch abgewiefen werben. . 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. $. in ®. 


Ueber Diefe Frage ſprach fih das Appellas 
tiondgericht zu Leipzig in einer Entſcheidung 
vom Jahre 1854 folgender Maapen aus: 

„Das Appellationsgericht zu Leipzig hat in ben 
zahlreihen Fällen, in welden es die Borjchriften 
bes Erecutionsgejeges vom 28. Februar 1838. $.91. 
beim Rectiprechen anzuwenden gehabt hat, zeither 
conjequent die Anficht befolgt, daß der in der ange— 
zogenen Beftimmung ber innerhalb der gejeglichen 
Frift nicht vorgebradhten Einwendungen und Aus— 
flüchte nicht auf folche zu oberrichterlicher Cognition 
gediehene Ausjtelungen und Mängel zu beziehen fei, 
welche die nad) allgemeinen Örundjägen oder Der bes 
jonderen Bejchaffenheit der fraglichen Procefgattung 
erforderliche Begründung Des erhobenen Anſpruchs 
betreffen und als eigentliche exceptiones juris im 
Ordinarprocefie die gänzliche oder theilweile Abwei— 
fung ber Klage, mindeſtens in Der angebrachten 
Maafe, zu Folge haben müßten. 

Die Gründe dafür find in dem von dem Beflag- 
ten angezogenen, burch das Wochenblatt für merkw. 
Rechtsfälle, XII. Jahrg. 30. St. No. 53. ©. 233 fig. 
zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Rechtöfalle aus— 
führlich entwickelt; e8 hat ſich auch Das Appellations- 
gericht zu einer in dem Intereſſe ber Gleichheit 
ber Rechtspflege ohnehin bedenklichen Abände: 
rung biefer bisher ftetd ausgefprochenen Rechtsmei- 
nung durch bie von dem Kläger BI. — ausgeführten 
und in dem Bejcheide Bl. — adoptirten Gründe ber 
entgegengefegten Anficht nicht bewogen finden fünnen. 
Es genügt, unter Berweifung auf die angezogenen 
früheren Ausführungen, hierüber Folgendes zu bes 
merfen: 

So wenig befititten werden mag, Daß, wenn 
man ben Wortlaut des Geſetzes in $. 91. allein in 
das Auge faßt, eine Unterjcheidung in den verab- 
fäumten Einwendungen, je nachdem fie rechtlicher 
oder factifcher Natur find, nicht geboten erfcheint, 
jo wenig läßt ſich doch behaupten, Daß fie durch Die 
Worte geradezu ausgeſchloſſen werde, während an- 
derer Seits die gegentheilige Anſicht zu unverkennbar 
bedenflichen Gonjequenzen führt. Man darf hierbei 
nur an folche Bälle denfen, wo der Richter entweder 
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auf Urkunden hin, welche ſich ihrer Form nach für den 
Erecutionsproceß gar nicht eignen, eine Auflage er 
lafjen ober diefe Auflage auf Leiſtungen gerichtet hat, 
von welden in der Urfunde feine Spur zu finden ik. 

Sieht man nun, wie Kläger will, die erlaffene 
Auflage für eine Reſolution an, melde mit dem 
Eintritte des Präjudizes durch Ablauf der gefeglichen 
Frift Die Natur eined rehtöfräftigen Erfennt: 
niſſes erlangt, jo ift man damit zur Annahme eine 
Rechtsfiction genöthigt, welche, abgefehen von 
dem entgegenftehenden Grundjage, daß bloße Reſo— 
Iutionen eines Unterrichterd der Regel nad nicht in 
Rechtskraft übergehen, keinesfalls einen flaren um 
unzweideutigen Ausipruch Des Gejeged für id, 
wohl aber die Erwägung gegen fich bar, daß Damit 
ber Beklagte offenbar jchlechter gejtellt wird, ald «a 
bei einer in dem Ordinarprocefie vorfommenden 
Gontumaz der Fall ift, und einen in der Regel uns 
erjeglichen Rechtöverluft erleidet. Daß die Anſiel⸗ 
lung der Widerflage in ben wenigften denkbaten 
Fällen ihm einen günftigen Grfolg fichere, betari 
feiner ausführlichen Darlegung, da durch die Rechts— 
frajt des Erfenntnifjes in der vorausgegangenen 
Eonvention das Zurüdfommen auf materielle Rechte 
fragen der Auslegung oder Anwendung bes jtreitigen 
Nechtögeihäfts, jowie ed in der dem Erecutions⸗ 
antrage zu Grunde gelegten Urkunde dargefteltt iſt, 
ausgejchlofien wird, injoweit vielmehr die Grunbläge 
der Entiheidung in der Convention umter den Par: 
teien auch für die Neconvention feftitehen. Col 
aber der Beklagte mitteljt Anftelung der Richtig: 
feitöflage Abhülfe gegen die ihm wiberfahrne 
Rechtsverkürzung finden, fo ift Dagegen in Betradt 
zu ziehen, daß dadurch einer Seits der Nullitätsklage 
eine Ausdehnung über die ihr von dem Gerichte: 
brauche 

Befanntmachung bed Königl, Oberappellationd- 

gerichtö vom 4. März 1848. no. 1. und 3. 

gezogenen Örenzen eingeräumt werden würde, indem 
man fie entweder gegen die Nefolution eines Unter 
richterd, oder Doch gegen ein Erkenntniß erſtet 
Initanz, gegen welches die im ordentlichen Inſtanzen⸗ 
zuge zuläjigen Remedien nicht verbraucht worden 
find, zuließe, anderer Seitd die jolchergeftalt zu 
erlangende Rechtshülfe bei der ohnehin jehr be 
fchränften Wirkfamfeit der Nullitätsflage (vergl. bie 
vorangezogene Bekanntmachung no. 2.; v.fangenn 
und Kori, Erörterungen, III. Th. no.IX. S. 81 fig.) 
gerade in ben häufigften Bällen einer unrichligen Sub» 
fumtion der Thatjachen unter die einfchlagenden ge: 
jeglichen Beitimmungen nit Statt haben würde. 

Nah Anficht der gegenwärtigen Inftanz erfcheis 
nen aber bieje Erwägungen, obſchon fie zunaͤchſt 








mehr legislativ»politifcher Natur find, um fo geeig- 
neter, ein gewichtiged Moment gegen die vom Klaͤ— 
ger vertheidigte Auslegung bed Grecutiondgefches 
abzugeben, als bie in diefem Gejege ausgefprochene 
Tendenz des jogenannten Erecutionsprocefied feineds 
wegs zu der Annahme einer fo ungünftigen Stellung 
des Beklagten nothwendig führt. 

Das Gefep hat in $. 86. flg. nicht eine neue 
Proceßart zu begründen, fondern nur das Fort- 
beftehen des in Sädhfifhen Landen bisher 
üblichen Grecutionsproceffed zu fanctioniren beab— 
ſichtiget. 


Die Beſtimmungen bes älteren Saͤchſiſchen Rech⸗ 


tes, auf welchen dieſes Proceßverfahren beruht, 
(const. 32. vom Jahre 1572. pag. I. Erledig. der 
Landesgebr. v. 1661. tit. Zuftizienfachen, $. 2. 13. 
Dee. 15. v. 3. 1661. jet. Erl, Proc⸗Ordn. ad tit. I. 
$. 6.) lafien baffelbe zu, wofern Kläger auf vor 
gehende Proceffe oder Urthel, oder geftandene 
richtige Schuld oder in Kraft eines Abſchiedes, 
recessus, Urthels oder Obligation die Hülfe 
wiber Beklagten erlangt, oder wenn Die angezogenen 
facta nicht fernerer Ausführung bedürfen, 
fondern bie Sachen alfo bewandt wären, daß fie 
entweder ex confessione parlis, unftreitigen docu- 
menlis, ertheilten Abjchieden und judicatis oder aus 
ergangenen actis alsbald zu erweifen. Boraud- 
gefegt werden hiernach folche Urkunden, welde den 
Anspruch Klägers vollftändig erweifen, baher zu 
einem unzweifelhaften und unbeftreitbaren machen, 
und von derfelben Borausfegung geht das Erecu— 
tiondgejeg aus, wenn es $.86. den Ereeutionsproceß 
aus öffentlihen Urkunden geftattet, „fofern der 
Grund bed Anfprucdes daraus vollftändig 
erhellet.“ Coll der Richter aud „dergleichen 
Urfunden‘ die Hülfsauflage erlaffen und fonft den 
Beftimmungen $. 87. fig. gemäß verfahren, fo folgt 
Daraus von ſelbſt die Unftatthaftigfeit eines Verfah— 
rens, welches auf andere, biejer Anforderung nicht 
genügende urkundliche Unterlagen hin, oder in einer 
ber ſpeciellen gefeglichen Vorſchrift nicht entfprechen- 
Den Weiſe eingeleitet worden ift. Nimmt man nun 
auch an, daß der Unterrichter an das von ihm felbft 
auf Grund gefeplicher Ermächtigung angebrohte 
Präjudiz, fofern ed von bem Bellagten verwirft 
worden, fi zu halten berechtigt oder verpflichtet fei, 
Daß er mithin Die Rüge von Mängeln der vorbezeich— 
neten Art, dafern fie nicht rechtzeitig angebracht 
worden it, nicht zu beachten, fondern das Verfahren 
fo lange fortzufegen hat, bis feine richterliche Thä— 
tigfeit durch ein devolutives Rechtsmittel gehemmt 
wird, fo jchließt dies doch die Beachtung berfelben 
in ber Appellationsinftanz mindeftens aus dem Ges 
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fichtöpunfte der Beſchwerde nidht aus. Wollte 
man Das Gegentheil annehmen, jo würde man bie 
age der beflagten Partei im Erecutiondprocefie fogar 
ungünftiger, al® in dem eigentlichen Erecutionsver- 
fahren aus rechtöfräftiger Entſcheidung, beziehentlich 
proceßgerichtlihem Bergleihe machen. Denn in 
legterem ift die unterlaflene rechtzeitige Vorſchuͤtzung 
von Einwendungen Behufs gänzlicher oder theil— 
weifer Abwendung ber Hülfsvollfiredung in dem 
Geſetz 8. 20. und 22, mit dem Verlufte der Einwen- 
dungen nicht bedroht, dieſe Ginwendungen haben 
vielmehr auf eingewendete Appellation, fofern dies 
felben nicht fon vorher im Wege ber Beſchwerde— 
führung Geltung erlangt, mindeftens zu dem im 
$. 27. beftimmten Zeitpunfte Cognition und nad) 
Befinden Beachtung Seiten ded Oberrichters zu ges 
warten. Es wäre auch in ber That fein Grund 
abzuſehen, aus welchem das Gefeg die dem Execu— 
tionsproceffe eigene jchleunige Nechtshülfe, wie Klaͤ— 
ger BI. — meint, auch ba eintreten laffen follte, wo 
der klagenden Partei die Grundbedingung dieſer ge— 
ſetzlichen Begünftigung abgeht, naͤmlich die Berufung 
auf eine folche öffentliche Urkunde, aus welcher der 
Grund ihres Widerfpruchs vollfommen erhellt. Im 
Gegentheile können für die Zuläfftgfeit oberrichter- 
licher Gognition in Anfehung folder Einwendungen, 
welche erft nach Ablauf der in $. 91. geordneten 
Frift vorfommen, die Schlußmworte bes $. 96. info- 
fern angezogen werden, ald darnach „die in Obigem 
ertheilten Vorſchriften wegen Erecution rechtöfräftiger 
Entfcheidungen” (u welchen Die in dem 6. Abſchnitte 
des Geſetzes $. 26—33. zu lefenden Dispofitionen 
unftreitig mitzurechnen find) Anwendung leiden. Daß 
der Appellationsrichter dann in ber Gognition des 
Streitfalles auf fogenannte excepliones juris be: 
[hränft, folgt aus dem unbeftrittenen Grundjage, 
baß bie rechtliche Beurtheilung einer Streitſache und 
die Anwendung der Rechtsvorſchriften auf felbige 
dem Richter auch ohne Zuthun der Parteien obliegt, 
während bie Unführung und Nachweifung des Factis 
fhen Sache der Parteien ift, und zu einer Abweichung 
von diefer in dem Orbinarprocefie bei dem Verſäum— 
nifje der rechtlichen Bertheidigung innerhalb der 
geſetzlichen Einlaſſungs- und Erceptiongfrift geltenden 
Regel auch in der Bejonderheit des Erecutionspro- 
cefjes fein Grund liegt, die fchleunige Nechtshülfe 
bes Letzteren vielmehr genügend gewahrt erfcheint, 
wenn dem Beklagten die Hülfe des Oberrichterd nur 
unter den für das eigentliche Erecutiondverfahren 
geltenden Beihränfungen nur infoweit gefichert wird, 
als die Unftatthaftigfeit des Anſpruchs oder bie 
Nichtigkeit des Verfahrens actenfundig vorliegt.‘ 
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76. 


Die Forderung der Erflattung von Alimenten, 
welche ein Dritter für den zur Alimentation Ber: 
pflichteten verlegt hat, unterliegt nicht ber durch 
dad Gejeg vom 3. Juli 1846. $. 1. unter Nr, 8. 
eingeführten furzen Verjährung. 


Mitgetheilt von 
Herrn A. rin D. 


Indem im gegenwärtigen Jahrgange bes Wochen» 
blaits Nr. 8. S.57 ff. mitgetheilten Rechtsſalle hat das 
K. Oberappellationdgericht unter dem 4. April 
1854 die S. 59 f. dargeftellte Anficht der zweiten 
Inſtanz über die obige Frage nicht gebilligt, vielmehr 
fi in folgender Weife ausgeſprochen: 

„Beklagten nicht in Erftattung desjenigen Alis 
mentationsaufwanbes zu verurtheilen, welcher in der 
Zeit unmittelbar nad) Beendigung des zwifchen den 
Barteien anhängig gewefenen Scheidungsproceffed 
ftattgefunden, hat die zweite Inftang fi bewogen 


gefunden in Hinfiht auf 8. 1. Nr. 8. des Gefepes 
vom 25. Zuli 1846. Allein ed leuchtet ein, daß die 
Forderung rüditändiger Alimente verjähren fann 
nur im Verhältniß des zu Alimentirenden (resp. defien, 
welcher feine juriftifche Perfönlichfeit vertritt) und 
dem Wlimentationspflichtigen, nicht aber zwiſchen 
Lepterem und Demjenigen, welcher entweder im Auis 
trag oder als negotiorum gestor des Alimentations: 
pflichtigen die betreffenden Koften verlegt. Jenes 
Gefep in nurbemerfter, die Worte beffelben überfchrei- 
tender Weife anzumenden, fehlt ed an allem aus 
reichenden Grunde. Als ein folcher fann bie fol. — 
in weiter Inftanz ausgeiprochene Bemerkung, aut 
die Forderung verlegter Alimente gehöre zu denjeni- 
gen Forderungen, in Folge welcher Zahlung entwebe 
fogleich oder in furzer Zeit geleiftet und wobei Duit, 
tung entweder gar nicht oder in leicht verlierbarer 
Form gegeben zu werden pflege, ſchon um des willen 
nicht gelten, weil fie die Allgemeinheit eines Verjah⸗ 
rend vorausſetzt, Das jeder Manbdatar oder negotiorum 
gestor vermeiden wird, der das eigene Intereffe nicht 
in feltener Weife vernachlaͤſſiget.“ 





Bei bem, ſich jept häufig erneuernden Bedarfe von Papier zu Grund» und Hnpothefenbüdein, 
erlaube ich mir, auf Die nachftehende Befanntmachung mit dem Bemerfen binzuweifen, daß das erwäbnte 


Papier fortwährend bei mir vorräthig ift. 
Leipzig, im Juli 1854, 


Bernhard Zaudnig. 


Befanntmahung 
an die Grund- und Hypothefenbehörden bed Landes. 


Da die Grund» und Hypothefenbehörden mitunter zu der erften Anlegung des Grund» um 
Hypothekenbuchs eine größere Quantität Papier, ald dazu unbedingt nothiwendig iR und ihnen von ir 
Königlichen Commiſſion für Einrichtung der Grund» und Hypothekenbuͤcher unentgelblich zugetheilt wirt, 
zu verwenden wünfchen, jo findet die Commiſſion, in Berüdfihtigung, daß folches nicht anders geſchehen 
fann, -ald wenn das für den fraglichen Zwed von der Behörde noch überdies aus eignen Mineln 
anzujchaffende Papier ganz von der nämlichen Sorte ift, wie das ihr von der Commiſſion unentgeltlid 
zugetheifte, fich veranlaßt, hiermit zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, daß bei Herrn Buchhaͤndlet 
Bernhard Tauchnig zu Leipzig bergleihen Papier zu haben ift, und daß berjelbe, feiner Berficherung 
nach, auch für die Folgezeit, wenn Fortfegungen der Grund» und Hypothefenbücder in neuen Bänten 
nöthig werden, ſolches, durch Sachverſtändige geprüftes und für den fraglichen Zwed vorzüglich qualifiir 
befundenes Papier vorräthig halten wird. 

Dresden, am 10. November 1845. 

Die Königlide Commiſſion für Einrihtung der Grund und Hypothekenbücher. 
Dr. Schröber, 





Revacteur; Dr. Theodor Tauchnitz— DOffiein der Berlagsbandlung. 


Wochenblatt 


Vou diejen Wo: 
cheablatte er 
[Seinen ſaͤhrlich 
64 Nammern zu 


für 


merkwürdige Rechtsfälle, 


Alle Poſtamter 
u. Buchbantlungen 
ubernehmen Befel- 
lungen und liefern 


I Quartbogen und J das Quartal zu dem 
außertem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
tesihluffe ein aus: . . ' trichtenden Preiie 
—B* aus dem Gebiete der Justizpklege ge 


und Verwaltung 
zunäcit für das 


Königreich Sachien. 


Berlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 








1. 


Nachtrag zu Seite 211 flg. Jahrg. 1853. dieſes 

Mocenblattes, die gegen Mitglieder des Pen- 

ftondvereind Sächfifcher und Altenburg'ſcher 
Advocaten gejprochenen Entſcheidungen betr. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. 8, in &. 

In Nr.27. S.209 fig. dieſes Wochenblatied vom 
Jahre 1853 bejchwerte fich ber Actor des Penſions— 
vereins Sächftfher und Altenburg’scher Advocaten, 
daß die gegen fäumige Mitglieder wegen Erfüllung 
ihrer Verpflihtung ald Mitglieder eingereichten 
Klagen infofern in der Regel ein mißliches Refultat 
nad ſich gezogen hätten, als mehrere ber recht: 
jprechenden Behörden die angeftellten Klagen theils 
ir der angebrachten Maaße abgewiefen, theild Ent- 
fcheidungen gegeben hätten, die dem Vereine jelbft 
wegen ber aus ben gefprochenen Enticheidungsgrüns 
ben etwa zu ziehenden Eonfequenzen nicht angenchm 
fein fönnten. 

In einer dort S. 211 fig. erwähnten Proceßſache 
des Vereins gegen Dr. 9. hatte das Königliche 
Spruccollegium und das Königliche Appellations— 
gericht zu Leipzig zwei gleichlautende Erfenntniffe 
gegeben. Auf eingewandte Appellation hat jedoch 
das Königlihe Oberappellationsgeriht am 
11. October 1853 reformirt und dürfte dieſes Erkennt⸗ 
niß nicht nur bie Mitglieder des Vereins, fondern 
auch das übrige rechtskundige Publikum interefliren. 
Das Erkenntniß nebft Entfheidungsgründen lautet, 
wie folgt: 

„Daß ed bei nurangezogenem Urthel (zweiter 
Inftanz) und der barin beflätigten Entſcheidung der 


Heue Folge Bweiter 


— — 


Jahrgang. 


erften Inſtanz, infoweit die Klage rüdfichtlih bes 
geforderten Geburtsjcheined für den Beklagten und 
defien Ehefrau, ingleichen rüdjichtlih der petirten 
Gonventionalftrafe in ber angebrachten Maaße abs 
gewiefen worden ift, auf die eingewendete Appellas 
tion nicht zu lafien, jondern es ift der Beflagte ein 
ihn feldft und feine Ehefrau betreffendes glaubhaftes 
Geburtszeugniß beizubringen, ingleichen wegen ber 
unterlaffenen tempeltiven Zablung der jährlichen 
Beiträge für die Jahre 1848, 1849 und 1850 eine 
Gonventionalftrafe von 12 Thalern zu bezahlen vers 
bunden. 

Dagegen wirb gedachtes Urthel im Uebrigen, ber 
eingewendeten Appellation ungeachtet, jedoch unter 
Gompenjation der Koften der gegenwärtigen Inftanz, 
hierdurch beftätigt. 

Entfheidungsgrünbe: 

Beror auf die Appellation der Kläger in mate- 
rialibus eingegangen werben fann, ift Die Frage zu 
beantworten, ob überhaupt summa appellabilis vor— 
liege. Die Kläger haben Bl. — flg. geklagt, 

1) auf Beibringung eined den Beflagten und 

defien Ehefrau betreffenden Geburtszeugniſſes, 
2) auf 10 Thaler Eintrittögeld, nach zwei Ein- 
heiten, 
3) auf mindeftens 6 Thaler Einkaufsgeld, 
4) auf 32 Thaler Jahresbeiträge für die Jahre 
1848, 1849, 1850 und 1851, 
5) auf 16 Thaler Ordnungsftrafen. 
Die vorftehend unter 2. bis 5. angegebenen baaren 
Summen betragen zufammen 64 Thaler. Hierauf 
find diejenigen 22 Thaler 4 Ngr. —- in Abzug zu 
bringen, welde ber Beklagte zufolge der Klage 
Bl. — am 2. April 1849 abſchlaͤglich bezahlt hat, 
und es bleibt daher lediglich eine baare Summe 
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von 41 Thalern 26 Ngr. —-, mithin ein bie Summe 
ber causa minuta nicht überfteigender Betrag in lite. 
Nun haben zwar die Kläger noch außerdem bie 
Beibringung eined Geburtszeugniffes für den Be- 
Hlagten und deſſen Ehefrau gefordert. Indeſſen wirb 
das Klagobject auch hierdurch nicht erheblich erhöht, 
das geforderte Geburtszeugniß hat auf die Beziehuns 
gen des Bellagten zu dem Bereine nur infofern 
Einfluß, ald nach den Statuten $. 2. der Zutritt zu 
dem Bereine gar nicht geftattet gewefen wäre, wenn 


das Mitglied bei Konflituirung des Vereins bereits 


das bOſte Lebensjahr überfchritten gehabt hätte, nach 
$. 8. die fortlaufenden Beiträge in brei Thalern 
jährlih für jede vor, und in vier Thalern jährlich 
für jede nach dem vollendeten 35ſten Lebensjahre 
gezeichnete Einheit beftehen, endlih nad $$. 10. 
und 411. die Einfaufsgelder für bie Ehefrau bes 
Mitgliedes bei den in $. 11. näher angegebenen 
Differenzen zwiſchen dem Lebensalter des Mitgliedes 
und dem ber Ehefrau defielben bis zu 10 Thalern 
für die einzelne Einheit anfteigen fünnen. Auf die 
Beftimmung ber Statuten $. 2. haben die Kläger 
fih zu ihrem Bortheile weder bezogen, noch mit 
Grunde beziehen fönnen, weil, wenn Beflagter bei 
GEonftituirung ded Vereins bereits das bOſte Alters- 
jahr erreicht gehabt hätte, bie Klage felbft, infofern 
fie auf der Eigenfchaft des Beklagten, ald Bereins- 
mitgliedes, beruht, fich gänzlich erledigen würbe. 
Angehend ben 8. 8. ber Statuten, fo hat der Beflagte 
zur Zeit feines Beitrittes zu dem Vereine nah Bl. — 
das Zäfte Jahr überfchritten gehabt, und es ift in 
defien Gemäßheit in der Klage bereits ein jährlicher 
Beitrag von vier Thalern gefordert worden. Anlan- 
gend endlich $$. 10. und 11. der Statuten, fo beftcht 
zwifchen dem Haren höchiten und dem in der Klage 
petirten Einfaufsgelde eine Differenz von nicht mehr 
als fieben Thalern für die Einheit. Es ließe ſich daher 
höchftens behaupten, daß durch das auf Nachbrin- 
gung eines Geburtszeugnifies für den Beklagten und 
deſſen Ehefrau gerichtete Klaggefud) das Alagobject 
fi um einen Betrag von 14 Thalern erhöhen fünnte, 
und ed würde dadurch ber Streitgegenftand zwar 
höchftens zu einer causa major, feineswegs aber zu 
dem bei einer Appellation gegen zwei gleichförmige 
Erfenntniffe erforderlichen Betrage von 200 Thalern 
anfteigen. 

Defien ungeachtet ift die Appellation für zuläfftg 
zu achten, weil die Kläger ihr Klaggefuch noch außer; 
bem Bl. — darauf erftredt haben, daß ber Bellagte 
die ihm als Mitgliede des Penfionsvereins in Ges 
mäßheit der Statuten beffelben und fonftigen ftatuten- 
mäßig zu Stande gefommenen Beſchluͤſſe obliegenden 
Berbindlichfeiten zu erfüllen habe. Denn daß bier 


durch, ungeachtet ber Geringfügigfeit ber in praeter- 
itum geforderten einzelnen Beträge, bie vorliegende 
Rechtsſache zu einer folchen werde, deren Gegenftand 
entweder feine Schägung zuläßt, oder den Werıh 
von 200 Thalern oder von 8 Thalern jährlich über- 
feigt, hat das Königliche Oberappellationsgerict 
bereitd früher aus den im Mochenblatte für merk: 
würdige Rechtöfälle, Bd. 13. pag. 216. angegebenen 
Gründen angenommen, und wenn fon hiergegen 
für den vorliegenden Ball der Zweifel fich erheben 
ließe, daß das auf die Zukunft bezügliche allgemeine 
Klagpetitum in Folge der BI. — vorgefchügten 
Erception um beswillen hinwegfalle, weil wenigftens 
in dem Borfehügen diefer Erception bie Erklärung 
bed Austrittes aus dem Vereine liege, fo erledigt 
fih doch diefer Zweifel buch die Erwägung, das 
eines Theild der Beklagte feine Abficht, durch dieſt 
Erception feinen Austritt aus bem Vereine zu er: 
flären, nirgends zu erfennen gegeben hat, anberer 
Seits eine foldhe Erklärung ohne Effect fein würde, 
weil ber Actor der Kläger zu der Entgegennahme 
einer derartigen, dem vorliegenden Proceffe gan 
fremdartigen Erklärung nicht legitimirt wäre. 
Ad reformatoriam. 


So viel 
1 


denjenigen Theil der Klage betrifft, in welchem von 
dem Beklagten Beibringung eines Geburtözeugnifies 
für fi und feine Ehefrau gefordert wird, jo bat 
das Königlihe Oberappellationsgericht fich bereit 

früher in einer zu feiner Entfcheidung gelangten, der 

vorliegenden ähnlichen Rechtsſache für die Zuläitg: 

feit Diefes Anfpruchs erflärt und ald Gründe bafür 
angegeben, daß bie Beitrittderflärung ein Unter: 
werfen unter den in bem Eirculare unter A. Bl. — lg 
gemachten Vorbehalt wegen Nahbringung bes Gr. 
burtözeugniffes für ben Beitretenden und deſſen 
Ehefrau enthalte, namentlich aber ein Interefie des 
Bereins in dieſer Beziehung infofern unverkennbar 
fei, als die Höhe der Beiträge und der infauft- 
gelder nad dem Alter des Beitretenden unb been 
Ehefrau fich richte. Bei diefer Meinung ift man 
auch gegenwärtig flehen geblieben, und zwar im 
Wefentlichen aus denfelben Gründen, welchen man 
nur folgende Bemerkungen beizufügen für angemefien 
gefunden hat: 


A. 

Zwar ift ed im Allgemeinen richtig, Daß, wenn 
ein Gontrahent bei einem Gefchäfte ih einen Ber 
behalt wegen ihm angeblich zuftehender Befugniſſe 
macht, im Zweifel die Intention dabei bloß dahin 
geht, daß durch den Abſchluß des Gefchäfts auf bieie 
Rechte nicht verzichtet werben, feinedwegs aber, daß 
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ber andere Theil zu dem Anerfenntnifie diefer Rechte 
verbindlich fein folle. Anders verhält es fich aber, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, der Borbehalt 
Bedingungen betrifft, welche von dem andern Gon- 
trahenten in Folge ded Vertrages zu erfüllen fein 
follen. Denn dann involvirt der Vorbehalt Von der 
einen, und das Zugeftändniß beffelben von ber an« 
bern Seite ein Uebereinfommen über die fünftige 
Erfüllung ber Bedingungen. Hieraus ergiebt ſich, 
daß ber Beklagte duch feine Subfeription ſich ver- 
pflichtet hat, ein fowohl ihn felbft, als auch feine 
Ehefrau betreffendes Geburtszeugniß beizubringen, 
wenn foldes in Folge des im Eircular BI. — fg. 
unter Nr. 8. gemachten Vorbehalte von ihm ver: 
langt werben follte. Dies ftimmt auch unzweifelhaft 
mit der Faffung des Vorbehaltes felbft überein, indem 
bie Worte: 

bie Nachbringung eines Tag und Jahr ber 

Geburt des Beitretenden und feiner Gattin 

befcheinigenden Zeugniffes bleibt für jegt vor— 

behalten, 
zumal wenn man beren Zufammenhang mit den 
vorher aufgeführten Beftimmungen berüdfichtigt, 
füglicy nicht anders ſich erklären lafien, als daß ber 
Beitretende zu Nachbringung bes fraglichen Zeug- 
niffes verbunden fein folle, wenn folches fpäter erfor« 
dert werbe. 

b. 

Sowohl nad dem römifchen, ald bem heutigen 
Rechte ift es ein ungweifelhafter Grundfag, daß eine 
Handlung Gegenftand der Obligation fein fann, 
und jede Handlung hierzu geeignet ift, welche, wenn 
fie auch nicht an fich und unmittelbar einen Bers 
mögensvortheil des Forderungsberechtigten bezwedt, 
doch wenigftend von folder Befchaffenheit ift, daß 
fich ein vermögensrechtliches Intereffe daran fnüpft, 
befien Gewährung den Gegenſtand gerichtlicher Ber: 
folgung und Berurtheilung des Verpflichteten abgeben 
kann. — Daß ber PBenfionsverein an der Beibrin- 
gung des Geburtszeugniffes ein vermögensrechtliches 
Iniereſſe habe, wie ed vorftehend bezeichnet worden 
ift, beruht nach dem, was oben über den Einfluß 
dieſes Zeugniffes auf ben Umfang ber Berbindlich- 
feiten des Bellagten gefagt worden ift, außer allem 
Zweifel. Nun läßt ſich zwar nicht in Abrede ftellen, 
daß das ältere römifche Gerichtöverfahren nach ber 
richtigern Anficht einen directen Zwang gegen ben 
Bellagten wegen Vornahme einer Handlung gar 
nicht gefannt hat. Dies hat fih jedoch nach heutis 
gem Procefie geändert, nautentlich enthält aber das 
Erecutiondgefeg vom 28. Februar 1838. $8. 70. u. 71. 
ganz klare Beftimmungen über das Erecutionsyerfahs 
ten wegen einer vorzunehmenden Handlung. 


c. 

Endlich bedarf es nur noch der Erwaͤhnung, 
daß nach den in der Klage angezogenen Vorlagen 
Bl. — flg. der Beklagte durch feine Zeichnung von 
zwei Einheiten fi unzweifelhaft gegenüber bem 
fpäter gegründeten Penfionsvereine verbindlich ges 
macht hat. 

Soviel ferner 

2. 

bie in ber Alage geforderte Eonventionalftrafe an- 
langt, fo bat das Königliche Oberappellationsgericht 
ſich ebenfalls bereits früher dahin ausgefprochen, daß 
die Vorfchrift in $. 9. des Status BL. —: 

wenn die Zahlung der Jahresbeittäge bis zum 

Jahresſchluſſe unterbleibe, jo werde bad jäumige 

Mitglied aller Anfprüche an ben Verein für ſich 

und feine Hinterlaffenen verluftig, 
als eine zum Beften ded Vereins gereichenbe elau- 
sula cassatoria zu betrachten fei, mithin der Verein 
dad Recht habe,’ das fäumige Mitglied für aus— 
geſchieden zu erflären, keineswegs aber das fäumige 
Mitglied verlangen könne, daß jeine Säumigfeit in 
Zahlung ber Zahresheiträge ald Ausicheitung aus 
bem Vereine anerfannt werde. Diefer Ehazafter der 
fraglichen Beftimmung berechtigt zu der Folgerung, 
daß, wenn der Verein von dem Rechte, das ſaͤumige 
Mitglied ald ausgetreten zu betrachten, feinen Ges 
brauch macht, das Rechtsverhaͤltniß, wie ed, abge- 
fehen von der clausula cassatoria, fi) geftaltet, in 
allen Beziehungen fortdauert, und daß daher nament⸗ 
lich der Berein das Befugniß enthält, von dem 
fäumigen Mitgliede diejenigen Eonventionalftrafen 
einzuffagen, welche durch die unterlaffene tempeftive 
Zahlung der Jahresbeiträge in Gemäßheit bes 
Statuts $. 9. verwirft worden find. 

Zu bemerten ift jedoch hierbei, daß ber Beflagte 
lediglich rüdfichtlich der Jahresbeiträge vom Jahre 
1848, 1849 und 1850 zu Bezahlung ber geflagten 
Gonventionalftrafen verurtheilt werden fann, weil 
die Klage auf die Jahresbeiträge vom Jahre 1851 


und in Folge deſſen auf die Conventionalſtrafen 


rüdjichtlich bdiefes Jahres hinwegfällt, wenn ber 
Bellagte das relatum über die Bl. — vorgefchügte 
Ausflucht leiſtet. 

Ad confirmatoriam. 

Soweit das vorftehende Erlenntniß eine Beftäti- 
gung ber vorigen Entſcheidungen enthält, hat man 
den von ber vorigen Inftanz gegebenen Entſchei⸗ 
bungsgrünben beigetreten und man kann fich daher 
auf nachftehende Bemerkungen beichränfen: 

Soviel 


4. 
die BI. — fig. vorgefchügte Ausflucht, daß ber 
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Beklagte ſchon zu Ende des Jahres 1849 ſeinen 
Austritt aus dem Vereine erklärt habe, anlangt, ſo 
hat man ber Anſicht der Kläger, daß erſtens nad 
dem von dem Bellagten deshalb Gefagten die Aus- 
teittserflärung eine blos bedingte geweſen fei, und 
zweitens die Austrittderflärung auch gegen den 
Vorſtand des Vereind nicht gültig babe erfolgen 
fönnen, nicht beizutreten vermocht. Soviel nämlich 
den erfteren Einwand anlangt, fo ift der übrigens 
nach $. 29. der Statuten zu jeder Zeit freiftehende 
Austritt an feine Solennität gebunden, berjelbe hat 
daher mit den Worten, welche der Bellagte zu dem 
Ende gebraucht haben will, daß er dem Vereine 
nicht angehören möge, ſehr wohl erflärt werden fon» 
nen, und wenn der Beflagte dabei hinzugefügt zu 
haben anführt, daß er auf feine eingezahlten Beträge 
verzichte und mit ferneren Anmuthungen aber auch 
verſchont fein wolle, fo enthält dies nicht eine Be— 
dingung der Austrittserflärung, ſondern die bloße 
Ausfprache des Beflagten über Die nach feiner Anficht 
aus feiner Mustrittserflärung ſich ergebenden recht- 
lihen Folgen. Und foviel den zweiten Einwand 
angeht, jo bedarf es zu defien Widerlegung lediglich 
einer Begiehung auf $. 64. ber Gefchäftsorbnung 
und der furzen Bemerkung, daß dagegen ber $. 35. 
der Statuten nicht in Betracht fommen fan, weil 
die Gejhäftsorbnung die Vertretung des Vereins: 
Directoriumd durch den Borftand zum Gegenftande 
hat, während das Statut blos die Vertretung des 
Vereins durch das Directorium betrifft. 

. b. 

Nah der Anfidit des Königlichen Oberappellas 
tionsgerichts ift Das Klaggeſuch auf Erfüllung aller 
Verbindlichkeiten Seiten des Bellagten, als Vereins: 
mitglieded in futurum, zwar an fich ftatthaft, es hat 
jebod hierauf in dem vorliegenden Falle nicht ers 
fannt werden fonnen, weil von einem Verbindlichjein 
bes Beflagten in futurum feine Rede fein fann, 
wenn, wie übrigens voraudzufegen ift, das relatum 
über Die Erception Bl. — geleifter wird. 

C 

Durch die leptere Bemerkung erledigt fich zugleich 
ber Antrag der Kläger, daß eventuell für den Fall 
der Nichtleiftung des relali Seiten des Bellagten 
erfannt werden möchte. 

Endlich 

d. 
rechtfertigt fich die erfannte Compenfation der Pros 
ceßfoften durch das Ergebniß des Proceſſes, wie 
foldes nad den in der Sache gegebenen Entſchei— 
dungen zu dem Klaggefuhe der Kläger fih ge 
ftaltet. 


Aus diefen Gründen war fo, wie in gegenmär- 
tigem Urthel geichehen, zu erfennen, und es bebari 
nur noch der Erwähnung, daß die ausgeſprochene 
Gompenfation der Koften gegenmwärtiger Inftan 
durch den Inhalt vorftehenden Urthels ſich von jelbit 
rechtfertigt.“ 


78. 


Ein gerichtliches, mündlich errichteted Teftament 

wird dadurch nicht ungültig, daß in demſelben 

den zugezogenen Gerichtöbeifigern Legate aut: 
gefegt worden find. 


Mitgetheilt von 
Herrn Ger.:Rath ©. in P. 


Karl Eduard W. in D. hatte in einem vor den 
Gerichten zu L., welche in feine Wohnung gerufen 
worben waren, zu Protofolf erflärten legten Willen 
den Agent 2. in D. zum Univerfalerben eingeiet. 


Nach feinem Tode wurde das errichtete Teftamen 


von den nächſten Berwandten des Berftorbener, 
Guſtav Eduard W. und Johann George N., alt 
Zuftandsvormund Louis Auguft W.'s, deshalb alt 
ungültig angefochten, weil es errichtet worden ic 
1) von einem Sterbenden ohne Befinnung, 2) ven 
einem Blödfinnigen und daher keineswegs Dieyeh- 
tionsfähigen, 3) ber überbied von Beklagtem durd 
Lift, Ueberredbung und Gewalt dazu getrieben mer 
den, 4) in einer Form und unter Umftänben, di 
fein Beftehen vor dem Rechte mehr ald zweilcdht 
machten. 

Nachdem der von KHlägern deshalb geführte 
Beweis in erfter und zweiter Inftanz als verfehli 
bezeichnet und Beflagter von ber erhobenen Alay 
entbunden und losgezählt worden war, brachten die 
Kläger unter anderweiter Appellation folgendes, 
bis dahin gang unberührt gelaſſenes Moment zut 
Sprache: 

„Die weſentlichſte Solennität der Teftament 
errichtung im vorliegenden Falle, wo biefelbe nid: 
an ordentlicher Gerichtöftelle, fondern in der gemein 
fhaftlihen Wohnung Bellagtens und gedachten ®.t 
(des Teftators) erfolgt ift, befteht darin, daß baba 
entweder ber Gerichtövorftand, ber Actuarius um 
ein Gerichtsichöppe, oder der Actuarius und zwei 
Schöppen, oder, dafern der Actuarius zugleich die 
Perſon des Richters in fich vereinigt, derſelbe wenig 
ftend mit einem ©erichtsjchöppen zugegen geweſen 
fein müffe. 

Die fragliche Teftamentsurfunde bejeugt, Das 
das Gericht bei Aufnahme dieſes legten Willens aus 
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dem Gerichtödirector H. und ben beiden Gerichts— 
perfonen von D., dem Lehnrichter 8. und dem Ges 
richtsſchöppen ©., beitanden habe; eines Actuariug, 
welder bei dieſer Art gerichtlicher Teftamente Die 
weientlichfte Perſon bildet, nicht der Richter, ift hier— 
bei nicht gedacht. Will man nun auch annehmen, 
daß der Gerichtsdirector H. die Eigenfchaft des 
Richters und Actuarius in fih wereinige, — obſchon 
dies füglich in der Teftamentsurfunde mit auszus 
drüden gewejen wäre, — fo fann es doch nicht Dem 
mindefien Zweifel unterliegen, daß Die von ihm 
abhibirten beiden Gerichtöperfonen in diefer Qualität 
für ben erwähnten Teftamentsact völlig unzuläfiig 
und ungültig waren. 

Nicht blos, daß die eine derfelben, der Lehnrich— 
ter &., wie durch deſſen eigene Ausfage in den Acten 
betätigt worden, denjenigen Auffag, welchen nach— 
gehends der Gerichtödirector H. dem Teftaments- 
protofolle zu Grunde gelegt, verabfaßt, in feiner 
Behauſung zurüdbehalten und in legterer, ohne alle 
Eoncurrenz des Erblaffers W., dem Gerichtäbirector 
H. eingehändigt hat, fondern er hat fich fogar felbit 
in dem betreffenden Aufjage ein Legat von 150 Thlrn. 
—⸗ —⸗ und jedem Gerichtsſchöppen zu D. ein Legat 
von 10 Thlen. — —» angefchrieben, und find dieſe 
Legate aus dem Aufjage in das Teftamentsprotofoll 
und: aus dieſem in die Teftamentsurfunde über 
gegangen. 

Somit erfcheinen ſowohl der Lehnrichter L., als 
auch der Gerichtoſchöppe ©. felbft ald in dem frag» 
lihen Teftamente eingefegte Legatare. 

Wil man nun aud die unter den Rechtölehrern 
ftreitige Frage, ob bei gerichtlichen Teftamenten das 
Gericht an die Stelle ber Zeugen trete, wofür aller 
bings die Dispofition in 1. 19. C. de test. und die 
Worte ber c. 3. p. Ill. fprechen, oder nicht blos 
solennitas testium, fondern auch andere Außere 
Börmlichkeiten, wegfallen, dahin geftellt fein lafien, 
jo ift doch nach den Rechten und ber Natur der Sache 
unzweifelhaft, daß ein gerichtlicher Teftamentsact, 
bei welchem die das Gericht repräfentirenden Pers 
fonen felbft, fei es ald Erben oder auch nur als 
Vermaͤchtnißnehmer, betheiligt find, völlig ungül- 
tig fei. 

Dies kann im gegenwärtigen Falle um fo weni- 
ger befttitten werden, weil, fieht ‚man von ben 
beiden zugezogenen, in bem fraglichen Teftamente 
als Regatare bedachten Gerichtöperfonen ab, nur der 
Gerichtshalter H. ald einziges unbetheiligtes Gerichts— 
mitglied übrig bleiben würbe. 

Diejer kann aber, wie bereits in Obigem bemerkt 
worben, allein das Gericht bier, wo es ſich um 
Aufnahme eines legten Willens in ber Privat: 


behaufung bed Teftirerd handelt, nicht repräfen- 
tiren. 

Dadurch iſt aber ein weientlicher Formfehler 
des in Frage fommenden lehten Willens conftatirt, 
welcher deſſen Nullität fchon in feiner Entftehung 
begründet.” 

Das Königl. Oberappellationsgericht be- 
ftätigte aber unterm 23. März 1854 Die früheren 
Entſcheidungen und gab bezüglich des ausgehobenen 
Paſſus folgende Entfcheidungsgrünbde: 

„Präjudiciell ift die Frage, ob das von ben 
Klägern ald ungültig angefochtene Teftament des 
am 13. März 1849 verftorbenen Karl Eduard W. 
BI. — denjenigen formellen Erforberniffen entipreche, 
welche die Gejege in Betreff der gerichtlichen Teſta— 
mente vorgefchrieben haben. Kläger haben neuerlich 
Bl. — in dieſer Beziehung ein bis dahin ſowohl 
von ihnen ſelbſt, ald auch von den Verfaffern ber 
vorigen Enticheidungen ganz unberührt gelaffenes 
Moment zur Sprache gebracht, das nämlich, daß Die 
ald Gerichtöbeifiger zugezogenen beiden Gerichts— 
perfonen zu D. im gedachten Teftamente jelbft mit 
Legaten bedacht worden. Sie wollen aus dieſem 
Grunde den gedachten Perfonen die Fähigleit abge- 
fprochen wiſſen, gleichzeitig als Gerichtsbeifiger bei 
ber Errichtung bes fraglichen Teftamentes zu fun— 
giren, und folgern hieraus weiter die Ungültigfeit 
des legteren infofern, als die Zuziehung wenigftens 
eines Gerichtöbeiligerd im vorliegenden Falle zur 
formellen Gültigfeit des Acted unerläßlich gewejen 
fei. Die leptere Bemerkung ift ganz richtig, da ein 
extra locum judiecii errichtetes Teftament in Frage 
fteht, und der von Klägern nicht beftrittene Umftand, 
daß ber mit ber Nieberichrift des Teftamentes in des 
Teftirerd Wohnung beſchäftigt geweſene Gerichts— 
verwalter die Functionen des Richters und Actuars 
in ſeiner Perſon vereinigte, zwar die Zuziehung eines 
zweiten Gerichtsbeiſitzers, deren es außerdem bedurft 
haben würde, entbehrlich machte, nicht aber von der 
Nothwendigfeit der Zuziehung wenigſtens eines Ge— 
richtsbeiſitzers entband. 

vergl. Decis. 45. und 73. de ao. 1661. 

Haubold, Lehrbuch bes jächf. Privatr., $. 337. 
Allerdings würde daher das in Frage ftehende Teſta— 
ment ber von ben Gefegen vorgejchriebenen äußeren 
Formalität entbehren, wenn den Klägern in der 
Behauptung beizutreten wäre, daß bie zugezogenen 
zwei Gerichtöbeifiger deshalb, weil der Teftator ihnen 
gleichzeitig in dem errichteten Teftamente Legate aus⸗ 
gefegt, unfähig geworden wären, im concreten Balle 
ala Gerichtöbeifiger bei der Teftamentserrichtung 
abhibirt zu werden. Allein diefe Behauptung ift 
ungegründet. Man hat in dieſer Beziehung lediglich 
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auf den Inhalt ber Decis. 9. von 1746 zu verweilen. 
Diejes Gefeg verbietet zwar unter anderm auch, daß 
in ben vor Gericht in Schriften ober auch mündlich 
aufgerichteten legten Willen die Gerichtsobrigfeit, 
bie Gerichtsperfonen, der Actuar ober Gerichts⸗ 
halter oder biefer Perſonen Eheweiber oder Defcen- 
denten zu Erben eingefeget, oder ihnen etwas barin- 
nen legiret oder fonft verlaffen werben möge, allein 
keineswegs bei Strafe der Nichtigkeit oder Ungültig- 
feit des Teftaments jelbft, fondern blos unter dem 
Vraͤjudize der Ungültigfeit beffen, was zum Beften 
ber mit der Fertigung eines legten Willens beauf- 
ttagten oder babei concurrirenden Perfonen, bezüglich 
deren Ehegatten und Defcendenten, in bemjelben 
enthalten, infofern nicht die am Schluſſe der Deci- 
fion und bezüglich in dem Erläuterungsgenerale vom 
15. Februar 1754 erwähnten befonderen Ausnahmes 
fälle eintreten. Offenbar ift bei diefer Borfchrift, 
die außerdem gar feinen Sinn haben würde, als 
unzweifelhaft und unbeftreitbar vorausgefegt worden, 
daß in allen übrigen Punkten ein ſolches Teftament 
gültig, und foweit nicht in einzelnen concreten Fällen 
dev Wegfall der Grbeinfegung dad Beſtehen bes 
Teftaments von felbft geradezu unmöglid macht, 
aufrecht zu erhalten fei. Hieran fann um fo weniger 
ein Zweifel beftehen, wenn man erwägt, daß bie 
gedachte particularrechtliche WBorfchrift in engſter 
Berbindung fteht mit den betreffenden Beftimmungen 
des gemeinen Rechts, von welchen fie Hommel 
(Rhapsod. obs. 752.) fogar blos als eine „versio 
theodisca‘* zu bezeichnen kein Bedenken trägt. Mag 
nun auch Tegteres infofern nicht ganz zutreffen, als 
bie gedachte Decifion, wie namentlih von Gott: 
jhalf (Analect, juris sax., Cap. Vi. pag. 112 sq.) 
ausführlich gezeigt worden, das gemeine Recht in 
Betreff der Fälle, wo wegen Concurrenz bei Berti 
gung des legten Willens die in diefem enthaltenen 
Zuwendungen ungültig werben, noch erweitert hat, 
jo ift doch die Folge, welche das Zumiberhandeln 
gegen dad betreffende Verbot nach fich zieht, ganz 
unverändert beibehalten worden, indem dieſe auch 
nah dem gemeinen Rechte nur darin beftand, daß 
das zu Gunften ber Berfonen, welche die Teftaments- 
urfunde abgefaßt, in legterer Enthaltene für nicht 
geihrieben erachtet, der übrige Inhalt bed Tefta- 
ments aber dadurch nicht beeinträchtigt wurbe. 

I. 1. D. de his, quae pro non script. hab. 

1. 6. 10. 11. 14. 15. D. ad ]. Cornel, de falsis et 

de SCto Libon. 
I. 3. Cod. de bis, qui sibi adscrib. 
Schweppe, römifches Privatrecht x. ter Band 
8. 792, 
Bauer, Decif., ad decis. IX, $. 11. 
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Gottschalk, I. ce. pag. 133 sq. 

Eurtius, Handbuch, $. 677. in fine. 
Wohl würde daher zwar hinfichtlich der ben beiben 
Gerichtöbeifigern in dem Teftamente bes verftorbenen 
Karl Eduard W. ausgefepten Legate die Frage eni- 
fiehen können, ob biefelben nicht in Gemäßheit ber 
mehr allegirten gefeglichen Borfchrift als ungültig in 
Wegfall zu bringen feien, was indeß bem gegen- 
wärtigen Streite, ber nicht zwifchen dem Erben und 
ben Regataren, fondern zwifchen erflerem und dem 
den Beftand bes Teftaments anfechtenden Inteftat- 
erben geführt wird, ganz fremd ift, allein feineswegs 
fann bie Erbeinjegung bes Beklagten und bezüglich 
der übrige Inhalt des W.’ichen Teitaments dadurch 
ungültig werden. Zu dieſem Rejultate würde man 
auch dann nicht gelangen, wenn man von dem Ge— 
fihtöpunfte ausgehen wollte, daß bie Gerichtöbeifiger 
wejentlid Die Zunction ald Zeugen auszufüllen hät 
ten, daher bei ihnen die allgemeine Regel, baß ein 
gültiger Zeuge nur der fein könne, welchem fein 
eignes Intereſſe an der Sache, worüber er Zeugniß 
abzulegen hat, beiwohne, in Anwendung bringen 
wollte. Denn bei der Teftamentserrichtung erleiber 
diefe Regel infofern eine Ausnahme, als Legatare 
und jelbft fibeicommiffarifche Erben gültigerweife aller; 
dings als Zeugen dabei abhibirt werben fönnen. 

$. 11. J. de testament. ordin. 

l. 14. D. de rebus dubiis; 

I. 20. pr. D. qui testament. facere possunt et 

quemadmodum etc. 

l. 22. Cod. de testam. 
Glüuͤck, Erläuterung d. Bandecten, Th. 34. S.347. 

Eurtius, Handbuch, $. 662. in fine.” 
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Ueber die Wirkung eines Geftänbniffes in Gr; 
minaljahen, welches bie einzige weſentliche 
Grundlage des Schuldbeweifes if. 
Mitgetbeilt von 
Herren Av. R. in ©. 

In einer vor den Gerichten zu W. wider Auguß 
Gerdinand M. wegen Verſuchs der Brandftiftung 
anhängigen Unterfuhung erfannte das Königliche 
Uppellationsgericht zu Dresden am 29. Zuli 
1853 für Red: 

„Weil Auguft Ferdinand M., wie er BL — 


verbunden mit Bl. — eingeräumt hat, am 29. April 


biefed Jabred, um den von ihm gefaßten WBorfaz, 
die Orioſchenle zu F. weggubrennen, in Ausführung 
zu bringen, fothane Schenke und beren Bauart 
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genau in Wugenfchein genommen, hiernächſt am 
30. April biejes Jahres fih in F. zu befagtem 
Zwede Zündhölschen gefauft und hierauf an dem 
nämlihen Tage, fowie an dem darauf folgenden in 
ber Abficht, fein verbrecherifches Vorhaben auszu- 
führen, fi in und refp. an bie gedachte Schente 
begeben hat, er aber an der wirklichen Anlegung 
bed Feuers an jenem Tage burch die Gegenwart 
ab- und zulaufender Kinder, und am 1. Mai biefes 
Jahres durch bad Erfcheinen zweier Weiber verhins 
dert worden ift, ald worauf er feinen verbrecherifchen 
Borfag ganz aufgegeben hat, und nun fein haltbarer 
Grund in ben Acten vorliegt, um die Glaubwürbig- 
feit der abgelegten Geftändniffe in Zweifel zu ziehen, 
immaaßen insbefondere ber Umftand, daß Inculpat 
mit dem Berfuche ber Ausführung feines Planes, — 
welcher nach feinen Geftändniffen Bl. — und Bl. — 
ſchon vor zwei Jahren, ja in Hinblid auf bie von 
der Wittwe des früheren Befigers der Schenfe zu F. 
DI. — über bes letztern Tod gegebene Auskunft, 
vor noch längerer Zeit gefaßt worben, — fo lange 
gezögert hat, zwar nicht in demjenigen, was Inculs 
pat Bl. — darüber angegeben, wohl aber in ber 
natürlichen Scheu vor Verübung eines fo fchweren 
Berbrehens, wie das ber Branbdftiftung ift, feine 
ausreichende Erflärung findet, wie denn auch bie 
Nichtbeftätigung ber von ihm über den Urfprung 
feines Grolls gegen ben Befiger ber Schente BI. — 
und BI. — gemachten Erzählung Seiten ber darüber 
abgehörten Johanne Ehriftiane verw. K. Bl. — ff. 
keineswegs geeignet erfcheint, ben hohen Grad von 
Beweiskraft zu erfchüttern, welcher einem gericht- 
lichen Geftändniffe, zumal wenn ed mit folcher 
Beftimmtheit, wie im vorliegenden Falle, abgelegt 
worben ift, innewohnt, fo ift Auguft Ferdinaud M., 
und zwar in Betracht, baf fein zweimaliged Hin- 
begeben nad) F. am 30. April und refp. am 1. Mai 
biefed Jahres ald Verſuchshandlungen des Vers 
brechens ber Brandftiftung anzufehen, bei einem 
bloßen Berjuche aber von dem aus dem Erfolge der 
verbrecherifhen That hergeleiteten Erſchwerungs⸗ 
grunde bes Artifels 172. 1. des Criminalgeſetzbuchs 
nicht die Rede fein fann, wegen verfuchter Brand» 
ftiftung auf Grund Artifel 173. und 26. des Erimi- 
nalgeſetzbuchs fünf Jahre lang mit Zuchthaus erften 
Grades zu beftrafen, auch die erwachſenen Koften 
abzuftatten verbunden.’ 

Nah erfolgter anderweiter Bertheidigung M.'s 
erkannte das Königl. Oberappellationsgericht 
am 12. April 1854 in folgender Weife: 

„Daß Auguft Ferdinand M. mit der BI. — ber 
Acten unter Rep. X. Lit. M. No. 3. ihm auferlegten 
Zuchthauoſtrafe erften Grades von fünf Jahren 


nunmehr zu verfchonen; es ift vielmehr wider den⸗ 
felben in Betreff des ihm zur Laft gelegten Verſuchs 
einer Brandftiftung im Mangel mehrern Verdachts 
weiter etwas nicht vorzunehmen und ift berfelbe 
nad) Bekanntmachung dieſes Erfenntniffed aus der 
Strafanftalt jofort zu entlaſſen; jedoch ift er auch 
die neuerlich erwachſenen Unfoften abzuftatten ver- 
bunden. 
Don Rechtswegen. 

Entfheidbungsgründe. Das Geftänbniß eines 
Verbrechens ift fein abſolutes Beweismittel, fondern 
feine Beweisfraft, gleich ber jedes Anzeichens im 
Griminalproceß, von dem Einfluffe abbängig, den 
ed auf die Heberzeugung des Nichterd ausübt. Das 
Bekenntniß des Inculpaten M., daß er am 30. April 
1853 in den Gafthof zu F. fich begeben, um dafelbft 
Feuer anzulegen; daß er, mit dem zu Ausführung 
dieſes Borhabens erforderlichen Material verjeben, 
dort mehrere Stunden lang verweilt; Daß er aber 
an der Bollbringung der That durch die Nähe von 
verjchiedenen, indbefondere vorübergehenden, Pers 
fonen verhindert worben jei, ift im Erkenntniſſe 
voriger Inftanz ald genügende Unterlage für bie 
richterliche Uebergeugung von M.'s Schuld betrachtet 
worden, und ed fonnte bied auch, weil M. einen 
nicht geradehin unglaubhaften Beweggrund zur That 
angeführt und, obfchon das Eingeräumte nur bins 
fihtlich der Anwefenheit im Gafthof zur angegebenen 
Zeit Beftätigung gefunden, doch im Allgemeinen die 
Vermuthung für die Richtigfeit jedes Geftändnifies 
deshalb fpricht, weil vernünftigerweife nicht anges 
nommen werden kann, daß ein Menfch, derim Stande 
ift, die Holgen feiner Handlungen wenigftens unges 
fähr zu ermefjen, fi) dem doppelten Nachtheile der 
Schande und ber Strafe eines Verbrechens ausfegen 
werde, wenn er nicht Dadurch dem noch fchwerer auf 
ihm laftenden Drude der Berheimlichung einer uns 
gefühnten Mifferhat entgehen will. 

Einigermaaßen geihwächt erfchien jedoch biefe 
allgemeine Vermuthung für den vorliegenden Fall 
fhon dadurch, daß M., vermöge feines durch Eigen- 
thumsverbrechen vieler Art und durch Bagabundiren 
befledien Rufes für Ehre und Schande vorausfeplich 
im höhern Grade abgeftumpft, die Schande eines 
nicht einmal zur Ausführung gekommenen Berbre- 
chens faum für ein großes Uebel achten mochte, daß 
bei der Geneigtheit aller auf einer niedern Stufe der 
moralifhen Ausbildung ftehenden Menſchen Beſchö— 
nigungen für Miflethaten aufzufuchen und zu finden, 
ber Drud des Bewußtfeind eines nicht zur wirklichen 
That gediehenen böfen VBorfages nur ein verhältmiß- 
mäßig geringer fein konnte, daß endlich bei einem 
Menſchen, der nad Jahren noch eine geringfügige 
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Unbill durch ein ſo ſchweres Unheil, als Brand— 
legung, zu raͤchen geneigt geweſen, und ſogar, ohne 
nach der Exiſtenz der bereits verſtorbenen Perſon zu 
fragen, durch die er jene Unbill erfahren, ein ſo 
hoher Grad von Bosheit vorauszuſetzen ſein wuͤrde, 
daß die aufgeforderte Ablegung des Geſtaͤndniſſes 
eines durch äußere Umftände faſt nie zu ermittelnden 
Verbrechens faum das Ergebnif bloßer Gewiſſens⸗ 
angft gewefen fein fann. Endlich ift auch nicht außer 
Betracht zu laffen, daß M. wohl fchwerlich im Stande 
war, zu ermeflen, welcher Strafe er fih durch fein 
Geftändniß ausfegte. Denn wenn ſchon im Allges 
meinen bie Belanntihaft mit ber Strafe der Brand» 
ftiftung vorausgefegt werden fann, fo ift doch be- 
fanntlih die Grenze zwischen Verſuch eines Vers 
brechend und blos vorbereitenden Handlungen eine 
oft jelbft für den Rechtsfundigen im einzelnen Falle 
ſchwer zu ermeſſende; die Strafbarfeit wirklicher Ber- 
ſuchshandlungen ebenfalls eine nach den Umftänden 
ſehr verfchiedene, jo daß bei einem der Rechte un« 
fundigen, überhaupt auf niederer Bildungsitufe 
ftehenden Subjecte fehr leicht der Wahn Play ergrei- 
fen fann, daß er nur ein mit geringer Freiheitsſtrafe 
zu abndendes Vergehen einräume, während bas, 
was er eingeftebt, nach der richterlihen Auffaffung 
in Wirklichkeit ein mit fehwerer Strafe zu fühnenbes 
Verbrechen ift. J 

Zu dieſen Bedenken trat nach Bl. —, nach 
Publication des Urthels, der Umſtand hinzu, daß 
M. bei feiner Abführung in die Strafanſtalt, der er 
fi) unterworfen, gegen ben ihn transportirenden 
Gerichtsfhöppen die Berficherung ausgeiprochen, 
daß er die ihm auferlegte Strafe unfchuldig erleide. 
Auch neuerlich ift er, wie das Gericht zu W. unterm 
7.10. April d. J. dem Oberappellationsgericht bes 
richtlich angezeigt, in der Strafanftalt mit der näms 
lichen Berfiherung hervorgetreten, und hat dem bie 
Angabe beigefügt, daß er das Bekenntniß wider die 
Wahrheit abgelegt habe, weil er, nach dem Rathe 
eines mit ihm inhaftirten Handwerfsburfhen, durch 
Bekenntniß eines mit einer geringern Freiheitsftrafe 
zu ahndenden Vergehens der Maafregel der Ent« 
haltung in einer Arbeitsanftalt zu entgehen gehofft 
babe, welde ihm, nadbem er abermals wegen 
arbeitsloſen Umbherftreichens aufgegriffen worden, in 
Folge einer früher an ihn erlaffenen Verwarnung 
bei Ablieferung an feine ordentliche Obrigkeit in 
Ausficht ftand. 

Daß M.'s Beweggrund zu einem Geftändniffe 
au wider die Wahrheit der eben angegebene ge- 


weſen fein fönne, ift nicht wohl zu bezweifeln, denn, 
wie im Vorftehenden gezeigt, fonnte er in Bezug auf 
die Folgen feines Geftändnifies theils gleichgültig, 
theils, was die Größe der drohenden Strafe anlangt, 
im Irrthume fein, und es ift durchaus nicht undenk— 
bar, daß er die Folgen bes Geſtaͤndniſſes für minder 
bejchwerlich achtete, ald bie Maaßregel der Detention 
in einer Gorrectionsanitalt. 

Ob in der That ein Mitgefangener M.'n in ber 
Weije, wie dieſer angiebt, berathen habe, ift zur 
Zeit unermittelt, erjchien aber auch dem Oberappel⸗ 
lationsgericht nicht erheblich genug, um bie in dieſer 
Richtung höchſt wahrfcheinlich erfolglofen Erörterun: 
gen anzuordnen, dagegen ergiebt ſich aber die Rid- 
tigfeit des Umftandes, daß Seiten des Kreisamts zu 
5. dem M. für den Fall der Fortfegung feines vaga- 
bondirenden Lebenswandels die Einlieferung in eine 
Eorrectiondanftalt im Juni 1852 in Ausficht geſtellt 
worden, Bl. — des beiliegenden Fascikels 570/IV. 

Nah der Anfiht des Dberappellationdgerichts 
werden durch dieſen Umftand, in Verbindung mit 
den vorher befprochenen Bedenken, die Unterlagen 
für die Ueberzeugung von der Wahrheit des Ge 
ftändniffes foweit beeinträchtigt, Daß minbejtens 
volle Ueberzeugung von M.'s Schuld aus feinen 
Geftändniffen weiter nicht gejchöpft werden kann 
Kann aber diefed nicht, fo reicht auch das Geftänd- 
niß nicht hin, um auf Grund befjelben die Berurtbeis 
fung, beziehentich die Beftätigung des verurtheilen- 
ben Erfenntniffes auszufprecdhen. Das Mandat von 
17. April 1810 fteht dieſer Annahme nicht entgegen, 
denn wie ſchon nach dieſem Gefege die Prüfung ver 
Wahrheit eines Geftändnifjes nicht ausgefchlofien ik, 
fo erfcheint fie nah der Vorſchrift im art. X. bet 
Geſetzes vom 30. März 1838 als beftimmte Pflich 
des Richters, der nicht nach formellen Beweismitteln, 
fondern nur. nach feiner Ueberzeugung zu entſchei— 
ben hat. 

Das Oberappellationsgeriht hat daher bei er 
mangelnder voller Ueberzeugung von ber Richtigkeit 
bed von M. abgelegten Geftändniffes, ald ber ein 
zigen wefentlichen Grundlage des Schulbbeweiies, 
die in voriger Inftanz ausgefprochene Verurtheilung 
aufzuheben und M. in Mangel mehreren Berbacıs 
von ber Unterfuchung zu entbinden gehabt. 

Daß in diefer Abänderung ber vorigen Entſchei⸗ 
dung fein Grund lag, den Inculpaten mit Abforde- 
rung ber Koften der Unterfuchung, mit Einfchluf 
der neuern, zu verfchonen, bedarf feines weitern 
Beweiſes.“ 





Redacteur: Dr. Theodor Tauchniß. 


Officin der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Pon biefen Mo: 
benblatte er: 
iheinen jährlich 
% Nummern zu 
1 Duartbogen unb 
außerdem am Jah: 
resſchluſſe ein aus: 
führliches Regiſter. 


für 


merkwürdige Rechtsfälle, 


in actenmäßigen Darftellungen 


aus dem Gebiete der Justizpflege 


Alle Poſtamtet 
2. Buchhandlungen 
ubernebmen Breflel: 
lungen und liefern 
dee Quartal gu dem 
praeaumerando zu 
entrichtenten Breite 
von 1 Thaler, 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Verlag von Bernbard Tauchnig in Leipzig. 





80. 


Ueber die Verbindlichkeit zu Räumung des zum 
Waſſerabfluß beftimmten, auf dem fervitut: 
pflihtigen Grundſtücke befindlichen Grabens. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. H. in M. 


Auf dem Grund und Boden bed Bauerguts— 
befigers U. zu S. befand fi ein Graben, welcher 
das aus dem benachbarten Teiche des Gutsbeſitzers 
H. abfliegende Waffer in fi aufnahm und auf ein 
anderes, dem H. gehöriges Grumbdftüd hinüberleitete. 
U. hatte nach rechtsfräftiger Entfcheidung vom Jahre 
1830 diefe Servitut zu leiden, auch den Graben zu 
unterhalten und, fo oft nöthig, zu heben. 

Im Jahre 1847 erhob H. gegen U. Klage und 
verlangte, auf die in gebachter Entfcheidung angezo- 
genen Pandectenſtellen 

cogendum esse vicinum purgare, 1. 2. $. 4. D, de 
aqua et aquae pluv. (XXXIX. 3.) 

agi lecum posse, ut reficias, 1. 2. $. 7, eod. 

Bezug nehmend, 

daß U. ben in dem Wafferleitungsgraben fich 
aufhäufenden Schnee und andere durch Natur 
ereignifje herbeigeführte Hemmniſſe des Wafler- 
laufs entferne. 

Das hierauf gerichtete Verlangen wurde jedoch) 
durch drei in biefer Beziehung übereinftimmende 
Erfenntniffe für unftatthaft erklärt, und Bellagter 
nur für verbindlich erachtet, dem Kläger zu ge— 
ftatten, daß biefer aus dem Graben den Schnee 
und fonftige durch Naturereigniffe, ohne Bellagtens 
Schuld, entfiehende Hemmniffe des Waſſerlaufs 
ſelbſt entferne. 


Nene Folge Zweiter Jahrgang. 











ſcheidungsgründe folgen nachſtehend: 
I. Aus dem Erkenntniß bes Königl. Spruch— 

collegii zu Leipzig vom 23. Juli 1847. 

„Die Verbindlichkeit zum Muswerfen bes Schnees 
aus dem Graben läßt aus der bloßen Verpflichtung, 
den Graben zum Behufe der Unterhaltung von Zeit 
zu Zeit zu räumen und zu heben, fich keineswegs 
ableiten. Die letztere Obliegenheit befchränft fich 
lediglich darauf, dafür zu forgen, daß in dem Gra- 
ben ſich nicht dauernde Hinderniffe des Wafferlaufs, 
welche zulegt felbft ein Verfchwinden des Grabens 
zur Folge haben würden, aufhäufen, fie ift aber 
feinedwegs bahin auszubehnen, daß ber Servituts 
pflichtige alle und jede zufällige und blos temporäre 
Hinderungen des Wafferlaufs auf feine Koften oder 
mit eigener Arbeit befeitigen müßte, vielmehr liegt 
ihm folchenfall® bios ob, dem Befiger bes herrichen« 
ben Grunbftüds zu geftatten, daß dieſer felbft ber- 
gleichen Hinderniffe hinwegſchaffe, 

L. 2. $. 6. D. de aqua et aquae pluviae arcendae. 

(XXXIX. 3.) 

„Apud Namusam relatum est, si aqua fluens 
iter suum stercork obstruxerit, el ex restagna- 
tione superiori agro noceat, posse cum inferiore 
agi, ut sinat purgari: hanc enim aclionem 
non tantum de operibus esse utlilem manu 
faclis, verum eliam in omnibus, quae non 
secundum voluntatem sint.** 

Wenn aber felbft dann, si aqua Aluens iter suum 
stercore obstruxit, gegen den Servitutleidenden 
nicht Darauf geflagt werben fann, ut fossam purget, 
fondern nur, ut purgari sinat, fo ift dies nothwendig 
noch mehr ber Fall, wenn bie temporäre und nad) 
furzer Zeit von felbft verſchwindende Störung bes 
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Wafferlaufs durch ein unvermeibliches Naturereigniß 
herbeigeführt worben ift. Ueberhaupt aber ift ber 
Servitutleidende in einem Falle, wie der hier vor— 
liegende, höchftens nur infoweit zu Anwendung 
pofitiver Thätigfeit verbunden, als Died nöthig ift, 
um die äußere Vorrichtung zur Ableitung bed Waf- 
fers in brauchbarem Stande zu erhalten.’ 

II. Aus dem Erkenntniß des Königl. Appels 
fationsgerichts zu Zwidau vom 14. Januar 
1848. 

„Der Eigenthümer eines dienftbaren Grundſtücks 
muß zwar dem Herrn des berechtigten Grundſtücks 
alles geftatten, wodurch die Ausübung ber Servitut 
möglich gemacht und erbalten werden fannz er darf 
baber demfelben nicht verfagen, die deshalb erfor— 
derlichen Reparaturen vorzunehmen und Ausbeſſe— 
rungen zu bewirfen; 

L. 11. pr. 8. 1. D. commun. praed. (VIll. 4.) 

L. 4. pr. D. de itinere actuque privato,. (XL. 19.) 

Glüd, Erläuterung der Panbecten, Theil 10, 

©. 64 ff. 
allein zu einer pofitiven Thätigfeit zum Beften bes 
Berechtigten ift der Servitutpflichtige nicht verbun— 
den, vielmehr ift es in der Negel eine Obliegenheit 
bed erfteren, ben zur Ausübung feiner Gerechtigkeit 
dienenden Gegenftand auf feine Koften zu unters 
halten. 
L. 6. $. 2. und 5. D, si servit. vindic. (VII. 5.) 
L. 5. pr. und $. 1, D. de it, actuque priv. 
Olüd,a.a. O. ©. 16 ff. 
In Folge diefer Grundprincipien, deren Anwendung 
bei den in Bezug auf Waflerläufe beftehenden Ser— 
vitutenverhältniffen in den Geſetzen ausdrüdlich 
fanctionirt worden ift, 
L. 11. 8. 1. D. comm. praed. 
L. 1. $. 6. und 10. D. de rivis. (XL. 21.) 
ift der Befiger des dienenden Grunbftüds in beim 
Galle, wo nicht duch feine Schuld, fondern burch 
Naturereigniffe der Wafferabfluß gehemmt und da— 
durch dem Eigenthümer des herrfchenden Grundftüds 
Schaden zugefügt wird, blos dazu verpflichtet, dem 
legteren zu geftatten, daß berfelbe auf fein, bes 
Servitutpflichtigen, Grundftüd fomme und duch die 
Ausbeflerung der zur Ausübung der Gerechtigkeit 
vorhandenen Anftalt das Hinderniß entferne und 
ferneren Schaben abwende. 
L. 11. $. 1. D. comm. praed. 
L» 1. $. 6. 7. und 10. D. de rivis. (XLIN. 21.) 
Gefterding’s Abhandl. über die actio pluviae 
arcendae; in deſſen Ausbeute von Nachforfchun- 
gen über verfdhiebene Rechtsmaterien, Th. 5. 


Abth. 1. No. 1. $. 10. ©. 42 ff. (Greifswalde, 
1835.) 


In keinem Falle ift daher ber Eigenthümer bes 
herrfchenden Grundftüds ohne die Griftenz eine 
befonderen Nechtstiteld befugt, dem Servituipflid: 
tigen das Anfinnen zu machen, daß berfelbe die dem 
Waflerlauf entgegentretenden Hemmniffe bei Seite 
fchaffe und den Graben aufräume, fondern er darf 
gegen biefen nach ber in 

L. 2. $. 6. D. de aqua el aquae pluviae arcendae 
(XXXIX. 3.) 

enthaltenen beftimmten Vorſchrift fein WBerlangen 
blos dahin richten, „ut aut ipse purget, aut purgare 
sinat‘*. 

II. Aus dem Erfenntniß des Königlichen 
DOberappellationsgeridhts zu Dresden von 
20. Zuli 1848. 

„Der Kläger ftügt fein Verlangen, Daß ber 
Bellagte zur Unterhaltung und Herftellung bei 
Grabens in weitefter Ausdehnung, namentlich auf 
zum Auswerfen des Schneed, für verbindlich erklärt 
werden möge, zunäcft und hauptſächlich auf bie 
ihm nach feiner Meinung bierbei zur Seite ftehenden 
Rechtsvorſchriften, 

1.2. $. 4. und 7. D. (XXXIX. 3.) „cogendum esse 
vicinum, purgare“ und „agi tecum posse, ul 
reficias“, 

Betrachtet man indeſſen den ganzen Inhalt biefer 
beiden Gefegitellen näher, jo geht daraus unver: 
fennbar hervor, daß feinediwegs das, was der Kläger 
daraus folgert, nämlich: 

es fei ber Befiger des tiefer liegenden Grund: 

ftüds, welcher es fich gefallen lafjen muß, da} 

ber Befiger des höher gelegenen Grunbitüd 
feinen Wafjerabfall mittelft eines Grabens durd 
fein, des tiefer Gelegenen, Grunbftüd hindurch 
führe, zur Unterhaltung des Grabens, und fogar 
in ausgedehnteftem Umfange, verbunden, 
hat ausgeiprochen werben follen, auch nicht auf 
gefprochen worden ift. 

Nachdem im $. 3. der Juriſt Paulus die Mei: 
nung des Caſſius referirt hat, nad welcher bem 
tiefer Gelegenen gegen ben höher Gelegenen, be 
ihm mittelit eines opus manufactum das Waſſer 
zuweifet, feine Klage auf die Räumung bes Wajler 
laufes zuftehen foll, dafern das Werk auf öffentliche 
Anordnung angelegt ift oder über Menfchengeventen 
befteht, erwähnt er im $. 4, folden durch bie 
Partikel „vero“ an $. 3. anfchließend, bie hiervon 
abweichende und durch bie Worte am Schlufje: quod 
et ipse puto probandum, von Paulus für richtig 
erklärte Meinung bed Atejus: 

„eam fossam, ex qua ad inferiorem fundum 

aqua descendit, cogendum esse vicinem, 


purgare, sive extet [ossae memoria sive non 
extet.“ 

Alfo der obere Grundbefiger, welcher fein Waſ— 
fer in einem Graben dem tieferen zuweijet, fann 
von diefem, nicht der Tiefere, welcher das Waſſer 
des Dberen aufzunehmen hat, von legterem zur 
Räumung angehalten werden. 

Im $. 7. gedenft Paulus einer Anficht des 
Labeo, welche im erften Abjchnitte dahin, daß in 
bem Falle, wenn duch das Zufammenftrömen ber 
Waͤſſer eine Vertiefung auf einem Grundftüde ent 
ftanden ift und dadurch der Nachbar benachtheiligt 
wird, bie aclio aquae pluviae -arcendae nicht Statt 
finde, und im zweiten Abjchnitte dahin geht, daß 
fich dies aber anders verhalte, wenn der benach— 
theiligende Zuftand nicht die Folge von Naturereig- 
niſſen, jondern eines entweder vertragsmäßig oder 
vermöge Herfommens beftehenden Grabens ift. Diefe 
Anficht harmonirt mit Dem auch in zahlreichen andern 
Stellen anerfannten und eigentlich fi von jelbft 
verftehenden Sape, daß fein Grundbefiger für 
Naturereigniffe ohne Weiteres verantwortlich ges 
macht werden fann, wohl aber für die durch auf 
feinen Bortheil abzwedende Anlagen von Menjchen- 
haͤnden Andern herbeigeführten oder drohenden Nach» 
theile. Und bierauf gehen die Worte: 

„agi lecum posse aquae pluviae arcendae, ut 
relicias,* 
mithin ebenfalls auf eine Verbindlichkeit bes zu bem 
Graben berechtigten, nicht Des zu defien Duldung 
verpflichteten Grundbeſitzers. 

Es würbe aber auch, follten $$. 4. und 7. den 
von bem Kläger behaupteten Sinn haben, barauf 
nichts zu geben fein, weil folchenfalls diefe beiden 
Paragraphen mit andern Gefepftellen in Directem 
MWiderfpruche ftehen würden, und bei einem foldhen 
Widerſpruche die Meinung fih ganz unbedenklich 
au ber andern, theild an fich rationelleren, theils 
Den über bie Serpituten beftehenden allgemeinen 
Rechtsprincipien mehr entfprecyenden Anſicht hinneis 
gen müßte. 

Außer den von ber vorigen Inſtanz allegirten 
©efepftellen, welche klar und entſchieden die Anficht 
bed römijchen Rechts darlegen, es habe ber in der 

1. 6. $. 2. D. si serv, vind. (8. 5.) 
ausgefprochene und befonders von 

Glüd, in Pand.»Eomment., Th. X. ©. 14 fig. 

(24. 25.) 
näher erläuterte Sag, daß bei allen Servituten, 
mit alleiniger Ausnahme ber servitus oneris ferendi, 
bie Unterhaltung und Herftellung bes Mittels zur 
Ausübung dem Berechtigten, nicht dem Gervitut- 
leidenden obliege, auch bei der servitus aquae ductus 
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im weitern Sinne (dem Ableiten wie dem Zuleiten 
bes Waffers) volle Geltung, ift noch auf 

1. 11. pr. und $. 1. D. comm. praed. (8. 4.) 

1. 1. pr. 88. 1.8.9 1.3. 88. 8. 10. D. de rivis. 
(43. 21.) 

1.1. 8. 23.1. 2. 88.1. 5. 6. D. de aqua et aquae 
plus. (39. 3.) 

zu verweilen, und ed wird genügen, fpeciell folgende 
Worte auszuheben: 
l. 1. 8. 23. D. (39. 3.) „mon ergo cogemus 
vicinum aggeres munire, sed nos in ejus agro 
muniemus *, 
1. 2. 8.5. eod. „ut reponat, vel reponi sinat“, 
1. 2. $. 6. eod. „ut sinat purgari“ — „ut sinat 
in pristinam conditionem redigi“. 
Ganz befonders aber ift hier _ 
1. 2. 8. 1. D. (39. 3.) 

von entjcheidendem Einflufie, theild da der Kläger 
jelbft darauf provocirt, theild da fie einen Ausſpruch 
beffelben römifchen Juriſten (des Labeo) enthält, 
deffen Anficht in $. 7. von Paulus referirt wird, 
theilö endlich, weil $. 1. einen ähnlichen Fall, wie 
er hier in Frage fteht, behandelt. Es hatte nämlich 
ber niedriger liegende Orundbefiger einen ſeit länges 
ter Zeit beftehenden und zur Ableitung bed Waſſers 
vom höher gelegenen Nachbargrunditüde dienenden 
Graben nicht gereinigt, und in befien Folge war 
durch das Austreten bed Waſſers auf das Grund» 
ſtück bes Servitutberechtigten diefem ein Nachtbeil 
entftanden. Hier fol, wie ber Jurift fagt, gegen 
ben tiefer Liegenden nur alternativ barauf geflagt 
werben fönnen, 

„ut aut ipse purgaret fossam, aut le pate- 

retur in pristinum statum eam redigere‘. 

Man geftand alfo hier dem Eigenthümer, welder 
ben Graben auf feinem Grundftüde zu leiden und 
darin das ihm vom Nachbar zugefendete Wafler 
weiter fortzuführen hatte, bie Wahl zu, ben Graben 
zu räumen, bafern er dem Nachbar den Eintritt auf 
fein Grundftüd Behufs der von dieſem vorzuneh— 
menden Grabenräumung nicht geftaiten wollte, wäh 
rend an andern Stellen, 3. 2. 1. 11. pr. und $. 1. 
D. (8. 4.), dem Servitutberechtigten unbedingt das 
Befugniß ertheilt wird, ben fundus serviens Behufs 
der Ausbeflerung des Grabens oder Baches zu be» 
treten. 

Uebrigens ift dafür, daß auch die Rechtslehrer 
88. 4. und 7. 1.2. D. (39. 3.) nicht in dem Sinne 
bes Klägers nehmen, auf 

Schneider, über bie Erforderniſſe ber actio 
aquae pluv. arc., in ber Zeitfchrift für Civil— 
recht und Procef, Band V. Heft 3. Seite 343. 
und 


Kori, über das Waflerreht, im Archiv für 
civiliftifche Praris, Band 18. Heft 1. Nr, 2. 
Seite 52. 

zu verweifen.‘’ 


81. 


Ueber die Mirfung von Gorreeturen in einem 
gerichtlichen Protofofl. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©, in D. 


Auf eine von Carl Gottlieb 3. bei dem Königl. 
Zuftizamt Pirna wider Gottlob Siegismund €. ein- 
gereichte anticipirte Widerflage war der Gütes und 
Rechtstermin auf den 6. April 1852 anberaumt 
worden. Am 5. April erjchienen indeß bereits bie 
Sachwalter der Parteien an Gerichtöftelle und baten 
laut des darüber aufgenommenen Protofolld, den 
auf morgen anberaumten Termin zu anticipiren; 
in Entftehung Vergleichs wurden fie barauf zum 
rechtlichen Verfahren verwiefen. In dem Protofoll 
ftehen nah dem Worte „Termin“ noch bie Buchs 
ftaben „3. ©. u. R.“; indeß find die Buchftaben 
u, R. ducchftrihen und das ©. ift zu dem Worte 
„Güte“ ausgefchrieben worden. Am 6. April gab 
ſich Widerflägerd Sachwalter zum Rechtstermin an 
mit dem Benerfen, am Tage vorher fei nur ber 
Gütetermin anticipirt worden, und bat, dies Durch 
den betreffenden Actuar beftätigen au laffen. Dieſer 
verfiherte zu den Acten, bie ‘Parteien feien einver- 
ftanden geweſen, daß ihr Angeben nur dem Güte— 
termin gelte, der Anfang bes Septidui bagegen erft 
vom 6. April an laufen folle. Ueber ein nochmaliges 
perfönliches Erfcheinen im Rechtstermine hätten bie 
Parteien ſich nicht ausgeiprochen, indeß bürfte ein 
ſtillſchweigender Erlaß beffelben im Sinne der Par— 
teien gelegen haben. In der Replif trug hierauf ber 
Widerfläger auf Berurtheilung des Widerbeklagten 
wegen Außenbleibens im Rechtstermine an. Letzterer 
führte Dagegen an, fein Sachwalter habe am 6, April 
einen auswärtigen Termin gehabt, fei deshalb zu 
Widerklägerd Sachwalter gegangen und habe ihn 
gebeten, ben Termin zu Güte und Recht bereits den 
5. April abzuhalten, womit diefer einverftanden ges 
wefen fei, ihm ein duplex septiduum abgefchlagen, 
indeß ben Beginn bed Verfahrens erft auf den 
6. April feftgefegt habe; deshalb habe ein periönliches 
Angeben im Rechtötermine nicht mehr erfolgen follen, 
Dagegen hielt der Widerfläger noch ein, daß aus— 
drüdlich dieſes legtere Abkommen nicht getroffen 
worden fei. 
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Der Gerichtsbeſcheid erachtete wegen bes Außen» 
bleibend des Widerbeflagten im Rechtstermin ihn 
für der Klage geftändig und überführt. Dagegen 
appellirte diefer, nahm einen andern Sachwalter an 
und ließ durch legteren Erörterungen anftellen, wie 
die Gorrectur in das Protofoll gefommen jei- Der 
Beifiger H., der das Protofoll mit unterjchrieben 
hatte, gab an, daß er nur davon fprechen gehört, 
daß ber Güte- und Rechtstermin anticipirt jein jolle, 
ohne daß man beide getrennt habe, und Daß ber 
Anfang des Septidui auf den 6. April feftgefegt wor- 
ben fei. Der Berfaffer des Protokolls, Actuar M., 
fagte, anfänglich hätten bie beiden Sachwalter ganz 
allgemein davon geiprochen, daß der Termin vom 
6. auf den 5. anticipirt fein folle, er habe geichrieben 
„Termin 3. ©. u. R.“, dann habe die Einigung 
wegen bed Beginn des Septidui ftattgefunden und 
deshalb habe er vorgeichlagen, daß unter biefen 
Unftänden heute nur der Gütetermin anticipirt fein 
folle, wogegen fein Wiverfpruch erfolgt fei, und habe 
er beim Vorleſen ded Brotofolls daher die Buchftaben 
u. R. wieder audgeftrichen, während er das Wort 
„Guͤte“ ausgefchrieben habe. Der Widerbeflagte 
behauptete unter biefen Umftänden, daß ein corrigir: 
ted Protokoll wider ihn Nichts beweife und noch 
weniger aus biefem oder ben gedachten Auslaffungen 
ber Wille der Parteien erfannt werden fünne; ent- 
weder habe eine nachträgliche Ginigung, nur dem 
Gütetermin zu anticipiren, nicht ftattgefunden ober 
es ſei doch bie Abficht dabei gewefen, das perjönliche 
Angeben im Rechtstermin zu erlaffen. 

Das K. Appellationsgericht zu Dresden 
teformirte darauf den Gerichtöbefcheid und erkannte 
auf Beweis der Klage aus folgenden Gründen: 

„Der vorige Beſcheid hat den Widerbeflagten 
wegen feines angeblichen Außenbleibens in dem an- 
beraumten Rechtstermin bed Grundes der wider ibn 
erhobenen Widerflage für geftändig und überführt 
erachtet und denfelben daher dem Klaggeſuch gemäß 
verurtheilt, wogegen von Widerbeflagtem nah BI. — 
Berufung eingewendet worden if. Es fragt fd 
daher zunächft, ob eine Contumaz des Widerbeflagten 
wirklich vorhanden fei, und in diefer Beziehung it 
Folgendes zu bemerfen: 

Nah Bl. — war in gegenwärtiger Rechtsjade 
der Güte» und Rechtstermin auf den 6. April 1852 
anberaumt. Schon am vorhergehenden Tage erichie: 
nen aber nah Bl. — die Sahwalter beider Parteien 
und baten, den auf den nächften Tag angefegten 
Termin zu anticipiren, worauf auch Bergleichsner- 
handlungen gepflogen und fhlüßlih in Entftehung 
einer gütlihen Bereinigung die Parteien zum recht- 
lien Verfahren verwiefen worden find. Die Diffe- 


renz, bie in Betreff diefer Terminsanticipation ob» 
waltet, ift num aber die, ob bloß der Güte» oder 
auch der Rechtstermin anticipirt worden fei, indem 
in dem hierüber aufgenommenen Protofoll, wie ber 
Augenjcein lehrt, und wie auch der Verfaſſer diefer 
Regiftratur Bl. — noch bejtätigt hat, urfprünglich 
die Worte „und baten, den auf morgen anberaumten 
Termin 3. ©. u.R. zu antieipiren‘ enthalten waren, 
die Buchftaben u. R. aber fpäter audgeftrichen wor— 
den find, während der Buchitabe ©. in das Wort: 
„Güte“ ausgeſchrieben worden ift. Durch welche 
Beranlafjung diefe Eorrectur des Protokolls herbei- 
geführt wurde, darüber giebt das Letztere felbft feine 
Auskunft, namentlich ift auch bei demſelben nicht 
bemerkt, baß bei deſſen Vorleſen Seiten der Interefſen⸗ 
ten gegen Die gewählte Faſſung eine Erinnerung 
gemacht worden wäre. War nun an fich ſchon die 
Abkürzung ber Worte „zu Güte und Recht’ in die 
Buchitaben 3. ©. u. R. unftatthaft, fo erfcheint die 
ipätere, das Ejjentielle der Verhandlung betreffende 
Eorrectur noch weit unzuläffiger, und wenn daher 
die corrigirten Worte des gedachten Protofolls über: 
haupt als nicht gefchrieben angefchen werden müflen, 
jo ift die Sache fo zu betrachten, ald wären die bes 
treffenden Worte gar nicht vorhanden und als bejagte 
Die Regiftratur nur, daß von den Sachwaltern der 
Parzeien auf Anticipation des anberaumten Termins 
im Allgemeinen, und ohne dabei zwiichen dem Güte: 
und dem Rechtstermin ausdrüdlich einen Unterjchied 
zu machen, angetragen worden fei. In diefem Kalle 
aber würde davon auszugehen fein, daß, da Güte: 
und Rechtstermin auf den nimlichen Tag anberaumt 
waren, binfichtlich eines jeden diefer beiben Termine 
bie Anticipation erfolgt, wenigftend ließe ſich hier, 
wo es fih um eine Gontumaz handelt, auf feinen 
Ball annehmen, daß, wenn die Sachwalter der Bar- 
teien nur im Allgemeinen auf Anticipation des auf 
den nädjften Tag anberaumten Termins anırugen, 
von ihnen hierbei nur die Anticipation des Gütes 
termind, nicht aber auch die des Rechtstermins bes 
abfichtigt worden jfei, und zwar um fo weniger, 
als nad) dem Protofoll felbft die Parteien, nachdem 
die Vergleihsverhandlungen ohne Erfolg geblieben 
waren, von dem Proceßgericht zum rechtlichen Vers 
fahren verwiefen worden find, mithin ſchon etwas 
gefchehen war, was, wenn lediglich ein Gütetermin 
in Frage gewejen wäre, gar nicht in diefen Termin 
gehört hätte. Etſchien daher aud der Widerbeflagte 
am barauf folgenden Tage nicht anderweit an Ges 
rid;töftelle, um fi zu dem Rechtstermin anzugeben, 
fo würde ſich doch nicht rechtfertigen laffen, wenn 
man um dedwillen annehmen wollte, daß er in die 
ihm in der Ladung für den Ball feines Außenbleibens 
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im Rechtstermin angebrohten Rechtsnachtheile ver: 
fallen fei. Daß aber die Frift, bis zu welcher die 
Einlaffung auf die Klage Seiten des Widerbeflagten 
einzubringen war, erft von dem 6. April an beredy- 
net werden jollte, barüber ift Widerfläger felbft nach 
feiner Erklärung BI. — mit Widerbeflagtem ein— 
veritanden, und Die nah Bl. — am 14. April 1852 
Nachmittags vor fünf Uhr bewirkte Ginreichung der 
Einlaffung ift daher unter Berüdjichtigung der ein- 
fallenden Feiertage als rechtzeitig erfolgt zu erachten. 
Daß aber Widerbeflagter nicht, wie Widerklaͤger 
Bl. — eventuell auszuführen ſich bemüht hat, der 
gegen ihn erhobenen Klage mit Rüdficht auf feine 
Klagbeantwortung bei dem 30., 32. und 33. Einl.: 
Punkt für geftändig und überführt zu achten fei, 
bedarf feiner weitern Ausführung, da aus der Ein« 
lafjung bei diefen Punkten offenbar nicht das zu 
entnehmen. ift, was Widerfläger daraus herleiten 
will. 

Konnte nun unter dieſen Umſtänden Wider: 
beflagter fchon nad dem Inhalt der Acten, wie er 
bei Ertheilung des Beſcheids erfter Inſtanz vorlag, 
für contumax mit genügendem Grund nicht erachtet 
werben, fo hätte es jebenfalld mehr im Interefie des 
MWiderbeflagten gelegen, fih auf die von ihm Bl. — 
eingewendete Berufung zu beichränfen und die nach— 
trägliche Aufftelung der Bl. — zu lefenden Anträge, 
welche zum Theil, wie er ſich im Voraus fagen 
mußte, zu einem beachtenswerthen Refultat über- 
haupt nicht führen, übrigens aber möglicher Weife 
für ihn mit Nachtheil verfnüpft fein fonnten, zu 
unterlafien. Indeſſen hat fih durch die Abhörung 
des Amtsbeifigerd H. und des Actuars M. Bl. — 
nichtd ergeben, wodurch in Beurtheilung der Sache 
zu Ungunften des Widerbeflagten etwas geändert 
würde. Denn der Amtöbeifiger H., welcher das 
Protokoll Bl. — mitunterjchrieben, verfichert, daß, 
wie er fi) genau erinnere, die am 5. April 1852 
an Amtöftelle erfchienenen Sachwalter der Parteien 
nur im Allgemeinen die Anticipation Des auf den 
6. deſſelben Monats in gegenwärtiger Rechtsfache 
angejegten Termins beantragt hätten, ohne ber 
Trennung deſſelben in ben Güte» und Rechtstermin 
zu gebenfen, baß ferner der Sachwalter Bellagtens 
wiederholt und in Gegenwart des Hägerifchen Be- 
vollmächtigten von einer Reife, welche er den naͤch— 
ften Tag vorhabe und die ihn an Abwartung bes 
Termins an legterem Tag behindere, geiprochen, 
daß jedoch eine Einigung beider Sachwalter darüber 
ftaitgefunden habe, daß das Septiduum erft vom 
6. April an zu laufen beginnen folle. Er beftätigt 
aljo das Nämliche, was nach dem oben Geſagten 
fhon nad dem Protokoll BI. — felbft anzunehmen 
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fein würde, Der Actuar M. dagegen verfichert 
feiner Seits ebenfalls, daß die Sachwalter ber Par- 
teien am 5. April 1852 auf die Anticipirung des 
auf den darauf folgenden Tag anberaumten Termins 
angetragen hätten, ohne daß dabei die Frage, ob 
Güte- oder Rechtstermin anticipirt werden jolle, 
erörtert worden fei, daß er vielmehr felbft in ber 
Meinung, es folle Güte und Rechtstermin anticie 
pirt werden, geftanden und demgemäß auch ben 
Anfang des fraglichen Protofolld mit der Abfürzung 
„Termin z. ©. u. R.“ niebergefchrieben habe. Run 
bemerkt berfelbe zwar ferner, er babe, nachdem bie 
Parteien bereits zum rechtlichen Verfahren verwiefen 
gewefen und die beiderfeitigen Sachwalter ſich dahin 
geeinigt gehabt hätten, daß das Septibuum vom 
6. April an zu laufen beginnen folle, vorgeichlagen, 
daß unter diefen Umftänden nur der Gütetermin als 
antieipirt angefehen werden möge, ſowie daß hier- 
gegen von den Parteien ein Wideripruch nicht ers 
hoben, von ihm aber beim Borlejen des Protokolls 
die fragliche Gorrectur vorgenommen worden fei. 
Allein da darüber feine Gewißheit in den Acten vor- 
liegt, daß der Sachwalter ded Bellagten auch wirf- 
li in jenen Borfchlag des Protofollanten gewilligt 
babe, jowie daß die Regiftratur bei deren Vorleſen 
bereits corrigirt gewefen und daher auch nur in ber 
Faſſung, daß nur eine Anticipation bed Gütetermins 
ftattgefunden habe, vorgelefen worden jei, indem 
Actuar M. felbft nur bemerkt, er habe das Prorofoll 
bei deſſen Borlefen corrigirt, jo läßt ſich auf das, 
was in nurerwähnter Auslafjung anfcheinend gegen 
den Widerbeflagten fpricht, fein weiteres Gewicht 
legen, vielmehr ift auch nad den Angaben bes 
Amtsbeifigerd und des Protofollführers davon aus— 
zugeben, daß die Abficht der Parteien bei ihrem 
Erfcheinen am 5. April dahin gegangen fei, ben auf 
den nächften Tag angefepten Termin im Allgemeinen 
zu anticipiren und daß auch in deffen Gemäßheit die 
Verhandlungen gepflogen wurden, während dafür, 
daß jpäterhin von diefer urfprünglichen Abficht ab» 
gewichen und eine Bereinigung dahin, daß nur der 
Bütetermin für anticipirt gelten folle, getroffen wor» 
ben ſei, ein ausreichender Anhalt in den Acten nicht 
vorliegt.‘ 

Gegen dieſes Erfenntniß appellirte Kläger; es 
bejtätigte jedoch dad K.Oberappellationsgericht 
unterm 29. Juli 1853 die Enticheidung zweiter 
Inſtanz mittelft folgenden Erkenntniſſes: 

„Daß vorgedachtes Urthel aus den demfelben 
BI. — ff. beigegebenen Gründen, welchen allenthalben 
beizupflichten gewejen, und Denen durch das Bl. — ff. 
von Widerklägerm dagegen Vorgebrachte um jo 
weniger Eintrag geſchehen fonnte, je mehr legteres 


theils offenbar ganz unerheblich, ıheild auf factifche 
Borausfegungen bafirt fich barftellt, in Betreff wel- 
her die zu Begründung eined Gontumacialerfennt- 
nifjed gegen Widerbeflagten erforderliche Gewißheit 
in den Acten vermißt wird, wie hiermit geſchieht, 
zu beftätigen, ed werden aber in Hinſicht auf den 
in den vorigen Inftanzen ftattgefundenen Wechiel 
ber Entfcheidungen die Durch das gebrauchte Rechts— 
mittel. erwachſenen Koften gegenfeitig unter ben 
Parteien compenſirt.“ 


82. 


I. Die Ghegerichte find zu Ausjegung von 
Alimenten für die Ehefrau und deren Kinder 
nah Beendigung bed Eheproceſſes nicht com: 
petent. — 11. Die Ehefrauen, welche während 
bed Eheproceſſes einen Antrag auf Zubilligung 
von Alimenten nicht geftellt haben, find in ber 
Regel nicht berechtigt, dieſen Anſpruch nad 
Beendigung des Proceffed nachträglich gelten 
zu machen. — III. Hat eine Ehefrau einen 
Antrag auf Alimente zwar rechtzeitig geftellt, int 
derjelbe aber in dem Erfenntniffe unberückſichtigt 
geblieben, jo ſteht ihr infoweit Rechtskraft 
entgegen. 


Mitgetheilt von 
Herrn 8. in & 


Nah Beendigung bes zwifchen Johannen Frie— 
berifen W. als Klägerin und Karl Auguſt ®. als 
Beklagtem vor dem Königl. Appellationsgerichte zu 
Leipzig anhängig gewefenen Eheproceffes beantragte 
Klägerin unter Bezugnahme auf die in dem 

Wocenblan für merkwürdige Rechtsfäͤlle, Neue 

Folge, Jahrg. 1854. ©. 57 fig. 

dargelegten Örundfäge und unter Dem bemgemäßen 
Anführen, daß die Gewährung von Alimenten mwäb- 
rend der Dauer des Eheprocefies als ein Nebenpunti 
zu betrachten, und hiernach ohne Rüdficht auf bie 
Beendigung deffelben noch nachträglich auszufprechen 
fei, Ausſetzung angemefiener Alimente auf die Zeit 
bes anhängig geweſenen Eheprocefjes und demgemäse 
Verfügung an ben Beflagten. 

Das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
befhied jedoch unter dem 18. Februar 1854 bie 
Antragftellerin abfällig aus folgenden Grünben: 

„Die Ermächtigung des Appellationsgerichts, 
als Ehegericht, einer Ehefrau Alimente zuzugeſtehen, 
beruht einzig und allein auf der wirklichen Anbän« 
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gigfeit eines Eheproceſſes; fie wird bedingt burch 
eine Cognition über bie einfchlagenden Perſonal- und 
Suacverhältniffe, fie hat zum Zwede, für die Dauer 
bes Eheprocefied einen interimiftifchen Zuſtand zwis 
fhen ben ftreitenden Parteien herbeizuführen, zu 
befien Berwirklihung der Ehefrau ein von dem 
Ehemanne geiondertes Leben zu führen geftattet, der 
Ehemann felbiger die nöthigen Kleider, Wäfche und 
Berten zu verabfolgen, und ein angemeffenes wöchent- 
lies Suftentationsquantum zu verabreichen ange» 
wieſen wird; 

Wochenblatt ıc. Jahrg. 1847. No. 33. 
fie endet mit bem Aufhören des Eheproceffes. 

Es ift Daher diefer Gegenftand vorzugsweife auf 
ehepolizeilihe Erwägungen gurüdzuführen, und bil 
det nicht einen wefentlichen Beitandtheil, fondern 
lediglich einen Incidentpunkt bes Eheprocefled; er 
fegt einen in dem Laufe des Procefjes ausdrüdlich 
formulirten Antrag voraus, und gelangt auch dann 
nur für Die dem Beſchluſſe folgende Zeitdauer des 
Eheprocefies, nicht rüdwärts auf die früher fchon 
beftandene factifhe Trennung, in Betracht, und wo 
ein Antrag nicht geftellt worden ift, muß nothwendig 
angenommen werben, baß die Ehefrau das Bebürf- 
niß eines gefonderten Lebens und ber Ausfegung 
von Alimenten nicht gehabt habe. Es folgt hieraus 
von feldft, daß ein allererft nach eingetretener gänz- 
licher Trennung der Ehe angebrachtes Suchen ale 
ein verfpäteted angefchen werben muß, weil mit der 
Gognition in der Hauptfache unftreitig auch bie 
Eognition über die Nebenpunfte aufgehört hat, von 
einem Interimifticum nicht mehr die Nede fein fann, 
und bie Rechtsgründe, auf welche ein Antrag auf 
Gewährung einer Entfchäbigung für den beftrittenen 
Unterhalt während der factifchen, von bem Ehe: 
gerichte nicht ausgefprochenen Sonderung der Ehe: 
leute geflügt werden mag, völlig verfchieben von 
den Nüdfichten find, welche bei dem tempejtiv ges 
ftellten Antrage das Ehegericht zu nehmen hat. Nun 
ift aber der in Frage befangene Eheproceß bereits 
am 28. December vor. 3. durch Reiftung des rechtö- 
fräftig erfannten Eides zu feiner Endfchaft gelangt, 
und ift daher der Klägerin lediglich zu überlaffen, 
ihre Anfprühe an den Ehemann, foweit fie mit 
folchen fortzufommen fich getraut, durch förmliche 
Klage bei dem ordentlichen Unterrichter zu vers 
folgen-" 

Auf biergegen eingewenbete Berufung, in welcher 
Klägerin au auf die in bem 

Wochenblatte ıc. Jahrg. 1847. ©. 318 flg. und 
Zahrg. 1845. ©. 15. 

zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Vorgänge, fowie 

darauf fich bezog, daß der Antrag auf Geftattung 
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bes gefonderten Lebens und Ausfegung von Alimen- 
ten in ber erhobenen Klage geftellt, in dem Erfennt- 
niffe aber unberüdfichtigt geblieben fei, daß ihr alfo 
auch die res judicata nicht entgegengehalten werden 
fönne, betätigte Das Rönigl. Oberappellations- 
gericht unter dem 11. Mai 1854 jene abfällige 
Beſcheidung, und ſprach fi dahin aus: 

„Obwohl Man mit den ausführlich ertheilten 
Gründen voriger Inftanz im Hauptwerfe einver- 
ftanden ift, fo entfpricht es doch der Wichtigfeit der 
einfchlagenden Frage, dieſelbe noch etwas näher zu 
beleuchten und möglichen Zweifeln gegen die zum 
Grunde gelegte Rechtsanficht zu begegnen. 

Daß die zur Competenz der Ehegerichte gehörige 
Ausjegung von Alimenten für die Ehefrau und deren 
Kinder während des Cheftreited nur aus dem Ges 
fihtspunfte eines Interimifticums zu betrachten fei, 
gebt jchon aus den Motiven zu 8. 64. Des Geſetzes 
sub C., die privilegirten Gerichtöftände betr., vom 
28. Januar 1835 hervor. 

Landtagsacten von 1833/34. Abth. 1. Bd. 1. €. 606, 
Dies liegt auch in der Natur der Sache. Denn die 
Ehefrau und die Kinder müſſen während des Ehe— 
proceffed leben, und die Ehegerichte fönnen allein 
richtig beurtheilen, ob ungeachtet ber Störung der 
ehelihen VBerhältniffe, welche mit bemfelben verbuns 
den ift, die gefegliche Pflicht bed Chemannes, ben 
Seinigen den Lebensunterhalt zu reichen, fortdauere, 
oder 3. B. wegen eigenmächtiger und rechtswidriger 
Trennung ber Ehefrau, eine Ausnahme leide. Iſt 
ed aber nur ein Interimifticum, fo fann ber Zwed 
deſſelben auch blos dieſer fein, einen Zuftand feſtzu— 
ftellen, wie er während der Dauer des Eheprocefies 
ſtattfinden foll. Gin Interimifticum rüdwärts, für 
die Bergangenheit, läge fich nicht denken. Daher fann 
nach beendigtem Eheproceſſe auch nicht mehr von 
Ausfegung von Alimenten, als foldhen, zu Erreichung 
des Zweds der Ernährung, fondern nur von der Re— 
ſtitutionsverbindlichkeit hinfichtlich ber aufgewanbten 
und verlegten Alimente die Nede fein. Leber leptere 
fann zwar, ald Nebenpunft, von einem Ehegerichte 
mit entfchieden werden, jedoch nur, fo lange ber 
Eheproceß dauert, und nur in gewiffen Ausnahme: 
fällen. 

Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Berw. N. F. Br. 4. 

©. 117 flo. 
In den Bl. — *) aus dem Wochenblatte für merk» 
würdige Rechtsfälle citirten Entjcheidungen, welchen 
auch die in vorbenannter Zeitfchrift, Bd. 5. ©. 467. 
angeführte hinzugefügt werden fünnte, ift nur fo viel 





) Ge find dies die oben angezogenen Belegftellen. 
Anmerkung bes Ginfenders. 
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ausgefprochen, daß bie Eivilgerichte nicht competent 
feien, für die Dauer bes Eheftreites Alimente zuzu— 
erfennen, weil hierbei eherechiliche Fragen einſchla— 
gen, über welche allein Ehegerichte entſcheiden fünnen. 
Allein bieraus folgt noch nicht als nothwendiger 
Gegenfag, baß die Competenz ber legteren, in dieſer 
Beziehung, nach gänzlich beendigtem Cheftreite noch 
fortbauere. Vielmehr tft aud ein Drittes möglich, 
nämlich daß in diefem Falle die Nachforderung ber 
gefeglichen Alimente überhaupt nicht mehr ftatıfinde. 
Und diefed erfcheint auch vollfommen gerechtfertigt. 
Denn wenn die Ehefrau im Laufe des Eheproceſſes 
Anträge auf Zuerfennung von Unterhaltsgeldern 
gerichtet hat, dieſe aber rechtskraͤftig übergangen 
worden find, fo fteht ihr bie Rechtskraft entgegen. 
Hat fie aber gar nicht darauf angetragen, fo iſt an— 
zunehmen, daß fie darauf verzichtet habe, indem fie 
das einzige Mittel, fich dieſes Vortheiles zu ver: 
fihern, nämlich die eherichterliche Hülfe, zu Diefem 
Zwede nicht in Anfpruch genommen hat. Es lafjen 
fih auch, ohne daß irgend eine Liberalität zum Grunde 
liegt, dafür verfchiebene thatfächliche Beranlaffungen 
benfen, wie 3.B. wenn die Ehefrau von dem Ertrage 
ihres Receptitienvermögend ober ihrer Arbeit ſich zu 
ernähren vermag, oder wenn fie von dritten Perſonen 
unterftügt wird, oder wenn fie mit ihrem Ehemanne 
ein PBrivatabfommen barüber getroffen hat. In dem 
legteren Falle, oder wenn fie fonft den Alimentationd« 
anfpruch auf einen befonderen Rechtstitel gründet, 
kann fie bei dem Givilrichter daraus Klage erheben. 


Mit diefer Anficht ſteht auch die Beſtimmung in 
der Verordnung vom 5. Auguft 1847. (G. u. B.⸗Bl. 
v. 3. 1847. ©. 133.) keineswegs im MWiderfpruc. 
Denn biefe Verordnung handelt, wie fih aus ihrem 
Zufammenhange und aus dem derfelben vorausgegan- 
genen Bortrage bed Oberappellationdgerichts ergiebt, 
nur von fünftigen Wlimenten, auf Die Zeit, wo, 
nad) erfolglos angewandtem Zwangsverfahren, feine 
Scheidung vom Bande eintritt, fondern der unfchuls 
dige Theil ſich die Fortdauer der factifchen Trennung 
von Tiſch und Bett gefallen läßt. Defto mehr ſpricht 
aber diefe Verordnung dafür, daß die Competenz ber 
Ehegerichte nach beendigtem Eheftreite aufhört. Denn 
nur darüber waren Zweifel entftanden, wann diefer 
für völlig beendigt anzufehen fei. Und dies wurde 
für den angegebenen Fall verneint, weil, wenn aud 
ber Proceß formell einftweilen nicht fortgeftellt wirt, 
boch die Eheirrung noch fortdauert, fo lange nic: 
entweder rechtöfräftige Scheidung vom Bande, oder 
wirflihe und aufrichtige Wiedervereinigung ber 
Ehegatten erfolgt ift. 

In dem vorliegenden Falle ift Die zwiſchen den 
Parteien beftehende Ehe durch gänzliche Scheidung 
getrennt, und ed erfcheint daher unftatthaft, die Zu- 
fändigfeit des Ehegerichts gleihfam von Neuem 
wieder aufjuziehen, um einen Punkt nachzubolen, 
welcher während der Dauer des Eheprocefies zur 
Erledigung zu bringen geweſen wäre. Doch find, 
weil die Sache nicht zweifellos ift, die Unfoften des 
Rechtömitteld zu compenfiren geweſen.“ 
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83. 


Ir der Genehmigung des Chemannes zur Taufe 
ded von feiner Ehefrau, ihrer Behauptung 
nach, im Ehebruch erzeugten Kindes auf feinen 
Namen liegt Fein thatfächliches Anerfenntniß der 
Paternität und wird durch diefen Uniftand der 
Alimentationdanfpruch des Kindes gegen den 
ald eigentlichen Erzeuger bezeichneten Dritten 
kein eswegs auögefchlofjen. — Es fteht in diefem 
Falle der Mutter ded Kindes ein Klagrecht gegen 
den Schwängerer nicht zu. 


Mitgetheilt von 
Herrn S—r in B. 


Die verehelichte H. in K. hat in ihrer gegen ben 
Bauergutsbefiger und Zimmermeifter W. in €. im 
October 1852 bei dem Landgericht zu 3. erhobenen 
Klage angeführt: da ihr Ehemann feit dem Sommer 
bes Jahres 1848 und minbeftens feit dem Monat 
Auguft 1848 bis Ende 1849 mit ihre fleifchlichen 
Umgang nicht gepflogen, weil er in diefer ganzen 
Zeit an heftigen Hämorrhoidalbefchwerben gelitten 
und bei dieſer Krankheit ber Arzt ihm gefchlechtlichen 
Umgang verboten gehabt, daß dagegen Beflagter in 
diefer Zeit, und zwar am 1. December 1848, ben 
Beifchlaf mit ihr vollgogen habe, in Kolge deſſen fie 
Ihwanger geworben und am 2. September 1849 
von einem Knaben entbunden worden fei, welcher 
auf Bitten der Klägerin gegen ihren Ehemann, um 
nicht Spectafel zu machen, bei der Taufe den Namen 
des Letzteren erhalten habe. 

Klägerin bat fehlüßlih, dahin zu entfcheis 
ben: 


Hene Folge Zweiter Jahrgang. 


„daß Beklagter das mit ber Klägerin erzeugte 
Kind, deffen Alimentation auf die vergangene 
Zeit fie verlagsweife beftritten, vom 2. September 
1849 an bis zum erfüllten 14ten Lebensjahr 
beffelben mit jährlich 20 Thalern zu alimentiren, 
auch eintretenden Balles die Begräbnißfoften zu 
bezahlen und alle Koften diefed Proceſſes ab⸗ 
und zu erflatten jchuldig fei,‘‘ 

und trug dem Bellagten über den Inhalt ber Klage 

ben Eid an. 

Bellagter leugnete den Grund der Klage und 
führte ausfluchtsweije namentlich Folgendes an: 

Die von ber Alägerin erhobene Klage müffe als 
eine unguläffige, eine actio reprobata, ſchlechterdings 
abgewiefen werben, weil fie gegen gefepliche Beftim- 
mungen und contra bonos mores jei. 

Gegen gefepliche Beſtimmungen fei fie infofern, 
als 1. 5. de in jus voc. (2. 4.) beftimmt ift: pater 
vero is est, quem nupliae demonstrant; auch fage 
Ulpianus in |. 6. de his, qui sui vel alieni juris 
sunt (1. 6.), daß derjenige, welcher mit feiner Ehes 
frau beftändig (assidue) zufammen wohnt, die Kinder, 
welche leptere gebärt, als die feinigen ‚anerfennen 
müffe. Klägerin habe nun aber mit ihrem Ehemanne 
feit mehr denn 9 Jahren ununterbrochen zuſammen 
gewohnt und gefchlafen, daher auch diefer der Bater 
aller von der Klägerin während der Ehe geborenen 
Kinder fei und folche zu ernähren habe. Die geiep- 
liche Präfumtion: pater est, quem justae nuptiae 
demonstrant, ftehe der Klage einer Ehefrau, in 
welcher fie für ihre angeblich ehebrecherifches Kind 
Alimente von einem Dritten verlange, fo lange 
rechtlich entgegen, bis nachgewiejen worben, daß bie 
Erzeugung bes Kindes durch den Ehemann unmög- 
lich gewefen fei. 
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vgl. von Vangerow, Leitfaden für Panbecten- 
Borlefungen, 2te Ausgabe, Thl. 1. S. 406. 
sub 2, 

Archiv für die civ. Praris, Bd. 3. ©, 448. 

Contra bonos mores aber fei die Klage, weil bie 
Klägerin propriam turpitudinem behaupte und be» 
fenne, und fie ihr in der Ehe gebornes Kind um 
feine Bamilienrechte und um feine öffentliche Ehre 
bringen wolle; das Anführen berfelben könne aber 
um fo weniger eine Beachtung finden, weil nach 
Inhalt der Klage der Ehemann ber Klägerin das 
Kind bei der Taufe als ein von ihm mit der Klägerin 
in der Ehe erzeugtes anerkannt habe und baffelbe 
auf ben Namen bed Ehemannes ber Klägerin getauft 
worben fei, Zegterer alfo feinen Zweifel gehabt, daß 
diefes Kind das feinige fei. 

Den über den Inhalt der Alage angetragenen 
Eid hat Bellagter, foweit diefer Eidesantrag ſich 
auf den angeblichen Beiichlaf des Beklagten mit der 
Klägerin bezieht, angenommen, im Uebrigen aber 
der Klägerin zurüdgegeben. 

Rach abgefegtem Verfahren ertheilte Die Behörde 
erfter Inftanz folgenden, am 5. Februar 1853 
publicirten Befcheib: 

. „Weil Klägerin felbft zugegeben hat, daß das 
angeblih mit dem Beklagten außerehelich erzeugte 
Kind mit Zuftimmung ihres, der Klägerin, Che: 
mannes auf Des Lepteren Namen getauft worden 
fei, nun aber in der Genehmigung der Taufe und 
des Eintrages des Kindes, als eines ehelichen, in 
das Kirchenbuch ein thatfächliches Anerkenntniß der 
Baterfchaft Seiten des Ehemannes gefunden werden 
muß, zu Folge befien Legterer zur Alimentation des 
Kindes verpflichtet worden ift, indem eine foldhe von 
dem Ehemanne abgegebene Erklärung Gewißheit über 
die eheliche Geburt bes Kindes herftellt, 

er. Novella CXVII. ce. 2. 

Kauder, im Archiv für die civ. Praris, Bo. 3. 

©. 448, 
und dem Kinde die hierdurch erworbenen Rechte 
nicht entzogen werben bürfen, felbft wenn die Ehe- 
frau behauptet, daß das Kind nicht von dem Ehe: 
manne, fondern von einem Dritten im Ehebruche 
mit ihr erzeugt worden ei, 
efr. fr. 29. $. 1. D. de probat. (22. 3.) 

ebenfowenig die Klägerin zu dem Nachweiſe, daf 
fie während ber Gonceptiongzeit mit dem Ghemanne 
ehelichen Umgang nicht gepflogen habe, gelaffen 
werden fann, ba biefer Beweis nur bann geftattet 
ift, wenn unter Anwendung der Rechtsregel: pater 
est, quem justae nuptiae demonstrant, aus bem 
bloßen Zuſammenleben auf die eheliche Beiwohnung 
geſchloſſen wird, 
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eſr. 1.6. D. de his, qui sui vel alieni juris. (1. 6.) 
nun aber es dieſer Präfumtion bei Löfung der 
Frage über bie Paternität eines in ber Ehe erzeugten 
Kindes nicht bedarf, wenn bas Lestere von dem 
Ehemanne felbft ausdrücklich ald das feinige aner- 
fannt worden ift, da burch dieſe Erklärung bie 
quaestio status des Kindes nicht nur zwiſchen dem 
Vater und dem Kinde, fondern auch gegen Dritte 
Perſonen vollſtaͤndig entfchieden, die Ungewißheit 
ber factifchen Paternität zwifchen Dem Adulter und 
dem Ehemanne gehoben und das Fundament für 
eine Alimentationsflage gegen den Adulter bejeitigt 
wird, anerwogen der Grund ber Alimentationsver: 
bindlichfeit des außerehelichen Erzeugerd nach ber 
richtigen Anficht in einem zwijchen ihm und bem 
unehelihen Rinde beftehenden perfönlichen, dem ber 
ehelichen Verwandtſchaft analogen natürlihen Ber: 
wandtfchaftsverhäftniffe dergeftalt beruht, daß ebenfo 
wie bei der ehelichen Verwandefchaft das Geſetz, fo 
bei ber außerehelichen die Doctrin, welche bei der 
vorliegenden Frage die hauptjächlichfte Entfcheidungs: 
quelle abgiebt, die Liebespflicht in eine Zwangspflict 
umgewandelt bat, 

eir. Heerwart, im Archiv für die civ. Praris, 

Bd. 14. pag. 435 flg. Bd. 17. pag. 77. 

von Bangerow, Leitfaden, Bd. 1. pag. 415. 
unter außerchelichen Kindern aber nur foldhe, welche 
fih mit Erfolg auf eine eheliche Abftammung nicht 
beziehen können, oder wie fr. 23. D. de stain homi- 
num (1.5.) fagt: qui patrem demonstrare neu 
possunt, zu verftehen find, und auf fie allein bie 
Grundfäge über die Alimentationsverbindlidsfeit 
Seiten ihrer außerehelihen Erzeuger Anwendung 
leiden, da bei ihnen ein wirkliches Bedürfniß vor 
gelegen hat, für ihre Erhaltung, welche bei ehelichen 
Kindern deren Bater ausfchließend obliegt, durch 
Beiziehung der auferehelihen Schwängerer Sorge 
zu tragen, endlich, wenn man felbft annehmen wollte, 
daß ed dem Ehemanne ber Klägerin geftattet fei, 
das mehrgebachte Anerkenntniß der Paternität an- 
zufechten, dennoch das Klaganführen Bl. —, das 
der Ehemann feine Genehmigung zu ber Tauft 
des Kindes auf feinen Namen in Folge ber Bitten 
ber Klägerin, und um nicht Spectafel zu machen, 
gegeben habe, nicht einmal fchlüffige Thatſachen ent 
hält, aus welchen die Unverbindlichkeit bes Geftänd- 
nifjes hervorgeht, ganz abgefehen davon, daß bat 
gedachte Klaganführen für den Eidesantrag zu all: 
gemein iſt; fo hat der Klägerin Suchen, inmaaßen 
es angebracht, nicht Statt, es werden jeboch bie 
Procepfoften, in Erwägung, daß eine nicht völlig 
zweifellofe Rechtsfrage zur Entfcheidung vorgelegen, 
zwiſchen ben Barteien aufgehoben.“ 





. Gegen diefen Beſcheid appellirten beide Theile, 
worauf bad Königl. Appellationdgericht zu 
Budiſſin reformatorifch bahin erfannte: 

„Daß es bei dem nurerwähnten Befcheide, mit 
Ausnahme der darin ausgefprochenen Koftenfeftftels 
lung, als wobei es bewenbet, nicht zu laffen, fondern 
derjelbe dahin abzuändern: 

Würde Klägerin den über ben 56jten bie mit 
61ſten Einlaſſungspunkt ihr vom Bellagten zurüds 
gegebenen Eid in der Maaße: 

bag ihr Ehemann in der Zeit vom 4. November 

1848 bis zum 4. März 1849 fich mit ihr fleifch- 

lich nicht vermifcht habe, 
ihwören, ingleichen mittelft kirchlichen Zeugniffes 
annoch beibringen, daß fie am 2. September 1849 
von einem Knaben entbunden worden fei, fo ifl 
Bellagter zu Alimentirung dieſes Kindes vom 
2. September 1850 an bis zu deſſen erfülltem 14ten 
Lebensjahr einen jährlichen Beitrag von zwanzig 
Thalern, und zwar, foviel die Bergangenheit beirifft, 
binnen 14 Tagen, für die Zufunft aber in viertel- 
jähriger Vorausbezahlung, an bie Klägerin zu 
entrichten, auch für-den Fall, baf das Kind vor 
erfülltem viergehnten Lebensjahre fterben follte, die 
Degräbnißtoften an biefelbe au bezahlen, nicht 
minder ihr die aufgelaufenen Proceßkoſten zu er- 
ftatten fihuldig, er Fönnte und würde denn ben beim 
A2ften bis mit 5öften Einlafjungspunfte ihm anges 
tragenen und Bl. — von ihm angenommenen Eid 
babin: 

daß er am 1. December 1848 mit ber Klägerin 

ben Beifchlaf nicht vollzogen habe, 
ſchwoͤren, foldenfalls ift er von der erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzählen, auch die Klägerin 
ihm die Koften des Proceſſes zu erftatten verbun- 
ben.‘ 

Diefer Entjcheibung waren folgende Gründe 
unterlegt: 

„In bem vorigen Befcheide if bie erhobene Klage 
hauptſaͤchlich um deswillen in der angebrachten Maaße 
für unftatihaft erachtet worden, weil durch das Bes 
fenntniß in berfelben, daß das non ber Klägerin 
angeblich mit bem Bellagten erzeugte Kind auf den 
Ramen des Ehemannes berfelben getauft fei, Gewiß⸗ 
beit über die eheliche Geburt des Kindes hergeitellt 
fei und dem Lepteren die hierdurch erworbenen Rechte 
nicht wieder entzogen werden bürften, indem hierbei 
insbejondere auf Die Beftimmung der Nov. 117. cap. 2. 
Bezug genommen worden ift. 

Run wird in der angezogenen Novella cap. 2. 
nur joviel feftgefegt, daß durch die Erklärung eines 
Ehemanned: das von feiner Ehefrau geborne Kind 
fei das Seinige, das Kind jedes weiteren Beweifes 
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in Betreff feiner ehelichen Geburt überhoben fei, wie 
bies bie Worte: 

„et nullam aliam probationem ab iis quaeri‘ 
deutlich an die Hand geben. Es wird alfo hierdurch 
zunäcft zu Gunften des Kindes eine Rechiöver- 
muthung — praesumtio juris — rückſichtlich feiner 
ehelichen Geburt begründet, jedoch feineswegs eine 
praesumtio juris et de jure, welche den Beweis des 
Gegentheils ausfchließen würde. Denn es bebarf 
feines weiteren Nachweifes, daß durch bie einfeitige 
Erklärung eines Dritten: ein Kind fei das Geinige, 
biefed Kind in feinen Rechten nicht befchränft werden 
fönne, und daß dies geſchehen folle, ift auch in ber 
Novelle 117. cap. 2. nicht ausgefprochen. 

Geſetzt nun, das Kind fünnte von dem, ber ſich 
für ben Bater deffelben erflärt, und der auch wegen 
ber zwifchen ihm und der Mutter des Kindes be— 
ftehenden Ehe die Präfumtion für fich hat, die erfors 
derlichen Alimente nicht erhalten, fo würde baffelbe, 
jener Erflärung obnerachtet, nicht behindert fein, 
feinen wirflihen Bater deshalb in Anſpruch zu 
nehmen. Allerdings würde ihm hierbei bie Präfum- 
tion: daß es in der Ehe erzeugt fei, entgegenftehen, 
und er würde daher zumüchft dieſe Präfumtion zu 
befeitigen haben. Hierzu würde aber ber Nachweis, 
daß ber in Anfpruch genommene innerhalb ber Con— 
ceptiondfrift mit feiner Mutter den Beifchlaf aus» 
geübt habe, noch Feinedwegs ausreichen, indem 
hierdurch die Möglichkeit, daß ber Ehemann ber 
Bater des von feiner Ehefrau gebornen Kindes fei, 
nicht ausgefchloffen und daher jene Präfumtion nicht 
befeitigt würde, vielmehr die allgemeine Regel: 
pater est, quem nuptiae demonstrant, in voller 
Wirkſamkeit bliebe. 

Diefe Leptere fann nur dadurch bejeitigt werben, 
wenn Gründe phyſiſcher Unmöglichkeit, daß das 
von der Ehefrau geborne Kind ben Ehemann zum 
Bater habe, nachgewiefen worden. Solde Gründe 
phyſiſcher Unmöglichkeit find aber nicht blos darin 
zu erbliden, daß der Ehemann längere Zeit abweſend 
oder gänzlich zeugungsunfähig geweſen, fondern fie 
find aud dann vorhanden, wenn der Ehemann 
innerhalb des Zeitraums, wo die Gonception rüds 
fichtlich des in Frage ſtehenden Kindes überhaupt 
möglich gewefen, mit feiner Ehefrau den Beifchlaf 
nicht ausgeübt hat, indem es dann phyſiſch unmög- 
lich ift, daß er der Vater jenes Kindes fein fönne. 
Daher fagt au) Ulpian in I. 6. D. de his, qui swi 
vel alieni juris sunt (1. 6.): 

„Sed mihi videtur, quod et Scaevola probat, 
si constet, maritum aliquamdiu cum uxore 
non concubuisse infirmitate interveniente, vel 
alia causa, vel si ea valeludine paterfamilias 
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fuit, ut generare non posset, hunc, qui in domo 
natus est, licet vicinis scientibus, fillum non 
esse.‘ 
Nirgends aber ift vorgejchrieben, baß dann etwas 
Anderes ftattfinden folle, wenn ein Ehemann das 
von feiner Ehefrau geborne Kind entweber ausdrüd- 
lich oder dadurch, daß er daffelbe auf feinen Namen 
taufen und in das Hirchenbuch eintragen läßt, für 
das Seinige anerkennt; im Gegentheil heißt es in 
1. 29. $. 1. D. de probationibus (XXI, 3.): 
„Mulier gravida repudiata, filium enixa absente 
marito, ut spurium in actis prolessa est. 
Quaesiltum est: an is in polestale patris sit, 
et, matre intestata mortua, jussu ejus heredi- 
tatem matris adire possit, nec obsit professio a 
matre irata facta? Respondit: veritali locum 
superfore‘“, 
woraus beutlich hervorgeht, baß es hierbei feined- 
wegs auf bie Erklärung der Ehegatten, fondern 
lediglich darauf anfommt, wer der wahre Vater bed 
Kindes ift. 

Die nämlihen Grundjäge müffen auch bann 
Anwendung finden, wenn die Mutter eines ihrer 
Behauptung nad nicht von ihrem Ehemanne erzeug- 
ten Kindes ihren angebliden Schmwängerer wegen 
Alimentirung biefed Kindes in rechtlichen Anfpruch 
nimmt, da durch die Erflärung ihres Ehemannes, 
daß das Kind das feinige fei, in dem zwifchen ihr 
und ihrem Schwängerer beſtehenden Rechtöverhält- 
niffe nichtd hat geändert werden können, wie denn 
auch darin, daß in ihrem Einverftändniffe das Kind 
auf den Namen ihres Ehemannes getauft und in 
das Kirchenbuch eingetragen worben, eine Verzicht 
auf die gegen ihren Schwängerer ihr zuftehenben 
Nechte nicht gefunden werden fann. Dagegen fteht 
ihr die Präfumtion der ehelichen Geburt des Kindes 
entgegen und es gehört daher die Befeitigung dieſer 
Präfumtion zur rechtlichen Begründung der Klage, 
was indeß durch die der Klage inferirte Replik, daß 
fie in der Zeit vom 182ften bis mit dem 302ten Tage 
vor ber Geburt des Kindes ihrem Ehemanne nicht 
ehelich beigewohnt habe, gar wohl gefchehen fann. 

Zeitfchrift für Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bp. 1. 

©. 72 


Wochenblatt für merkw. Rechtsf. Jahrg. 1848. 
©. 101 fig. 

Nun bat Klägerin in der Klage angeführt, daß ihr 
Ehemann feit dem Auguft 1848 bis Ende 1849 fich 
mit ihr fleifehlich nicht vermifcht habe. Iſt dies ge: 
gründet, und hat auch nur während des Zeitraums 
vom 4. November 1848 bis zum 4. März 1849, wo 
in Anfehung bes am 2. September 1849 von ber 
Klägerin gebornen Kindes die Eonception überhaupt 


möglich gewefen, eine foldye fleifchliche Bermifchung 
nicht ftattgefunben hat, fo ift es phyſiſch unmöglich, 
daß der Ehemann ber Klägerin ‚ber Vater jenes 
Kindes fein fönne. Zur gehörigen Begründung ber 
Klage ift ed daher erforderlich, daß Klägerin, ba 
fie hierüber des Eidesantrages fich bedient hat, den 
ihe von dem Bellagten zurüdgegebenen, und in 
Betracht, daß er Thatfachen betrifft, für zuläffig zu 
erachtenden Eid vor allen Dingen. leifte, obwohl 
berfelbe nur auf den zulegt bemerften, bier allein 
in Frage fommenden Zeitraum zu beichränfen ge— 
weien. 

Dagegen ift für ben Fall, baß Klägerin jenen 
Eid leiftet, zugleich aber auch mittelft kirchlichen 
Zeugniffes annoch beibringt, daß fie am 2. September 
1849 von einem Knaben entbunden worden, bie 
Verurtheilung bed Bellagten, welcher den mejent: 
lihen Umftand, daß er am 1. December 1848 mit 
ber Klägerin den Beifchlaf vollzogen habe, ins Leug— 
nen geftellt hat, von ber Leiftung bes ihm hierüber 
angetragenen unb von ihm angenommenen Eides 
abhängig zu machen gewefen. - 

Soviel aber den eventuell feftgeftellten Alimenten- 
beitrag anlangt, fo hat man in Erwägung, baf 
Beklagter nad) feinem Zugeftändnifje ein Bauerguts- 
befiger unb Zimmermeifter ift, Das von der Klägerin 
in Antrag gebrachte Quantum von jährlich W Thalern 
um fo mehr für angemeffen zu erachten gehabt, als 
Bellagter gegen diefelbe Höhe feinen Einwand er: 
hoben hat. 

Wie daher dem Vorftehenden gemäß der vorige 
Beicheid abzuändern geweſen, fo ift in Berreff des 
Einwandes, daß dem Kinde die durch die Erklärung 
bes Ehemannes der Klägerin erlangten Rechte nick 
entzogen werben fönnten, nur noch zu bemerfen, 
daß durch den vorliegenden Nechtöftreit nur bas 
zwifchen ber Klägerin und dem Beklagten beſtehende 
Rechtsverhaͤltniß feftgeftellt wird, durch die in biefem 
Proceffe gefällten Entfheidungen die Rechte bet 
Kindes auf feine Weife betroffen werden, Diefem 
vielmehr Die rechtliche Praͤſumtion der ehelichen 
Geburt fo lange zur Seite fteht, bis ihm gegenüber 
etwas Anderes rechtlich ausgeführt worden.“‘ 

Auf die von dem Beklagten gegen dieſes Urthel 
ergriffene Berufung ftellte das Königl. Ober: 
appellationsgericht in dem unterm 23. Mai 
1854 abgefaßten Erfenntniffe, mit Ausnahme des 
ber Koften voriger Inftanz halber Erfannten, den 
Gerichtsbeſcheid wieder her und fügte diefer Entfchei« 
dung folgende Gründe bei: 

„Im ber erften Inftanz hat man dem Rechts 
beftande ber Klage im Wefentlihen den Umftand 
als entgegenfteheud betrachtet, daß, nach Angabe 
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ber Klägerin felbft, deren Ehemann das von ihr am 
2. September 1849 zur Welt gebrachte Kind auf 
feinen Namen habe taufen laffen, indem hierin ein 
thatfächliches, dem gedachten Kinde bie Rechte eines 
ehelichen gebendes Anerfenntniß ber Baterichaft 
liege und mithin der Fall einer Ungewißheit ber 
legteren, zu deren Bejeitigung die Klägerin den 
Nachweis liefern wolle, daß fie intra tempus con- 
ceptionis mit ihrem Ehemanne ben Beifchlaf nicht 
ausgeübt habe, gar nicht vorhanden fei. Wenn bie 
zweite Inſtanz dieſer Begründung ber erfolgten 
Zurüdweifung ber erhobenen Klage in ber ange» 
brachten Maaße entgegengetreten ift, fo hat man 
Damit nur einverftanden fein fönnen. Denn wird 
auch dadurch, daß ein Ehemann bas von feiner 
Ehefrau während ber Ehe zur Welt gebrachte Kind 
als das feinige hat taufen und in das Kirchenbuch 
eintragen laffen, ber status des Kindes ald eines 
ehelichen, dieſem letzteren gegenüber, auf eine 
von dem Ehemanne der Mutter beffelben nicht weiter 
angefochtene Weife feftgeftellt zu erachten fein, jo 
fann doch nicht angenommen werben, baß ein ſolches 
Verhalten des Ehemannes, auch dem Dritten, von 
welchem behauptet wird, baß er ber eigentliche Er- 
zeuger bed Kindes fei, als ein Zugeſtändniß, daß 
mwährenb bes gefeplichen Nativitätstermins zwifchen 
ber Mutter des Kindes und deren Ehemanne ein 
eoncubitus ftattgefunden habe, oder als ein Aner- 
fenntniß der Vaterſchaft, oder als eine Verzichtleiftung 
auf die gegen ihn zu erhebenden Alimentationd« 
anſprüche zu Statten fommen könne. Dies würbe 
nur dann der Fall fein, wenn jener Dritte bei ber 
entweder ausdrüdlichen oder ftilfchweigenden Geftat- 
tung des Ehemannes, das Kind auf feinen Namen 
zu taufen und in das Kirchenbuch einzutragen, in 
ber Maafe concurrirt hätte, daß fich daſſelbe als 
ein zwifchen ihm und dem Ehemanne verhandeltes 
Rechtsgeſchaͤft betrachten liche, da befanntlih auf 
Zugeftändniffe, Anerkenntniffe und Berzichtleiftungen 
in ber Regel nur derjenige mit rechtlicher Wirkung 
fich beziehen fann, dem gegenüber fie ftattgefunden 
haben. Zudem laffen fi dafür, wenn ein Ehemann 
der Taufe des von feiner Ehefrau gebornen Kin— 
des auf feinen Namen nicht wiberfpricht, oder 
dafielbe ausdrüdlich geftattet, ganz andere Motiven 
denken, als bie, damit die eheliche Beiwohnung 
während ber gejeglih angenommenen Eonceptionds 
zeit zuzugeſtehen, 
eigentlichen Schwängerer der Frau zu verzichten, 
daher auch darin an fich weder ein gefegliches Zuge: 
ftändniß, noch eine Verzichtleiftung gefunden werben 
könnte; und ganz das nämliche gilt auch von ber 
Ehefrau felbft, wenn biefe die Taufe bed Kindes auf 


oder auf Anfprüde an den 


ihres Ehemannes Namen hat gefchehen laſſen oder 
jelbft, veranlaßt hat. 

Der Anfpruch auf Alimentation eines von einer 
Ehefrau gebornen Kindes gegen den als deffen 
eigentlichen Erzeuger bezeichneten Dritten wird dem— 
nad durch den Umftand allein, daß der Ehemann 
ſolches auf feinen Namen hat taufen laffen, noch 
keineswegs ausgeichloffen, vielmehr wird erfterer, 
infofern nachgewiefen wird, daß der Ehemann wäh- 
rend ber Zeit zwifchen dem 182ften und 302ten Tage 
vor der Geburt des Kindes mit feiner Ehefrau ben 
Beilchlaf nicht ausgeübt, fich feiner Alimentations— 
verpflihtung gegen jeden andern außerehelichen 
Schwängerer an und für fich nicht entziehen können, 
fobald er einräumen mußte, innerhalb der betreffen- 
den Zeit mit der Mutter des Kindes fleifchlichen 
Umgang gepflogen zu haben. Hat man bennod) die 
vorliegende Klage als in der angebrachten Maafe 
unftatthaft zurüdgewiefen, fo beruht ber Grund 
davon in der Erwägung, daß gegenwärtig nicht der 
Ehemann der Mutter des Kindes, fondern Leptere 
feloft mit Anfprüchen auf Alimentation hervorgetreten 
if. Es ift in der Klage nichts angeführt, woraus 
abzunehmen wäre, baß Klägerin ein rechtliches 
Intereſſe habe, Alimente für ihr Kind von dem 
Beklagten zu beanfpruchen. Präfumtiv ift in Folge 
bes ftattfindenden ehelichen Berhältniffes, daß das 
Kind von der Klägerin Ehemanne zeither unterhalten 
worden ift und auch für die Zufunft bie Mittel Dazu 
von denifelben gewährt werden; auch hat Klägerin 
weder behauptet, noch kann fie mit Beftand Rechten 
behaupten, daß ihr Ehemann bie Alimentation bes 
Kindes verweigern könne, ba benjelben an fich, 
dbafern man das Berhältnig zum Kinde und zur 
Klägerin im Auge hat, dazu eben bie von ihr ſelbſt 
angeführte Thatfache, daß er das Kind auf feinen 
Namen hat taufen und in das Kirchenbuch eintragen 
laffen, verpflichtet. Demnach ift ein Klagrecht der 
Klägerin, welche ebenfowenig wie ihr Kind dadurch, 
daß der Bellagte feiner Verpflichtung ald Erzeuger 
bes Kindes zeither fich entzogen hat und foldye übers 
haupt nicht anerkennen will, einen Nachtheil erleiden 
würde, nicht erfennbar, vielmehr würde, wie ders 
malen die Sache vorliegt, lediglich dem Ehemanne 
ein folches zuftehen, wenn es in Wahrheit beruhen 
follte, daß nicht er, fondern der Beklagte der eigents 
liche Erzeuger des Kindes fei, indem die Berwen- 
dung für die eigentlich bem Bellagten obliegende 
Ernährung des fraglichen Kindes präfumtiv aus fei- 
nen Mitteln gemacht worden und fünftig zu machen 
fein werden, folchenfalls aber er ald negotiorum 
gestor des Bellagten anzufehen und allerdings be 
techtigt fein würde, von Lepterem Schabloshaltung 
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innerhalb der durch das Mandat vom 12. November 
1828 gezogenen Grenzen zu forbern. 

Der Umftand, daß der Ehemann ber Klägerin 
die Bl. — von bdiefer ihrem Sachwalter audgeftellte 
Vollmacht mit unterjchrieben hat, hat an bem Ge— 
fichtspunfte nichts ändern und nicht als ein Moment 
angefehen werden fönnen, wodurch bad dominium 
litis auf den Ehemann übergegangen wäre und letz⸗ 
terer fich als Kläger conftituirt hätte. 

Bei der in erfter Inſtanz erfannten Gompenfation 
der Proceßkoſten hat man es bei ber nicht völlig 
zweifellofen Beichaffenheit ber Sache bewenden zu 
laffen für angemeſſen erachtet, und bedarf auch die 
Aufhebung der Koſten jepiger Appellation in Hinficht 
auf den flattgefundenen Wechfel der Entſcheidung 
feiner befonderen Rechtfertigung.” 


84. 


Zu $. 4. ad tit. 41. der Erl. Proceßordnung, den 
Eidedantrag an den Goncurävertreter betr. 


Mitgetheilt von 
Heren N in D. 


In dem Concurſe zu dem Bermögen ber verehel. 
E. und verw. D. liquidirte E. ein Capital von 
7000 Thalern, unter Bezugnahme auf gerichtliche 
Urkunden. Der Goncurdvertreter ftellte ihm bie 
Ausflucht des Wuchers entgegen, behauptend, es 
wären gegen 1200 Thaler weniger bezahlt, als ver 
fchrieben worden. Im Locationsurthel warb dem 
Goncurövertreter der Beweis dieſer Ausflucht nach» 
gelaffen, mit Hinzufügung ber gewöhnlichen Elaujel: 
„Klägerm der Gegenbeweis, beiden Theilen bie 
Gevwifiensrührung und andere RUHR 
vorbehaͤlilich.“ 

Rachdem der Concuroverireter i Beweis 
eingereicht und ber Kläger zu Einreichung des Gegen⸗ 
beweijes Dilationen erlangt hatte, bie Abnahme des 
offerirten Dilationdeides — (der solennitas legalis) — 
bis zum Neprobuctionstermine audgefegt worben, 
auch hierauf der faft nur auf Eid geflellte Gegen: 
beweis eingegangen war, beraumte bad Gericht einen 
Reproductionstermin an und inferirte der Ladung an 
ben Kläger das Injune an ben Sadwalter, im 
Termine den Eid zu leiften, unter der Berwarnung, 
daß ‚jonft der Gegenbeweis für verfäumt gehalten 
werden würde. Im Termine erfchien zwar der Sadı- 
walter des Klägers, leiftete jedoch den Eid nicht. 
Das Protokoll giebt feine Auskunft darüber, ob das 
Gericht felbft an dieſen Punkt gedacht habe. Der 
Goncurövertreter widerſprach im Reproductiondvers 


fahren der Statthaftigkeit des Eidesantrages und 
teferirte nur eventuell ben Eid; dahin, daß ber 
Gegenbeweid wegen unterbliebener Leiftung der 
Legalſolennitaͤt für verfäumt zu achten fei, richtete 
der Reproduct feine Einwendung und ließ fich, ohne 
biesfallfigen Vorbehalt, auf die Artikel ein. 

Der am 31. Januar 1853 ertheilte Gericdhts- 
beſcheid erklärte den Gegenbeweis für verfäumt, 
weil der Sadjwalter des Klägers den Dilationseid 
nicht geleitet habe. Die Seiten des Concursvertre⸗ 
ters factifch geſchehene Verzichtleiftung bielt Das 
Proceßgericht für einflußlos, weil berjelbe ohne Ge⸗ 
nehmigung der Gläubiger oder bed Gerichts dem 
Concurſe nichtö vergeben könne; mit Bezugnahme 
auf $.5. des Bang. Mandats von 1766. — Acker⸗ 
mann, Rechtsſätze, n. F. 11. 237. — Krig, Rechts— 
fälle, V. 78. — Gottschalk, disc. ſor. Il. c. 16. 

Auf die dawider ergriffene Berufung des Klägers 
erfannte das Appellationdgericht zu Dresden 
(publ. am 13. Zuli 1853) reformatoriih auf 
anderweite Borlabung bed Klägers zu Leiftung bes 
Dilationseides, erklärte jedoch den bei dem Gegen- 
beweije gebrauchten Eidesantrag für unftatıhaft. 
In den Gründen warb bemerkt: zwar fei der Richter 
befugt, zu Leitung bes Dilationdeides sub praejudio 
vorzuladen, und auf dieſen Fall beziehe ſich die in 
Biener, syst. proc., $. 126. not. 6. geäußerte Anficht 
nicht; doch bier fei der Ungehorfam verziehen, da ſich 
ber Reproduct einwandlos auf den Gegenbeweis 
eingelaffen hätte; bagegen jei der Cibesantrag für 
unftatthaft zu erflären gewefen, ba nad ber Erl 
Proc »Drdn. ad tit. 41. $. A. dem Goncurövertreter 
über Handlungen, von denen er feine Wiſſenſchaft 
haben könne, der Eid nicht angetragen werben bürfe 
und bier die auf Eid geftellten Artifel feine ſolchen 
Thatſachen oder Handlungen beträfen, an denen ber 
eurator litis Theil genommen hätte; ber im Loca— 
tionsurihel enthaltene allgemeine Borbehalt bes 
Eidesantrages für beide Parteien ftehe dem nicht 
entgegen, ba rechtliche Erfenntniffe im Zweifel je 
aus zulegen wären, wie fie mit den Geſetzen harmo⸗ 
nirten. Für die Anficht wegen Unftatthaftigfeit des 
Gidesantrages an den curator litis ward noch ver 
wiefen auf Griebner’s Discurs, ©. 376. — 
Hommel, obs. 538. — Leyser, spec. 491. med. 
10. 11. — Biener, syst, proc., $. 100. not. 5. und 
8. 302. — Kori, Goncuröproceß, Th. 1. 8. 110. — 


Gottschalk, disc. Il. c. 24. not. u. pag. 313. 


Der curator Jitis berubigte fich hierbei; nur ber 
Kläger appellirte und beutete zuvörberft darauf bin, 
daß die Erl. Proc.⸗Ordn. ad ti. 41. $. 4. den Glaͤu⸗ 
bigern nur unterfagte, ſich bei ihrer Anmeldung zur 
Beicheinigung ber Forderungen bed Eidedantrages 
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zu bedienen, daß jeboch hier, wo der Concursvertreter 
einen felbftftändigen Anfpruch durch Ausflucht gels 
tend mache unb der Kläger ſich dagegen zu vertheis 
digen habe, ein ganz anderes Verhaͤltniß einträte 
und die Anficht, nach welcher dem curator bonorum 
der Eid angetragen werden fünne, analoge Anwen: 
dung fände. Nächftdem provocitte er aber noch bes 
fonders auf bie Rechtskraft des in dem Interlocute 
unbedingt ausgefprochenen Vorbehaltes der Gewif: 
fensrührung für beide Theile, 

Das Dberappellationsgericht (am 16. Mai 
1854) erfannte reformatorifch dahin: „daß es 
bei dem gedachten Urthel, foweit darin der bei meh 
tern Gegenbeweisartifeln gebrauchte Eidesantrag für 
unftatthaft erflärt wird, nicht zu laſſen, fondern es 
bleibe die Entſcheidung fowohl über die Zuläffigfeit 
des Eidesantrages, als über die Nothwendigkeit einer 
Eidesleiftung über die auf den Eid geftellten Gegen- 
beweisurtifel bis zu dem fünftigen Definitiverfennt- 
niffe mit ausgefegt.” Die hierzu ertheilten Ent» 
iheidungsgründe lauten: 

„Die VBorfchrift der Erl. Proc.⸗Ordn. (ad tit. 41. 
$. 4.), nad; welcher es den bei dem Eoncurfe liqui— 
direnden Glaͤubigern nicht geftattet fein fol, dem 
Goncursvertreter den Eid anzutragen, ift mit den bie 
Deicheinigung der von den Gläubigern angemeldeten 
Forderungen betreffenden Beftimmungen verbunden, 
unb e8 kann daher wohl die Frage erhoben werden, 
ob nicht dieſe, ohnehin als eine die Mittel zur Rechts: 
verfolgung verfürgende Ausnahme von der Regel, 
nicht ertenfiv anzumendende Epecialvorjchrift blos 
auf ben Fall, wo ber Gläubiger die angemeldete 
Forderung beicheinigen will, zu beziehen fein möchte, 
zumal da dem Gläubiger dabei als einiger Erſatz 
für Die Entziebung dieſes Beweismittels die Ausficht 
gegeben wird, ohne jo ftarfen Beweis, wie er fonft 
dazu nöthig, zu einer von ihm zu leiftenden eidlichen 
Beftärkung gelafien zu werben. Auch hat fich dafür, 
daß eine Gidesleiftung des Concursvertreters nicht 
unbebingt ausgeichlofien fei, die Praris infofern ent— 
fhieden, als fie die Zurüdgabe des von ihm ange: 
tragenen Eides für ftatihaft und ibn zu deſſen Ablei— 
ftung für verbunden hält. 

Allein, jo wie feiner ber fächfifchen Proceflehrer 
dahin fich äußert, daß dem Gläubiger, wenn er wider 
den Beweis des Goncurdvertreters mit einem Gegen- 
beweije Gehör erhält, dabei der Gebrauch des Eides— 
antrages an fich zuftehe, und fo wie die Faſſung ber 
Gefegworte: „daß den Gläubigern hinfüro fchlech- 
terdings nicht geftattet fein folle, dem curator litis 
den Eid anzutragen über Sachen, davon ihm 
ohnehin feine Wiffenfchaft beimohnen könne“, 
wegen ihrer Allgemeinheit auf alle Bälle, wo ber 


Gläubiger den Eid anträgt, bezogen werden zur⸗ 
muͤſſen ſcheint, ſo hat auch das Königl. Oberappel⸗ 
lationsgericht (II. 444. am 25. Auguſt 1853, Heinze's 
und Melke's Concurs beir.) den Gebrauch des Eides- 
antraged bei dem von dem Gläubiger gegen ben 
Beweis des Eoncurövertreters eingebrachten Gegen⸗ 
beweiſe für unſtatthaft erachtet, und deshalb bei dem 
Interlocute auf den Beweis einer von dem Concurs⸗ 
vertreter vorgefhügten Ausflucht im Erfenntniffe 
ſelbſt blos dem Concurövertreter den Gidesantrag 
vorbehalten, in den Gründen jedoch bemerkt, daß 
dadurch, wie es fich von felbft verftehe, dem Glaͤu— 
biger das ihm vom Geſetze ſelbſt eriheilte Recht, 
über ſolche Thatfachen, von denen der Concursver— 
treter eigne Wilfenfchaft babe, demfelben ben Eid 
anzutragen, nicht entzogen würde, 

Defien ungeachtet fann diefe Anficht im vorlies 
genden Falle aus einem formellen Grunde nicht zur 
Geltung gelangen. Das Locationsurthel fügt Bl. — 
dem Interlocute auf den Beweis der von dem Bes 
Hagten vorgefchüpten Ausflucht des Wuchers bei: 
„dem Kläger der Gegenbeweid, beiden Theilen 
die Gewiffensrührung ac. vorbehältlich,” und 
ed ift wider dieſen Bunft feine Appellationsbefchwerbe 
erhoben worden. Die vorige Inftanz hält biefen 
unbefchränften Vorbehalt des Eidesantrages im 
Snterlocute auf Beweis nur um deswillen für eins 
flußlos, weil richterliche Erfenntniffe im Zweifel 
ftets jo auszulegen wären, daß fie mit den Vor— 
fchriften der Geſetze im Einflange blieben, und weil 
man daher jenen Ausipruch nur fo zu verftehen hätte, 
daß dem Kläger infoweit, als Died nach dem Gelege 
geftattet, alfo nur in Bezug auf ſolche Handlungen, 
an benen ber Goncursvertreter jelbft Theil genommen, 
ber Eidesantrag nachgelaſſen fein folle, 

Eo wenig man dem Nechtsfage an fich entgegen 
treten fann, fo läßt fich doch der daraus abgeleiteten 
Bolgerung und Anwendung auf den conereten Fall 
nicht beipflichten. Ein zweifelhaft gefaßtes Interlocut 
ift hier nicht auszulegen. Das Locationsurthel hat 
ganz beftimmt und unzweideutig dem Kläger ohne 
irgend eine Beichränfung den Eidesantrag für den 
Gegenbeweis nachgelaffen. Hat man zu präjumiren, 
ein Richtercollegium werde das Gefeg nicht uͤberſehen 
haben, und gegen daſſelbe nicht haben entſcheiden 
wollen, fo folgt daraus, daß die Verfafler bes 
Interlocutes die Vorſchrift im 8. 4. ad tit. 41. der 
Erl. Proc.»Ordn. in beim oben angedeuteten bes 
fhränften Sinne ausgelegt umb bdiefelbe blos auf 
den von dem Oläubiger zur Beicheinigung der von 
ihm angemeldeten Forderung gebrauchten Eides— 
antrag bezogen haben. Aber auch ſelbſt bann, wenn 
man annähme, das Interlocut verftoße gegen eine 
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klare geſetzliche Borfchrift, würbe immer dadurch 
an der Nechtöfraft des Interlocuted nichtd geändert 
werden, da bie Frift zur Nichtigfeitöflage längft 
verflofien iſt. 

Obwohl daher auf die Aypellation bed Klägers 
die den Eidesantrag auf Grund der allegirten Ge— 
ſetzesvorſchrift für unftatthaft erflärende vorige Ents 
fheidung aufzuheben war, fo fonnte doch auch dem 
mit der zweiten Beſchwerde des Klägers verbundes 
nen Antrage, den Eidesantrag allenthalben für 
zuläffig zu erflären, nicht deferirt werden. Erft 
bei der Abfaſſung des Enderfenntniffee wird es 
fih mit Sicherheit überjehen laffen, ob der Inhalt 
der auf Eid geftellten Gegenbeweisartitel fich für 
den Eidesantrag durchaus eigne und ob die Anord— 
nung einer Gidesleiftung nöthig fein werde. Diefer 
zeither vom Oberappellationsgericht ſtets befolgten 
Anficht gemäß mußte daher die diesfallfige Entſchei— 
bung dem fünftigen Definitiverfenntniffe mit vor— 
behalten werden.” 


85. 
Grundjäge über Freifprehung von der Inſtanz. 


Mitgetbeilt von 
Herrn Adv. 9. in M. 


Hierüber fprach fih das Königl. Oberappel— 
lationdgericht in einem in Unterfuchungsfachen 
gegen Kreil zu 8. am 24. April 1854 gefprochenen 
Erfenntniffe folgender Maaßen aus: 

„Soll, wenn in einer Unterfuhung ber eigents 
lihe Hergang der Sache nicht hat aufgellärt werden 
fönnen, feine völlige, fondern nur eine vorläufige 
Freiſprechung Platz greifen, fo müflen Verdachts— 
gründe vorhanden fein, welche die Annahme, daß 
ber Angeflagte des ihm Beigemeſſenen ſich ſchuldig 
gemacht habe, ungeachtet deſſen, daß dafür fein 
techtlicher Beweis zu erlangen geweſen ift, doch 
wenigſtens bergeftalt wahrſcheinlich machen, daß 
man eher ihr, als der Annahme des Gegentheils 
den Vorzug einzuräumen ſich beſtimmt fühlen würde, 
wenn man auf ein bloßes Glauben und Dafürhalten 
bin diefe Frage ensicheiben wollte. Wo dagegen 
das durch die Unterfuchung gewonnene Refultat dem 
erfennenden Richter nicht einmal für eine foldhe 
Wahrfcheinlichkeit ein ausreichende Anhalten ge- 
währt, da fann der Umftand allein, daß der Ange 
ſchuldigte nicht jeden entfernt gegen ihn zeugenden 
Verdacht gänzlich befeitigt hat, feine Unfchuld alfo 


nicht Har am Tage liegt, noch keineswegs aus— 
reichend zur Faͤllung eined auf bloße Freifprehung 
von ber Inftanz gerichteten Erfenntniffes angefeben 
werben, fondern es iſt ein folcher Angejchuldigter, 
zumal wenn er bid dahin unbejcholten geblieben ift 
und ihm jchon feiner Perfönlichfeit nach ein Ber- 
brechen, wie ihm beigemeflen wird, füglich nicht zu— 
getraut werben fann, eben jo wie der, welcher jeben 
gegen ihn vorgebrachten Verdachtsgrund zu bejeiti: 
gen und feine Echuldlofigfeit auf das Evidentefte 
nachzuweiſen vermocht hat, völlig freizufprechen. 
Denn da ohnehin die absolutio ab instantia mehr 
eine auf Erzielung politifcher Zwede gerichtete, als 
dem Bebürfnifje der Griminalrechtäpflege angepaßıe 
Maafregel ift, fo wird ed um fo nöthiger, dieſelbe 
in praxi fo viel ald möglich mit dem Grundfage, 
welchen das Griminalrecht anzuerkennen bat: näm: 
lich, dab im Staate jeder als juriftifch ſchuldloe 
anzujehen ift, dem ein Verbrechen oder eine mit 
Strafe bedachte Bahrläffigfeit nicht nachgewieſen 
werden fann, in Einklang zu bringen. Sobalt 
baber, den vorhandenen Verdachtsgründen nach, in 
dergleichen Fällen nicht einmal zu der moralifchen 
Ueberzeugung von ber Schuld des Angellagten zu 
gelangen ift, fo wird derjenige, welcher bei geringer 
Wahrfcheinlichkeit für feine Schuld, jchon feiner Per: 
fönlichkeit nach, nur einen, möglicherweife blos in 
zufälligen Umftänden liegenden, entfernten, widrigen 
Anfchein gegen fih hat, ſtets völlig freigeiprochen 
werden müfjen.” ac. 


Miscellen, 


Drden. Ge. Königl. Majeftät haben zu geneb— 
migen gerubt, daß der Zollvereind« Bevollmädhtigte in 
Magdeburg, Zol- und Steuerdirertor Albert von Zahn, 
den von ded Königs von Preußen Majeflät ibm ver: 
liehenen rothen Adler⸗Orden zweiter Glaffe annehm 
und trage. 

Se. Majeftät ver König haben allergnäpdigft geneh- 
migt, daß der Geheime Hofratb Dr. Heinrich Wilhelm 
Schulz das von Er. K. R. Hoheit dem Großherzog 
von Todfana ihm verliehene Ritterkreuz des St. Iofert- 
Ordens annehne und trage. 





Zodesfälle. Geftorben: am 12. Juni 1854 ver 
Advocat Friedrich Wilhelm Hertel in. Marienberg: 
am 22. Juni 1854 ber VBürgermeifter und Advocat 
Johann Friedrich Wilhelm Hartmann in Thum; am 
14. Juli 1854 der Advocat Adolph Eduard Gerbant 
zu Leipzig. 
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86. 


Inwieweit muß der Inhaber eines herbergs— 
pflichtigen Grundſtücks dem Herbergäberechtigten 
die Anſchaffung und den Gebrauch eines eignen 
Hausſchlüſſels geftatten? Iſt er gehalten, dem 
Herbergsberechtigten zu jeder dem Letztern belie: 
bigen Zeit den Eingang in bad herbergäpflichtige 
Grundſtück zu gewähren? 


Mitgetheilt von, -. 
Heren Actuar W. in 2. 


Dei dem Patrimonialgericht zu G. überreichte 
Magdalene S. im November 1852 eine wider Jos 
hann ©. gerichtete Klage folgenden Inhalte: 

Laut des zwifchen George ©., als Verkäuferm, 
und dem Bellagten Johann ©., ald Käufern, 
über die sub Cat. No. 15. zu G. gelegene Halb» 
gartennahrung abgeſchloſſenen Kaufcontracts habe 
Beklagter feiner Schwefter Magdalene ©., der 
Klägerin, wenn fie nicht heirathe, in dem nur« 

. erwähnten Orundftüde die freie Herberge ein- 
geräumt, 

In Folge dieſes Herbergsbefugnifies ftehe der 
Klägerin dad Recht zu, zu jeder Zeit Eintritt 
in die Auszugswohnung zu finden, und es fei 
deshalb der Beklagte ald Auszugsverpflichteter 
verbunden, ber Klägerin bie zur Auszugswoh— 
nung führende Hausthüre, wenn diefelbe vers 
ichloffen worben, entweder zu jeder Zeit zu öffnen 
oder ihr zu verftatten, fich auf eigne Koften einen 
Schlüffel zu jener Hausihüre anfertigen zu lafien. 

Die Klägerin ſei genöthigt, ſich ihren Lebens 
unterhalt durch Tagearbeit zu erwerben unb 


habe deshalb zuweilen erft in den jpätern Abend» 
ftunden in ihre Auszugswohnung zurüdfehren 
fönnen, dann aber in der Regel die nad; felbiger 
führende Hausthüre verichloffen gefunden und 
fih genöthigt gefehen, durch heftiges Pochen 
Einlaß zu ihrer Wohnung zu begehren. Im die— 
fen Fällen habe ſich jedoch Beklagter wiederholt 
geweigert, ber Klägerin die Hausthüre in dem 
fpäten Abendſtunden zu öffnen, wielmehr von ihr 
verlangt, daß fie vor Eintritt der Nachtzeit in 
ihre Auszugswohnung zurüdfehre. Diefem Be— 
gehren zu entiprechen; jei jedoch der Klägerin 
wegen ihrer auswärtigen Beſchaͤftigungen nicht 
immer möglich, und beshalb habe fie fich im 
Monat September 1852 veranlaft gefunden, 
einen Schloffer zu beauftragen, ihr auf ihre 
eignen Koften einen Schlüffel zu ber nach ihrer 
Auszugswohnung führenden Hausthüre anzu— 
fetigen. Beflagter habe jedoch diefem die zum 
Zwede ber Anfertigung bes beftellten Echlüfjels 
beabfichtigte Abnahme des Hausthürfchloffes ver⸗ 
boten und gleichzeitig erklärt, daß die Klägerin 
fein Recht habe, einen eignen Hausichlüffel zu 
ihrer Auszugswohnung zu führen. Diejes Recht 
ftehe ihr aber zu und fehe fe fich zu deſſen Ber- 
folgung genöthigt, Klage zu erheben. 

Das Petitum der Legtern war darauf gerichtet, 
baß Beklagter verbunden ſei, der Klägerin bie 
Anfchaffung eines Hausfchlüffeld zu der nad ihrer 
Auszugswohnung führenden Hausthüre auf ihre 
eignen Koften zu geftatten und ihr die verurfachten 
Proceßloſten zu reftituiren. 

Der Beklagte räumte ein, daß die Klägerin an 
fich zufolge bed angezogenen Kaufs das Herbergds- 
recht in dem von ihm erfauften Grunbdftüde erworben 
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babe, verneinte aber, gehalten zu fein, deshalb ber 
Klägerin zu jeber Zeit Eintritt in ihre Auszugs— 
wohnung geftatten ober ſich gefallen laffen zu müflen, 
daß Klägerin fi auf eigne Koften einen Schlüffel 
zu der nach ihrer Auszugswohnung führenden Thüre 


anſchaffe, und hob hierbei hervor, daß, wenn dem 


Herbergsberechtigten bie Befugniß zu Führung eines 
eignen Hausfchlüffels beigelegt, dadurch dem Aus- 
zugöträger die Beaufſichtigung und Ueberwachung 
bes auszugsbelafteten Grundftüds außergewöhnlich 
erſchwert werde, daß auch die Klägerin feine folche 
Perſon fei, zu ber man fich großer Orbnung verfehen 
fönne. 

Zugleich erbot ſich Bellagter, der Klägerin zu 
jeder ordnungsmäßigen Zeit, nämlich im Sommer, 
oder von Walpurgis bis Michaelis, von früh 4 Uhr 
bis Abends 9% Uhr, und im Winter, ober von 
Michaelis bis Walpurgis, von früh 5 oder 46 Uhr 
bis Abends 9 Uhr, auch auf Anverlangen in allen 
befondern Fällen, 3. B. wenn fie wegen etwaiger 
wirklicher Verrichtungen, oder weil fie zu Feftlich- 
feiten ausgebeten worden, oder weil fie an ben 
hohen Feften zu Tanze gegangen, zu andern, als 
den angegebenen Stunden unweigerlich zu öffnen, 
bafern ihr überhaupt noch das Recht auf Herberge 
in feinem, des Beklagten, Wohnhaufe zuftehe. 

Es ercipirte nämlich Beflagter, daß die Klägerin 
bes ihr zuftändig gewejenen Herbergsrechts wieder 
verlufiig gegangen fei, und bezog fich deshalb auf 
ben von ber Klägerin für fich angezogenen Kauf- 
eontract, von welchem er beglaubigten Ertract zu 
ben Acten übergab. Im biefem heißt es an ber be- 
treffenden Stelle, wie folgt: 

„Zum Audgedinge refervirt ſich Verkäufer für 

fi) und feine Ehefrau zeitlebens freie Herberge 

in Käufers Wohnung und zu feiner Bequem- 
lichkeit eine freie Bank darin. Auch veßpricht 

Käufer, feinen Gefchwiftern Michael S. und 

Magdalenen ©. (der Klägerin) zeitlebens freie 

Herberge, wenn fie nicht heitathen, ingleichen 

feiner Schwefter Magdalene (ber Klägerin) nad) 

Berfäufers Tode eine Kammer über dem Kuh— 

ftalle der verkauften Nahrung. Sollte es Ver— 

fäuferm in Käufers Wohnftube nicht gefallen, 
fo muß ihm legterer auf eigne Koften eine wohn 
bare Stube nebft Kammer bauen. Nach Berfäus 
ſers Tode behalten Käufers Gefchwifter, Michael 
und Magdalene (die Klägerin), ihre Herberge 
darin, bis fie ſich verheirathen.‘ 
Bellagter behauptete nun, der Verkäufer habe von 
zulegterwähnter Berechtigung Gebraud gemacht und 
er, ber Beklagte, ihm ein befonderes Auszugshaus 
auf dem zu ber verfauften Nahrung gehörigen Gar⸗ 





ten erbaut, beshalb aber die Klägerin in dieſem 
Auszugshaufe, nicht aber mehr in feinem, bed Be- 
Hagten, Wohnhaufe und in befien Wohnftube bie 
freie Herberge zu beanfpruchen. 

Die Klägerin widerfprach dem allenthalben, und 
ed ertheilte, nach gefchloffenem Verfahren, das 
Königlihe Geriht zu B., an meldes Die 
Sache in Folge Jurisdictionswechfeld übergegangen 
war, folgenden am 5. September 1853 eröffneten 
Beſcheid: 

„Würde Klägerin annoch den Armeneid leiſten, 
ſo iſt ihr das Bl. — von ihr erbetene Armenrecht 
billig mitzutheilen. 

Und weil, was die Hauptſache betrifft, bemjeni- 
gen, welcher das Recht ber freien Herberge in einem 
Grundftüde hat, auch dad Befugniß zur Führung 
eines eignen Hausfhlüffeld zur Herbergswohnung, 
ald bes Mittels zur beliebigen Ausübung dieſes 
Rechts, beigelegt werden muß, eine Beſchränkung 
dieſes Befugniffes aber dadurch allein, daß Nach— 
läffigfeit bei defien Ausübung zu Unzuträglichfeiten 
führen fann, nicht begründet werden mag, nun aber 
fowohl aus dem vom Beklagten felbft zu den Acten 
gegebenen und beshalb auch unbedingt wider ihn 
geltenden, gerichtlich beglaubigten Ertracte der von 
der Klägerin im Libell angezogenen Kaufsurfunde 
Bl. —, als auch aus den beziehentlich Zugeftänd- 
niffen und Berneinungen im Iften, Sten, Tten, Ziften, 
2öften und 26iten Einlaffungsabfchnitte hervorgeht, 
fowohl, daß Klägerin das freie Herbergsreht in 
Beklagtens Wohnhaufe hat, ald auch, daß Bellagter 
ihre das Recht abfpricht, zum Zwede ber beliebigen 
Ausübung dieſes Herbergsbefugniffes ſich auf ibre 
eignen Koften einen Hausfchlüffel fertigen zu lafien 
und bdenjelben führen zu dürfen; fo ift Beklagter ber 
erhobenen Klage für geftändig zu achten, deswegen 
aber, und weil bie von ihm Bl. — vorgeichügte 
Ausflucht, als durch Anführen tharfächlicher Momente 
nidht begründet, feine Beachtung verdient, ber Kli- 
gerin bie Anfchaffung eines Hausichlüffeld zu der 
Thüre, welche nach der Wohnung, in der fre nad 
Obigem ihre Herberge zu nehmen berechtigt ift, führt, 
auf ihre Koften zu geftatten, derfelben auch die Koften 
bes Proceſſes wieder zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf Appellation Beklagtens beftätigte das 
Königliche Appellationsdgericht zu DB. dieſen 
Beicheid in folgendem, am 5. December 1853 publi⸗ 
cirten Erkenntniſſe: 

„Daß nurgedachter Beicheid aus den demfelben 
einverleibten Gründen, und, foviel insbefondere das 
von dem Beklagten angefochtene allgemeine Befugnis 
bes Auszugsberechtigten zur Führung eines eigenen 
Hausichlüffels zu der Herbergewohnung anlangt, 
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in Erwägung, daß ein ſolches auch infofern nicht 
füglich beftritten werben mag, als ed dem Abmiether 
feinem Bermiether gegenüber zufteht, der Herberge» 
berechtigte aber im entgegengefegten Falle fchlechter 
geftellt als der Erſtere erfcheinen würde, wie hiermit 
geichieht, zu beftätigen, Beklagter auch. die durch 
das eingewendete Rechtsmittel erwachfenen Koften 
der Klägerin zu erftatten verbunden.‘ 

Auch gegen dieſes Erfenninig wandte Beflagter 
Appellation ein, und das Königliche Oberappel— 
lationsgericht erfannte darauf in folgendem, am 
3. Juli 1854 publicirten Urthel reformatorifch: 

„Daß e8 bei nurgedachtem Urthel (des Königl. 
Appellationdgerichtd zu B.) und dem dadurch be— 
ftätigten Beſcheide BI. — nicht zu lafien, vielmehr 
folgendermaaßen zu erkennen: 

daß Bellagter ber Klägerin ben freien und uns 

gehinderten Zugang zu feinem Wohnhaufe zu 

jeder beliebigen Tages- und Nachtzeit einzuräus 
men und zu biefem Behufe berfelben entweder 
die Anfchaffung eines Schlüffeld zu der Eingangs: 
thüre dieſes Haufes auf ihre Koften zu verftatten, 
oder derjelben auf jedesmaliges Verlangen fos 
thane Eingangsthüre unweigerlich zu öffnen, nicht 
minder die Koften bed Procefied, foweit felbige 
in erfter Inftanz erwachfen, zu erftatten fchuldig; 
er fönnte und würde denn bie Bl. — vorgefchügte 
Ausflucht: 

daß Klägerin in Folge bes von ihm mit feinem 

Verkäufer, George S., beim Kaufsabjchluffe ges 

teoffenen befonderen Webereinfommend, nachdem 

er, Beflagter, auf Verlangen feines Verkäufers 

für Diejfen ein befondered Auszugshaus erbaut 

und Segterer darin feine Wohnung genommen 

gehabt, nicht mehr in feinem, Beklagtens, Wohn 

hauſe, fondern nur in gedachtem Auszugshaufe 

das freie Herbergärecht zu beanfpruchen habe, 
binnen fächfifcher Frift, Klägerin der Gegenbeweis, 
beiben Theilen die Gewiſſensrührung und andere 
Rechts zuſtaͤndigkeiten vorbehältlich, wie Recht erwei⸗ 
fen, jo ergehet in ber Sache allenthalben ferner, was 
Recht ift. 

Die Koften voriger ſowohl als jehiger Inftanz 
werden gegenjeitig unter den Parteien aufgehoben.’ 

Die hierfür gegebenen Entſcheidungsgründe 
waren nachftehende: 

„Daß jus habitandi oder cohabitandi bringt es 
unbeftritten mit fich, daß dem Berechtigten zu bem 
ihm zur Wohnung angewiefenen Haufe jederzeit der 
freie und unbehinderte Zutritt geftattet fein muß. 
Inzwiſchen folgt hieraus noch nicht fo unbedingt 
das Befugniß des Herbergsberedhtigten, einen eignen 
Hausſchlüſſel zu führen, felbft wenn er fich biefen 


auf feine Koften verfchaffen will, ba ber Verpflichtete 
triftige Grünbe haben fann, eine Gefährdung ber 
Sicherheit feiner Perfon oder feines Eigenthums zu 
beforgen, wenn außer ihm felbft noch eine andere 
Perſon im Befige eines Hausfchlüffels ſich befindet, 
fondern nur foviel, daß der Verpflichtete dem Her- 
bergöberechtigten, bafern biefer zu folchen Zeiten 
Eins oder Ausgang verlangt, wo bas Haus ver- 
ſchloſſen ift, unweigerlich die Zugangsthüre öffnen 
oder öffnen laffen muß. Auf diefe Weife läßt fi 
das Recht des Letztern auf unbehinderten Ein- und 
Ausgang mit dem Intereffe des BVerpflichteten, feine 
Behaufung in feiner eignen ausfchließlichen Obhut 
zu haben, vereinigen, und wenn berfelbe der ihm 
etwa aus dem häufigen Deffnen bed Haufes ent- 
ftehenden Unbequemlichfeit und Störung ſich unter- 
werfen will, fo fehlt es für den Herbergäberechtigten 
an einem Grunde, auf der Führung eines eignen 
Hausjchlüffels zu beftehen. Im diefem Sinne ift 
namentlich auch die von der Klägerin berufene Ent- 
fheidung des Dberappellationsgerichts, welche im 
Wochenblatte für merkwuͤrdige Rechtöfälle, Jahrgang 
1849. Seite 328. mitgetheilt worden, aufzufaflen. 
Inſofern nun im vorliegenden Falle Beflagter BI. — 
allerdings auf mancherlei Nachtheile hingewiefen hat, 
welche für ihn baraus, wenn Klägerin einen eignen 
Hausſchluͤſſel führte, entftehen könnten, hat man fich 
veranlaßt gefunden, die in den vorigen Inſtanzen 
ausgefprochene unbedingte Berurtheilung befelben, 
ſowie geichehen, zu mobiftciten, wobei nur noch zu 
bemerken, daß Bellagtens Erbieten Bl. —, als ein 
zu befchränftes, jedenfalls nicht für geeignet anges 
fehen werben konnte, die Klägerin klaglos zu ftellen, 
ihm auch, da er ber Klägerin überhaupt das Recht 
fireitig gemacht hat, zu jeder Zeit Einlaf zu ver- 
langen (vergl. pet. lit. cont. 8.), gegen feine Ber- 
urtheilung in die Koften der erften Inftanz an ſich 
nichts zu Statten fommen würbe, 

Indeß ift die vorige Enticheidung auch noch in= 
foweit abzuändern gewefen, als barin auf Bellag- 
tend Befchwerde Bl. — wegen Nichtbeachtung ber 
Bl. — vorgeſchützten Ausflucht feine Nüdficht ger 
nommen worden. Nach Maafigabe des von Bellag- 
tem Bl. — in Abfchrift beigebrachten, zwiſchen ihm 
und feinem Vater abgefchloffenen Kaufs, auf welchem 
bad Herbergsrecht der Klägerin beruht, hat ber 
Verkäufer für den Fall, daß es ihm in Käufers 
MWohnftube nicht gefallen follte, das Recht gehabt, 
zu verlangen, baß Bellagter ihm eine befonbere, in 
Stube und Kammer beftehende Auszugswohnung 
erbaue, und in diefer haben ſolchenfalls auch Klaͤ⸗ 
gerin und deren Bruder die Herberge bis zur Ver 
heirathung behalten follen. Wäre es nun begründet, 
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was Beklagter BI. — angeführt, da fein Verkäufer 
von biefer Berechtigung Gebraud gemacht und er 
demfelben ein befonderes Auszugshaus in ber bes 
dungenen Maafe erbaut habe, fo würde allerdings 
Klägerin nicht in Beklagtens Wohnhaufe, jondern 
in dem bemerften, für ihren Vater bergerichteten 
Auszugshaufe das Herbergsreht zu beanfpruchen 
haben, wodurch die vorliegende Differenz, in welcher 
es fi nur von dem freien Ein» und Ausgange in 
Bellagtend Wohnhaus und den Mitteln, dieſen 
der Klägerin zu fihern, handelt, fofort erledigt 
wäre. 

Nun hat zwar Klägerin Bl. — dem Anführen 
Bellagtens mit der Bemerkung widerſprochen, daß 
fegterer erit 8 Jahre nach des Verkäufers Tode ein 
Auszugshaus erbaut habe, und in dieſem Falle 
würbe allerdings die obenerwähnte Beftimmung des 
Kaufes, wodurch das Herbergsrecht der Klägerin 
und ihres Bruders in dem Wohnhaufe Beflagtens 
aufgehoben und auf das Auszugsbaus befchränft 
werden fonnte, gar nicht eingetreten fein, allein 
Bellagter hat an dieſer Replik nichts zugeftan« 
den, vielmehr Bl. — berfelben ausbrüdlich wider— 
ſprochen. 

Es hat daher allerdings dem Beklagten der 
Beweis des mehrbemerkten exceptiviſchen Vorbrin— 
gens, deſſen Einfluß auf die Sache nicht zu ver— 
kennen iſt, nicht abgeſchnitten werden mögen, wobei 
jedoch, wie ſchon angebeutet, alles darauf ankommen 
wird, ob das beſondere Auszugshaus bereits zu 
Lebzeiten des Verkaͤufers auf deſſen Verlangen ge— 
baut und letzterem darin ſeine Wohnung mit ſeinem 
Einverſtaͤndniſſe angewieſen worden iſt, weil nad 
der Beſtimmung des Kaufes blos in dieſem Falle 
Klaͤgerin und ihr Bruder mit ihrem Wohnungsrechte 
in das Auszugshaus gewieſen werden konnten. 

Was wegen der Koſten voriger und jetziger 
Appellation erkannt worden, bedarf nach Lage der 
Sache feiner ausführlichen Rechtfertigung.‘ 


81. 

Actio de pauperie. — Haftung der Dienft: 
herrſchaft aus unerlaubten Handlungen des 
Gejindes, 

Mitgetbeilt von 
Herrn Actuar W. in E. 

Unterm 21. April 1853 klagte bei dem Königl. 
Landgericht zu Eh. Earl N. in P. wider 5. zu Eh. 
wegen einer Forderung von 70 Thlen. — —⸗ und 
führte in der Klage Folgendes an: 


„Am 26. Bebruar 1853 ſchickte Kläger jein 
Geichirr, beftehend aus einem mit zwei Pferden, 
einem Fuchs und einem Braunen, befpannten Wagen, 
von P. aus nach dem beim Dorfe 2. gelegenen Holze, 
um aus demfelben zwei Fuder Brennholz zu holen. 

Auf der Höhe der von PB. nah A. und 2. füh— 
renden Ehauffee bei dem daſelbſt gelegenen Ehaufiee- 
hauſe und unweit des Gafthofes zum Zeifignefte 
begegneten dem Geſchirre des Klägers zwei Pferde 
ded Beklagten. Dieſe Pferde, beide von Fuchsfarbe, 
waren gejattelt und wurden vom Kutſcher des Be: 
Hagten, Namens M., lang am Zügel geführt, io 
daß der Kutſcher um bie Zügellänge vor den von 
ihm geführten Pferden des Bellagten herging. 

Beim Begegnen wich nun zwar Klägers Knecht 
vorfhriftsmäßig aus, allein zu gleicher Zeit ſchlug 
das eine der Pferde Bellagtend nah dem einen 
Pferde des Klägers aus und traf dafielbe, einen 
Brandfuchs, Stute, 9 Jahr alt und 114 Viertel 
body, mit dem mit einem gefchärften Eifen befchla- 
genen Hufe an den vorderen rechten Schenkel, und 
zwar auf deſſen innere Seite, ungefähr 3 Zoll über 
dem Sniegelente. 

Diefer Schlag brachte dem bezeichneten Pferde 
bes Klägers inhaltd des beigefügten thierärztlichen 
Zeugniffed unter A. nicht nur an dem vorderen 
rechten Schenfel, und zwar auf deffen innerer Seite 
und ungefähr drei Zoll über dem Kniegelente, eine 
1 Zoll lange Hautwunde bei, fondern hatte dem 
mehrerwähnten Pferde Klägers auch an eben Diefer 
nurangegebenen Stelle bes vorderen rechten Schenkls 
ben Fußknochen zerfplittert, bergeftalt, daß es nicht 
nur nicht von der Gtelle gebradyt werden Fonnte, 
fondern an Ort und Stelle getödtet werden mußte. 

Das geſchlagene und in defien Folge getödtet: 
Pferd Klägers hatte zur Zeit der Verlegung minde 
ftend einen Werth von Siebenzig Thalern — —.. 

Nah dem gemeinen Sachſenrechte — Landrecht, 
Bud 1. Art. 40. — 

(Haubolbd, fächf. Privatrecht. $. 304.) 

wie nad den im römischen Nechte über die actio de 
pauperie geltenden Grunbfägen ift der Eigenthümer 
eines Pferdes ben durch baffelbe angerichteten Scha— 
den zu erfegen verbunden, wenn er nicht fogleic 
nad erhaltener Wifienfchaft von dem Vorfalle das 
Thier von ſich entfernt und dadurch den Befchädigeen 
in den Stand fept, fih an das derelinguirte Thier 
zu halten, 

Beflagter, weldyer vom Kläger unmittelbar nad 
dem vorgetragenen Ereigniſſe davon in Kenntnis 
gelegt wurde, hat fich weder durch noxae datio von 
jeiner Verpflichtung zum Grfage des dem Kläger 
verurſachten Schadens befreit, noch ift er in Guͤte 
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zu bewegen, bemfelben ſothanen Schaden zu er— 
ftatten. 

Es erreicht aber dieſer Schaden bie baare 
Summe von 

Siebenzig Thalern — —⸗ 
ald den Werth des verlegten und in Folge biefer 
Verlegung fofort an Ort und Etelle getödteten 
Thieres.‘ 

Unter theilweifem Eidesantrag über die Klage, 
jowie unter eventueller Erbietung zum Wuͤrderungs⸗— 
eide bezüglich des Werthes bes getödteten Pferdes, 
forderte Kläger von Bellagtem Einlaffung und Ant- 
wort auf die Klage und deren Beifuge A., und 
petitte: 

„daß Bellagter dem Kläger ben Werth bed 
getödteten und in der Klage näher befchriebenen 
Pferdes mit Siebenzig Thalern — —s zu 
erftatten und diejelben fammt Zinfen bes Vers 
zugs von Zeit erhobener Klage an zu bezah- 
len, ibm auch die Proceßfoften zu erftatten 
schuldig. 

Nach abgefegtem rechtlichen Verfahren, in welchem 
Beflagter den Klaggrund leugnete und verfchiedene 
Ausftellungen bezüglich der Rechtsbeftändigfeit und 
Schlüffigfeit der Klage vorbrachte, publicirte das 
Königl. Landgericht zu Eh. unterm 5. October 
1853 einen Beicheid, welcher Klägern angebrach— 
ter Maaßen (cum expensis) und zwar aus folgen- 
den Gründen abwies: 

„Kläger bat bei Anftellung feiner Klage nicht 
nur auf das römifche Recht Bezug genommen, fons 
bern auch die neueren gejeglichen Beftimmungen für 
fich geltend zu machen gefucht und namentlich Bl. — 
bemerft, daß nad) den im römifchen Rechte über bie 
actio de pauperie geltenden Orundfägen ber Eigen» 
thümer eines Pferdes ben durch daffelbe angeftifteten 
Schaden zu erjegen verbunden fei, wenn er nicht 
fofort nach erhaltener Wiſſenſchaft von dem Vorfalle 
das Thier von fi) entferne und dadurch den Beichä- 
Digten in ben Stand ſetze, ſich an das derelinquirte 
Thier zu halten. Diefer Anſicht ift jedoch in folcher 
Allgemeinheit nicht beizutreten gewefen; denn fchon 
Das römische Recht hat bei der Beftimmung des 
Umfanges, in welchem die actio de pauperie an» 
wendbar fein fol, den Grundfag ausgefprochen, daß, 
mo bei einem Echaden, welchen ein Thier angerichtet, 
bie Schuld eines Menſchen außer dem Eigenthümer 
concurrire, nicht die actio de pauperie gegen ben 
Eigenthümer des Thieres, fondern nur eine auf bie 
Schuld eines Menſchen gegründete Schädenflage 
gegen benfelben angeftellt werben fönne. 

el. 1.1. 88. 4—6. D. si quadrupes pauperiem 

fecit. 


Macht nun zwar das ſächſiſche Recht im 40ſten 
Artikel des 2ten Buchs des Sachſenſpiegels den 
Eigenthümer des Thieres regelmäßig für den Schas 
den verantwortlih, während das römifche Necht 
binfichtlich gahmer Thiere einem für den Eigenthümer 
milderen Grundjage folgt, indem es für Die von 
ihnen geftifteten Schäden zunächft Diejenigen Per— 
fonen haften läßt, durch deren Schuld die legteren 
beigefügt wurben, fei diefe nun ber Eigenthümer oder 
ein Dritter, und für einen folchen Fall dem Be- 
hädigten Die aquilifche Klage verleiht, fo bejtimmt 
doch das angezogene ſächſiſche Landrecht, Artikel AO. 
Bud) 2. ferner, daß, wenn ein Thier Schaden an- 
richte, während es ſich unter der Aufficht Des Knechts 
oder ©efindes des Gigenthümers (binnen feines 
Knechts oder feines Geſindes Hude) befinde, nicht 
ber legtere, fondern Jener, in defien Obhut dafjelbe 
geftanden, für den Schaden verantwortlich fein foll. 

Eine allgemeine Verbindlichkeit der Dienftherr- 
haft, allen und jeden durch bas Gefinde und beffen 
unerlaubte Handlungen oder Verſchuldung dritten 
Berfonen zugefügten Schaden zu vertreten, ift nach 
ben in Sachſen geltenden Rechten nidyt begründet, 
es tritt vielmehr eine folche Verpflihtung der Herr- 
ſchaft, außer dem Falle eines ausbrüdlich oder ftill- 
ihweigend ertheilten Auftrages zu ber fraglichen 
Handlung des Dienftboten, in der Regel nur bann 
ein, wenn ber Herrfchaft felbft auf irgend eine Weife, 
fei ed auch nur durch Unterlaffung ber nöthigen 
Sorgfalt bei Auswahl ihrer Diener, ober gebüh- 
render Aufficht über Diefelben, eine Schuld beizu- 


meffen ift. 
Leyser, med. ad Pand., Tom. I. spec. 47. Tom. I}, 
spec. 113. 


‚Hommel, Rhaps., Tom. V. obs. 633. 

Glüd, Erläuterung der Pand., Th. 10. ©. 418. 

Eurtius, Handbuh des in Sachſen geltenden 
Eivilrechts, Th. A. 8.1523.b. ed. 2. ©, 234. 

MWendet man dieſe Rechtöprincipien auf den vors 
liegenden Fall an, fo gelangt man nothwendig zu 
dem Refultate, daß Die erhobene Klage gegen ben 
Beklagten nicht ftatchaft fei, weil aus Klägers eiges 
nem Vorbringen hervorgeht, daß die Pferde des 
Beklagten unter ber Obhut feines Kutfchers fich be— 
funden. 

In diefer Beziehung wird von Alägerm Bl. — 
felbft bemerkt, daß der Kutjcher des DBellagten bie 
Pferde lang am Zügel geführt habe, fo daß ber 
Kutſcher um die Zügellänge vor den von ihm ge: 
führten Pferden bes Beklagten hergegangen jei. 

Aus diefer Darftellung ift aber fo viel jedenfalls 
mit Sicherheit zu entnehmen, daß der Kutfcher bes 
Beklagten die Aufſicht über die ihm anvertrauten 





Pferde gänzlich vernachläffigt und jede Sorgfalt zu 
Abwendung möglicher Nachtheile bei Seite gefest, 


mithin eine culpa auf fich geladen hat, für welche 


nur er, nicht aber fein Dienftherr verantwortlich 
gemacht werben fann. 

War daher ſchon aus diefem Grunde die Klage 
zurücdzuweifen, fo würben die Acten bafür auch noch 
andere Gründe an die Hand geben. 

1 


Aus dem ihierärztlihen Zeugnig BL — geht 
mit ber erforderlichen Beftimmtheit nicht hervor, daß 
das verlegte Thier bes Klägers unter allen Umftän- 
ben hätte getöbtet werben müflen, im Gegentheil ift 
darin ausgeſprochen, baß eine Eur möglich ift. Iſt 
nun zwar angeführt worden, daß bie diesfallfigen 
Koften gewöhnlich den Werth bed verlegten Thieres 
überfteigen, fo vermißt man doch die Behauptung, 
daß dies auch im vorliegenden Fall hätte vorfommen 
müflen, und unter biefen Umftänden erjcheint bie 
Tödtung ald nicht ausreichend gerechtfertigt und bie 
Vertretung des Schadens jedenfalld in Zweifel ge— 
ftellt, da bie Zuftimmung bes Beflagten zur foforti- 
gen Tödtung nicht eingeholt worden ifl. Die Ent- 
fchliefung darüber, ob eine Eur zu verfuchen fei, 
hätte demjenigen, welcher ben Schaden tragen fol, 
überlafjen werben müffen. 

2 


Gewinnt ed aber auch ben Anfchein, als ob ber 
Kutfcher des Klägers nicht von Verſchuldung frei zu 
fprechen fei. Obfchon Kläger in feiner Klage Bl. — 
angeführt bat, daß fein Kutfcher beim Begegnen 
vorfchriftsmäßig ausgewichen, fo ift bied doch nicht 
glaubhaft, da duch das thierärztliche Zeugniß nach⸗ 
gewiefen wird, baß bie Verlegung an dem vor— 
deren rechten Schenkel auf der innern Seite 
ungefähr brei Zoll über dem Kniegelenfe 
vorgefunden worden. 

Diefe Erfcheinung ift nur dann denkbar, wenn 
ber Kutſcher des Klägers, anftatt rechts, nach ber 
linfen Seite ausgewichen ift. 

Run ift aber in 

$. 21. des Straßenbaumandats vom 28. April 
1781. 
$. 34. bes neuen Strafgeſetzes vom 4. April 
1838. 
beftimmt angeordnet, baß nur zur rechten Seite aus- 
gewichen werben fol, und wenn ber Kuticher des 
Klägers vorfhriftsmäßig ausgewichen wäre, jo 
fonnte die Verlegung nicht an dem vorderen rechten 
Schenkel auf ber inneren Seite erfolgen. Es fann 
aber feinem erheblichen Zweifel unterliegen, baf 
ſolchenfalls ein Schäbenanfpruch nicht ftatthaft fein 
würde. 
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Endlich 
3. 
würden fich auch Zweifel über die Statthaftigfeit 
bes Eidesantrages anregen laffen, deren weiterer 
Begründung es bier nicht bedarf. 

Was den Koftenpunft anlangt, jo bedarf biefer 
feiner befonderen Rechtfertigung.‘ 

Auf hiergegen eingewenbete Remebur Klägers 
erfannte das Königl. Appellationdgericht zu 
Zwickau mittelft eines am 30. Mai 1854 public: 
ten Erfenntniffes lediglich confirmatorifch, jedoch 
compensatis expensis der Appellationsinftan;. 

Gründe der zweiten Initanz. 

„Wenn man auch annehmen will, daß die umte: 
1. und 2. Bl. — geäußerten Bedenken dem au 
Schabenvergütung gerichteten Suchen des Kläges 
nicht geradehin entgegenfteben, fo ift doch die erhe- 
bene Klage aus folgenden Gründen für unfchlüftg 
und unftatthaft zu achten: 

In der Regel ift der Gigenthümer eined Thieret 
ben Schaden, welchen daſſelbe angeftiftet hat, zu 
erjegen nicht verbunden, und eine Ausnahme bier- 
von tritt nur dann ein, wenn ber Gigenthümer bat 
Thier, nachdem er von dem angeftifteten Schade. 
Kenntniß befommen, bei fih behalten hat, oder ibm 
doch eine ſolche Schuld zur Laft fällt, bie ihm zur 
Schabenentgeltung verpflichtet. 

Sowohl in der einen wie in der anderen Beyie- 
hung fehlt e8 jedoch der Klage an der erforderlichen 
tharfächlihen Begründung. Diefelbe ift nämlih 
blos darauf geftügt, daß Bellagter Eigenthümer dei 
Pferdes fei, welches dem Kläger den Schaden wr- 
urfacht habe, und wenn fchon in ihr nebenbei Bl.— 
gefagt wird, daß Bellagter unmittelbar nach den 
Ereignifje davon in Kenntniß gefeßt worden, jo it 
doch dabei nicht angeführt, daß Bellagter, bevor x 
in rechtlichen Anfpruch genommen worden, von ber 
Vorhandenfein bed Schadens Kenntnif erhalten un! 
doch gleichwohl das Pferd von fih nicht entiemt, 
fondern auch zur Zeit der Klagerhebung noch in ſei— 
nem Befig gehabt habe. 

Dieſes Anführen war nothwendig, weil, mi: 
bereitd gedacht, der Eigenihümer eines Thietes 
welches einem Andern geſchadet, nach den bier 
innen eigenthümlichen Grundfägen des Sächfiichen 
Rechts 

Sachfenfpiegel, 2te8 Buch, Art. 40. 
Haubold, Lehrbuch des Königl. Saͤchſ. Privar- 
rechts, Ite Ausg. $. 304. b. 
Zeitfchrift für Rechtöpflege u. Verwaltung, N. F. 
Bd. 4. ©. 332 fig. 
von dem Erſatze ded verurjachten Schadens durch 
fofortige Entfernung des Thiers fich befreien fann. 
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Die erhobene Klage läßt ſich demnach als actio 
de pauperie, wofür fie Kläger Bl. — jelbft aus« 
gegeben hat, nicht aufrecht erhalten; fie würbe aber 
auch, hiervon abgefehen, um deswillen unzuläflig 
jein, weil nah dem Klagvorbringen Bl. — das 
Pferd, ald ed den Schaden angeftiftet, von einem 
Knechte des Bellagten geführt worden, alfo unter 
ber Obhut eined Dritten fich befand, und in einem 
folhen Falle eine Erfagverbindlichkeit auf Seiten 
des Gigenthümers des Thieres, das ben Schaden 
angerichtet hat, vermöge der angezogenen Stelle des 
Sadjfenfpiegeld niemals ohne Weiteres, fondern 
nur dann als vorhanden anzunehmen ift, wenn fie 
anf einem befonders hinzutretenden Grunde beruht. 

ſ. Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, Jahr- 
gang 1846. ©. 400. 

Eurtius, Handbuch des im Königreiche Sachfen 
geltenden Eivilrechts, Th. 3. Abth. 1. $. 1161. 
Note g. S. 141 der 3. Ausg. 

Ein folder befonderer Verpflihtungsgrund ift aber 
in ber Klage ebenfalls nicht angegeben, und er 
würde 3. B. bann vorhanden fein, wenn Kläger 
thatſächlich zu begründen und nachzuweifen vermöchte, 
daß dem Knechte, welchem bei dem Unfalle Beklagter 
bie Führung feiner Pferde anvertraut gehabt, bie 
bazu erforderliche Kenntniß und Geſchicklichkeit er- 
mangelt habe. 

Denn eine allgemeine Verbindlichkeit ber Dienſt— 
herrſchaften, für die im Dienfte begangenen unerlaub» 
ten Handlungen ihrer Dienftleute und den dadurch, 
fowie durch deren Berfchuldung dritten Perfonen 
zugefügten Schaden einzuftehen und zu haften, ift in 
ben in Sachſen geltenden Rechten nicht begründet; 
vielmehr tritt eine ſolche Verpflichtung der Herrichaft, 
außer dem Falle eines ausdrüdlich oder ftillfehwei- 
gend ertheilten Auftrages zu der fraglichen Handlung 
bes Dienftboten, in der Regel nur dann ein, wenn 
ber Herrichaft jelbit auf irgend eine Weife, fei es 
auch nur durch Unterlafjung der nöthigen Sorgfalt 
bei Auswahl ihrer Diener, oder gebührender Aufficht 
über diefelben, eine Schuld beizumefjen ift. ‘ 

Leyser, Medit. ad Pand., spec. CXIII. med. 1. 

Hommel, Rhaps., obs. 633. 

Glüf, Erläuterung der Pandecten, Theil X. 
©. 418. 

Eurtius, Handbuch des im Königreihe Sachen 
geltenden Civiltechts, Th. A. $. 1523. b. 

Es kann aljo auch die Klage aus dem Gefidytspunfte 
einer gegen die Perſon ded Beklagten gerichteten 
Scädenflage nicht für fchlüffig erachtet werden, und 
eine nothwendige Folge hiervon ift die Berurtheilung 
bes Klägers in die Proceßfoften. Jedoch hat man 
fich zu Compenfation der in jepiger Inftanz auf 





gelaufenen Unfoften veranlaßt gefunden, weil das 
gegenwärtige confirmatorifche Erfenntniß zum Theil 
auf andern Gründen beruht.’ 


88. 


Ueber ben zu einem Berichte, worin neben einer 
Appellation auch einer Adhaͤſion gedacht wird, 
zu verwendenben Stempelbetrag. 


Mitgetheilt von 
Herren Adv. Dr. W. zu 8% 


In einer vor dem Stadtgericht zu 2. zwifchen 
Ehriftian Wilhelm S., als Widerflägerm, und Hen- 
rietten Garolinen M., ald Widerbeflagter, ergange- 
nen Rechtsjache hatte erfterer in feiner Refutations- 
fhrift vom 24. September 1847 erklärt, der von 
der Widerbeflagten gegen das Urthel erfter Inftanz 
eingewenbdeten Appellation abhäriren zu wollen, zu 
der biesfallfigen Eingabe aber nur — 2 Nor. 5 Pf. 
Stempelimpoft verwende. Das Königl. Appella- 
tionsgericht zu Leipzig hatte dies als Hinterziehung 
eined Stempelfteuerbetrages von —⸗ 2 Nr. 5 Pf. 
angejehen und die weitere Erörterung und Entjdei- 
dung dem Königl. Hauptfteueramte zu Leipzig über« 
lafien. Diefes gab nun, unter Bezugnahme auf 
8. 3. e. 5. 53. und 58, sub 4. des Steuerftrafgefeges 
vom 4. April 1838, in Verbindung mit $. 24. des 
Gefeges vom 27. December 1833, fowie einige Er— 
läuterungen, Abänderungen und Zufäge zu bemfel- 
ben betreffend, vom 14. December 1837, dem ©. auf, 
ein Gefälle» und Straf-Liquidum von — 12 Ngr. 
5 Pf. (nämlih — 2 Nge.5 Pf. rüdftändige Stempel- 
feuer und — = 10 Ngr. —- Hinterziehungsftrafe): 
binnen zehn Tagen bei Vermeidung erecutivijcher 
Zwangsmaaßregeln zur Hauptamisiportelcafie zu 
berichtigen. 

Das Procefgericht hatte von bem gedachten 
Hauptfteueramte ebenfalld die Aufforderung erhal- 
ten, —» I Ngr. —» rüdftändigen Stempelfteuer- 
betrag und —⸗ 20 Ngr. —» Hinterziehungsftrafe 
zu berichtigen, weil es unterlaffen, in dem an das 
Königl. Appellationsgericht erftatteten Berichte, worin 
außer einer von der M. eingewendeten Appellation 
auch einer in der Refutationsjchrift S.'s befindlichen, 
wegen bed Koftenpunftes eingebrachten accefjorifchen 
Adhäfion gedacht worden, außer bem Appellationd- 
berichtöftempel an —» 5 Ngr. —⸗ auch noch einen 
Stempelbogen von gleicher Höhe für die Adhäfton 
zu verwenden. In ber Verfügung bed Hauptfteuer: 
amtes war bie Bemerkung enthalten, daß zu ber bie 
Adhaͤſion S.'s enthaltenden Schrift nur — 2 Nr. 
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5 Pf. Stempel verwendet worden fei. Das Gtabt- 
gericht erwiderte hierauf Folgendes: Es wolle in 
der zulegt gedachten Beziehung unerörtert laſſen, ob 
überhaupt nach dem Mandate vom 11. Januar 1819 
und dem Erl. Mandate vom 19. September 1822 
bei Anbringung einer Adhäfion ein befonderer Stem- 
pel zu verwenden fei, wenn ſchon bie Seite 51. 
der Gefegfammlung von 1819 gebrauchten Worte: 
„Snbäfion und Ertenfion derfelben‘ nad ben 
Rectsbegriffen beider Worte mehr dagegen, als 
Dafür fprächen. Allein dafür, daß Seiten der Ge— 
richte zu einem Berichte, worin neben einer Appellas 
tion auch einer Adbäfton gedacht werde, neben dem 
Appellationsberichtöftempel auch noch —⸗ 5 Ngr. —⸗ 
dergleichen wegen bed Berichts auf die Adhaͤſion 
verwendet werden follte, finde fich in der Sächſiſchen 
Stempelgejeßgebung feine Epur. Zu Berichten feien 
in der Regel nur —» 2 Nur. 5 Pf. als der $. 13. 
des Mandats vom 11. Januar 1819 beftimmte all- 
gemeine Schriftenftempel, —= 5 Ngr. —» aber nad 
ber beigefügten Stempeltare sub voce apostoli nur 
für ſolche Berichte zu verwenden, welche auf Appels 
lationen erftattet werden. Daß dies auch bei Berich— 
ten auf Adhäfionen — welde ohne eingewendete 
Appellation gar nicht vorfommen fünnten — ber 
Fall fein folle, fei nirgends vorgejchrieben. . Das 
Stadtgericht fei Daher zu einer folchen Verwendung, 
neben dem Stempel zum Berichte auf die Appella- 
tion, weder berechtigt noch verbunden gewefen, und 
noch weniger habe es fich einer Stempelfteuerhinter- 
ziehung ſchuldig gemacht, wenn es die Verwendung 
unterlaffen. Das Stadtgeriht erfuchte aus Diefen 
Gründen das Königl. Hauptfteueramt um Zurüd» 
nahme der erlafienen Verfügung, indem es ſich 
eventuell Befchwerbeführung bei der vorgefegten 
Behörde vorbehielt. 

Das Königl. Hauptfteueramt erklärte hierauf 
unterm 27. April 1850, daß es fih außer Stande 
befinde, bie erlaffene Auflage zurüdzunehmen, und 
überließ ed dem Stabdtgericht, wenn fidy daſſelbe 
Durch das in Rede ftehende Strafpräcept für beichwert 
erachte, nach $. 28. des Geſetzes, die definitive Guͤl— 
tigkeit ded Geſetzes vom 27. December 1833 ıc. 
betreffend, vom 14. December 1837 binnen ber in 
der Auflage nachgelaffenen zehntägigen Frift das 
Rechtsmittel des Recurfes an die höhere Verwal: 
tungsbehörde (die Königl. Zoll- und Steuerdirection) 
oder der Appellation an die höhere Juſtizbehörde 
Dagegen einzuwenden, 


Revacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


Das Stabdtgericht wendete in deſſen Folge an 
die Königl. Zoll» und Steuerbirection unterm 
1. Mai 1850 Recurs ein, worauf Leptere unterm 
21. December 1852 in zweiter Inftanz erkannte: 

„Daß es bei dem hauptamtlichen Strafbeiceit, 
durch welchen dem Stadtgericht zu 8. wegen blog 
einfacher Stempelverwendung zu dem unterm 21. 
October 1847 auf eine Appellation der Widerbeflag- 
ten Henriette Caroline M. und auf die Seiten dei 
Widerklägers Ehriftian Wilhelm S. Bl. — da 
Beilagsacten erklärte Adhaͤſion zu dieſem Nedis: 
mittel erftatteten Bericht eine Stempelnachzahlung 
von —⸗ 5 Ngr. —- und eine Stempelftrafe von 
—⸗ 20 Ngr. —» auferlegt worden ift, nicht iu 
laffen, das recurrirende Gericht vielmehr in Ermi 
gung, daß die accefjorische Adhäfton des Widerflägers 
nicht als ein jelbitftändiges, mit Devolutivwirkurg 
verfehened Rechtsmittel betrachtet werden kann, ſon— 
dern mit der Appellation ber Widerbeflagten unjer- 
trennlich verbunden ift, mit derſelben ftehen oder 
fallen mußte, in Mangel Verdachts begangener 
Stempelhinterziehung freizufprechen, auch mit Ab: 
forderung von Stempelnadhtrag und Koften zu ver: 
jchonen, der Betrag der legteren vielmehr Amtswege 
zu übertragen.‘ 


Miscellen. 


Anftellungen, Ernennungen, Verſetzungen in 
Rubeftand zc. Se. Königliche Majeftät haben Ale: 
gnädigſt geruhet, dem zeitherigen Director ver IL X: 
theilung des Finanzminiſteriums, geheimen Rath Guitar 
von Flotomw, zugleich unter Bezeigung befonverer Yin: 
höchſter Zufriedenheit mit deffen langjähriger treuen um 
erſprießlichen Dienftleiftung, die nachgefuchte Verieguns 
in Ruheſtand mit der gejeglichen Benfion zu bewilige 
und Dagegen den bisherigen Kreisdirector zu Leipz 
Eduard von Broigem, unter Beilegung des Dienftpri» 
cats „geheimer Rath‘ zum Director der obgedact 
Minifterial-Abtbeilung zu ernennen. 

Se. Königlihe Majeftät haben Sich bewogen ge 
funden, ven vermaligen Geheimen Binanzrath, Meferenten 
in, Borftiachen, Gottlob Franz Auguft Adolph Freiberm 
von Berlepfch, mit Beibehaltung feiner gegenmärtige 
Function, zum „Oberlandforftmeifter zu ernennen un 
demfelben ald foldyen ven Rang eines Geheimen Rarkıt 
zu verleihen. 


Anftellungen bei Patrimonialgerihten. De 
Advocat und Bürgermeifter Ernft Konrad Eduard Rüger 
zu Dippolviswalda ift ald Verwalter der Gerichte zu 
Schmiebeberg, ſowie ald Verwalter ver Gerichte zu 
Bärenburg verpflichtet worden. 


Offiein der Derlagsbantlung. 


Den vieiem We: 
henblatte er: 
ſcheinen jährlich 
6 Nummern zu 
1 Ouaribogen und 
auferten am Jah: 
resichluffe ein aus: 
führlichesRegifter. 


Wochenblatt 
merkwürdige Jechtsfälle, 


in actenmäßigen Darftellungen 


aus dem Gebiete der Justizpflege 


Alle Bofämter 
u. Buchhand lungen 
ubernehmen Beftel: 
lungen und liefern 
da⸗ Quartal zu dem 
praenumerando zu 
entrichtenten Preife 
von 1 Thaler 


und Verwaltung 
zunichft für das 


Königreich Sachfen. 
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89. 
Dad Decatiren von Tuh und tuchähnlichen 
Stoffen unterliegt unbedingt dem Verbietungs— 
rechte der Tuchfcheerer- und Tuchbereiterinnungen, 
dad Krumpfen dagegen nur infoweit, ald es 
durch Anwendung bejonderer, dazu beflimmter 
Maſchinen bewirkt wird. — Die -gewerbmäßige 
Berrichtung der in andere zünftige Beſchäftigun— 
gen einjehlagenden Arbeiten ift an fich als ein 
Eingriff in eine fremde Gewerböjphäre zu bes 
trachten, gleichviel ob fie gegen befondere 
Bezahlung geſchieht oder nicht. — Arbeiten, 
welche, ohne jede technifche Vorbildung zu erfor: 
dern, fehon vermöge ihrer Einfachheit Den Charak— 
ter ungünftiger Verrichtungen an ſich tragen, find 
jebem zünftigen Verbietungsrechte unbedingt 
entnommen. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 8. in !. 

Am 26. Februar 1850 zeigten die Obermeifter 
ber Tuchbereiter- und Tuchicheererinnungen zu 8 
bei dem Stadtrathe an, daß die Schneidermeifter ©. 
und elf andere Genofjen fih mit Decatiren von Tuch 
und tuhähnlichen Stoffen befaßten, und baten, dies 
ihnen bei Strafe zu verbieten, da fie dadurch die 
Gerechtſame ihrer, der Jmpetranten, verlegten. 

Bei ihrer Vernehmung räumten von den Impe— 
traten zwei, V. und U., ein, daß fie die von ihnen 
für ihre Schneiderarbeiten erforderlichen Tücher und 
tuchähnlichen Stoffe, unter Anwendung einer dazu 
beftimmten, wiewohl fehr einfachen Maſchine, decas 


K., 9., B. und Sch., zwar das Decatiren in Abrede, 
räumten jedoch ein, daß fie dergleichen Stoffe, eben- 
fall8 unter Anwendung einer Majchine, frumpften, 
T., M. und 3. endlich erflärten, daß fie dieſelben 
ohne Anwendung einer Dazu beftimmten Majchine 
und lediglich mittelft der dem Schneiderhandwerke 
vorzugsweife zufommenden Werkjeuge Frumpften. 
Sämmtliche zwölf Impetraten beftritten, daß nach 
Lage der Sache den Impetranten ein Verbietungs— 
recht zuftehe. 

Der Stadtrath ließ über beide gedachte Mani— 
pulationen einen Sachverftändigen (Tuchhänbdler) 
abhören, welcher fih darüber folgender Maaßen 
ausiprach: 

„Das Krumpfen und Decatiren bes Tuchs und 
tuhähnlicher Stoffe hat einen und denfelben Zweck. 
Es geſchieht nämlich aus doppelter Urfache, 

1) um das Tuch, Das durch das Ausipannen im 
Zuchrahmen ausgedehnt worden ift, einlaufen zu 
machen, damit es nicht erft im fertigen Kleidung: 
ftüde zufammengeht, und 

2) um bemfelben den durch die Preſſe erhaltenen 
Glanz zu nehmen, mit welchem es nicht würde ge— 
tragen werben fünnen, ohne Blede zu befommen. 

Eine Vervollkommnung bed Tuches wird durch 
dieſes Vornehmen nicht herbeigeführt, ebenfowenig 
gehört dazu eine gewerbmäßig zu erlernende Geſchick— 
lichkeit. 

Die Art und Weiſe des Krumpfens und Decas 
tirend ift zwar verfchieden, allein die Wirkung beiber 
Manipulationen eine und dieſelbe. Es geſchieht 
theild durch Einfhlagen des Tuchs in nafje Tücher 
und Bügeln mit dem Bügeleifen — eine Art und 
Meije, die feit undenklichen Zeiten die Schneider 


330 


anwenden —, theild in der neuern Zeit in der Weife, 
daß ber Stoff auf eine in einem Kaften befindliche 
Walze gewidelt wird, in ben ſodann heiße Wafler- 
daͤmpfe hineingelaffen werden. In dieſer Art bewir- 
fen, foviel ich weiß, bie Tuchbereiter jegt wohl alle 
das Decatiren und prefien dann baffelbe noch einmal, 
obſchon dieſes Prefien bei gemufterten Stoffen unters 
bleiben muß oder — wenn es gefchieht — ohne ficht- 
bare Wirkung gefchieht, denn durch das Preſſen wird 
ber Stoff nun wieder glatt.” 

Der Stabtrath ertheilte hierauf unter dem 
9. Zuli 1850 folgenden Befcheib: 

„Weil dad Decatiren von Tuch und tuchähns 
lihen Stoffen laut der bereitd früher ergangenen 
rechtöfräftigen Entfcheidungen unzweifelhaft dem 
ausichließlichen Arbeitsgebiete ber Tuchjcheerers und 
Tuchbereiterinnung angehört, und weil nad dem 
BI. — abgegebenen Gutachten ein Gleiches von dem 
Krumpfen des Tuches und der tuhähnlichen Stoffe, 
foweit folde® buch Anwendung befonderer, dazu 
beflimmter Mafchinen, namentlich auch durch Aufs 
Ipannen des Stoffes auf eine Walze und Einführung 
von Wafjerbämpfen bewirkt wird, mit Hinficht auf 
den Zwed und ben Berlauf diefes Berfahrens an- 
genommen werden muß, fo haben ſich hinführo V. 
und U. bes von ihnen eingeräumten Decatireng, 
ingleihen E., S., R., 8., H., B. und Sch. bes 
von ihnen eingeräumten Krumpfens, infoweit folches 
durch beſondere Mafchinen und namentlich auch durch 
Aufipannen des Stoffs auf eine Walze und Einfüh- 
ren von Waflerbämpfen bewirkt wird, bei 5 Thalern 
— —⸗ Strafe für jeden Eontraventionsfall zu ent» 
halten; es find auch die Genannten die aufgelaufenen 
Gerichtskoſten, fo viel ein Jeder davon veranlaft 
hat, zu bezahlen, nicht weniger die Ertrajudicialien, 
ein Jeder zum zwölften Theile, zu erftatten fchuldig. 

Dagegen ift gegen T., M. und 3., da das gegen 
fie Angezeigte durch das von den Denuncianten Beis 
gebrachte und die angeftellten Grörterungen nicht 
erwiefen ift, die von ihnen eingeräumte Behandlung 
bes Tuches und der tuchähnlichen Stoffe aber mit 
Rüdfiht auf deren große Einfachheit, auf den gänz- 
lihen Mangel des Erforbernifjes einer befonderen 
techniſchen Befähigung oder bejonderer Werkzeuge 
dazu, fowie auf die ftattfindende Anwendung von 
dem Schneiderhandwerfe vorzugsweife zufommenden 
Werkzeugen als eine ſolche nicht betrachtet werden 
fann, welche zu bem Arbeitögebiete der denuncirenden 
Innungen zu rechnen fei, mit fernerem Verfahren 
Anftand zu nehmen, es find auch die Innungen der 
Tuchſcheerer und Tuchbereiter mit ihren gegen bie 
Genannten geftellten Anträgen abzuweifen und die 
duch T.'s, M.'s und 3.8 Vernehmungen und fonft 


rüdfichtlich ihrer erwachfenen Koften, worunter auch 
die antheiligen gegenwärtigen Beſcheids zu rechnen 
find, abzuftatten, auch von den Bl. — verzeichneten 
aufergerichtlichen Koften drei Zwölftheile aus eignen 
Mitteln zu übertragen verbunden. 

Von Rechts Wegen.” 

Gegen biefen Befcheid wendete die Tuchſcheerer⸗ 
und Tuchbereiterinnung Recurs ein, weil darin 
erfannt worden, 

1) daß ſich die Impetraten V. und U bed Deca- 
tirens, ingleichen E, S., R., 8., 9., B. und 
Sch. des Krumpfens nur, infoweit joldhes 
durch befondere Mafchinen, und namentlich 
durch Aufipannen bes Stoffes auf eine Wale 
und Einführung von Wafferdämpfen, bewirkt 
werbe, zu enthalten haben, 

2) daß fie ſolches nur bei 5 Thalern Strafe für 
jeden Gontraventiondfall unterlaffen follen, 

3) daß gegen S., M. und 3. mit fernerem Ber: 
fahren Anftand zu nehmen fei und fie, bie 
Impetranten, mit ihren besjallfigen Anträgen 
abgewiejen, und 

4) beziehentlich in die Koften verurtheilt worden 
feien. 

Nah Ablauf des decendii, nämlid am 31. 
Auguft 1850, trat die Schneiberinnung als Inter⸗ 
venientin in den Nechtöftreit ein, bemerkte, daß 
es zu Rechtfertigung der Intervention Feiner weis 
teren Befcheinigung bebürfe, daß die Schneider 
innung ein begründetes Interefje bacan habe, das 
mehreren ihrer Mitmeifter beftrittene Befugniß 
außer Zweifel gefegt zu fehen, bat mit Beziehung 
auf die den Innungen zuftehende Rechtswohlthat 
der Wiedereinfegung in den vorigen Stand um 
Refitution und wendete gegen obigen Bejcyeit 
Recurd um deswillen ein, 

1) weil den Schneidermeiftern E. und Genoſſen 
darin das Krumpfen, infoweit ſolches durch be 
fondere Mafchinen, und namentlich auch durch 
Aufipannen bes Stoffes auf eine Walze umd 
Einführen von Wafferbämpfen, bewirkt werde, 
bei Strafe von 5 Thalern unterfagt worden 
fei, und 

2) weil nicht vielmehr der Beſcheid die denun—⸗ 
cirende Tuchfcheerer- und Tuchbereiterinnung 
mit ihrem Suchen, foweit es überhaupt auf 
bad Krumpfen von Tuch und tuchähnlichen 
Stoffen gerichtet fei, abgewiefen und in bie 
Koften verurtheilt habe. 

Die Impetranten beftritten in ihrer Refutations: 
fchrift zuvörderſt die Zuläffigfeit der Intervention, 
indem fie bemerften, eine intervenlio accessoria, wie 
folche die gegenwärtige nach Lage der Sache fei, fei 
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natürlich nur fo fange möglich und wirkſam, ald ber 
Beitritt bes interveniens dem Hauptftreite noch nüß« 
lich fein fönne, was Mer nicht Plag ergreife; der 
Beſcheid fei für die Impetraten längft in Rechtskraft 
übergegangen. Wenn gleichwohl die Schneiders 
innung bie Entſcheidung duch Recurs zu alteriren 
und biejen Recurd in die Form einer Intervention 
einzufleiden verfuche, fo müffe man entgegenhalten, 
daß die Innung den Borfchriften der Erl. Proc.»Orbn. 
ad $. 15. zuwider, ihr Intereffe an dem Rechts— 
ftreite gang unbejcheinigt gelaffen, auch fonft nicht 
ein damnum irreparabile nachzuweiſen vermocht 
habe. 

Die Entfheidung der Königl. Kreisdirection 
zu 2., welche den Parteien am 7. Mai 1852 publi- 
eirt wurde, ging bahin: 

„daß die Intervention der Schneiderinnung 
Bl. — actor. für ftatthaft zu erachten, nicht 
minder auch ber Intervenientin die BI. — in 
Anſpruch genommene Wiedereinfegung in ben 
vorigen Stand nicht zu verfagen gewejen, nichte- 
beftoweniger und ber eingewendeten Recurſe 
ungeachtet aber der Befcheid BI. —, indeß mit 
ber BI. — auf ber — Zeile nad dem Worte 
„Gontraventionsfall” zu bewirfenden Einſchal⸗ 
tung „auch bei Vermeidung der Hinwegnahme 
bes Decatir- und Arumpfapparates’' zu beftä- 
tigen, die in der Recursinftang erwachienen 
Koften jedoch zwiſchen der Intervenientin und 
der Imperrantin zu gleichen Theilen zu compen- 
firen. 

Zur Rechtfertigung biefer Entfcheidung in for—⸗ 
meller Hinficht, und foviel die ausgefprochene Zuläf- 
figfeit der Intervention der Schneiderinnung anlangt, 
genügt es, auf 8. 1. ad tit. XV, der Erläuterten 
Proceßordnung hinzuweifen, da das Intereſſe der 
gedachten Innung an der vorliegenden Streitfache 
unläugbar ald in continenti liquid zu betrachten war 
und es babe erft ber Befcheinigung eines folchen 
keineswegs bedurfte. Ebenfowenig war aber aud) 
ber Intervenientin, als Gorporation, die beantragte 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die in 
Beziehung auf die Impetraten eingetretene Rechtes 
fraft der Entfcheidung Bl. — zu verfagen. 

Was Dagegen bad Materielle der Sache betrifft, 
jo ift in diefer Beziehung Folgendes zu bemerfen: 

I. Den Recurs der Intervenientin betr, 

Die Schneiderinnung hat die vorliegende Gewerb⸗ 
ftreitigfeit nad) Bl. — hauptfählich um beswillen 
zu der ihrigen gemacht und fich befonders aus dem 
Grunde duch den Beſcheid BL. — für befchwert 
erachtet, weil durch den legteren ebenfalls das Krums 
pfen von Tuch und tuchähnlichen Stoffen, infoweit 


folches durch befondere Mafchinen und namentlich) 
auch durch; Aufipannen des Stoffes auf eine Walze 
und Einführen von Wafferdämpfen bewirkt werde, 
der Tuchſcheerer- und Zuchbereiterinnung zugefpros 
chen worben fei. Die Intervenientin bat fich dabei 
nah Bl. — auf eine Widerlegung bed von dem 
Seiten bed Stadtraths BI. — befragten Sachverftän- 
digen abgegebenen Gutachtens eingelaffen, zugleich 
eine Darlegung der Berfchiebenheit der Manipulation 
und des Zweckes beim Decatiren. und Krumpfen 
gegeben und babei fchließlich nah BI. — auf Befra— 
gung anderer Sachverftändigen angetragen. 

Da in der Debuctionsvorftelung ber Recurrentin, 
abgefehben von der behaupteten Verjchiebenheit zwi— 
fhen dem Decatiren und Krumpfen binfichtlich der 
technifchen Verfahrungsweiſe, im MWiderfpruch mit 
dem Gutachten BI. —, nach Bl. — hauptfächlich auf 
die ganz auf das Entgegengefegte hinauslaufenden 
Zwede beider technifcher Operationen hingewiefen 
worben war, infofern nämlich, nach der Behauptung 
der Intervenientin, bad Decatiren die Beflimmung 
haben folle, ben Preßglanz auf dem Tuche oder Stoffe 
zu befeftigen, dad Krumpfen dagegen das Entnehmen 
dieſes Glanzes bezwede, diefe auf die Sache von 
Einfluß erfcheinende Frage aber allerdings der Beant⸗ 
wortung Durch einen mit ber mechanifchen und tech« 
nifchen Seite der Sache wiſſenſchaftlich vertrauten 
Erperten bedurfte, jo hat fich die Königliche Kreis- 
direction bewogen gefunden, durch Bermittelung ber 
Königlichen Kreisdirection zu D. hierüber ein Guts 
achten eines unparteiifhen Sadyverftändigen zu er= 
fordern und darauf das in beglaubigter Abjchrift 
anliegende Gutachten bed Profefjors W. Stein zuD. 
empfangen. 

Diefes Gutachten ftimmt nun zwar mit den Be- 
hauptungen ber Intervenientin injofern überein, als 
ed anerkennt, daß das Arumpfen und Decatiren des 
Tuches ald eine und dieſelbe technifche Operation _ 
nicht zu betrachten fei, allein ed widerlegt ausdrüͤck⸗ 
li das Anführen der Schneiderinnung binfichtlich 
des Zwedes beider Verrichtungen, indem es feit- 
ftellt, 

daß Decatiren wie Krumpfen benfelben Zwed 
verfolge, nämlich das Einlaufen und Fledig- 
werden ber Kleidungsftüde durch Regen und 
Näffe überhaupt zu befeitigen, 
insbefondere aber geht aus diefem Gutachten und 
der auf der — Seite deſſelben befindlichen Beſchrei— 
bung ber jegt üblichen Berfahrungsweije beim De: 
catiren hervor, daß diejenige Operation, welche bie 
Sntervenientin nah Bl. — unter der Bezeichnung 
von „Krumpfen‘ ben Impetraten und überhaupt 
den Mitgliedern ihrer Innung vindieiren will, naͤm⸗ 
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lich das Einlaffen von Dämpfen in einen bledyernen, 
mit runden Löchern verfehenen, nach ber einen Seite 
zu offenen Eylinder oder Walze, um welche die be— 
treffenden Stoffe gewunden find, nichts Anderes ift, 
als bie gegenwärtig faft allgemein gebräuchliche 
Methode ded Decatirend, und hiermit flimmt auch 
eine der Königlichen Kreisdirection vorgelegene Ent— 
fcheidung der höchſten Abminiftrativjuftizinftang in 
Sachen der Tuchjcheererinnung zu F. /. den Echnei- 
dermeifter Seifert dafelbft vom 13. October 1848 
vollftändig überein. 

Die vorige Entfcheidung erjcheint daher in Ruͤck— 
fiht der Schneidermeifter E., S., B. und Sch., 
welche nad ihren eigenen Zugeftändniffen Bl. — 
die von Der Intervenientin BL. — für „Krumpfen“ 
ausgegebene, jo eben näher bejchriebene Methode der 
Zubereitung des Tuches oder tuhähnlicher Stoffe 
zu ihrer demnächftigen Verarbeitung zu Kleidungs— 
ftüden in Anwendung gebracht haben, um fo mehr 
gerechtfertigt, als darin eben das wirkliche Decatiren 
der gedachten Stoffe beftcht und felbft von ber 
Schneiderinnung nicht in Abrede geftellt wird, daß 
bas Decatiren ausfchließlih zum Arbeitsgebiet der 
Zuchicheerer und Tuchbereiter gehört. 

Ebendaſſelbe gilt aber auch vermöge ber Iden— 
tität des Zwedes von dem Arumpfen der Tücher, 
infoweit dabei mechanifche Apparate zur Hülfe ge: 
nommen werden, ba darin eben nichts Anderes 
erblidt werden kann, ald eine neben dem Decatiren 
beftehende technifhe Operation zur vollftändigen 
Zubereitung und Herrichtung der Tuche und tuch— 
ähnlicher Stoffe, bevor diejelben zur Verwendung 
durch die Schneider gelangen können, deren gewerbs 
liche Thätigfeit lediglih auf die Verarbeitung des 
ihnen gehörig präparirt überlieferten Materials zu 
Kleidungsftüden befchränft ift. 

Wenn übrigens die Intervenientin Bl. — noch 
die Anficht geltend gu machen fucht, daß den Mit: 
gliedern ihrer Innung dad Krumpfen um beswillen 
nicht verwehrt werden fönne, weil Diefelben ſolches 
unentgeldlich verrichteten, jo Fann dieſer Ginwand 
aus dem Grunde auf eine rechtliche Beachtung feinen 
Aniprucd machen, weil die gewerbmäßige Verrich- 
tung der in andere zünftige Bejchäftigungen ein- 
ſchlagenden Arbeiten ſchon als ein Gingriff in eine 
fremde Gewerbsjphäre zu betrachten ift, und darauf, 
ob folches gegen befondere Bezahlung gefchieht oder 
nicht, etwas nicht anfommen fann, abgejehen übris 
gend davon, daß die Vergütung für diefe Verrichtung 
als in dem Lohne für das Verfertigen der Kleidunge- 
ftüde mit inbegriffen angefehen werden muß und ſo— 
nach die Behauptung der Recurrentin mit täglichen 
Wahrnehmungen geradezu im Widerfpruche fteht. 


HI. Den Recurs der Jmpetrantin betr. 

Zunächſt ift bier ein Irrthum zu berichtigen, in 
welchem die Tuchſcheerer- und Quchbereiterinnung 
fih nad Bl. — infofern befindet, als dieſelbe von 
der Anficht ausgeht, daß das vorige Erfenntniß den 
Impetraten das Decatiren nur infoweit unterfage, als 
ed mit Anwendung befonderer Maſchinen geſchähe. 

Eine ſolche Beſchraͤnkung enthält der Beſcheid 
des Etadtrathd Bl. — aber feinedwegs, vielmehr 
geht aus defien Eingang zweifellos hervor, das Das 
Decatiren unbedingt zum Arbeitögebiet der Impe— 
trantin gehöre, daher auch den Schneidern nicht ges 
ftattet fei, und nur in Nüdjicht ded Arumpfend bat 
die vorige Entfcheidung die obenerwähnte Beihrän- 
fung eintreten laſſen. 

Wenn dagegen die Impetrantin nah Bl. — auch 
das Krumpfen ausfchließend, wenn auch dabei irgent 
eine mechanijche Verrichtung nicht zur Anwendung 
fommt, für fich in Anfpruch nehmen und Dabei nament⸗ 
lich der Echneiderinnung gegenüber geltend machen 
will, daß die gewerbliche Thätigkeit der legteren in 
feinerlei Art der Zubereitung der Etoffe, fonbern 
lediglich in deren Verarbeitung beftehe, fo geht Die 
Impetrantin in ihrer Anforderung offenbar zu weit. 

Es ift hier zwifchen folden handwerksmaͤßigen 
Verrichtungen zu unterfcheiden, welche vermöge der 
Dabei in Anwendung fommenden mechaniiden Hülfs- 
mittel oder wegen ihrer technifchen Beſchaffenheit 
und Verbindung mit dem einem gewiffen Gewerbe 
eigenthümlichen Arbeitsgebiet diefem, inſofern es 
zünftig ift, unbegweifelt angehören. Von berartigar 
Verrichtungen find natürlich alle Diejenigen aufs 
geichlofien, welche zur Ausübung des betreffenten 
Gewerbes die erforderliche Berechtigung nicht befigen. 
Etwas Anderes ift es Dagegen in Anjehung folder 
Arbeiten, welche, ohne jede technifche Vorbildung, 
ihon vermöge ihrer Einfachheit den Charafter ber 
unzünftigen Verrichtungen an ſich tragen. 

Dieje find einem jeden zünftigen Verbietungs— 
rechte entnommen, und dahin gehören unter andern 
diejenigen Vorkehrungen, welche die Schneidermeifter 
T. und M. nah Bl. — mit den von ihnen zu ver 
arbeitenden Tüchern gefländiger Maaßen vorge 
nommen. 

Die in der vorigen Entfcheidung ausgefprochene 
Beichränfung des VBerbietungsrechts der Impetranıin 
in Rüdjiht des Krumpfens rechtfertigt fih daher 
ſowohl aus dieſem allgemeinen Gefichtöpunfte, als 
auch in fpecieller Beziehung auf die techniſche Be— 
ſchaffenheit des Handwerks der Tuchjcheerer und 
Zuchbereiter, und es ift Daher demjenigen völlig 
beizupflihten, was der Beſcheid des Stadiraths in 
Anjehung der obengenannten beiden Schneidermeifter, 
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jowie geftalten Sachen nach bes Schneidermeifters 3. 
erfannt hat. 

Ebenſowenig vermag Man die Bl. — erhobene 
Beihwerde, daß nur auf 5 Thaler —⸗ —- Strafe 
auf jeden Gontraventiondfall und nicht auf 20 Thaler 
—⸗—⸗ erfannt worden, für begründet zu betrachten, 
da die Impetrantin ein fpecielles, nach Befinden auf 
landesherrlich confirmirte Specialartifel fih grün 
dendes Recht auf eine höhere Strafandrohung nicht 
nachgewiefen hat, in einem ſolchen Falle aber dem 
Ermeſſen des erfennenden Richters überlaffen ift, 
denjenigen Grad bes Strafmittel zu wählen, welcher 
für den vorliegenden Ball geeignet erfcheint. 

Dagegen war zur Sicherftellung der Impetrantin 
gegen fernerweite Eingriffe der Impetraten in ihre 
Innungsgerechtiame die Wegnahme des Decatir- und 
Krumpfapparates bei nochmaligen Gontraventionen 
in Ausficht zu ftellen, da eine derartige Maaßregel 
allerdings das wirfjamfte und geeignetfte Mittel ift, 
fernern Störungen ber berechtigten Innungen vor— 
zubeugen. 

Bei der Beichaffenheit der Sache, und da bie 
Zmpetrantin in ihrer Anforderung binfichtlich ber 
ausfchließliden Berechtigung zu der in Frage fichen« 
den Berrihtung allerdings zu weit gegangen war, 
hat es billig gejchienen, die durch die eingewendeten 
Rechtsmittel verurfachten Koften zwifchen den Recur— 
rentinnen zu gleichen Theilen zu compenfiren.’ 

Das techniſche Gutachten, auf weldes in 
vorftehenter Entjheidung Bezug genommen ift, 
lautet: 

„Der Stadtrath zu D. hat mir die Aufforderung 
zugehen lafien, folgende von der Königlichen Kreis: 
Direction zu D. behufs zu faflenden Befchluffes in 
einer zwifchen der Tuchſcheerer- und Tuchbereiter- 
innung zu 2. und ber Schneiderinnung daſelbſt über 
Das Krumpfen und Decatiren bed Tuches entitandenen 
Streitigkeit aufgeftellte Frage: 

„ob und inwieweit das Decatiren und Krum— 
pfen des Tuches als eine und biefelbe technifche 

Manipulation zu betrachten fei und ebenfo einen 

und benjelben Zwed bei den zu Herftellung von 

Kleidungsftüden vorzubereitenden Tuchftoffen 

verfolge,’ 

gutachtlich zu beantworten. | 
Indem ich diefer Aufforderung hiermit entjpreche, 
werde ich in Folgendem zuerft den Zwed des Krum— 
pfens und Decatitend und die Einwirkung beider 
Berrichtungen auf das Tuch feit zu beflimmen fuchen 
ind Dann das Rerfahren in beiden Fällen fpeciell 
sefchreiben. Voraus will ich bier nur bemerfen, 
‚aß in ſprachlicher Bedeutung das Wort „krimpen“, 
ııd welden frumpen und frumpfen entftanden ift, 


„einfchrumpfen”, das Wort „decatiren“ (decatir) 
aber „den Prefglanz (cati) benehmen’ heißt. 

1. Zwed des KArumpfens. Das Tuch erlangt 
feine Dichtheit durch das Walfen, in Folge deſſen 
eine Verkürzung und Berfilzung der Wollenfäden, 
zu gleicher Zeit aber auch eine vielfache Verſchiebung 
derfelben ftattfindet. Theild um diefe Verfchiebung 
zu repariren, das Tuch fadengleich zu machen, 
theild um es einigermaaßen wieder zu verlängern, 
wird nun das Tuch nach dem Walken auf vieredige 
Rahmen ausgeipannt, geredt. Da die Berlänge- 
tung befielben im Interefle des Fabrifanten liegt, 
fo wird ed nie zu wenig, Dagegen ohne Ausnahme 
in einem ſolchen Grade ausgedehnt, daß es bei ſpä— 
terem Befeuchten fich mehr oder weniger wieder 
zufammenzieht. Erfolgt die Befeuchtung nur an 
einzelnen Stellen, wie z. B. durch Regen, fo findet 
eine partielle Zufammenziehung, eine Verzerrung 
ſtatt. 

Nach dem Recken wird das Tuch gerauht, ge— 
ſchoren, genoppt, gebürſtet und endlich gepreßt, um 
ihm ein glattes und glänzendes Anſehen zu geben. 
Der Glanz entfteht dadurch, daß das Preſſen zwi— 
fhen ganz glatten „Preßſpähnen“ (Glanzpappen) 
und fo gefchieht, daß durch eingejchobene erwärmte 
eiferne Platten eine Erwärmung bed Tuches gleich- 
zeitig ftattfindet, wodurd das Haar auf der Ober: 
fläche fich dicht und gleichmäßig niederlegt. Sobald 
jedoch ein ſolches Tuch befeuchtet wird, richten Die 
Haare ſich wieder auf, der Glanz verfchwindet in 
Folge davon, und wenn die Befeuchtung nur an 
einzelnen Stellen ftattfand, wie 3. B. durch Regen 
tropfen, jo entſtehen Flecke. 

Um der Berzerrung und dem Bledigwerben des 
Tuches durch Regen und Näffe überhaupt bei feiner 
Benugung ald Kleidungsftüd vorzubeugen, hat man 
in früherer Zeit daffelbe vor der Verarbeitung durch 
den Schneider gleihförmig befeuchtet, was man das 
Krimpen oder Krumpen nannte, deſſen Zweck ſonach 
das Ginlaufenlafien des Tuches und die Entfernung 
bed Preßglanzes war. 

2. Zwed bes Decatirend. Durd die vors 
befchriebene Handlung verlor das Tuch an Anſehen, 
indem ed feinen Glanz einbüßte. Der Wunſch, die— 
fen, bei gleichzeitigem Einlaufenlaffen, zu erhalten, 
aber dabei Dauerhaft zu machen, veranlaßte Berfuche, 
welche die Entdedung zur Folge hatten, daß das 
Tudh, wenn man ed im gepreften Zuftande der 
Wirkung heißen Wafjerd oder des Waſſerdampfes 
ausfept, nicht blos einläuft, fondern auch einen 
duch Waſſer nicht mehr zerftörbaren Glanz anııimmt. 
Diefes im Jahre 1822 in Franfreich erfundene Ber 

fahren wurde „das Decatiren, decatissage‘’ oder 





auch „die Dampffrumpfe‘ genannt, während man 
nun das ältere Verfahren zum Unterfchiede „die 
Waſſerktumpfe“ nannte. Daß der Zwed bes Deca- 
tirens derfelbe fei, wie ber des früheren Krumpfens, 
geht fchon aus biefer Benennung hervor, ed fann 
dies aber auch an und für fich feinem Zweifel unter» 
liegen, da bie Anwendung bed Decatirverfahrens 
das Krumpfen völlig überflüffig macht, was nicht 
möglich wäre, wenn nicht durch bad Decatiren 
derfelbe Zwed erreiht würde, wie buch bas 
Krumpfen. 

3. Verfahren beim Krumpfen. Daffelbe 
war von zweierlei Art; entweder wurde das Tuch) 
in Wafjer eingetaucht und, nachdem es gleichmäßig 
befeuchtet war, auf einen Rahmen (ohne es zu 
reden) audgeipannt, getrodnet, oder es wurde zus 
fammengelegt, mit nafjen Tüchern gefhichtet, ger 
preßt. 

4. Berfahren beim Decatiren. Beim Deca- 
tiren handelt e8 fich, wie aus dem früher Gefagten 
hervorgeht, darum, das Tuch der Einwirkung des 
heißen Waſſers oder des Waflerbampfes bei 
gleichzeitiger Preſſung deſſelben auszufegen. Dan 
kann diefe Abdficht auf verfchiedene Weile erreichen, 
in der Hauptfache aber verführt man auf zweierlei 
Art: a) man hat einen eifernen Kaften, welcher mit 
einer fein durchlöcherten fupfernen Platte bebedt if. 
Auf diefe wird zuerft grobe Leinwand und darauf 
das Tuch gelegt, oben fommt ein Bret und auf 
diefes wirft eine Schraubenprefje, anfänglich mit 
geringerer, ſpaͤter mit größerer Kraft. Während 
des Prefiens wird in dem eifernen Kaften entweder 
Waſſer fochend gemacht, deflen Dämpfe durch bie 
Löcher der fupfernen Platte in das Tuch eindringen, 
oder ftart deſſen fteht der Kaften mit einem Dampf- 
fefjel in Verbindung, ber den erforderlichen Dampf 
liefert; b) man hat eine hohle Walze von Mefling- 
oder Kupferbleh (MWeißbleh würde auch verwendet 
werden fönnen, ift aber von geringerer Dauer), 
welche an ihrer Peripherie fein durchlöchert ift. Auf 
dieſe wird zuerft grobe Leinwand, dann forgfältig 
und ftraff das Tuch und über dieſes wieder Lein- 
wand, ſchließlich durch hänfene Gurte befeftigt, aufs 
gewunden. Die fo vorgerichtete Walze wird nun 
entweder in heißes Waſſer eingetaucht, was jedoch 
nur wenig in Anwendung fommt, oder in einen 
Kaften eingehängt, in welden man aus einem 
Dampfleſſel Dampf einftrömen läßt. In allen Fällen 
wird das Tuch, indem es durch die Wirkung der 
Feuchtigkeit einläuft, ftarf über die Walze gefpannt 
und preßt fi} dadurch von felbft. 

Aus den angeführten Befchreibungen des Vers 
fahrens beim Krumpfen und Decatiren ergiebt fich 


334 


nun zwar, daß biefe beiden nicht als eine und die— 
felbe technifche Manipulation zu betrachten find; es 
beruht jedoch ihre wefentliche Verfchiedenheit nic: 
in der Anwendung verfchiedener Majchinen und 
Geräthichaften, fondern einzig und allein darin, das 
beim Krumpfen faltes Wafjer, beim Decatiren 
dagegen heißes Waffer oder Waſſerdampf benugt 
wird, 

Kurz gefaßt, würbe nad) diefem Allen die Beanı- 
wortung der von ber Königlichen Kreisdirection ge 
ftellten Frage fo lauten: 

Das KHrumpfen und Decatiren bet 
Tuches find nicht als eine und dieſelbe 
techniſche Operation zu betrachten, beih 
verfolgen jebod benfelben und war da 
Zwed, das Einlaufen und Fledigwerte 
ber Kleidungsftüde durch Regen un 
Näſſe überhaupt zu befeitigen. 
Dresden, am 11. September 1851. 
W. Stein, 
j Prof. der Chemie.“ 

Gegen die obige Entjcheidung zweiter Inſtanz 
wendete die Schneiderinnung Recurs ein. Die bier 
auf von dem Königl. Minifterium bed Innem 
unter dem 4. Auguft 1852 ertheilte Entjcheidung 
lautete folgender Maaßen: 

„Das Minifterium des Innern bat auf ben 
Recurs der Schneiderinnung ıc, ıc. in collegialiicher 
Zufammenfegung nad) $. 18. ded Geſetzes D. vom 
30. Januar 1835 entfchieden: 

daß die angefochtene Entfcheidung ber Kreis 
direction lediglich zu beftätigen, Die Koften aber 
anderweit zu compenfiren. 

Die Gründe für den materiellen Theil der En: 
ſcheidung hat die Kreisdirection fo vollftändig we 
in einer mit den vorliegenden techniihen Gutade 
fowohl, als früheren Entſcheidungen des Minte 
riums fo übereinftimmenden Weife entwidelt, dü 
denfelben nichts hinzuzufügen if. Nur was tu 
von der Schneiderinnung wiederholt vorgebradin, 
in den Entfcheidungsgründen nicht berührten Umitan! 
anlangt, daß die Schneider das Decatiren für ihren 
eigenen Bedarf darum in Anfpruch nehmen müf: 
ten, weil die Tuchbereiter den Anforderungen, die fx 
an dieje Arbeit zu machen hätten, nicht entjprädhen, 
fo fann zwar bier, wo es fi um Entſcheidung über | 
das Arbeitögebiet der Tuchbereiter handelt, auf dieſe, 
obenein nur ganz allgemein aufgeftellte Behauptuns 
nichts anfommen. Die Erwiderung der Tuchbereite 
auf jenen Einwand aber, daß die Schneider — welcht 
boch injoweit die Kunden der Tuchbereiter find — 
darüber, ob die Tuchbereiter ihre Arbeit gut oder 
fhlecdht, zwedmäßig oder ungwedmäßig ausführen, 








ein Urtheil zu fällen weber fähig noch berechtigt 
feien, ift völlig unangemeffen, da der Umftand, daß 
die fämmtlihen Mitglieder einer Innung den Be- 
bürfniffen bes Publitums rüdfichtlich einer in ihr 
Arbeitsgebiet ſchlagenden Arbeit factifch nicht genü— 
gen, nach Umftänben allerdings zu ber abminiftrativen 
Erwägung führen fann, ob nicht dem vorliegenden 
Bedürfniffe durch zu geftattende Ausnahmen oder 
fonft abzuhelfen fei. Die Verpflichtung, ſich technisch 
zu vervollflommnen und ben Bebürfniffen und Wün- 
ichen bes Publifums zu genügen, kann feine Innung 
von fich abweifen, fie hat fich fonft ſelbſt zuzufchreis 
ben, wenn aus höheren Nüdfichten von der obern 
Berwaltungsbehörbe ihr Verbietungsredht durch die 
im Intereſſe des Publitums nöthigen Ausnahmen 
geichmälert wird. 

Die anderweite Kompenfation ber Koften recht» 
fertigt fi von felbft daducch, daß die Entfcheidung 
der Kreisbirection allerdings eine für die Schneider» 
innung gravitliche Abänderung enthält.” 


90. 


Die Anficht mehrerer Nechtölchrer, daß gegen 
den Ablauf der Verjährungsfrift feine Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand ftattfinde, bezicht 
fih nur auf bie gewöhnliche Verjährung von 
31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen. — Ein in ber 
Gonventiondfache erlangtes Hülfärccht verpflichtet 
ben MWiderbeflagten noch nicht, auf die Wider: 
klage ſich einzulaffen. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. H. in M. 


Unter dem 15. Mai 1846 ſtellte die verehel. L. 
zu L. unter Beitritt ihres Ehemannes dem Weber— 
meiſter B. daſelbſt eine Schuldverſchreibung über 
100 Thlr. — —⸗ baar empfangenes Darlehn aus. 
Nach dem am 23. Januar 1849 erfolgten Ableben 
der verehel. 2. forderte B. auf Grund diefer Urfunde 
das Darlehn der 100 The. — —s von deren un. 
mündigem Erben, und ließ, nad) vorausgegangener 
Berurtheilung des Regteren, in einen bemfelben ge— 
hörigen bypothefarifchen, in Terminen fälligen Außen⸗ 
ftand, welcher die Forderung vollfommen dedte, bie 
Hülfe vollftreden. 

Der Vormund ded unmündigen 2. machte hierauf 
im Monat October 1851 im Wege ber Wibderklage 
bie exceptio non numeralae pecuniae geltend und 
trug, unter Berufung auf bas gegen bie Berfäumniß 
an ber in ber 23ften Decifion vom Jahre 1746 für 
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ben Eidesantrag nachgelafienen Frift dem Unmuͤndi— 
gen zuftebende beneficium reslitutionis, über den 
Inhalt der Widerflage ben Eid an. 

Widerbeflagter wollte auf Die Wibderklage ſich 
nicht einlaffen, weil Widerkläger in ber Gonventiond- 
ſache noch nicht Zahlung geleiftet, und beftritt zugleich 
die Zuläjfigfeit der rüdjichtlih des Beweismittels 
erbetenen Reftitution. 

Das Königlide Spruchcollegium erfannte 
hierauf am 21. April 1853: 

ed fei dem Widerfläger die erbetene Weiderein- 
fegung in den vorigen Stand gegen Ablauf ber 
in ber 23ſten Decifion vom Jahre 1746 vorges 
fchriebenen Sjährigen Frift, innerhalb deren der 
Eidedantrag zum Nachweis der exceptio non 
numeratae pecuniae gejtattet gewefen, nicht zu 
verfagen, ba biefe Frift zu einer Zeit abgelaufen 
fei,. zu welcher ber Pflegebefohlene des MWiders 
flägerd an die Stelle feiner verftorbenen Mutter, 
ber Ausftellerin der Urfunde, getreten, die Aus- 
flucht des nicht gezahlten Geldes auch den Erben 
bes Ausftellerd zu Statten fomme, 
efr. 1.8. C. de non num, pec. (4. 30.) 
und bie Sjährige Brift ebenſowenig wie das römifche 
biennium gegen Minderjährige laufe, 
er. 1. 5. C. in quib. caus, rest. in integr. 
(2. 41.) 
l. 14. C. de non num, pec. (4. 30.) 
Unterholzner, im Archive für civiliftifche 
Praris, Bd. 7. ©. 33. und 42, 
indem insbefondere bie Anficht mehrerer fächfifcher 
Mechtölehrer, daß dem Unmündigen gegen den 
Ablauf der Verjährungsfrift die Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand nicht zu ertheilen fei, ſich 
lediglih auf die gewöhnlihe Verjährung von 
31 Zahren 6 Wochen und 3 Tagen, nicht aber 
auf kurze Berjährungsfriften, welche für fpecielle 
Verhältniffe beftimmt find, fich beziehe; 
vergl. Bauer, Erläuter. zur 23ften Decifion, 
$. 11. Bd. 2. ©. 68. 
Rour, über die Verjährung gegen Unmünbige, 
in der Zeitfchrift für Rechtspflege u. Berwalt. 
N. 8. Bb. 6. ©. 306. 
hiernächft beftreite Widerbeflagter feine Berbind- 
lichkeit zur Einlafjung auf die Widerflage mit 
Unrecht, da zu Dedung ber in ber Convention 
ausgeflagten Summe bie Hülfe in einen bem 
Mündel des Widerflägerd gehörigen Außenftand 
legal vollftredtt worden fei, und hierdurch Wibder- 
beflagter nah Maafgabe bes $. 59. des Erecu- 
tionsgefeßes vom 28, Februar 1838 die Rechte 
eines Eeffionars und mit Hinblid darauf, daß 
er zur Einhebung des gedachten Activi zu deſſen 
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Berfallgeit nach Höhe des Schuldbetrags berech— 
tigt, zur Zeit Befriedigung erlangt habe. 

Diefer legteren Anficht fchlofien ſich jedoch bie 
zweite und bie dritte Inſtanz nicht an, das König- 
liche Appellationsgericht zu Leipzig bemerkte 
in dem Erfenntniffe vom 1. October 1853: 

‚die Hülfsvollfttedung in den fragliden Außen: 
ftand gewähre nur ein Object für die fünftige 
Befriedigung, mithin nur die Ausficht auf eine 
bevorftchende Zahlung, und fönne einer bereits 
geleifteten Zahlung, wie fie die Erl. Proc. -Drbn. 
ad ut. VI. g. 1. erfordere, nicht gleich geachtet 
werden, 
und das Königliche Oberappellationsgericht 
machte unter Verweifung auf 
Zeitfchrift für Rechtspflege u. Verwaltung, R. 8. 
Br. 8. ©. 385 flg. 
in dem Erfenntniffe vom 5. Januar 1854 nod bar» 
auf aufmerkſam, 
daß die erwähnte Hülfsvollitredung dem Wider- 
beflagten an fich nicht ein Eigenthum, fondern 
nur ein Pfandrecht an dem dem Unmündigen ges 
hörigen Außenftande gewährte, in deſſen Folge er 
aus dem Hülfsobjecte Durch Bermittelung des 
Proceßrichters feine Befriedigung zu empfan— 
gen habe. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 6. Stück des Geſetz- und Verordnungds 
blattes für das Königreich Sachſen (v. 3. 1854) enthält: 
No. 42. Deeret wegen Verlängerung des Banfnotene 
privilegiumsd und wegen Beflätigung eines Nachtrags 
zu den Etatuten der landftändiichen Hypotheken-, auch 
Leib: und Sparbanf für das Königlih Sächſiſche Marf- 
grafibum Oberlaufig; vom 15. April 1854. No. 43. 
Verordnung, die Verwendung geſundheitsſchädlicher 
Farben zu Kinderſpielwaaren betrefſend; vom 6. Juni 
1854. No. 44. Verordnung zu Bekanntmachung der 
mit der Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung getroffenen 
liebereinkunft wegen foftenfreier Erledigung von Requi— 
fitionen in Criminal- und Poligeiftraffällen; vom 27. Mai 
1854. No.45. Verordnung, die Beftellung von Goms 
miffarien zu Leitung der Landtagswahlen betreffend; 
vom 8. Juni 1854. No. 46. Bekanntmachung, den 
Beitritt Des Gropberzogtbums Baden zum Deutſch— 
Dejfterreichifchen Telegrapbenvereine betreffend; vom 13. 
Juni 1854. No. 47. Verordnung, die Ginihärfung 


des Verbots wegen Einbringung ausländischer Evi 
karten betreffend; vom 3. Juni 1854. No. 48. Ye: 
ordnung, den Wildpretsverkauf betreffend; vom 19. dum 
1854. No. 49. Bekanntmachung, die Advocaten- 
Immatrieulationen betreffend; vom 20. Juni 1854. — 
Letzte Abiendung: am 28. Juni 1854. 


Das 7. Stück deſſelben Gefeg« und Verordnung: 
blatted enthält: No. 50. Berorbnung, die Rüchzen 
ungültig gewordener Scifidpatente betreffend; ver 
20. Juni 1854. No.51. Verordnung, die Ginführes: 
von Dienftbüchern für die Schiffämannichaften bei m 
Elbſchifffahrt betreffend; vom 20. Juni 1854. Na. ii 
Verordnung, die Nachtfignale für die Damıpfichiffe z 
der Eibe betreffend; vom 20. Juni 1854. Neo. 
Derret wegen Beilätigung der Sparcaſſenordnung * 
die Stadt Bernftadbt; vom 30. Mai 1854. 
Verortnung, die Erhöhung des biäherigen Steuergg« 
für Branntwein aus mebligen Stoffen, ingleiden m 
Eingangszolls für Hefe betreffend; vom 28. Juni 1854. 
No, 55. Verordnung, das Kalkmaaß betreffent; sau 
20. Juni 1854. No. 56. Bekanntmachung, die Ara. 
mationdinftanz für das Telegraphenbureau zu Zins 
betreffend; vom 28. Juni 1854. — Letzte Abientur: 
am 15. Juli 1854. 


No. 5i 


Immatriculation von Advocaten. Ba tem 
Minifterium der Juſtiz find im Laufe der erſten Hall 
des Jahres 1854 folgenne Rechtöcandidaten ald Are 
caten immatriculirt worden: 


Karl Theodor Faſoldt, Johann Glemens ftir, 
Friedrich Julius Lippold, Karl Herrmann Jum 
zu Dredven, 

Otto Börner zu Freiberg, 

Eduard Herrmann Ulrich zu Chemnig, 

Eduard Wimmer und Karl Heinrich zu Borna, 

Glemens Guſtav Schedlich zu Crimmitzſchau, 

Ernſt Moritz Grützmann zu Wurzen, 

Joſeph Julius Tſcharmann, Johannes Robert Az 
pendorf, Oskar Bruno Thiermann, Ehbrita 
Julius Tietz und Julius Herrmann Schar ii 
Leipzig, 

Adolph Karl Friedrich Woldemar Ro zu Bilder 
werda, 

Heinrich Auguſt Feurich zu Wechſelburg, 

Wilhelm Guſtav Dietel zu Plauen, 

Alexander Auguft Riedel zu Bompen, 

Dito Leonbardi zu Waldenburg, 

Guftav Theodor Munde zu Reichenbach. 


Redacteur: Dr. Theodor Taudnip. 
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9. 


1. Der Maiaufjtand in Dresden im Jahre 

*»1849 it ald ein Kriegäzuftand anzufehen. — 

2. Inwieweit ift der Staatsfiscus zum Erſatz 

ber Schäden verpflichter, welche das Militär 

während des und nach dem Maiaufftande Privat: 
perjonen zugefügt hat? 


Mitgetheilt von 
Herrn ©. in D. 


Mitte des Jahres 1850 erhob der Pachter bes 
Kammerguts Oftra in Dresden, Carl Martin P., 
gegen den Staatsfisſscus im Königreiche Sachien eine 
Klage folgenden wefentlichen Inhalts: Er habe das 
gedachte Kammergut von Jobanni 1844 bis dahin 
1856 vom Staatsfiscus erpachtet, als bei Gelegen- 
beit ded Maiaufftandes fächftiche und fpäter auch 
preußiſche Truppen das mitten in ben zu dem Kam— 
mergute Oſtra gehörigen Feldern gelegene Bulver- 
Laboratorium feit dem 3. Mai 1849 bis zum Auguit, 
jr October deffelben Jahres beiegt gehalten und durch 
mülitärifche Evolutionen, Erbauen einer Barafe ꝛc. 
Die gedadhten anliegenden Felder verwüftet und ihn 
an deren Bebauung gehindert hätten; dadurch jei 
ihm ein (näher fpecificitter) Schaden von 900 Thlrn. 
—s — sr erwachfen, den er, bei der Weigerung ber 
Adminiftrativbehörde, einkflagen müffe. Der Staats- 
fiscus ercipirte Dagegen, daß der Maiaufitand ein 
bellum internum gewejen fei und Kläger in feinem 
Pachtcontracte ausdrüdlich die Tragung von Kriegs- 
ihäben übernommen habe. Das Nähere ergeben bie 
Entiheidungen. 


Das Königl. Appellationsgericht zu Dres» 
den wies die Klage unterm 9. Auguft 1851, injos 
weit Grfag ber in den Tagen vom 3. bis 9. Mai 
entftandenen Schäden gefordert worden war, in 
der angebradhten Maaße ab und erfannte im 
Uebrigen auf Beweis des Klaggrundes; bie 
Gründe dieſer Entfheidung waren folgende: 

„Der Kläger bat von dem Bellagten auf bie 
Jahre 1844 bis mit 1856 die Defonomie des foge- 
nannten Oftravorwerfes zu Dresden erpachtet und 
übergeben erhalten. Zu ben erpachteten Grundſtücken 
gehören auch Die BI. — verzeichneten, in deren Mitte 
das dem Staate gehörige Pulverlaboratorium fich 
befindet, welches jedoch dem Kläger nicht mit ver» 
pachtet ift. Während des Maiaufftandes des Jahres 
1849 und fchon vom 5. Mai an ward das Labora- 
torium von Militär" befegt, von Kavallerie und 
Infanterie, ed ward Munition angefahren und ab» 
gefahren; dadürch find, wie Kläger anführt, feine 
um das Laboratorium liegenden Pachtfelder zertreten 
und zerfahren, auch ift, wie vom Kläger weiter 
erwähnt wird, eine Barafe zum Schuge des Miliz 
tärd gegen dad Wetter auf diefen Feldern erbaut 
worden. 

Der Kläger, der um Erſatz feines hierdurch ihm 
verurjahhten Schadens an das Kriegsminifterium fich 
gewendet hat, von dieſem jedoch auf ben Rechtsweg 
verwiefen worden iſt (f. pet. lit. con. — Bl. —), 
erhebt rechtliche Klage wegen diefer Schäden, die er 
auf 900 Thlr. — —s quantificirt, und flügt ſich 
zu deren Begründung theild auf die oben bargeftellz 
ten Thatjachen, die von dem Beklagten pet. lit. 
cont. — — — Bl. — jet. Bl. —, mit Ausnahme 
defien, was Kläger über das Zertreten und Zerfahren 
ber Felder angeführt hatte, eingeräumt werden, theils 
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auf folgende, pet. lit. cont, — bis — Bl. — ge= 
feugnete und auf Beweis geftellte Anführungen: er 
habe die gedachten Feldftüden theild mit Kartoffeln, 
Klee oder Dotter beftellt, theils zur Auslegung von 
Kartoffeln vorgerichtet gehabt, ald das Militär zum 
Schuge des Laboratoriumd dort angefommen fei; 
die Grundftüden feien auf Befehl des Kriegsmini— 
fteriums Anfangs von ſächſiſchen, fpäter von preus 
ßiſchen und fächfifchen Truppen occupirt worden und 
bis zum October 1849 occupirt geblieben, es jeien 
diefelben auch durch die Munitionswagen befahren, 
und e8 feien auf denfelben militärische Evolutionen 
und Grercierübungen veranftaltet, dadurch feien aber 
die Felder dergeftalt verwüftet worden, daß er theils 
durch die entbehrte Nupnießung bed Jahres 1849, 
theils durch Die erfchwerte Wiedervorrichtung ber 
Felder zur Nugnießung auf das Jahr 1850, die nur 
durch jene Militärmaaßregeln herbeigeführt worden, 
jene BI. — ſpeciell berechneten Schäden erlitten. 

Zu rechtlicher Begründung der Klage bezieht er 
fi auf die Beitimmungen der |. Aquilia (j. Bl. —), 
auf $. 31. der Berfaffungsurkunde (Geſetzſammlung 
vom Jahre 1831. ©. 248.) und auf $. 7. und 8. 
der Ordonnanz vom 7. December 1837, fowie auf die 
Ausführungsverordnung dazu $.2. (Geſetz⸗ und Ver: 
orbnungsblatt vom Jahre 1837. ©. 143. 171 f.) 

Der Beklagte bezweifelt die Anwendbarfeit diefer 
rechtlichen Grundfäge Bl. — — unter Nr. 2. und 3., 
indem er fagt, die Schäden, deren Erjag der Kläger 
fordert, feien zufällige, nämlich durch einen innern 
Krieg entftandene, nach 8. 19. des Pachtvertrags 
habe der Bellagte auf den Anſpruch auf Erfap von 
Kriegsihäden verzichtet, und Bellagter verlangt Die 
Abweifung der Klage. Der Kläger dagegen beftreitet 
Bl. —, daß ed hier um zufällige, in&befondere um 
Schäben, bie durch Krieg erwachien feien, fich hans 
dele, wiewohl er die Beftimmung in $: 19. des Pacht⸗ 
vertragd, die BI. — wörtlih gegeben it, BI. — 
nicht bezweifelt. 

Die rechtlichen Anfichten der Parteien über bie 
Statthaftigkeit der Klage erfcheinen nun blos zum 
Theil richtig, zum Theil dagegen unrichtig. Noths 
wendig müfjen die zu Begründung der Klage er 
zählten Vorgänge, durch welche die Schäden follen 
herbeigeführt worden fein, je nachdem fie vor dem 
10. Mai oder jeit Diefem bis zum October 1849 fich 
jugetragen haben, unter zwei verſchiedene Weſichts— 
punkte geftellt werden. 

Der am 3. Mai 1849 begonnene und am 9. deſ— 
felben Monats beendigte Waffenfampf der Regierung 
Sr. Majeftät des Könige von Sachſen und des von 
ihr geführten Militärs gegen die damaligen Aufitän« 
diſchen war ohne Zweifel in den hier fraglichen pri— 


vatrechtlihen Beziehungen als ein Krieg zu betrad- 
ten; denn befanntlich beichränft fich der Begriff des 
Kriegs nicht, wie Kläger BI. — geltend machen will, 
auf den Kampf des einen Volkes mit dem andern 
Volke, auf den Kampf mit dem auswärtigen Feinde, 
vielmehr ift diefer Kampf nur die eine species des 
Kriegs, nämlich das bellum externum, und Diejem 
entgegengejegt ift da® bellum internum seu civile 
oder der Waffenfampf in dem Innern eined Staates, 
alfo zwiichen der beftehenden Negierungs = und 
Kriegsgewalt auf der einen, ingleichen einer aus dem 
Volke gegen Jene aufgeftandenen Partei auf de 
andern Seite. 

ſ. Grotius, de jure belli et pacis, lib. I. cap. 3. 
Gin Kampf der legten Art war aber ohnftreitig de 
vom 3. bis 9. Mai 1849 zu Dresden gefämpfte. 

Alles, was die Regierung zum Zwede, ein ik 
günftiges Ende diefes Kampfes herbeizuführen, durt 
ihre Organe that, kann nicht als eine freiwillig von 
ihr ausgegangene, fondern muß als eine von ihren 
Gegnern, den Infurgenten, ihr abgenöthigte Hant- 
lung angefeben, und der aus folden Handlungen 
für dritte Perfonen entftandene Schaden muß, un 
zwar jelbft in dem bei vorliegendem Proceffe ein 
fchlagenden Falle, wo der Dritte mit der Regierung 
in einem Bertragsverhältniffe ftcht, als ein zufälli- 
ger, indbefondere als ein wirklicher Kriegefchaden 
betrachtet werden. Haben nun die Organe ver 
Regierung während des Maifampfes für nothiwenbig 
befunden, das obenerwähnte Pulverlaboratorium 
militärisch zu befegen, deshalb einen Lagerplag auf 
ben Feldern um das Laboratorium herum zu halten, 
über die Felder Munition ab» und zuzufahren, ota 
wohl auch das Militär durch Erercitien in Uebung 
des Dienftes halten zu lafien, jo mug Man Als 
dies für abgedrungene Kriegshandlungen, und x 
dadurch dem Kläger erwachfenen Schäden für Krieg 
jhäden anfehen; und wie nun der Kläger nach $. 18 
bes Pachtvertrags Erſatz von Kriegsfchäden niemal 
von dem Beklagten, feinem VBerpachter, fordern kann, 
jo erſcheint die erhobene Schädenflage, joweit fie auf 
die Vorgänge vor dem 10. Mai 1849 gebaut if, 
als unjhlüffig, und mußte daher zurüdgewieien 
werden. 

Anders dagegen iſt e8 mit der Klage, foweit ſie 
die angeblih durch die fpätern Vorgänge herbei: 
geführten Schäden betrifft. Infoweit war die Alage 
als jchlüffig zu erachten und auf deren Beweis zu 
fprehen. Mit der Beſiegung der Infurgenten, bie 
unbejtritten am 9, Mai 1849 bewerfftelligt war, 
börte der innere Krieg auf, die Regierung erklärte 
zwar noch an demſelben Tage den Kriegszuftand, 
der über bas ganze Königreich verhangen wurde; 


doch ift hierin nicht Die Fortdauer des innern Kriegs 
oder wohl gar bie neuerliche Begründung eines 
folden zu finden, wie der Bellagte folches meint, 
vielmehr ift mit jener Erklärung der Regierung nichts 
Anderes gethan, ald der Uebergang der Eivilfuncz 
tionen (injoweit fie nicht den Eivilbehörden vor: 
behalten wurden) auf die Militärbehörden bis auf 
Miderruf beftimmt worden, 

ſ. Maurenbrecer, deutich. Staatsredht. (Frank: 

furt a.M. 1837.) $. 186. not. n. 

alfo die Ginführung des fogenannten bewaffneten 
Friedend in dem Baterlande zu erkennen. Es ift 
möglich, ja es ift vieleicht wahrfcheinlich, daß es in 
peäventiver Hinficht erforderlich gewejen ift, das 
Laboratorium nody ferner militärifch bejegt zu halten, 
einen militärifchen Zagerplag in der Nähe des Labos 
tatoriums zu haben, die Soldaten zu erereiren, zur 
militäriihen Schulung der Pferde eine Reitbahn 
anzulegen. — Alles aber fann, da nun einmal dies 
jen Handlungen der Begriff bed Kriege nicht zur 
Seite flieht, als Kriegshandlung nicht angeſehen, 
jondern nur für Handlung im Frieden betrachtet, 
und der Daraus entitandene Schaden fann nicht für 
Kriegsichaden gehalten werden. 

Der Kläger konnte daher die Vergütung diejes 
Schadens auf Grund der allerdings hier einjchlagen- 
den, bereits oben citirten Beftimmungen ber Berfaf- 
fungsurfunde und der Ordonnanz vom Jahre 1837, 
von denen Jene keineswegs, wie Bellagter Bl. — 
meint, auf eigentliche Erpropriationen au beichränfen 
iſt — und war zunaͤchſt im Adminiftrativjuftizwege —, 
fordern. 

Hat er nun bei den Berwaltungsbehörben, wie 
ber Beklagte zugefteht, infofern vergeblich Anregung 
gethan, daß ihm lediglich überlafjen worden, gegen 
den Staatsfiscus den Rechtsweg (durch Anftellung 
förmlicher Klage bei dem Appellationggericht zu 
Dresden) zu betreten, und fordert er jegt den Erfag 
feiner Schäden von dem Beklagten, und zwar in des 
legtern Eigenſchaft ald Berpachter, fo fann biefer 
die Zurüdweijung auch dieſes Theiled der Alage mit 
Berufung auf $. 19. der Bachturfunde feineswegs 
fordern; denn der Schaden, infofern ein folcher noch 
nach beendigtem Kampfe verurfacht worden ift, er 
jcheint keineswegs ald ein zufälliger, vielmehr als 
ein duch Handlungen des Verpachters felbft — denn 
der Staat ift ber Verpachter, und der Staat ift auch 
der Urheber jener Schäden, jofern der Kläger feine 
Behauptungen beweift — verurjachter, und es finden 
daher allerdings die Örundjäge der actio ex 1. Aquilia 
utilis im Fragefalle vollftändige Anwendung. 

Noch hat der Beklagte Bl. — unter Ar. — ges 
jagt, der Kläger habe den Umfang des angeblich 
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beſchaͤdigten Areals, ſowie bes Schadens felbft, zu 
groß angegeben. Es kann begreiflih hierin ein 
Grund zur Zurüdweifung der Klage nicht, fonbern 
nur ein partielled Leugnen des Klaggrundes gefun« 
den werben, deſſen Erledigung in das Beweisftabium 
gehört. Im dieſes ift auch das Bl. — geichehene 
eventuelle Erbieten des Klägers zum Schägungseide 
au verweifen.‘ 

Gegen biefes Erfenntniß leuterten beide 
Theile und warteten den Leuterungsprofecutiond« 
termin ab, ald der Sachwalter Klägers deſſen inmit⸗ 
telft erfolgten Tod und in Folge davon die Erlöſchung 
feiner Vollmacht anzeigte. Das Verfahren ward daher 
fiftiet, und beide Theile verfäumten fih an der Leute⸗ 
rungsprofecution. Nach länger ald Fahresfrift trug 
ber Procurator des Staatsfiscus auf Fortitellung 
der Sache an, überreichte den Proferutionsjag und 
bat für fih um Gewährung der Reftitution, wogegen 
des Klägers Erben an ihrem Profecutionsfag ſich 
verfäumt hätten. Diefe widerfpracdhen dem gegneris 
{chen Reftitutionsgefuch, weil unter ihnen Minorenne 
feien und daher der Sag privilegiatus contra aeque 
privilegiatum etc. Anwendung leide, baten indeß 
eventuell gleichfalls um Reftitution. 

Darauf erfannte dad Königl. Appellations- 
gericht zu Leipzig am 20. Auguft 1853, unter 
theilweifer Reformirung ber Entfcheidung erfter 
Inſtanz, auf den Beweis der ganzen Klage und 
compenfirte die Inftanzfoften aus folgenden Grüns 
ben: 

„A. 
Die Formalien der beiderſeitigen Leute— 
rungen betr. 

Obſchon ſich beide Parteien, nachdem ſie nach 
Bl. — und — die Leuterungen rechtzeitig interponirt, 
und nah Bl. — in dem Proſecutionstermine richtig 
erjchienen, an Abjegung des Verfahrens verfäumt, 
fo it doch, Da theils dieſes Verfäumniß nach $. 16. 
jet. 35. des Mandats vom 30. März 1822 der Wirk: 
famfeit der Rechtsmittel an fich nicht präjubicirt, 
theild auf Die beiderfeitigen Reſtitutionsgeſuche BI. — 
und —, beren legterem übrigens, joweit unter den 
Klägern Minorenne befindlih, der Bl. — angezo— 
gene Grundfag: „privilegiatus etc.“ nad klarer Vor: 
fchrift der Erl. Proc.-Orbnung ad Tit. IX. $. 4. 

ehr. Griebner, Discurs ad h. 1. s. v. Aeque 
privilegiatus, 
nicht entgegenfteht, BI. — salvo jure anderweiter 
PBrofecutionstermin bereits anberaumt, biejer BI. — 
abgewartet, und dad Verfahren BI. — und — ab» 
gejest ift, nunmehr feine Veranlaſſung vorhanden 
gemwejen, über fothane Verfäumnifje und Die gebetene 
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und den Parteien bereits factiſch zu Theil gewordene 
Reſtitution in dem Erkenntniſſe Etwas zu bemerken. 
B. 
Die Materialien betr. 
I 
Al Relormaloriam, 

Die von ben Parteien in dem Verfahren und 
von der erften Inftanz in den Nationen Bl. — 
hauptfächlich behandelte Frage ift die, ob die Schä- 
den, deren Vergütung Kläger fordern, ald Kriegs- 
fhäden oder als ſolche Schäden zu behandeln feien, 
welche einer außerhalb des Begriffes eines Krieges 
liegenden Thätigfeit der Staatsverwaltung ihren 
Uriprung verdanfen. 

Hierbei ift es zunächſt, wie auch von ber eriten 
Inſtanz Bl. — angedeutet worden, ganz einflußlos, 
was 8.19. der Urkunde über das zwifchen dem Erbs 
lafjer der Kläger und dem Staatöfiscus gefchloffene 
Pachtverhaͤlmiß in Betreff der Bergütung von 
Kriegsihäden befagt. Denn theild handelt es fidy 
feineswegs um Grfag von Kriegsfchäden in dem 
Sinne, wie folder bei einem Pachtvertrage, ganz 
abgejehen davon, wer der Verpachter ift, in Frage 
fommt, theild würde, wenn auch von ſolchen die Rede 
fein fönnte und dieſe Bertragsbeftimmung bes $.19. 
nicht vorläge, ſchon nad allgemeinen Grundfägen 

Generale, die den Pächtern wegen Kriegsfchäden 
von den Verpachtern zu gewährende Entſchädi— 
gung betr., vom 26. Mai 1810. $. 5. verb.: 
Was aber ıc. (III. C. C. A. L. pag. 239.), vers 
bunden mit Dec. XX. de ao. 1746. 

hierunter den Klägern, ald Pachtern, gegen ben 
Staatsfiscus, ald Verpachtern, in dem concreten 
Falle ein Anjpruch nicht zuftehen. Vielmehr handelte 
ed fich lediglih darum, ob der Fiscus die in der 
Klage bemerkte Beeinträchtigung des dem Erblaffer 
ber Kläger zuftändig gewefenen Fruchtgenuffes feiner 
von dem Militär occupirten Pachtfelder aus dem 
Grunde zu vergüten habe, weil und foweit fie Folge 
ber Bl. — befchriebenen, der Natur der Sache nad) 
int Zweifel von der competenten Militärbehörde ans 
geordneten militäriihen Maaßregeln gewefen ift. 
In diefer Beziehung hat die erite Inftanz unterfchies 
den zwifchen dem Zeitraume vom 5. bis 10. Mai 
1849 und dem, welcher fih von da an bis in Die 
Herbftmonate dejjelben Jahres erftredt hat. Eie hat 
die Klage, foweit fie. ſich auf die in dem erjteren 
Zeitraume erwachfenen Schäden bezieht, in der ans 
gebrachten Maaße abgemwieien, dagegen wegen ber 
auf den zweiten Zeitabfchnitt begüglichen, auf Beweis 
der Klage erfannt: Erftered um deswillen, weil die 
Staatsregierung die bis mit dem 9, Mai 1849 ge: 
troffenen militäriishen Maaßregeln nicht freiwillig, 


J 


ſondern in Folge eines inneren Krieges getroffen 
habe, jomit aber fie zu Vertretung der hierbei für 
Privaten entitandenen Eigenthumsbejchädigungen 
nicht verantwortlich fei, Letzteres, da anzunehmen 
fei, daß mit dem 9. Mai der innere Krieg, durch 
Unterdrüdung des Aufſtandes, zu deſſen Bejeitigung 
er geführt worden, feine Endſchaft erreicht gehabt. 

Die gegenwärtige Inftanz vermag zunächit nict 
die Auffafjung des Zuftandes bis mit dem 9. Mai 
als die eines inneren Krieges zu theilen. Cie bat 
fich diefe Anficht bereitö in dem BI. — angezgogenen 
Falle, wo es nicht erforderlich geweſen, auf jene 
Frage näher einzugeben, 

Wochenblatt für merfw. Rechtsf. Jahrg. 1852 
pag. 304. sub IV. 
tefervirt, und fann fich auch bei nochmaliger Pr; 
fung der Sachlage von der Haltbarkeit Der entge 
genftehenden, beziehendlich a. a. O. ©. 305 fig. det 
weiteren entwidelten Auffafjung nicht überzeugen. 

Daß es fih um einen eigentlichen Krieg, ein 
fogenanntes bellum externum gehandelt, wird ven 
feiner Seite angenommen. 

Allein auch der Annahme eined fogenannten 
bellum internum dürften folgende Erwägungen ent 
gegenftchen: 

Man will ganz dahin geftellt fein laſſen, ob bie 
bemerfte Begriffseintheilung im Allgemeinen eine 
gerechtfertigte ift, und ob wenigftend Fälle der Arı, 
daß in einem Staate zwei, wenigſtens ſich anſchei— 
nend gleichberechtigt entgegenftehende Parteien, 3.8. 
wegen Ungewißheit des Succeffionsrechtes veridie 
dener PBrätendenten, fich mit den Waffen befänrte, 
allerdings die Begrifföbeftimmung eined bellum ı0- 
ternum rechtfertigen. 

Allein nach dem heutigen Staatsrechte und be 
ber heutigen Ordnung des Rechtözuftandes, zum 
in ben Territorien, welche ben deutjchen Bund d 
den, ericheint eine ſolche Auffafiung bedenklich, un 
in der That ijt des bellum internum als eines net 
denkbaren Zuftandes von neueren deutſchen Rechu— 
lehrern, 3. B. von Maurenbredher, Klüber un 
Andern, gar nicht Erwähnung geſchehen. 

Auch ift in feinem Augenblide jener in Dem con 
ereten Halle in Frage befangenen Zeitperiode bad 
Einfchreiten des Militärs lediglich unter dem Geſichte— 
punfte erfolgt, welcher, aus der Repräjentativgemalt 
hergeleitet, ein Auftreten des Staatsoberhaupie 
ganz unabhängig von den fonftigen verfaffungsmäßi- 
gen Regierungsorganen rechtfertigen fan. Vielmeht 
find, ganz abgefehen davon, daß in dem größten 
Theile des Königreichs Sachſen die gewöhnlichen 
Drgane der Staatöverwaltung an der Ausübung 
ihrer Functionen gar nicht behindert gewejen find, 
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auch in Dresden, wie bereits notoriſch ift, theils 
aus dem Geſetz- und WVerordnungsblatte für 1849. 
©. 94. und 95. erhellet, die zu Dämpfung bes Auf- 
ftandes zu treffenden Maaßregeln von ben ordent- 
lichen Spigen der Juftiz und Verwaltung befchloffen 
und angeordnet worden. 

Auch könnte fich die in bem Falle der Empörung 
und hochverrätheriihen Angriffe der Unterthanen 
gegen den eigenen Staat ftatthafte Ausübung jenes 
aus der äußeren Hoheit hergeleiteten Rechtes bes 
Staatdoberhauptes unmittelbar nur gegen bie Em— 
pörer und Staatsverräther, ald vom Staate ſich 
lostrennende, äußern. 

Milhaufer, Sich. Staatsrecht, Bd. I. $. 41. 
p- 129. sub C. 

Gbenfowenig kann aber deshalb allein, weil bei 
Dämpfung jenes Aufftandes ein umfaflender Gebrauch 
von den Waffen gemacht werben müffen, bie Thätig- 
feit des Militärs unter dem Gefichtöpunfte eines 
Krieges aufgefaßt werden, da dieſer Gefichtspunft 
nicht blos ein factifher, fondern ein rechtlicher ift. 

Die Verwendung militärifcher Hülfe und Die 
Anwendung ber Waffen des Militärs gegen Räuber 
und Schmugglerbanden it zu feiner Zeit als ein 
Krieg im ftaatdrechtlihen Sinne angefehen worden, 
und $. 16. der Verordnung vom 7. Mai 1849, das 
Verfahren bei Störungen der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit betr. (G.⸗ u. V.⸗Bl. ©. 93.), bezeichnet 
ausdrüdlich die Verfegung eines Bezirkes in den 
Kriegszuftand ald einen Act der inneren Staats— 
hoheit, indem fie bie Treffung diefer Maafregel dem 
Gejammtminifterium anheim ftellt, ebenjo wie Leg» 
teres von diefer Machtvollfommenheit in dem cons 
ereten Falle nad) der Bekanntmachung vom 8. Mai 
1849. (©. u. B.-Bl. S. 95.) unter Hinweifung auf 
jene geſetzliche Beſtimmung, fomit unter Anerfen- 
nung, daß es ſich um einen von bderjelben betroffenen 
Ball handele, zu einer Zeit Gebrauch gemacht hat, 
wo der Straßenfampf in Dresden noch fortdauerte. 

Uebrigens erkennt auch die erfte Inftanz Bl. — 
felbt an, daß die Berjegung der Reſidenzſtadt 
Dresden und deren Umgebung in einem Kreife von 
3 Meilen in ben Kriegszuftand eine den Begriff des 
Krieges involvirende Maaßregel nicht fei, fondern 
nur einen außergewöhnlichen Friedenszuftand, den 
fogenannten bewaffneten Frieden, bezeichnet. 

Jedenfalls aber ift diefer Zuftand gegen ben 
vorhergehenden ein folder, welcher in rechtlicher 
Hinficht fich mehr Dem Kriege nähert, als der, wo 
die Operationen ded Militärs lediglich noch als ein 
Ausflug der gewöhnlichen abminiftrativen Maaf- 
regeln erfolgten. Kann aber andererfeitd das Factum 
des audgedehnteren Waffengebrauches dieſe Opera- 


tionen, wie vorher gezeigt wurde, nicht ald Krieg 
charafterifiren, jo ericheint nad dem Allen der 
Schluß gerechtfertigt, daß in dem vorliegenden Falle 
die aus dem rechtlichen Verhältniſſe des Krieges 
hergeleiteten Grundfäge, fomit alſo auch die civil: 
rechtlichen in Bezug auf Kriegsfchäden nicht in Anz 
wendung kommen können. 

Unter diefem Gefichtöpunfte mochte die Anwend- 
barfeit der Beitimmungen der Berfaffungsurfunde 
$. 31. und der Drdonnanz vom 7. December 1837. 
8. 7.8. von der gegenwärtigen Inftanz nicht bezwei— 
felt werden. 

Wollte man aber auch hierunter eine andere 
Anficht fajfen und ein bellum internum ftaruiren, fo 
dürfte man doch in dem vorliegenden Kalle in der 
Hauptfahe zu einem anderen Ergebnifje nicht gelan- 
gen fönnen. 

Man hat nämlih nach dem Dafürhalten der 
gegenwärtigen Inſtanz zwiſchen Beichädigungen zu 
unterjcheiden, welche eine Privatperfon in einem 
Kriege duch die Truppen, fei ed einem fremden, 
fei ed ded eigenen Staatsoberhauptes, durch Ver— 
wüftung, Diebftahl und Plünderung erleidet, was 
wenigftens in der Regel nicht mit Zuftimmung der 
Militärbehörden gejchieht und zwijchen folchen Be— 
nugungen bed Privateigenthums, welche im Intereſſe 
bed eigenen Staates und auf Anordnung ded Kriegs⸗ 
herrn und jeiner Mandatare erfolgen. 

Legtere fallen ebenjo, wie gezwungene Ueber: 
lafjungen von Lebensmitteln, Munition, Bferden 
und anderen zur Kriegsrüftung erforderlichen Gegen- 
fänden unter den Gefichtöpunft eines Vertragsver- 
hältnifjes. Der Staat hat nämlich das Recht, alles 
ihm zu Ausübung bed Kriegsrechtes Erforderliche 
anzufhaffen, und die Oefammtfumme des Aufiwandes 
von der Geſammtheit ber Staatsbürger aufgebracht, 
db. h. durch die Staatscafje zu verlangen. 

Es fünnen daher im Zweifel alle Requifitionen 
in dem eigenen Sande ded Kriegsheren nur fo auf 
gefaßt werden, daß dafür der Staat ald Ganzes bie 
einzelnen Privaten, welche zu der Eigenthumsabtres 
tung jivangsweife genöthige worden, aus den von 
ber Gejammtheit ber Steuerpflichtigen aufzubringen- 
ben Mitteln zu entichädigen hat. 

Der Requifition von Naturalien fteht eö aber 
offenbar ganz glei, wenn der Staat zu militäri- 
ſchen Zweden die zeitweilige Ueberlafjung von Im— 
mobilien verlangt, wie dies für den Friedenszuftand 
in ber gedachten Ordonnanz anerkannt ift, indem 
für Fälle, wo bergleichen zu Erercirplägen und 
jonft beanfprucht werben, bie Anmwendbarfeit des 
$. 31. der Berfafjungsurfunde ausdrüdlich aus: 


geiprochen ift. 
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Was hierunter durch den Umftand, daß das eine 
oder das andere zur Kriegszeit erfolgte, geändert 
werden ſollen, ift nicht abzufehen, da der Krieg an 
der Regel, daß alle Bebürfnifie bes Heeres aus ber 
Staatscaffe zu befchaffen find, Etwas nicht ändert, 
fomit alfo ein Jeder, welcher in Folge von Requi— 
fitionen dem Staate für das Heer und deſſen Zwede 
Etwas leiftet oder liefert, oder überläßt, wegen ſei— 
ner Entſchädigung an die Staatscaffe ſtillſchweigend 
gewielen ift. 

Daß nun die Benupung ber Felder, beren 
Bewirthſchaftung Behufs des Fruchtgenuſſes dem 
Erblaſſer der Kläger zugeftanden, zu Lagerplägen, 
Erercirübungen und dergleichen, zu Diefer Kategorie 
gehört, mag um jo weniger bezweifelt werden, als, 
wie gedacht, die Ordonnanz für die Friedenszeit hier 
unter ein auddrüdliches Anhalten bietet. 

Es handelt fi aljo hier gar nicht um eine 
aquilianiiche Eulpa oder um eigentliche Schäden, 
fondern nur um Entichädigung in dem Sinne, wo 
mit diefem Worte eine Vergütung in contractsähns 
lihen Verhältniffen bezeichnet wird, die der im 
Voraus bewirkten contractlichen Feſtſtellung ent- 
behrt. 

Bei ſolchen Leiftungen ift daher an fih nicht 
von Kriegsihäden die Rebe, fondern nur von ber 
zu Staatszwecken geforderten zeitweiligen Ueberlaf- 
fung eines zum Fruchtgenuffe vorgerichteten Grundes 
und Bodens an den Staat, bie nur dann als wirk— 
licher Schaden im rechtlichen Sinne bezeichnet werden 
fönnte, wenn die Staatscafje nicht im Stande wäre, 
den Verbindlichfeiten zu Gewährung des Intereſſes 
nachzukommen. 

Die Auffafſſung empfiehlt ſich, ſelbſt wenn man 
annehmen wollte, daß das Princip, daß im Zweifel 
alle Militärleiftungen entgeldlich ſeien, Ausnahmen 
zum Nachtheile Einzelner zulaſſe, um jo mehr, als 
die Militärbehörde ſchon nach der Ordonnanz jeder» 
zeit berechtigt war, Die entgeldliche Ueberlaſſung 
des betreffenden Areals zu ihren Jweden zu verlan- 
gen, indem fie offenbar in dem Kriege nicht weniger 
Rechte ald in dem Frieden hat, und durch Bean» 
fpruchung in diefem Sinne die betreffende Requifition 
für den Einzelnen mit einer Eigenthumsbeeinträchti= 
gung nicht verbunden ift, auch nicht angenommen 
werden fann, daß der Staat in einem Falle, wo er 
ein Rejultat durch Die ordentlichen Staatömittel, ohne 
Beeinträchtigung einzelner ‘Privaten, erreichen fonnte, 
mit Umgehung dieſes ordentlihen Weges zu einer 
einen Einzelnen bebrüdenden Maaßregel habe ver: 
fchreiten wollen. 

Diefe legtere Anficht tritt auch mit dem, was in 
dem Bl. — beregten Erkenntniſſe des Königlichen 


Oberappellationsgerichtö*) ausgeführt worden, nicht 
in Widerfpruch, indem bier (S. 306.) zu den als 
casıs dem Gigenthümer zur Laft fallenden Kriegs: 
jhäden namentlich ſolche Schäden gerechnet find, 
welche durch an ſich unerlaubte Handlungen der 
Mannfchaften, 3. B. durch Verwüftung, Diebftahl 
und Plünderung, entftanden find, deren Vertretung 
übrigens auch nad der a. a. O. ©. 302 ff. ent— 
widelten Anficht des Königl. Appellationsgerichts zu 
Leipzig dem Staate ohne den Hinzutritt befonderer 
Umftände nicht angefonnen werben fann. 

Stellt fi daher auch unter diefem Gefichtspuntie 
ber Anfpruch der Kläger an fich ald begründet bar, 
fo bat fich die zweite Inftang nicht entbrechen kön: 
nen, auf das Rechtsmittel derfelben reformatoriih 
und auch; auf Beweis desjenigen Theiles der Klagt 
zu erkennen, welder von der vorigen Inſtanz in 
der angebrachten Maafe abgewieſen ift. 

1. 


Ad Confirmatoriam, 

Nach diefer Auseinanderfegung bedarf es cine 
bejonderen Rechtfertigung der Gonfirmatoria auf des 
Beklagten Rechtsmittel nicht, indem diefe aus jener 
mit Nothwendigfeit folgt. 

Endlich war 

C. 
ben Koftenpunft betr. 
bie ausgeiprochene Gompenfation der Koiten zweiter 
Snftanz jchon dadurch nothwendig gemacht, daß von 
beiden Theilen Rechtsmittel vorgelegen.” 

Segen diefes Grfenntniß appellirte Betas, 
und das Königlihe Oberappellationsgeriät 
wies nunmehr am 7. Februar 1854 unter Compen 
jation der gefammten Procefkoften die ganze Klage 
in ber angebrachten Maaße ab. Die Entſche— 
bungsgründe find, mit Weglaffung eines sta 
causae, folgende: 

ꝛc. „Das Königliche Oberappellationsgericht ba 
der Anficht der erften Inſtanz beizupflichten, um 
würde daher dem Rechtsmittel des Beklagten zwer 
infoweit, ald ed auf Wiederheritellung des eriten 
Grienntniffed gebt, doch nicht infoweit, als der Br 
klagte die Abweifung der ganzen Klage verlangt, ju 
entiprechen haben, wenn nicht ein beionderer fer 
meller Grund, deſſen weiter unten zu gedenken fein 
wird, es behinderte, auf den Beweis der durch bie 
Veranftaltungen auf den fraglichen Feldern nad 
dem 9. Mai 1849 verurfachten Schäden zu inter: 
loquiren. 

Bei der Beurtheilung des in der Klage gelten? 
gemachten Anfpruchs hat man in factifcher und 
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rechtlicher Hinficht vornämlich Folgendes in Betracht 
zu ziehen: 
1. 

Auf das Pachtverhältnig ift die Klage nicht ges 
ftügt, ed hätte Dies auch nicht mit Erfolg gefchehen 
fonnen. Die römijch rechtlichen Principien über bie 
Berbindlichkeit des Verpachters, dem Pachter eines 
Landgutes, wenn dieſem durch einen Zufall 

(vis cui resisti non potest, 1. 15. $. 2. D. loc. 

[19. 2.] 

vis major, vis divina, 1. 25. $. 6. eod.) 
ein erheblicher Verluſt an den Früchten entiteht, 
einen Remiß am Pachtgelde zu bewilligen, haben in 
Sadjen, jowohl im Allgemeinen, durch die 20fte 
Deciſton v. 3. 1746, als fpeciell in Bezug auf bie 
im Kriege durch Verwüftungen ensftehenden Scyä- 
den — (Kriegsſchäden) —, burch $. 5. des Generale 
vom 26. Mai 1810 

(Cod. Aug. Cont. IH. Abth. 1. ©. 239 flg.) 
eine weſentliche Mobdification erlitten, indem ein 
Remibanfprud nur dann erhoben werden fann, wenn 
der Verluſt die Hälfte des jährlichen Pachtgeldes 
überfteigt. Hieran hat im Hauptwerfe der zwijchen 
bem Staatöfiscus und dem Erblafjer der Kläger eins 
gegangene Pachtcontract Etwas nicht geändert. 
Bielmehr hat fi im $. 19. der Pachter verbindlich 
gemacht, alle während ber Pachtzeit die Guts— 
nugungen treffende Schäden, einfcließlich ber 
Kriegsihäden, allein zu tragen, indem ihm nach 
88. 20. lg. ein Anfpruch auf Beihülfe Seiten des 
Verpachters nur dann zuiteht, wenn der Schade bie 
Hälfte des Ausdrufches an Sommers und Winters 
getreide, wie folcher in einem Anfchlage vom Jahre 
1820 angenommen worden ift, überfteigt; Darauf, 
baß der Verluſt biefe Höhe erreiche, wird in der 
Klage ſich nicht bezogen. 

Gegen den Staatsfiscus, ald Verpachter, könn— 
ten die Kläger daher einen Anfpruch aus Dem Ber; 
trage anders nicht erheben, ald wenn anzunehmen 
wäre, daß zu den in der Klage und deren Beilage 
Bl. — angegebenen Berwüjtungen auf den Feldern 
ber verpachtende Staatsfiscus jelbft eine ihm als 
dolus oder culpa anzurechnende Veranlafjung geges 
ben hätte. 

Das wiederholte Anführen in der Klage, 

(Bl. — verb. mit Bl. — ad pet. lit. cont. — und 

Bl. — ad pet. lit. cont. —) 

Daß die ftärfere Bejegung des Pulverlaboratoriums 
— die Benugung der von dem Erblaffer der Kläger 
erpachteten Felder zu militärifchen Zweden — auf 
Anordnung der Staatsregierung gefchehen fei, würde 
einen Anſpruch aus dem Pachtverhäftniffe nur dann 
begründen, wenn Daraus, daß das Militärgouver- 


nement jene Anordnung ertheilte, bie in der Klage 
Bl. — aufgeftellte und von dem Beklagten BI. — 
ad pet. lit. cont. — beftrittene Behauptung, es liege 
ein durch ben Verpachter felbit und befien freien 
Entſchluß verurſachter Schaden vor, mit Nothwen— 
digfeit gefolgert werden müßte. 

Wäre aber dieſe Folgerung begründet und des— 
halb der Schaben als ein Kriegsfchaden, oder ald 
ein jonft durch einen unabwenbbaren Zufall — (vis 
major) — herbeigeführter nicht anzufehen, dann 
wirde es nicht einmal der Berufung auf das PBadıt- 
verhältnig bedürfen, fondern ber Anfpruch, aud 
wenn die Felder den Klägern eigenthümlich gehörten, 
begründet ericheinen. 

Allein, zu dem Schaden, welchen der Erblafjer 
der Kläger duch die auf den erpachteten Feldern 
während der Zeit vom 3. bis zum 9. Mai 1849 vor- 
gekommenen VBerwüftungen erlitten haben will, hat 
überhaupt der Staat feine Beranlaffung gegeben, 
fondern 

2. 
es ift diefer Schaden als ein Kriegsſchaden anzu— 
fehen. 

Schon bei der Entjcheidung von andern Rechte: 
ftreitigfeiten über die Entfhädigung für die bei dem 
Kampfe in Dresden von den Soldaten gefchehenen 
Bermwüftungen — 

f. Wochenblatt f. merkw. Nechtsfälle, Jahrg. 1852. 
S. 306. 307. 
hat ſich das Oberappellationsgericht dahin ausge— 
fprochen, Diefer Kampf fei als eine wirkliche Kriege: 
führung, als ein innerer Krieg zum Schuge des 
Regierungsrechtes bes Staatsoberhauptes zu betrach- 
ten, obwohl den Aufftändifchen die völferrechtliche 
Stellung einer friegführenden Partei nicht zufomme. 
Diefe Unficht aufjugeben, liegt fein ausreichender 
Grund vor. Daß fich jener Kampf, wie notorijch 
und aus den Schilderungen in den Schriften von 
Graf von Walbderfee, der Kampf in Dresden 
im Mai 1849. (Berlin, 1849.) und 
A. von Montbe, der Maiaufitand in Dresden. 
(Dresden, 1850.) 
hervorgeht, in feiner äußeren Erſcheinung als 
ein Krieg barftelle, kann wenigftens nicht beftritten 
werden. Diefer factifche Geſichtspunkt ift allerdings 
von Ginfluß bei der Frage, ob eine bei dieſem Kampfe 
erfolgte Bejhädigung nah den Principien ber im 
Kriege und durch die Kriegsführung, oder der im 
Zuftande des Friedens entftandenen Schäden zu bes 
urtheilen fei. 

Aus dem replicatorifchen Anführen in der Klage, 

(Bl. — verb. mit Bl. — ad pet. lit. cont, — und 
Anmerf.) 
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daß es zu einem wirflichen Kampfe in ber Gegend 
des Pulverlaboratoriums nicht gefommen ſei, fann, 
felbft abgejeben davon, daß es nicht ganz richtig ift, 
die Folgerung nicht abgeleitet werden, daß der that- 
jächlihe Zuftand kines Krieges ſich auf jenen Drt 
nicht erftredt babe, und daß das, was dort ver— 
anftaltet und vorgenommen worden, als eine Maaß— 
regel im Frieden gelten müfle. Erwägt man bie 
Lage des Ortes und die fonftigen bierbei zu berüd- 
fihtigenden Umftände, 

ſ. Bl. — — —, auch 

Walderfee, im angef. Buche, Seite 31. 84. 

121 flg. 124. 
Montbe, im angef. Buche, Ceite 69. 139. 
280 fig. 

fo fann nicht bezweifelt werden, daß das Pulver: 
laboratorium und defien Umgebung von der damas 
ligen Kriegsführung mit berührt wurde, und daß 
die auf den das Laboratorium umgebenden Feldern 
durch die darauf ftattgefundenen militärifchen Auf— 
ftellungen und Bewegungen veranlaßten Berwüftun- 
gen den im Kriege und durch den Krieg entftandenen, 
jomit den Kriegsjchäden beisuzählen feien, für welche 
weder der Verpachter dem Pachter, noch auch ber 
Staat den von einer ſolchen Galamität betroffenen 
Privarperfonen eine Vergütung zu leiften verbuns 
den ift. 

Daß der Begriff der Kriegsſchäden nicht auf 
diejenigen Schäden zu beichränfen fei, welde an 
dem Orte felbft, wo der Kampf ausgebrochen und 
geführt worden, entftanden find, fondern daß dahin 
auch die an einem von dem Kampfe nahe bedrohten 
Plage durch die Behufs der Vertheidigung gegen 
feindliche Angriffe nothwendig zu treffen gewejenen 
Maafregeln entftandenen Schäden gehören, hat 
überdies der Erblafier der Kläger im $. 1. der nad 
$. 28. des Pachtcontractes einen integrirenden Theil 
defielben bildenden Beilage fogar fpeciell anerkannt, 
indem nach biefer, den Begriff der Kriegsichäden 
bezeichnenden Stelle des Vertrages ald Kriegsfchäden 
alle diejenigen Echäden betrachtet werben follen, 
welde in unmittelbarer Beziehung auf einen 
Kriegs zuſtand im Lande ftattgefunden haben, ohne 
Unterfchied, ob folche durch befreundete oder feind- 
lihe Truppen veranlaßt worden find. 

3. 

An der Eigenjchaft der Kriegsſchäden wird, auch 
abgejehen von der fo eben angezogenen Beftimmung 
im $. 1. der Bertragsbeilage, dadurch nichts ges 
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ändert, baß die Aufftellung ber Truppen auf ben 
fraglichen Feldern und bie von ihnen darauf vor: 
genommenen militärifchen Operationen, wodurch bie 
in der Klage und deren Beilage beichriebenen Ver: 
wüftungen angerichtet worden fein follen, nach dem 
Gonfefjate des Bellagten in der Anmerfung zum 
26jten Einlafjungsabichnitte (BI. —) auf Anordnung 
bes Militärgouvernements erfolgt find. Wenn, wie 
ad 2. dargelegt worden, ber damalige Kampf der 
Truppen mit den Infurgenten ald ein Krieg zu be 
trachten ift, welcher fich auch auf Die Umgebung des 
PBulverlaboratoriums erftredte, wenn darüber, das 
diefe von der Militärcommandobehörbe, mithin ir 
Ausübung eined dem Staatsoberhaupte als Kriege: 
bern zuftehenden Rechtes ausgegangene Anorbnuns 
nicht eine die Staatsverwaltung betreffende 2er. 
fügung, fondern eine auf die damalige Kriegsführung 
unmittelbar ſich beziehende ftrategifhe Maaßtegel 
war, nicht gezweifelt werden fann, und wenn biete 
ftrategiihe Anordnung, wie von den Klägern nidt 
beitritten wird und wie Dies, dafern über dieſe frag 
im Givilproceffe zu enticheiden wäre, nad dam 
Dbigen unbebenflih angenommen werden mußte, 
eine durch den Kampf in der Stadt nothwentig ge 
botene geweſen ift, fo fehlt feine der Borausjegun 
gen, unter denen die in Folge jener militärischen 
Anordnung eingetretenen Verwüftungen auf den in 
der Klage angegebenen PBachtfeldern den Ariegd: 
jhäden eben fo beigezählt werden müfjen, wie bie 
durch das auf militärifche Anordnung geſchehene 
Beichießen der von den Aufitändifchen beiten 
Häufer und durch die Ducchbrehung von Mar 
entftandenen Schäden. 
4. 

Die vorige Inftanz hat BL. — zu deduciten » 
fucht, daß der Kampf in Dresden fein Krieg 
ftaatsrechtlichen Sinne gewefen, daß mithin aud % 
civilrechtlichen Grundſaͤtze über Kriegsichäben nit: 
vielmehr die Veftimmungen im $. 31. der Bari 
fungsurfunde vom 4. Eeptember 1831 und in te 
88. 7. 8. der Ordonnanz vom 7. December 18 
anwendbar wären. Da nad dem ad 2. und 3. 
Ermittelten die Annahme, worauf die Folgen; 
beruht, nicht begründet erſcheint, fo fällt dami 
zugleih die Folgerung hinweg. Der Inhalt die 
fer Beſtimmungen felbft widerlegt aber aut 
deren Anwendbarfeit auf ben vorliegenden Aal 
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Wenn nun $. 31. der Berfafjungsurfunde bemjeni- 
gen, welder fein Eigenthum oder jonftige Rechte 
und Gerechtigfeiten zu Staatszwecken abzutreten 
hat, weil dies nach dem Ermeſſen der oberften 
Staatsbehörbe eine dringende Nothwendigfeit ges 
bietet, Entfhädigung zugefagt wird, fo hat hierbei 
ganz gewiß nicht der Fall mit getroffen werden f 


len, wo dadurch, baß während eines Krieges, ober 


Doch eined dem Kriege gleichen Kampfes im Lande 
einer Truppenaufftelung zur Bertheidigung eines 
wichtigen Plages gegen die Feinde erfolgt, die zu 
erwartende Feldnutzung auf biefem Plage verwüftet 
wird, wo aljo ber dem Privatmanne erwachiene 
Schaden eine Folge der Kriegsführung if. Die 
Ordonnanz vom 7. December 1837 bezieht fich nad) 
dem ausdrüdlichen Ausſpruche im $. 1. nur auf Die 
im Sriedenszuftande für das Militär zu gewähren: 
den Bebürfniffe, und in den $$. 7. und 8. auf bie 
den Beldbefigern obliegende Verbindlichkeit zu Abtres 
tung ber zu Uebung der Truppen im Freien nöthigen 
läge gegen nach $. 31. der BVerfafjungsurfunde 
auszumittelnde Entfhädigung. Es würde ſich fra- 
gen laffen, ob, wenn während jenes Kriegsjuftandes 
Die in ber Klage angegebenen #eldftüde von dem 
Königlichen Kriegsminifterium bloß zu dem Behufe, 
um Truppenabtheilungen im Freien zu üben, in 
Anfprud genommen worden wären, die für eine 
folche Abtretung im Friedendzuftande ertheilten Be- 
ftimmungen $$. 7. und 8. der Ordonnanz analog zur 
Anwendung fommen möchten; dieſe Frage erledigt 
fich jedoch dadurch, daß in der Klage eine folce 
Behauptung gar nicht aufgeftelt (ſ. BI. —), fondern 
angegeben wird, bie Verwüftung fei vornämlich, 





oder boch zugleich, in Folge anderer, auf den Schuß 
und bie PVertheidigung des PBulverlaboratoriums 
gerichteter Maafregeln, nämlich dadurch entitanden, 
baß auf den Feldern an verfchiedenen Stellen bie 
Leute und Pferde gelagert, allerwärts Munitions- 
und andere Wagen hin» und hergefahren, Barafen 
erbaut, Maͤrſche und Evolutionen ausgeführt und 
Reitübungen angeftellt worden wären. 
Hierans ergiebt es fi — zugleich, 


daß die Verwüſtung * fraglichen Felder keines⸗ 
wegs, wie Bl. — in voriger Inſtanz geſchehen, aus 
dem -Gefichtöpunfte eines VBertragsverhältniffes aufs 
zufafien, und aus dem Cage, ed habe der Staat 
auch während eines Kriegs die Mittel zu Beihaffung 
ber Armeebebürfnifje zu gewähren, die Begründung 
des Anſpruchs auf Entfhädigung gefolgert werden 
fünnen. In ber Klage ſelbſt wird auf ein ſolches 
Verhältniß nicht hingedeutet, im Gegentheile nur 
von Verrichtungen geſprochen, welche durch Die 
zur Vertheidigung des Pulverlaboratoriums aufs 
gefellten Truppen verurfacht worden wären. Von 
einer blos die Erfüllung eined Armeebebürfnifies 
betreffenden Requifition fann offenbar hier nicht Die 
Rede fein. Und wollte man fogar annehmen, ed 
fafje fich derjenige Nachtheil an der Feldnugung 
dahin rechnen, welcher blos dadurch eMtftanden ift, 
daß während jener Tage bisweilen militärifche 
Uebungen auf den Feldern flattgefunden haben, jo 
würde cd, felbft abgefehen von den gegen eine 
folhe Annahme Überhaupt hervortretenden Beben- 
fen, immer an jchlüfjiger Begründung der Klage 
ſchon infofern fehlen, als darin der durch bieje 
militärifchen Uebungen entftandene Schade, von bem 
durch die übrigen auf bie Kriegsführung fich bezie- 


henden Maaßnahmen verurfachten, nicht geichieben 
worben if. 
6. 

Die von den Klägern (Bl. — — — wiederholt 
berufenen römijch rechtlichen Grunbfäge über Die lex 
Aquilia ftehen denfelben, wie der Beklagte BI. — — 
nicht unrichtig replicirt, eher entgegen als zur Seite. 
Die Aquilifhe Klage fegt eine den Schaden ver- 
urfachende widerrechtlihe Handlung — (injuria — 
1.1.1.2. pr. D. ad L. Aquil. [9. 2.] — non jure 
factum, contra jus — |. 5. $. 1. eod.) — voraus, 
an welcher es bier fehlt, da das Militärcommando 
nicht blos im vollen Rechte, jondern ſogar verpflichtet 
war, das Pulverlaboratorium gegen die zu befor- 
genden Angriffe der Infurgenten zu fügen und zu 
diefem Behufe die nöthigen Mittel zu ergreifen, zu 
deren das, was auf den in der Nähe befindlichen 
Feldern geihah, gehörte. Nicht hierher paſſend ift 
infonderheit die vornämlich berufene 1. 45. 8. 4. D. 
ad L. Aquil. Zwar fügt fie dem bereits J. 4. pr. eod. 
ausgefprochenen allgemeinen Anerfenntnifje der et» 
laubten Nothwehr 

„adversus periculum naluralis ratio permittit 

se defendere* — „vim vi defendere omnes 

leges omniaque jura permiltunt‘ 
die Befchränfung Hinzu, daß die Verlegung eines 
Andern, ald deſſen, gegen den die Nothwehr auszu— 
üben war, Dadurch nicht gerechtfertigt werde. Allein 
bei dieſer Befchränfung wird, conform mit der Regel, 
nach welcher das Aquiliſche Gefeg nicht blos gegen 
den dolus, fondern auch gegen jede culpa geht, nach 
der richtigen Einhaltung des Beklagten BI. — eine 
Verlegung des Dritten durch culpa vorausgefegt. 
Ein jolcher Fall, von welchem bie 1. 45. $. 4. hans 
beit, liegt bier nicht vor. 

Eine pafjendere Analogie würben, wenn es deſſen 
zu Widerlegung des auf Die aus der Zeit vom 3, bis 
zum 9. Mai 1849 herrührenden Schäden gerichteten 
Verguͤtungsanſpruchs noch bebürfte, die von bem 
Bellagten BI. — bezogenen Beftimmungen in |. 49. 
8.1. D. ad L. Aquil. und 1. 3. $. 7. D. de incendio, 
ruina etc. (47. 9.) barbieten, wonach der Eigen» 
thümer eines Haufes, welches der Nachbar, um bei 
einer Feuersbrunſt von dem feinigen bie Gefahr 


abzuwenden, niedergerifien hatte, gegen dieſen auf 


Entjhädigung nicht Hagen fann, und zwar aus dem 
in 1. 3. $. 7. binzugefügten Grunde: 
„nec enim injuria hoc fecit, qui se tueri voluit, 
cum alias non posset.‘“ 
Die Kläger laffen bei der von ihnen Bl. — diesfalls 
erhobenen Ginwendung den wefentlihen Umftand 
unbeachtet, Daß, wenn auf den am Bulverlabora- 
torium gelegenen Feldern die erwähnten militärifchen 
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Maafregeln nicht ftattgefunden hätten, das Labora- 
torium eben fo, wie ed mit der Pulvermühle ges 


ſchah, 








ſ. Walderſee, im angef. Buche S. 121. 


in die Hände der Inſurgenten gefallen fein würde. 


Die Berufung der Kläger (Bl. —) auf J 1.D. 


de L. Rhod. de jactu (14. 2.) endlich anlangent, 
fo genügt die Hinweifung darauf, daß Diejes auf 
Gründen der Billigfeit beruhende Geſetz ein gan 
fpecielles Verhaͤltniß betrifft, und wenn ihm aus 
von manchen Rechtölehrern eine analoge Anwenduns 
auf andere Verhältniffe zugeftanden wird, doch, Teltt 
abgejehen von den einer foldhen Grtenfivanwendum 
überhaupt entgegenftehende Bedenken, 


vergl. Glück, Pandecten» Commentar, Thl. 14 
©. 234. 
Puchta, Bandecten, $. 368. a. €. 
wenigitens bei Kriegsſchäden, wie fie hier in der 


Klage angeführt find, eine den Staat treffende Br: 


bindfichfeit zue Uebertragung auf jenes römiihe 
Sperialgefeg nicht geftügt werden fann. 
7 


Stellt ſich ber Anfpruch der Kläger inſoweit, a4 
er die Vergütung derjenigen Schäden betrifft, weli 
durch die während der Tage vom 3. bis zum 9. Mai 
1849 auf den erpachteten Feldern ftattgefundenen 
militärifchen Maaßregeln entftanden find, um des⸗ 
willen als unftatthaft dar, weil der Kampf in Dret: 
den während jener Tage ald eine Kriegsführung zu 
betrachten ift, welche die Umgebung des Pulse: 
laboratoriums mit berührte, fo folgt von jelbt tur 
aus, daß diefer Abweifungsgrund einem Aniput: 
auf Vergütung derjenigen Schäden nicht entgegen⸗ 
ſteht, welche dadurch, daß nah Beendigung die! 
dem Kriege gleich zu achtenden Zuftandes die Fur 
der Kläger zur Benugung nicht wieder überise 
wurden, und durch das, was auf Anordnung ® 
Militärbehörde weiterhin Darauf vorgenommen war, 
entftanden find. Diefer Zuftand des Kriegs erreidt 
da an einen Friedensabfhluß im völkerrechtlide 
Sinne bier nicht zu denfen ift, mit der nmoterit 
und nach ben oben allegirten geſchichtlichen Darkt 
lungen 

ſ. Walderſee, Seite 205 fly. 

Montbe, ©. 299. 
am 9. Mai 1849 erfolgten Beendigung des Kamried, 
der Ueberwältigung des Aufftandes, der Verhaftung 
und beziehendlich Flucht der Aufftändifchen feine Ent 
ſchaft. Die dahin gerichtete Anficht der erften Inttanı 
(BL. —) flimmt mit der von dem Oberappellatien® 
gerichte in früher entfchiedenen Rechtsſachen 

f. Wochenblatt für merkw. Rechtsf. v. J. 1852 

Seite 306 flg- 
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ausgeſprochenen überein. Diejenigen Vorſichtsmaaß— 
regeln, welche von da an durch die Staatsbehörden 
getroffen wurden, ſind den Verwaltungsverfügungen 
im Friedenszuſtande beizuzaͤhlen, und die dabei aus 
Rüdfichten für Staatszwecke als nothwendig erachte— 
ten, in das Vermögen der Privatperfonen eingrei— 
fenden Beranftaltungen begründen einen Anſpruch 
auf Entſchaͤdigung, indem bier, wie von ber erften 
Inſtanz Bl. — bereit bemerft worden ift, bie im 
$. 31. der Berfaffungsurfunde von 1831 und, hin- 
fichtlih der Entziehung von Ländereinugungen zu 
militärifchen Zweden, in den $$. 7. 8. der Orbons 
nanz vom 7. December 1837 Anwendung leiben. 
Daß durch die unter Bezugnahme auf $.16. ber ale 
Gejep geltenden Verordnung vom 7, Mai 1849 
erlaffene Bekanntmachung des Königlichen Gefammt; 
minifteriumsd vom 8. Mai 1849, die Verfegung ber 
Nefidenzftadt Dresden und deren Umfreifes in den 
Kriegsitand betr., weder ein völferrechtlicher, noch 
ein factifcher Zuftand des Krieges herbeigeführt wor- 
den ſei, ijt dem Beflagten bereits von den beiden 
vorigen Inftanzen (BL. —) eingehalten worden. 
Der wiederholte Antrag deſſelben (Bl. —) auf Ein— 
holung eines Gutachtens Sachverftändiger Darüber, 
ob der Krieg ald am 9. Mai 1849 beendigt anzu— 
feben ſei, ftellt fih ohne Weiteres als unbeadt- 
lich bar. 
8. 

Hiernach würde das Urthel der erften Inſtanz, 
welches die Klage blos in Betreff des Grjages der— 
jenigen Schäden, welde buch die Vorgänge vor 
dem 10. Mai 1849 verurfacht worden fein follen, in 
angebrachter Maaße abweijet, übrigens aber aufrecht 
erhält, und auf deren Beweis interloquirt, wieder 
berzuftellen und Die (Bl. —) gegen den confirmato- 
riſchen Theil des zweiten Erfenninifjes gerichtete 
vierte Appellationsbeſchwerde des Beklagten für un— 
erheblich zu erklären fein. Allein ed fonnte Died 
nicht geichehen, vielmehr mußte dem Antrage auf 
Abweilung der ganzen Klage um deöwillen entfpro= 
chen werden, weil fie darüber, welche Schäden durch 
Die Vorgänge in der Zeit vom 3. bis zum 9. Mai 
1849, und welche Durch die Borgänge in ber fpäteren 
Zeit verurfacht worden jein follen, feine fpeciellen 
Angaben, mithin feine ſolchen tharfächlichen Unters 
lagen, welche zum Beweije audgejegt werden könn— 
ten, enthält. Hiervon hat man ſich fofort zu übers 
zeugen, wenn man den Inhalt der Klage (Bl. — — 
verb. mit Bl. — pet. lit. cont, —), fowie die lag: 
beilage O (Bl. —) vergleiht. Um dem Richter, 
welcher das Endurthel nach geführtem Beweije ab- 
zufaſſen hat, darüber Gewißheit zu liefern, welche 
Schäden durch die früheren, und welde durch die 


fpäteren Vorgänge entftanden find, wiürben die zur 
Begründung der Klage, joweit jie ftatthaft, nöthigen 
und daher in dieſe gehörigen fpeciellen factifchen 
Angaben im Beweiſe nachzubringen fein, und es 
würde dadurch dem Bellagten das Gehör im erften 
Verfahren verfürgt werben. 

Obwohl ber Beklagte weder im erften Verfahren, 
noch bei feinen Rechtömitteln gegen die Exrfenntniffe 
der vorigen beiden Inftanzen dieſen Mangel an 
Specialität des Klagvorbringend als einen Grund 
zur Klagabweilung ausgehoben hat, jo fonnte dies 
doch, da der Richter die Schlüfligfeit ber Klage von 
Amtöwegen zu prüfen und auf Beweije, welche bei 
der Mangelbhaftigfeit des Klagvorbringens zu einem 
Kefultate nicht führen können, dafern ſich nicht der 
Gegner bamit einverfteht, daß den Mängeln ber 
Klage im Beweife noch abgeholfen werde, nicht zu 
interloquiren hat, die jegige Inftanz nicht behindern, 
dem Antrage des Bellagten auf Abweifung der Klage 
aus diefem Grunde Gewährung zu ertheilen. 

9. , 

Diefer Abweifung ber Klage ungeachtet, mußte, 
da nad den vorftehenden und ben den vorigen 
Erfenntniffen beigefügten Entiheidungsgründen die 
Sache verfchiedenen Anfichten Raum giebt, Die Coms 
penfation der Proceffoften billig erfheinen, und die 
Vergleihung der Appellationsfoften rechtfertigt fich 
überdies durch den Wechjel ber Entjcheidungen in 
der Hauptſache.“ 


92. 


Bei im gewöhnlichen Verkehre befindlisben 
Gegenftänden fann ein augemeſſener Kaufpreis, 
auch wenn er nicht ausdrücklich bedungen wor— 
den, vom Verkäufer gefordert werben. — Das 
Anführen, daß der geforderte Preis orts- und 
geſchaͤftsüblich jei, bedarf Feines fürmlichen 
Beweiſes. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. H. in 3. 


Anne Roſine verw. ©. in DO. erhob im Jahre 
1852 wider Conrad ©. in ©. bei dem Königlichen 
Sandgerichte zu 3. Klage auf Bezahlung von 
59 Thalern 23 Ngr. 4 Pi. Kaufpreis für Braun« 
kohlen, welche der Beklagte auf vorhergegangene 
Beitellung von ihrem am 6. März 1852 verftorbenen 
Ehemanne, dem Braunfohlenwerfsbeliger Eh. ©. S. 
zu ©. in der Zeit vom 8. März bis 1. Mai 1851 
geliefert erhalten und in Empfang genommen habe. 
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Zu Begründung ber Klage, in welche bie ein- 
zelnen Kohlenlieferungen mit Angabe ber Zeit, ber 
Quantität, Sorte und ber Preife aufgenommen 
waren, bemerfte die Klägerin, baß eine jede ber 
Zufendungen mit Benennung bed Jahres und Tages 
ber Lieferung, der Qualität und Quantität, jowie 
ber Preiſe nach Scheffeln in ein dazu beftimmtes 
Buch von ihrem Erblaſſer eingefchrieben worden 
wäre, daß dafjelbe der Beflagte in feiner Verwah— 
rung gehabt und nad erfolgtem intrage Seiten 
bes Erblaffers der Klägerin jedesmal wieder zurüds 
erhalten, auch an fich genommen und fchon dadurch 
die gejtellten Preife genehmigt habe; ferner, daß 
diefe Preife auf mehreren namhaft gemachten benach— 
barten Kohlenwerken gefordert und erlangt würben, 
mithin ortds und gefhäftsüblich wären. 

Wegen der Sacjlegitimation bat Klägerin in 
dem Ueberreichungsicreiben das zugleich die Nach— 
laßbehörde bildende Procefgericht um ein Marginal- 
atteft darüber, daß ihr Ehemann, Eh. ©. ©., fie 
in einem kurz vor feinem Tode errichteten Teſtamente 
infofern als alleinige Univerfalerbin eingefegt habe, 
als darin ihren Miterben, den von ihr mit dem Erb» 
lafjer erzeugten ſechs Kindern, nur beftimmte Sums 
men als Erbtheile ausgefegt worden. 

Das Anführen bezüglich der Führung eines 
fogenannten Beibuchs und des Eintrags der jeded- 
maligen Lieferung von Braunfohlen in daffelbe, ſowie 
die behauptete Orts- und Gejchäftsüblichkeit der ge— 
forderten Preife hatte Klägerin auf Beweis geftellt, 
über den übrigen Klaginhalt dagegen den Eid an- 
getragen. 

Bellagter beantwortete die Klage verneinend, 
forderte Vorftand der Procepfoften halber, beftritt 
die Hägeriiche Legitimation zur Sache, behauptete 
Unfcplüffigkeit der Klage aus. dem Grunde, weil fi 
Klägerin darin nicht auf eine Vereinbarung über 
ben Kaufpreis zwiſchen ihrem Grblaffer und dem 
Beklagten zu beziehen vermocht, und gab den Eid 
zurüd. 

Am 29. December 1852 publicitte das Proceß— 
gericht folgenden Beſcheid: 

„Weil die Ausjtellung des Bellagten BI. — 
sub b. gegen bie Sacdlegitimation der Klägerin 
unerheblich erfcheint, immaaßen aus dem gerichtlichen 
Zeugniffe BL. — erhellt, daß Ehriftian Gottfried ©. 
in einem gerichtlich niedergelegten und von ſämmt— 
lichen Erben, beziehendlich unter obervormundfcaft- 
licher Genehmigung, anerfannten Teftamente außer 
der Klägerin feine Bl. — genannten Kinber als 
Erben eingefegt, letzteren jedoch nur beftimmte 
Summen ald Erbtheile bezeichnet bat, nun aber 
heredes in re certa als Legatare angeſehen werten, 


welche den Nachlaß weder active noch passive ver: 
treten; 
eſr. Kind, quaest. for,, tom. II. c. 61. pag. 260 seq. 
ed. 2. 
hiernächft Kläger zu Begründung feines Anſpruchs 
nad Bl. — fig. ſich darauf bezogen, daß 
a) Beflagter die BI. — flg. verzeichneten Quan 
titäten Kohlen auf vorherige Beftellung gelie 
fert erhalten habe, 
daß bie Zufendungen mit Angabe der Quan— 
tität und Qualität der Kohlen, der Preiſe um 
der Zeiten ber Lieferung in ein dazu beftimm: 
te8 Buch, welches Beflagter bei jeder Lieie 
rung übergeben und nach erfolgtem Eintrag 
zurüd erhalten habe, eingetragen worben jeicı, 
und 
c) daf die angeſetzten Preife orts⸗ und gejdäfts 
übliche ſeien; 
nun aber das sub b. gedachte, auf Beweis geftelli 
Anführen bei der Entſcheidung nicht berüdficeig: 
werden fann, da aus der Annahme einer Rechnung 
oder eines fogenannten Beibuchs eine Genehmigung 
ber darin enthaltenen Anfäge Seiten des Empfän— 
gers nicht gefolgert werden mag, und die auf faul 
männifchen Ujancen beruhende Anficht, dab ein 
Kaufmann, welcher eine ihm mit Preisnote ober 
Factura zugefendete Waare ohne Wiberfprud an- 
nimmt, fich zu Bezahlung des angefegten Kaufpteiſes 
ſtillſchweigend verpflichte, 
elr. Treitſchke, Kaufcontract, $. 40. p. 66 1. 
eine ausdehnende Anwendung nicht zuläßt, eheir 
wenig es einer förmlichen Beweisführung ruͤdſichlit 
des Klaganführens sub c. bedarf, anerwogen ki 
Beftellung von Gegenftänden, welche fich im ge 
wöhnlichen Verfehre befinden, namentlich bei Ir 
Beftellung landwirthſchaftlicher Erzeugnifle = 
Handwerksarbeiten, ein angemeffener Kaufpıe, 
feloß wenn folder nicht ausdrüdlich bebungen mer 
den ift, von dem Verkäufer gefordert werden fam, 
da der Nbfäufer, indem er die Verabredung ein? 
Kaufpreifed unterlaffen, zunächſt der PBreisbeiie- 
mung Eeiten ded Verfäuferd fih unterworfen ba, 
hierbei aber vorausgeſetzt wird, daß der Verkaͤufet, 
welcher im der Regel felbit Sachverſtändiger jan 
wird, den Preis nach dem wahren Werthe, mithin 
unter Berüdfihtigung desjenigen Preifes, welder 
für dergleichen Sachen am Gontractsorte genäht 
zu werden pflegt, gefordert habe, 
cir. Thon, von der Unabänderlichkeit ber ben 
Mitcontrahenten überlaffenen Preisbeftimmung, 
in ber Zeitfchrift für Givilrecht und Proceß, 
Bd. X. Abtheil. 7. pag. 202 flg. 
weshalb in dergleichen Füllen dem Kläger die eidliche 


b 
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Beſtaͤrkung, daß der geforderte Kaufpreis wirklich 
orts⸗ oder gejchäftsüblich ſei, zuſolge Gerichtsbrauch 
nachgelaſſen zu werden pflegt; endlich die Frage 
wegen Beſtellung eines Koſtenvorſtandes ſich erledigt, 
da ſofort definitiv zu erkennen iſt; 

fo iſt, dafern die Klägerin ben über pet. lit. cont. 
1— 98. Bl. — angetragenen, ihr von dem Beklagten 
DL. — zurüdgegebenen Eid in der Maaße: 

daß Bellagter von ihrem, der Klägerin, Erb» 
laſſer, Ehriftian Gottfried S., auf vorherige 
Beftellung die Bl. — und — angegebenen 
Quantitäten Braunfohlen zu den bafelbft ange- 
gebenen Zeiten geliefert erhalten habe, 
de credulitate ſchwoͤrt, ingleichen Die Richtigfeit bes 
Klaganführens Bl. — und — dergeftalt: 
Daß, foviel fie wife, glaube und dafür halte, 
die in der Klage angefegten Preiſe folche feien, 
welche für Die angegebenen Sorten von Braun: 
fohlen zu den bajelbft bemerften Zeiten nicht 
nur ihr Erblaffer, fondern auch die Beſitzer der 
benachbarten, Bl. — genannten Kohlenwerfe 
von ihren Kunden erhalten haben, 
eidlich beftärkt, Beklagter die geforderten 59 Thlr. 
23 Nor. 4 Pf. fammt Zinfen des Verzugs von er- 
hobener Klage an ber Klägerin zu bezahlen und 
berjelben die verurfachten Proceßkoſten zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Auf die eingewendete Appellation des Beklagten 
beftätigte das Königl. Appellationsgericht zu 
Budiffin den Gerichtäbefcheid, und fügte feinem 
am 18. Juni 1853 publicirten Erfenntniffe nad» 
ftehende Entfheidungsgrünbe bei: 

„Ad grav. 1. 

Das Bl. — der Acien befindliche gerichtliche 
Marginalatteft erfcheint, wie feiner formellen Fafs 
fung nad, jo auch materiell durchaus genügend, da 
Durch dafjelbe das Anführen der Klägerin im Uebers 
reihungsichreiben BL. — fowohl, als in der Klage 
Bl. —, daß Klägerin und deren Kinder im Tefta- 
mente ihres verftorbenen Ehemannes zu Erben ein» 


gelegt, Eritere. aber alleinige Univerfalerbin ges 


svorden fei, nicht nur im Allgemeinen burch die 
Bemerkung, daß die Richtigfeit diefer Sachlegitima- 
tion bezeugt werde, beftätigt, jondern auch noch 
fpeciell dahin erläutert wird, daß der Erblaſſer feine 
Kinder auf beftimmte Summen als Erben eingefegt 
habe, und das Teſtament anerfannt, das Anerfennt» 
niß auch in Betreff der minorennen von Obervor- 
mundjhaftswegen genehmigt worden fei. Hiernach 
bedarf auch das Bl. — vom Beflagten desfalls 
Angeführte einer Widerlegung nicht, wogegen der 
im Befcheide Bl. — aufgeftellten Anficht, daß die 
zu einzelnen Summen ernannten Erben in Bezug 





auf die Vertretung des Nachlaſſes Tediglih als 
Legatare anzujehen jeien, als einem gemeinrechtlic) 
feftftehenden, 
efr. 1. 13. C. de her. instit. (VI. 24.) 
und durch die ſächſiſche Geſetzgebung in feiner Weife 
abgeänderten Rechtsſatze allenthalben beizupflichten 
gewejen it. 
Ad grav. III. IV. V. 

Als eine völlig unbegrünbdete ftellt fich die vom 
Bellagten Bl. — vorgebrachte Behauptung dar, daß 
bem Legteren ein Recht zuftehe, den Nachweis ge- 
wifjer, in die Klage aufgenommener Thatfachen zu 
verlangen *). Einen derartigen Nachweis hat ber 
Bellagte felbftverftändlih nur in dem Falle zu bes 
anipruchen, wenn bie bezüglichen Thatjachen wirklich 
ben Klaggrund bilden; dafern aber, wie im vorlies 
genden Falle im Befcheide Bl. — gefchehen, dieſe 
Thatfachen für ungenügend und deshalb unbeachtlich 
erflärt worden find, fo hätte hierdurch lediglich und 
allein Klägerin, am allerwenigften aber Belflagter, 
ſich für beſchwert erachten lönnen. 

Ganz daſſelbe findet Statt in Betreff des der 
Klägerin zuerkannten Beſtärkungseides. Denn es 
mußte zuvörderſt um deswillen durchaus unbedenklich 
erſcheinen, der Klägerin die eidliche Beſtärkung der 
Angemeſſenheit der in Frage befindlichen Kaufpreiſe 
zuzuerkennen, weil die in die Klage desfalls auf— 
genommenen thatſächlichen Momente lediglich auf 
das Anführen hinauslaufen, daß die dermalen ge— 
forderten Preiſe die zu der in der Klage angegebenen 
Zeit in dem Handelsgeſchaͤfte des Erblaſſers der 
Klägerin üblichen und allgemein berechneten jeien. 
Wird nun die den Klaggrund bildende Thatfache der 
fäuflichen Lieferung ber in der Klage fpecificirten 
Quantitäten Braunfohle durch Leiſtung des relati 
feitgeftellt, jo bedarf es für den erfennenden Richter 
nur noch einer nach richterlichem Ermeſſen zu gewin- 
nenden Unterlage für die Angemeſſenheit der gefor- 
derten Kaufpreife, da, wie bereits im Beſcheide erfter 
Inſtanz Bl. — vollftändig nachgewieſen worden, 
über das Recht des Verfäufers, desfallſige Kauf- 
preife zu fordern, an fich ein Zweifel überhaupt 
nicht obwaltet, Wenn aber folchenfalld der Gerichts— 
brauch von einer förmlichen Beweisführung abfteht, 
jo hat ber Beflagte um fo weniger Örund, fi) hier— 
durch für befchwert zu erachten, als es ihm zunächit 
felbft obdgelegen hätte, bei dem Erfaufe und ber 
Uebernahme ber erfauften Kohlen über die bezüg- 
lichen Preiſe fi) zu einigen, und dem Berfäufer 


*) Bericht ſich auf bie von der Klägerin behauptete Exiſtenz 
bes Beibuchs und bie Ginträge in felbiges. 
Anmerkung bes Ginfendbers. 
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nicht zugemuthet werben fann, nad) Berfluß einer 
längern Zeit, und zwar um beöwillen, weil Beflag- 
ter die Erfüllung der ihm obliegenden Berbind« 
lichkeiten fo lange verweigert hat, eine förmliche, 
vorausfeglih mit Schwierigkeiten verbundene Be— 
weisführung in Betreff der Höhe dieſer Preije zu 
unternehmen. 

Es würde vielmehr durchaus unbedenklich erfchie- 
nen fein, ben Beklagten, bie Leiſtung des relati 
Eeiten der Klägerin vorausgefegt, in Bezahlung 
der durch Sachverftändige zu normirenden Preife, 
welche natürlich die in der Klage behauptete Höhe 
der legtern nicht würden überfteigen dürfen, au ver: 
urtheilen, dermalen hat man aber von einer relor- 
matoria bierunter abſehen müflen, da es zweifelhaft 
ift, ob für Bellagten eine ſolche Mobiftcation des 
Beicheides eriter Inftang nicht härter fein würde, 
als die in legterem der Klägerin zuerkannte Eides— 
feiftung. 

Diefe Eidesleiftung würde aber auch nur auf 
ben Umftand, daß die in der Klage angejegten Preiſe 
folche feien, welche der Klägerin Erblafler zu den 
ebendafelbft angegebenen Zeiten für die bezeichneten 
verschiedenen Sorten von Braunfohlen feinen Kun— 
den berechnet habe, zu befchränfen gewefen fein, es 
bat jedoh im Mangel eines beöfalliigen Rechte» 
mitteld Seiten der Klägerin auch bezüglich dieſes 
Punktes der Befcheid nicht abgeändert werden 
fönnen. 

Ad grav. I. 

Wenn es hiernach dabei, daß in der vorliegenden 
Rechtsſache fofort definitiv zu erfennen, bewendet, 
fo erledigt fih auch die Beitellung eines Koften- 
vorftandes Seiten der Klägerin. 

DOfterlob, Proceß, 8. 220. ibique ad not. 23, cit. 

Bei der vollftändigen Betätigung des Beſcheides 
eriter Inftanz lag endlich auch fein Grund vor, ben 
Beklagten mit Erftattung der durch das von ihm 
eingewendete unerhebliche Rechtsmittel verurfachten 
Koften zu verſchonen.“ 





93. 
Das Hausichlachten ijt ald ein völlig freied und 
unzünftiged Gewerbe zu betrachten, zu deſſen 
Betriebe es in Städten, außer wo dies bie be: 
fondere Ortöverfaffung erheijcht, der Erlangung 
des Bürgerrechts nicht bedarf. 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 8. in 8. 


Bei dem Stadtrathe zu 8. zeigte am 10. Februar 
1852 der Obermeifter der Bleifcherinnung an, daß 


ber Zandfleifher B. aus P. dem Tuchmader 4. in. 
in defien Haufe ein Schwein fchlachte, und bat, da 
B. weder Mitglied der Fleifcherinnung, noch auch 
conceffionirter Hausſchlaͤchter fei, ſonach aber ih 
eines Eingriffs in ihre Gerechtiame ſchuldig mache, 
um Öerichtsfolge zu befien Aufhebung. Da fidy bei 
fegterer die angezeigte Thatſache beftätigte, fo bean- 
tragte ernannter Obermeijter die Beftrafung B.'s. 

Nah BVernehmung des Legteren und Abhörung 
4.8 beichied der Stadtrath die Innung abfällig 
c. exp., und zwar lediglich um deswillen, weil A 
in Uebereinftimmung mit B. bei feiner Bürgerpflid: 
erklärt hatte, daß Lepterer das Schwein aus Gerä: 
ligkeit und unentgeldlich geichlachtet habe. 

Die Innung wendete dagegen Recurs ein un 
bezog fih Darauf, daß die Behauptung As und 2.3 
der erforderlichen Beicheinigung ermangele. 

Die König. Kreisdirection ließ es jedoch Inbalıs 
Verordnung vom 21. Mai 1852 bei der Beide: 
dung des Stadtraths „lediglich und um jo mehr 
bewenden”, 

ald das Hausjchlachten, wozu das von tem 
Fleifchermeifter B. vorgenommene Exhladter 
eines Schweines in der Behaufung des U. ge 
höre, ala ein freies und unzünftiges Gemerkt 
zu betrachten fei, auf weldhes der Zunftiwang 
der Fleifcherinnungen im Allgemeinen ſich 
nicht erftrede und hinfichtlich defjen die Innung 
ein fonftiged beſonderes Verbietungstedt 
weder nachgewiefen, noch auch nur in Anſpruch 
genommen habe. 

Die Innung wendete gegen dieje Entjcheitun, 
hauptfächlih wegen der darin ausgelprochenen ar 
werblihen Grundfäge, Recurs ein, indem ſie ie 
fteitt, 

1) daß das Hauoſchlachten ald ein freied = 
unzünftiges Gewerbe zu betrachten ſei, um 
2) daß B., jelbjt wenn man dies annehmen wol, 
nicht berechtigt fein würde, in L. als Haut 
ichlächter zu arbeiten, 
und hierüber Folgendes anführte: 
„Man bezieht fich zwar 
ad 1. 
zu Unterftügung der Anficht, daß das Hausſchlachte 
ein freied und ungünftiges Gewerbe fei, darauf, dat 
burch bad Geſetz vom 4. October 1834, die Enirid- 
tung der Schlachtiteuer betreffend, das Mandat nom 
13. Juli 1818, in welchem zwar die Verpflichtung 
ber Hausichlächter in Wegfall gebracht, aber ($.22.) 
beitimmt war, daß jedem Hausfchlächter ein obrig: 
feitlicher Legitimationsſchein ansgeftelit werben jolle, 
für aufgehoben erklärt werde, und ebenſowenig 
ald die dazu gehörige Vollziehungsverorbnung eine 
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Erneuerung jener auf die Gewerbs⸗ und Steuer: 
legitimation der Schläcdhter begüglichen Beftimmung 
enthalte. Allein diefe Bezugnahme ift feineswegs 
audreichend, wenn man Tendenz und Inhalt jener 
beiden ©efege in Ermägung zieht. 
Beide Gefege haben es zunächft und hauptſäch— 
lich mit Feftitellung der Beitimmungen über Ent— 
richtung der Schlachtfteuer zu thun und das frühere 
Mandat vom 13. Juli 1818 enthält blos ganz bei— 
läufig die erwähnte Beftimmung über die Berech— 
tigung zum Hausfchlachten. 
An Aufhebung Diefer mit dem hauptſächlichen 
Inhalte des Mandates vom 13. Juli 1818 in 
unmittelbarem und nothwendigem Zufammenhange 
ftehenden Beſtimmung hat das Schlachtfteuergefeg 
vom 4. October 1834, ald es jenes frühere Steuer- 
mandat aufbob, nicht gedacht. 
Den unumftößlichften thatfächlichen Beweis biefer 
unferer Behauptung liefert theild Die acht Jahre 
ſpaͤtet erfchienene 
Verordnung, das Berpfunden des Fleifches von 
Biehftüden, weldjes wegen Futtermangels ges 
ihlachtet werden muß, betr., vom 26. Auguft 
1842, 
indem fie in 8. 5. wörtlich vorfchreibt: 

„Das Schlachten des Viehes hat auch in dies 

en Fällen jedes Mal durch einen verpflichtes 

ten Haud- oder Bankſchlächter zu erfolgen‘, 
theild würde man confequenter Weiſe, wenn man 
duch das Geſetz vom 4. October 1834 felbft die in 
dem Mandat vom 13. Juli 1818 bezüglich ber 
Hausihlächter enthaltene Beftimmung für aufgehos 
ben erachten wollte, in bie mißlichiten Verlegenheiten 
gerathen, denn es läßt fich dann, wie gleichwohl Die 
Bertheidiger der gegentheiligen Anfiht thun und 
don der Nothwendigkeit getrieben thun müffen, feine 
der in dem Mandat vom 13. Mat 1780. 8.44. c. III. 
und vom 23. Mai 1787 für den Ball von Vieh- 
jeuchen vorgefchriebenen Gontrolemaaßregeln, infos 
weit fie fih auf die Hausfchlächter beziehen, aufrecht 
erhalten. 

Wie man aber bezüglich diefer Controlemaaß— 
regeln in die Nothwendigfeit verfept ift, anzuerkennen, 
daß das Geſetz vom A. October 1834 trog der Auf: 
hebung ded Mandate vom 13. Juli 1818 in Bauſch 
und Bogen bie frühere Singulärbeftimmung rd: 
fichtlich der Hausſchlaͤchter nicht mit habe in Wegfall 
bringen wollen, fo findet man ſich in eine gleiche 
Nothwendigfeit auch in Bezug auf bie übrigen 
gejundheitspolizeilichen Verpflichtungen und Verant- 
wortlicgfeiten bewogen, welche dem Fleiſcher, abge: 
fchen von dem Falle einer Viehſeuche, obliegen. 


Es laͤßt ſich daher in feiner Weife vertheidigen, 
wenn man Die früheren Beftimmungen über das 
Hausſchlachten bezüglich der Controlemaaßregeln bei 
Viehſeuchen trotz des Geſetzes vom 4. October 1834 
aufrecht erhalten, in jeder andern Beziehung aber 
durch das nämliche Geſetz für aufgehoben erachtet 
wiſſen will. 

Diefe unfere Anſicht hält denn auch die hiejige 
Ortsverfaſſung feit, indem bad Gewerbe des Haus: 
ihlächters noch gegenwärtig von befonderer Goncej- 
fion des Stadtraths abhängig gemacht wird, wie 
denn erſt noch im vorigen Jahre ein Hausichlächter 


daſelbſt verpflichtet worden ift und wie ferner ohne 


Weiteres der Umftand beweilt, daß uns der Stadi— 
rath wegen B.'8 Aufhebung die nöchige Gerichtsfolge 
beigeordnet hat. 

Den gechtten Stadtrath erfuchen wir in Bezug 
auf die erwähnte hiefige Ortöverfaffung um desfall— 
figes Marginalatteft. 

Ad 2. 

Aber auch felbit dann, wenn feit dem Geſetze 
vom 4. October 1834 und trog der Verordnung vom 
26. Auguft 1842 das Gewerbe eines Hausſchlaͤchters 
wirflih als ein freies und unzünftiged anzuſehen 
wäre, würde man zu demfelben Rejultate gelangen 
müjffen, wie im entgegengefegten Falle. 

Eben fo wenig wie den Dorfhandwerfern nad 
dem Gefege, ben Gewerbsbetrieb auf dem Lande 
betr., vom 9. Dctober 1840. $. 15. geftatter ift, 
innerhalb der Städte und ihres Bezirks Handwerks— 
arbeiten zu fertigen, eben jo wenig.bürfen die auf 
dem Sande wohnenden unzünftigen Oewerbtreibenden 
in Bezug auf unzünftige Arbeiten ein Gleiches thun, 
vielmebr find Diefelben damit lediglich auf den Bezirk 
ihrer Dorfihaft angewieſen, und Died zwar ſchon um 
deswillen, weil der Betrieb eines Gewerbes inner: 
halb des ftädeifchen Gebietes nothwendiger Weiſe die 
vorgängige Erlangung des Buͤrgerrechts, fowie Die 
besfallfige Anlegung und Bezahlung der Gewerb- 
fteuer vorausſetzt. 

Ruͤckſichtlich des procefjualifchen Verfahrens würde, 
wenn jenes Gewerbe wirklich ein unzünftiges wäre, 
blos der auf die Sache felbft völlig einjlußlofe Unter— 
ſchied ftattfinden, daf uns zwar fein eigentliches 
Verbietungsrecht zuftände, dagegen (nad) Analogie 
von $. 27. des Gefeges vom 9. October 1840) ung 
unbenommen wäre, eine desfallfige Ueberfchreitung 
der gefeglichen Ordnung zu rügen, und daß hierauf 
die Behörde immerhin verpflichtet wäre, auf unfere 
Anzeige Amtswegen einzufchreiten.’ 

Nachdem der Stadtrath hierauf Bericht erftattet 
hatte, erließ die Königl. Kreisdirection unter 
dem 20. Januar 1853 folgende Verordnung: 
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„Auf den Bericht des Stadtraths ıc. läßt es die 
Königl. Kreisdirection deffenungeachtet bei ber BI. — 
ertheilten Beſcheidung lediglich bewenden, da, ſoweit 
es fi) dabei um ein gegen den Denunciaten B. einzu— 
leitendes Strafverfahren handelte, ber Denunciantin 
überhaupt ein Rechtsmittel gar nicht zuftand, rüd- 
fichrlich der Koften aber bereitd zweimal gleihmäßig 
gegen die Denunciantin erfannt worden und darnach 
auch in dieſer Beziehung ein weiteres Nechtömittel 
nicht zuläffig if. 

Dagegen erfcheint zwar der fragliche Recurs, 
infoweit er nah Bl. —, abgejehen von dem vorlies 
genden Falle, im Allgemeinen gegen bie BI. — 
ausgefprochenen gewerbrechtlihen Grundfäge gerich- 
ter ift, nicht unzuläffig. Bevor man jedoch in Diefer 
Beziehung Darauf hauptſächliche Entſchließung faßt, 
will man erft noch davon näher unterrichtet ſein, 
worauf ed beruhet, Daß nach ber Bemerkung am 
Schluſſe ded Berichts die Ausübung des Haus- 
fhlächtergewerbes in 2. zeither von ber Gewinnung 
des Bürgerrechtd abhängig gemacht worden, und ob 
nady der Diesfalld beftehenden Ortöverfaffung auch 
Denjenigen, welche nicht im Stmotbezirfe wohnhaft 
find, die Ausübung jenes Gewerbes unterfagt ges 
weſen iſt.“ 


Der Stadtrath ſprach ſich in ſeinem hierauf er— 
ſtatteten Berichte dahin aus, daß er bie Ausübung 
des Hausichlächtergewerbes um deswillen von der 
Gewinnung des Bürgerrechtd abhängig gemacht habe, 
weil nach $. 43. Lit. A. der allgemeinen Städteorb- 
nung Diejenigen, die innerhalb des Stadibezirks 
durch eigne jelbitftändige Thätigfeit fich einen Erwerb 
verichaffen wollen, verbunden find, das Bürgerrecht 
zu erlangen, und die in $.53. gedachten Ausnahmen 
auf Das hier in Rede ftehenden Gewerbe nicht ange: 
wenbet werden fünne, denn ein Hausjchlächter, der 
in 2, dieſes Gewerbe für eigne Rechnung betreibe, 
fonne nicht den Genoſſen zünftiger Handwerfe, welche 
das Meiſterrecht nicht erlangt haben, beigezählt 
werden, da ein folder, wenn er auch vorher ein 
Bleifchergefelle geweien, body aufhört, dies zu fein, 
wenn er das zunftfreie Gewerbe eines Hausichlächters 
ergreife, gerade wie died z. B. auch binfichtlich der— 
jenigen Schneidergefellen der Fall fei, welche dem 
Mügenmachergewerbe fich zuwenden, welches Ge— 
werbe auch erft nach erlangtem Bürgerrechte betrieben 
werden fönne. 


Medactent: Dr. Theodor Tauhnip. 


Außerdem fei nach ber in 2. beftehenden Orte: 
verfafjung Denjenigen, welche nicht im Stadtbezirke 
wohnhaft find, die Ausübung des Hausichlädhter: 
gewerbes bafelbft nicht geftattet, vorausgeſetzt, daß 
Diefelben auch nicht im Befige bed Bürgerrechte feien. 
Wären fie dagegen Bürger, wohnten aber blos 
außerhalb der Stadt, fo würde der Stabtrath, jo 
lange fie ihres Bürgerrechts nicht verluftig geworden, 
ihnen auch das Hausſchlachten in L. nicht unter: 
jagen. — 

Die Königl. Kreisdirection erließ hierauf 
unter Dem 15. März 1853 folgende Verordnung: 

‚Auf den fernerweiten Bericht des Stabtraths x. 
läßt die Königl. Kreisdirection Ihre Entfchließung 
auf den Bl. — eingewenbeten Recurs, joweit Cie 
Eid) ſolche nad Bl. — noch vorbehalten hat, nun: 
mehr in Folgendem unverhalten fein: 

Wenn zunähft in der Recursjchrift 

ad 1. 

die Behauptung aufgeftellt und zu beweijen gelutı 
wird, daß das Hausſchlachten nicht, wie in de 
Verordnung Bl. — angenommen worden, als ein 
unzünftiges, völlig freied Gewerbe anzunehmen ſei, 
jo ift bierunter lediglich auf die Verordnung bes 
Königl. Minifteriums des Innern vom 6. November 
1843 zu verweiſen, weldye auch in Funke's Polizei 
gefegen und Berorbnungen, Bd. IV. S. 183. im 
Auszuge mitgetheilt worden und welcher man 
zeither in vorfommenbden Fällen conftant nachgekon— 
men ift. 

Mas jedoch 

ad 2. 

ben Einwand BI. — anlangt, daß zur Ausübun 
bed Hausfchlächtergewerbes, wenn ed auch als 

unzünftiges anzufehen, doch jedenfalls in Stäte 

die Gewinnung des Bürgerrecht erforderlich fei," 

ift folcher im Allgemeinen zwar ebenfalls nicht b- 
gründet, wohl aber nach dem, was der Stadnah 
in dem vorliegenden Berichte über die Diesfalls de: 
felbft beitehende Ortsverfaflung angezeigt har, in 
Bezug auf die Ausübung bes befagten Gewerbes in 
8. als richtig anyuerfennen, und find bemnach die in 
der Verordnung Bl. — audgefprochenen Grundfäte 
infoweit zu modificiren. 

Infoweit hierdurch der fragliche Recurs fich nid: 
erledigt, ift derfelbe als unbegründet verworfen wor: 
den und ift die Recurrentin damit abzuweiſen.“ 


— — — 


DOffiein ver Verlags handlung. 
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94. 
Iſt die Geffion einer hypothekariſchen Forderung, 
welche im Grund- und Hypothekenbuche nicht 
eingetragen ift, bem Goncurfe des debitor cessus 
gegenüber wirfungslos ? 


(Nachtrag zu dem Seite 72. dieſes Jahrgangs sub 
no, 16. mitgetheilten Rechtsfalle.) 


Mitgerbeilt von 
Herrn ©, in D. 


In dem Seite 72. des Jahrgangs 1854 unter 
Rr. 16. mitgetheilten Falle gelangte die obige Frage 
auch zur Beurtheilung des Königl. Oberappella- 
tionsgerichtö, welches bie in zweiter Inſtanz aus— 
gefprochene fofortige Locirung der nicht eingetragenen 
cedirten Forderung mißbilligte, das diesfalljige An— 
bringen zum Beweis ausfegte, und in ben Gründen 
feiner Entſcheidung unter Vorausſchickung eines 
status causae ſich alfo ausſprach: 

„Die verehelichte H. hatte auf dem Grundftüde 
Des Gemeinfhuldnerd eine am 22. Februar 1849 
in das Grund» und Hppothefenbuch eingetragene, 
vierprocentig zu verzinfende Forderung von 8000 
Thlen. —⸗ —» fiehen, von welder am 24. März 
1849, auf Grund einer mit dem Borbehalte der 
Binfer für die Gebentin und mit Einräumung bed 
Borranges an den Geifionar 
4000 The. —⸗ —⸗ auf Auguſt ©. übergingen 
(Bl. — — Actor. — No. —). 

Nach dem Inhalte des Hnpothefenbuches hat fie 
von den übrigen 4000 Thlen. — —⸗ durch Urkunde 
vom 10./15. Juni 1849 und Regifttatur vom 19. ejd. 
1500 Thle. — —⸗, doch wiederum mit Vorbehalt 
der Zinfen und mit Einräumung des Borranges vor 


den ihr verbleibenden 2500 Thlen. — —⸗, an ben= 
felben ®. cebirt, und es ift diefe Eeffion am 22, ejsd- 
eingetragen worben (Bl. — d. Actor.), 

Der ber H. dann noch verbliebene Forderungs⸗ 
betrag an 2500 Thlr. —⸗ —» ift vermöge am 
22. December 1849 in das Hnpothefenbuch eins 
getragener Geffion auf ben Appellanten, Johann 
Gottfried B., übergegangen (Bl. — d. Actor.). 

Als das Grundſtück des Gemeinſchuldners, in 
Folge eines von B. wider ihn angeſtellten Executions— 
proceſſes, ſubhaſtirt und im Termine am 18. Mai 
1852 von H. für 8000 Thlr. —⸗ —- erſtanden, 
auch ſodann vom Gericht unterm 17. Juni 1852 die 
Goncurderöffnung refolvirt wurde, war ®. noch ala 
Inhaber der ihm im Monat Juni 1849 von der 9. 
cedirten 1500 Thlr. — = — eingetragen. 

Gleichwohl meldete fih im Liquidationstermine 
am 10. Eeptember 1849 mit Diefer Forderung nicht 
G., jondern die H., indem fie, jedoch ohne Bei- 
fügung irgend einer Beſcheinigung und fogar ohne 
fpecielle Angabe über die Zeit der Verhandlung, ſich 
barauf bezog, 

daß ihr dieſe 1500 Thle. — —⸗ nebft Zinfen 
vom 10. Juni 1849 an von G. cedirt worden 
wären. 

Im Locationsbeicheide (Bl. — Actor. — No. —) 
ward die H. mit dem Geſuche um Location hinſicht⸗ 
lich diefer 1500 Thlr. — —-, weil die angebliche 
Geffion vor dem Ausbruche bes Concurſes zum 
Eintrage in das Hypothekenbuch nicht gelangt fei, 
ſchlechterdings abgewieſen. Dawider appellirte die 9. 
(Bl. —), vornämlicd nur bie dem Beſcheide unter- 
liegende Rechtsanficht beftreitend, und mit Berufung 
auf Entfcheidungen bes DOberappellationsgerichtd bes 
hauptend, daß bier, wo es fih nur um eine Legi- 
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timation zur Sache Behufs der auf bas zu dem 
Depofitum gelangende Kaufgeld gerichteten Anfprüche 
handle, eine Geffion ber ohnehin durch die Subhafta- 
tion erlofchenen Hypothek der Konfirmation (jept ber 
Eintragung) nicht bebürfe, 

In der gegen die Appellation B.'s eingebrachten 
Refutationsfchrift (BL. —) bekannte indeflen der 
Sahwalter ber H., unter beigefügter Erläuterung, 
daß er bei der Anmeldung der Forderung das Sach— 
verhältniß unrichtig bargeftellt habe, und führte, als 
ben richtigen Sachverhalt, an, die H. habe im Juni 
1849 beregte 1500 Thle. — — an ©. im Hypo- 
thefenbuche blos verpfändet und eventuell, nicht 
einfach, cedirt, e6 habe daher ihr Eigenthum an 
der Forderung gar nicht aufgehört. Zugleich monitte 
die H., daß die Sache bei der Eintragung der Vers 
handlung vom Gericht falfch aufgefaßt worden und 
der Eintrag im Hypothefenbuche, wenn man ihn mit 
den Unterlagen vergleiche, als ein verfehlter anzus 
ſehen fei; und fie folgerte hieraus, daß ed, um ihre 
Berechtigung zu unbefchränfter Geltendmachung ber 
Forderung, als einer ihr gehörigen, bei dem Concurſe 
dDarzulegen, nur des Nachweifes bedürfen würde, 
bag fi) durch Befriedigung G.'s die Verpfändung 
erledigt habe. Zu dem Enbe überreichte fie (BL. —), 
als bereitd die Acten der zweiten Inftanz zum Vers 
ſpruche vorlagen, diefer die Bl. — urfchriftlich ein- 
geheftete, von ©. am 19. Februar 1853 ausgeftellte, 
am 19. März 1853 gerichtlich recognoscirte Urkunde, 
worin ©. das nurgedachte Vorbringen der H. be— 
ftätigt, infonderheit befennt, daß er befriedigt und 
dadurch die Berpfändung zur Erledigung gelangt fei. 

Die zweite Inftanz, die im Beſcheide ausge 
fprochene Rechtsanficht mißbilligend, und die Statt« 
haftigfeit der Forderung der H., dafern fie ſich annoch 
zur Sache gehörig legitimire, annehmend, äußert in 
den Gründen (Bl. —), daß darüber, ob die Urkunde 
BL — zu Herftellung dieſer Legitimation geeignet 
fei, in erfter Inſtanz Entſchließung zu fafjen fein 
werde; gleihwohl hat fie, damit nicht ganz im Eins 
fange, im Erkenntniſſe feldft (Bl. —) die Location 
ber 9. mit dieſen 1500 Thlen. — —, nad ©. 
und vor B., nicht eventuell und unter der Bedin— 
gung, wenn bie beigebrachte Legitimation für aus: 
teichend. befunden würde, fondern unbedingt aus- 
gefprochen. 

Damit, daß über bie Frage, ob fich die H. durch 
die Urkunde vom 19. Februar 1853. Bl. — ges 
nügend zur Sache legitimiert habe, zuvörderſt in 
erfter Inftanz Entſchließung zu faffen, die Location 
demnach als eine auf diefe Borausfegung geftellte, 
bedingte, anzufehen fei, hat fih die H. in ihrer gegen 
die Appellation B.'s zur britten Inftanz eingebrach⸗ 


ten Refutationsfchrift (BI. —) einverftanden gezeigt. 
Sie hat jedoch in derfelben Schrift (BE. —) aus 
noch einer andern, und zwar früher, am 28, Ja— 
nuar 1853, von G. ausgeftellten und gerichtlich 
tecognoscirten, auch in der Urſchrift (BL. —) kei: 
gefügten Urkunde Erwähnung gethan, worin ©, 
nach der Borausfhidung, daß die fraglichen 150 
Thlr. — —s vermöge einer Ceſſion der 9. für 
ihn auf dem Grundſtücke gehaftet hätten, und mit 
dem Befenntnifje, von der H. vorlängft die Summ: 
von 1500 Thlen. — —⸗ empfangen, auch von ber 
felben wegen der Zinfen Befriedigung erhalten zu 
haben, das Capital der 1500 Thlr. — —s nebi 
vierprocentigen Zinfen, vom 10. Juni 1849 an, a 
die H. cedirt, Der Sachwalter bemerkt (BI. — 
hierzu, daß er Die Urkunde vom 19. Februar 185 
für die richtigere halte und daß er bie fo eben ei 
zum Borfchein gefommene Urkunde vom 28. Januaı 
1853 nur um deswillen zu den Acten gebe, weil bie 
Safjung der unterm 10. Juni 1849 von der 9. un. 
ausgeftellten Urkunde und der Wortlaut bes auf 
gegründeten Eintrages in-das Hypothekenbuch auf 
den eriten Anblid zu Zweifeln darüber, ob mar 
ed mit einer Verpfändung oder Gejfion zu thun 
habe, Veranlafjung geben könnten. Die von der H— 
unterm 10. Juni 1849 an ©. ausgeſtellte Urkunde, 
fowie die Negiftratur vom 19. ejsd., morauf der 
von ber H. als verfehlt prädicirte Eintrag ©.8, ab 
Inhaber der 1500 Thle. — —e, berubet, find noch 
zur Zeit nicht zu ben Acten verfchafft worden. - 

Ohne Weiteres leuchtet ed hieraus ein, daf ki 
diefer Sachlage 


der Ertheilung einer fofortigen, wenn auch nur ein 
eventuellen und auf die Bedingung, wenn in ci 
Inftanz die von ber H. beigebradhten Urfunda = 
beren Sachlegitimation für ausreichend befum 
würden, geftellten Definitiventſcheidung über is 
Anfpruch der H. die erheblichften Bedenken entgeg* 
ftehen. 

Die H. hat ihe Anführen bei der Anmeldun 
ihrer Forderung fpäterhin nicht blos erläutert, im 
dern baffelbe, jowie den Eintrag ©.’s, als Inhahe 
der Forderung, im Hypothekenbuche für umeictg 
erflärt und ein anderes Vorbringen fubftituirt, aud 
zwei Urkunden G.'s beigebracht, von denen bie eim 
für das Vorbringen im Liquidationsjage, Die ander 
für das fpätere Vorbringen ſpricht. Läge eine aufer- 
halb des Eoncurfes angeftellte Klage vor, jo wüͤrde 
fie in angebrachter Maaße abzuweiſen und der Ali 
gerin die Ans und Ausführung ihres Anfprucet 
mittelft einer anderweiten Klage zu geftatten ſein 
Dies kann im Concurſe nicht gefchehen und es bleitt 
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daher, da eine fofortige gänzliche Ausſchließung ber 
Liquidantin blos wegen ber fpäteren Abänderung 
ihres Liquidationsvorbringens fich nicht rechtfertigen 
lafien würde, und ba der Sag, daß die Proceß- 
legitimation dem Nichter, die Sachlegitimation aber 
dem Gegner geſchieht, welchem barüber das Gehör 
nicht zu verfagen ift, auch im Goncurfe, zumal unter 
Berhältnifien, wie fte bier vorliegen, Geltung hat, 
nichts Anderes übrig, ald die Anordnung eines Be- 
weiſes, welcden zu widerlegen die andere Partei 
duch den ihr gejtatteten Gegenbeweis Gelegenheit 
erhält. Diefe Gegenpartei ift bier, da von feinem 
andern Gläubiger und auch nicht von dem Eoncurs- 
vertreter wider das Urthel der zweiten Inſtanz reme— 
Dirt worden ift, nur B, 

Zu einer Beichränfung der Beweisaufgabe war 
fein Anlaß vorhanden. Bermag die H. zu beweifen, 
daß der Eintrag G.'s, ald Inhabers der Forderung 
durch Geifion, mit den diefem Eintrage unterliegen» 
den Urkunden im Widerfpruche fiche und daß ©. 
bloß die Forderung im Hypothefenbuche verpfändet, 
von ihm aber das Pfandrecht wieder aufgegeben 
worden jei, fo war fie, weil fie Inhaberin ber 
Forderung geblieben, zu deren Anmeldung bei dem 
Goncurfe berechtigt. War dagegen die Forderung 
in Folge einer Geflion an ©. im Juni 1849 über- 
gegangen, fo ftand der H., wenn ihr ©. die Forbes 
rung zurück cedirt hat, als Rechtsnachfolgerin G.'s 
die Berechtigung zur Anmeldung der Forderung bei 
dem Concurſe zu. Nur darüber, ob die H. auch 
dann, wenn fie im Juni 1849 die Forderung an ©. 
blos verpfänder hätte und Eigenthümerin derjelben 
geblieben wäre, durch die Erledigung diefer Pfand- 
beichränfung einen Vorrang vor B. erlangt haben 
würde, fönnte eine Frage erboben werden, welche 
jedoch nicht jest, fondern erft in dem Ffünftigen 
Definitiverfenntnifje nach geführtem Beweife mit zu 
beantworten ift. 

Daß gegen die Richtigkeit der Einträge im Hypo- 
thekenbuche Einwendungen nicht ausgeichloffen find, 
wird im Gefege vom 6. November 1843, 1.8. 8. 23, 
unter 4. und 6., jelbft anerfannt, und ein Ball, wo 
ſolche Einwendungen in Folge der Deffentlichkeit: Des 
Hypothekenbuches ohne Beachtung bleiben, liegt hier 
nicht vor. 

- - Darin, daß ©. in der Urkunde vom 28. Januar 
1853 (Bl. —) fih, unter Bezugnahme auf eine 
Geifion und deren Eintrag, als Inhaber der beregten 
1500 Thlr. —⸗ —⸗ gerirt und ſolche an die H. zurüd 
cebirt, fodann aber in der Urkunde vom 19. Februar 
1853 (Bl. —) fein Recht an den 1500 Thlen. — — 
nur als ein Pfandrecht bezeichnet und ſolches auf- 
giebt, ift fein folcher unvereinbarer Widerjpruch zu 


erbliden, welcher es behinderte, die H. zum Beweife 
zu laffen, in welchem hierüber die nöthige Erläute— 
rung mit zu ertheilen fein wird. In beiden Urkunden 
befennt G., welcher ald Inhaber der Forderung im 
Hypothefenbuche eingetragen ift, daß diefe Forderung 
nicht ihm, jondern der H. gehöre, und erklärt fein 
Einverftändniß damit, daß von den zum Concurs— 
bepofitum gelangten Kaufgeldern für Das verpfünbdete 
Grundftüd die H. wegen ber von ihr angemeldeten 
Forderung befriedigt werde. 

Diefe Erwägungen unb bie oben bargeftellten 
Sadverhältniffe führen anbererfeits aber auch zu bem 
Refultate, 

2. 
daß, unter Beachtung der hierbei einfchlagenden 
rechtlichen Borfchriften, auf die Appellation B.'s 
gegen die H. eine weiter gehende Reformatoria nicht 
audgefprochen und der die H. mit diefer Forderung 
ſchlechterdings abweijende Beſcheid nicht hergeftellt 
werden fonnte. 

Vermag die H. es in Gewißheit zu fegen, daß 
der Eintrag G.'s vom 22. Juni 1849 unrichtig ge— 
faßt fei, indem feine Geifion, fondern eine bloße 
Verpfändung ftattgefunden habe, fo war die H. bei 
der Anmeldung ber Forderung im Liquidations— 
termine noch Inhaberin der Forderung und es bleibt 
ſolchen Falles, da fie zu ihrer Legitimation einer 
Ceſſion überhaupt nicht bedurfte, die Frage müßig, 
ob eine nicht im Hypothefenbuche eingetragene Gef- 
fion zu ihrer Pegitimation ausreiche; und eben fo 
wenig bat fie, da fie fih im Termine meldete und 
daher nicht verfäumte, zu dem .Hülfsmittel der Reftis 
tution auf Grund bes Reſcriptes vom 14. Januar 
1728 Zuflucht zu nehmen. 

Iſt Dagegen die H. nicht im Stande oder nicht 
gemeint, beizubringen, baß fie, des auf ©. lauten- 
den Eintrages ungeachtet, Eigenthümerin der Forde— 
rung geblieben fei, jo würde allerdings die Frage 
entftehen, ob fie Durch eine im Hppothefenbuche nicht 
eingetragene Ceſſion die Berechtigung erlangen 
fonnte, die Forderung bei dem Concurſe des debitor 
cessus zu liquidiren. Die vorige Inftanz hat diefe 
Frage mit Recht bejaht (BI. —), und unerheblich 
find die von B. Bl. —, zum Theil in unangemeffes 
ner Weije (BI. —), vorgebrachten Einwendungen. 

Bor der Publication des Gefeges vom 6. Nos 
vember 1843 gehörte zu ber Gefjion einer hypothe— 
farifchen Forderung zwar ebenfalld die gerichtliche 
Form; doch war eine ohne Beobachtung diefer Form 
bewirkte Ceſſion nicht ſchlechthin für ungültig zu 
erachten, fjondern nur gegen bie Gläubiger bes 
Gedenten und gegen die mit gerichtlich gefchehener 
Ceſſion verjehenen Dritten ohne Wirkung; gegen den 
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Schuldner war einer außergerichtlichen Eeffion bie 
Wirkſamleit nicht abgefprochen. 

(Erf. Proc.⸗Ordn. ad tit. 46. $. 2. und das zu 
deren Auslegung mit dienende Gefeg vom 25. 
Sanuar 1836. $. 10.) 

Es folgt hieraus, daß, wenn bei einem Goncurfe 
eine gerichtliche confentirte Forderung von einem 
Geffionar, doc ohne Bezugnahme auf Beobachtung 
der gerichtlichen Form bei ber Eeflion, angemeldet 
ward, defien ungeachtet die Eeffion nicht für unwirk— 
fam erklärt werden fonnte, ſondern der Geflionar, 
bafern die inmittelft erfolgte Subhaftation des Grund⸗ 
ftüdes die Nachholung des Translationsconfenfed 
unmöglich machte, ohne Weiteres und auf Grund 
ber feine Legitimation enthaltenden Ceſſion an bie 
Etelle, welche dem Cedenten gebührt haben würde, 
zu lociren war. 

ſ. Haubold, Lehrb. d. fäch]. Privatrechts, 2. Ausg. 
$. 205. Zuf. 2. 

das im Wochenbl. für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 
1847. ©. 131 f. abgedrudte Erkenntniß bed 
Oberappellationsgerichts vom 17. Juni 1846 in 
Saden des von Sonnenberg '/. Schinfs Concurs; 

ingleichen 

die Erfenntniffe vom 16. März und 17. Juli 
1839 in Sachen Ißraels Erben und Jeremiaßes 
*/. des von Mecdtrig' Coneurs — und vom 
13. December 1849 in Sachen Burfharbis */. 
Weinerts Concurs. 

Nun enthält zwar das Geſetz vom 6. November 
1843 eine wejentliche Abänderung des bis dahin 
beftandenen Rechtes auch injofern, als im $. 84. 
beftimmt wird, die Ceſſion einer hypothekariſchen 
Forderung erlange erft durch bie Eintragung im 
Grund» und Hnpoihefenbuche Gültigkeit gegen den 
Schuldner, wie gegen Dritte. Diefe mit ber 
Beftimmung im $. 5., wornach als Inhaber einer 
hupothefarifchen Borderung jedesmal derjenige an— 
geichen wird, welcher als folder im Grund» und 
Hypothekenbuche eingetragen ift, in der engften Be- 
ziehung ftehende Abänderung des früheren Rechtes 
im Intereſſe des Schuldnerd war nöthig, bamit 
derfelbe nicht wegen der nämlichen Forderung den 
Anfprüchen zweier Gläubiger, bes eingetragenen 
und eines nicht eingetragenen, ausgeſetzt werde. 
Will alfo der Geffionar wegen einer ihm abgetrete: 
nen, im Hppothefenbuche eingetragenen Forderung 
den Schuldner, gleichviel, ob hypothekariſch oder 
perfönlich, in Anfpruch nehmen, fo muß er beibrin- 
gen, daß die an ihn bewirkte Ceſſion ebenfalls im 
Hypothefenbuche eingetragen ſei. Allein felbitver- 
ftändlich erledigt ſich die von der Regel, nach welcher 
die Ceſſion ſchon an fi zur Legitimation für ben 


Ceſſionar ausreicht, eine Ausnahme verorbnent: 
Beftimmung im $. 84. ded Hypothekengeſetzes da, 
wo fi die Sachlage fo verändert hat, daß der 
Grund des Geſetzes und die Ausführbarfeit der 
darin ertheilten Formvorſchrift wegfällt. Dies tritt 
ein, wenn das Grundſtück nothwendiger Weife fub: 
haftirt, dadurch (ſ. 88. 100. 104. f. des Geſetzes 
vom 6. November 1843) die Hypothek der ceditten 
Forderung am Grundftüde erlofchen, die Möglichkeit 
einer Eintragung der Translation der Hypothek am 
Orundftüde auf den Eefftonar nicht mehr vorhanten 
ift, und es fi) nur um einen Anfpruch an die zum 
Depofitum gelangenden Kaufgelder handelt, mithin 
ein onflict anders nicht vorfommen fonnte, al 
wenn nicht blo® der nicht eingetragene Gefitonar, 
fondern auch der noch eingetragene Cedent Anjprut 
auf Befriedigung von den Kaufgeldern machte 
Dies ift hier nicht gefchehen; der Cedent ©. ba 
weber im Liquidationdtermine, noch auch fpäter einen 
Anjpruch auf die fragliche Forderung erhoben, ſch 

vielmehr wiederholt damit einverftanden erflärt, da$ 

nicht er, fonbern die H. wegen dieſer Forderung aus 

den zum Goncurödepofitum gelangten Geldern beitie 
Digt werde. Und hätte er es, obwohl er die Forte 

tung an bie H. cedirt hatte, gethan, jo würde, de 
noch nicht erfolgten Eintrages der Ceſſion ungeachtet, 
der Richter ihn zurüdzumweifen haben, weil bie 

Geffion der Rechtötitel ift, auf deffen Grund vie 9. 
von dem Richter den Eintrag in das Hypothekenbuch, 
fo lange die hypothefarifche Forderung noch auf dem 
Grundftüde ſelbſt haftete, zu verlangen bevenhrigt 

war, und daher, nachdem der Eintrag wegen tt 

erfolgten nothwendigen Subhaftation des Grunt- 

ſtuͤcks unthunlich geworden ift, der Richter nur dar- 
über, ob ber Anſpruch auf Befriedigung wegen de 

cedirten Forderung aus den zum Depofitum gele 

genden Kaufgeldern, noch dem Gedenten ober ta 

Eeffionar zuftehe, zu enticheiden, hierbei aber ix 
Geffion, welche er, wenn ed noch zu einer Eint« 
gung fommen fönnte, dafern fie gerichtlich ausgeitelt 
oder recognogeirt war, ald den dazu ausreichenden 
Rechtstitel betrachten müßte (f. $. 82. des Gelege 
v. 6. Novbr. 1843), ebenfalld als den den Ceſſionat 
zu dem Verlangen auf Befriedigung wegen te 
ihm cedirten Forderung aus ben für das fubhaftire 
Grundftüd zum Depofitum gelangenden Geldern 
legitimirenden Rechtstitel anzuerkennen hat. 

Das Hypothefengefeg vom Jahre 1843 enthält 
daher nichts, was ber Befolgung ber vorgebachten 
früheren Anſicht, wornach in einem folden Falle, 
wie er hier vorliegt, auch die noch nicht eingetragene 
Ceſſion als die zu dem Berlangen. des Geffionars 
auf Befriedigung von den Haufgeldern für bas fub- 
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haſtirte Grunbſtück ausreichende Sadlegitimation 
gilt, entgegenftände, und feineöwegs hat das Ober— 
appellationsgericht in den von B. wiederholt berufes 
nen Entiheidungsgründen zu dem Urthel v. 15. Juni 
1852 in Sachen Wehrbe's '/. Gretzſchel's Concurs, 
Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 1852. 
©. 419 f. 
wie bied ohne Weiteres eine Vergleihung lehrt, im 
entgegengefegten Sinne fi ausgeſprochen. Auch 
ift in einem, dem hier vorliegenden ganz gleichen, 
Falle (am 8. Februar 1853 in Sachen der Nubolph 
/. der Krieger Eoncurs)*) eine wegen ber inmittelft 
erfolgten Subhaftation des verpfändeten Orunbjtüds 
nicht mehr zur Eintragung zu bringen gewejene 
Ceſſion einer hypothekariſchen Forderung für auds 
reihend erflärt worden, ben Gefjionar, als procu- 
rator in rem suam, zu dem. Verlangen auf Beftiedi- 
gung aus dem Goncursdepofitum nad dem Range 
der Hypothek für berechtigt anzufehen. In ber nurs 
beregten Rechtöfache harte die mit einer noch nicht 
eingetragenen Ceſſion verfehene Gläubigerin fid) 
fogar erft nach dem Liquidationstermine, doch vor 
Ablauf eines Jahres gemeldet, und gleichwohl wurde 
ihre Berufung auf die den hypothekariſchen Glaͤubi— 
gern in dem Referipte vom 14. Januar 1728 ertheilte 
MWiedereinfegung binnen Jahresfrift für begründet 
erachtet, weil es hierbei nicht darauf, ob bie Hypo» 
thef am Grundftüde felbft zur Zeit der Anmeldung 
bei dem Goncurje noch beftanden habe, jondern nur 
darauf, ob zu ber Zeit, wo durch bie nothwendige 
Subhaftation alle auf dem Orundftüde haftenden 
Hypotheken erlofhen, die nad dem Edictaltermine 
intra annum liquidirte Forderung mit Hypothek ver- 
fehen gewefen fei, anfomme, und weil die Eefjion 
des Rechtes auf prioritätifche Befriedigung aus ben 
Deponirten Kaufgeldern ben Eintrag in das Hypo» 
thefenbuch nicht erfordere. 

Die Behauptung B.'s Bl. —, daß die H., weil 
fie fih auf eine erft nach dem Edictaltermine aus— 
geftellte Eeffionsurfunde beziehe, die Reftitution auf 
Grund des Reſcriptes von 1728 nicht beanfpruchen 
könne, ift daher ganz unerheblid. Die H. hat im 
Edictaltermine die hypothekariſche Forderung als 
eine durch Gejjion auf fie gediehene angemeldet, und 
würde daher, dafern fie ihren Beweis nicht auf das 
neuere Anführen, daß fie die Korderung im Jahre 
1849 an ©. gar nicht Üübereignet und das Eigenthum 
daran behalten habe, richten, fondern ihr Anführen 
im Liquidationsfage, daß fie durch Ruͤckceſſion G.'s 
wieder Inhaberin der Forderung geworben jei, dars 
thun wollte, darüber jedoch, daß die Rüdceffion vor 


*) ©. Zeitſchrift f. R. u. V. N. 8. Bd. XII. ©. 374. or. 35. 


dem Edictaltermine gefchehen, einen Nachweis nicht 
zu liefern, vielmehr nur fo viel, baß fie im Januar 
oder Februar 1853 die Forderung von ©. zurüd- 
cedirt erhalten habe, barzuthun vermöchte, immer 
von biefem in das Jahr nach dem am 10, September 
1852 abgehaltenen Edictaltermine fallenden Zeit- 
punfte an ald Inhaberin ber bis zur Subhaftation 
mit Hypothef auf dem Grunbftüde verjehenen For— 
derung zu betrachten fein. Da bie H. die Forbes 
rung im Edictaltermine bereits liquidirt hatte, jo 
brauchte fie fich, nachdem fie erft fpäter die Geffion 
berfelben von ©. erhalten, nicht zum zweiten Male 
damit bei dem Concurſe anzumelden.‘ 


95. 
Ueber das Recht und die Pflicht zu Erziehung 
ber Kinder aus geſchiedenen Ehen *). 


Mitgetheilt von 
Herrn S—r in 8. 


Hierüber hat fi dad Königl. Oberappellas 
tionsgericht in den Entfcheidungsgründen zu 
bem in Sachen Johannen Ehriftianen gejchiedener ©. 
gegen Karl Gottlieb ©. abgefaften, am 22. Mai 
1850 publicirten Erfenntniffe auf folgende Weiſe 
ausgeſprochen: 

1c. „Die Klägerin hat ſich zu Begründung ihres 
auf fernere Ueberlaffung bes in der Ehe mit bem 
Bellagten erzeugten Kindes bis zum vollendeten 
fünften Alterdjahre gerichteten Klaggeſuches Bl. — 
nur darauf bezogen, daß der Gerichtögebraud, ihr 
hierunter zur Seite trete, und bie erfle Inſtanz hat 
ihr unter Verweifung auf 

Hänfel, Ercurfe, Th. I. ©. 294. und 

von Hartipfch, Entfcheidungen praft. Rechts— 

fragen, Nr. 229. ©. 217. 

beigepflichtet, während bie zweite Inſtanz BI. — 
außerdem noch die Principien über die Erziehungs 
rechte und Pflichten bei unehelihen Kindern analog 
für maaßgebend hält. — Nicht unrichtig ift Die gegen 
eine ſolche Analogie von dem Beflagten erhobene 
Ginwendung ; denn das Berhältniß des chelichen 
Vaters, deſſen Rechte, und Pflichten, dem Kinde 
gegenüber, find allerdings andere und ftehen höher 
ald die bes außerehelidhen Vaters. 

Darüber, daß durch die Scheidung die Oblie— 
genheit des Vaters, den Aufwand für die Ernäh- 
rung und Erziehung der Kinder zu beftreiten, bafern 
nicht Unvermögen auf feiner Seite, und der Befig 
von dazu geeigneten Mitteln auf Seiten der Mutter 





*) ©. oben ©. 52. nr. 10. &. 57. ar. 12. 
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oder der Kinder ein Anderes mit fich bringen, nicht 
aufgehoben werbe, woaltet fein Zweifel ob. Bon 
ſelbſt folgt hieraus, daß das Recht des Vaters, die 
Kinber bei fih zu behalten und zu erziehen, an fi 
nicht beftritten werden fann. Es iſt indeflen dieſes 
Kecht ebenfalls fein unbedingtes und ausnahmlofes, 
vielmehr fann e8, der Natur der Sache und mehre- 
ren gefeglichen Ausſprüchen zu Folge, in nothwen- 
diger Rüdficht auf das Wohl der Kinder gewifien 
Beihränfungen unterworfen werden. 

So wenig, wie einerfeitd die Orundfäge über bie 
väterliche Gewalt, worauf ſich der Beklagte Bl. — 
beruft, demjelben foweit, ald er es verlangt, zur 
Seite ſtehen, ebenjowenig läßt fid) andererſeits bie 
3. B. von 

Wiefe im Handbuche bes Kirchenrechts, Thl. IV. 

Seite 180. 

aufgeftelite, von Andern aber, 5. B. von 

Burhardi, im Archiv für die civil, Prarig, 

Dr. 8. ©. 165. 

widerlegte Meinung rechtfertigen, Daß heutzutage 
ber Mutter ein ganz gleiches Recht zur Erziehung 
ber Kinder mit dem Bater zuftehe. — Schon nad) 
römischen Rechte wurde durch Die wäterlihe Gewalt 
die Eognition der Obrigfeit nicht ausgeſchloſſen; es 
blieb vielmehr dem obrigfeitlihen Ermeſſen anheim 
geftellt, im Interefje des Kindes ben Anträgen ber 
Mutter auf defien Meberlaffung zur Erziehung ftatt- 
zugeben, 

1.1.8. 3.1.3. 8. 5. D. de liber. exhib. (43. 30.) 
und infonderheit follte nach der 

l. un. C. divortio facto etc, (5. 24.) 
bei erfolgter Scheidung von dem Richter in Erwägung 
gezogen werben, ob die Kinder bei dem Vater oder 
der Mutter zu erziehen feien. Auf gleiche Weife 
wurden, bei Trennung der Ehe durch den Tod des 
Vaters, deſſen legtwillige Verfügungen über bie 
Erziehung der Kinder keineswegs für unbedingt 
maaßgebend gehalten, 

1.1.8.1. D. ubi pupillus (27. 2) 
und, wenn ſchon bei dem Mangel einer diesfallfigen 
Anordnung des Vaters, die Mutter, fo lange fie 
fih nicht anberweit verehelichte, in der Regel für 
berechtigt angefehen wurde, bie Ueberlafjung der 
Kindererziehung zu verlangen, jo war doch aud 
hierbei die obrigfeitliche, Eognition und Anordnung 
eined Andern nicht ausgefchloffen. 

1.1. C. ubi pupillus, (5. 49.) 

Nov. 22. c. 38. 

Bon gleichem Gefichtspunfte geht bie fächfiiche 
und oberlaufigiiche Vormundſchaftsordnung im 12ten 
Gapitel 88. 2. f. aus. 

Oberl. Eoll.»Werf, Thl. IV. ©. 153. 


Keineswegs wird burch die Nov. 117. c. 7., nad 
welcher bei der Entfcheidung der Frage über das 
Recht und die Pflicht zur Erziehung der Kinder aus 
geichiedenen Ehen darauf, welchen Theil die Schuld 
an der Scheidung trifft, geſehen werben foll, das 
obrigkeitliche Ermeſſen darüber befeitigt, bei welchen 
ber geichiedenen Eheleute Die Kinder am beften auf: 
gehoben feien. Dahin hat fih auch die Praris, 
wenigftens in Sachfen, entfchieben. 

Bauer, resp. I. resp. 37. 

Hänfel, Ercurfe, Thl. I. S. 294. 

Weber, Kirchenrecht, Thl. I. Abthl. 3. S. 1313 

Not. 91. 

Vereinigen fi die Eltern bei der Scheidung übe 
die Erziehung der Kinder, jo wird die Obriglen 
wohl ſelten Veranlaffung haben, von Amtswege 
einer ſolchen Bereinigung entgegenzutreten. Win 
aber bei dem Mangel einer folhen Bereinigung eine 
obrigfeitlihe Verfügung nöthig, fo ift bei derſelben 
in dad Auge zu faflen, daß zwar zumächft und in 
der Regel der Bater mit der Pflicht für die Witel 
zur Ernährung und Erziehung ber Kinder zu forgen, 
auch dad Recht hat, die Ueberlafjung der Kinder zu 
Erfüllung diefer Pflicht zu verlangen, daß dieſe 
Regel jedoch dann eine Ausnahme erleidet, wenn 
das Interefie des Kindes dies mit fich bringt. Sep 
teres ift wenigſtens gewöhnlich der Fall, fo lange 
das Kind noch in einem fo zarten Alter ſiehr, das 
es der phuflichen Pflege und Sorge der Mutter vor- 
zugsweiſe bebarf. 

In der älteren Zeit ward, unter Berüdädr- 
gung ber 

1. 9. €. de patria potestate (8. 47.), 
von der Praris die Anficht befolgt, daß das Kin 
bis zum vollendeten dritten Altersjahre der mitte: 
lichen Pflege nicht wohl entbehren fünne, 

Kind, quaest, for., T. IV. c. 2. p. 5. ed. 2. 

Hänfel, Ercurfe, Thl. 1. ©. 294. 
Weber, Kirchenrecht, Thl. 1. Abthl. 3. S. 128 
Not. 44. 

Sowie indefien die nurallegirte Gefepesftck, 
theils nad) ihrem Inhalte überhaupt, theils inforern, 
als fie darauf beruht, daß bei den Römern die Kin 
ber bis zum dritten Jahre an der Mutterbruft genäht: 
zu werden pflegten, heutzutage ohnehin einen bal« 
baren Grund für jene Anficht nicht abgeben kann, 
fo ift folche auch von dem neueren Gerichtsbraucht 
verlaffen worden. Vielmehr wird angenommen, das 
Kind ſei praͤſumtiv erft mit dem erfüllten ſechſten 
Lebensjahre, als dem durch das Geſetz für den Anfang 
der geiftigen Ausbildung in der Schule beftimmten 
Alter, 

j. 8. 21. des Schulgejeged vom 6. Juni 1835. 
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auch körperlich foweit vorgeſchritten, baß es unbe- 
denflih dem Vater zur Ernährung und Erziehung 
überlaffen werden könne. 

Hiernach braucht, wenn nach erfolgter Ehefchei- 
dung die Frau auf Verabfolgung der noch nicht in 
das ſchulpflichtige Alter eingetretenen Kinder unb 
auf Berabreichung der Alimente für fie anträgt, die— 
jelbe zur Begründung ihres Antrages fich auf weiter 
nichts, ald auf das zarte Alter der Kinder zu bezie— 
hen, indem ed dem gefchiedenen Chemanne, dafern 
er jene Präfumtion duch Bezugnahme auf befondere 
Momente zu elidiren vermag, nad) welchen bie 
Ueberlafjung der Kinder an deren Mutter bedenklich 
oder die Belafjung ber Kinder bei ihm für dieſe 
erheblich vortheilhafter ericheint, obliegt, folche ans 
zuführen und nachzuweiſen, wohingegen ein Antrag 
der Mutter, ihr die Kinder auch nach deren Gintritt 
in das fchulpflichtige Alter zur Ernährung und Er- 
ziehung zu überlafien, und den Bater zu Verabrei— 
chung des dazu erforderlichen Aufwandes oder eines 
Beitrages dazu anzuhalten, nur dann Beachtung 
erlangen kann, wenn die Mutter fich auf befondere, 
eine folche Beichränfung der Rechte des Vaters bes 
gründende, nachweisliche Umftände zu beziehen im 
Stande if. 

Da bei der Beurtheilung der zwifchen geſchiede— 
nen Eheleuten über die Kindererziehung entftandenen 
Differenzen neben dem Rechte der Eltern zugleich 
Das Interefje der Kinder und deren Recht auf die 
Ernährung und Erziehung in Frage gelangt, und 
da fich die während der Differenz und bei ihrer Ent» 
fheidung obwaltenden, bei ber Ichteren als maaß— 
gebend betrachteten Umftände im Berlaufe der Zeit 
ändern fönnen, fo folgt von felbit hieraus, daß die 
biesfallfigen Entfheidungen dann, wenn die ihnen 
unterliegenden Borausfegungen nicht mehr vorhan- 
ben find, eine Mobdification im Interefje des Kindes 
nicht ausſchließen, und daß zu ben darauf an die 
competente Behörde (die Bormundichaftsbehörde) zu 
tichtenden Anträgen ebenfowohl die Mutter als ber 
Bater des Kindes berechtigt ift. 

In Beachtung diefer Anfichten, welche das 
Königl. Oberappellationsgericht auch bisher in ähn- 
lichen Fällen befolgt hat, waren die vorigen, der 
Klägerin beifälligen Erfenntniffe, da Beklagter im 
erften Berfahren auf ſolche befondere Umftände fich 
nicht bezogen bat, in deren Folge der auf Ueber- 
lafjung des Kindes bid zum vollendeten fünften 
Altersjahre gerichtete Anfpruch ber Mutter unbe» 
gründet erjchiene, zwar zu beftätigen, doch mit der 
hinzugefügten, duch die Rüdficht auf das Interefje 
bes Kindes gebotenen Erläuterung: „baß dem Be- 
Flagten, dafern inmittelft ſolche Berhältniffe eins 
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getreten fein follten, nach benen anzunehmen wäre, 
ed werde durch die DVerabfolgung des Kindes ber 
Barteien an den Bellagten für das Wohl des Kin- 
bes befjer gejorgt, als durch deffen fernere Ueber: 
laffung an die Klägerin, unbenommen bleibe, fich 
deshalb mit begründeten Anträgen an das competente 
Bormundichaftsgericht zu wenden. — Hierbei ift 
binfichtlich des mit der Appellation gegen das erſte 
Urthel verbundenen, neuerlich nicht wieder angereg« 
ten Borbringend des Beklagten Bl. —, nach welchem 
er eine wohleingerichtete Hauswirthichaft und fich 
anderweit verehelicht hat, nur noch fo viel zu bes 
merfen, baß hierauf fein enticheidender Einfluß zu 
fegen gewejen ift, da fi daraus noch keineswegs 
folgern läßt, Daß das Kind bei ber Stiefmutter 
ebenfogut, wie bei der leiblihen Mutter, die nöthige 
lege erhalten würde, und da, felbjt wenn man 
dies anzunehmen hätte, dadurch der, ceteris paribus 
größere, Anfpruch der leiblichen Mutter, felbft dem 
Kinde diefe Pflege zu widmen, nicht für widerlegt 
zu erachten wäre. Gbenfowenig aber würde, wie 
die Klägerin Bl. — verlangt, die anderweite Ver— 
ehelihung des Beklagten an ſich als ein Grund be— 
trachtet werden können, weshalb ihm das Kind nicht 
zu überlafjen wäre.‘ 


96. 


Der neue Erwerber eined Grundſtücks muß ben 
Miethbewohnern zu Ermittelung eines ander- 
weiten Unterfommensd fo viel Zeit, als die übliche 
Kündigungsfrift beträgt, vergönnen, — Ein 
eingeräumtes Wohnungsrecht, welches im Grund: 
und Hupothefenbuche nicht verlautbart ift, ſteht 
in dieſer Beziehung dem Mierhverhältniffe gleich. 


Mitgetheilt von 
Heren Act. 9. in B. 


Der Eigentümer des sub No. — bes Brand- 
catafters zu B. eingetragenen Gutes, ber Defonom 
R., hatte im Jahre 1852 unter dem Anbringen, daß 
fi} in feinem gedachten Gute ein gewiffer T. ohne 
alles Necht aufhalte, indem das angebliche Auszugs⸗ 
recht, auf Grund deſſen berfelbe feinen Aufenthalt 
im Gute behaupte, auf dem Folium des leptern im 
Grund» und Hypothefenbuche nicht eingetragen fei, 
bei ben Gerichten zu B. auf Ermilfion des genann- 
ten T. und demnächſt auf Erlaffung gewöhnlicher 
GErmiffionsauflage an denfelben angetragen. 

Da das Anbringen R.'s infofern ganz begründet 
erichien, als für genannten T. ein Wohnungs» oder 
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fonftiged Auszugsrecht auf dem R.’ichen Gute im 
Grund» und Hypothefenbuche in ber That nicht 
eingetragen war, jo hatte das Gericht dem eben 
erwähnten Ermiffionsantrage durch eine darauf an 
Impetraten T. erlaffene Ermiffionsauflage, in welcher 
dem T. bie binnen 8 Tagen bei Vermeidung ber 
Ermiffton zu bewirfende Räumung der von ihm ber 
haupteten Wohnung im R.'ſchen Gute aufgegeben 
wurde, um fo mehr entfprechen zu müfjen geglaubt, 
ald, wenn auch Impetrat T. bei Impetrantens R. 
Borbefigern F. und K. ein derartiges Wohnungsredht 
genofjen, dies doch nur als eine rein perfönliche Ge— 
währung Seiten dieſer legtern beiden gelten fonnte, 
da darauf und auf deffen Eonftituirung die Beftim- 
mungen in $. 1. und 2. der Bekanntmachung einiger 
Rechrsjäge in Bezug auf den Auszug vom 2. October 
1839 an fich nicht in Anwendung zu bringen wären, 
und nach $. 3. des Gefehes vom 6. November 1843 
jenes angebliche Befugniß die Realeigenſchaft nur 
buch intragung im Grund» und Hypothefenbuch 
erlangt haben würde. 

Gegen biefe Auflage, jowie gegen das wider ihn 
eingeleitete Ermiffionsverfahren überhaupt appellirte 
Impetrat T., und es erließ das Königl. Appella— 
tiondsgericht zu Leipzig auf biesfalls erftatteten 
Bericht unterm 5./16. November 1852 folgende Ber- 
ordnung an das Gericht: 

„Wenn nun bad dem Jmpetraten T. von einem 
BVorbefiger des Impetranten, Friedrich Auguft K., 
Bl. — zugeftandene, und auch von dem Befigvors 
gänger bed Impetranten, Johann Gottlob $., Bl. — 
übernommene Wohnungsredht nach der Anficht des 
Königl. Appellationsgerichts mit einem Miethverhält- 
niffe auf gleicher Linie fteht, die Beendigung eines 
ſolchen Verhältniffes jedoch ftetd ben Ablauf ber 
bedungenen Miethzeit oder rechtzeitige Kündigung 
vorausfegt, hiernächft befanntlich die Kündigungsfrift 
im Zweifel ein volles Vierteljahr mit Berüdfichtigung 
der üblichen Umzugsfriſten enthalten muß, weiter 
der Orundfag, daß Kauf Miethe drehe, nur dahin 
aufzufaflen, daß ber neue Erwerber an die beſonde— 
ten, zwifchen dem Borbefiger und dem Miethinhaber 
beftandenen Verabredungen nicht gebunden ift, da— 
gegen an den fonftigen Bebingungen ber Kündbarkeit 
etwas nicht ändert, wie folches das Königl. Appel: 
lationsgericht in allen zu feiner Cognition bisher 
gelangten Fällen ausgeiprocdhen hat, hiernach aber 
bie auf den Antrag Bl. — nach Bl. — erlaffene 
Auflage lediglich aus dem Geſichtspunkte einer Kün- 
digung angefehen werben fann, und ba fie erft am 
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8. October d. J., alſo nach dem Michaelisterminc, 
erbeten worden, für ben Weihnachtstermin als ver 
fpätet fich darftellt, und demzufolge bie ftattgefunden: 
Kündigung allererft für Oftern fünftigen Jahres in 
Wirkfamfeit treten kann, fo verordnet das Königl 
Appellationsgeriht in Beachtung bes ergriffenen 
Rechtsmittels an die ermeldeten Gerichte hiermit, mi: 
weiterem Verfahren gegen den Impetraten bis iu 
dem bezeichneten Zeitpunfte Anftand zu nehmen. 

Die dutch das gegenwärtige Rechtsmittel erwad— 
ſenen Koſten werden mit Hinſicht auf den Wecht 
der Entſcheidung gegen einander aufgehoben.“ 


Gegen dieſe Verordnung appellirte wiedetn 
Kläger, das Königl. Oberappellationggerid: 
verwarf jedoch mittelft Verordnung vom 19. Janux 
1853 unter Gompenfation der Koften das eingene 
bete Rechtsmittel, und fügte feiner Verordnung id; 
gende Entfheidungsgrünbe bei: 

„In der Hauptſache ift man mit Der vorigen 
Inftany völlig einverftanden. Denn wenn iten 
Impetrantens Anführen Bl. — injofern beizupflicien 
it, daß das Verhältniß eines Abmierhers von tem 
Rechte desjenigen, welcher ald Auszügler in einen 
Grundjtüde wohnt, in vieler Hinficht fehr verſchieden 
ift, fo fommen fie doch darin überein, daß der leptere 
ebenjo, wie der erftere, durch einen gültigen Rechts— 
titel die Wohnung erlangt hat, und als rehrliher 
Inhaber derfelben zu betrachten iſt. Wenn nun 
fhon bei Veräußerung des Grunbftüds, ohne daß 
für Erhaltung ihrer Rechte Borforge getroffen, un 
ein biesfallfiger Vorbehalt in das Grund; m 
Hypothekenbuch eingetragen ift, das Recht bes & 
werbers ftärfer ift, ald das des Abmiethers ax 
Auszüglers, und diejer daher dem Erwerber weite 
muß, jo ift es doch nicht allein ber Billigfeit, # 
dern auch dem rechtlichen Verhaͤltniſſe gemäß, wi 
der Eine ſowohl ald der Andere nicht fofort, er 
mit Belaffung einer fo kurzen Frift, wie die 8. - 
anberaumte, herausgejegt, fondern bag ihm ju 
Abzuge und zu Ermittelung eines anderweiten Une 
kommens fo viel Zeit, als die bei Wohnungen är 
lichen Umfanges üblihe Kündigungsfrift beräy. 
vergönnt werde, 

Und als folche ftelit fi im vorliegenden Falt 
die einvierteljährige bar. 

Daher war die eingewenbete Appellation 
tejieiren, jedoch, da die vorige Entſcheidung reier 
matorijch war, die Compenfation der Unfoften d« 
Rechtömitteld auszuſprechen.“ 


Offiein der Berlagshandlung. 


Wochenblatt 


Ben dieſem Wo: 
&enblatte er: 
feinen jährlich 
64 Nummern zu 
1Quartbogen und 
außerdem am Jah⸗ 
reafchluffe ein aus: 
fübrlihesMegifter. 


und 


merkwürdige Rechtsfälſe, 


in actenmaͤßigen Darſtellungen 
aus dem Gebiete der Justizpflege 
Verwaltung 


Alle Boftämter 
u.Duchhantlungen 
übernehmen ®eftel: 
lungen und liefern 
dat Quartal gutem 
proenumerando zu 
entrichteuden Preiſe 
von 1Thaler. 


zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 





Berlag von Bernbard TZauchniß in Leipzig. 


A 46. 


97. 


1) Der Nichter darf zu einem durch die Los— 
Tagung eines Erben vacant gewordenen Nachlaß: 
antheil feinen Vertreter beftelfen, wenn ein 
Miterbe, welcher die Erbſchaft angetreten hat, 
vorhanden it. 2) Obliegenheiten des Richters 
in Bezug auf.die Ausantivortung. des Nachlaſſes 
und Sicherftellung der Nachlaßgläubiger. 


Mitgetheilt von 
Herrn Adv. R. in. 


Im Monat Mai 1852 ftarb J. H. B. und hinter- 
lieg feine Ehegattin, &. B., wie eine noch unmündige 
Tochter erfter Ehe, S. B., zu Inteftaterben. Die 
Nachlaßactiva beftanden, außer in 700 Thlen. —⸗ —⸗ 
an baarem Gelde und etwa 20 Thlen. — —s 
Werth von Mobilien, in etwa 3300 Thlen. — —⸗ 
außenftehenden Forderungen, die jedoch von einer 
ſolchen Beichaffenheit waren, daß man einen großen 
Theil derfelben ohne Weiteres für vollftändig werth⸗ 
108 halten, jedenfalls aber rüdfichtlich aller behaup- 
ten fonnte, daß beren Realifitung ſehr problematifch 
fei. Die Nachlafpaffiven dagegen beftanden aus 
eirca 5500 Thlen. — — angemeldeten Forderun⸗ 
gen, darunter 3227 Thlr. —⸗ —⸗ Beirag des von 
ber Tochter S. B. liquidirten eigenen und dem 
Bater zur Verwaltung überlaffen gewefenen Ver— 
mögend. 

Während bie verw. 8. B. den Nachlaß cum 
benelicio inventarii antrat, genehmigte das Gericht 
zu 2., ebenjowohl die Nachlaßbehörde, als rüdficht- 
lich der unmündigen ©. B. die Obervormundfchafts: 
behörbe, nachdem es fich von bem Stande ber Sache 


Menue Folge Bweiter Jahrgang. 


1854. 


überzeugt hatte, die Losfagung jener von dem Erbe, 
welches ihr nach den Grundfägen ber Inteftaterbfolge 
zu drei Biertheil zugehört haben würde, autorifirte 
den Bormund ber Unmündigen, deren Forderungen 
beim Rachlaß anzumelden, behielt die eingegangenen 
Gelder im Depofitum und beftellte für ben durch bie 
Losfagung vacant gewordenen Antheil in der Perſon 
des Advoraten A. U. einen Nacdjlaßvertreter. Das 
Gericht erachtete biefen Schritt für volllommen ge- 
rechtfertigt, theils mie Ruͤckſicht darauf, daß bie 
verw. 2. B. immittelft (im Juni 1852) außer Landes 
und, dem Bernehmen nad, nach Auftralien gegan- 
gen war, jedenfalls aber an einem dem Gerichte und 
der Gläubigerſchaft unbekannten Orte ſich aufbielt, 
und es hiernach und beim Mangel jever Garantie 
ihrerfeitö bedenklich fiel, derfelben ohne Weiteres die 
Bertretung ber durch die Losfagung der unmünbigen 
Miterbin offen gewordenen drei Viertheil dev Ver— 
laffenfchaft zu überlaffen, da dann die Activen ber 
legteren recht bald auf irgend welche Weife eingezo⸗ 
gen, ben Gläubigern aber die Möglichkeit benommen 
fein würde, ihre Anfprüche zu verfolgen, theild in 
Betracht deffen, daß die Wittwe den ihr gefeplich 
obliegenden Beweis, daß bie Eltern bes defunctus 
verftorben feien, nicht oder wenigftens nicht voll» 
ftändig geführt hatte, theils endlich mit Rüdficht 
darauf, daß die Unmündige hauptſaͤchlichſte Glaͤubi⸗ 
gerin geworden, und daß das Gericht, ald ober 
vormundichaftliche Behörde, auch in dieſer Beziehung 
das Intereſſe derſelben wahrzunehmen eingebenf fein 
müffe. 

— darauf, und nachdem ſich die Wittwe durch 
ihren gerichtlich legitimirten Sachwalter bereits auf 
mehrere Eingaben bed curator hereditatis in mate— 


rieller Beziehung eingelafjen hatte, erichien fie am 
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14. April 1853 ebenfalls durch ihren Sachwalter 
mit einer Schrift bei den Acten, in der fie erklärte, 
daß fie auch die ausgeichlagenen Drei Biertheile, 
welche ihr nunmehr gefeglich angefallen feien, als 
Grbin cum beneficio antrete, fowohl deren als bie 
Ausantwortung bes ihr ſchon früher angefallenen 
einen Viertheils, auch fofortige Wieberaufhebung 
der beftellten cura hereditatis beantrage, demnädhit 
bepreeitte, daß fie zu ben durch die Beftellung des 
ceurator verurfachten Koften aus dem Nachlafje etwas 
beitrage, gegen die Rechtsgültigfeit irgend eines von 
dem angeblichen Nachlaßvertreter bisher vorgenom— 
menen oder noch vorzunehmenden Actes proteftirte, 
und eventuell gegen die Zurüdweifung ihrer Ers 
Härungen, ihrer Anträge und ihrer Proteftation 
appellitte. 


Die Appellation wurbe einberichtet, und cs 
erging darauf folgende Verordnung (Mai 1853): 


„Das K. Appellationsgericht zu Leipzig 
erachtet in Berüdjichtigung der Anzeige des Vor— 
munbdes ber minorennen ©. B. Bl. —, wonacd bie 
Appellantin bereitd im Juni 1852 eine Reife nad 
Auftralien unternommen hat, unb ber dermalige 
Aufenthaltsort derfelben felbft ihrem Suchwalter 
unbefannt fein foß, vor allen Dingen für erforderlich, 
daß ber legtere, ba bemfelben für den Fall, daß bie 
gedachte Anzeige Beftätigung fünde, das von ber 
Wittwe B. übertragene Patrocinium nach Befinden 
nicht weiter zu belaffen, vielmehr die Beſtellung eines 
Abwefenheitsvormundes vorzufehren fein würde, über 
die biesfallfigen VBerhältniffe näher befragt, und ſo— 
dann auf Grund des Ergebniffes zuvörderſt in erfter 
Inftanz die nöthige Entſchließung gefaßt werde. 

So viel dagegen das in der Sache felbft weiter 
einzufchlagende Verfahren betrifft, fo befindet das 
Königliche Appellationsgericht, in Erwägung, daß 
bie BL. — verzeichneten Activen des Nachlaſſes, 
unter ber Borausfegung, daß die den Hauptbeftand- 
theil des hinterlafienen Vermögens bildenden Außen⸗ 
fände, wie ſolches von den Erbinterefienten über- 
einftimmend verfichert wirh, zum größten Theil völlig 
inerigibel find, durch die BL. — erfichtlichen Paſſiven 
anſcheinend bei weitem überftiegen werben, nad) den 
oben angezogenen Actenftellen auch eine Mehrzahl 
von Nachlaßglaͤubigern vorhanden ift, für angemefs 
jen, daß das Gericht zuvörberfi die Kräfte des Nach: 
laſſes genau ermittete und feftftelle, und, dafern ſich 
hierbei deſſen Inſolvenz ergiebt, mit Eröffnung des 
Concurſes zu der Verlaſſenſchaft verfahre, als wor 
durch dann ſowohl die von der Appellantin angefoch⸗ 
tene, zu drei Viertheilen des Nachlaffes beftellte 
cura hereditatis, als ber Anfpruch derfelden auf 


Ausantwortung bed gefammten Nachlaſſes von jelbit 
zur Erledigung gelangen würde. 

Dem Borftehenden gemäß hat daher bad genannte 
Gericht zu L., wie andurch unter Verwerfung ber 
eingewendeten Appellation verordnet wird, das allent- 
halben Nöthige zu verfligen und zu beforgen. 

Die durch das ergriffene Rechtömittel ver 
urfachten Koften find von ber Appellantin einzus 
bringen.” 

Die verw. 8. B. remedirte anbderweit, und es 
verordnete nunmehr das K. Oberappellations: 
gericht (Juli 1853): 

„Daß ed weder bei der BI. — erfihtlihen Ber: 
ordnung vom Mai 1853, noch bei der Refolution 
BL. — zu laffen; vielmehr ift in erfterer Beziehung 
mit ber angeordneten Befragung des Sachmwaltes 
der Appellantin und ber verfügten Ermittelung un? 
Feftftellung der Kräfte des Nachlaffed ihres Eheman- 
nes zur Zeit anzuftehen, in fegterer Hinficht Dagegen 
in Entfprechung der Anträge Bl. — ber beitellte 
Nachlafvertreter diefer Function wieder zu entheben, 
auch der durch befien Beftelung veranlaßte Koften- 
aufwand, einfchließlich der Ertrajubdicialien Des Nad» 
laßvertreters, nicht aus dem Nachlaſſe Eingangt- 
gedachten B.'s, fondern vom Gericht zu übertragen. 
Dagegen ift der BI. — beantragten YAusantwortung 
diefes Nachlaffes an die Appellantin zur Zeit noch 
Anftand zu geben. Die in voriger Inftanz evwad:- 
fenen Koften anlangend, bewenbet es bei der BL. — 
desfalls getroffenen Verfügung; es ift auch Appel- 
lantin die durch das gegenwärtige Rechtsmittel, 
welches, infoweit es ſich durch Vorſtehendes nicht 
erledigt, zu verwerfen geweſen, veranlaßten Kofſten 
zu uͤbertragen verbunden.“ 


Entſcheidungsgründe. „In voriger Inf 
hat Man die Frage, ob zu ber Bl. — erfolge 
Beitellung eines Nachlafvertreters in 3. H. 8 
Berlaffenfchaft gegründeter Anlaß, oder ob und is 
wieweit den Anträgen ber L. verw. B. Bl. — Stat 
zu geben gewefen, unbeantwortet gelaffen, vielmed 
in zweifacher Beziehung Erörterungen angeordne, 
durch deren Erfolg nach Befinden fowohl die zu des 
Biertheilen bes Nachlaſſes beftellte cura hereditatis 
als der Anfpruch der Wittwe auf Ausantwortung 
des gefammten Nachlaffes von felbit zur Erledigung 
gelangen fünne. Nun gewähren aber die Acten 
nach der Anficht des Oberappellationsgerichtd zu den 
von dem Königlichen Appellationsgerichte angeort: 
neten Grörterungen feinen Anlaß, und es ift beren 
von der AppeHantin fpeciell mit beantragte Beanftan- 
dung zu verfügen gewefen. Denn, was die moͤg— 
licher Weife für nöthig erachtete Beſtellung eimes 


Abweienheitdvormundes für die verw. B. anlangt, 
fo hat fi deren Anwalt mit Recht auf die Bl. — 
im Originale überreichte, ihrem Inhalte nach für 
ausreichend zu erachtende, gerichtlich recognoscirte 
Generalvollmacht und die Vorfchrift Cap. XXV. 8.2, 
ber allgemeinen Bormundfchaftsorbnung vom 10ten 
October 1782 bezogen, wonach von allen auf Bevor- 
munbung ber verw. B. wegen beren Abwefenheit 
abzwedenden Einleitungen wenigſtens für jegt gänz- 
lich abzufehen it. Ebenfowenig fann bei ber der— 
maligen Sachlage der BI. — nachgewiefene Anjchein 
einer Weberfchuldung bes B.'ſchen Nachlaſſes und 
das Borhandenfein einer Mehrzahl von Nachlaß— 
gläubigern ber Nachlaßbehörde Beranlaffung geben, 
die Kräfte des Nachlaffes zu ermitteln und bei befjen 
fidh ergebender Infolvenz mit Eröffnung des Con— 
curfes zu der B.’jchen Berlaffenfchaft zu verfahren. 
Denn, nachdem bie verw. B., deren gefegliches 
Erbredht im Allgemeinen in Liquidität beruht, und 
von welcher nur noch, um fih als alleinige Erbin 
zu legitimiren, das Ableben der Afcendenten ihres 
verftorbenen Ehemannes nachzuweiſen ift, die Ver— 
lafienfhaft cum beneficio inventarii angetreten hat, 
fo fann, wie allerdings fchon aus den von der Appel» 
lantin geltend gemachten Beftimmungen bes geichärf- 
ten Manbats wider die Banquerouteurs vom Wſten 
December 1766 unter 16. ſich ergiebt, von einer 
Eröffnung bes Goncursprocefies zu der Berlafien- 
Schaft des verftorbenen B. überhaupt nicht weiter 
die Rebe fein. Es kann nach Befinden auf Antrag 
der Erbin zu Erlaffung von Ebdictalien nach dem 
Mandate vom 13ten November 1779 fommen. Auch 
fteht es dem Gericht natürlich auf Anträge von 
Naclapgläubigern, oder, in feiner Eigenfchaft als 
obervormundicaftliche Behörde, auch Amtswegen 
frei, auf Eicherftellung des Nachlaſſes Bedacht zu 
nehmen. Iſt aber eine Verlaffenichaft von dem oder 
ben Erben angetreten worden, und hat erftere hier- 
durch einer Seite ihre rechtliche Vertretung gefunden, 
anderer Seits als eine befondere universitas juris zu 
beftehen aufgehört, fo ift eine Eröffnung bes Eon» 
cursproceſſes (abgefehen von dem Falle einer zuläf- 
figen Wiederlosjagung der Erben) nur noch ben 
Erben gegenüber denkbar. Zu Eröffnung des Eon» 
cursprocefjes zu dem Vermögen des Erben, wenigſtens 
von Amtswegen und ohne Antrag eines Nachlaf- 
gläubigers, würde aber, nach befannten Grundfägen 
über ben Umfang ber Berpflichtungen eines Erben 
gegen die Nachlaßgläubiger und die Berechtigung 
des erfteren zu Bezahlung richtiger Nachlaßſchulden 
bis zum Betrage der Erbſchaft, die Infufficienz der 
Erbmaffe allein noch feinen binreichenden Anlaß 
gewähren. 
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vergl. Curtius, Handbuch, Bd. II. Abthl. I. 
$. 915. und not. m. Ausgabe 3. 

von fangenn und Kori, Erörterungen, Thl. I. 
Abh. Xi. Ausg. 2. 

Anlangend nunmehr ben Widerjpruch der Appels 
lantin gegen das Fortbeftehen der zu drei Vierteln 
ber B.'ſchen Verlaffenichaft beftellten cura heredita- 
tis, fo liegt das Unzuläffige diefer von der Nachlaß 
behörbe getroffenen Maafregel auf ber Hand. Denn 
der Nachlaß hat in der Appellantin feinen Vers 
treter, und die Rüdjicht, daß dieſe fich noch nicht 
als alleinige Erbin legitimirt hat, fann unmöglich 
zur Beftellung eines Nachlaßvertreters führen. Nur 
wo ed jich darum handelt, dem durch einen Erben 
noch nicht vertretenen Nachlaffe wegen ber durch 
legteren zu repräfentirenden Rechte und Berbinblich- 
feiten ein Organ zuzuordnen, fann die Beitellung 
eined Nachlaßvertreters erfolgen. Es ſetzt dieje eine 
noch ruhende Erbmafje (hereditas jacens) voraus, 
und ein Berlaffenfchaftsvertreter neben einem Erben, 
welcher die Erbichaft angetreten hat, ift rechtlich 
überhaupt nicht denkbar. 

Zeirfchrift für Nechiöpflege ꝛc. NR. F. Bb. VII 

pag. 173. 

Uebrigens würde bie Function des Nachlaßvers 
treters, wenn er zu beftellen gewejen und der Begriff 
einer rubenden Erbichaftsquote überhaupt rechtlich 
benfbar wäre, eben in Vertretung der Erbichaft nach 
Höhe diefer Quote, nicht aber in Vertretung ber 
unbefannten, möglicher Weife vorhandenen Miterben 
der Appellantin und eben fo wenig in der Seiten 
des Gerichts zu &., nah Bl. — und Bl. —, dem 
Nachlaßvertreter aufgetragenen Ermittelung biejer 
Miterben zu beftehen gehabt haben. Daß auch bie 
von dem Vormunde der unmündigen B.'ſchen Tochter 
Bl. — fig., fowie von dem Gerichte in dem Berichte 
Bl. — geltend gemachte Verbindlichkeit zur Fuͤrſorge 
für die Nachlafgläubiger, zu denen die gedachte 
Unmündige gehört, nicht zu Beftellung eines Ber- 
lafienichaftövertreters führen kann, folgt aus dem, 
was über deffen Stellung jo eben bemerkt worben, 
von felbft, und unter diefen Umftänden war nicht 
nur dem Antrage der Appellantin auf fofortige Aufs 
hebung ber angelegten cura zu entfprechen, ſondern 
bei deren offenbarer Unzuläffigfeit auch die gerichtliche 
Uebertragung der dadurch veranlaßten Koften, zu 
welchen natürlich auch die Ertrajudicialien bed Ver: 
treterd gehören, anzuordnen. 

Anders verhält ed ſich mit dem Antrage ber 
Appellantin BI. — auf Ausantwortung des Nach— 
laſſes, da theils, wenn auch andere Nachlaßgläubiger 
Sicherheitömaafregeln zur Zeit nicht beantragt haben, 
die Behörde fo berechtigt, ald verpflichtet ift, auf 


— — 


Sicherftellung der vorgenannten, wor ihre bevormuns 
beten minderjährigen Nadjlafgläubigerin bedacht zu 
fein, theils e8 an jedem Nachweiſe fehlt, daß bie in 
dem Todtenfheine Bl. — aufgeführten B.'ſchen 
Eheleute die Eltern des verftorbenen I. H. B. feien; 
von einer Ausantwortung derjenigen Erbſchaftsquote, 
welche ber Appellantin bei ihrer Goncurrenz mit den 
Afcendenten bes Erblafferd gebühren würde, aber 
ſchon um deswillen nicht füglich die Rede fein kann, 
weil eine ſolche theilweife Ausantwortung ber zum 
gerichtlichen Depofitum genommenen Nachlaßobjecte 
gewiffermaaßen eine Erbfhaftstheilung in fi 
faffen, und wenigftens diefer, welche natürlich nicht 
ohne Goncurrenz der Miterben erfolgen könnte, vor— 
greifen würde. 

Die Koften voriger und jegiger Inftanz müfjen 
von der Appellantin übertragen werben, da diefelbe 
feiner Gegenpartei, fondern dem Gericht gegemüber 
ſteht und die Unrichtigfeit der von dieſem in ber 
Sache befolgten Rechtsanſichten feinen hinreichenden 
Grund abgiebt, um bdaffelbe zu Ueberiragung der 
Appellationsfoften für verbunden zu achten.“ 

Hiergegen nun wendete fih das Gericht an bas 
K. Zuftigminifterium, namentlich um eine Abändes 
rung wegen des Koftenpunftes zu erlangen, unb 
machte, fowohl zu Rechifertigung der gewünfchten 
Abänderung, ald auch bes in der Sache eingehalte- 
nen Verfahrens, in dem erftatteten Berichte Folgendes 
vorftellig: 

„Wir find — heißt es im Berichte — durch 
Zuerfennung ber Berbinblichfeit, Die gefammten 
Koften zu Übertragen, gewiffermaaßen Partei ges 
worden; ed ift und aber weder vorher die Möglich: 
feit gegeben worden, unfere Rechte in Diefer Bezie— 
bung wahrzunehmen, noch aud würde nachher, 
wenn unfer Gefuch ald ungeeignet yurüdgewiefen 
werden follte, für und bie Möglichfeit vorhanden 
fein, und hiergegen zu vertheidigen, wir würben 
mithin gegen alle fonftigen Principien über den In» 
ftanzenzug bei einem Erfenntniß Beruhigung faffen 
müfjen. Wir glauben, ung hierbei auch insbefondere 
noch auf bie 

Verordnung vom 8. Januar 1838, die Entfchei- 
bung eine& Zweifel® über bie Anwendung der 
Beftimmung $. 38. no. 3. des Geſetzes B. vom 
28. Januar 1835 — Gef.» u. Verordn.⸗Bl. 1838, 
pag. 32. — 

berufen zu fönnen, indem ber Fall, der biefe Ver— 
ordnung hervorgerufen, mit dem gegenwärtigen ganz 
gleich ift und Daher eine analoge Anwendung ber 
Beitimmungen dieſer Verordnung, d. i. Berftattung 
einer zweiten Inftanz zu Ertheilung über den Koften- 
punft, wohl gerechtfertigt fein bürfte, Dabei fann 
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nad unferm Dafürbalten, auf bie Beflimmung im 
Sclußfage des $. 30. bes B. Geſetzes vom 28. Ja- 
nuar 1835, wonacd bei Appellationen wider das 
Verfahren gegen die Verordnung der dritten Inftanz 
feine Appellation weiter zuläffig fein fol, gegen: 
wärtig um bedwillen nichts anfommen, weil dieſe 
Dispofition Lediglich die den Parteien geftatteten 
Rechtömittel im Auge bat, nicht aber die hier vor- 
liegende Frage berührt, ob ſich ein Gericht bei einem 
Falle, wie dem jepigen, wo ihm erft in legter In 
ftanz bie Koftenübertragung zuerfannt worben, ki 
diefer einzigen Entfcheidung zu beruhigen hat, ode 
ob es ſich nicht vielmehr ebenfalls einer zweiten 
Inſtanz wenigftens zur nochmaligen Beurtbeilun 
diefes Incidentpunftes erfreuen fan. Der Abän: 
rung über den Koftenpunft haben wir aber aus 
noch um beswillen zuverfichtlich entgegenzufeben, weil 
unjer Verfahren in der Sache felbft mit den beſiehen⸗ 
ben, auf den fraglihen Ball anzuwenden gewelenen 
Rechtsgrunbfägen keineswegs im Widerfpruche ſicht. 
Denn was zunächft den in den Entfheidungsgrünten 
bed K. Oberappellationdgerichts an die Spige ge 
ftellten Sag anlangt, daß nur bann ein Nadlaf- 
vertreter zu beftellen fei, wenn unb wo es fich darum 
handele, bem durch einen Erben noch nicht vertrete: 
nen Nachlafie, wegen ber durch legteren zu repräfen: 
tirenden Rechte und Berbindlichkeiten, ein Organ 
zuzuordnen, und daß ein Berlafjenihaftsvertreter 
neben einem Erben, welcher bie Erbichaft angetreten, 
rechtlich überhaupt nicht denkbar fei, fo finden wir 
dagegen wenigftens in ben römifchen Rechtsquellen 
— und auf biefe hat man im Mangel vaterländiiher 
geleglicher Beftimmungen bei Beurtheilung ber recht 
lichen Natur ber Nachlaßvertretung wohl allein u 
recurriren — in den Worten der 1.9.8.1.D. (42.4. 
welche wörtlich lauten: 
„si alter ex heredibus intra lempora sibi mr 
stituta deliberet adire hereditatem, alter w" 
neget se aditurum, videudum est, quid crei- 
toribus agendum sit. Et placet, interim en 
in possessionem miltendos custodiae cansı 
‚donee appareat, is, qui deliberat, utrm 
agnoscat partem suam, an non agnoscal.” 
ebenjo einen Anhalt für die Richtigkeit der von ui 
befolgten Meinung. Liegt zwar in dieſer Geſches 
ftelle nody nicht der Fall vor, daß der heres (m 
adire deliberat) bereit8 angetreten habe, jo win 
doch eben angeordnet, in einem folhen Yale ia 
Interefje der Gläubiger Vorkehrungen zu treffen, 


ba es ſich bei dem noch beliberirenden Erben nut | 


um einen theilweiſen Erbſchaftsantritt handelt — 
Vorfehrungen, welche 
„si res urgel, vel conditia bonorum“, 
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auch, wie aus ber vorhergehenden 

lex 8. eod. 

hervorgeht, barin beftehen fönnen, 
„ut curalor conslilualur‘“, 

Ganz bejonderd aber hat man bei Beurtheilung 
unferer Maaßregeln die vorliegenden Berhältnifje 
ins Auge zu faffen. Sollte den Oläubigern irgend 
welche Ausficht auf Befriedigung verfchafft werden, 
fo handelte es ſich darum, fofortige Vorfehrungen 
zu treffen, theild um bie Außenftände, bei denen in 
jeder Beziehung periculum in ımora ift, möglichit 
und fofort zur Realifirung zu bringen, theild aber 
auch, um zu verhindern, daß Seiten der Wittwe, 
die außer Landes ſich irgendwo, bem Bernehmen 
nach in Auftralien, aufhält und mithin den Armen 
ber Hiefigen Justiz, zunaͤchſt wenigſtens, nicht erreich- 
bar iſt, Kräfte ber BVerlaffenfchaft eingezogen würben. 
Es Handelt fi darum, unferer Münbdelin felbft ben 
Weg anzubahnen, ihre Anfprüche als Gläubigerin — 
ald wozu deren Vormund nah Bl. — ausdrüdlich 
bereit8 autorifirt worden war — an den Nachlaß 
zu verfolgen, und hatten wir nad} diefer Autorifation 
allerdings zu erwarten, baß ber Bormund fofort 
klagend auftreten würde. 

Gegen wen würde er aber feine Klage haben 
richten fjollen? Gegen bie Witwe? Wohl nicht 
allein, denn bdiefe war ja nur nah Höhe von 
einem Biertheil Erbin geworden, und hatte fich vom 
18. Februar 1853 an, ale wo ihr nach Bl. — die 
Los ſagung ihrer Stieftochter von der Verlaſſenſchaft 
eröffnet worden war, bid zum 14. April 1853 dar» 
über, ob fie auch auf den offen gewordenen Theil 
als Erbin Anfpruch made, d. i. denfelben anıirete, 
gar nicht erklärt, ja fie hat fich bis zum heutigen 
Tage, wenn fie auch dieſe Antrittserflärung Bl. — 
abgegeben hat, doch, wie Dazu gehört, noch nicht 
legitimiet. Will man num auch zugeben, daß bie- 
felbe nah Wegfall der Defcendenz bis zu einem 
Dritttheil wenigftens legitimirte Erbin ift, fo ift fie 
es doch noch nicht auch bezüglich der übrigen zwei 
Drittiheile, und würde daher, bei einer etwa wider 
fie allein angeftellten Klage, die legitimatio ad cau- 
sam passiva auf alle Fälle nicht erbracht werden 
fönnen — fiehe $. 124. des Erbfolgemandats —. 
Sollten nun aber Gläubiger in einem folchen Falle 
fo lange der Möglichkeit entbehren, ihre Anfprüche 
im Nechtöwege zu verfolgen, bis die Witwe im 
Stande und gewillt ift, ihre Legitimation zu befchaf- 
fen? Wie dann, wenn fich fpäter herausftellt, daß 
noch erbberecdhtigte Seitenverwandte eriftiren? Wir 
waren ber Anſicht, daß in einem ſolchen Falle die 
Gläubiger berechtigt feien, felbit einen Antrag auf 
Beftellung eines Bertreterd derjenigen Erbquoten, 


zu denen legitimirte Erben noch nicht eriftiren, zu 
ftellen, und verjchritten ex oſſicio nur um deswillen 
dazu, weil wir bie Interefien unferer Pflegbefoblenen 
möglichft wahrgenommen und den VBormund nicht zu 
etwas autorifirt haben mochten, was nad Lage der 
Sache nicht ausführbar ift. Es wird ſich nicht bee 
haupten laffen, daß, wenn bie Wittwe früher erflärt 
bat, den Nachlaß mit Bezug auf das ihr angefallene 
Viertheil antreten zu wollen, fpäter fidy aber bie 
Berhältniffe fo geftalten, daß fie ald Erbin auf eine 
größere Erbichaftsquote Anſpruch machen kann, Die 
frühere Antrittserflärung fih ohne Weiteres auch 
auf den neu hinzugefommenen Theil erftredt. Viel— 
mehr ift, nach unferm Rechte, wo Niemand ohne 
Antrittderflärung, fei es ausbrüdliche, oder fill 
jhweigende — pro herede gestio —, Erbe wird, 
eine ausdrüdliche Erklärung auch beziehendlich ber 
neuen Quote erforderlich. Diefe Erklärung fonnte 
Seiten der Witwe noch fpäter, als gefchehen, abge— 
geben werden, und würde daher der offen geworbene 
Erbſchaftstheil fo lange ohne irgend welche Vertre— 
tung in activer und pafliver Hinficht i. e. vacans 
verblieben fein, ald cd der Wittwe eben gefallen 
hätte, fich zu erflären. 

„Dum deliberant heredes adire, bonis a prae- 

lore curator datur“, 
heißt es in ber 1.3. D. de curat. fur. (27. 10), 
und Diefe Maaßregel, natürlich nur proviforifcher 
Nature und fih dann von felbft erledigend, wenn zu 
dem offen gewordenen Theile ber Nachlaßmaſſe ſich 
legitimirende Erben gemeldet haben würden, war, 
wenn auch vielleicht theoretifch nicht Durchaus gerechte 
fertigt, doch zweifelsohne heilfam und zwedmäßig 
für die Gläubigerfchaft im Allgemeinen, für unfer 
Mündel insbefondere, und für die die Stelle der 
Lepteren eventuell einnehmenden Erbintereffenten 
nicht minder. Hierbei glauben wir, unferer Anficht 
nach, nod) auf einen inneren Widerfpruch aufmerf- 
fam machen zu müffen. Die Verordnung fagt: die 
Wittwe ift Erbin zum Ganzen, und deshalb ift die 
cura fofort aufzuheben; nun hat fie aber bis zus 
Stunde die Legitimation, welche das Geſetz erfordert 
(8. 114. 115. 116. des Erbfolgemandats) nicht bei— 
gebracht. Wie nun, wenn fie dieſen Nachweis übers 
haupt nicht beibringt? wenn fie ed nicht kann, oder 
auch nicht will? da nach Allem, was vorliegt, es 
eigentlic) zu erben nichts giebt. Macht fie die bloße 
Erflärung, das Ganze antreten zu wollen, zur Erbin? 
an wen haben fi) die Gläubiger des Nachlaſſes zu 
halten? vor Allem, auf welchem Wege ſoll die Maſſe 
zufammengebracht werden? Es ift angeordnet, daß 
die Wittwe auf Ausantweortung der Maſſe zur Zeit 
feinen Anfpruch habe, aber num ift ja aud) Niemand 
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ba, ber die Mafie herbeizieht. Die Documente, die 
ſich in unferer Verwahrung befinden, lauten auf 
Außenftände, die im Wege des Proceſſes beigetrieben 
werden müſſen. Dafür fann jegt gar Nicht ge— 
fheben, ein Verluft an diefen Außenftänden, bie 
größtentheild auf Wechfeln beruhen, iR fehr leicht 
zu fürchten, und die Gläubiger gehen folchergeftalt 
einer unvermeiblichen Gefahr entgegen, dba wir 
natürlih der Wittwe die Papiere auszuantworten 
nicht vermögen. Allen dieſen Unzuträglichfeiten 
glaubten wir durch unfere, jept als unzulaͤſſig er- 
flärte, Maaßregel zu begegnen, der curator jollte 
die Rechte bed offenen Erbantheild bis dahin, wo 
der gefeglihe Erbe ermittelt fein würde, in 
activer und paffiver Hinficht vertreten, und, da wir 
ed für gewagt hätten halten müflen, anzunehmen, 
daß, weil die Wittwe ein Viertheil des Nachlafjes 
angetreten hat, fie eo ipso auch die offen gewordenen 
drei Viertheile antrete, jo fällt eigentlich die Schul, 
wenn durch unfer Verfahren Koften erwachſen find, 
lediglich auf die Wittwe zurüd, die zwar erflärt hat, 
das Ganze erben zu wollen, aber bis zur Stunde 
feinen Nachweis geliefert hat, daß ihr ein folches 
Recht überhaupt zuſtehe.“ 

Das 8. Zuftizminifterium gab barauf folgende 
Verordnung (Juli 1854): 

„Was das Gericht zu 2, in dem Berichte vom — 
gegen bie in der Verordnung bed Oberappellationd- 
gerihts BI. — der anbei zurüdfolgenden Acten ent- 
haltene Entſcheidung, daß die in 3. H. Bs Nach— 
laßſache durch Beftellung eines Raclafvertreters 
verurfachten Koften einfchließlich der Ertrajudicialien 
des lehtern von der Nachlaßbehörde zu übertragen 
feien, befchwerend vorgeftellt und zu Rechtfertigung 
jener Beftelung eines Nachlaßvertreters ausgeführt 
hat, ift dem Juftizminifterium der Beachtung nicht 
unwerth erjchienen. 

Man hat daher dem Oberappellationsgericht 
unter Mittheilung obigen Berichts zu erwägen ge— 
geben, ob nicht eine Abänderung jener Verordnung 
wüdjichtlih des zur Beſchwerde gezogenen Koften- 
punftes audzufprechen fei. Dem hierauf erftatteten 
Vortrag zufolge ift jedoch das DOberappellations- 
gericht bei nocdhmaliger Erwägung ber Sache weder 
in formelle, noch in materieller Hinficht zu einem 
Ergebniffe gelangt, wodurch der Beſchwerde Abhülfe 
geihehen könnte. In erfterer Beziehung nämlich 
ftelle fich eine Appellation gegen die gedachte Ver— 
ordnung als unzuläffig dar, weil bderfelben bie 
Vorfchriften in $. 30, des Geſetzes sub B. vom 28. 
Januar 1835 und $. 1. sub b. des Erläuterungs- 
gefeges vom 13. Januar 1838 entgegenftünden. 
Auch fomme hinzu, daß es feine der Parteien, fons 


bern bas Gericht jelbft fei, welches die Entſcheidung 
anfechte, und welchem das Rechtsmittel der Berufung 
nicht zuftehe. Wo aber dieſes Rechtsmittel an das 
Dberappellationdgericht nicht jtattfinde, da dürfe 
diefes nach $. 35. des zuerft angegogenen Geſehes 
auch über angebrachte Beichwerden nicht cognosciren. 
Demnächſt liege aber auch in materieller Beziehung 
ausreichender Grund zu einer Aenderung nicht vor. 
Denn wenn fchon das Gericht zu 2. für die erfolgte 
Beftellung eines Nachlaßvertreterd Gründe angeführt 
habe, welche die Sache einigermaaßen ald zweilel- 
haft darftellten und die getroffene Maaßregel ent: 
fhuldigen möchten, jo erfcheine diefelbe dadurch doch 
nicht vollftändig gerechtfertigt, und es habe babe 
bedenklich fallen müfjen, die dadurch entftandenen 
Unfoften von ben Parteien tragen oder aus dem 
Nachlaffe entnehmen zu laſſen, befonders ba feine 
ber Parteien auf dieſe Maaßregel angetragen hake. 
68 folge dieſes aus der Lage der Sache von felbil, 
ohne daß das Gericht eine Ahndung, welche fein 
richterliche8 Anfehen beeinträchtigen fönnte, barin zu 
erbliden habe. 

Unter diefen Umftänden, und ba ber fraglide 
Ausfpruch über den Koftenpunft eine richterlice 
Entfheidung enthält, welche nicht auf Beſchwerde— 
führung abgeändert werden fann, fieht das Jufliz- 
minifterium Eich außer Stande, auf den Eingangs 
angezogenen Bericht etwas Weiteres zu verfügen 
und giebt folches dem Gericht zu 2. zu feiner Be 
fheidung hierdurch zu erkennen.“ 


98. 


Die exceptio fori incompetentis ift auch bein 

Handelsgerichte zu Leipzig fofort bei der mür: 

lihen Verhandlung im Termine ſelbſt vorze 

ſchützen. — Das Gericht ift, wern ed die Parteien 

zum Berfahren verwiefen hat, nicht mehr bered: 

tigt, wider den Willen des Klägers die Sompeten; 
abzulehnen. 


Mitgetbeilt von 
Heren Adv. 8. in & 


Am 10. October 1853 ließ der Kramer B. in e 
Auguften verw. A., welche in N. ein Inftrumenten: 
macergejchäft betreibt und zur Meſſe im Leipyig 
anweſend war, vor das dortige Handeldgericht citi- 
ven und brachte unter Eidesantrag klagend an: 

Er fei mit der Beflagten dahin überein gekommen, 
daß er ihren Sohn auf fünf hinter einander folgente 
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Jahre, nämlich auf die Zeit vom 1. Juni 1851 bis 
1.3uni 1856 in fein Gefchäft ald Lehrling auf» und 
annehmen, dagegen Frau A. ein Lehrgelb von 350 
Thalern, zahlbar mit 

150 Thlrn. beim Antritte der Lehre, 

100 = nad Zurüdlegung des erften und 
100 = nad Zurüdlegung bed zweiten Lehr- 
jahres, 
entrichten follte. 

Ihr Sohn fei auch am 1. Juni 1851 bei ihm in 
die Lehre eingetreten und barin bis Oftern 1853 
verblieben, zu biefer Zeit aber habe er bie Lehre 
ohne feine, Klägers, Bewilligung verlaffen, fei auch 
erhaltener Aufforderung ungeachtet zur Fortfegung 
ber Lehre nicht zurüdgefehtt. 

Kläger, welcher zur Auslernung bereit fei, habe 
von Bellagter bis jegt nur 300 Thaler auf das von 
ihm zu fordernde Lehrgeld erhalten und es fei dieſelbe 
auf die am 1. Juni 1853 zu zahlenden 100 Thaler 
bem Kläger 50 Thaler fchuldig geblieben, in deren 
Bezahlung nebft Zinfen Kläger die Beflagte zu ver: 
urtheilen bat. 

Letztere, welche ohne einen rechtlichen Beiftand 
erfchienen war, gab zwar zu, daß ein Contract ber 
Art, wie ihn die Klage erwähne, abgefchlofjen wor: 
ben ſei, behauptete aber, baß von Klägerm ihr gleich 
darauf die geflagten 50 Thaler erlafien worden feien, 
lehnte jeden Bergleich ab und bebung ſich rechiliches 
Gehör. 

Es wurben daher bie Parteien zum rechtlichen 
Berfahren verwiejen und es erhielt die Beklagte vom 
Gericht die Bedeutung, ſich auf die erhobene Klage 
bis Nachmittags 5 Uhr unter ber Verwarnung bes 
Eingeftändniffes und ber Ueberführung einzulafjen 
und bie Bejcheinigung ihrer Ausflüchte bis zum 
24. October Rachmittage 5 Uhr bei deren Berluft 
bei den Acten einzureichen. 

Beklagte erichien hierauf innerhalb der gedachten 
Ginlaflungsfrift durch ihren inzwiſchen beftellten 
Bevollmächtigten und fchügte die Einrebe 

1) der Unzuftändigfeit des Handelögerichts 
unb eventuell 
2) des bereitö erwähnten gänzlichen Erlaffes ber 
qu. 50 Thaler 
vor, indem fie die Einlafjung nur mit Vorbehalt 
bewirfte. 

Kläger entgegnete, daß die Einrede der Incom- 
petenz, wenn fie beachtet werben follte, im Termine 
vorzufchügen gewejen wäre, unb daß, falls biefelbe 
materiell begründet wäre, durch Unterlaffung ber 
Borfchügung Prorogation des Gerichtöftandes ftatt- 
gefunden habe. 


Das Handelgericht erkannte hierauf Inhalts 
eined am 28. November 1853 publicirten Beſcheides 
folgender Maaßen: 

„Weil die von Beflagter Bl. — am 10. October 
1853, alfo noch am Terminstage und zwar Nach— 
mittags vor 5 Uhr vorgefchügte, mithin rechtzeitig 
vorgebradhte, auch keineswegs, wie Kläger meint, 
durch Prorogätion des Gerichtsftandes (welche ein 
Gompromiß über das Verfahren oder doch litis con- 
testatio pura ohne Widerfpruch gegen das Forum 
vorausfegt) ausgeichloffene Einrede der Incompetenz 
bed Proceßgerichts allerdings begrünbet ift, da weder 
in objectiver Beziehung eine unter Artikel II. ver 
Handelsgerichtsordnung zu fubfumirende, von Mer: 
canz, Handlung oder Wechfel herfommende Sache, 
vielmehr ein Anſpruch aus einem mit der Beklagten, 
als Mutter des in ber Klage genannten Sohnes, 
geichloffenen Lehrvertrage vorliegt, noch auch in 
fubjeetiver Hinficht den Dispofitionen bed Art. II. 
ber Handelögerichtdordnung entfprochen, namentlich 
in ber Klage nicht darauf, daß Beklagte Handels: 
frau fei, noch barauf, daß fie nach Leipzig Hanbel 
treibe, Bezug genommen worden ift, obwohl es be— 
fanntlich dem Kläger obliegt, in der Klage ſelbſt 
das Erforderliche Behufs der Begründung des ge— 
wählten Gerichtöftandes anzuführen, fo hat Klägers 
Suchen allhier nicht ftatt, auch ift Kläger die ber 
Beklagten verurfachten Proceßfoften zu reftituiren 
verbunden.” 

Auf die von Klägerm gegen biefen Beſcheid ein- 
gewenbdete Berufung erfannte bas Königl. Appel- 
lationsgericht zu Leipzig laut des am 17. Februar 
1854 publicirten Urthels reformatorifch, und theilen 
wir aus legterem den auf die Competenz und Pros 
rogation ded Forums bezüglichen Paſſus in Folgen- 
dem mit: 

„Weil, felbft angenommen, daß Bellagte an 
fi des BI. — Hagbar gemachten Anfpruches halber 
nicht vor dem Hanbdelsgerichte belangt werden mögen, 
obſchon, ſoviel wenigftend den einen der Seiten der 
erſten Inftanz für ihre Incompetenz geltend gemadh- 
ten Umftände, nämlich die perfönliche Qualification 
der Beklagten als Handelsfrau anlangt, deſſen 
Exiſtenz nach dem Zugeftändniffe Bl. — mindeftens 
zweifelhaft ift, wenn man aber Bellagte ald Hans 
delsfrau anfehen follte, fodann auch die Relevanz 
des zweiten Umftandes — der angeblihen Nicht: 
qualification der Sache ald Handelsſache — nicht 
unerheblichen Bedenken unterliegen würde, zu einer 
Abweifung der Klage wegen Nicdhtzuftändigfeit bes 
fori in dem vorliegenden Kalle nicht zu gelangen, 
dba exceptiones lori declinatoriae, um Beachtung zu 
finden, befanntlich vor der Einlafjung auf die Klage 
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vorgefchügt werden müflen, und insbefondere ein 
Beflagter der exceptio fori incompetenlis dann vers 
(uftig geht, wenn er, ohne ſolche im Termine vors 
zuwenden, erfcheint, mit dem Gegner verhandelt und 
ſich zum Verfahren verweilen läßt, in dem vorlies 
genden Falle aber Beklagte nah Bl. — ohne Eins 
wand vor dem Handeldgerichte erfchienen, über bie 
Klage ſich in vollfommen genügender Weife durch 
Zugeftändniffe derfelben Bl. — erflärt, daneben fo» 
fort in meritis excipirt und fich vechtliches Gehör 
bedungen, endlich aber nach vergeblicher Vergleichs⸗ 
verhandlung ihre Verweifung zum rechtlichen Vers 
fahren geftattet, nach allen dem alſo auf bie exceptio 
fori verzichtet hat, diefer Verzicht aber Bl. — nicht 
mehr tempeftiv revoeirt werden fünnen, übrigens 
felbftverftändfich von einem Nechte des Gerichtd, feiner 
Seits nunmehr gegen den Willen des Klägers bie 
Gompetenz abzulehnen, um fo weniger bie Rede fein 
kann, als es, falls es folches beabfichtigt, mindeſtens 
von einer Verweiſung der Beklagten zu dem Ber- 
fahren abftehen müſſen, ac. ꝛc., fo iſt es bei dem 
eingangsgedachten Beſcheide auf die eingewenbete 
Berufung alfenthalben nicht zu laſſen, würde viel- 
mehr Kläger ıc. ıc. ſchwören, fo ift Beflagte Die ges 
forderten 50 Thaler nebft Zinfen des Verzugs, vom 
1. Zuni 1853 an gerechnet, dem Kläger zu bezahlen, 
auch die Koften erfter Inſtanz demfelben zu erftatten 
ſchuldig und im Unterbleibungsfalle nah Hanbels- 
gerichtöbrauch dazu anzuhalten, und werben bie Koften 
des Rechtsmittels ſchon um deswillen, weil reformas 
torifch zu erfennen gewejen, zwifchen den Parteien 
compenfirt.‘ 


Miscellen. 


Anzeige neu ergangener Gefege uud Verord⸗ 
nungen. Das 8. und 9. Stüd des Geſetz- und Ver— 
erdnungäblattes für das Königreid Sachſen (v. J. 
1854) enthält: No. 57. Verordnung, die mit der 
Fürftlih Reußiſchen, jüngerer Linie, Regierung getrofs 
fene Uebereinfunft wegen foftenfreier Grledigung von 
Nequifitionen in Griminal= und Bolizeiftraffachen be— 
trefiend; vom 10. Juli 1854. No. 58. Verorbnung, 
die Randtagswahl im 2. bäuerlichen Wahlbezirfe bes 
treffend; vom 14. Juli 1854. No. 59. Decret wegen 
Beftätigung des Negulativs für bie Sparcaffe zu Burg 
ftädt; vom 10. Juni 1854. No. 60. Verordnung, bie 
Landtagswahl im 1. bäuerlichen Wahlbezirke betreffend; 


Nevacteur: Dr. Theodor Taudhnip. 


vom 1. Auguft 1854. No. 61. Bekanntmachung, dad 
Ableben weil. Sr. Majeftät Friedrich Auguſt, Königs 
von Sachen, betreffend; vom 10. Auguft 1854. 
No. 62. Verordnung, die Landestrauer für Se. Maje— 
ftät, weil. König Friedrich Auguft betreffend; vom 
10. Auguft 1854. — Letzte Abfendung: am 16. Auguft 
1854. 


Das 10. Stüd deffelben Gefeg- und Verordnungt- 
blattes enthält: No. 63. Bekanntmachung, die über 
die Allerhöchite Zufage wegen Aufrechterhaltung der 
Verfaſſung audgefertigte Urkunde betreffend; vom 11. 
Yuguft 1854. No. 64. Verordnung an fümmtlik: 
Grininalgerichte, die Einlieferung von Verurtheilten in 
die Strafanftalten betreffend; vom 4. Auguft 1854. — 
Letzte Abfendung: am 18. Auguft 1854. 


— — 


Ernennungen, Auſtellungen ꝛc. Se. Majei: 
der König haben dem zeitherigen Hülfsrathe beim 
Appellationdgericht zu Leipzig, Appellations rath Hr 
mann Baumgarten, die Stelle eines orventlidyen Appl: 
lationsraths bei dem genannten Appellationsgerict ıu 
übertragen gnädigſt gerußt. 


Orden. Se. Königlihe Majeſtät haben dem 
Präfiventen des Spruchcolleglums zu Lelpzig, Dom: 
herren Dr. Carl Friedrich Günther, bei Gelegenheit der 
Feier feiner fünfundzgwanzigjährigen Dienjkzeir als 
Ordinarius der Yuriftenfacultät und erfter Profeflor der 
Rechtswiſſenſchaft dafelbit, das Gomthurtreuz zweit 
Claſſe des Albrechtsordens zu verleihen gerußt. 

Auch Haben Se. Königliche Majeftät zu genehmigen 
gerubt, daß berjelbe das ihm von Gr. Hoheit term 
Herzog von Sacdyfen- Altenburg verliehene Gomthurkes; 
erſter Glaffe des Herzogl. Sachſen-Erneſtiniſchen Hand 
ordend annehme und trage. 


Aufstellungen bei Patrimonialgerichten, © 
Advocat Ernft Ludwig Maufijch zu Dippolpiswal: * 
bei den Gerichten zu Schmiedeberg und zu Bärentm 
als ftellvertretender YJuftitiar verpflichtet worden. 


Der Rechtscandivat Otto Wilhelm Schickert * 
Reichenbach ift als ftellvertretender YJuftitiar bei tm 
Gerichten zu Mylau angeftellt worden. 


Todesfälle. Geftorben: am 9. Juli 1854 di 
penfionirte Bürgermeifter und Stadtrichter, Ave 
Carl Adolph Stoffel aus Lößnig; am 1. Auguft 1854 
der Advocat Morig Göthel in Wildenfels. 


Officin der Verlagsbandlung. 


Wochenblatt 


Den biefem Bo: 
Genblatte er: 
feinen jährlich 
64 Nummern zu 
1 Duartbogen und 
außertem am Jah: 
reeſchluſſe einaus: 
fübrlichesRegifter. 


für 


merkwürdige Aechtsfälte, 


in actenmäßigen Darftellungen 


aus dem Gebiete der Justizpflege 


Ale Bonämter 
2, Buchhandlungen 
übernebmenBeitel: 
lungen unb liefern 
dat Duartal zu dem 
praenumerando zu 
entrichtenden Preiſe 
von 1 Thaler. 


und Verwaltung 
zunächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Verlag von Bernbard Tauchnitz in Leipzig. 
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Hene Folge Bweiter Jahrgang. 


1854. 


m nn 1 


9. 


Pactum de vendendo. — Die Auäflucht der 
laesio enormis, der melioratio und des Irrthums 
in. Bezug auf den Inhalt eines von Beklagtem 
vollzogenen Vertrags. 
Mitgetheilt von 
Herrn B. U: in 2:48 

Am 14ten Auguft 1852 reichte der Fabrifbefiger 
Wilhelm Eduard M. in D. gegen ben Gutsbeſitzer 
Johann Gottlob W. in H. folgende Klage bei den 
Königl. Kammergutsgerichten zu D. ein: 

Seit bem Jahre 1812 ift der genannte Beklagte 
eigenthümlicher Befiger eines in ber H—berger Flur 
gelegenen Bauergutes. Im Jahre 1836 verkaufte 
er von diefem Gute, und zwar von dem am rechten 
MWeiferigufer gelegenen Theile des Gutes, nad 
vorgängigem Dismembrationsverfahren an ben Klä- 
ger: A. ein Stüd fchlechtes Feld, welches an der 
Sh—bdorfer Flurgrenze gelegen, theild von ben 
Feldern des Gutsbefigerd B. in Sch—borf, theils 
von den Grunbdftüden der Begüterten 8. und R. in 
H —berg begrenzt und nad der Weiferig zu durch 
eine gerade von ber H—ſchen nad der 3—jchen 
Grenze gezogene Linie von dem dem Bellagten vers 
bleibenden Areal getrennt wurde, und B. ein ein 
Dreied bildendes Stüf, das unmittelbar an das 
Stüd A. angrenzte. 

Ueber beide Stüde A. und B., welche auch auf 
dem bier beiliegenden Croquis mit A. und B. bezeichnet 
und buch Punkte angedeutet find, nunmehr, das 
beißt nach der fpäter gefchehenen Landesvermeſſung 
und Flureintheilung, die Parcelle 96 und einen Theil 
ver Parcelle 94 bilden, und zufammen 9 Mepen 
Zand enthalten, ift der ber Klagfchrift unter P. ans 


geſchloſſene und confirmirte Kaufcontract unter den 
Barteien abgefchloffen worden. Diefer Contract ift 
in allen Punften zur Ausführung gelangt, und 
namentlich hat der Kläger ald Käufer allen ihm 
contractlich obliegenden Zahlungs- und fonftigen 
BVerbindlichkeiten vollftändig Genüge geleiftet. Als 
befondere Beftimmung diefed Vertrages it aud in 
die Urkunde P. ein Satz aufsenommen worden, in 
welchem fich der Beklagte verpflichtet hat, 
von dem ihm verbleibenden Theile feines Gutes 
dem Hagenden M. nach deffen Ermeffen ein 
beliebig großes Stüd, welches jedoch unmittel- 
bar an die ihm verkaufte Parcelle angrenzen 
follte, für den Kaufpreis von 275 Thlrn. —⸗ —⸗ 
für ben Dresdner Scheffel auch fpäter kaͤuflich 
zu überlafien, 
wie folches aus der Beilage P. ſich deutlich ergiebt. 

Dasjenige noch jest, wie damals im Jahre 1836 
zum Gute des Bellagten gehörige Stüd Land, welches 
an ber vom Bellagten an ben Kläger laut der Bei— 
lage P. verfauften ‘Parcelle A. B. anliegt und mit 
biefer unmittelbar zufammenhängt, wird gebildet von 
den fpäter, nad) dem Jahre 1836 bei der Landes» 
vermefjung und auch auf dem beiliegenden Eroquis 
mit ben Flurbuchsnummern 99. 102. 103. und 104. 
bezeichneten PBarcellen. 

Obgleich der Kläger im Jahre 1847 das vom 
Beklagten erfaufte Stüd A. B. mit feinem Antheile, 
den er an ber H—berger Bapierfabrif hatte, weiter 
verfauft hat, fo fteht ihm dennoch aus ber Beilage P. 
und dem nach derfelben mit Beklagtem abgejchlofjenen 
Vertrage, und zwar nach ber oben vorgetragenen 
Beftimmung deſſelben, die eine rein perfönliche Ueber— 
einkunft in ſich ſchließt, unbeftritten ein Kaufsrecht auf 
die Barcellen 99. 102. 103. und 104. des W— ſchen 


Bauergutes ober boch wenigflend auf einen fo gros 
Ben Theil diefer Parcellen zu, als ihm zu erwerben 
beliebt. ' 

Diefe Parcellen, die von ber Landedvermeffung 
ein bis an die Weiferig hin fich erſtreckendes Ganzes 
bilden, im Jahre 1836 aljo noch nicht in bie Flur- 
buchnummern 99. 102. 103. und 104. getheilt waren, 
und zwifchen der Weiferig, dem L—fchen Feldftüde 
No. 97. und den zur H—berger PBapierfabrif gehö- 
renden PBarcellen 30 b. 100. und 101. inneliegen, 
umfaffen ein Areal von zufammen 11 Dresdener 
Sceffeln und 1 Quabdratruthe, indem die PBarcelle 

No. 99. 2 Ader 291 OR., die Parcelle 


s 102. — = 168 die Parcelle 
» 103. — =» 108 = und bie Barcelle 
* 104. 1 ⸗ 184 ⸗ 


Sa. 5 Ader 151 OR. oder 11Schfl. IDR. 
enthält. 

Der Zeitpunft, für welchen ber Kläger das Kaufs 
recht an diefem Lande des Bellagten fid) vorbehalten 
hatte, ift für ihn jet eingetreten, und es hat berfelbe 
dem Bellagten feine Abficht, von ihm das Land 
ganz oder zum Theil zu erfaufen, zu erfennen ge 
geben, auch bereits deshalb gegen ihn, da er fi 
weigerte, auf den vorbehaltenen Kauf einzugehen, 
und das diesfallſige Necht des Klägers beftritt, be- 
reits im Mai bes vorigen Jahres Klage angeftellt. 
Dieſe Klage ift aber angebrachter Maaßen abgewies 
fen worden. 

Der Kläger wünjcht am liebiten alle vier Par— 
cellen, No. 99. 102. 103. 104., oder, wenn dem ein 
vechtliches Hinderniß entgegenftehen follte, wenig« 
ftens die Parcellen 99. 102. 103. ganz und von der 
Parcelle 104. die an die Parcelle 103. angrenzende 
Hälfte für den bedungenen Kaufpreis von 275 Thlen. 
— — für ben Dresdener Scheffel vom Bellagten 
zu erfaufen. 

Indem der Kläger fich zur Erlegung des Kauf- 
preifes, wie er fidh nach dem Obigen herausftellen 
würde, bereit erflärte und die Klage durchgängig auf 
ben Eid ftellte, ftellte er das Klagpetitum dahin, zu 
erfennen, 

daß ber Bellagte verbunden fei, den mit dem 
Kläger im Jahre 1836 abgeſchloſſenen und hier 
Hagbar gemachten Veräußerungsvertrag allent« 
halben zu erfüllen, demnach dem Kläger die 
oben in der Klagichrift bezeichneten vier Par— 
cellen feines Gutes, unter No. 99, 102. 103, 
und 104. im H—berger Flurbuch eingetragen, 
entweder ganz oder wenigftens doch die Par— 
cellen 99. 102. 103. und von der Parcelle 104, 
die an die Parcelle 103. anliegende Hälfte für 
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ben Kaufpreis von 275 Thlen. —⸗ — für den 
Dresdener Scheffel gerechnet, eigenthümlich ab- 
zutreten unb zu überlaſſen, auch die zur ıma 
erforderlichen Dismembration und ſonſt zur vol⸗ 
ftändigen Kauferfüllung nöthigen Verfügungen 
und Maafregeln, fowie den Eintrag bes Klägers 
als Gigenthümer des erfauften Landes in das 
betreffende Grund und Hypothekenbuch geſche— 
ben zu laffen und zu bewirfen, und fämmtlid: 
durch diefen Proceß erwachiende Koften abs un! 
zu eritatten. 

In der Einlafjung geftand ber Beklagte den 
Klaggrund in der Hauptfache zu, ſchützte aber unter 
anderm die Ausflucht der laesio enormis, ber Melis- 
ration der in Frage gefommenen Parcellen und bei 
Irrthums vor, deren näherer Inhalt aus ben hm 
Grfenntniß des Königl. Appellationsgerichts zu D 
und des Königf. Oberappellationsgerichts beigefügten | 
Kationen erhellt. 

Nad) abgefegtem Verfahren erkannte das Königl. 
Spruchcollegium zu Leipzig in einem am 5. Min 
1853 publicirten Urthel: 

„Beil zu Folge bes Klagevorbringens in Ber 
bindung mit dem Inhalte der babei angezogenen 
Beifuge sub P. fol. — sqq. Bellagter, als er im 
Jahre 1836 von dem zu feinem Bauergute gehörigen 
Feld» und Wiefenlande die in ber Klage, ſowie in 
dem Eroquis fol. — unter A. und B. bemerkten bei⸗ 
den Stüde dem Kläger verkauft, fich beſonders ver⸗ 
pflichtet hat, von dem ihm verbleibenden Theile dieies 
Grundftüds (des Feld» und Wiefenlandes) dem 
Kläger nad deſſen Ermefjen ein beliebig grofee, 
jedoch unmittelbar an das damals verkaufte angten- 
zendes Stüd für ben Kaufpreis von 275 Thlen. — — 
pr. Dresdener Scheffel käuflich zu überlaffen, bier: 
nach aber Kläger offenbar zuviel verlangt, wenn er 
den Beflagten nöthigen will, ihm außer der Rarele 
No. 99. audy noch die Parcele No. 102. 103. un 
104. käuflich zu überlaffen, ba dieſe drei lepteren 
nach dem beigebradhten Groquis nicht unmittelbar 
an jene Sandftüde unter A. und B. angrenzen, und 
wenn ſchon in der Klage unter Eidesantrag bebaur- 
tet ift, daß alle diefe Parcellen im Jahre 1836 ein 
Ganzes gebildet haben, doch dies einer Seits ein 
für das gedachte Beweismittel viel zu allgemein 
und unbeftimmte Behauptung ift, anderer Seito aber 
auch damit fich nicht wohl vereinigen läßt, daß bie 
Parcellen No. 102. und 104. aus Niederwald, un 
die No. 103, aus Wiefe befteht, während die umier 
No.99. ein Feldgrundftüd ift; So ift Klägers Suchen 
in Anfehung der Parcellen No. 102. 103. und 104 
in ber angebrachten Maafe für unftatihaft zu € 
achten. ] 





Da aber, foviel bie Barcelle No. 99. angeht, der 
Grund ber Klage burch die Zugeftändniffe des Be- 
flagten bei pet. lit. cont. — — —, verbunden mit 
Bl. —, fowie mit den Anmerkungen ad peta — und — 
im Weſentlichen in genügende rechtliche Gewißheit 
gefegt zu befinden, und durch diefe Zugeftändniffe 
etwaige Bedenken, weldye außerdem auch in dieſer 
Hinficht, beſonders im Hinblid auf den gebrauchten 
Eidesantrag, gegen die formelle Statthaftigfeit der 
Klage fih würden haben erheben laffen, um fo ge- 
wiſſer fich erledigen, ba dieſe ‘Barcelle als ein für 
fich beftehendes Ganzes ſich darftellt, folglich, wenn 
fie auch nur zu einem Heinen Theile an bie Land— 
ftüden A. unb B. angrenzt, doch in ihrer Totalität 
als dasjenige Grundftüd betrachtet werben muß, bins 
fichtlich defien Bellagter im Jahre 1836 die oben» 
erwähnte Verpflichtung übernommen gehabt, immaa- 
Ben dafür, daß ſchon damals diefe ganze Parcelle 
aus Feld beftanden, bis zum Erweije des Gegen: 
theils die Präfumtion ftreitet, 

weiter von den fol. — unter II, vorgebracdhten 
Einreden, die unter 1. von dem Kläger felbft fol. — 
binreichend widerlegt werden, bie unter 3. aber fchon 
deshalb unbeachtlich ericheint, weil der Vertrag, auf 
welchen die Klage geftügt ift, ald ein rein perfön- 
licher ſich darftellt und Beflagter nirgends behaupten 
mögen, daß er mit Klägerm dahin übereingefommen 
geweſen, es folle die von ihm mittelft der obgedach⸗ 
ten Glaufel übernommene Verpflichtung dann ceffiren, 
wenn Kläger die ihm bamals verfauften Grundftüde 
wieder veräußert haben werde, ohne von bem jener 
Berpflictung entfprechenden Rechte Gebrauch gemacht 
au haben, endlich auch Die Ausflucht unter 4. mindes 
ftend infoweit, ald Bellagter bier anführt, daß bie 
fraglichen Grundftüde feit dem Jahre 1836 von ihm 
wejentlich verbefiert worden und deshalb die Damals 
getroffene Preisbeftimmung nicht mehr anwendbar 
fei, unbeadhtet bleiben muß, da es lediglich Sache 
bes Bellagten geweien, ob er ungeachtet ber Mög- 
Lichfeit, daß Kläger von feinem mehrgedachten Rechte 
Gebrauch machen werbe, die Grundftüde verbefjern 
und bahin zielende Berwendungen machen wollen, 

dagegen aber den Ausflüchten unter 2. und 4., 
infoweit fie auf die Behauptung einer laesio enormis 
und auf das Anführen binauslaufen, daß im Jahre 
1836 zur Zeit des damaligen Kaufsabichluffes die 
Parcelle No. 99. nicht ganz aus Feld beftanden habe, 
vielmehr feitdem in der Beichaffenheit und Benutzungs⸗ 
weiſe gewiffer Theile derſelben eine Veränderung 
eingetreten jei, rechtlihe Beachtung nicht zu vers 
fagen, indem, was namentlich die Letztere betrifft, 
Der bier berührte Umftand, wenn er bewiejen würde, 
allerdings geeignet jein würde, die obengedachte 
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Bräfumtion zu befeitigen und rüdfichtlich der gedach⸗ 
ten Barcelle wenigftens eine theilweife Losfprehung 
bes Bellagten herbeizuführen; 

So ift Bellagter die legterwähnten Ausflüchte in 
ſächſiſcher Friſt, Klägerm ben Gegenbeweis, beiden 
Theilen die Gewiffensrührung und andere Rechts— 
zuftändigfeiten vorbehältlich, wie Recht zu erweiien 
fhuldig, und ergehet fodann ferner in der Sache, 
was Recht ift. 

Im Uebrigen werben bie beiderfeitd auf biefen 
Proceb feither aufgewendeten Unfoften billig gegen 
einander aufgehoben.‘ 

Auf die hiergegen von beiden Parteien einge- 
wendete Appellation erfannte das Königl. Appel» 
lationsgericht zu D.: 

„Daß es bei dem Bl. — zu lefenden, am 5. März 
1853 befannt gemachten Urthel nicht zu laffen, jons« 
dern es ift Beflagter dem Kläger die in der Klage 
erwähnten, mit No. 99,, No. 102., No, 103. unb 
No. 104. im H—berger Flurbuch bezeichneten Par— 
cellen, deren Flaͤcheninhalt anno durch Sadver- 
ftändige, von benen jede Partei einen, das Gericht 
aber den dritten zu ernennen hat, genau zu ermitteln 
und feftzuftellen ift, um den Kaufpreis von zweihundert 
und fünf und fiebenzig Thalern —⸗ —r, für ben 
Dresdener Scheffel gerechnet, käuflich zu überlafjen, 
die Dismembration diefer Parcellen von feinem in 
der Klage gedachten Bauergute, fowie gegen Bezah- 
lung des obgedachten Kaufpreifes Klägers Eintra- 
gung ald Eigenthümers dieſer Parcellen in das 
Grund» und Hypothefenbuch geſchehen zu lafien und 
ihm deren Befig einzuräumen fchuldig, und werben 
die aufgelaufenen Procepkoften unter den Parteien 
compenfirt, es fönnte und wollte benn Bellagter die 
Bl. — flg. unter No. IL. 1., verbunden mit Bl. — 
Act. Litt. W. no. 74. vorgefchügte Ausflucht des Irr⸗ 
thums in der Maaße, daß zwifchen ihm und Klägerm 
bei den der Auffegung der der Klage in Abſchrift 
beigefügten Kaufsurkunde vorausgegangenen Vers 
banblungen eine Verabredung bes Inhalts, daß er 
von dem ihm verbleibenden Theile feines Gutes dem 
Kläger nad) deſſen Ermefien ein beliebig großes Stüd 
um den Kaufpreis von 275 Thlen. —⸗ — für den 
Dresdener Scheffel auch fpäter Fäuflich zu überlafien 
verbunden fein folle, überhaupt nicht getroffen wor—⸗ 
ben ſei, er auch die über gedachten Kaufcontract 
aufgefeßte Kaufsurkunde vor feiner Unterjchrift und 
vor der gerichtlichen Vollziehung ded Kaufe nicht 
gelefen und ohne Kenniniß von ber Aufnahme der 
fraglichen Beftimmung in die Urkunde unterfchrieben, 
auch bei dem Borlefen der Urkunde an Gerichtöftelle 
davon, daß vorgebachte Stipulation darin enthalten 
fei, etwas nicht verftanden, vielmehr feine Genehmis 
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gung dazu und zu den barüber aufgefegten Brotofollen, 
ohne von biejer Clauſel einige Wiffenjchaft zu haben, 
ausgefprochen habe, binnen Sächfifcher Frift, Klägerm 
den Gegenbeweis, beiden Theilen die Gewiſſens— 
rührung und andere Rechtszuſtaͤndigkeiten vorbehält- 
lich, wie Recht erweijen, ſolchenfalls ergeht in ber 
Hauptfache, fowie der Koften halber ferner, was 
Recht ift. 
Entfheidungsgrünbe. 

Die dem gegenwärtigen Broceß vorausgegangene, 
in den Acten Litt. W. no. 74. erfichtliche, den näms 
lichen Gegenftand betreffende Klage wurde von dem 
Appellationsgericht na BI. — Act. cit. um bed 
willen in ber angebrachten Maaße abgewiefen, weil 
man das Anführen bes Klägers, daß das Areal bes 
We ſchen Grundftüds, welches in der in der Klage 
gedachten Eontractöclaufel eines in Klägers Ermeſſen 
geftellten fpäteren Ankaufs begriffen fei, in den Flurs 
parcellen 99. 102, 103. und 104. beftehe, für ben 
gebrauchten Eidesantrag als zu allgemein erachtete, 
um fo mehr, ald eine Handzeichnung der Klage nicht 
beigefügt fei, aus welcher man die Art und Weife, 
wie jene Parcellen an das früher an Klägern ver 
faufte Trennftüd grenzen follten, erſehen könnte. 
Das Königl. Oberappellationsgericht, welches die 
Entſcheidung zweiter Inſtanz beftätigte, bob dabei 
Bl. — noch infonderheit hervor, daß Kläger in Ge- 
mäßheit ber wörtlichen Faſſung jener Clauſel fein 
Recht nur auf ein Stüd Land geltend madyen könne, 
welches unmittelbar an bas früher ihm verkaufte 
Areal angrenze, in der Klage aber nicht behauptet 
fei, dag ſämmtliche Barcellen, deren kaufliche 
Heberlafjung gegenwärtig verlangt werde, an das 
damals verkaufte Areal unmittelbar angrenzten 
und ber fragliche Vertrag feineswegs dahin ausgelegt 
werben fönne, als ob es genüge, wenn nur eine 
Parcelle unmittelbar angrenze, die übrigen Parcellen 
aber wieder an diefe Parcelle angrenzten. 

Zu Befeitigung dieſer Einwendungen hat nun 
Kläger feiner anderweiten Klage zuvörderft einen 
Eroquis Bl. — hor. act. beigefügt, aus welchem bie 
Lage der vier von ihm beanfpruchten Barcellen fich 
veranjchaulicht, und weiter behauptet BI. —, daß 
dieje Barcellen, von denen jedoch nad) dem Croquis 
nur bie Parcelle 99. an das Klägerm früher vers 
faufte Areal anftößt, die übrigen Barcellen aber an 
die Barcelle 99. augrenzen, ſchon im Jahre 1836 zur 
Zeit des früheren Kaufes zum Gute des Beklagten 
gehört hätten, und daß fie damals noch nicht in bie 
erft bei der Landesvermeſſung nach dem Jahre 1836 
gebildeten Barcellen 99. 102. 103. und 104. eingetheilt 
gewefen jeien, jondern ein bis an die MWeijerig fich 
erftredendes Ganze gebildet hätten, welches im Uebri- 


gen von dem L—ſchen Feldftüd (No. 97.) und den 
zur H—berger Bapierfabrif gehörigen Parcellen 30, 
100. und 111. begrenzt werde. Nimmt man dieſ⸗ 
Behauptungen als richtig an und vergleicht man die 
aus dem Croquis erlichtliche Lage der fraglichen 
Parcellen mit den Befchreibungen des in Rede ſtehen⸗ 
den Örundftüds in der Klage Bl. — und dem ter: 
jelben beigefügten Raufcontracte Bl. —, fo gelangt 
man allerdings zu der Ueberzeugung, daß das Rech 
bes Klägers auf käufliche Erwerbung eines Stüdes 
bed dem Beflagten verbliebenen Areals ſich auf de 
jämmtlichen von ihm beanfpruchten vier Parcellen 
erftrede. 

Das Grundftüd, von welchem Kläger im Jahr 
1836 ein Stüd fäuflich erwarb, wird im Kaufe BI. — 
bezeichnet, ald das zu Bellagtens Bauergut gehöug, 
„auf bem rechten Weiferigufer gelegene Grundiüd 
an Feld» und Wiejenland, weldyes gegen Morgen 
von ber Weiferig, gegen Mitternacht von bes Gais 
hofsbefipers 8. in H—berg, gegen Mittag von des 
Bursbefigers B. in SCh—borf, gegen Abend von 
dem bisher R. zugehörigen, jeboch von M. erfauften 
Grundjtüden begrenzt werde”. „Von dem ihm ver: 
bleibenden Theile bes obbezeichneten Grunditüds“ 
bat fih nun Bellagter nach weiterem Inhalte des 
Kaufs Bl. — verpflichtet, dem Kläger nad) beilen 
Ermefjen ein beliebig großes Stüd, welches jedod 
unmittelbar an das damals verfaufte angtenze, für 
den Kaufpreis von 275 Thlen. — —s ben Dredte 
ner Scheffel, auch fpäter fäuflich zu überlaſſen. 

Nah dem Eroquis liegen nun alle vier jegt in 
Rede ftehenden Parcellen auf dem rechten Weiiniz 
ufer und ed werden bie Barcellen 102. 103. und 10 
von der Weijerig begrenzt, während die Parcelle N 
nicht an die Letztere anftößt. Haben aljo im Jalr 
1836 dieſe vier Barcellen fümmtlih fchon zu % 
klagtens Gute gehört, jo folgt daraus auch nothee 
dig, daß fie unter dem im Gontracte bezeichnas 
Areal, welches Kläger noch anfaufen kann, begrifa 
fein müffen. Denn als Grenzen diefes — bem Tr 
fäufer verbliebenen — Areald werden im Haufe BI.— 
nur die Weiferig und fremde, dritten ‘Perjonen, 
bezüglich M. felbft zugehörige Grunbdftüde, nicht abe 
Bellagtensd eigene Blurftüde bezeichnet, währen! 
wenn nur die Barcelle 99. oder nur ein anderer be 
ftimmter, nicht bis zur Weiferig ſich erftredente 
Theil des dem Beklagten damals Yerbliebenen Areals 
gemeint gewefen wäre, biefer Theil nothwendig als 
von den 'ausgeichloffenen Grundftüden Beklagtens 
zunächſt oder zugleich mit begrenzt hätte bezeichnet 
werden müffen. Es erftredt fid demnach bie Gow 
tractöclaufel präfumtiv mit auf den an die Weiſeriß 
ftoßenden Theil und auf das ganze, fo bejchrieben:, 





zwiſchen ber Weiferig und fremden Grunbftüden 
inneliegende Areal. 

Zwar wird nun ferner in bem Kaufe Bl. — 
jened Grundftüd als „Feld- und Wiefenland” bes 
zeichnet, während auf dem Eroquis die Barcellen 102, 
und 104. ald Niederwald angegeben find. Allein es 
find im Kaufe neben diefer allgemeinen Bezeichnung 
des fraglichen Landftrichs nach der Eulturart zugleich 
die Grenzen bed Lepteren genau angegeben, aus 
benen hervorgeht, daß man unter dem Feld» und 
DWiefenlande das mit Niederwald jegt beftanbene 
Areal mit verftanden haben muß, und es läßt ſich 
recht wohl denken, daß entweder der mit Niederwald 
jegt bededte Theil damals Wiefe gewefen oder daf 
man, weil er zugleich Wiefennugung gewährte ober 
weil es überhaupt auf die genauere Angabe ber 
Eulturart neben der beitimmten Grenzbezeichnung 
nicht anfam, jene allgemeinere Bezeichnung wählte, 
ohne daß man deshalb einen Ausjchluß des als Nie- 
derwald jegt benupten Areald ald von ben Contra— 
henten beabfichtigt annehmen barf. 

Die Auslegung, weldhe das Königl. Oberappel- 
lationsgericht im obgedachten Vorproceſſe der frag— 
lichen Eontractsclaufel geben zu müffen glaubt, flellt 
ſich von jelbft ald unanmwendbar dar, wenn, wie 
Kläger in feiner anderweiten Klage angeführt hat, 
im früheren Rechtsſtreit aber nicht angeführt worden 
war, zur Zeit der Aufrichtung des Kaufe die Bars 
celleneintheilung, auf welche jene Interpretation fußt, 
noch gar nicht beftanden hat. Denn es fällt offenbar 
bann jeder Grund weg, aus biefer verfchiedenen 

Bezeichnung ber Flurftüde eine Beichränfung des 
Rechts bes Klägers in die fragliche Stipulation hin» 
einzutragen, welche von den Gontrahenten gar nicht 
beabfichtigt worden fein fann. 

Der Bertrag bezieht fich feinem Wortlaute nach 
auf Das ganze, dem Berfäufer Damals verbliebene, 
in feinen Grenzen befchriebene Areal und es umfaßt 
daſſelbe fämmtliche vier Parcellen. Nur die Beichräns 
fung war beigefügt, daß das zu verfaufende Stüd 
an bas damals von KHlägerm käuflich erworbene 
unmittelbar angrenzen müffe. Hieraus folgt jedoch 
nur foviel, daß Kläger .nicht die Parcellen 102. 103. 
und 104. allein, oder ein anderes, an Klägers früher 
erfauftes Trennſtuͤck gar nicht anſtoßendes Stüd 
Land beanfpruchen durfte. Im Uebrigen aber wurde 
die Wahl und Größe des von ihm zu fFaufenden 
Stüds lediglich an fein, Klägers, eigened Ermeſſen 
gebunden, und es folgt daraus, daß er aud das 

ganze real verlangen fann, Denn es foll nad 
dem Kaufe lediglich fein Belieben über die Größe 
des Stüds entfcheiden, und es ift fein Theil beftimmt, 
welchen er dem Berfäufer lafien müßte. Bei Ver: 
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trägen, wie bei legten Willensverorbnungen, müffen 
Ausdrüde, die ihrem Wortfinn nach Alles umfaflen, 
auch allgemein ausgelegt werden, und ber Richter 
ift nicht berechtigt, Unterfcheidungen und Befchräns 
fungen hinzuzufügen, für welche ein factifches An— 
halten nicht gegeben ift. 

vergl. fr. 25. $. 1. D. de leg. IM. 

fr. 23. D. de serv. praed. urb. (VIII. 2.) 

Thibaut, Syſtem des Pandectenrechts, $. 55. 

(Ste Ausgabe.) 

Sintenis, ©emeines Civilrecht, Th. 1. $. 18. 

Seite 153. 

Mühlenbruch, doctr. Pand., 1. I. 8. 115. bei 

not, 13, und 16. 

Wollte Bellagter Die Wahl des Klägers auf einen 
gewiſſen Theil des Grunbjtüds bejchränfen, fo mußte 
er ausdrüdlich dies fich ftipuliren, zumal er die Stelle 
des Verkäufers einnimmt, von weldem die Gefege 
annehmen, baß er es in feiner Hand habe, die lex 
contraclus zu beflimmen, und gegen welchen daher, 
weil er fich deutlicher hätte ausdrüden können und 
follen, im Zweifel die Auslegung felbft wirklich mehr— 
deutiger Gontractöbeftimmungen, dergleichen aber 

bier eigentlich gar nicht vorliegen, zu richten ift. 
vergl. fr. 39. D. de pactis, (11. 14.) fr. 21. 33. D. 
de contr. emt. (XVIII. 1.) fr. 172. D. de reg. 

jur. (L. 17.) 

Daß die gedachte Berabrebung eine für den 
Verkäufer nah Befinden jehr läflige, außergewöhn- 
lihe Beftimmung enthält, ändert hierin nichts, 

vergl. Dr. Treigfchfe, Zeitſchr. für Rechtöpflege, 

Br. I. ©. 481 fig. 
und am wenigften kann, wie Beflagter BI. — unter 3. 
behaupten zu wollen fcheint, daraus ein Argument 
gegen die rechtliche Gültigkeit berfelben hergeleitet 
werben. 

Kläger hat über fein obgebachtes Anführen, wel 
ches nach dem Borftehenden zu Begründung ber 
Klage an fich für ausreichend zu achten ift, wie rück— 
fichtlich des übrigen Inhalts der Klage Bl. — des 
Eidesantrags ſich bedient, und ed fünnten über bie 
Statthaftigkeit dieſes Beweismitteld und beshalb 
auch über Die formelle Statthaftigfeit der Klage, wie 
bereit Die vorige Inftanz Bl. — angedeutet hat, 
wohl noch einige Bedenken erhoben werden. Diefel- 
ben erledigen ſich aber, weil es nach den Zugeftänd- 
nifien des Bellagten eines weiteren Beweijed des 
Klaggrundes nicht bedarf. 

Aus der, obfchon zum Theil ziemlich dunfel und 
mit nicht zu billigender Verwirrung des wahren 
Sadverhältniffes abgefaßten Einlafjung des Beflag- 
ten, in Verbindung mit feinem erceptivifchen Bor« 
bringen und feinen Auslaffungen im Vorproceſſe, 
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auf welche er fih in biefen Acten BI, — wieberum 
bezogen hat, geht nämlich als unleugbar zuvörderft 
ſoviel hervor, daß der fehriftliche, von den Parteien 
unterfchriftlich vollzogene Kaufcontract, zu befien 
Inhalt fie fich auf Vorlefen an Gerichtsftelle befannt 
haben, die in Rede ftehende Clauſel enthält und mit 
ber ber Klage beigefügten Abfchrift unter P. BI. — flg. 
übereinftimmt, überhaupt aber dieſe legtere Abfchrift 
mit der vom Gericht ausgeftelltien Kaufsurkunde 
alfenthalben gleichlautend ift, wie denn auch in ben 
Boracten BI. — eine nah BL. — gerichtlich beglau— 
bigte, mit der in ben gegenwärtigen Procefacten 
befindlihen, ganz gleichlautende Abfchrift der ge- 
dachten Kaufsurfunde anzutreffen ift. Beflagter muß 
alfo, abgejehen jegt von dem nachher zu prüfenden 
Ginfluffe feiner Bl. — unter Il. 1. vorgefhügten 
Ausflucht die Eriftenz ber fraglichen Verabredung 
gegen fih als bewiefen gelten laſſen, weil er nicht 
leugnen fann, daß felbige in dem von ihm unter 
fhriebenen, ihm vorgelefenen und von ihm geneh- 
migten Gontracte enthalten ift. Werner geiteht Be— 
Flagter ungeachtet feines formellen Leugnens ad pet. 
lit. con. — — und — — doch BI. — deutlich ge— 
nug zu, daß die Parcellen 99. 102. 103. und 104. 
zu feinem Gute gehören; und man fann auch fein 
Einverftändniß mit der Behauptung des Klägers, 
daß fie ſchon im Jahre 1836 dazu gehört haben, 
theild nach dem Zugeftändniffe des —ten und —ten 
Ginlaffungspunftes, theils nach Beklagtens erceptis 
viichem Vorbringen BI. —, verbunden mit Bl. — 
der Boracten, nicht weiter bezweifeln. Gegen bie 
Kichtigkeit des Croquis, durch welchen die Lage der 
Barcellen und ihre Grenzen namentlich nad ber 
Weiſeritz zu veranfhaulicht werden, hat Beflagter 
nirgends fpecielle Einwendungen erhoben. Er bezieht 
fih vielmehr wiederholt Bl, — — ſelbſt auf dieſen 
Croquis und beftreitet nicht, Daß die Parcellen fo, 
wie hier angegeben, wirklich gelegen find, noch viel 
weniger giebt er an, welche Grenzen fonft die richti- 
gen feien. Seine ganze Vertheidigung beruht viels 
mehr in biefem Punkte blos darauf, daß nicht alle 
Parcellen unmittelbar an das frühere, dem Kläger 
verfaufte Trennftüd angrenzten und daß fie nach der 
Gufturart fein Ganzes bildeten, jondern theild in 
Feld, theils in Holzland oder Buſch beftänden 
(vergl. Bl. — flg. und Anm. ad pet. lit. cont, — 
Bf. —, verbunden mit Bl. —), welche Umftände 
jedoch ſchon oben als einflußlos nachgewiefen worden 
find. 

Es liegt alfo fein Grund vor, hierüber, wie 
fonft zuläfftg fein würde, durch eine Gerichtswegen 
abzuhaltende Localbefichtigung erſt noch näheren 
Aufſchluß zu den Acten zu verichaffen. 


Ferner hat Beflagter zwar ad pet. lit. cont. — 
mit Richtwiffen beantwortet, daß das in Rebe ftehente 
Grundftüd erft nach dem Jahre 1836 in die Par: 
celfen 99. 102. 103. und 104. eingetheilt worden ik. 
Allein, wie e8 einestheild als notorifch angeleben 
werben fann, daß die ald Vorbereitung der Einfühs 
rung des neuen Grundſteuerſyſtems vorgenommene 
gandesvermeflung und die darauf gegründete Ein 
führung von Flurbücern und Steuerfataftern er 
nad) dem Abſchluſſe des fraglichen Kaufe vom Ste 
Juli 1836 in das Leben getreten ift, 

vergl. Verordnung vom 7ten Januar 1835. (Gr: 
ſetzſamml. S. 13.) 
Verordnung vom 7ten März 1835. (Geſetzſamml 
©. 165.) 
Geſetz vom Iten September 1843. 8. 24. 25. 
Verordnung vom 26ften October 1843. 8. 11.12 
fo bat audy Bellagter in der Wppellationsinftan: 
DI. — — dieſen Umftand deutlich genug einge 
räunıt. 

Der Klaggrund ift demnach durchgängig als 
zugeftanden zu betrachten. Denn ber allein net 
ftreitige Punkt, wie groß ber Flächeninhalt der vier 
in Rede ftehenden Parcellen fei, welchen Kläger in 
der Klage Bl. — auf 11 Scheffel 1 Duadramutke, 
Beflagter aber Bl. — Anm. ad pet. 60. auf mindes 
ftens 15 Scheffel angiebt, bedarf um besmwillen jegt 
feiner Erörterung, weil Kläger dem Vertrage gemis 
im Petitum überhaupt zu Bezahlung eines Kauf⸗ 
preiles von 275 Thlen. — —= für den Schefftl 
fih erboten hat, demnach die weitere Ermittelung 
bes Flächeninhalts und des demgemäß vom Klian 
zu gewährenden Kaufpreifes zur Erecution bed & 
fenntniffes gehört, indem ber Fall demjenigen ähnlit 
ift, wo ber Preis in arbitrium boni viri von m 
Paciscenten geftellt und daher vom Richter bei = 
ftehenden Weiterungen mit Zuziehung von Sad 
ftändigen feftjuftellen ift. 

vergl. fr. 7. pr. D. de contr, emt. (XIII. 1.) 

fr. 22. $. 1. D. de reg. jur. (L. 17.) 
Zu Bermeidung von Weiterungen erfhien es jedet 
angemeffen, den Weg, auf welchem dieſe Feſtſit⸗ 
lung zu erfolgen haben wird, im Erkenn miſſe ver 
ufchreiben und zu Diefem Behufe die Vermeſſung 
durch Sachverftändige anzuordnen, wovon jet 
Partei einen, den dritten aber dag Gericht zu br 
ftellen hat. 

Was nun endlih noch die vom Bellagten vr 
geihügten Ausflüchte anlangt, fo hat man die Bi.— 
unter 2, und 4. vorgefchügten fo wenig als die 
unter 3., welche bereits von der vorigen Inftanz für 
unerheblich erklärt worden, als fchlüfftg anzufeben 
vermocht. 
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Die exceptio laesio enormis ift von Bellagtem 
in ben vorliegenden Acten Bl. — unter 2. ohne alle 
Ausführung gelaffen worden. In ber frühern Klag- 
ſache aber, auf welche er fih BI. — bezieht, ift nur 
foviel Bl. — Act. Litt. W. No. 74. angeführt zu 
befinden, daß ber Dresdener Scheffel fchon im Jahre 
1836 in ber H—berger Flur um 600 bis 1000 Thlr. 
—⸗ —s verfauft worden fei und bermalen eben fo 
viel, ja noch mehr fofte, weil Baupläge ſehr gefucht 
wären, und daß die Gebrüder R., welche fich dicht 
neben dem. fraglichen Lande angefauft hätten, für 
6 Sceffel Land 6000 Thle. — —s hätten geben 
müffen. Diefe Ausführung ift jedoch ungenügend. 
Denn baraus, daß andere Grundftüde in bortiger 
Gegend um höhere Preife verfauft worden find, folgt 
noch keineswegs, daß auch bie hier fraglichen Par- 
cellen einen höheren Werth, als der vom Kläger zu 
gewährende Kaufpreis beträgt, haben. Bellagter 
müßte, um auf Grund einer Verlegung über die 
Hälfte den fraglichen Vertrag anfechten zu können, 
behaupten und nachweiſen, daß bie vier beftlimmten 
Parcellen, um welche es fich bier handelt, einen 
Werth von mehr als 550 Thlen. — —s (mehr als 
bas Doppelte von 275 Thlen. —⸗ —⸗) pro Scheffel, 
unb zwar bereitd zur Zeit bed Vertragsabſchluſſes 
im Jahre 1836, gehabt hätten. 

Dies hat er aber feineswegs zu behaupten vers 
mocht. — Uebrigens ift auch der Ausflucht der Ver— 
letzung über die Hälfte in der Urkunde nah Bl. — 
von den Gontrahenten entfagt worden, und es liegt 
fein Grund vor, bdiefen Verzicht, wie Bellagter in 
den Boracten Bl. — es verfichen will, auf den das 
mals geſchloſſenen Kaufcontract zu befchränfen und 
auf das pactum de vendendo, welches jegt in Frage 
ift, nicht mit zu erjtreden. Durch einen bei Abſchluß 
bed Vertrags ausgefprodhenen ausbrüdlichen Verzicht 
auf die Einrede der Verlegung über die Hälfte wird 
aber die Anfechtung bes Vertrags aus diefem Grunde 
abgejchnitten. 

const. 34. P. II. v. 3. 1572. 
Eurtius, Handbuch d. Säͤchſ. Civilrechts, Th. IV. 
©. 1689. 

Was hiernächft die Behauptung Bl. — unter 3, 
anlangt, daß die Ausübung des Rechts aus dem 
pactum de vendendo durch Verkauf der Damals ers 
worbenen Trennftüde für Klägern verloren gegangen 
fei, oder, wie Bellagter ed Bl. — baritellen will, 
daß Kläger auf feine Abkäufer jenes Recht mit übers 
tragen habe, weil er die gedachten Trennjtüde „mit 
alien Rechten‘ weiter verfauft habe, fo ift der letz— 
tere Einwand ald eine exceplio de jure terlii ſchon 
an ſich unbeachtenswerth, es handelt fich aber auch, 
wie bie vorige Inftanz ganz richtig hervorgehoben 


hat, gar nicht um ein mit bem Befige jener Trenn- 
ftüde zufammenhängendes ober dem Beliger diejer 
Grundftüde als ſolchem zuftehendes Recht, fondern 
um ein rein perjönliches, aus einem Vertrage erwors 
benes Forderungsrecht, welches in feiner rechtlichen 
Abhängigfeit von dem Befige jener Trennftüde 
fieht und fein accessorium oder Pertinenz berfelben 
bildet. 

Auf die Einrede der Melioration Bl. — unter 3, 
ift ferner um deswillen feine Rüdjicht zu nehmen, 
weil bie Berbefierung, welche Beflagter vorgenons 
men haben will, indem er Busch in Feld verwandelt 
hat, auf den Werth bes Grundftüds ohne Einfluß 
bleibt. Wie Bellagter bei feiner obgedachten Aus— 
führung der laesio enormis ſelbſt bemerkt, befteht 
der Hauptwerth des Grundftüds in feiner Eigenſchaft 
ald Bauplag, und augenfcheinlich will ed auch Kläger 
nur hierzu benugen. Daß in dieſer Beziehung bie 
Eontrabenten es als gleichgültig angefehen haben, 
ob das abzutretende Stüd Land in Feld oder Wieſe, 
resp. Niederwald beftehe, folgt ſchon daraus, daß 
nad Bellagtens eigenem Anführen Bl. — ber Bor: 
acten bereits im Jahre 1836 ein Theil des fraglichen 
Areals zu Feld gemacht worden if, ohne daß für 
legtered ein höherer Kaufpreis als für den übrigen 
Theil des Areals ausgeworfen worden wäre. Mits 
bin fann, wenn auch der in voriger Inſtanz Bl, — 
geltend gemachte Grund nach der nicht untichtigen 
Bemerkung des Beklagten BI. — für durchſchlagend 
nicht erachtet werden fünnte, doch aus dem Gelichte- 
punfte, daß eine Erhöhung bes Werths des Grund- 
ftüds und eine Verbeflerung defielben, welche jedem 
Beliger, und namentlich aljo auch dem Kläger zu 
Starten fäme, in der Beränderung ber Gulturart 
nicht zu befinden, auf jenes Anführen feine Rüdjicht 
genommen werden. Die Meinung der vorigen In: 
ftanz aber Bl. —, welche ihr zu dem Interlocut 
auf Beweis diefer Ausſlucht Beranlafjung gegeben 
bat, daß, infoweit die Parcelle 99. im Jahre 1836 
in Bujchland beftanden habe, dad pactum de ven- 
dendo darauf nicht mit zu beziehen fein würde, ftellt 
fich nad; demjenigen, was oben über den Sinn und 
Umfang dieſer Berabredung bemerft worden, von 
felbft als unbegründet dar. 

Dagegen bat man die Bl. — unter I. 1. vom 
Beklagten vorgefhügte Ausfluht, in Verbindung 
mit dem in den Boracten Bl. — hierzu Bemerften, 
worauf fich Beflagter BI. — wiederholt bezogen hat, 
bei nochmaliger Erwägung zum Beweije auszufegen 
fich bewogen gefunden. Es find nämlich zwar bie 
Einwendungen, welche Bellagter aus der von ihm 
behaupteten formellen Beicaffenheit bes Driginals 
des Kaufsaufjaged hergeleitet (vergl. BI. — Anm. 
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u pet. lit. cont. —), für unerheblid zu erachten, 
weil Bellagter den Umftand, daß er den Kauf in 
diefer Faſſung und Form unterjchrieben und mit dies 
fer Claufel auf Vorlefen an Gerichtöftelle genehmigt 
hat, nach Obigem als liquid gegen fi) gelten laffen 
muß, er auch keineswegs mit Beftimmtheit Die Be— 
hauptung aufgeftellt hat, daß hierbei eine Faͤlſchung 
oder ein Betrug Seiten Klägers ober defien damali— 
gen Sachwalters ſich zu Schulden gebracht und der 
Kaufauffag etwa nach feiner Unterfehrift und nad 
dem Borlefen noch verändert worden fei. Allein, 
wenn ed wahr ift, was Bellagter behauptet, Daß bie 
bier in Rebe ftehende Claufel, welche von dem ba- 
maligen Kaufcontracte an fi ganz unabhängig ift 
und ein felbftftändiges pactum de vendendo enthält, 
zwiſchen ihm und Alägerm vor ber fchriftlichen Boll» 
jiehung des Kaufsaufjages niemald verabrebet wor- 
ben ſei, daß er ferner den Kaufauffag, ohne ihn 
gelefen und ohne von der Aufnahme dieſer Elaufel 
Kenntnig zu haben, unterfchrieben habe, und daß er 
ferner bei dem Borlefen des Kaufsauffages an Ge— 
tichtöftelle wegen feiner Taubheit davon nichts vers 
ftanden und denfelben, fowie die Protokolle über die 
biesfallfige gerichtliche Verhandlung in gleicher Un- 
fenntniß genehmigt habe, fo wird mit dem Bewußt⸗ 
fein des Beklagten von jener Elaufel zugleich auch 
das Dajein des Willens, einen folhen Vertrag eins 
zugeben, welches zum Abfchluffe und zur Gültigkeit 
bed Bertrags wejentlich erfordert wird und die Ueber— 
einftimmung bes wahren Willens mit den äußerlich 
erfennbaren Zeichen befielben, ausgeſchloſſen. Es 
tritt dann der allerdings fonft nur mit Vorficht an- 
zuwendende Grundſatz ein, errantis nulla voluntas, 

(1. 20. D. de ag. et ag. pluv. [XXXIX. 3.] 
ober, wie ed in 

l. 116. $. 2. D. de reg. jur. 
heißt: non videntur, qui errant, consentire. 

1.8.9. C. de jur, et facti ignor. [I. 18.]) 
Das Entfcheidende ift hier aber nicht der Irrthum, 
d. h. die Unfenniniß des wahren Sachverhältnifes, 
fondern die Abweſenheit des Willens, welcher zur 
Griftenz des Vertrags gehört, und eben deshalb 
fommt hierbei nach der richtigeren Anficht auf die 
Entfchuldbarkeit oder Nichtenıfchuldbarfeit des Irr— 
thums etwas nicht an, vielmehr muß der Irrthum, 
welcher den Willen ausichließt, weil das -Bewußts 
fein des Inhalts der Äußerlich vorliegenden Erffäs 
zung fehlte, auch dann Beachtung finden und den 
nur ſcheinbar, nicht wirklich abgefchloffenen Vertrag 


nichtig machen, wenn ber Irrende ſich dabei eine 
große Hahrläffigkeit zu Schulden fommen ließ und 
dadurch feine Unfenntniß herbeigeführt wurde. 
Bergl, Unterholzner, Lehre von den Schul 
verhältniffen, Th. I. $. 26. 
Savigny, Syftem des heutigen Röm. Rechts, 
Tb. II. $. 165. ©. 264. 267. und Beil. VI. 
nro. XXXI. ©, 446. . 
Wächter, Handbud des Würtemb. Privattechts, 
Th. 1. Abthl. 1. 8. 21. ©. 127. 
Sintenis, Gemeines Civilrecht, Bb. I. 8. 2, 
©. 197. 
Der Beweis des Irrthums wird unter Berhältnifien 
der bier vorliegenden Art, wo eine Berfchuldung 
des Jerenden offenbar ift, freilich fchwieriger und es 
werden an benfelben ftrenge Erforbernifje zu machen 
fein. Allein abgeichnitten fann er dem Bellagten 
nicht werden. 

Es war daher, wie in vorfiehendem Erlennmiß 
geicheben, bem Beklagten der Beweis feiner Aus— 
flucht des Irrthums nachzulaſſen, jedoch zu VBermei- 
dung von Mißverftändniffen Das Beweisthema ſpeciell 
vorzufcreiben. 

Was den Koftenpunft anlangt, fo war für ben 
Ball, daß Bellagter feinen Beweis nicht antreten 
follte, ungeachtet ber Verurtheilung befielben in der 
Hauptjahe, auf Eompenfation der bieher erwadı- 
jenen Proceßfoften zu erkennen, weil die Entideis 
bung der Sache, namentlich aud), was die Schlüjg- 
feit ber Klage anlangt, von Prüfung verjciebener, 
nicht unzweifelhafter Fragen abhängt. 

(Schluß folgt in ber nähften Nummer.) 


Miscellen. 


Ernennungen, Anftellungen ꝛc. Se. Könt 
Majeftät haben gerußt, ven biöherigen Neferendar m 
Serretair bei der Kreiövirection zu Butijfin, Ga 
Alerander Evelmann, zum Supernumerar-Regierungs 
rathe bei derjelben Kreispirection zu ernennen. 


Orden. Ge. Königliche Majeftät haben zu gr 
nebmigen gerubt, daß der Ober: Zollrait Marimilien 
Joſeph Forwerk den von Sr. apoſtoliſchen Majeſtät 
dem Kaiſer von Oeſterreich ihm verliehenen Orden der 
eifernen Krone dritter Claſſe annehme und trage. 


Zodesfälle. Geftorben: am 27. Auguft 1854 
der Advocat Heinrich Eduard Hartmann in Leipzig. 
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Pactum de vendendo. — Die Ausfluht der 

laesio enormis, der melioratio und des Irrthums 

in Bezug auf ben Inhalt eincd von Beflagtem 
vollzogenen Vertrags. 


Mitgetheilt von 
Herrn B. 4 in T. 


(Schluß des ©. 376. abgebrohenen Nedhtsfalles.) 


Auch gegen dieſes Erkenntniß wendeten beide 
Parteien Berufung zum Königl. Oberappellas 
tiondgericht ein, worauf das Leptere reformatorifch 
dahin erfannte: 

„Daß zu Klägers zweiter Beichwerde fol. —, 
mit Beklagtens, im Eingangs angezogenen Urthel, 
unter Compenfation der Proceßkoſten, ausgefprochener 
Verurtheilung nicht bie fol. — in der 9ten Zeile von 
und mit den Worten an: 

„es könnte und wollte denn Beflagter” 
anhebende interlocutorifche Entfcheidung zu verbin« 
den, vielmehr in Wegfall zu bringen, was von nur- 
bemerften Worten an bis zu und mit den in der 
15ten Zeile fol. — zu lefenden 

„was Recht iſt“ 
folget, dahingegen, foweit fol. — das Urthel zweiter 
Inſtanz in Klägers übrigen Befchwerden, ſowohl 
fol. — in Beflagtens Appellation beftritten, dafielbe, 
wie hiermit gejchieht, zu betätigen, und werden 
unter ben Parteien die Koften, fo durch die beider» 
feitigen Berufungen erwachſen, gegeneinander auf- 
gehoben. 
Entiheidbungsgründe. 

Den zum Theil reformatoriihen Inhalt vor« 
ftehenden Urthels zu rechtfertigen, bemerft man 
Folgendes: 


Yene Folge Zweiter Jahrgang. 





1854. 

Es fordert fol. — Kläger vom Bellagten bie 
Erfüllung eines pacti de vendendo, welches sec. 
fol. — einen Nebenvertrag desjenigen, am 17. Juni 
1837 confirmirten Kaufcontracts bildet, den sec. 
fol. — Bellagter, als Verkäufer, mit Klägerm, als 
dem Abfäufer, Re % dem 5. Juli 1836 in Betreff 
fol. — sg. jeto. Fol. — libellirter Brundftüde ab» 
gefchlofien hat. 

Beflagtens fol. — sq. sub 1. jeto. fol. — sq. 
sub I, 1. der sub num. 74. beiliegenden Acten vor« 
geihügte Ausflucht ift fol. — in erfter Inftany aber- 
fannt, hingegen aus fol. — sq. gegebenen Rationen 
in zweiter Inftanz zum Beweife ausgefegt worden. 

Es haben nurgedachte Nationen unter Bezug: 
nahme auf Eitate aus den Quellen und angezogene 
Literatur ausgefprochen: 

Das fragliche, im nurgedachten Kaufcontract 
enthaltene pactum de vendendo habe Beflagtem, 
die Wahrheit der von felbigem angegebenen 
Umftände voraudgefegt, Feine Werbinblichkeit 
auferlegt, weil unter ſolchen Umſtaͤnden „Ab— 
weienheit des Willens anzunehmen fei, 
bie zur Exiſtenz des Bertrages gehöre; 
darum fomme, nad richtigerer Anficht, 
nichts auf die Entfchuldbarfeit oder 
Nichtentſchuldbarkeit des Irrthums an,” 
in Folge deffen Beklagtem das in Brage ftehenbe 
pactum de vendendo folle unbefannt geblieben 
fein; „vielmehr müffe ber Irrthum, wels 
her den Willen ausſchließe, weil das 
Bewußtſein des Inhaltes der Außerli 
vorliegenden Erklärung fehle, au dann 
Beachtung finden und den nur ſchein— 
bar, nicht wirflich abgefchloffenen Ver— 
trag nichtig machen, wenn babei ber 
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Irrende fi habe eine grobe Fahsläffig- 
feit zu Schulden fommen lafjen und da— 
durch feine Unfenntniß fei herbeigeführt 
worden.“ 
Vorbemerkte Ausflucht betreffend, reformatoriſch und 
zwar conform dem Urthel erfter Inftanz zu entſchei⸗ 
den, hat man ſich durch folgende, den obenbemerkten 
entgegenſtehende Anſicht bewogen gefunden. 

Gültig und zu Recht beſtaͤndig iſt ein Vertrag 
in allen den Punkten, hinſichtlich welchen die Con— 
trahenten ſich gegenſeitig einverſtanden, ihnen 
ſelbſtbewußter Weiſe einverſtanden erklärt 
haben. Indem beiderſeits Parteien den in Frage 
ſtehenden Kaufcontract unterſchrieben, hat Beklagter, 
gegenüber dem Kläger, wie Letzterer gegenüber dem 
Erfteren, fich einverftanden erklärt mit Allem, was 
der niedergefchriebene Kauf befagte; daß mit ber 
Unterfchrift er dies ertläre, das muß ſich Beklagter 
bewußt gewefen fein, bafern er überhaupt (mie 
vorauszufegen und von ibm felbft nicht beftritten 
worden) gleichzeitig Ddispofitionsfähig war. Im 
Folge diefer Gewißheit, daß Bellagter ihm felbit- 
bewußter Weife fich gegenüber dem Kläger 
mit Allem, was der Kaufcontract enthielt, durch 
befien Unterfchrift einverftanfen erklärt bat, 
und alfo audy mit dem darinnen enthaltenen pacto 
de vendendo, verbunden mit dem Umftande, daß 
nad Klägerd eigenem Anführen fol. — Actor. 
sub 74, jedenfalld Kläger ed nicht zu verantworten 
hat, bafern Bellagter unterfchrieben haben follte, 
ohne fich jedes Einzelnen bewußt zu fein, was 
ber Gefammtinhalt des Contracts befagte, ftellt 
Beklagtens in Frage ftehende Einrede fi als uner— 
heblich bar. 

In Erwägung ber bereits in zweiter Inftanz 
hinfichtlih alles desjenigen, was im confirmatori- 
fchen Inhalte des vorftehenden Urthels begriffen ift, 
fol. — bis — befriedigend gegebenen Nationen, 
findet man ſich nur noch Klägers grav. 1. fol. — 
betreffend zu erwähnen veranlaft, daß die Moda— 
fität, in welcher fol. — erfanntermaaßen der vom 
Kläger dem Bellagten zu gewährenbe, zur Zeit nur 
relativ beftimmte Kaufpreis foll ermittelt werden, 
Kläger fol. — aus Gründen beftreitet, welche zu 
widerlegen fhon allein Beklagtens einfchlagende, 
fol. — in defien Refutationsfchrift enthaltene Bemer- 
fung vollftändig ausreicht. 

Die Koften der Inſtanz angehend, ift vorftehendes 
Urthel duch befien zum Theil reformatorifchen Inhalt 
gerechifertigt.” 


100. 


I. Iſt ein Proprewechfel nach der allgemeinen 
deutjchen Wechſelordnung gültig, wenn Zinfen in 
demfelben verfprochen worben find? Il. Unter 
ſchied des ſächſiſchen Rechts Hiervon. IM. JR 
ein Wechfel nach dem Recht des Orts, wo er 
ausgeftellt worden ift oder wo er geltend gemacht 
wird, zu beurtheilen® IV. Zu $. 1. der allge: 
meinen deutſchen Wechjelorbnung. V. Beweis 
der Exiſtenz der väterlichen Gewalt; ift zu 
Atteftirung bderfelben die Adminiſtrativ- ode 
Juſtizbehörde competent? VI. Nova in dritte 
Inſtanz. 
Mitgetheilt von 
Herrn G. in D. 


Im Februar 1854 erhob Alexander R. aus R. 
im Königreihe Poſen bei dem Königl. Landgericht 
au Dresden wider Wilhelm K. in 2. bei Dresten, 
gebürtig aus H. in Schlefien, Wechſelllage auf 
Grund eined Wechfels, der wörtlich alfo lautet: 

R., den 6. Septbr. 1852. Für 600 Thaler. 

Den 6. Februar 1854 zahle ich für dieſen mes 

nen Solawechſel an die Ordre des Herrn R. 
in R. die Summe von fechshundert Thalern 

Preußiſches Courant mit ſechs Procent. Baluta 

babe ich in baar empfangen und leifte zur Ver: 

falfgeit prompte Zahlung nah Wechſelrecht. 
Auf mich felbjt hier und 


allen Orten. Wilhelm K. 
Wilhelm K., Literat. 
Literat. 


Noch bevor es zu einem Wechſelverhör kam, rer 
K. in feine Heimath nah H., um die Beweiſe 
ſchaffen, daß der Wechfel materiell ungültig fei, iw 
inzwifchen focht fein Sachwalter die Gültigfeit de⸗ 
ſelben aus zwei formellen Gründen an. 

Eininal nämlich fein Zinfen im Wechfel vr 
iprochen. Der $. 88. des preußifchen Entwurfs, © 
der allgemeinen deutfchen Wechfelordnung zu Gtunde 
liege, habe fie awargeftattet, jei aber in der Wechſel⸗ 
conferenz in Wegfall gebracht worden (Eoniereny 
protofolle, Sigung XXiV. vom 22. November 18% 
zu Ende). Der Grund fei gewefen, daß Die deutid« 
Wechſelordnung feine Schuldfheine mit Weil: 
claujel, fondern blos wahre Wechjel anerkennen 
wollte (Brauer, die allgem. deutfche Wechjelort- 
nung, 2. Aufl. S.150. 151. Archiv für deutices 
Wechſelrecht, Bd. 3. Heft 4. ©. 401. Nr. 72., Bd.l. 
S. 197 fi, Bdo. 2. S. 82 ff. 92. 125. 196. 191. 


329. 428. med. Dr. Koch, Wechfeltecht, 1850. 
©. 451.). Run beftimme zwar das fächfifche Geſetz 
über Schuldarreft und Wechfelproceß von 1849. 
8.1. ff. und 30., daß jede Geldzahlung nad Wech- 
ſeltecht verfprochen werben könne, allein der vorlie- 
gende Wechfel fei ein preußifcher und nach F. preuß. 
Recht zu beurtheilen, weil er aus R. im Königreiche 
Poſen datire, und in Preußen gelte außer der deut- 
fhen Wechſelordnung nur noch das k. preuß. Ein— 
führungsgefeg vom 6. Januar 1849, welches feine 
Ausnahmebeftimmung enthalte. 

Sodann fei aber K. zur Zeit der Ausftellung in 
väterliher Gewalt gewefen und ber Wechfel daher 
ungültig. Denn nicht allein, dag K. im Wechſel 
felbft befannt habe, Baluta in baar erhalten zu 
haben, was alfo gleich einem Darlehnsbefenntniß 
fei, fo fchreibe auch das allgem. preuß. Landrecht, 
Thl. U. Titel 2, $. 156. 158. 165. 166. 168. vor, 
baß preußifche Hausföhne nur über freies Bers 
mögen verfügen fünnen, binfichtlich des unfreien 
aber jegliches Ereditnehmen dann feine Zahlungs» 
verbindlichfeit des Hausfohnes begründbe, wenn nicht 
entweder ber Bater feine Einwilligung ertheilt ober 
der Sohn dem Gläubiger Eicherheit durch Hypothek 
ober Mebergabe eines Obligationsinftruments oder 
ber verpfänbeten beweglichen Sache gegeben habe. 
Weder auf des Baterd Cinwilligung, noch auf eine 
folche Sicherheit babe R. fich berufen fönnen. Daher 
fei K. nach $. 1. der Wechfelordnung, welcher, wie 
Dr. Liebe in feiner anonym bei Brodhaus im Jahre 
1848 erfchienenen „allgemeinen beutfchen Wechfels 
ordnung‘ ©. 37. sub 2. auseinander fege und aus 
den Motiven des preußifchen Entwurfs (Berlin, 
1847.) ©. 5., verbunden mit der 2ten Sitzung der 
Wechſelconferenz vom 22, October 1847, hervorgebe, 
vorfchreibe, daß Jeder nur inſoweit wechfelfähig 
fei, als er bdispofitionsfähig fei, auch wechſel— 
unfähig geweſen, ald er ben fraglichen Wechiel, 
der, wenn nicht ein Darlehn, doch gewiß ein Credit— 
geben enthalte, unterfchrieben habe. Zum Beweiſe, 
daß 8. ſich wirklich damals in vwäterlicher Gewalt 
befunden, ward ein Witeft des Magiftrats zu H. 
(8.8 Baterftadt) in Schlefien sub A. eingereicht und 
sub B. das Original eines Erfenntnifjes des f. preuß. 
Kreisgerichtö zu ©., unter defien Gerichtsbarkeit H. 
liegt, welches mit Dem unter Gerichtshand und Eiegel 
ausgeftellten Attefte der Rechtöfraft verfehen wor— 
ben war. R. hatte nämlich im Jahre 1853 gegen 
den Bater 8.’8, den Dr. med. K. in H., auf Her- 
ausgabe einer Erbichaft von 1200 Thlen. —⸗ —⸗ 
geklagt, die K. jun. gehörte und biefer ihm laut ge- 
richtlicher Geffion, d. d. 31. Januar 1853 abgetreten 
habe, warb aber abgewiefen, weil 8. zur Zeit ber 
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Ausftellung ber Eeffion, bie fpäter batirt, als der 
Wechfel, wie nachgewiefen ward, in väterlicher Ges 
walt gewefen ſei. Diefe Entfcheidung ließ er, wie 
gefagt, rechtöfräftig werben. 

Darauf refolvirte das K. Landgericht unterm 
8. und 29. März Siftirung des weiteren Bere 
fahrens und wies R. mit feinem Suchen ab, Die- 
fer appellirte dagegen, und es reformirte das 
K. Appellationsgeridht zu Dresden unterm 
1. Mai 1854 wie folgt: 

26. „Das K. Appellationdgericht hat die Entſchlie— 
fung des Landgerichts durch das von bem Bellagten 
Bl. —, verb. mit Bl. — und Bl. — Beigebrachte für 
gerechtfertigt anzuſehen nicht vermodht. 

Allerdings kann zwar rüdjichtlih der zwifchen 
Bl. — und Bl. — im Driginale eingehefteten Urs 
funde die Frage entftehen, ob felbige überhaupt als 
ein Wechfel im Sinne der allgem, deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung anzufehen und zur Geltung zu bringen ſei, 
da die darin enthaltenen Worte „mit Sechs Procent“ 
an fich ebenfowohl auf die Capitalzahlung felbft, als 
auf ein Zinsverfprechen bezogen werden fönnen, 
jedenfalls aber zur Ermittelung ber wechjelmäßig 
zu zahlenden Summe eine Interpretation nothwen« 
dig machen und ed daher an einer beftimmten Angabe 
der zu zahlenden Geldfumme gebricht, übrigens 
auch, felbft wenn man jene Worte als ein Zind- 
verfprehen auffafen will (für welche Auffaſſung 


nicht nur die allgemein übliche Berechnung der Zin- 


fen nach PBrocenten, fowie die über dem Wechfel zu 
lefenden Worte „für 600 Thaler‘ fprechen, fondern 
auh nah Bl. — und Bl. — Einverftändniß der 
Parteien vorzuliegen fcheint), ed burdaus nicht 
unbeftritten ift, ob durch ein folches Zinsverfprechen 
eben mit Nüdficht darauf, daß nach ber Wechfel- 
ordnung die Angabe einer beftimmten, nicht erft 
durch Berechnung oder Interpretation zu ermittelns 
den Summe zu den Erforbernifien eined Wechfeld 
gehört, der ganze Wechfel, oder nad) dem Grund» 
fage utile per inutile non vitiatur nur ber das 
Zinsverfprechen enthaltende Theil defjelden ungültig 
werde. 

(Bergl. Archiv für deutſches Wechfelrecht, Bd. 1. 
©. 198. a. E. Bd. I. ©. 84. 92 fig. und 
427 flg.) 

Allein man fann im vorliegenden Balle von dieſer 
Frage um beswillen gänzlich abjehen, weil jener 
Wechſel, wenn man ihn nicht im Sinne der Wechſel— 
ordnung gelten laſſen will, doch jedenfalls nad 
Sächftihem Rechte als eine nad) $. 4. bed Gefeged 
über den Schuldarreſt und den Wechfelproceß vom 
7. Zuni 1849 die Unterwerfung unter die Wechfel- 
haft in fich ſchließende Schuldurfunde ſich darſtellt, 
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zufolge deren das in dem nurangezogenen Geſetze 
vorgeichriebene Verfahren gegen den Ausfteller Anz 
wendung leidet. Hierbei fann aud darauf, daß 
jene Urkunde im Königreihe Preußen auögeftellt, 
Beklagter felbft auch preußifher Unterthan und in 
gebachtem Lande nad) ben daſelbſt geltenden Geſetzen 
bie Unterwerfung unter die Wechjelhaft außer dem 
Falle der Ausftellung eines eigentlichen Wechſels 
wirkungslos ift, infofern etwas nicht anfommen, als 
bie Anlegung der Wechfelhaft lediglich als ein Boll« 
ſtreckungsmittel in Betracht fommt, mithin die Frage, 
ob dieje Art der Erecution gegen den Schuldner zu 
verfügen fei, nur ald eine proceffualifhe ſich dar— 
ftellt, wegen deren Entfcheidung ber Richter auch 
bem Ausländer gegenüber ohne Rüdficht auf den 
wefentlichen Wohnort beffelben und bie etwa dort 
geltenden procefjualifchen Beltimmungen allein an 
die inländiihen Proceßgeſetze fih zu halten hat. 
Wenn daher die fragliche Urkunde Die Unterwerfung 
bes Beflagten unter Die Wechfelbaft zweifelsohne 
enthält und in Gemäßheit der barin ausgeſprochenen 
Berpflihtung zur Zahlung an „allen Orten” im 
Inlande zur gerichtlichen Geltendmachung gelangt, 
fo iſt auch hierdurch die Anwendung des in dem 
Gefege vom 7. Juni 1849 beftimmten Verfahrens 
gegen ben Beklagten gerechtfertigt. 


Nun hat zwar Tegterer bie Nechtsverbindlichkeit 
ber Urkunde für ihn BL. — flg. noch um deswillen 


beftritten, weil legtere als eine Schuldverfchreibung 


für ein Darlehn gegeben worden fei, er, Beflagter, 
aber zur Zeit der Austellung derfelben noch in 
väterlicher Gewalt fich befunden habe, und er hat 
zur Beicheinigung biefed Anführens theils auf das 
BI. — unter B. erfichtliche Zeugniß des Magiftrats 
zu H., theild auf den Inhalt des Bl. — unter A. 
in einfacher *) Abfchrift beigebrachten Erkenntniſſes 
des Königl. Kreisgerichts zu ©. 1. Abtheil. fich be- 
zogen. Allein, wenn auch die Behauptung, daß bie 
Urkunde auf ein Darlehnsgefchäft ſich beziehe, in 
dem darin enthaltenen Bekenntniſſe des Beflagten, 
die Valuta in Baar empfangen zu haben, einige 
Unterftügung finder, fo fann doch andererfeits für 
das Anführen, daß Beklagter zur Zeit der Ausſtel— 
lung am 6. September 1852 annoch in väterlicher 
Gewalt ſich befunden habe, die erforderliche Beſchei— 
nigung (welche allerdings, vermöge der für Die 
Dispofitionsfähigfeit des zur Zeit der Ausftellung 
auch nach preußifhem Rechte bereits volljährig ge: 


*) Das war ein Irethum; es war ein Originalerfennt: 


nis, wie ſtets in Preußen, unter Gerihishand und Siegel 
ausgefertigt. 


Anm. d. Gin. 


wefenen Bellagten ftreitenden Vermuthung, von 
Lepterem zu führen fein würde) in dem erwähnten 
Documenten unter A. und B. nicht gefunden werden, 
da bas Erkenntniß unter A., rüdjichtlich deſſen fit 
übrigens nicht einmal überjehen läßt, ob felbiges 
auch in Rechtskraft übergegangen fei*), in eine 
ganz anderen Sache gefprochen worben ift, und ie: 
viel das Zeugniß unter B. anlangt, ſolches were 
materiell, noch formell als bemweisfräftig fich anſehen 
läßt, indem darin weder auf öffentliche Acten, noch 
auf fonftige Gründe richterliher Wahrnehmung bin; 
fihtlih der bezeugten Thatfache Bezug genommen 
worden und überhaupt bafjelbe von einer Verwal: 
tungsbehörbe ausgeftellt ift, welche präfumtiv zu: 
Bezeugung diefer fraglichen, eine richterliche Gogni- 
tion erfordernden Thatfache weder befugt, noch be— 
fähigt ift, nichts zu verfchweigen, daß das Zeugnis 
nicht einmal mit der Legalifation einer höhern Bu 
hörde verfehen ift. 

Es liegt demnach fein hinlänglicher Grund ver, 
das auf Klägerd Antrag wider den Beflagten cin 
geleitete Verfahren zu fiftiren, vielmehr it joldes 
gebührend fortzuftellen.‘’ 

Dagegen appellirte der Beflagte und reichte 
zum Beweife der beftehenden väterlichen Gewalt ned 
folgende Documente ein: sub C. ein weiteres, von 
der K. Regierung zu Breslau legalifirtes Act des 
Magiftrats zu H., in welchem auf Grund yon Acen 
und angeftellten Erörterungen bezeugt war, daß Br 
Hagter bis Juli 1852 im väterlichen Haufe gewohnt 
hatte (mit Ausnahme der Univerfitärgzeit), dab s 
nie ein felbftftändiges Gewerbe betrieben oder ein 
Hausftand begründet habe, und daß er erft im Is 
vember 1853 bei Gelegenheit feiner VBerheirarbun 
von feinem Vater der Gewalt entlafjen worden ii 
sub D. eine gerichtlihe Erklärung feines Ba! 
welche dieſem Atteſt entſprach, insbefondere noch io 
vorhob, daß Bellagter die Univerfität Breslau mt 
laffen habe, ohne das Ärztliche Promotionderiun 
zu abfolviren, und daß er feinerlei freies Vermögt 
befige; sub F. ein mit dem Atteft der Nechtöfraft m 
fehenes Driginalerfenntniß des Kreisgerichts u ©) 
welches zwifchen R. und des Beklagten jünger 
Bruder gefprochen worden war; im demſelben wi 
anerfannt worden, daß der Magijtrat competent # 
Ausitellung der fraglichen Atteſte fei, und mar dal 
obgedachte preußifche Recht hinſichtlich der Ti* 
pofitiongfähigfeit der Hausföhne entwidelt ware; 


*) Auch dies war ein Irrthum; auf dem Grfenninik die 
ſich das unter Gerichtshand und Siegel ausgeftellte Atteit e 
Nechtöfraft. 


Anm. d. Gini. 


381 


sub E. ein Atteft ber K. PBolizeidirection zu Dresben, 
daß Bellagter in der Zeit vom Juli 1852 bis April 
1853 in einem Gafthof in Dresden gewohnt, fein 
Gewerbe betrieben und feinen felbftftändigen Haus— 
ftand begründet hatte; sub G. und H. fchließlich zwei 
Entſcheidungen in benfelben Sachen, in welchen Be- 
klagtens Hausfohnseigenfhaft noch für das Ende 
1853 vom K. Appellationsgericht zu Glogau aner- 
Fannt worden war. Öleichzeitig berief fich Bellagter 
auf den allgemeinen Inhalt der Acten der K. Polizei— 
Direction zu Dresden und ber Polizeiabtheilung des 
Landgerichts, woraus fich ergab, daß er im Jahre 
1852 und Anfang 1853 weder ein Gewerbe betrieb, 
noch einen eigenen Hausftand gegründet hatte. 

Darauf ftellte das K. Oberappellationd« 
gericht unterm 13. Zuli 1854 die erftinftangliche 
Kejolution unter Eompenfation der Koſten zweiter 
und dritter Inftanz aus folgenden Gründen wie: 
der ber: 

„R. zu R. im Preußifchen hat aus dem fol. — 
erfichtlihen Wechjel gegen den Literaten K. in L. 
ben Wechjelproceß angeftellt. 

Die erite Inſtanz wies fol. — den Antrag bes 
IJmpetranten zurüd, die zweite Inftanz dagegen gab 
Dem Antrage Statt. 

Es ward diefe Verordnung dem Impetraten am 
23. Mai a. c. befannt gemacht (fol, —), und am 
27, ejsd. hat der leptere Dagegen appellirt (fol, — 
aclor.). 

Das Object des Streites beträgt 600 Thlr. —⸗ —⸗ 
mit Zinjen au 6 Procent. 

Jmpetrat ftügt ſich zunädhft darauf, daß der 
Wechſel, ald im Preußifchen ausgeftellt, auch nach 
Preußifchem Rechte zu beurtheilen fei, eine Entgeg- 
zuung, welche fi) namentlich auf die Anwendung 
des $. 1. der allgemeinen deutschen Wechfelordnung 
in Verbindung mit den Dispofitionen ded Preußi— 
Then Landrechts bezieht. Was zunächft die Frage 
Betrifft, ob hier das Preußiſche Recht in materieller 
SHinficht zur Anwendung zu bringen fei, fo ift dieſe 
zu bejahen, da der Wechfel von einem preußijchen 
Unterthan einem eben folden im Preußifchen aus— 
geftellt ift. Diefe Lage ber Sache überhebt auch ein 
weiteres Eingehen auf Unterfcheidungen, welde in 
Frage lommen würden, wenn eine mehrfach mögliche 
andere Mobdalität des Falles vorläge. 

Daß Impetrat zur Zeit der Austellung bed 
Wechſels noch unter väterlicher Gewalt ftand, wird 
durch das, was von ihm beigebracht worden iſt, 
nachgewieſen. 

Das Urthel, welches fol. — sq. (sub A.) ſich in 
Abichrift befindet und nad fol. — in Rechtskraft 


übergegangen ift, mag ed auch einen Proceß zwiſchen 
dem jepigen Kläger und dem Vater des Beklagten, 
bem Dr. K., betreffen, alfo nicht den jegigen Beklag— 
ten unmiitelbar angeben, ift doch als ein folches 
öffentliches Beweisthum zu rechnen, woraus hervor— 
gebt, daß ber Impetrat, um deſſen Verhältniß zu 
feinem Bater es fi) Damals gleichfalls handelte, zur 
Zeit der Ausftellung des Wechſels noch Hausfohn 
war und unter vwäterlicher Gewalt ftand, daß die 
competenten Gerichte Died anerkannten und die Bes 
fhäftigung als fogenannter Literat nicht für eine 
jeparate Haushaltung erfannten. Die Abfchrift, 
welche fih fol. — sq. befindet, ift beglaubigt fol. —, 
und wenn auch diefe Beglaubigung unzweckmäßig 
und ungenau ift, weil darin nicht ausgeiprochen 
worden, in welcher Form das zu Beglaubigende 
vorgelegen habe, fo muß doch angenommen werden, 
baß eine in beweifender Form beftehende Ausferti= 
gung vorlag. Aber es ift auch nicht einmal nörhig, 
fich auf diefes Etkenntniß zu beziehen, da der Ma— 
gifteat zu H. nad) dem Zeugniffe sub B. fol, — 
amtlich bezeugt, daß der Impetrat erft zu Ende des 
Jahres 1853 aus der väterlihen Gewalt entlafien 
worden fei (fol. —). Zwar treffen auch biejes 
Zeugniß zum Theil die (formellen) Bedenken, welche 
bei dem Urthel erwähnt worden find; allein, wollte 
man noch irgend einem Zweifel Raum geben, fo 
wird dieſer Durch das, was Beklagter erft neuerlich 
beigebracht hat, völlig gehoben. Denn durch ein ähn» 
liches Zeugniß des Magiftrats zu H. vom 29, Mai 
1854, welches laut Bericht des hiefigen Landgerichts 
vom 19. Juni biejes Jahres vor dem Landgerichte 
eingereicht und durch dieſes mit anher gelangt ift, 
hat der Magiftrat zu 9. bewahrheitet, daß ber 
Vater bed Impetraten benjelben erft im Monat 
November 1853, nach Ausweis der vor dem Mag 
ftrate ergangenen Acten, der väterlichen Gewalt ents 
laffen habe; dies Zeugniß ift in legaler Form aus— 
geftellt und von ber Oberbehörde binfichtlih Der 
Unterfchrift des Magiftrats beglaubigte (m. f. die 
Beilage sub C). 

Nun kann man zwar den Zweifel erheben, daß 
dies erſt in britter Inftanz beigebracht worden, 
Allein man hat in diefem, wie bereits in ähnlichen 
Fällen, auf diefen Zweifel fein Gewicht gelegt, weil 
nicht fowohl etwas Neues im Sinne des $. 17. des 
Gefeges B. vom 28. Januar 1835 in dem Beiges 
brachten erblidt werden fann, als vielmehr nur 
eine Betätigung und Vervollftändigung dejjen, was 
bereits (lol. —) in eriter Inftanz vorlag, und wenn 
ihon an fi angenommen werden mag, daß ber 
Magiftrat von H., indem er ſich bei dem von ihm 
Bezeugten auf die vor ihm, ald Behörde ergangenen 
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Acten berief, in bergleichen ben Perſonenſtand be— 
treffenden Dingen als Polizeibehörde competent fei, 
fo wird dies nur noch befräftigt durch die erwähnte 
Urfunde sub C. 

Der Wechfel ift über ein Darlehn ausgeftellt; 
bied muß man wenigftens fo lange annehmen, als 
nicht dad Gegentheil bewiefen ift. Zu Diefer Annahme 
berechtigt das Zinsverfprechen (denn als folches ftellt 
fi die Berfchreibung der 6 Procent bar), theils 
aber das Belenntniß, die Baluta in baar erhalten 
zu haben. 

Nach Preußischen Rechte, worauf fich Impetrat 
mehrfach ausdrüdlich bezieht, find die Verpflichtuns 
gen ber Kinder, welche noch unter väterlicher Gewalt 
fiehen, in ber Regel (und ein Ausnahmefall Liegt 
bier nicht vor) ungültig und rechtöunverbindlich 
binfichtlih bes Vaters und hinfichtlich der Kinder 
felbft. 

Preußifches Landrecht, II. Theil, H. Titel, $. 125. 

$. 131. 132. 136, 
In Bezug auf Darlehne ſtimmt diefe Borfchrift 
unfehlbar mit dem gemeinen und aud mit dem 
Saͤchſiſchen Rechte überein. 

Es ift hiernach der Wechfel nah Maafgabe von 
Artikel 1. der allgemeinen deutihen Wechfelordnung 
jet. Art. 84. ebenderfelben nicht zur Erhebung ber 
Wechſelklage aus ihm geeignet, eben fo wenig, als 
würde ein bloßes Darlehnsgeihäft ohne Wechfel: 
verbindlichkeit, wenn nicht befonderd nachzumweifende 
Ausnahmen einträten, Hagbar geweſen fein. 

Man hat daher auf Dasjenige nicht einzugehen, 
was in voriger Inftanz bezüglich des Weſens ber 
Unterwerfung unter die Wechfelhaft fol. — gefagt 
worden ift, und nur fo viel ſoll hier angedeutet 
werben, daß man biefen Grundſätzen in ihrem vollen 
Umfange beigutreten Bedenken trägt. 

Aus dem Obigen rechtfertigt fich Die abändernde 
Entfcheidung in ber Hauptfache, während des Koſten— 
punftes halber, foweit er die zweite Inftanz betrifft, 
die Verordnung lol. — zu betätigen war. Eben fo 
find in dritter Inftanz die Koften zu compenfiren 
geweſen.“ 


101. 


Den Detailhandel mit Stearinlichtern be— 
treffend *). 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 9. in D. 


Die Seifenfiederinnung zu —n beantragte in 
Monat December 1852 bei dem dafigen Stadtratk 
unter Bezug auf ihre im Jahre 1693 landeöherrlid 
confirmirten Specialartifel und die barin enthalte: 
Beftimmung: 

„daß feinem Handels- ober Kaufmann, En. 
mer, noch ſonſt Jemandem, wer ber aud ki, 
an Orten, wo ein ober mehrere Meifter net. 
nen, zugelaſſen jein folle, daß er mit Exit 
oder Fichten, fowohl ins als ausländiihe, 
handeln möge,’ 
die Ausbringung eines Verbots an bie Mitgliede 
ber dafigen Handelsinnung und die Unterfagun 
des Detailhandels mit Stearinlichtern unter 4 Genin 
bei 20 Thalern Strafe. 

Nachdem die Adminiftration der Handelsinnun 
gehört worden war, ertheilte der Stadtrath u—n 
folgenden Beſcheid: 

„Dafern die impetrantifche Seifenfieherinnung 
binnen vier Wochen den Nachweis liefert, 

„daß drei ihres Mittels Stearinligter in gr 

höriger Quantität unb Qualität vorrätig 

führen,” 
fo haben die Mitglieder ber impetratifchen Hantılt 
innung des Handels mit dergleichen Lichtern un 
+ Gentner bei Zwanzig Thalern Indivibualte 
ſich zu enthalten. 

Die erwachfenen Koften werben compenftt.” 

Die Gründe biefer ntfcheidung find " 
gende: 

„Rah ben Verhandlungen in Act. S. no. A 
unterliegt e8 feinem Zweifel, daß bie biefigen Au 
leute mit in» und ausländifchen Lichtern, ohne In 
ſchied zwifchen gegoffenen oder anderen, in Quani‘ 
täten von weniger ald 5 Gentner bei Strafe Id 
enthalten haben. 

Nun erftredt fich das Arbeitsgebiet der Exil 
fiederinnung — wie in Funke's Polizeirechte, io 
Band, Seite 219. dargelegt worden — aud auf * 
Bertigung von Stearinlichtern. 

Daher fteht der Seifenfiederinnung, ohne Wi 
es weiter ber Einholung eines technijchen Gutattn? 
bedarf, in Anfehung der Stearinlichter, gegemit 
der impetratifchen Handeldinnung, ein Prohibii” 


*) Vergl. Zeitfriftf.R.u.®. N. F. Bd. IV. S. 82. ut.h 
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recht mit ber obbemerften Mobification unbeziweis 
felt zu. 

Zu rechtlicher Wirkfamfeit diefes Verbietungs— 
rechtes ift nun aber, nad Funke's Polizeirechte, 
IV. Seite 146., erforderlich, daß minbeitens brei 
Meifter des Seifenfiederhandwerfs Stearinlichter in 
gehöriger Quantität und Qualität vorräthig führen. 

Repteres ift zwar von ber Impetrantin behaups 
tet, von der Jmpetratin aber in Abrede geftellt 
worden. 

Daher hat erftere zuvörberft ben ihr aufgegebenen 
Nahmeis zu führen. 

Die ausgefprochene Koftencompenfation ift durch 
vorftehende Decifivgründe gerechtfertigt.” “ 

Auf den gegen biefen Beſcheid von der Hanbels- 
innung eingewenbeten Recurd erging Geiten ber 
Königl. Kreisdirection zu Dresden unterm 
4. Dctober 1853 folgende Verordnung: 

„Die Königlihe Kreisdirection hat im Verfolg 
bes von bem Stabdtrath zu —n unterm 22. v. Mis. 
erftatteten Berichts in der zwifchen der dafigen Sei— 
fenfiederinnung, Impetrantin, und ber Handels— 
innung, Jmpetratin, obfchwebenden Adminiftrativ- 
ftreitigfeit auf den von der Jmpetratin wider den 
BI. — der nebft drei Beilagsactenftüden und neun 
Padeten Stearinferzen anbei zurüdfolgenden Acten 
erfichtlichen Rathsbefcheid BI. — ergriffenen Recurs 
in zweiter Inftanz dahin entfchieben: 

daß es bei jothanem Beicheide, bed bagegen 
eingelegten Rechtömitteld ungeachtet, allenthals 
ben zu bewenden habe; es ift auch Impetratin 
bie durch leßtereö verurfachten Koften abs und 
beziehentlich der Impetrantin zu erftatten ver- 
bunden. 

Diefe Entfheidung beruht im Wefentlihen auf 
ben dem Beſcheide erfter Inftanz untergelegten Grün 
ben, zu welchen nur noch Folgendes hinzuzufügen ift: 

Impetratin hat ihren gegen bie Entfcheidung 
erfter Inſtanz eingewendeten Recurs Bl. — haupt— 

fächlih duch zwei Momente zu unterftügen gefucht, 
theils nämlich dadurch, daß fie in Abrede geftellt, 
baß bas Nrbeitögebiet der Impetrantin auf alle 
Sorten und insbefondere auf die feineren Sorten 
von Stearinferzen ſich erfirede, ıheils Dadurch, daß 
fie den Nahweis bes bloßen Führens ber frag- 
lichen Kerzen Seiten dreier Mitglieder der impe— 
trantifchen Innung für ungenügend erklärt, vielmehr 
auch ben Beweis der Fertigung Seiten derfelben 
als Bedingung der Ausübung des Verbietungsrechtes 
erfordert hat. 

In erfierwähnter Hinficht hat Diefelbe zum Ers 
weife ihrer Behauptung, daß die Seifenfieder zu 
Herftellung der befferen Sorten EStearinfergen mit 


ihrem Handwerkszeuge gar nicht befähigt feien, BI. — 
auf die Einholung eines fachverftändigen Gutachtens 
angetragen. 

Würde nun auch ber hiergegen von ber Im— 
petrantin Bl. — erhobene MWiderfpruch nicht au 
beachten gewefen fein, fo hat Man doch dem nur— 
bemerften Antrage zu fügen, oder fogar auf Grund 
ber fraglichen Beſchwerde eine Abänderung bes 
ertheilten Befcheides eintreten zu laffen, um des— 
willen Anftand genommen, theils weil durch viel- 
fache, biesfalls früher ergangene, rechtskraͤftige Ent» 
ſcheidungen bereit8 außer Zweifel beruht, daß im 
Allgemeinen die Stearinkerzen zum Arbeitsgebiete 
der Seifenfiederinnung, zu deſſen Echuß berjelben 
ein Verbietungsrecht zufteht, gehören, theild weil 
ber in bem Beicheide der Impetrantin auferlegte 
Beweis, von deffen Führung die rechtliche Wirkſam— 
feit des nurgebachten Verbietungsrechtes abhängig 
gemacht worden, nicht blos auf die Quantität, 
fondern auch auf die Qualität jener Kerzen ges 
richtet fein foll, hierbei aber fich ergeben wird, ob 
und wie weit die Mitglieder der impetrantifchen 
Innung auch die befferen Sorten derfelben in bem 
diesfallfigen Beduͤrfniß des Publifums entfprechender 
Weiſe herzuftellen im Stande find. 

Anlangend hiernaͤchſt das zweite Hauptinoment 
der impetratifchen Recursdebuction, jo beruht es 
gleichfalls auf mehrfachen, in höchſter Inftanz ers 
theilten Präjudizien, daß namentlich in dem Falle, 
wenn, wie in dem vorliegenden, nad Art. 42, ber 
Specialartifel der bafigen Geifenfiederinnung vom 
5. December 1693 einer Innung nad ihren Specials 
artifeln hinſichtlich des Handeld ausdrüdlih ein 
Verbietungsrecht zufteht, es zu Ausübung des letz- 
teren nur des Nachweifes bedarf, daß drei Mitglier 
ber der Innung die betreffende Waare in hinreichens 
der Quantität und Qualität führen, und fann 
daher Recurrentin auf die neuerlich verlafjene, bavon 
abweichende Anficht, welche in dem von ihr erwähne 
Neſchen Falle befolgt worden ift, ſich nicht mit Erfolg 
bezichen. 

Konnte vielmehr nad Vorftehendem und ben 
Gründen der vorigen Entfcheidung die Beftätigung 
der lepteren feinem begründeten Zweifel unterliegen, 
fo durfte Man audy nicht anftehen, bie Impetratin 
in Ab= und Erftattung der durch ihr Rechtsmittel 
verurfachten Unfoften zu verurtheilen.‘ 

Auch bei Diefer Entfcheidung faßte die Hanbels- 
innung feine Beruhigung, ergriff vielmehr nochmals 
das Nechtsmittel des Necurfes, und ed erfolgte 
darauf unterm 15. Bebruar 1854 durch bad König- 
fiche Minifterium des Innern die nachftehende 
Entfcheidung: 
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„on der vor bem Stadtrathe zu —n zwiſchen 
ber daſigen Seifenfiederinnung, ald Impetrantin, 
und der Hanbeldinnung, als Impetratin, wegen 
des Detailhandeld mit Stearinlichtern anhängigen 
Adminiftrativjuftizdifferen; hat das Königliche Mi— 
nifterium des Innern in collegialifcher Sitzung nad) 
8. 18. des Gefeges vom 30. Januar 1835. sub D. 
auf den von der Impetrantin gegen das Bl. — ber 
Acten sub Litt. S. no. 96. erfihtliche Erfenntniß 
zweiter Inftanz nah Bl. — jet. BI. — fig. der— 
felben Acten eingewendeten Recurs die angefochtene 
Entſcheidung, wie hierdurch geſchieht, beftätigt, und 
es ift auch die Necurrentin die erwachlenen gericht: 
lihen Koften allein abzuftatten, beziehentlidh ber 
Impetrantin zu erftatten fchuldig. 

Zur Rechtfertigung dieſer confirmatorifchen Ent: 
fheidung bedarf ed nächft der Hinweifung auf bie 
in erfter und zweiter Inftanz angeführten Gründe 
lediglich der Verweifung auf den Haren Wortlaut 
der Specialinnungsartifel der Geifenfiederinnung 
vom Jahre 1693, wogegen die Bezugnahme auf 
Die aus dem Jahre 1690 herrührenden und ſonach 
älteren Specialinnungsartifel der Handeldinnung 
fhon aus dem Grunde nicht Stich hält, weil durch 
die landeäherrlich beftätigten Artikel ber Seifen- 
fiederinnung die Rechte der Kaufleute binfichtlich 
des Vertriebs von Seife und Lichtern ausdrüdlich 
und ohne Unterfhied zwiſchen in- und ausländis 
ſchem Fabrifate befchränkt worden find — demnädhft 
aber auf die Decifivverordnung ber Landesdirection 
vom 28. Januar 1832 in den Acten sub Litt. S. 
no. 76., wonach das Verbot des Detailhandels ber 
Kaufleute mit Lichtern aller Art aufs Neue beftätigt 
worben ift, und welcher gegenüber weiteres Ein- 
gehen auf die Art und Weife der Herftellung ber 
einen ober der anderen Lichterforte, fowie auf deren 
in» oder ausländifchen Urfprung fich verüberflüfligt. 
Iſt nun zwar bie Wirfjamfeit des Verbietungs— 
rechtes der Seifenfiederinnung gegen die Handels» 
innung in der Differenz awifchen ber erftern und 
dem Kaufmann N. und Genofien, fowie der Hans 
belsinnung ald Intervenientin (vgl. Act. S. no. 85.) 
von ber im Intereffe des Publikums geftellten Bes 
dingung abhängig erklärt worden, baß drei Seifen: 
fiedermeifter die betreffende Waare im Verkaufe fühs 
ten, fo hat ed zwar bei ber auch in ber vorliegenden 
Differenz der Impetrantin in dem Befcheide Bl. — 
auferlegten Erbringung des Nachweifes, daß drei 
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ihres Mitteld Stearinlichter in gehöriger Qualicät 
und Quantität im Vorrath führen, zu bewenbden, 
und es wirb die Wirffamfeit des Verbietungsrechtes 
der Impetrantin von dem Grgebniffe diejer Beweis, 
führung abhängig zu machen fein. Allein dad Ber 
langen ber Impetratin, daß jene Beſcheinigung aud 
auf die Selbftfertigung ſich zu erftreden habe, 
it weder in den allgemeinen Grundfägen über die 
Wirkfamfeit von VBerbietungsrechten in Anſehung 
des Handels mit zünftigen Artifeln nody in ben 
früheren, in ber Nichen Differenz ergangenen 
Entſcheidungen begründet, da der Wortlaut dieſet 
Enticheidungen, — welcher allein maaßgebend fein 
fann, wo es fih um den Umfang dejjen handelt, 
was rechtöfräftig feftfieht, — nur das im Bor: 
rath führen, nicht auch bie Gelbftfertigung 
verlangt, und die Erwähnung ber leßteren in den 
Entfcheidungsgründen ebenfowenig, wie das in den 
Entiheidungsgründen der vorigen Inſtanz Bl. — 
vorfommende Wort: Herftellung, worunter offen 
bar nur bie Beichaffung verftanden worden ik, 
für fich geeignet find, den Inhalt der dispofiriven 
Worte der früheren, in Rechtskraft übergegangen 
Erfenntniffe zu alteriren. 

Da biernad) der Recurs der Impetratin in alien 
Beziehungen als unbegründet zu erachten war, fo 
mußte ihr auch in gegenmwärtiger Inftanz die all- 
einige Bezahlung und beziehentlih Erſtaitang ter 
Proceßkoſten auferlegt werden.” 


In Folge dieſer Entfcheidung unternahm bie 
Seifenfieberinnung die Führung des ihr nachgelafe 
nen Beweifes, und der Stadtrath zu —n eriheilie 
fchließlich folgenden, in Rechtskraft übergegangenen 
Beſcheid: 

„Es hat bei der fol. — von ber Hand 
innung abgegebenen Erklärung, daß fie ie 
der Impetrantin aufgegebenen Nachweis fü 
geliefert erachte, fein Bewenben. 

Demgemäß haben nunmehr die Mitglieder 
ber hiefigen Handeldinnung des Handels mi: 
dergleichen Lichtern, wie fie in Frage befangen 
find (Stearinlichtern) unter + Gentner bi 
Zwanzig Thalern Indivibualfirafe ſich zu ent 
halten. 

Die von fol. — an erwachfenen Koſten fint 
von den Parteien antheilig, und foviel eine 
jede berjelben veranlaßt hat, abzuftatten.‘ 


Officin ber Verlagshanblung. 


Wochenblatt 


Ale Poſtaͤmter 


* KR we * fü e 2 u Buchhandlungen 
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102. 


Den verabjchiedeten Soldaten ift ber felbfiftän- 
bige Betrieb eined Gewerbes ohne Rückſicht 
auf deſſen zünftige Erlernung unter ben 
in $. 106. des Geſetzes vom 1. Auguſt 1846 
gedachten Beihränfungen zu geftatten. — Dies 
leidet auch Anwendung auf Bauhandwerker. 
Mitgetheilt von 
Heren Av. 8, in L. 


Bei dem König; Minifterium des Innern fam 
im Auguft 1852 3. A. M. in dem Dorfe R. bei 2, 
mit einer Befchwerde über die Maurerinnung zu 2. 
ein, worin er gegen legtere um Schuß im Betriebe 
der Maurerprofeffion bat und unter Beifügung ſei— 
nes Militärabfchiedes — Inhalts defien er 6 Jahr 
9 Monate, zulegt als Gorporal, gedient hat und 
im September 1835 verabjchiedet worden ift — 
anführte: 

Er habe vor feinem Eintritte in den Militärdienft 
2 Jahr 6 Monate lang beim Maurermeifter IB. im 
Dorfe K. die Maurerprofeffion gelernt und nad 
feiner Entlaffjung vom Militär, ohne daß er feine 
Lehrzeit beendigt habe und losgeſprochen fei, „unter 
Garantie bed Maurermeifterd R. zu 8. auf feine 
eigne Hand ald Maurer gearbeitet, feine Gebühren 
dem Meifter entrichtet und nur ſolche Baue über: 
nommen, wo mittelbar fein Meifter nöthig gewefen 
ſei“. Neuerlich fei ihm jedoch die Ausführung einer 
von ihm übernommenen Arbeit von Dem Obermeifter 
unterjagt und ihm gedroht worden, jobald er wieder 
etwas in der Nähe der Stadt arbeiten würde, ihn 
aufheben zu laſſen. 


Ueber das Thatfählihe in dieſer Beſchwerde, 
worin Derfelbe um Schutz gegen bie Innung bat, 
wurde zuvörderſt auf Anordnung bes Königl. Minis 
fteriums von dem Stadtrathe zu 2. Erörterung an- 
geftellt, und es erflärte hierbei der Obermeijter ber 
Maurerinnung zu &., daß er zwar niemals gegen M. 
die gedachte Drohung ausgeſprochen habe, dies viels 
mehr in Bezug auf den Hanblanger ©. geſchehen 
fei, welcher vor einiger Zeit in Gemeinſchaft mit M., 
welchen er für einen Maurergefellen gehalten, ein 
Haus abgepugt und glei Jenem mit dem Maurerz 
folben gearbeitet habe, da er jedod nun höre, daß 
M. nicht Maurergefell jei, vielmehr feine Lehre nicht 
beftanden habe, fondern vor deren Vollendung zum 
Militär gefommen fei, fo fünne er Namens der 
Innung auch nicht zulafien, daß M. hier ald Maus 
tergefell arbeite, glaube auch nicht, Daß er der in 
feinem Militärabfchiede gedachten Vortheile für theil« 
baftig anzufeben fei. Er verftehe nämlich die Berech— 
tigung eined verabjchiedeten Soldaten, ein Handwerf, 
eine Kunft oder ein Gewerbe zu betreiben, nur jo, 
daß ein Soldat, der Geſelle fei, fein erlerntes Hand: 
werf betreiben dürfe, könne aber nicht annehmen, 
daß auch der, ber die Fehrzeit nicht vollendet habe 
und nicht Gejell geworden, berechtigt fei, auf die 
Profeſſion, bie er lernen wollte, zu arbeiten. 

Der Stadtrath eritattete hierauf Bericht an 
die Königliche Kreisdirection zu 2, und es 
erließ Legtere unter dem 2. October 1852 eine Vers 
ordnung, aus welher Folgendes zu entnehmen 
gewefen ift: 

„Es hat zwar die Beichwerde M.'s durch die 
Erflärung ded Obermeifterd der Maurerinnung, daß 
er feineswegd dem Beichwerbeführer M., fondern 
nur dem mit ihm arbeitenden Handlanger verboten 
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babe, als Maurer zu arbeiten, in der Hauptſache 
ihre Erledigung gefunden. 

Wenn jedoch genannter Obermeifter ber Anficht 
it, daß dem Beichwerbeführer allerdings ber felbit 
ftändige Betrieb der Maurerprofeflion zu unterfagen 
fein werde, weil Derfelbe nicht Maurergefell fei 
und ebendeshalb auf die in feinem Militärabfchiede 
gedachten Bergünftigungen keinen Anfpruch zu machen 
habe, fo ift zur Berichtigung biefer Anficht zu bes 
merken, daß eine ſolche Beichränfung der Theilnahme 
an den fraglichen Begünftigungen auf zünftig ges 
lernte Gefellen weder in $. 106. des Geſetzes über 
Erfüllung der Militärpfliht vom 1. Auguft 1846 
enthalten, noch aus $. 104.*) oder aus den. früheren 


) 8.104. Diejenigen Mannfhaften, welde nad) vell: 
endetet gefeplicher Dienftzeit in ber activen Armee aus jelbiger 
ausſchelden, haben auf nachfolgende Begünfligungen Aus 
ſpruch: 
a) Diejenigen, welche als Lehrlinge einer zunftmäßigen 
Kunft oder eines Handwerks burd; ihre Einſtellung in die 
Armee verhindert worden find, ihre Lehrzeit auszuhalten, 
follen auf ihr Anſuchen unentgeldlich zum Gefellen auf: 
genommen werben, fofern fie nach Maaßgabe der befichen: 
den geſetzlichen Vorſchriften dazu tüchtig find, 
b) diejenigen, welche durch Erfüllung ihrer Militärpflicht 
abgehalten wurben, als Geſellen ihre Wanderſchaft zu 
vollenden, find von den Wanderjahren bispenfirt. 
8. 106. Soldaten, welche wegen eingetretenen Kriege: 
zuftandes nicht entlaffen werben fonnten und über ihre gefeß- 
lihe Dienftzeit hinaus gut gedient haben, follen, außer ben 
$. 104. aufgeführten Begünftigungen, annoch folgende zu Theil 
werben: 
a) es iſt ihnen geſtattet, wenn He aud das Meiſterrecht nicht 
erlangt haben, ein Hanbwerf, eine Kunſt oder ein Ger 
werbe, jedech unter nachflehenden Beihränkungen, zu 
treiben: 
aa) fie dürfen weber ein Handwerksſchild aushängen, noch 
Gefellen und Lehrlinge halten; 

bb) es ift ibmen nur erlaubt, ihre Gheweiber und biejeni: 
gen ihrer Kinder zu zunftmäßigen Nrbeiten zu ziehen, 
welche pas fünfzehnte Lebensjahr noch nicht überfhritten 
haben; 

ee) fie dürfen nur die von ihnen felbft gefertigten Gegen: 

Rände auf Märkten zum Verfaufe bringen. In Bezug 
aufden Hauſirhandel find fie den beſtehenden gefeglichen 
Vorſchriften unterworfen; 

b) biefelben erhalten, ſtatt bee bisherigen Berfonenz und 
Giewerbeiteuerbefteiung, eine nad bem Ermeſſen bes 
Kriegsminifteriums zu beitimmendbe, bis zu 20 Thaler 
—:—: auftteigende Sratification. 

$. 107. Ueberdies haben auch noch die beim Grfcheinen 
diefes Geſetzes bereits verabſchiedeten, oder nech dienenden 
Mannſchaften Auſpruch auf bie in $. 106. sub a, angeführten 
Vortheile und Begünftigungen, wenn fie während ihrer gefeh: 
lihen Dienftzeit entweder einem Feldzuge beigewohnt haben 
ober zu Unterofficieren avaneirt find, Much follen dieſelben 
nach erfolgter freiwilliger Dienftverlängerung über die gefeßliche 


Zeit, wenn fie bereits 16 Jahre lang, jedoch nicht als Stell: 


vertreter, in der Armee gedient haben, auf ihr Anfuchen bas 
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gefeglichen Beftimmungen im Mandate vom 21. April 
1792. Cap. II. $. 51. abzuleiten ift. Denn in $. 104. 
it von Borfchriften anderer Art, als in $. 106. die 
Rede, und es kann daher ein Zufammenbang zwi: 
Ihhen beiden Paragraphen nicht angenommen werden, 
dagegen folgt aber daraus, daß bie Beftimmung bes 
Mandats vom 21. April. 1792, daß verabichiedete 
Soldaten nur ihr erlernted Handwerk betreiben 
durften, weder in das Geſetz vom 26. October 1834, 
noch in das Gefeg vom 1. Auguft 1846 wieder auf 
genommen worden ift, bie Abficht des Gefeggebers 
die fraglihe Vergünftigung von der Bedingung der 
Erlernung und namentlich der zünftigen Erler: 
nung des betreffenden Handwerks nicht weiter abhaͤn⸗ 
gig fein zu laffen. Hiernach fann aber auch darauf, 
ob ernannter M. zum Gefellen losgefprochen morden 
ift oder nicht, weiter etwas nicht anfommen. Biel: 
mehr iſt Derjelbe, auch ohne Gefelle zu fein, nat 
$. 107. des angezogenen Gefepes von 1846 für 
befugt zu adıten, die Maurerprofeffion unter den 
$.106. aa. bh. gedachten Bejchränfungen felbftftändig 
zu betreiben.” 

Gegen diefe Verordnung remonftrirte der Stabt- 
rath zu 2. Er fagt in feinem an die Königliche 
Kreisdirection erftatteten Berichte: 

„Wenn bie Königliche Kreisdirection darauf hin— 
weift, daß in $. 104. des angezogenen Gejeges von 
Vorfchriften anderer Art, als in $. 106. die Rebe 
und die Beftimmung bed früheren Geſetzes vom 
21. April 1792, daß verabfchiebete Soldaten nur 
ihr erlerntes Handwerk betreiben dürfen, weder in 
bas Geſetz vom 26. October 1834, ne in das vom 
1. Auguft 1846 übergegangen fei, hieraus aber bir 
Abficht des Geſetzgebers, die fragliche Bergünftigun 
von ber Bedingung der Erlernung und namen 
der zünftigen Erlernung des betreffenden Handee# 
nicht weiter abhängig fein zu laffen, folge, fo jcem 
und diefe legtere Folgerung um deswillen bedenflis, 
weil wir nicht glauben können, daß die in Sachſet 
geieglich beftehende Zunftverfaffung der meiften Hant- 
werfe den verabjdiedeten Soldaten gegenüber fill 
ſchweigend habe aufgehoben werben fünnen ode 
jollen. Dies um fo weniger, als bie Hervorbebung 
ber Erlernung bed Handwerks in $. 106. te 
neueren Geſetzes unferer Anficht nach nicht Dies 
wegbleiben fonnte, jondern fogar unterbleiben mußte, 
wenn nicht eine überflüffige Wiederholung einer vor⸗ 


Bürgers und Meifterseht umentgelvlih, aber nur an dem 
Wohnerte, welden fie nad ihrer Gntlaffung gewählt haben, 
erhalten. 

Die Bertigung eines Meifterftüds liegt ihnen jedech jeden: 
falls ob. 


ausgegangenen Borfchrift ftattfinden follte. Es heißt 
nämlich in $. 106., es follen ber bafelbft genannten 
Kategorie verabchiedeter Soldaten, außer ben 
$. 104. aufgeführten Begünftigungen, annoch 
folgende zu Theil werden u. f. w., in $. 104. wird 
aber sub a. ald erfte Bergünftigung bie unentgeld- 
liche Annahme als Gefellen, fofern fie nah Maaß— 
gabe der beftehenden gefeglichen Borfchriften dazu 
tüchtig find, zugelichert. Es find mithin beide Bes 
fimmungen durch die Beziehung auf einander in 
Berbindung gebracht und unjerer Anficht nah um 
jo mehr im Zufammenhange aufjufaffen und anzu— 
wenden, als in $. 106, sub a, der Gewerböbetrieb 
unter dem Beifügen, „wenn fie auch das Meifter- 
recht nicht erlangt haben’, geftattet, keineswegs aber 
gelagt wird, wenn fie auch das Handwerk nicht 
erlernt haben, was ben nurgedachten Beifag eben- 
falld bezeichnen und gewiß geichehen fein würde, 
wenn man die früheren gefeglichen Vorjchriften bes 
feitigen und einen völlig freien Gewerbebetrieb hätte 
zugeftehen wollen. 


Hierzu fommt, daß wir nicht glauben können, 
es habe ber Gefepgeber den nach Vollendung ihrer 
geleglihen Dienftzeit entlafjenen Soldaten das 
Geſellenthum nur unter der Vorausfegung ber 
Tüchtigfeit zugeftehen ($. 104.), denen aber, bie 
wegen eingetretenen Krtiegszuftandes nicht entlaffen 
werben fonnten und über ihre gefeglihe Dienftzeit 
hinaus gut gedient haben, den felbftftändigen 
Gewerbebetrieb ohne alle Ruͤckſicht, ob fie in 
ihrem Gewerbe auch nur die Gefchidlichfeit eines 
Geſellen erlangt und durch die Fertigung eines 
Gefellenftüdsd dargethan haben, geftatten wollen. 
Diefes Bedenken erledigt fih dagegen vollftändig, 
wenn in der von und angenommenen Auslegung 
die Vorfchrift des $. 106. angewendet wird, wobei 
außerdem auch das fernere Bedenken, bas einer 
ausdehnenden Auffaffung der in Rede ftehenden, 
eine Ausnahme von ben fonft geltenden Normen 
bildenden Bergünftigung entgegenftehen dürfte, 
verichwindet. 


Abgeſehen von dieſen allgemeinen Bebenfen 
geben uns in bem vorliegenden Falle auch noch 
bejonbere bei, die der Königlichen Kreisdirection 
vorzutragen wir und verpflichtet halten. 


M. betreibt nämlich das Maurergewerbe, aljo 
ein folches Handwerk, bezüglich defien ganz fpecielle, 
auf die Tüchtigfeit derartiger Gewerbtreibender fich 
beziehende gefeglihe Vorfchrifien gelten. Namentlich 
ift in 8.11. der Verordnung vom 14. Januar 1842, 
die Meifterprüfungen ber Baugewerfe betr., bes 
ſtimmt, 
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daß das Meiſterrecht nach wie vor als die 

Bedingung bes ſelbſtſtaͤndigen Gewerbobettiebs 

und der eigenen Uebernahme von Bauen anzu⸗ 

ſehen iſt. 
Daß dieſe Vorſchrift durch $. 106. des Geſetzes vom 
1. Auguſt 1846 aufgehoben worden ſei, ſcheint uns 
nicht angenommen werben zu fönnen, fie würde Daher 
auch M. behindern, Die Maurerprofeffion felbftftändig 
zu betreiben, 

Defonders ift hierbei zu berüdfichtigen, daß bei 
Ausübung des Maurerhandwerks vielfache wohl« 
fahrispoligeiliche Nüdfichten eintreten, die eine bes 
fonderd nachgewiefene Befähigung bed Ausübenden 
und eine fpecielle Gontrole der Ortsobrigfeit erfor⸗ 
bern, die aber ohne alle Beachtung bleiben würden, 
wenn ein verabfchiebeter Soldat unbefchränft jedes 
beliebige Gewerbe, und namentlich alfo auch bie 
Maurerprofeffion, betreiben dürfte: 

Endlich follen aber die $. 106. gedachten Ver— 
günftigungen nur 

den Soldaten zu Theil werden, welche wegen 

eingetretenen Kriegszuftandes nicht entlaffen 

werden fonnten. 
In diefer Lage hat fih aber M. nicht befunden, 
denn er hat laut feines beifolgenden Militärabſchieds 
6 Jahre 9 Monate gedient und ift im September 
1835 verabjchiedet worden, alfo zu einer Zeit, in 
und vor welcher fich die fächfifche Armee im Kriegs— 
zuſtande feit Jahren nicht befunden hatte. Run 
follen zwar auf bie Vergünftigungen des $. 106. 
nah $. 107. beffelben Geſetzes auch die beim Er⸗ 
ſcheinen deſſelben bereits verabjchiebeten Mannſchaf⸗ 
ten Anſpruch haben, wenn ſie zu Unterofficieren 
avancirt find, und hat auch M. laut feines Abſchieds 
zulegt ald Gorporal gedient. Allein es heißt in 
diefem $. 107., 

„bie Fertigung eined Meifterftüds liegt ihnen 

jeboch jedenfalls ob“, 
und es muß dieſe Borfchrift bei ber Stellung, bie 
ihr im $. 107. angewiefen worden ift, ebenjowohl 
von den Soldaten, die einem Feldzuge beigewohnt 
oder zu Unterofficieren avancirt find, ald von denen, 
welhe 16 Jahr lang gedient haben, verftanden 
werben. 

Wir können deshalb M. nicht für befugt halten, 
das Maurerhandwerf, wenn auch unter den $. 106. 
sub a. aa. und bb. gedachten Bejchränfungen, aus⸗ 
zuüben.” 

Dem Stadtrathe ging hierauf folgende Verords 
nung vom 9. Auguft 1853 zu: 

„Die Königliche Kreisbirection hat ſich ver— 
anlaft gefunden, dem Königlichen Minifterium bes 
Innern von den in dem Berichte des Stadtraths hier- 


felbjt vom 18./22. Juni b. J., die Gewerböbefugniß 
verabichiedeter Soldaten betr., aufgeftellten Anfichten 
Kenntniß zu geben und fi Defien Beicheidung zu 
erbitten. 

Das genannte Königliche Minifterium hat jedoch, 
wie auf Deſſen Anordnung dem hieligen Stadtrathe 
hierdurch eröffnet wird, bie Einwendungen, welde 
von dem Stadtrathe hierfelbft in jenem Berichte 
gegen den Grundfag geltend gemacht worden find, 
baß den unter die Beftimmung von $. 106. des Ge: 
feges vom 1. Auguft 1846 fallenden verabjchiedeten 
Soldaten ber jelbitftändige Gewerbsbetrieb ohne 
Rüdicht auf eine innungsmäßige Erlernung des 
betreffenden Handwerks geftattet ſei, für begründet 
nicht zu erachten vermocht, da der innere Zufammen- 
bang, in welchem nach der Anficht des Stadtraths 
bie Borfchriiten in $. 104. und in $. 106. des oben 
angezogenen Gefeges vom 1. Auguft 1846 ftehen 
follen, durch die Faffung dieſer Paragraphen, und 
insbefondere durch den ingang bes $. 106., in 
weldem gejagt fei, Daß den verabichiedeten Soldaten 
der fraglichen Kategorie „außer den $. 104. auf: 
geführten Begünftigungen‘ annoch die ſodann weiter 
aufgeführten zuftehen follen, keineswegs erwielen, 
im Gegentheil danach dasjenige, was in $. 106. 
als eine nur gewiſſen Kategorien zuſtehende Berech— 
tigung aufgeführt werde, felbftftändig und außer 
Berbindung mit den befchränften Privilegien, deren 
8.104. erwähnt, aufjufafien fei, da ferner im $. 106. 
sub a. neben dem Hanbwerfsbetrieb auch Die Betreis 
bung einer Kunft oder eined Gewerbes etwähnt 
werde, bei denen von dem Nachweis vorgängiger 
Erlernung im Sinne von $. 104. nicht die Rebe 
fein könne, obgleich die Gründe für die Aufftellung 
diejed Erfordernifies ganz bie nämlichen fein wür— 
den, und da endlich der jelbittändige Handwerks 
betrieb durch das beigefügte Verbot des Haltend 
von Geſellen und Lehrlingen ohnehin auf fehr enge 
Grenzen beichränft fei, dergeftalt, Daß derſelbe, was 
insbejondere bie Betreibung der Bauhandwerke, 
welche ohne Beihülfe von Gefellen und Lehrlingen 
nur auf die fogenannte Scharwerfdarbeit fich redu— 
eire, zu begründeten Bejorgniffen vom Standpunfte 
der Gewerbövpolizeiauffiht aus ſchwerlich Veranlaf- 
fung darbieten könne. 

Es hat hiernach bei der Bl. — erlafienen Vers 
ordnung der Königlichen Kreisdirection lediglich zu 
bewenden.“ 


388 


103. 
Wenn die Bedingung, von welcher die Zahlungs— 
verbindlichkeit des Beklagten abhängig gemacht 
worden, nicht eingetreten iſt, ſo kann Kläger nur 
dann auf Erfüllung biefer Zahlungsverbindlichfeit 
flagen, wenn er fi darauf zu beziehen vermag, 
daß die Bedingung erfüllt worden wäre, wenn 
Beflagter den Eintritt derfelben nicht verhindert 

hätte. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. B. in L. 


In einer am 3. Februar 1852 von S. gegen E. 
bei dem Stadtgericht zu Leipzig eingereichten Klage 
führte Kläger Folgendes an: 

Unter dem 29. Auguft 1844 ſchloß Bellagter, 
welder von bem Grundftüdäbefiger 8. den Bau 
eines Wohnhauſes übertragen erhalten hatte, mit 
Klägerm wegen ber zu dieſem Baue erforderlichen 
Zimmerarbeiten den beiliegenden Bauaccord ab. 
Kläger machte fi dabei verbindlih, bie in der 
Beifuge sub F. verzeichneten Zimmer» und andere 
Arbeiten herzuftellen und zu liefern, Bellagter da— 
gegen verpflichtete fich, dafür eine Accorbfumme von 
1063 Thlen. 10 Ngr. —⸗ in drei gleichen Terminen, 
nämlich) beim Anfang, beim Richten und bei Volls 
endung des Baues, an den Kläger zu bezahlen, 
jedoch mit dem Vorbehalte, diefe Zahlungen nicht 
eher zu berichtigen, als bis 2. feinerfeits Die ganze 
Summe an ihn, ben Beflagten €., entrichtet habe, 
welchen Falld er aber von jedem Termine an bie 
rüdjtändige Aecorbfumme mit vier vom Hunden 
alljährlich zu verzinſen verfprad. 

Kläger hat darauf noch im Laufe des Jalı 
1844 die übernommenen Arbeiten contractmäßig 
den Beklagten geliefert, diefer hat fie übernomme 
und den ganzen Bau an den Bauheren L., der bar: 
felben ausdrüdlich approbirt hat, übergeben. 

Obwohl nun in dem zwiſchen Bellagtem und ! 
über ben eingangs gedachten Hausbau unterm 
29 Zuli 1844 abgeichloffenen und dem Accorde zum 
Grunde gelegenen Hauptcontracte 8. fi verbindlid 
gemacht hatte, dem Beklagten für den ganzen Bau 
die Summe von 2667 Thlen. 26 Ngr. 8 Pf. eben- 
fall8 in drei gleichen Terminen, nämlich zu Anfang, 
beim Richten und bei Vollendung des Baues, und 
jedenfalls fpäteftend zu Oftern 1845 nebft Zinien 
zu vier vom Hundert, von jedem Termine an ge 
rechnet, nach Leipziger Wechlelrecht zu bezahlen, je 
bat doch Beflagter zu Oſtern 1845 nicht allein mit 
einer Abjchlagszahlung von 907 Thlın. —⸗ —: 
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fich begnügt, fondern er hat auch ohne Zuftimmung 

Klägerd dem 2. wegen des Reſtes anfangs, und 
zwar am 10. April 1845, auf unbeftimmte Zeit 

und gegen das bloße Berfprechen 2.8, ben Schuld» 

reſt baldigft zu bezahlen, fpäter aber, unb zwar 

unterm 30. Januar 1846 bis zum 1. Februar 1847, 
Geftundung ertheilt, und zu diefem Behufe über alle 
feine Forderungen, einfchließlih bes rüdjtändigen 
Bauaccordöquanti, die anliegende Schuld» und 
Pfandverjchreibung von 2. ſich aufftellen laſſen und 
angenommen. 2. befaß während und nach Vollendung 
des Baues bis zum 30. Januar 1846 das ıc. ger 
legene Hausgrundftüd eigenthümlich, und war ſo— 
nad zahlungsfähig. Denn auf diefem Haufe 
hafteten zu jener Zeit, und namentlich zu Oſtern 
1845, mehr nicht als 8355 Thle. 16 Nor. 7 Pf. 
hypothekariſch, welche 2. auch noch überdem durch 
eine am 21. Juni 1847 geleiftete Abſchlagszahlung 
von 400 Thlen. —⸗ — = bis auf 7955 Thlr. 16 Ngr. 
7 Pf. minderte. Am 30. Januar 1846 verfaufte 8. 
biejes fein Grundftüf an Frau 9. für 13,000 The. 
—s —. und behielt von diefen Kaufgeldern, nad 
Abzug der nurgedachten hypothefarifchen Schulden, 
außer den ihm von Beklagtem ereditirten 2400 Thlen. 
—⸗ —s, welche die Abfäuferin mit Zuſtimmung des 
legteren ebenfalld in partem pretii non soluti mit 
übernahm, die Summe von 2644 Thlen. 13 Ngr. 
3 Pf. übrig. 

- Wenn nun aber hiernach Bellagter willkürlich 
und ohne Zuftimmung Klägerd von ben in dem 
2’ichen Bauaccorde ftipulirten Zahlungsbedingungen 
abgegangen ift, dem Bauherrn 2. wegen des Accord» 
gelderrefted zu einer Zeit und unter Umftänben, 
wo dieſer zahlungsfähig war, Geſtundung ertheilt, 
fogar das ihm früher zuftändige Wechſelrecht aufs 
gegeben, an die Stelle des Bauherrn 8. die verchel. 
H. ald Schuldnerin angenommen, und nicht einmal 
bei dem am 3. Februar 1846 erfolgten Ableben des 
2. feine Forderung geltend gemadt hat, fo war er 
auch nicht weiter berechtigt, Klaͤgerm gegenüber den 
Borbehalt, das Accordöquantum nicht eher zu bes 
zahlen, bis 2. die ganze Summe an ihn bezahlt habe, 
geltend zu machen; er hat jich vielmehr dieſes Bors 
behaltes verluftig gemacht. Gleihwohl hat er an 
Klägern mehr nicht als 400 Thlr. —⸗ — » am 5. April 
1845 bezahlt, und ift ſonach 663 Thlr. 10 Ngr. —⸗ 
ſchuldig verblieben. 

Obſchon nun unter biefen Umftänden Beflagter 
rechtlich verbunden ift, den Accordögelderrüdftand 
mit 663 Thlen. 10 Rgr. —= dem Kläger zu bezah— 
len, fo fommt er doch dieſer Verpflihtung, mehr: 
facher Mahnungen ungeachtet, nicht nad; Kläger 
ſieht fih deshalb genöthigt, gegen denfelben klagbar 


zu werben, fordert von bem Beklagten allenthalben 
unter Eidesantrag Einlafjiung und Antwort auf 
Klage und Beifuge sub poena conlessi et convicli, 
und bittet zu erfennen: 

daß Bellagter bie libellirten 663 Thlr. 10 Nor. 

— s ſammt Zinfen bed Berzugs, vom 15. October 

1848 an gerechnet, dem Kläger zu bezahlen, 

demjelben auch die verurfachten Proceßkoſten zu 

erftatten ſchuldig. 

Der Bellagte ftellte die Einrede ber Unfchlüffige 
feit der Klage entgegen, indem er bie Folgerung 
ber Zahlungsfähigfeit des 8. aus ben Prämifien 
des Klägers bezweifelte, beftritt, fih des bedunge— 
nen Borbeljaltes verluftig gemacht zu haben, fuchte 
vielmehr die Beobachtung ber größten Diligenz 
in feinen Manipulationen gegen L. nachzuweiſen, 
und ftellte die damalige Zahlungsfähigfeit des 2. 
durchaus in Abrede. 

Das Königl. Spruchcollegium zu Leipzig 
erfannte am 10. Auguft 1852 für Recht: 

„Weil in ber vorliegenden Klage felbft für den 
gebrauchten Eidesantrag mit hinreichender Specialis 
tät darauf Bezug genommen ift, daß Beflagter nach 
Eintritt der Fälligkeit der Bauaccordfumme dem 
Bauheren 2. zu einer Zeit, wo berfelbe noch zah— 
lungsfähig geweſen, ohne Klägers Zuftimmung Ges 
ftundung ertheilt habe, ſoviel aber nach den in der 
frühern Sache gefprochenen Entfcheidungen*) rechts⸗ 
fräftig unter den ‘Barteien feftiteht, daß, die Wahr- 
heit Diefer Umftände vorausgefegt, Bellagter nicht 
weiter ald berechtigt angefehen werden fünne, die 
in $. 4. ber Klagbeifuge I. enthaltene Beftimmung, 
zufolge welcher Beflagter fich vorbehalten bat, bie 
daſelbſt ftipulirten Terminzahlungen an Klägern 
nicht eher zu bewirfen, bis L. die ganze Summe au 
ihn entrichtet habe, für fich geltend zu machen, — 
und zufolge der Zugeftändniffe foviel in genügender 
rechtlicher Gewißheit beruht, 

a) daß zwiſchen Klägerm und dem Beklagten, 
welchem 8. damals den Bau eines Wohnhaufes 
übertragen gehabt, wegen der zu dieſem Baue erfors 
berlichen Zimmerarbeiten der im Eingange der Klage 
erwähnte Vertrag abgeichloffen worden; 

b) daß Kläger noch im Laufe des Jahres 1844 
die in diefem Bertrage übernommenen Arbeiten an 
ben Beklagten geliefert und &, den ganzen Bau nad 
ber Uebergabe approbitt; 

c) baß darauf am 10. April 1845 Beflagter 
von 8. eine Abfchlagszahlung von 907 Thlen. —⸗ — 


*) Anmerfung. Kläger war fhon früher einmal wegen 
deſſelben Objectes gegen ben Beflagten Hagbar aufgetreten, es 
wurde aber diefe Klage In zweiter und britier Inſtanz in ber 
angebrachten Maaße abgewicien. 
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erhalten und angenommen, auch an biejem Tage 
zwiſchen biefen beiden eine Berechnung ftattgefunden, 
bei welcher das Bellagtem verbliebene Guthaben 
vergfeichöweife auf 2407 Thlr. 25 Ngr. 4 Bf. feft- 
gelegt worden, und 

d) dag am 30. Januar 1846 Bellagter wegen 
diefes, durch Zahlung auf die runde Summe von 
2400 Thlen. — —» reducirten Guthabens die 
Schuld- und Piandverfchreibung sub IHl., Inhalts 
welcher 2. fich verbindlich gemacht, die nurbemerfte, 
dort als Baukoſtenquantum bezeichnete Summe jpä- 
teftend den 1. Februar 1847 an ihn zu bezahlen und 
das Capital immittelft mit vier vom Hundert zu 
verzinjen, von 2, fih ausftellen laffen und ange— 
nommen. 

Hiernach aber, obwohl Beklagter das Anführen 
in der Klage, 

in dem zwifchen Bellagtem und 2. unterm 

29. Juli 1844 abgefchloffenen Hauptaccorde 

habe Legterer fi) verbindlich gemacht, Beklag— 

tem bie ftipulirte Bauaccordjumme in drei 

gleichen Terminen, nämlich z zu Anfang, 4 beim 

Richten und 4 bei Vollendung des Baues, und 

jedenfalls fpäreftens zu Oſtern 1845, nebit 

Zinfen zu vier Procent, von jedem Termine an 

gerechnet, nach Leipziger Wechfelrecht zu bes 

zahlen, 
ingleichen dad Vorbringen bed Klaͤgers, 

Bellagter habe ohne jeine Zuftimmung am 

10. April 1845 dem 2. gegen das bloße Ber: 

iprechen, ben Schuldreft baldigſt zu bezahlen, 

auf unbeftimmte Zeit Geſtundung ertheilt, 
bei ben betreffenden Einlafjungspunften ind Nicht: 
wiffen geftellt, body fo viel ald erwieſen angefehen 
werden muß, einmal, daß ber von Beflagtem über: 
nommen gewefene Bau bereits im Jahre 1844 
vollendet, alſo auch das dafür ftipulirte Bauaccord« 
quantum zu Ausgange diejes Jahres oder doch nad 
dem nun als Zugeftändniß erjcheinenden Anführen 
des Klägers jpäteftens zu Oftern 1845 gefällig ge— 
weien, jodann, daß Bellagter mindeftend, ohne 
inmittelft auf gerichtlihem Wege feine Anfprüche 
an 8. geltend gemadt zu haben, am 30. Januar 
1846 fih von demſelben die oben unter d. gedachte 
Schuld» und. Pfanbverjcreibung ausftellen laſſen, 
in welcher ald Zahlungstag erft der 1. Februar 1847 
feſtgeſetzt, alſo wirklich bis dahin Geftundung ertheilt 
worden ft, mun aber ſchon diefe Momente zur Be- 
gründung einer Verurtheilung des Bellagten aus: 
reichen, indem nunmehr joviel feftfteht, daß Beklagter 
nicht nur in der Einziehung feiner Forderung fäumig 
geweſen, jondern jogar dem Schuldner, ohne Zuftim- 
mung Klägers, Geftundung bewilligt, die Ruͤckſicht 


auf ben mit Klägerm eingegangenen Bertrag aber 
ihn hätte beftimmen müjjen, mit allen ihm zu Ge— 
bote ftehenden rechtlichen Zwangsmitteln fofort und 
unaufbaltfam wider feinen Schuldner 2. vor. 
jchreiten, 

unter biejen Umftänden aber auch nicht weiter 
behauptet werden mag, daß zur Begründung der 
Klage die Beziehung darauf, daß zu der Zeit, we 
Bellagter dem Schuldner die Forderung geftunde, 
L. noch in zahlungsfähigem Zuftande fich befunten 
habe, und der Nachweis einer ſolchen Behauptung 
erforderlich gewejen jei, vielmehr nur ber Beklagu 
gegen feine Verurtheilung durch den Beweis fh 
fhügen können, daß 2. bereits zu Oftern 1845 ab 
lungsunfähig gewefen, und daß daher, wenn auf 
Beklagter gleich damals feine Anfprüche gegen den 
felben klagbar gemacht hätte, dies gänzlich erfolgles 
geblieben jein würde, 

im Mebrigen, wenn man auch eine entgegen 
geiegte Meinung annehmen wollte, die Beweidhft 
immer den Bellagten treffen würde, indem bieder 
zugeitanden,. baß 2. fein in der Klage gebadıs 
Hausgrundftüf am 30. Januar 1846 an feine Tech⸗ 
ter für 13,000 Thle. — —s verkauft habe, bis 
aber präjumtiv Damals ber wahre Werth des Örund 
ftüds gewefen, demnaͤchſt, wenn Kläger anführt und 
zugefteht, daß auf dieſem Grundftüde zu Oftern 
1845 nicht mehr als 8355 Thlr. 16 Ne. 7 Vi. 
hypothekariſch gehaftet haben, und daß baber 8. zur 
fraglichen Zeit noch ganz folvent geweien jei, aus 
dies, ganz abgefehen von ber Frage, ob, wie foldes 
Kläger behauptet, dieſe Hypothekenſchulden fih ı 
bem 30. Januar 1846 duch Zahlung um 400 Ikt. 
—⸗ — gemindert haben, für ausreichend geadı 
werden müßte, indem das Vorhandenſein antır 
und mehrerer Schulden nicht präfumirt war 
fönnte, jondern von dem Beflagten dargethan 1° 
den müßte; 

So ift Beklagter Klägerm die geforderten 6Ü 
Thlr. IO Ngr. —⸗ ſammt Zinfen des Verzug, vın 
15. October 1845 an gerechnet, nicht minder ia 
die ducch diefen Proceß verurfachten Unkoften u 
erftatten jchuldig; er könnte und wollte denn je 
vorgebrachte Ausfluht, daß 2. bereits zu Ofen 
1845 zahlungsunfähig gewefen fei, in ſaäͤchſiſche 
Friſt, Klägerm der Gegenbeweis, beiden Theile 
die Gewiffensrührung und andere Rechtszuſtaͤntig 
feiten vorbehättlich, wie Recht erweiſen.“ 

Bei der wider dieſes Urthel eingewenderen Appıl- 
lation hob der Kläger aus, daß die Zahlungsfäbig 
feit des 2. in der Klage hinreichend nachgewieſen 
und demnach der Beweis des Grgentheils überflüftg 
jei; dagegen bezweifelte Beflagter in feiner Appella— 
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tion, daß ihn bie Beweislaſt ber Infufficienz bes 
L'ſchen Vermögens treffen könne. 

Dos Appellationdgericht zu Leipzig er- 
kannte hierauf in einem am 5. Auguft 1853 publis 
eirten Exkenntniffe: 

„Daß es bei dem am 30. Auguft 1852 publi- 
cirten Urthel, infoweit darin die Entfcheidung ber 
Sache in Anjehung des Beklagten, fowie der Koften 
halber lebiglic von Führung des dem Bellagten 
nachgelaſſenen Beweiles abhängig gemacht worden, 
auf ded Bellagten Beſchwerde nicht zu lafien, ſon— 
bern es hat bei Demjenigen, was in den bortgedachten 
Beziehungen in Anjehung des Bellagten erfannt 
worden, nur unter der Borausjegung fein Bewenben, 
baß Kläger ben ihm referirten Eid über die Klage 
zu dem 3.—5. Einl.-Abjchn. dahin, 

baß er die in dem in ber Klage sub 1. beilie- 

genden Gontracte übernommenen Arbeiten noch 

im Laufe bes Jahres 1844 an ben Beklagten 

accordmäßig geliefert habe, 
ſchwört, und ift die Frift zu Einreichung des bem 

Beklagten nachgelafjenen Beweiſes ſolchenfalls erjt 
von bem Tage ber Leiftung fothanen Eides an zu 
berechnen, bagegen ift im Uebrigen fothanes Urthel 
der eingewendeten Appellationen ungeachtet zu bes 
ftütigen, ed werben jedoch die Koften ber Appellas 
tionsinftanz zwifchen den Parteien aufgehoben. 
Entfheidungsgrünbde. 

Die Parteien find einverftanden, 

a) baß die Zahlbarfeit ber dem Kläger an ben 
Beklagten zuftändigen Accordforderung für die von 
Grfterem zu dem L’jhen Hausbau gelieferten Zim— 
merarbeiten, laut ber zwifchen Klägerm und Bellag- 
tem getroffenen Berabrebung, nicht eher habe ein- 
treten follen, bis Bellagter, welcher von 2. den 
gefammten Bau gegen eine Accordſumme von 2667 
Thlen. 28 Ngr. 8 Pf. übernommen gehabt, von bies 
fem wegen feiner ganzen Anforderung Befriedigung 
erhalten, 

ingleichen, 

b) daß von 2. und beziehentlich defjen Erben bis 
jetzt ein Mehreres nicht, ald die Sunme von eiwas 
über 900 Thaler auf Bellagtensd Forderung bezahlt 
worben jei. . 

Die dem Klaganſpruche ſonach liquid entgegen- 
ftehende Exception des Nichteintritted Der ad». ges 
dachten Bebingung hat Kläger Durch die feiner Klage 
inferirte Replik zu befeitigen gefucht, daß Beklagter 
wegen der ihm an 8. zuftchenden Forderung dieſem 
ohne feine, Klägers, Zuftimmung Geſtundung ertheilt, 
und fomit fic) felbft des Rechtes begeben habe, von 
dem oben geftellten Vorbehalte Dem Kläger gegenüber 
Gebraud zu machen. 


Die in biefer Beziehung der früheren Alage 
nad) den Nationen der BI. — flg. und Bl. — ber 
Voracten erfichtlihen Entfcheidungen zweiter und 
dritter Inftanz entgegenftehenden Bebenfen können 
gegenwärtig als befeitigt gelten, indem das frühere 
allgemeine Anführen, Bellagter habe wegen bes 
fraglichen Accordöquanti dem 2. auf unbeftimmte 
Zeit Geftundung ertheilt, in ber jepigen Klage dahin 
jpecialifirt worben ift, 

daß Bellagter, obwohl die ganze Accordſumme 

bei Vollendung des Baues, und fpäteftens zu 

Dftern 1845 mahn» und zahlbar gewefen, ben- 

noch mit einer Abichlagszahlung fich begnügt, 

und wegen bed Reftes am 10. April 1845 jur 
naͤchſt auf unbeftimmte Zeit Geſtundung eriheilt, 
fpäter aber am 30. Januar 1846 Die der Klage 
beiliegende Schuldverfchreibung von L. fih habe 
ausftellen laffen, worin Letzterer verfprocen, 

Beklagtem das laut einer am 10. April 1845 

ftattgefundenen Berechnung vergleichsweiſe auf 

2407 Thlr. 25 Nor. A Pi. feſtgeſetzte Accord: 

quantum, nad Abzug einer fofort geleifteten 
Baarzahlung von 7 Thlen. 25 Ngr. 4 Pf., mit 
2400 Thlrn. —⸗ —⸗ fpäteftens ben 1. Februar 
1847 zu berichtigen, bis dahin aber mit vier 
vom Hundert zu verzinfen. 
Beflagter hat auch die Ausftelung und Annahme 
biefer Schuldverſchreibung zugeftanden, und es 
fommt hiernach darauf, Daß er dem übrigen Theil 
des obigen Anführens in das Leugnen und bezie— 
hentlich in das Nichtwiffen geftellt, etwas nicht weis 
ter an. 

Denn dag zu der Zeit der Ausftellung der ge 
dachten Schuldverfchreibung, und fogar ſchon vorher 
bie Borderung des Beflagten an 2. fällig und klag— 
bar gewejen, ergiebt fi aus des Beklagten eigener 
Sachdarſtellung, der zufolge Beklagter erft, nach— 
dem feine wiederholten Aufforderungen zur Zahlung 
an 2. erfolglos geblieben, die gedachte Schuldver- 
jchreibung von demſelben verlangt habe. 

Das Gleiche erhellt auch aus legterer jelbft, in— 
fofern darin der am 10. Aprit 1845 ftattgehabten 
Berechnung Erwähnung geſchehen, fomit aber im 
Zweifel angenommen werden muß, daß bis zu die— 
fen Tage der vom Beflagten übernommene Bau 
vollendet gewejen, und die Fälligkeit der Accord- 
fumme von da an eingetreten fei. Wenn gleichwohl 
Bellagter Inhalts jener Verfchreibung die Hinaus- 
ſchiebung bes Zahlungstermins auf eine fpätere Zeit 
ich gefallen laften, fo liegt bierin unftreitig eine 
remissio ad tempus, vermöge deren fich Bellagter 
felbft außer Stand fegte, vor Ablauf der bewilligten 
Frift feine Forderung an L. geltend zu machen. 
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Etwas weiteres, als diefed, hatte aber auch der 
Kläger in ber bier fraglichen Beziehung zunächft 
nicht darzuthun, und insbejondere läßt fih ihm 
nicht, wie Beklagter fortdauernd meint, mit Grund 
der Beweis anfinnen, baß L. zu der Zeit der Ge— 
ftundungsertheilung noch folvent ‚und bei größerer 
Diligenz Seiten Bellagtend Zahlung von ihm zu 
erlangen gewefen wäre. Denn die Zahlungsunfä- 
higfeit Jemandes kann als ein factiſcher Zuftand 
nicht vermuthet werden; juriſtiſch betrachtet aber 
wurde bie fofortige Realifirbarfeit der Accordforde— 
rung Bellagtens erſt durch die Eingehung jenes 
Geftundungsvertrages aufgehoben, und in Letzterem 
mußte daher auch bis zu einem Rachweife des Ge— 
gentheil® der nächfte und ausichließliche Orund dafür 
gefucht werden, daß der Eintritt der Vorausjegung, 
von welcher die Zahlbarfeit der Flägerifchen Forde— 
rung abhing, wenigftens zeitweilig unmöglich wurde. 
Infofern nun dieſer Grund in einer eigenen Hand« 
lung des Beflagten lag, fo wird gegen ihn aller— 
dings die gefegliche Vorſchrift 

I. 24. D. de cond. et demonstr, (35, 1.) 
wirfjam: 

„jure civili receptum est, quolies per eum, 

cujus interest, conditionem impleri, fat, quo 

minus impleatur, ut perinde habeatur, ac si 
impleta conditio fuisset,‘* 
und er würde biernach nicht weiter berechtigt fein, 
auf jenen zu feinen Gunſten gemachten Borbehalt 
fich zu berufen. 

Hieraus folgt aber noch nicht, daß die Frage, 
ob 2. bei Abſchließung des Moratorii zahlungsfähig 
gewejen fei, oder nicht, überhaupt ohne Einfluß auf 
die Entjcheidung der Sache fei, vielmehr haben bie 
bisherigen Bemerkungen nur den Zwed, die Beweis- 
laft zu beitimmen, und nacdhauweifen, daß und warum 
Diejelbe nicht den Kläger, fondern den Beflagten 
treffen müfle. 

Lepterer glaubt zwar, für feine entgegengefegte 
Meinung in den Entjcpeidungsgründen zu den Ers 
fenntnifien des Vorproceſſes eine Unterftügung zu 
finden, und infofern Rechtskraft für fich zu haben; 
aber mit Unrecht. 

Wenn fich nämlich zunächft in den Rationen des 
zweitinftanzlihen Urthels der Voracten der Sag 
ausgefprochen findet, daß in der Geftundung ein 
Abgeben von dem gemachten Vorbehalte nur bei 
vorhandener Zahlungsfähigkeit L's liege, Die daneben 
aufgeworfene Frage aber, ob die in der Klage feh— 
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lende Bezugnahme hierauf dieſelbe als unſchlin 
darzuſtellen geeignet geweſen fein wuͤrde, mit Rüd 
ſicht auf die bereitd zuvor entwidelten Abteilung: 
gründe, ausbrüdlich auf ſich beruhen gelafien wirt, 
fo ift zwar bie materiell rechtliche Bedeutung jenes 
Umftandes unzweifelhaft anerkannt, feineswegs abır 
auch bereits die procefjualifche Frage feſtgeſtellt, ot 
derjelbe ald Theil der Alagbegründung anjuſeben, 
oder ob das gegentheilige Anführen als Grcepier 
zu behandeln, und fomit auch eintretenden Kalk 
von dem Beklagten zu beweiſen ſei. 

Eben jo lafjen die Rationen der dritten Intarı 
biefelbe unentſchieden, indem fie als zweifelhaft 
bezeichnen, ob im Mangel einer auf die Zahlung: 
fähigkeit L's gerichteten Behauptung die Alayı, 
falls man fie font als ſchlüſſig hätte betracin 
fönnen, zurückzuweiſen geweſen wäre. Unter bien 
Umftänden hat Man es lediglich bei dem tem Be 
Hagten bierunter nachgelaffenen Erceptionalbewcit 
bewenden zu laſſen gehabt, und bemerkt bier nm 
noch, daß eine ausreichende ausfluchtsweiſe Bais 
bung auf die au ber betreffenden Zeit vorhante: 
Injolvenz L's ſchon in dem Verneinen der bietialt 
in bie Klage aufgenommenen entgegenftehente 
Behauptung gefunden werben mußte, die ipericl 
Darlegung derjenigen Umſtände aber, aus denen 
ein derartiger Schluß zu ziehen fein michte, füglich 
dem Beweisverfahren überlafjen bleiben konn. 

Demnächſt bat Man zu den einzelnen Reit 


mitteln der Parteien noch folgendes Speciellere kr 


zufügen: 


1) An fih würde Man unbedenklich gerut« 
haben, dem Bellagten außer Dem biöher beipretm 


Beweife aud noch den feiner in der Anmelim 
vorgefchügten zweiten Ausflucht nachzulaſſen, W 
nämlich Kläger fich mit der Durch die Annahm'® 
vorerwähnten Echuldverfchreibung dem 8. erthes 
Geftundung ausdrüdlich einverftanden erklärt IH 
Da jedoch die vorige Inſtanz ſothane Auttıt 
gänzlih mit Stillſchweigen übergangen hat, w 
von dem Bellagten ein Gravamen bierauf X 
gerichtet worden, auch in der Debuctionsicrift = 
gends eine Andeutung enthalten ift, welche iin? 
fchließen ließe, daß er wenigſtens eventudl c 
derartige Erweiterung der Beweisauflage verlan® 
fo hat man dieſen Punkt gleichfalls gänzlich auf it 
beruhen zu laffen gehabt. 


(Schluß folgt in der nächften Nummer.) 
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Wenn die Bedingung, von welcher die Zahlung8- 
verbindlichfeit des Beklagten abhängig gemacht 
worben, nicht eingetreten ift, jo kann Kläger nur 
dann auf Erfüllung diefer Zahlungsverbindlichfeit 
flagen, wenn er fi darauf zu beziehen vermag, 
daß die Bedingung erfüllt worden wäre, wenn 
Beklagter den Eintritt derfelben nicht verhinder 
hätte. 
Mitgetheilt von 
Herrn Dr. B. in ®. 

(Schluß des S. 392, abgebrodenen Rechisfalles.) 

2) Dem Bellagten ift darin beigupflichten, daß 
er die in dem Borprocefie abgelegten Zugeftändnifie 
nicht ohne Weiteres gegen ſich gelten zu laſſen 
brauche. Denn fo wenig nach der von der gegen« 
wärtigen Inftanz wiederholt ausgefprochenen Anficht 
der Kläger, welcher mit einer früheren Klage rechts» 
Träftig in der angebrachten Maaße abgewiejen wor- 
den, bei Erhebung ber neuen Klage an die in ber 
früheren enthaltene Sachdarftellung in der Regel 


gebunden fein wird, eben fo wenig ift auch der Be⸗ 


flagte, deſſen Einlaffung auf die frühere unſchlüſſige 
Klage überhaupt nur als eine eventuelle erfcheint, 
behindert, von ben bei diefer Gelegenheit abgelegten 
Zugeftändniffen in dem andermweiten Proceſſe wie- 
berum abzugeben. Da fich indeſſen, wie vorftehend 
bemerkt, die negata des Beflagten durch feine fon« 
ftigen Zugeftändniffe in der Hauptfache erledigen, 
fo Fonnte die Beantwortung obiger Frage nur noch 
in Anfehung ber bei dem 3.—5. Einl.Abſchn. in 
das Leugnen geftellten Gontractderfüllung Klägers 
von Wichtigkeit werden, und es machte ſich daher 
auch nur injoweit die Zuerfennung bed dem Kläger 
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zurücdgegebenen Eibes über bie Klage noch noth— 
wendig, was für den Beklagten zugleich den Erfolg 
haben mußte, daß für ihn die Frift zur Einreichung 
des ihm nachgelaffenen Beweifes erft von dem Tage 
der Ableiftung dieſes relati zu laufen anfangen 
fonnte. 

Soviel endlich 

3) bie Appellation Klägers anlangt, fo gereicht 
bie Annahme, daß die Beziehung auf L.s Zahlungs⸗ 
fähigfeit zur Zeit der Geſtundungsertheilung nicht 
zu der Klagbegründung gehöre, lediglich zu feinem 
BVortheile, da man entgegengefegten Falles aller 
dings von Neuem zu der Abweilung der Klage ges 
langt fein würde, und zwar aus dem von dem 
Beklagten wiederholt hervorgehobenen Grunde, daß 
die in der Klagfchrift angeführten Momente, jelbft 
deren Wahrheit vorausgefegt, nicht ohne Weiteres 
den Schluß geftatten, 8. habe ſich bei Ausftellung 
der mehrerwähnten Schuldverfchreibung wirklich in 
dem Befige der erforderlichen Mittel zu Befriedigung 
des Klägers befunden; die offenbar nur ald Folgerung 
ſich darftellende Behauptung aber, daß folches ber 
Fall gewefen, für den Beweis durch den Eidesantrag 
offenbar völlig ungeeignet it. Anderer Seits fonnte 
aber der Umftand, daß Kläger felbft auf dieſen Eid 
erkannt wiffen will, nicht dazu führen, bie dieſem 
Unverlangen zu Grunde liegende, dem Borbemerkften 
nach untichtige Rechtsanficht in Betreff der an bie 
Klagbegründung zu ftellenden Anforderung als gegen 
ihn fefttehend aufzunehmen, und eine feiner Inten⸗ 
tion offenbar gänzlich zumiderlaufende, ihm nach⸗ 
theilige reformatoria auf felbige zu bauen.’ 

Gegen dieſes Erfenntniß wendete Bellagter aber- 
mals Appellation ein, und ed erfannte hierauf am 
20. März 1854 das Königl, Oberappellationd- 
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gericht unter Compenſation ber Koften ber gegens 
wärtigen Inftanz für Redt: 

„Daß e8 weder bei nurgedachtem Urthel, noch 
bei der Entfcheibung ber erften Inſtanz zu laflen, 
fondern es hat des Klägers Suchen, inmaaßen es 
angebracht, nicht Statt, e8 werden auch die in ber 
erften Inftanz entftandenen Koſten zwifchen ben 
Parteien aufgehoben. 

Entfheidungsgrünbe. 

Nah dem gegenfeitigen Einverftändniffe ber 
Parteien beruht für den vorliegenden Fall fo viel in 
Gewißheit, baß ber Kläger von dem Bellagten 
Zahlung für die zum L’fchen Hausbaue gelieferten 
Zimmerarbeiten nicht eher habe verlangen follen, 
bis 2, das Accordsquantum für den gefammten Bau 
an Bellagten gezahlt haben würde, daß jedoch L. 
auf dieſes Accorbdquantum im Betrage von 2667 
Thlen. 28 Nor. 8 Pf. zur Zeit ein Mehreres nicht, 
als 900 Thaler bezahlt habe. 

Der Hau, für welchen ber Bellagte zu zahlen 
verfprochen, ift hiernach offenbar nicht eingetreten, 
"und es fann daher bei Prüfung der Klage ſich nur 
um Beantwortung der Frage handeln, ob der Kläger 
fih auf Momente zu beziehen vermocht habe, aus 
welden, wenn fie erwiefen werben Fönnten, folgen 
würde, baß die Bedingung, an welche die Zahlungs 
verbindlichkeit Beklagtens geknüpft gewelen, unge— 
achtet fie in der Wirklichkeit nicht eingetreten, doch 
in dem Berhältnifje des Klägers zu dem Beklagten 
als eingetreten anzufehen fei. 

In diefer Beziehung hat der Kläger, wie im Vor: 
proceffe, jo auch gegenwärtig, im Wefentlichen behaup- 
tet, daß ber Beklagte wegen ber ihm an L. zuftehenden 
Forderung, biefem ohne feine, Klägers, Zuftimmung 
Geftundung ertheilt und fomit fi) des Rechtes be— 
geben habe, von dem oben gemachten Vorbehalte 
gegenüber dem Kläger Gebraud) zu machen. Soviel 
nun aber diefen Theil der Klage anlangt, fo fann 
man von der Frage, ob, wie bie beiden vorigen 
Inftanzen angenommen haben, ber Kläger in ber 
gegenwärtigen Klage mit der für den darüber ge— 
brauchten Eidesantrag erforderlichen Beſtimmtheit 
auf eine von dem Bellagten dem 2. gegebene Ges 
ftundung fich zu beziehen vermocht habe, und ob 
Dies von dem Beflagten zugeflanden worden ſei, 
abjehen, weil dieſes Anführen zu Begründung der 
Klage nicht hinreicht, fondern hierzu auch noch die 
weitere Behauptung gehört hätte, daß ber Beklagte 
von 2. Zahlung erhalten haben würde, wenn er 
diefem nicht Geftundung gegeben hätte, dieſe Ber 
hauptung aber wenigftens mit der für den babei 
gebrauchten Eidesantrag erforderlichen Beftimmtheit 
in der Klage nicht aufgeftellt worden ift. 


Angehenb nämlich die Frage, ob zu Begründung 
ber Klage außer der Behauptung, daß Bellagter 
dem 8. Geftundung gegeben habe, auch noch die 
Behauptung, daß 2. ohne dieſe Geftundung gezahlt 
haben würde, erforderlich fei, fo ift ſolche aus fol 
genden Gründen unzweifelhaft zu bejahen. 

Zufolge der zwilhen dem Kläger und dem Bes 
Hagten getroffenen, oben erwähnten Wereinigung 
hat der Legtere fich rüdlichtlich des L'ſchen Baus 
foftenquanti nicht etwa zu irgend einer Leiſtung ver— 
pflichtet, fondern ed hat, wie Died auch namentlich 
in dem Vorproceſſe rechtöfräftig entſchieden worden 
ift, Die Zahlung Eeiten 8.8 die Bedingung für die 
Zahlungsverbindlichkeit ded Bellagten gegenüber 
dem Kläger enthalten. Dieſes Verhältnig der Zab- 
lung Seiten L's zu der Obligation bes Beflagten 
gegenüber dem Kläger ift für die Beurtheilung des 
vorliegenden Falles von entfcheidendem Einfluffe. 

Handelte es ſich nämlih um einen Erfolg, für 
den der Bellagte zu ftehen ſich anheiſchig gemacht 
hätte, fo würde ber bloße Nichteintritt des Erfolges 
feinen Einfluß auf die Verpflihtung haben, fondern 
ed 'müßte, um die Klage abzuwenden, auch noch 
außerdem bewiefen werden, daß ber Erfolg ohne 
Beklagtens Verſchulden nicht eingetreten wäre. Denn 
der Schuldner, welcher zu einer Leiftung ſich ver 
bindlich gemacht hat, ift nicht blo® verbunden, der 
Vornahme ber Leiſtung abfichtlich feine Hindernifie 
in den Weg zu legen, fondern er muß auch alle 
Vorficht und Sorgfalt anwenden, damit nicht durch 
außer feinem Willen liegende Ereignifje die Erfül- 
lung gehindert und unmöglich gemacht werde. Der 
felbe hat daher nicht nur für dolus, fondern auch 
für culpa einzuftehen. Das Erjtere folgt mit Not 
wendigfeit aus dem Begriffe der Berpflichtung ar 
ih. Das Zweite ergiebt fih aus dem Bebürmk 
bed Verkehres, welchen zu vermitteln die Oblige 
tionen beftimmt find. Diefes Bedürfniß erforden, 
baß der Gläubiger auf die Erfüllung der Obligation 
mit Sicherheit rechnen fünne. Soll aber dieſes der 
Fall fein, fo genügt ed nicht, daß dem Echuldner 
nur die Verpflichtung auferlegt werde, der Erfüllung 
abjichtlich Feine Hinderniffe in den Weg zu legen; 
er muß vielmehr auch zu einem pofitiven Handeln, 
oder zur Anwendung einer Diligenz, deren Grad 
nach der Natur der Obligationen ein verjchiedene 
fein kann, verpflichtet werden. 

Ganz anders verhält ed fi aber, da bie Jah» 
lung des gefammten Baufoftenquanti Seiten 2.8 
blos die Bedingung enthält, unter welcher Die Zah» 
lungsverbindlichfeit Beflagtens gegenüber dem Klä- 
ger zur Wirkſamkeit hat gelangen follen. Bon einer 
BVerpflihtung Bellagtens, den Eintritt der Bebin- 


gung durch eigne Thätigfeit herbeizuführen, fonnte 
in dieſem Falle feine Rebe fein. Denn wurde bie 
Bedingung nicht erfüllt, fo gelangte die bavon ab- 
haͤngig gemachte Zahlungsverbindlichkeit nicht zur 
Entjtehung, ohne daß weiter zu unterfuchen gewejen 
wäre, ob Beflagter jeinerjeits für den Eintritt ber 
Bedingung etwas hätte thun können. Die VBerbind- 
lichfeit Beklagtend in Betreff des in der Bedingung 
enthaltenen Ereignifjes war vielmehr eine blos 
negative, darin beftehend, daß er ben Eintritt des 
gedachten Ereigniffes nicht abfichtlich hinderte. Han- 
belte Beflagter gegen dieſe Verbindlichkeit, jo haftete 
er für das Interefie, welches ber Kläger an ber 
Erfüllung ber Bedingung hatte, und diefes Intereffe 
war ibentijch mit Dem Intereſſe, welches der Kläger 
an der Erfüllung der von Beflagtem übernommenen 
Zahlungsverbindlichkeit hatte, da er durch dad Zus 
ftandefommen derjelben, für defjen Verhinderung er 
zu entjchädigen wäre, ein Recht auf die Erfüllung 
erworben hatte, wie ed denn auch ein befannter 
Grundſatz ift, daß die Bedingung für erfüllt ange: 
fehen wird, wenn entweder derjenige, welchem bie 
Nichterfüllung zum Bortheile gereicht, die Erfüllung 
abfichtlich hindert, 

1. 161. D. de reg jur. 
oder derjenige, dem die Erfüllung zum Bortheile 
gereicht hätte, dieſelbe nicht annimmt ober zuläßt.. 

1. 24. D. de cond. et demonst, 

1. 23. D. de cond. inst. 

Aus dem vorftchend Geſagten ergiebt ſich, daß 
ber Kläger, da die Bedingung, von welcher bie 
Zahlungsverbindlichkeit bed Beflagten abhängig ge- 
macht worden, in ber Wirklichkeit nicht in Erfüllung 
gegangen ift, fediglih dann zu Anftellung der Klage 
berechtigt geweſen wäre, wenn er fich darauf zu bes 
ziehen vermocht hätte, daß der Bellagte an ber 
Richterfülung der Bedingung Schuld gewefen fei, 
daß alſo die Bedingung erfüllt worden wäre, wenn 
Beklagter ſolche nicht gehindert hätte. Dies folgt 
nun aber aus ber von dem Kläger angeführten 
Thatjache, daß der Beklagte dem L. wegen Bezah— 
lung bed Baufoftenquanti wiederholt Geftundung 
gegeben babe, keineswegs jo unbedingt, indem es 
ein unbeftrittener Erfahrungsfag ift, daß von dem 
Gläubiger bei ungweifelhafter Solvenz des Schuld» 
ners nur in den felteniten Fällen Geſtundung ertheilt 
wird, dies vielmehr in der Regel nur dann zu ge 
ſchehen pflegt, wenn entweder nad) den Vermögens: 
verhältnijien des Schuldners auch ohnedem feine 
Zahlung zu erwarten ift, oder von dem Schuldner 
dagegen duch Vorſchlaͤge wegen Abkürzung des 
gerichtlichen Verfahrens, oder Sicherſtellung ber 
geftunbdeten Forberung Bortheile geboten werben. 
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Es würde daher der im ber Klage behaupteten Ges 
Rundungsertheilung Seiten ded Beklagten lediglich 
dann ein rechtliches Gewicht beizulegen fein, wenn 
fie ertheilt worden wäre, ungeachtet 2. in folventem 
Zuftande ſich befunden hätte und Zahlung von ihm 
auch ohne Geftundung zu erwarten gewejen wäre. 
Denn nur unter biefer Vorausjegung fonnte von 
einer Berihuldung Beklagtens, durch welche bie 
Zahlung Seiten 2.8 verhindert worden wäre, bie 
Rede fein. 

Mit diefer Anficht ftimmen auch die in dem 
Borprocefie von der zweiten und dritten Inftanz ges 
gebenen Entjheidungsgründe überein. Die zweite 
Inſtanz ſprach fich nämlich in den Voracten dahin 
aus, es folge aus ben in der damaligen Klage an- 
gegebenen Thatjachen nicht, daß Bellagter dem L. 
und befien Tochter ohne alle äußere Nothwen- 
digkeit Geftundung ertheilt habe, und es 
würde eine Geftundung Seiten des Bellagten als 
ein Abgehen von dem mit dem Kläger abgeichlofienen 
Vertrage nur dann anzunehmen fein, wenn bie 
Geftundung zu einer Zeit und unter Ver— 
bältniffen ertheilt worden wäre, wo 8, wirfs 
lich zahlungsfähig gewejen, mithin dem 
Schuldner, obwohl er Zahlung leiften kön— 
nen, Nachſicht ertheilt worden wäre. Und in 
britter Inftanz trat man dem allenthalben bei. 

Der Einwand, daß ber Gläubiger, wenn er bem 
Schuldner Geftundung gebe, wenigftens im Betreff 
der Zahlungszeit in eine Aenderung der Obligation 
willige, erledigt fich durch die Erwägung, daß hier- 
auf in dem vorliegenden Falle etwas nicht anfommen 
fann, indem Bellagter nad dem oben ®ejagten 
nicht durch jede Verfügung über die L’fche Schuld 
gegenüber bem Kläger zur Zahlung verpflichtet 
werben konnte, Died vielmehr nur dann ber Fall 
geweien wäre, wenn dadurch die Zahlung Seiten 
2.’8 gehindert worden wäre. 

Eine, wenn auch etwas entfernt liegende, Ana- 
logie für die vorftehend vertheidigte Anficht ergiebt 
fi übrigens aus der in der Const. 19. P. II. ents 
haltenen Borfchrift, daß ein Bürge durch bloße 
Geftundung der Hauptſchuld, wenn auch der Gläu- 
biger fie dem Schuldner ohne bed Bürgen Wiſſen 
und Willen verwilligt hat, in der Regel von feiner 
Verbindlichkeit nicht frei wird, ausgenommen, wenn 
die Dauer des Hauptcontractes felbft auf eine ges 
wife Zeit beſchränkt ift, oder der Bürge ſich aus— 
brüdlich bedungen bat, nach Ablauf ber feitgefegten 
Zahlungszeit nicht länger haften zu wollen. 

Gehört nun aber, wie aus bem Vorſtehenden 
ſich ergiebt, zu Begründung ber angeftellten Klage 
das Anführen, daß 2, gezahlt haben würde, wenn 
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ihm von dem Bellagten nicht Geftundung ertheilt 
worden wäre, jo läßt fich auch der von ber vorigen 
Inſtanz aufgeftellten Anficht, daß befien ungeachtet 
über den Umfang ber dem Kläger obliegenden 
Beweislaft dadurch etwas nicht entfchieben werbe, 
nicht beitreten. Denn aus dem Grundſatze, baß ber 
Kläger alle Thatfachen zu beweifen habe, von beren 
Vorhandenfein bas von ihm in Anfpruch genommene 
Recht abhängt, folgt, daß ber Kläger nicht blos bie 
Seiten des Beklagten erteilte Geſtundung, fondern 
auch die Zahlungsfähigfeit L's zu beweifen habe. 

Es läßt ſich aber auch weiter die Zahlungs: 
fähigfeit 2.8 zur Zeit der ihm von dem Beflagten 
gegebenen Geftundung nicht präfumiten, weil dem 
bie Thatfache, daß 2. fih Geſtundung hat ertheilen 
laffen, entgegenfteht, auch die Zahlungsfähigfeit 
einer Perfon das Ergebniß verfchiedener, in gegen- 
feitiger Beziehung zu einander ftehender factifcher 
Umftände enthält. Man könnte vielleicht nicht ohne 
Grund die Frage aufiverfen, ob der Kläger fich 

nicht darauf zu beziehen gehabt hatte, daß der Be: 

Hagte bei der Geftundungsertheilung um die Zah— 
lungsfähigfeit 2.8 gewußt habe. Will man aber 
auch hierauf entjcheidendes Gewicht nicht legen, fo 
ift doch jedenfalls zu berüdjichtigen, daß Beklagter 
von ber Rothwendigfeit und Zwedmäßigfeit einer 
bem 8. zu ertheilenden Geftundung unzweifelhaft 
überzeugt gewefen fein muß, indem er neben bem 
für den Kläger beitimmten Quantum felbft noch eine 
bedeutende Summe von 8. zu fordern gehabt hat, 
welche er präfumtiv nicht ohne Noth auf das Spiel 
geftellt haben wird. 

Es fommt hiernach auf Beantwortung ber Frage 
an, ob ber Kläger bie Behauptung, daß L. zur Zeit 
ber ihm von Beflagtem gegebenen Geftundung zah— 
lungsfähig gewefen fei, mit ber für dem dabei ges 
brauchten Eidesantrag erforderlihen Beſtimmtheit 
aufgeftellt hat, und dieſe Frage hat man in Ueber- 
einftimmung mit ber bereitö von der vorigen Inſtanz 
entwidelten Anficht aus nachftehenden Gründen ver: 
neint. Der hierher gehörige Theil ber Klage enthält 
im Weſentlichen folgende Behauptungen: 

„2. habe während und nad Bollendung bes 
Baues bis zum 30. Januar 1846 das xc. gelegene 
Hausgrundftüd eigenthümlich beſeſſen, 

auf diefem Haufe hätten zu jener Zeit, und 
namentlih zu Oftern 1845 (mo der Beflagte bie 
Geftundung gegeben), mehr nicht als 8355 Thlr. 
16 Nr. 7 Pf. Eonfenfe gehaftet, und es fei dieſe 
Conſensſchuld von 2. auch noch überdem durch eine 
am 21. Juni 1845 geleiftete Abjchlagszahlung von 
400 Thalern bis auf 7955 Thle. 16 Nor. 7 Pf. 
vermindert worden. 


2. habe am 30. Januar 1846 dieſes Grunbftüd 
an bie verehelichte H. für 13,000 Thaler verkauft 
und von dieſer Kaufjumme, nach Abzug ber hypo— 
thefarifchen Schulden, außer den ihm von Beflagtem 
crebitirten 2400 Thalern, welche die Käuferin in 
partem pretii non soluti mit übernommen, bie 
Summe von 2644 Thlen. 13 Ngr. 3 Pf. übrig bes 
halten.‘ 

Aus diefen Thatfachen ift auf die Zahlungs- 
fähigkeit L''s zu der angegebenen Zeit keineswegs 
mit Sicherheit zu fihließen. Das ganze Anführen 
des Klägers leidet an dem Fehler, daß blos ein 
einzelnes DVermögensobject erwähnt wird, während 
es doch auf den zahlungsfähigen Zuftand L.'s an 
fommt, über den ohne eine Zufammenftellung ber 
gefammten Paffiven und Activen fi nicht urtheilen 
läßt. 

Nun könnte man zwar in dem angegebenen 
Anführen den Gedanfen finden, daß 2. außer dem 
Haufe nichts weiter befeffen habe. Hingegen würde 
jedoch zu berüdfichtigen fein, daß dies wenigitend 
nicht ausdrüdlich gejagt worden ift, der Eidesantrag 
aber, deſſen fi) der Kläger über feine Klage bedient 
hat, zu feiner Zuläffigfeit ein in jeder Beziehung 
beftimmtes und unzweideutiges factifches Anführen 
vorausfegt. Es kommt jedoch weiter hinzu, Daß, 
foviel die Zeit vor dem Verkaufe bes Haufes an bie 
H. anlangt, der Kläger nicht angeführt hat, wie die 
Hypothefenfhulden 2.8 zu dem Werthe des Hauſes 
deffelben fich verhalten haben, und foviel die Zeit 
nad dem Verkaufe des Haufes betrifft, die Höbe 
bes Kaufpreifes für diefes Haus nicht maaßgebend 
fein fann, weil e8 an bem Beweife der Zahlungs 
fähigfeit der Käuferin fehlt, auch der Beklagte be 
jenem Berfaufe des Haufes injofern vigilant gemeis 
ift, als er fih vor dem dem 2. zugehörigen Kart 
gelderüberfchuffe eine Hypothek wegen feiner Fate 
rung hat beftellen laſſen. 

Zufolge der von dem Bellagten zugeftandenes 
Bertragsbeftimmung hatte der Bellagte fich net 
verbindlich gemacht, das dem Kläger verfproden 
Accordsquantum von einem jeden der vorher angt- 
gebenen drei Termine an mit vier Procent au ver: 
zinfen, ohne wegen biefer Zinfen fi den Borbebal: 
zu machen, welchen er fich wegen ber Zahlung des 
Accordsquanti gemacht hatte, und es hätte nun Die 
Frage entftehen können, ob der Kläger nicht wenig 
ftens auf Erfüllung dieſes Zinsverſprechens zu flagen 
berechtigt wäre. Man hat jedoch, auch abgejeben 
davon, ob dem Kläger nicht in dieſer Hinficht ſchen 
die Rechtökraft des Vorproceffed entgegenftebe, von 
Beantwortung der gedachten Frage gänzlich abſehen 
fönnen, weil das Klaggefuch auf bergleichen Zinfen 





gar nicht gerichtet ift, auch bie Parteien auf diefen 
Gegenftand gar nicht gefommen find. 

Aus diefen Gründen war bie erhobene Klage in 
der angebrachten Maaße abzuweijen. Hierdurch 
ergab fich zugleich die Nothwendigfeit, das von den 
beiden vorigen Inftanzen ausgefegte Erfenntniß über 
die Koften ber erften Inſtanz nachzutragen, unb 
man hat in biefer Beziehung, namentlid mit Hin» 
ſicht auf die fih ergebenden Zweifel, die unbedingte 
Koftencompenfation auszufprehen für angemeffen 
gehalten.‘ 

Das Königl. Oberappellationsgericht be- 
ftätigte, troß der nochmaligen Appellation von Seiten 
des Klägers, unter Compenfation der Koften bed 
eingewanbten Redhtömitteld gedachtes Urthel allent- 
halben, und fügte den Entfheidungsgründen noch 
Folgendes hinzu: 

„Wenn Derjenige, zu deſſen Vortheil es gereicht, 
daß eine Bedingung nicht erfüllt werde, bie Erfüls 
fung berfelben verhindert, fo leidet es feinen Zweifel, 
daß biefelbe für erfüllt anzufehen ift, wenn er ab- 
fihtlich fo gehandelt hat. Es könnte aber die Frage 
entjtehen, ob nicht nach der Rechtsregel: culpa lata 
aequiparatur dolo, diefelbe Wirfung anzunehmen fei, 
wenn berjelbe durch eine grobe Vernachläfligung, 
alſo culpa lata, es verfchuldet hätte, daß der vor— 
ausgelegte Erfolg nicht eintrat. Allein auch dieſe 
Frage erjcheint im vorliegenden Falle ganz müßig, 
da Kläger nicht blos eine folche grobe Verfchuldung 
bed Beklagten nicht behauptet hat, fondern auch das 
Gegentheil davon aus den Acten hervorgeht. Denn 
wie ſchon bemerkt ift, hatte der Beklagte außer dem 
Accordsquantum für bie Zimmerarbeiten Klägers 
noch eine größere Summe für feine eigne Rechnung 
von L. zu fordern. 

Wenn er aljo dieſelben Schritte, welche er that, 
um das erftere von 2. zu erlangen, für ausreichend 
achtete, um auch ſich ſelbſt vor Verluft zu bewahren, 
fo hat er damit zum Vortheile Klägers dieſelbe 
Sorgfalt angewendet, welche er in feiner eigenen 
Angelegenheit gebrauchte (diligentiam quam suis 
rebus adhibuit), und es fann ihm auch in Diefer 
Hinficht ein Vorwurf nicht gemacht werben. 

Berner ift jchon in voriger Inftanz, fowie in 
bem Borprocefie, darauf hingewiefen worden, daß 
wohl zu unterfheiden ift zwifchen einer willfürlichen 
Geftundung und einer durch die Umftände gebotenen. 
Die legtere ift nicht blos dann vorhanden, wenn 
ber Schuldner gänzlich zahlungsunfähig ift, fo daß 
fein Activvermögen von den Echulden überftiegen 
wird, fondern fie kann auch ſchon dann eintreten, 
wenn es bem Schuldner nur augenblidlih an Zah: 
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lungsmitteln gebriht. Das Anführen ber Klage ift 
gar nicht fo beichaffen, die legtere Möglichkeit aus— 
zufchließen. Bielmehr giebt Kläger jelbft neuerlich 
zu, daß aus einem Nachſuchen um Geftundung ſich 
auf momentanen Mangel an baarem Bermögen 
fchließen lafje, wie benn die Erfahrung lehre, daß 
oft vollfommen zahlungsfähige Leute fi} Geftundung 
gewähren laflen. Und hiermit hängt eine zweite 
Erfahrung genau zufammen, daß Durch gerichtlichen 
Zwang, welcher zur ungeeigneten Zeit angewendet 
wird, einem fonft nicht ganz injolventen Schuldner 
noch die legte Möglichkeit, feinen Gläubiger zu bes 
friedigen, oft entzogen wird.‘ 


104. 


Eine gejchiebene Ehefrau kann für Alimentation 
ihrer bei der Ehetrennung mitgenommenen Kinder 
von deren Vater ohne ſpeciellen Grund feinen 
Erſatz verlangen *). 
Mitgetheilt von 
Herren Adv. B. jun. in 2. 


Friederike Henriette verehel. E. geſch. P., welche 
einige Zeit nach der am 30. Januar 1826 erfolgten 
Geburt ihres dritten Kindes, unter Mitnahme dieſes 
Kindes, ihren damaligen Ehemann, Earl Gottlob P., 
verlaffen hatte und fpäter von demſelben förmlich 
gefchieden worben war, erhob gegen biefen ihren 
gefchiedenen Ehemann resp. nach gefchehener Unters 
brehung der Verjährung zu Anfange des Jahres 
1851 vor den Gerichten zu Er, eine Klage auf 
Grftattung der für das oberwähnte Kind feit dem 
30. October 1826 bis zu beffen 14ten Lebensjahre 
von ihre aufgewendeten Ernährungsfoften nach 
Höhe von 20 Thlen. —⸗ —⸗ jährlich, resp. 40 Thlr. 
—⸗ —⸗ auf das 14te Jahr, im Gefammtbetrage von 
285 Ihlen. —⸗ —⸗ auf Orund der dem Bellagten 
zur NAlimentation feines Kindes obliegenden geſetz— 
lichen Verpflichtung und ftellte die Höhe ihrer For- 
derung auf richterliches Ermeſſen. 

Sn allen Inftanzen wurde diefe Klage angebradh« 
termaaßen abgewiefen, auch Klägerin in die Proceß— 
foften der erften und britten Inftanz verurtheilt, und 
nur die Koften des Rechtsmittels zweiter Inftanz 
wurden compenfirt. 

Für die vorliegende Rechtöfrage bemerfenswerth 
find die Entjcheidungsgründe zweiter und britter 
Inftanz. 


) Berg. oben S. 52. ur. I0. ©. 57. or. 12. 
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Während nämlich ber am 8. März 1852 ypublis 
cirte Gerichtöbefcheid auf einen vom Beklagten beis 
läufig gemachten Einwand bin die Klage blos des— 
halb für unftatthaft erachtete, weil nad) den Gefegen 
ber Logif beftrittene Alimentationsverläge zu 
fpecificiren feien, keineswegs aber in Diefer Bezie- 
hung ohne alle Quantificirung ein Baujchquantum 
verlangt und auf richterliche® Ermeſſen geitellt wers 
den könne, erflärte das Königl. Appellationg- 
gericht zu Leipzig in Seinem am 25. November 
1852 publicitten Urthel mit Bezug auf Seine in 
ähnlihen Bällen ſchon mehrfach ausgeiprochene 
Rechtsanſicht (vergl. Wochenbt. für merfw. Rechtsf. 
VI, Jahrg. no. 71. ©. 228), „daß bie erhobene 
Klage, ganz abgefehen von dem Bf. — wider deren 
Stattbaftigfeit erhobenen, in voriger Entideidung 
gebilligten Einwande, der erforderlichen Begründung 
ermangele, wenn man erwäge, baß 


a) die Verbindlichkeit des Beflagten zu Alimen- 
tirung des in der Ehe mit ber Klägerin erzeugten 
Kindes mit dem Rechte auf defien Erziehung zuſam— 
menbhängt, ſonach die von der Klägerin bejorgte 
Erziehung und Ernährung ded Kindes an fih als 
ein Eingriff in die väterlichen Rechte des Beklagten 
erfcheint, dafern nicht Klägerin darzuthun vermag, 
daß fie derfelben mit deſſen Zuftimmung oder doch 
unter folchen Umftänden, welche diefe Zuftimmung 
vorausjegen ließen, ſich unterzogen habe, indem 
außerdem anzunehmen fein würde, daß fie ſolches 
aus eigener, freier Bewegung und aus einer in dem 
eigenen Interejie beruhenden Liberalität gethan habe, 
nun aber 


b) Klägerin in dieſer Beziehung Bl. — nur 
barauf, daß Beklagter die Erziehung des der mütter- 
lichen Pflege annoch bebürfenden Kindes feit dem 
30. Dctober 1826 der Klägerin überlaffen und dieje 
von da ab allein die Koften der Ernährung und 
Erziehung defjelben befttitten habe, ſich bezogen hat, 
dieſes Anführen aber offenbar zu allgemein und 
unbeftimmt it, um bie Verhältniffe, unter welchen 
Klägerin die Unterhaltung und Erziehung des Kins 
des übernommen, erkennen zu laffen, und insbeſon— 
dere darüber Aufſchluß zu geben, ob Beflagter hierbei 
feines biesfallfigen Rechtes, unbeſchadet der ents 
ſprechenden Verbinblichfeit, fi) begeben, oder 
nicht vielmehr das Gebahren ber Klägerin mit Dem 
Kinde nur unter der Borausfegung zugelaffen babe, 
daß dieſelbe hierunter lediglih aus mütterlicher 
Affection und ohne die Abficht eines Anfpruchs auf 
Erftattung ber zu verwenbenden Alimente handle, 
und nun 


c) dieſes Bedenken bem libellitten Anfpruche 


zwar infoweit, als derfelbe die Zeit bis zu erfüllten 
fechften Lebensjahre des Kindes betrifft, um beswillen 
nicht entgegenfteht, weil während diefer Zeit bie 
Erziehung bes Kindes der Regel nad) und ohne das 
Hinzutreten befonderer Umftände der Mutter wider 
deren Willen nicht zu entziehen gewefen, gleichwohl 
auch in Diefer Richtung die erhobene Klage für un- 
[hlüffig zu achten, in Betracht, daß der diesfallige 
Anjpruch der Klägerin ex negotiis gestis auf der 
rechtlichen Voraugjegung beruht, daß Klägerin bie 
Unterhaltung des Kindes mit ſolchen Mitteln be 
firitten habe, beren Verwendung wirklich als eine 
Beförderung des Nutzens des Beklagten anzujeben, 
diefe Vorausſetzung aber in dem bezüglichen Anfüh— 
ren ber Klage, Klägerin habe die fraglichen KHoften 
aus eigenen Mitteln verlagsweije befltitten, um 
deswillen feinen genügenden Anhalt findet, weil ir 
Ermangelung aller thatſächlichen Unterlagen nid: 
zu überfehen ift, was unter den angeblich verwen- 
deten eigenen Mitteln zu verftehen ſei, und ob 
Klägerin Receptitienvermögen oder fonftige Gelber, 
welche weder dem cehemännlichen Nießbrauche unter: 
legen, noch zu dem fogenannten acquaestus conjugalis 
gehört haben, befeffen und zu jenem Behufe ver- 
wendet habe, der Mangel dieſes Nachweiſes aber in 
dem gegenwärtigen Falle um fo erheblicher erſcheint, 
als aus dem Klagvorbringen felbft erdellt, daß 

Klägerin die Erziehung des Kindes im Verlaufe der 
blos factifchen Trennung der Parteien und vor der 
erſt fpäter erfolgten Scheidung des Ehebandes, mit- 
hin in einer Zeit, zu welcher die ehemännliten 
Rechte des Beklagten noch keineswegs aufgeheben 
waren, übernommen und fortgeftellt hat, auch die 
Behauptung bed Bellagten, daß die Ehefcheitun 
erſt im Jahre 1832 rechtskräftig ausgefprochen wur 

den fei, von ber Klägerin nicht beftritten, jebemal! 

wenigftend ein früherer Zeitpunft, mit welchem x 

ehemännlichen Rechte des Beklagten erlofchen, wir 
gends behauptet worden ift, nach dem Allen aba 
nicht einmal für den hier in Frage befangenen Zeit 
raum genügende Unterlagen zu wenigſtens theilweiir 
Aufrechthaltung der Klage gegeben find.“ 

Das Königlihe Oberappellationsgericht 
endlich ſprach Sih zu einem am 6. April 
1853 publicieten Urthel hierüber folgendermaater 
aus: 
„Rüdfichtli der Abweifung der Klage ift zwar 
nicht den in erfter Inftang, wohl aber den in zweit 
Inftanz angeführten Gründen beizutreten. Letztere 
hat hierbei unterfcieden zwifchen der Zeit vor er⸗ 
fülltem fechften Lebensjahre des ehelichen Kindes, 
für welches Klägerin von Bellagtem, als befien 
Bater, Erftattung der Ernährungsfoften forbert, 
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und ber Zeit nad) dieſem Abſchnitte. Und aller: 
dingd findet hierunter der rechtliche Unterfchieb 
Statt, daß bis zum erfüllten fechften Lebensjahre 
des Kindes die Mutter ein Recht hat, daſſelbe bei 
fih zu erziehen. Gleichwohl kann Man das hier- 
aus entftehende Bedenken nicht in der Maafe theis 
len, daß es zu defien Widerlegung ber oben unter c. 
angeführten befonderen Gründe bebürfte. Es kann 
dahin geftellt bleiben, ob, wenn eine Ehefrau von 
dem Manne getrennt lebt, welcher ihr für das bei 
ihr erzogene Kind feine Alimente reicht, die Ver— 
muthung mehr dafür ftreite, daß fie dafielbe aus 
fonftigen Mitteln des Mannes, oder aus ihren 
eigenen Mitteln ernähre. Jedoch ift nicht zu praͤ— 
fumiren, daß fie Vermögen, an welchem dem Che- 
manne ber gejegliche Nießbrauch zufteht, mit fich 
genommen habe. Und die Grundfäge von bem 
acquaestus conjugalis fönnen auf getrennte Eheleute 
darum nicht mit Confequenz angewendet werben, 
weil bie allein Iebende Ehefrau zunaͤchſt foviel er: 
werben muß, als zu ihrem eigenen Lebendunterhalte 
gehört, ehe fie einen Ueberfhuß dem Manne berech- 
nen fann, und Diefer auch nicht verlangen fann, 
daß fie fi ungewöhnliche Anftrengungen und Ents 
behrungen auferlege, um ihm feine Verpflichtungen 
abzunehmen. Es bebarf aber einer nähern Unter— 
ſuchung dieſer Berhältniffe darum nicht, weil ſchon 
die oben unter a. und b. bemerften Gründe aus— 
reichen, auch bei diefem Theile der Klage bie Un- 
ftatthaftigfeit derfelben zu zeigen. 

Die Beurtheilung berfelben hängt durchaus davon 
ab, unter welchen Umftänden Klägerin ihren dama— 
ligen Ehemann verlaffen, und das Kind mit fich 
fortgenommen hat. Hat fie dies eigenmädhtig, ohne 
ausreichenden rechtlichen Grund und wider Willen 
bed Beklagten gethan, fo hat fie auch die Laften 
allein übernommen, welche daraus für fie hervor 
gingen, und kann nicht nachträglich eine Anforde— 
rung an ihn daraus herleiten. Eoviel aber die 
Zeit betifft, wo, nach dem Anführen in der Klage, 
Die Genehmigung des competenten Ghegerichts zu 
ber Sonderung ber beiden Ehegatten erlangt wurbe, 
fo hätte Klägerin bei biefem Ehegericht darauf 
antragen können, daß ihr Alimente für das Kind 
ausgejegt würden. Hat fie diefes nicht geihan, fo 
ift ihre Einwilligung vorauszufegen, daß fie ohne 
Hinzuthun ihres Ehemannes für die Erzichung und 
den Unterhalt des Kindes forgen wolle, befonders 
da fie dem fol. — Angeführten *) nicht ausdrüdlich 


*) Bellagter hatte hier baranf Bezug genommen, baf 
Klägerin das in ber Klage erwähnte Kind, ein Mädchen, 


wiberfprochen hat. Ueber alles diefes giebt bie 
Klage nicht den erforderlichen Aufihluß, und fie ift 
daher auch bei diefem Punkte für zu allgemein zu 
achten gewefen.‘ 


— — — 


105. 


Ueber Dismembration von Zubehörungen ſolcher 
Güter, welche nach Erlaſſung des Geſetzes 
vom 30. November 1843 conſolidirt wor— 
den ſind. 


Mitgetheilt von 
Herrn G. in D. 


Unterm 5. November 1852 ſuchte der Guts— 
befiger Gottlieb Benjamin ©. in W. bei der Königl. 
Kreisdirection zu Dresden darum nach), von feinem 
Anderthalbhufengute in W. etwas mehr, als das 
gefeglide Dritttheil abtrennen zu dürfen, ward 
aber unterm 7. December 1852 abjällig befchieden. 
Dagegen recurrirte er an das Königl. Minifterium 
des Innern und machte geltend, daß es einer eigent- 
lihen Dispenfation nicht bedürfe, da das Andert— 
halbhufengut ehedem aus drei getrennten halben 
Hufen beftanden habe, die erft nach und nad in den 
Händen feiner Vorbeſitzer zufammengelommen, aber 
nie ausdrüdlich confolidirt worden feien, wennſchon 
bei Errichtung der Grund- und Hypothefenbücher 
alle drei halben Hufen als Anderrhalbhufengut auf 
ein Folium eingetragen worden wären. Durch 
Urkunden und Zeugen beſcheinigte er das Factiſche 
dieſer Behauptungen, und beanſpruchte unter Be— 
rufung auf Heyne, Commentar zum Hypothefens 
geſetz, Bd. 1. ©. 276 ff. und auf die Verordnung 
vom 13. September 1844 (Gef.- und Verordn.⸗Bl. 
©. 272 ff.) Das Recht, jene drei halben Hufen als 
drei einzelne gefchloffene Güter wiederum zu zer⸗ 
trennen, da er eine nach Erlaſſung des Geſetzes 
vom 30. November 1843 erfolgte Conſolidation nur 
wieder rüdgängig machen wolle, 

Hierauf ertheilte das Königl. Minifterium 
des Innern folgende Verordnung vom 6. April 
1853; 





lediglih aus freiem Millen mit fih genommen, übrigens 
aud ein älteres Kind derfelden Ehe, einen Knaben, dem Be: 
klagten zur alleinigen Erziehung zurädgelafien habe, 
und baher vermöge ber bei den Gheleuten zu gemeinfhaftlicher 
Tragung ber ehelichen Laften ebliegenden Verpflichtung, welche 
aud nad getrennter Che in deren Folgen fortvauere, Feine 
Anforderung machen könne. 
Anm, bes inf. 
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„Wenn Bl. — der Acten Recurrent auszuführen 
verjucht hat, daß er zu ber beabfichtigten Dismem- 
bration einer Dispenfation nicht bebürfe, ift fein 
Recurs aus folgenden Gründen zu verwerfen ges 
weſen und er damit, abzumweifen. Zwar befigt 
Recurrent in W. drei Grunbftüdscomplere, welche 
in früherer Zeit als drei befondere Halbhufengüter 
beitanden haben. Zwei davon find aber jchon feit 
längerer Zeit in einer Hand verbunden bejefjen und 
von einer einzigen Hofthede aus bewirthichafter 
worden. Das dritte aber ift bereits laut Kaufs— 
urfunde vom 30. April 1785 in den Beſitz bes 
damaligen Eigenthümers ber beiden anderen halben 
Hufen, Johann George 81.8, gelommen, welder, 
laut der diefer Kaufsurfunde angehängten gericht: 
lihen Bemerfung vom 10. Januar 1810 bereitd am 


1. Mr 1799 davon das Haus nebft Gaͤrtchen 


30. December 

verkauft hat. Seitdem find daher alle brei halben 
Hufen, nad vorheriger Abtrennung der Wirth— 
fchaftsgebäude ber dritten, zufammen bejeffen und 
bewirthfchaftet worden. Nah Bl. — der Acten 
find fämmtlihe dazu gehörige Grundftüde, welche 
Recurrent nach der gerichtlichen Kaufsurfunde vom 
10. Januar 1810 als ein Einhufen- und ein Halb» 
hufengut mit der zu der ganzen Hufe gehörigen 
Hofchede erfauft hat, als ein einziger Complex und 
als Anderthalbhufengut in das im Jahre 1848 an— 
gelegte Grund- und Hypothelkenbuch eingetragen 
worden, ohne daß babei bemerft worden wäre, daß 
und welche dazu gehörige PBarcellen blos ald mit 
dem gejchloffenen Gute felbft befeffene walzende 
Grundftüde anzufehen fein follten. Es fann daher 
völlig dahin geftellt bleiben, wegen welcher Parcellen 
dies an fich zuläffig gewefen fein würde, da Recur: 
rent von dieſer Vergünftigung des Geſetzes vom 
30. November 1843, in Verbindung mit der Ver: 
ordnung vom 13. September 1844 feinen Gebrauch 
gemacht bat, und daher, in Ermangelung jedes 
anderen Anhaltend, nach der ausdrüdlichen Beſtim— 
mung in $. 6. des Geſetzes vom 30. November 
1843 nur der Eintrag in das Grund- und Hnpo- 
thefenbuch für die Beurtheilung des Umfanges des 
geichlofienen Gutes übrig bleibt. Es gelten daher, 
wie auch von Seiten des Kreisfteuerraths angenoms 
men wird, fobald nicht bei ber Eintragung befonbere, 


Revacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


wenn auch auf bemjelben Folium bemerkte Grunt- 
ftüde, ausbrüdlich ald walzende bezeichnet worden 
find (Heyne, Gommentar, Bb. 2. ©. 88.), alle 
auf bdemfelben Folium ded Grund» und Hope 
thefenbuch8 ohne weitere Bemerkung eingetragene 
Barcellen als Beftandtheile des geichlofienen Eom- 
plexes. 


Sonach leidet auf Recurrentens nunmehriges 
Anderthalbhufengut die gefegliche Beftimmung in 
8.1. ded Geſetzes vom 30. November 1843. Anwen: 
dung, daß bei einer beabjichtigten Abtrennung ven 
bemfelben wenigftend Zweidrittel der darauf, Die 
Gebäude ungerechnet, haftenden Gteuereinheiten 
beim Stammgute verbleiben müffen. Würde Recur: 
rent nun auch babei keineswegs in ber Wahl de 
davon abzutrennenden Parcellen mit Rüdficht auf 
bie frühere Zufammengehörigfeit bei den vormaliger 
drei halben Hufen zu befchränfen fein und babe 
auf den Umſtand, weldye der drei urjprünglicden 
halben Hufen die abzutrennenden Grundftüde bil- 
den, gar Nichts anfommen, 

vergl. Zeitfchrift für Nechtöpflege u. Verwaltung, 

10. Bd. S. 96. und die dafelbft abgedrudte 

Verordnung vom 28. Januar 1848. 
fo wird doch durch die jegt beabfichtigte Dismem— 
bration die gefegliche Grenze nach ber Berechnung 
DB. — immer noch um den ber Gefammtahl ber 
Einheiten gegenüber allerdings nicht mehr bedeu— 
tenden Beirag von 16,57 Steuereinheiten über: 
ſchritten. 


- Das Miniſterium des Innern hat jebod te 
ſchloſſen, die deshalb nöthige Dispenfation zu er 
theilen, wiewohl lediglich unter ber Bedingun, 
daß der Erwerber ber 133,50 Steuereinheiten kare 
genden 16 Parcellen fi in ber $. 1. der Want 
nung vom 26. Februar 1853 (©. 32, des Gip 
und Verordn.⸗Bl.) beſtimmten Weife verbintit 
erklärt, diefe fämmtlichen 16 ‘Barcellen zu einen 
geichloffenen und von den nah Bl. — und — 
bereitd hergeflellten Gebäuden aus zu bewirtbihur 
tenden Halbhufengute zufammenzufhlagen, rüchſicht 
lich deſſen aber für fi und feine Nachbefiger aui 
alle und jede gefegliche Dismembrationgfreibeit je 
verzichten.” 


— — ———— 
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106. 
Diejenige Partei, welche die durch unterlaffene 
Erfüllung eines Vertrags verwirkte Gonventional- 
firafe einflagt, braucht nicht zu beweifen, daf 
der Gegner ben Vertrag nicht erfüllt habe, 


Mitgetbeilt von 
Heren M. in F. 


Beim Königl. Kreisamte zu L. erhob Gottlob 
Theodor R. gegen Ernft Ferdinand G. am 17. Auguft 
1850 folgende Klage: 

„Laut des in Abfchrift unter 1. beiliegenden Pacht⸗ 
vertrags, d. d. et conf, K., den 2. Februar 1838 
verpachtete Herr Carl Adolph Graf von 9. bie 
Defonomie des ihm eigenthümlich zugehörigen Ritter 
gutd K. mit K. auf die Zeit von Johannis 1837 
bis bahin 1843 unter den im Gontracte angegebenen 
Bedingungen an Herrn Johann Gottlob, ©. zu ©. 
und ben Bellagten dergeftalt, daß fich die beiden 
Vachter wegen aller Pachtverbindfichfeiten gegen- 
feitig verbürgten. 

Diefer Pachtvertrag wurde laut der unter II. 
ebenfalls abſchriftlich mitfolgenden Pachtprolonga- 
tiondurfunde, d. d. 18. März 1841 et conf. den 
7. December deſſelben Jahres unter geringen Mobis 
ficationen auf die Zeit von Johannis 1843 bis dahin 
1850 verlängert. Herr Gottlob ©. trat jedoch In— 
halts der in den Acten des Gerichts K. sub Rep. II. 
Lit. G. no. 33. Bl. — ff. befindlichen, unter IN. in 
Abſchrift beigefügten Negiftratur, nachdem er den 
Beklagten, wie diefer ihn, über alle aus dem Pacht: 
verhältniffe etwa entftandenen Verpflichtungen quit- 
tirt hatte, unter Genehmhaltung des Herrn Grafen 
von H., am 26. Juni 1843 aus dem Pachte aus, 


fo daß Beffagter von ba ab als alleiniger Pachter 
des Ritterguts K. mit K. auftrat, und, wie dies 
wegen ber Solidarität des Gontracts auch ſchon 
früber der Ball gewefen war, alle aus dem mehr- 
erwähnten Pachteontracte entftehenden Berbindlich- 
feiten allein zu vertreten hat. 

Nun waren die Abpachter und von Johannis 
1843 an Bellagter allein nach $. VII. ff. des eben 
angezogenen Pachtvertrags vom 2. Februar 1838 
verpflichtet, aͤljaͤhrlich 3 bis 4 Stähre von ben fein— 
ften Königl. Sädhf. Schäfereien anzufaufen, und 
zwar bei Bermeidung bes Schabenerfages und dar— 
über einer Gonventionalftrafe von 100 Thlen. — —s 
für jeden Contraventionsfall, eine Beftimmung, 
welche bei der nachmaligen Prolongation bes. Vers 
trags in feiner Hinficht aufgehoben oder verändert 
worden ift. 

Diefer Verbindlichkeit aber ift ber Beklagte wäh- 
end ber legten 6 Jahre feiner Pachtzeit nicht nach— 
gefommen. Er ift daher, nachdem feine Pachtzeit 
am 24. Juni db. 3. zu Ende gegangen, gehalten, 
die auf Vernachläffigung gedachter Verpflichtung 
gefepte Eonventionalftrafe von 100 Thlen. — —⸗ 
für jeden Gontraventionsfall, mithin, ba als Ein 
folder Hal unzweifelhaft die Unterlaſſung des cons 
tractmäßigen Anfaufs von 3 bis 4 Etähren während 
Eines Jahres zu betrachten iſt, die Symme von 600 
Thlrn. — —⸗ an den Herrn Örafen von 9. zu zahlen. 

Legterer hat jedoch, wie ſich aus ber unter IV. 
angebogenen Erflärung feines bereitd beim Bertrage 
vom 2. Februar 1838 legitimirten Generalbevoll- 
mächtigten, des Herrn Dr. Friedrich Wilhelm R., 
ergiebt, alle ihm aus den eben angeführten Ber: 
trägen gegen Bellagten erwachſenen und bei ber 
Auflöfung des Pachteontracts nicht ausgeglichenen 
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Aniprüche, wie folche in dem über bie Rückgabe ber 
Oekonomie des Ritterguts K. unter dem 24. und 
25. Juni d. 3. von dem Königl. Kreisamte 8, 
aufgenommenen Protofolle erwähnt find, an ben 
Kläger abgetreten. Befindet fid num unter ben 
folchergeftalt cebdirten Anſprüchen auch ber wegen 
Nihtanihaffung von 3 bis 4 Stähren jährlich, fo 
ift auch Bellagter die diesfallfige Conventionalftrafe 
an ben Kläger zu zahlen verbunden.‘ 

Kläger forderte Recognition der inducirten Ur— 
funden unter I. bis IV. und beantragte ein Erfennt« 
niß bes Inhalts, 

daß Beflagter die durch Nichtbefchaffung von 
jährlich 3 bis A Stähren während der legten 
6 Jahre feiner Pachtzeit verwirkte Conven— 
tionalftrafe von 600 Thlen. — —= an den 
Kläger zu bezahlen, auch die Proceßkoſten ab» 
und zu erftatten verbunden. 

Deflagter beftritt a) die Mctivlegitimation bes 
Klägers und b) daß die Stipulation einer Conven— 
tionalftrafe in 8. VIII. bes der Klage beigefügten 
Pachteontracts auf den Fall der Unterlafjung bes 
Ankaufs von Stähren mit zu bezichen fei. 

Die betreffende Stelle dieſes $. VII. Tautete 
wörtlich: 

„Die Herren Abpächter machen fich verbindlich, 
alljährlih 3 bis A Stähre von den feinften 
Königl. Sächſiſchen Schäfereien angufaufen und 
ohne Herrn Berpachterd ausdrüdliche Geneh— 
migung weder fremdes Vieh einzufaufen, oder 
font aufzunehmen, noch in den zwei letzten 
Pachtjahren einiges Schafvieh ohne Zuziehung 
bed Herren Verpachters auszumerzen, und zwar 
bei Vermeidung des Schadenerfages und bar- 
über einer Conventionalftrafe von Einhundert 
Thalern für jeden Contraventionsfall.“ 

Endlich behauptete Beklagter, c) daß Kläger dar- 
zuthun gehabt hätte, daß er, Beklagter, und war 
6 Jahre lang, feiner contractmäßigen Verbindlichkeit, 
altjährlih 3 bis 4 Stähre von den feinften Königl. 
Saͤchſiſchen Schäfereien anzufaufen, nicht nachgefom- 
men fei. 

Nah abgejegtem Verfahren wurde am 22. März 
1851 folgendes Urihel des Königlichen Spruch— 
eollegiums zu Leipzig publicirt: 

„Weil, wenn auch die Sachlegitimation bes 
Klägers nach Bl. — flg. in formeller Hinficht zum 
Theil berichtigt ift, doch dieſelbe infofern als man- 
gelhaft füch darſtellt, als diefe Eeffion vom 16. Juni 
1850. BI. — fih nur auf Diejenigen Anfprüche er- 
firedt, wie foldhe in dem Protokolle des Kreis: 
amtes Leipzig vom 24. und 25. Juni 1850 erwähnt 
find, in felbigem aber (BL. — fig. der Beilagsacten 


Rep. XII. Loc. 3. no. 150.) ber bier geforberten Eon: 
ventionalitrafe feine Erwähnung geſchehen ift; 

ferner aber, abgefehen von der BI. — angeregten 
Frage, ob auf bie in ber Klage erwähnten Unter: 
laffungen ber Erfaufung von Stähren aus ben 
Königlichen Schäfereien die Elaufel wegen einer 
Eonventionalftrafe von 100 Thlen. — —⸗ für jeden 
Gontraventionsfall (Bl. — hor.) zu beziehen, jeden 
Falles zu Begründung eines foldyen Anfpruches der 
Nachweis der Thatfache erforderlich ift, daß fich der 
Pachter einer contractwidrigen Unterlafjung ſchuldig 
gemacht, indem die Anficht des Klägers Bl. —, daß 
er ſich diesfalls lediglich in Negativa fundiren Fönne, 
eine irrige, fowohl Das daſelbſt vom Darlehns— 
contract hergenommene Beifpiel ein unpafjendes if, 
in diefer Hinficht jedoch das Protofoll BL, —, felbtt 
angenommen, daß foldhes ohne Weiteres in dieſer 
Grecutivflagfache benutzt werden fönne, obſchon 
davon der Klage feine Abſchrift beigefügt geweſen, 
ein ficheres Anhalten nicht bietet, 

fo hat des Klägers Suchen in der angebrad: 
ten Maaße nicht Statt, es iſt berfelbe auch bie 
Koften dieſes Procefies dem Bellagten zu erftatten 
ſchuldig.“ 

Auf die vom Kläger eingewendete Appellation 
erfannte das Königl. Appellationsgeriht zu 
Leipzig (17. Juni 1851): 

„Daß das fol. — sq. zu lefende, am 22. Mär, 
1851 publicirte Urthel der eingewendeten Appella— 
tion ungeachtet zu beftätigen, es werben jedoch bie 
Koften des Nechtömitteld unter ben Parteien auf 
gehoben. ıc. 

Entfheidungsgrünbe. 

Beflagter hat die Schlüffigfeit der fol. — sg. 
erhobenen Erecutivflage hauptiächlic aus drei Grin 
den beftritten, nämlich 

1) weil ed an dem Nachweiſe der Activlegitimane 
Klägers fehle, 

2) weil bie in $. VIIL bes ber Klage untergelegits 
Pachteontracts fol. — enthaltene Stipularion 
einer Conventionalftrafe auf den im Libelle er 
wiähnten Ball der Unterlafjung des Anfaufs von 
Erähren gar nicht mit zu beziehen fei, und 

3) weil auch, abgefehen hiervon, Kläger uni 
fafien darzuthun, daß er, Bellagter, und zwar 
6 Jahre lang, feiner contractmäßigen Verbind— 
lichkeit, alljährlich drei bis vier Stähre von ben 
Königlich Saͤchſiſchen Schäfereien anzufaufen, 
nicht nachgefommen. 

Bon diefen Gründen würde nad) der Anficht des 
Appellationsgerichts der sub 1. nicht geeignet er: 
fcheinen, ein Erfenntniß auf Abweifung der Klage ı 
zu rechtfertigen, Denn nod) ungerechnet, daß bie 


Activlegitimation nicht eigentlich zum Klaggrunde 
gehört, und baher in jedem Stabio bes Proceffes 
noch nachgebracht oder ergänzt werden kann, eben 
deshalb aber ein Mangel an berfelben nur zu einem 
Injunete auf Berbefferung der Legitimation Anlaß 
bietet, fo würde Man überhaupt fein Bedenfen ge= 
tragen haben, Klägern durch die Urfunde fol. — sqq. 
jet. fol. — sqq. in Verbindung mit dem Protofolle 
fol, — ber Beilagsacten sub Rep. XI. Loc. 3. No. 150. 
als genügend zur Sache gerechtfertigt anzufehen. 

Eben fo wenig Gewicht ift auf den Grund sub 2. 
zu legen. Denn wenn auch Bellagter an der an- 
gezogenen Stelle des Contracts, und zwar in der 
nachftehenden Reihenfolge, drei Berbindlichfeiten 
übernommen hat, nämlich 

a) die, alljährlich drei bis vier Stähre von ben 
feinften Königlih Sächſiſchen Schäfereien an— 
zukaufen, 

b) bie, ohne feines Verpachters ausbrüdliche Ge— 
nehmigung fein fremdes Vieh einzufaufen ober 
aufzunehmen, und endlich 

c) bie, in den zwei legten Bachtjahren ohne Zus 
ziehung feines Verpachters fein Schafvieh aus- 
jumerzen, 

fo liegt doch irgend eine Veranlaffung nicht vor, die 
an die Aufzählung diefer einzelnen Verpflichtungen 
fih unmittelbar anfchließenden Worte: 
„und zwar bei Vermeidung des Schabenerfaßes 
und barüber einer Eonventionalftrafe von Ein 
Hundert Thalern —⸗ —⸗ für jeden Eontra- 
ventionsfall‘, 
bei ihrer, namentlich aus den Worten: „für jeden 
Contraventionsfall“ ſich ergebenden Allgemeinheit, 
nur auf Eine derjelben, nämlich die legte, au bezie— 
hen. Insbefondere unterliegt e8 feinem Zweifel, daß 
fowohl dem Wortfinne, als dem Sprachgebraudye 
nad) eine Eontravention in Bezug auf einen Con— 
tract eben fo gut in einem Unterlaffen, wie in einem 
Thun enthalten fein kann. 

Dagegen hat man, und zwar in Uebereinftim- 
mung mit der vorigen Inftanz, den britten der oben 
aufgeführten Gründe allerdings als durchfchlagend 
für die Anficht halten müffen, daß die erhobene Klage 
in der angebrachten Maaße abzumeifen jei. 

Man bemerkt in diefer Beziehung Folgendes: 

Die Lehre von ber Beweislaſt ift unter den 
Rechtslehrern der Älteren fowohl, als der neueren 
Zeit eine der beftrittenften, und namentlich find es 
drei Hauptprincipe gewefen, nach welchen man bie 
Beweislaſt beftimmen zu müffen geglaubt hat. Waͤh— 
rend nämlich ein Theil dabei von dem Grundfage: 
actori incumbit probatio ausging, ftellte ein anderer 
Theil den Sag: alfirmanti incumbit probatio, non 
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neganti, und endlich ein britter den Sag: daß immer 
derjenigen Partei bie Beweislaft obliege, gegen 
welche eine Präfumtion ftreite, an die Spike. In 
neuerer Zeit bat darauf 
Bethbmann-Hollweg, in ben Berfuchen über 

einzelne Theile der Theorie des Givilprocefies, 

©. 319 flg. 
noch ein viertes, gewiffermaaßen vermittelndes Prin— 
eip aufgeftellt, nach welchem zwar ebenfalls der Sag: 
affirmanti, non neganti incumbit probatio al8 wahrs 
haft enticheidende allgemeine Regel für Beftimmung 
der Beweislaft anerfannt wird, jedoch mit der Er— 
läuterung, baß berfelbe nicht auf die einzelnen facti— 
fchen Behauptungen der ‘Barteien, für ſich betrachtet, 
fondern nur auf ftreitige Rechtsverhältniſſe felbit 
anzuwenden fei, bergeftalt, daß beren wefentliche 
Bedingungen, auch wenn fie in negativen Thatſachen 
beftänden, von demjenigen bewiefen werden müßten, 
welcher bas Recht geltend mache. 

Bergl. Bethmann-Hollweg, I. c. ©. 367 fig. 

Es kann hier nicht der Ort fein, fämmtliche für 
und gegen bas eine oder das andere diefer Principe 
angeführten Gründe vollftändig aufzuzaͤhlen und zu 
prüfen, vielmehr genügt es für den gegenwärtigen 
Zwed, nachftehende Punfte hervorzuheben: 

A. Für ben Satz, baß nur bem, welcher eine 
Thatſache bejahe, niemals aber dem, welcher eine 
jolche verneine, der Beweis obliege, hat man fich 
zunächſt auf mehrere Stellen des Römifchen und 
Ganonifchen Rechts bezogen, in welchen berfelbe 
theild im Allgemeinen, theil® in Anwenbung auf 
einzelne beftimmte Bälle ausgefprochen fein fol. 
Vergl. namentlich 

1. 2. D. de probat. (22, 3.) 
1. 23. C. eod. (4, 19.) 
I. 10. C. de non numer. pecun, (4, 30.) 
$. 4. J. de legat. (2, 20.) 
cap. 11. und 12. x. de probat. (2, 19.) 
cap. 23, x. de elect, et elect. potest. (1, 6.) 
cap. 1. de confessis in IV. (2, 9.) 
Indeſſen ift bereits von 
Weber, über die Verbindlichkeit zur Beweis— 
führung im Eivilproceffe, $. 12. und 13, 
Seite 143 fig. der von Heffter beforgten 2ten 
Ausgabe, 
fowie von 
Linde, in ber Zeitfchrift für Eivilrecht und Proceß, 
Bd. 1. Abhdl. V. ©. 107 fig. 
überzeugend nachgewiefen worben, baß biefe Stellen 
anderd auszulegen feien, und daraus obiger Sag 
feineswegs folge, daß fogar das Römiſche fowohl 
als das Ganonifche Recht für einzelne Bälle, wie 
namentlich in Bezug auf die condictio indebiti, Deutz 
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(ich erfläre, wie nach Befinden auch verneinende 


Säpe bewiefen werden müßten. 
Linde, I. c. ©. 117 fig. 137 fig. 
B. Bon einigen Rechtslehrern, namentli von 


Klöger, Berfuch eines Beitrags zur Berichtigung 


der Lehre von ber Beweislaft, ©. 64 fig. 
und von 


Kori, im Archiv für bie civilift. Praris, Bd. 8, 


©. 9 fig. 


ift für den gedachten Eap darauf Bezug genommen 
worden, daß ein Nichts ein Nechtöfubftrat fei, ber 
Urfprung, die Aufhebung oder Veränderung eines 


Rechts nicht aus einer Lehrheit ber Zeit hervorgehe. 
Allein Kori muß ſelbſt zugeben, daß Nichtereig- 


niffe durch Gefeg oder Willenserklärung ber ‘Privat: 


perfonen zur Bedingung eines Rechts, „durch 

Bezeichnung eines fpeciellen Ereigniffes, welches, 

wenn es eintrete, das Ncchtöverhältnig aufheben 

oder abändern folle‘’, gemacht werben können, wäh 

rend feine Behauptung: 
„der Nichteintritt eines ſolchen Ereigniffes liege 
dann fchon in dem bidherigen Zuftande ber 
Dinge, von welchem jene Geſetze oder Privat- 
willenerflärungen ausgegangen, und bedürfe, 
weil deſſen Veränderung nicht vermuthet 
werde, des Beweifes nicht,“ 

unerwiefen bafieht. 

Vergl. Linde, 1. c. ©. 105 fly. 

Denn wird bie Entftehung eines Rechts von ber 
Bedingung, daß etwas nicht gefchehe, abhängig 
gemacht, fo ftreitet an fich eine gefegliche Vermuthung 
weder dafür, daß biefe Dedingung eingetreten, noch 
dafür, daß fie nicht eingetreten fei. Namentlich läßt 
fih aus den von Kori zu Begründung feiner Bes 
hauptung allegirten Gefegftellen, nämlich ber 

1. 8. D. de condict, causa dat, caus. non sec. 

(12, 4.) 
fowie ber 

1. 7. und 67. D. de condict. et demonstrat, (35, 1.) 
bie gedachte Präfumtion keineswegs ableiten. 

C. An fih liegt ed in der Natur der Sache, 
daß ber, welcher ein Recht gerichtlich geltend machen 
will, dem Richter von defien Eriftenz Ueberzeugung 
zu verfchaffen, alfo deſſen Dafein beweifen muß. 
Kann nun unzweifelhaft die Entitehung eines Rechts 
davon, daß etwas nicht gefchehe, abhängig gemacht 
werben, 

vergl. Linde, 1. c. ©. 97 fig. 

1. 7. und 67. D. de condict. et demonstrat. (35, 1.) 
läßt fich ferner, wie oben erwähnt, aus dem pofiti- 
ven Rechte nicht darıhun, daß Negativen von dem, 
welcher ſich darauf ftügt, unter allen Umftänden nicht 
zu beweifen feien, fo folgt von felbft, daß der Kläger, 













welcher behauptet, es fei cin Anfpruch für ihn da— 
buch, daß ein Greigniß nicht eingetreten, entftans 
ben, ben Nichteintritt diefes Greigniffes, als ben 
bauptfächlichften Theil des Klaggrundes, als bie 
Bedingung, unter welcher ihm ein Anfpruch über 
haupt nur zufteht, zu beweifen babe, und daß er 
feineswegs die Beweislaft auf ben Beflagten ſchieben, 
und von Diefem verlangen fönne, er ſolle, um den 
geflagten Anfpruch von fi abzuwenden, ben Ein- 
tritt des fraglichen Ereigniſſes darthun. Die Annahme 
der entgegengefegten Meinung enthält eine Verlegung 
der Rechte des Bellagten. Denn es wird bem lep- 
teren dadurch zugemuthet, bevor noch ber Kläger 
feinen Anſpruch dargethan, fchon nachzuweiſen, daf 
diefer Anfpruch gar nicht eriftire, alfo gewiffermaaßen 
einen Gegenbeweis zu führen, bevor noch ein Beweis 
geführt ift. 

Vergl. Linde, I. c. ©. 102 fig. 

Weber, J. c. ©. 110 flg., befonders S. 132 fig. 

Bethmann-Hollweg, I. c. ©. 337 flg. 
Bayer, Vorträge über den gemeinen ordentlichen 
Eivilproceß, ©. 430 flg. ed. 7. 
Martin, Lehrbuch des gemeinen deutfchen ordent: 
lichen Procefies, $. 182. Not. g. ed. 10. 
Heffter, Syſtem des Nömifchen und Deutschen 
Civilrechts, $. 220. ©. 267. 
Jordan, in Weiske's Rechtslerifon, Bd. 2 sub 
voc.: Beweis, ©. 131 fig. 
Auch ift es offenbar unrichtig, wenn man behauptet, 
eine Negative laffe ih gar nicht beweifen, und für 
die Entjcheidung der Streitfrage wenigſtens gleich 
gültig, ob ber Beweis eines verneinenden Sages 
mit mehr oder weniger Schwierigfeiten verknüpft 
fei. — 

Was nun den vorliegenden Fall anlangt, fo bat 
Kläger feinen Anſpruch auf das Anführen gegründe 
daß Bellagter als Pachter bed Ritterguted K. mit. 
ſich verbindlich gemacht habe, bei Vermeidung eins 
Gonventionalftrafe von 100 Thalern für jeden Eon 
traventionsfall, alljährlich drei bis vier Stähre von 
ben feinften Königlihd Sächſiſchen Schäfereien anzu 
faufen, und daß berfelbe dieſe Eonventionalftraie 
ſechsmal verwirft, weil er in ben ſechs legten Pacht⸗ 
jahren der gedachten Verbindlichkeit nicht nacdhgefom- 
men fei. Hängt hiernach die Erifienz bed flägeri- 
ſchen Anſpruchs hauptjächlidh von der Thatfache ab, 
daß Beflagter in den ſechs legten Pachtjahren feine 
Stähre angefhafft bat, würde ohne dieſe Thatſache 
ein Anfpruch für Klägern überhaupt nicht entftans 
den jein, fo folgt aus den obigen Entwidelungen 
von felbft, wie es des legteren Sache gewejen wäre, 
vor allen Dingen darzurhun, daß Bellagter jene 
Eontractsbeftimmung nicht erfüllt habe, und jwar 











405 


um jo mehr, ald er den Erecutivproceß gewählt hat, 
bei welchem befanntlich Alles, was zu Begründung 
des Klaganſpruchs gehört, fofort durch documenta 
guarentigiata erwiefen werden muß. 

Die von Klägerm gegen bie Anficht, daß in ber 
erwähnten Beziehung ihn die Beweislaft treffe, 
fol. — sq. gemachten Cinwendungen finden in dem 
Gefagten ihre Widerlegung. Nur in Beziehung auf 
bad fol. — Vorgebrachte ift noch zu bemerken, daß 
zwar in der Regel, wiewohl nicht allgemein, 

3. B. Betbmann-Hollweg, I. c. ©. 342, 
angenommen wird, es habe in dem Falle, wenn 
einem Pachtvertrage die caffatorifche Elaufel bei: 
gefügt worden, und aus derfelben geklagt wird, nicht 
ber Kläger, daß der Beklagte feinen Verbindlichkeiten 
nicht nachgefommen fei, ſondern ber Bellagte, daß 
er feine Verpflichtungen erfüllt habe, barzuthun, 
daß jedoch hierauf gegen den oben aufgeftellten Sag 
um beswillen nicht Bezug genommen werden fann, 
wie bei der cafjatorijchen Elaufel dadurch, daß der 
Abpachter den Zins nicht pünktlich zahlt, für den 
Verpachter eigentlich nicht ſowohl ein neues Recht 
entfteht, ald vielmehr ein bereit beftehendes nur 
früher Hagbar wird. 

Schlüßlich bedarf nur noch die Nichtberüdjichti- 
gung eines von Bellagtem in anderen Acten abge- 
legten Geftändniffes einer Rechtfertigung. Es hat 
nämlich Beflagter zwar allerdings nach Inhalt des 
fol. — ber Beilagdacten sub Rep. Xll. Loc. 3. 
No. 150. erfichtlichen Protokolls bei Gelegenheit der 
Rüdgabe des in Bacht gehabten Rittergutes K. un- 
umwunben fo viel eingeräumt, baß er in ben letz— 
ten Jahren, alfo body mindeftend während zweier 
Sabre, Stähre anzufchaffen unterlafien habe. In— 
Defien hat Man auf diefed Zugeftändnig einiges 
Gewicht aus dem Grunde nicht legen mögen, weil 
Kläger felbft fol. — ber Proceßacten ausdrücklich 
erklärt hat, 

„ed fei ihm Feineswegs beigefommen, burch 
jened Protokoll (welches Bellagtem in Folge 
des Antrags fol. — zugleid mit der Klage in 
Abſchrift zugefertigt worden war) barzuthun, 
daß Bellagter während der ſechs legten Bacht- 
jahre Stähre nicht angefauft habe, indem viel« 
mehr Bellagtem der Beweis des Ankaufes 
obliege,‘' 
und unter jolchen Unıftänden bier, wo es fich um 
ben Beweis eines Theiles des Klaggrundes hans 
delt, nicht unbeachtet bleiben fonnte, baß das ges 
dachte Protokoll der Klage ald Urkunde gar nicht 
mit untergelegt worden, Kläger aud; weder befien 
Recognition gefordert, noch bafjelbe im Güte- und 
Rechtstermine fol. — sq. producirt. 


Aus diefen Gründen war das vorige Urthel 
fowohl in der Hauptfache, als in Betreff des Koften- 
punftes zu beftätigen. 

Dagegen rechtfertigt fich die Gompenfation der 
Koften der Appellationsinftang dadurch, daß Die 
Entſcheidung wejentlid von Beantwortung einer 
zweifelhaften Rechtöfrage abhing.“ 

Dagegen erkannte das Königl. Oberappellas 
tionsgericht auf anderweite Appellation des Aläs 
gers am 23. December 1851: 

„Daß Berihtöwegen von der Bl. — Übergebes 
nen Vollmacht beglaubte Abfchrift zu dieſen Acten 
zu bringen. Hiernächft ift es, foviel Die Hauptfache 
anlangt, bei dem gedachten Urthel und dem dadurch 
beftätigten Erfenntniffe Bl. — flg. nicht zu laffen, 
fondern es ift der Beflagte die geflagte Conven— 
tionalftrafe von Sechshundert Thalern — —⸗ dem 
Kläger zu bezahlen fchuldig. 

Dahingegen ift, den Aoftenpunft betreffend, das 
vorige Urthel, wie hiermit gejchieht, unter Compen— 
fation der neuern Appellationsfoften zu beftätigen. 

Entjheidungsgründe. 
: 


Der vorigen Inftanz ift zunörbderft Darin beizu— 
pfliten, wenn fie (BL. — —) die von dem Beflag- 
ten gegen bie Sachlegitimation des Klägers vor— 
gebrachten Einwendungen für unerheblich erklärt. 

Ebenfo 

2. 

iſt demjenigen Beifall zu geben, was die vorige 
Inſtanz (Bl. —) zu Widerlegung der materiellen 
Einwendung des Beklagten sub 2. a. Bl. — — fly. 
bemerkt hat. Nach $. VII. des unter 1. der Klage 
beigefügten Bachtvertrages (BI. —) hat der Beflagte 
fi verbindlich gemacht, eine Eonventionalftrafe von 
100 Thlen. — —⸗ an den Berpachter zu bezahlen 
für jede Eontravention gegen die in diefem Ab— 
fchnitte des Vertrages getroffenen Beftimmungen. 
Hierzu gehörte auch die, daß der Pachter alljährz 
lich drei bis vier Stähre von ben feinften Königlich 
Sähfiihen Schäfereien anzufaufen babe. Dem 
Verpachter ftand alſo das Recht zu, nach dem Ablaufe 
eines jeden Pachtjahres, in welchem er dies unters 
lafien hatte, 100 Thle. — —= zu fordern. Dadurch, 
daß er dieſe 100 Thle. — —⸗ nicht nach jedem eins 
zelnen Pachtjahre fogleich eingeflagt hat, fann die 
Annahme nicht begründet werden, es habe fich ber 
Verpachter dadurch feines Anfpruches begeben. 

Die von dem Bellagten BL. — unter 2. b. auf« 
geftellte Anficht, daß dem Berpachter bei beregter 
Vertragdbeftimmung nur an möglichfter Verfeinerung 
ber Schafheerbe gelegen, Daß er dieſem Zwecke durch 
ben Ankauf eines feinen Zuchtſtammes beſſer, ald 
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e8 durch die nach und nach bewirkte Anſchaffung 
einzelner Stähre geichehen können, entſprochen, und 
daß er hierdurch Die beregte Vorfchrift im Vertrage 
befeitigt habe, ift offenbar unrichtig; übrigens fehlt 
es am Nachweife über die factifche Unterlage diefer 
Folgerung, und eben fo wenig fann, aus gleichem 
Grunde, bad Anführen des Bellagten Beachtung 
erhalten, daß er hierbei mit Genehmigung bes vom 
Verpachter beftellten Generaldevollmächtigten gehan- 
belt hätte, 
3. 

Beide vorige Inftanzen ſtimmen darin überein, 
daß es dem Kläger bei ber gewählten Proceßart 
obgelegen hätte, das Anführen Bl. —, es fei ber 
Beklagte der Verbindlichkeit, alljährlich drei bis vier 
Stähre aus den feinften Königl. Sächſ. Schäfereien 
anzufchaffen, während ber legten ſechs Jahre feiner 
Pachtzeit nicht nachgefommen, fofort zu beweilen, 
und daß, da dies nicht gefchehen, die Klage in an— 
gebrachter Maaße abzuweiſen wäre (Bl. — — f.). 

Selbft wenn man von dem Gefichtspunfte 
(Bl. — —) ausgehen müßte, es fei die von dem 
Bellagten verhangene Unterlaffung ber Erfüls 
fung der fraglichen Verbinblichfeit, weil bavon das 
Entfteben des Anfpruchs des Werpachterd auf bie 
Gonventionalftrafe abhängig war, eine Thatſache, 
beren Beweis dem Kläger oblag, würde immer noch 
gegen die Klagabweijung das Bebdenfen erhoben 
werben fönnen, daß nad $. 4. im Anhange zur 
Erl, Proc.⸗Ordn. in einem ſolchen Falle zuvörderſt 
auf Beweis ber existentia conditionis interloquiret 
und einftweilen ber Erecutivproceß nur in suspenso 
gelaſſen werben foll. 

Allein dem Kläger kann überhaupt nicht anges 
fonnen werden, zu beweilen, baß ber Bellagte den 
Vertrag nicht erfüllt habe. Man braucht auf Die 
Streitfrage über die Beweislaft bei Bezugnahme auf 
reine einfache Negationen bier nicht näher einzu— 
geben; nur darauf möge hingebentet werden, daß 
wenigitend dahin die jächfifche Praris, wie dies 
noch ganz neuerlich von bem Oberappellationsgerichte 
geſchehen (HL. 260/251. December 1851.), fi) aus; 
geſprochen hat, es habe bei der cafjatorifchen Elaufel 
diejenige Partei, die ſolche geltend macht, feined- 
wegd auch das zu beweifen, daß der Gegner den 
Bertrag nicht erfüllt habe. Der BL. — ausgehobene 
Unterjchied zwifchen dem Falle der Eonventionalftrafe 
und dem ber cafjatoriichen Glaufel bei einem Padht- 
vertrage ift in der That nicht vorhanden. Macht 
ber Berpachter, weil ber Pachter das Pachrgeld nicht 
pünktlich bezahlt hat, von der caffatorifchen Glaufel 
Gebrauch, fo fann nicht gejagt werden, baß er ein 
bereits beftehendes Recht nur früher klagbar mache. 


Ein Recht, einfeitig und vor beendigter Gontractögeit 
ben Pachtvertrag aufzuheben, hatte ber Berpachter 
nicht; es entfteht vielmehr dies Recht erft eben 
dadurch, daß der Pachter die vertragsmäßige Bers 
bindlichfeit zur Zahlung nicht erfüllt. 

In einem ähnlichen Falle, wo ſich der Pachter, 
bafern er nach Auflöfung des Vertrags nicht pünft- 
lich räumen würde; für jeden Tag der Vergögerung 
zu einer Gonventionalftrafe von 5 Thlrn. — —⸗ 
verpflichtet hatte, ward im Wefentlichen nur darüber, 
ob der Verpachter neben dem Pachtgelde für bie 
jpätere Zeit auch noch die Eonventionalftrafe fordern 
könne, gefteitten, in feiner Inſtanz aber ein Zweitel 
dagegen erhoben, daß dem Berpachter es nicht ob— 
liege, nachzuweiſen, es habe ber Pachter nach be 
endigter Bachtzeit nicht geräumt, 

(in Saden Günthers '/. Funke am 7. Februar 
1850, f. Wochenblatt vom Jahre 1851. Er. 1. 
©. 5 fig.) 

Verlangt der eine Contrahent dasjenige, was 
ber andere im Vertrage verfprochen hat, unter dem 
Anführen, ber Leptere habe dies Verſprechen nict 
erfüllt, fo ift jener gewiß nicht derjenige, qui dicit, 
jonbern berjenige, qui negat; 

1. 2. C. de probat. (20, 3.) 

er behauptet nicht eine Thatfache, fondern er leugnet 
eine Thatfache, nämlich die ber Vertragserfüllung, 
ber solutio. In diefer Beziehung Fann ver in dem 
hierbei überhaupt nicht unbeachtlich erſcheinenden 
Werfe von 

Rizy, über die Verbindlichkeit zum Beweife im 

Eivilprocefie. (Wien, 1841.) $. 26. ©. 19. 

entwidelte Sag, daß, wenn beide Theile über ein 
und daſſelbe Moment ber gefeglichen Grundlage des 
Proceſſes entgegengefegte Behauptungen aufftellen, in 
ber Regel ber Bejahende, nicht ber Berneinent = 
beweifen babe, nicht unrichtig erfcheinen. Er mit 
mit dem von dem Oberappellationdgerichte mehrfat, 
3z. B. 

in Sachen Bieraur '/. Hartmann am 7. Mei 
1840, ſ. Wochenblatt für meikw. Rechrsfälk, 
Jahrg. 1847. Seite 67., 

audgeiprochenen Sage zufammen, baß ba, wo ein 
Verſprechen vorliegt, ber Promittent die Erfüllung, 
nicht der Promiffar bie Nichterfüllung zu beweifen babe. 

Im vorliegenden Falle fann übrigens gegen bie 
Anficht, daß der Anfpruch des Klägers auf die Conven⸗ 
tionalftrafe ald ein auf den Eintritt einer Bedingung, 
nämlich der in Bezug auf den Anfauf von Stähren 
verhangenen Unterlaffung geftellter anzufeben ſei, 
auch noch das eingehalten werden, daß der Beklagte 
ſich im Vertrage $. 8. alternativ verbindlich ge 
macht hat, nach feiner Wahl entweder alljährli 
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drei bis vier Stähre anzufaufen, oder ftatt beffen 
100 Thlr. —r —- an den Verpachter zu entrichten, 
und Daß er, wenn er in dem einen oder dem andern 
Pachtjahre Stahre nicht anfaufte, hierdurch feine 
Wahl, die Geldfeiftung zu entrichten, zu erfennen 
gab. Bor dem Ablaufe des Pachtjahres ftand dem 
Verpachter fein Recht zu, auf den Ankauf der Etähre 
für dieſes Jahr zu Magen, weil, wenn der Pachter 
diefen Ankauf. auch noch in den legten Tagen des 
Pachtjahres bewirkte, er feine Verbindlichkeit nicht 
unerfüllt gelaſſen hätte, 

Dem Kläger ift es daher nicht als ein Fehler 
bei Anftellung der Erecutivklage anzurechnen, wenn 
er darüber, daß der Bellagte in den fraglichen Jahren 
weder Staͤhre angefauft, noch die 100 The. — —⸗ 
bezahlt Habe, mithin, daß Eeiten des Beflagten Die 
solutio nicht gefchehen fei, urfundlihen Nachweis 
nicht beifügte. Im Gegentheil muf der Bellagte, 
weil er Darüber, daß er fein Verſprechen erfüllt habe, 
auf einen urfundlichen Nachweis fich zu beziehen 
nicht vermocht hat, in dieſem Proceffe veruriheilt 
werben. 

Bon felbft verftcht es ſich, daß, wenn der Be: 
Hagte Die Behauptung, daß er feiner Verbindlichkeit 
nahgefommen fei, oder ſolche Umftände, welche 
geeignet find, feine Verbindlichkeit zu buchftäblicher 
Grfüllung der beregten Vertragsbeftimmung zu be— 
feitigen, mittelft der MWiderflage ober befonderer 
Klage an» und auszuführen im Stande fein follte, 
ihm dies auch ohne ausdrüdlichen Vorbehalt im 
Urthel unbenommen bleibt. 

Daſſelbe gilt 

4. 

von der Bl. — — unter 3, vorgefhügten Ausflucht 
des Vergleiches. Daß diefe durch die Bl. — beis 
gebrachte Urkunde nicht liquid gemacht worden, lehrt 
der Inhalt diefer Schrift. Die Bl. — — nachgefuch- 
ion Marginalgeugniffe find nicht ertheilt worden, 
und Diejenigen Etellen in den Beilageacten, duch 
welche die Liquidität der Ausflucht ſich ergeben foll, 
bat der Beflagte nicht angegeben. 

(f. übrigens Bl. — — ber Beilageacten Nr. 150.) 

5 


Der Verurtheilung des Beflagten in ber Haupt— 
ſache ungeachtet war die in den vorigen Inftanzen 
ausgefprochene Koftencompenfation zu beftätigen, da 
es bei der Entscheidung der Sache auf Beantwor- 
tung einer beftrittenen Rechtöfrage und die Aus: 
legung einer nicht ganz zweifellos gefaßten Vertrags⸗ 
beſtimmung ankam.“ 

Auf die hiergegen eingewendete Appellation des 
Bellagten erkannte das Königl. Oberappella— 
tionsgericht am 5. Mai 1852: 


„Daß das vorige Urthel, wie hierdurch gefchieht” 
und unter Compenfation der in gegenwärtiger In— 
ftanz erwachſenen Koften, jedoch mit der Verbeſſe— 
rung zu beftätigen, daß die Entfcheidung über ben 
Koftenpunft folgendermanßen zu faflen gewefen: 
Dagegen werden die zeither in der Sache erwach— 
fenen Koften, einfchließlich der Appellationsfoften 
zweiter und gegenwärtiger Inſtanz, unter den Par- 
teien compenfitt. 

Entſcheidungsgründe. 

Die dritte und die zweite Inſtanz ſtimmen nach 
Bl. — flg. und — ausbrüͤcklich darin überein, daß 
des Klägers Sachlegitimation zur Genüge bewirkt 
fei. Nicht minder findet darüber Einverftändniß 
der beiden gedachten Inftanzen Statt, daß bie in 
der Klage geltend gemachte Vertragsbeftimmung zu 
Gunften Klägers auszulegen und die Stipulation 
einer Gonventionalftrafe von je 100 Thalern auch 
auf den in der Klagſchrift erwaͤhnten Fall der Unter: 
lafjung des Kaufs von Stähren zu beziehen fei, 
Bl. — lg. und — flp. 

Diefe beiden Punkte können daher nicht noch— 
mals zum Gegenftande richterliher Prüfung in der 
vierten Inftanz gemacht werden, und es bedarf auch 
feines Eingehens auf die dieſe Punfte betreffenden 
Ausführungen der Parteien in ihren neueften Ein— 
gaben. 

Weiter mag die Bl. — befindliche Ausftellung 
in Betreff des daſelbſt erwähnten Protokolls ſchon 
beöhalb auf fih beruhen, weil Beklagter ſelbſt wie- 
berholt auf die Verhandlungen, auf welche jenes 
Prorofoll ſich mit bezieht, fi berufen und gegen 
die Gültigkeit deſſelben nichts eingewendet hat. 

Die ſonach übrig bleibende Frage, welche in den 
vorigen Inflanzen verfchieden beantwortet worden, 
betrifft die Brage, ob Klägerm der Beweis der Er— 
füllung der Bertragsbeftimmung, bei deren Nichte 
erfüllung die ftipulirte Gonventionalftrafe zu zahlen 
ift, obgelegen. 

Die Frage, weldem ber Gontrahenten bei ber 
Geltendmachung der cafjatorischen Clauſel oder bei 
dem Anſpruche auf cine angeblich verfallene Con— 
ventionalftrafe der Beweis obliege, gehört zu den 
ſehr beftrittenen, wie insbefondere die Entſchei— 
dungsgründe des Urthels zweiter Inftanz gezeigt 
haben. 

Das Oberappellationsgericht kann zunaͤchſt einen 
hier maaßgebenden Unterſchied zwifchen ber cafja= 
toriihen Glaufel und der Gonventionalftrafe nicht 
anerfennen, ift vielmehr der Meinung, daß, gleidh« 
viel, ob man dem Gläubiger oder dem Schuldner 
ben Beweis auferlegen will, die diesfallſige Ents 
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ſcheidung eben fo für den Fall ber caffatoriichen 
Glaufel, als für den Fall der Conventionalftrafe 
gelten muß. In beiden Fällen liegen gleiche Rechts— 
verhältniffe in Bezug auf Die Beweisfrage vor, und 
die für den einen Ball vorgetragenen Gründe leiden 
auch auf den anderen Anwendung. 


Das Oberappellationggericht hat nun zeither im 
Sprechen ald Regel den Sa befolgt, daß, info 
weit nicht befondere factifche Umftände des einzelnen 
Falles eine Ausnahme nothwendig erheifchen, ber 
Gläubiger, welcher die cafjatorifche Clauſel geltend 
macht, zu beweifen nicht verbunden fei, daß ber 
Schuldner die ihm obliegende Vertragsichrift nicht 
erfüllt habe, und findet zur Zeit keinen ausreichenden 
Grund, von diefer Meinung, deren Gründe auch in 
dem Erfenntniffe voriger Inftanz ausgeführt find, 
wieder abzugeben. 


Diefe Rehtsanficht führt nothwendig zur Bes 
ftätigung des vorigen Erfenntnifjes. 


Die Einrede des Beklagten Bl. — ift, wie fie 
vorgebracht worden, auch abgejehen davon, daß zur 
Zeit die Eigenfchaft des Commiſſionsraths H. als 
Bevollmächtigten des Grafen H. nicht nachgewieſen 
ift, unbeachtlih, da in der Schrift Bl. — ein un— 
bedingter Verzicht nicht enthalten ift und bie Bei— 
lagsacten (vergl. Bl. — und —) das fonftige An- 
führen nicht unterftügen. — Im Uebrigen bleibt es 
dem Bellagten, und zwar auch ohne biesfallfigen 
Vorbehalt in dem Urthel, befannter gejeglicher 
Vorfchrift zu Folge, unbenommen, feine Einreben, 
foweit er fih damit fortzufommen getraut, mittelft 
befonderer oder der Widerflage weiter an- und aus— 
zuführen. 

Was endlich den Antrag Klägers Bl. — fig. 
auf Erläuterung bed vorigen Urthels anlangt, fo 
ericheint derfelbe begründet, da, wie aus den BI. — 
zu lefenden Entfcheidungsgründen unzweifelhaft her— 
vorgeht, die Gompenfation ber Procepfoften erkannt 
und nur bei der Abfafjung des Urthels eine diefem 
Erfenntnifje nicht entiprechende Formel deſſelben 
gewählt worden ift, Die Bezugnahme BI. — auf 
die früheren Inftanzen aber bei dem beigefügten 
Grunde nicht entfcheidend fein fann. 


Die Entſcheidung in Betreff der gegenwärtigen 
Inſtanzkoſten bedarf feiner befonderen Rechtferti- 
gung.” 


Mebacteur: Dr. Theodor Taudhnip. 


Miscellen. 


Anzeige nen ergaugener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 11. Stüd des Gejeg- und VBerorbnungd- 
blattes für das Königreih Sachſen (v. 3.1854) enıhält: 
No. 65. Deeret wegen Betätigung ber Statuten ber 
„Allgemeinen Brandverficherungsgefellichaft Sächfticher 
Lehrer; vom 1. Auguft 1854. No. 66. Verorbnung, 
die Erweiterung des Art. 34. der mir der König. 
Preuß. Regierung getroffenen Uebereintunft über die 

14. October 
30. November 
1839 betreffend; vom 11. Auguſt 1854. No. 67. 
Bekanntmachung, die Verfammlung der Stände bei 
Königreihs Sachſen zu einem außerordentlihen Land 
tage betreffend; vom 31. Auguft 1854. No. 68. Ber: 
ordnung, die Zandtagswahl im zweiten Bezirke dei 
Handeld» und Fabrikſtandes betreffend; vom 1. Ser 
tember 1854. — Kette Abjendung: am 8. September 
1854. 


Leiftung gegenfeitiger Rechtshülfe vom 


Orden. Se. Königliche Majeflät haben zu ar 
nehmigen geruht, daß die Nachbenannten bie ihnen 
vor Sr. Majeftät dem König von Bayern verlichenm 
Drbendbecorationen, und zwar 

ber Finanz» Dirertor, Geheime Rath von Ehrenflein 
das Gomthurfreug des Verdienſtordens der baver— 
fchen Krone, 

der Staatdeifenbahn« Director, Regierungsrat Stil 
das Comthurkreuz des Verdienſtordens vom heili— 
gen Michael, und 

ber Finanzrath von Tſchirſchky-⸗Bögendorf das Ri 
terkreuz deſſelben Ordens, 

annehmen und tragen. 

Se. Majeftät ver König haben dem penflenirz 
DOberpoftraih und Hauptmann von der Armee, Pins 
dad Ritterkreuz des Albrechtsordens Allergnäpigk = 
verleihen gerußt. 


— — — 


Anſtellungen bei Patrimonialgerichten. Ta 
Rechtscandidat Guſtav Adolph Goldfriedrich zu Plauen 
iſt als Verwalter der Gerichte zu Nöttis angeñel 
worden. 


Todesfälle. Geftorben: am 19. Sepibr. 1854 


der Gerichtödirector und Advocat Morig Pintber in 
Werdau. 


Offiein der Berlagshandlung. 
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Kann ein vor Ablauf des Beweisfatale nicht 

angetretener Beweis für verſäumt geachtet wer: 

ben, bevor der Anwalt des Beweisgegners jich 
zum Proceſſe legitimirt hat? 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. 8, ©. 


Dem H. war in feibsftlagfache gegen ©. und 
Ehen. mittelft oberftrichterlichen Erkenntnifjes, deſſen 
Nechtöfraft fomit aldbald mit der am 27. Mai 1848 
erfolgten Publication eingetreten war, ber Beweis 
einer Replif innerhalb dreißigtägiger Ordnungsfrift 
nachgelaffen worden. 

Am 27. Juni 1848 hatte dann zwar 9. um 
Erftrefung ber Beweisfriſt nachgefucht. Nach einis 
gen bier nicht weiter interefiirenden Zwijchenver- 
handlungen erging jedoch im October des nämlichen 
Jahres ein erftinftanzlicher Befcheid, in welchem 
das Friftgefuch, weil verfpätet, zurüdgewiefen und 
der Beweis für verfäumt erachtet ward. 

Gegen dieſen Befcheid remedirte H., darauf 
geftügt, daß dem Anmwalte feiner Gegner vorlängft 
fhon, fich zum Procefie zu legitimiren, Richteramte- 
wegen aufgegeben worden, Davon aber, daß derfelbe 
diefer Auflage inmittelft genügt habe, ihm erft durch 
Deecret des Procefgerichts vom 5. September 1848 
Nachricht zugefommen fei. 

Allein nicht nur die Juriftenfacultät zu Jena 
tieß ed (September 1849) — mit Hinweifung dar— 
auf, bag s. 1. Tit. VII. der Alt. Sächſ. Procef- 
ordnung nur für den Richter eine Vorſchrift ents 
halte, welche übrigens durch den Gerichtsgebrauch 


.® 4 % 
in MReimar. 


laͤngſt bie — Durchfuͤhrung verloren — dem 
Proceßgegner aber keineswegs die Befugniß gebe, 
ſich wegen des Mangels der Vollmacht des Sach— 
führers der andern Partei, geſchweige denn, wenn 
fie vorhanden und nur ihm nicht befannt gemacht 
worden, der ihm obliegenden proceſſualiſchen Plich- 
ten enthoben zu achten, — bei jenem Beſcheide 
lediglich) bewenden; audy das Spruchcolleg ium 
A Wu vurg, an welches die Acten in der Ober— 
berufungsinftang verfendet wurden, beftätigte den— 
felben (9. Zuli 1850) aus folgenden Gründen: 
„Die Proceplegitimation eines Anwalts ift nur 
zu dem Zwed erforderlich, damit Richter und Gegner 
im Boraus Sicherheit dafür gewinnen, daß ber 
für eine Partei aufgetretene Sahwalter von der— 
felben zur Führung ihres Procefjed wirklich ermäd)- 
tiget fei, und daß diefelbe die Handlungen biefes 
Sachwalters als für fich felbft berechtigend und ver- 
pflichtend angefehen wiffen wolle, damit nicht, falls 
es etwa an dem Confenfe des Vertretenen wirklich 
mangeln follte, ein vergebliches nichtiged Verfahren 
gepflogen würde. Cie vertritt nicht den consensus 
domini felbft, fondern ift nur ber Nachweis beffelben 
und ein Berfiherungsmittel gegen die Gefahr 
einer möglicher Weife ungültigen Proceßfüh— 
rung, nicht aber eine Bedingung der Gültigkeit 
des Verfahrens. Kläger verwechfelt offenbar bie 
Legitimation ded Procuratord mit dem Conſens ber 
vertretenen Partei ſelbſt. Wohl macht der Mangel 
diefes Gonfenfes das Verfahren des angeblichen 
Procurators nichtig, nicht aber ſchon der Mangel 
des Beweifes über die Eonfentirung, d. h. der bloßen 
Legitimation, gleichwie ja auch nicht diefe leptere es 
ift, was die Procefführung des Procurators gültig 
macht, fondern der zu erweiſende Conſens des Ver— 
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tretenen ſelbſt. Wer in fremdem Namen proceffirt, 
ift deswegen, weil und infolange er noch feine Boll- 
macht beigebracht hat, noch keineswegs falsus pro- 
curator; er ift ed nur dann, wenn ihn fein angeb- 
licher Eonftituent wirklich nicht ermächtiget hat, noch 
feine Handlungen ratihabiren will; er kann ebenfo 
gut wirklicher als falfcher Procurator fein, daher 
denn auch feine Handlungen, wie das auf biefelben 
gebaute Verfahren ebenfowenig noch als ungültig 
wie ald gültig behandelt werden fönnen, fonbern 
diefe Frage in suspenso bleibt, bis der Sachwalter 
entweder feine Legitimation beibringt, oder bis nach- 
gewiefen fein wird, baß die von ihm vertretene 
Partei ihn in der That nicht ermächtigt habe, noch 
fein Verfahren genehmigen wolle; bis zu dieſem 
Nahweife aber kann das bereits gepflogene Verfah- 
ven um fo weniger ſchon als nichtig gelten, als 
man bei ber entgegengefegten Anfiht annehmen 
müßte, daß ber angebliche Procurator, fo lange er 
fih noch nicht legitimirt hat, ein falsus procurator 
fei, während doch ein Falſum überall nicht präſumirt 
werben barf. 

Diefe in der Natur des Verhältnifjes liegende 
Ausführung wird auch pofitiv von den Quellen 
unterftügt, und von allen Proceßlehrern, welche je 
in die Sade eingegangen find, beftätigt. So geht 
aus der c. 24. Cod. de procurat. (1.13.) namentlich 
ganz beftimmt hervor, daß ein von einem Procurator 
geführter Proceß erſt dann als ein nichtiger zu 
erachten fei, nachdem ſich pofitiv herausgeftellt hat, 
daß jener Stellvertreter falsus procurator fei: 

„Licet in principio quaestionis persona debeat 
inquiri procuratoris, an ad agendum negotium 
mandaltum a domino litis habeat: si lamen 
falsus procuralor inveniatur, nec dieci 
controversiae solent, nec potest esse jndi- 
cium.“ 
Gleiches erhellt aus cap. A. in fin. X. de procur. 
(1. 38.) 
Biener, in syst. proc, jud., L. I. c. 4. $. 37. 
not. 5. 
bemerft: 
„Itaque quod ante legitimalionem gestum ac- 
tumve est, pro nullo habere nequaquam potest, 
cum stalim doceri possit, mandalum inter- 
fuisse.* 
Gensler, im Handbuch zum Proceß, Abhdl. V. 

8. 6. a. €. 
äußert: 

„ic. und weil, fo lange die Legitimation zum 

Proceß in ben Acten nicht hergeftellt ift, als 
ungewiß vorliegt, ob denn der vorgegebene 

Kläger oder Beklagte dies wirklich fei, fein 


fönne, fein wolle, der Rechtöftreit alfo in der 
Gefahr eines vergeblichen Refultats und einer 
abjoluten Nichtigkeit ſchwebt; ac.“ 
Bayer, in ben Borträgen über ben Eivilproceh, 
Ausg. VI. S. 226. 
fagt: 
‚rc. fehlt fie (die Proceplegitimation) gänzlich, 
und iftes auch gewiß, daß dieſem Man: 
gel nicht mehr abzuhelfen fei, weil 3.8. 
die Partei beftimmt erflärt, fie babe dem Stell: 
vertreter feinen Auftrag ertheilt, und wolle 
feine bisherigen Handlungen nicht ratihabiren, 
fo ift das ganze Verfahren ıc. ald wirkungslos 
und nichtig zu betrachten.’ 
Folgt nun auch daraus, daß ein ohme bereits bei» 
gebrachte Legitimation eines Anwalts gepflogenes 
Verfahren noch nicht als nichtig erachtet werben 
fann, allerdings nicht, baß bafjelbe wirklich und 
fofort gültig fei, fo kann dafjelbe doch vorläufig wie 
ein gültiges behandelt werden, ba nicht blos bie 
Hoffnung auf die wirkliche Eonfentirung vorhanden 
ift, fondern auch nicht präfumirt werden Darf, daß der 
alieno nomine Aufgetretene falsus procurator ſei. 
Allerdings ift es dem Nichter, gemeinrechtlich 
wie nach Sächfifchen Landesgefegen, unterjagt, in 
einer Proceßſache ohne vorher berichtigte Legitima— 
tion eines Anwalts vorzufchreiten. Aber dabei it 
nirgendwo ausgefprochen oder nur angedeuiet, daß, 
wenn ein Verfahren ohnerworgängige Proceflegiti- 
mation gleichwohl gepflogen würde, bafielbe ſchon 
fofort und bevor ſich der wirkliche Mangel des con- 
sensus domini felbft conftatirte, mithin auch jchen 
vorläufig als ungültig erachtet werden ſollte. Die 
ganze Folge, welche auf die richterlihe Umgebung 
jenes Verbots gefept ift, befteht vielmehr nur darin, 
daß die Gegenpartei des angeblihen Anwalts iv 
Broceshandlungen beffelben, fowie ben darauf few 
bauenden richterlihen Verfügungen die exceplio 
deficientis legitimationis ad processum entgegen 
zufegen, und zu verlangen berechtigt ift, daß ber 
Richter jenem Anwalt vor Allem noch feine Legiti« 
mation abforbere und bis zur Erbringung derjelben 
ben Proceßgang über die Sache felbit fiftire. Und 
giebt etwa der Richter dieſem Erceptionalantrage 
fein Gehör, oder verwirft er denfelben als unbe: 
gründet, und fegt das Verfahren nichtsdeftoweniger 
fort, fo kann die ercipirende Partei wider die aufs 
brüdliche oder ftillichweigende Zurüdweifung jemer 
ihrer Einrede ein ordentliches Nechtömittel ergreifen; 
außerdem bleibt es ihr unbenommen, Falls fich nad 
bereitö gleihwohl burchgeführtem Proceß, oder noch 
früher, ber wirkliche consensus domini al$ nicht vor⸗ 
handen berausftellen wird, das Berfahren ala nichtig 
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anzufechten, und ſich ihres durch bie vergebliche 
Procepführung erlittenen Schadens, fei es an dem 
gegentheiligen falsus procurator, fei es mittelft ber 
Spndicatsflage an dem Richter zu erholen. Macht 
fie dagegen von dem Recht der exceptio deficientis 
legitimationis ad processum feinen Gebrauch, fon- 
bern läßt den gegentheiligen Anwalt und den Richter 
in ber Procedur fortfahren, fo willigt fie dadurch 
in fo lange, als fie mit jener Einrede zurüdhält, 
wenigftens vorläufig in dieſe Procedur ein; fie er: 
Härt dadurch, daß fie es darauf anfommen laffen 
wolle, daß der Proceß hinterher bei fich etwa cons 
ftatirendem Mangel der consensus domini nichtig 
ericheinen werde, fie giebt fich freiwillig den ihr 
daraus etwa erwachſenden Nachtheilen preis und 
verzichtet dadurch vor der Hand auf ben Präventiv- 
fhug, welchen ihr die Geſetze mit der Bewilligung 
der mehrerwähnten exceptio deficientis Jegilimationis 
zugedacht haben, — ein Schugmittel, das lediglich 
in ihrem Interefje angeordnet ift und nicht im objec- 
tiven Intereffe, welchem leßtern vielmehr durch Die 
gefegliche Berhängung der Nullität des Procefjes im 
Falle entjchiebenen Mangeld des consensus domini 
allein ſchon binlänglich Genüge gethan ift. 

So lange demnach die Gegenpartei des angeblich 
anderfeitigen Anwaltes während bes gleichwohl ein- 
geleiteten Proceffes jene Ginrede nicht opponirt, muß 
fie folgeweife den an fie ergchenden richterlichen 
MWeifungen wenigftens eventuell, d. b. auf den Fall 
bin, daß die Legitimation werde nachgeholt oder die 
Ratihabition des Bertretenen erflärt werden, uns 
weigerlich, und fo pflihtmäßig wie fonft, nachkom— 
men und ben Proceß ihrerfeitd mit fortjegen, widris 
genfalls fie fich die Folgen des Ungehorfams wie 
in einem fofort gültigen Proceſſe zuzieht. Freilich 
fönnen diefe Ungehorfamsfolgen wie das ganze bie: 
herige Verfahren hinterher wieder rüdgängig werben, 
wenn fih nämlidy erft fpäter berausftellt, daß es 
am wirklichen consensus domini gebreche, indem in 
dieſem Falle das bisher proviforifch gültige Verfahren 
rüdwärts in ein definitiv ungültiges fich verwandelt; 
bis fich aber dies pofitiv herausftellt, und jo lange 
zugleih die exceptio def. leg. nicht opponirt ift, 
muß die Partei dafjelbe vorläufig gelten laſſen, fie 
darf ſich demſelben in feiner Weile entziehen und 
die gerichtlichen Weifungen fo ohne Weiteres als 
für fie nicht verbindlich ignoriren. Die Sache vers 
hält fih ganz in ähnlicher Art, wie wenn ein Ge— 
richt, defien Jurisdiction oder Competenz zweifelhaft 
ericheint, gleihwohl das Verfahren über die Sache 
jelbft eröffnet. Nimmt der Richter eine Klagſache 
an und citirt den Beklagten, welcher ihn nicht für 
befugt erachtet, fo fann biefer Beklagte wohl die 


exceptio judicis non congrui entgegenfegen und ver⸗ 
langen, daß fich das Gericht der Procedur in biefer 
Sache enthalte, und achtet der Richter auf Diefe 
Einrede gar nicht, oder erflärt er fie per decretum 
als grundlos, und fegt zugleich das Verfahren fort, 
fo ftehen dem Bellagten dawider bie ordentlichen 
Rechtsmittel zu Gebote. Nimmermehr aber darf er 
ſich vor rechtmäßig und vollftändig abgethaner Zus 
ftändigfeitsfrage bem Gerichtszwange jenes Richters 
geradezu entziehen und deffen Weifungen, ohne die 
Eompetenzeinrede entgegengeftellt zu haben, unbefolgt 
laflen; das Verfahren mag hinterher als nichtig er- 
icheinen und als ſolches zu behandeln fommen, in— 
zwifchen aber, und bis dies herausgeftellt fein wird, 
muß er ed ald wenigftend vorläufig gültig anerfen- 
nen und den in der Sache an ihn ergangenen richter- 
lihen Weifungen unweigerlich nachfommen. 
fr. 5. Dig. de jud. (V. 1.) 
fr. 2. Dig. si quis in jus. (II. 5.) 

In conereto hat nun der Kläger ber Fortſetzung 
bes Proceſſes nach Erlafjung der dem Anwalt bes 
beklagten Theild gewordenen Aufforderung zur Bes 
richtigung des Vollmachtspunkts fo wenig, als vor 
jener Aufforderung irgendje die exceptio delicientis 
legitimationis ad processum entgegengefeßt, noch 
fonft in einer anderweiten Form die einftweilige 
Eiftirung des Proceffed bis zur wirklichen Berichti— 
gung jenes Bollmachtspunfts verlangt oder angeregt, 
vielmehr fortwährend den Proceß Durch eigene Hand⸗ 
lungen fo fortgejegt, wie wenn ber gegentheilige 
Anwalt bereits gehörig legitimirt geweſen wäre, wie 
er denn fogar noch auf das rechtöfräftige Beweis— 
erfenntniß de publ. 27. Mai 1848 — freilih erft 
nad Umfluß der Beweisftift — mit einem Prolon« 
gationsgeſuche einfam, wodurch er denn neuerlich an 
den Tag legte, daß er jene Beweisauflage Damals 
als gültig erachtete und feineswegs die Procepfifti« 
tung verlangte. Demnach mußte er denn, infolange 
er wenigftend ben Mangel nicht anregte, den an ihn 
erlafienen Weifungen wenigftens vorläufig Genüge 
feiften, und fo namentlich den ihm durch vorallegirtes 
Erfenntniß auferlegten Beweis binnen ber präfigir- 
ten, ipso jure jerftörlichen Frift antreten, d. h. biefe 
Frift als ihm rechtlich laufend vorläufig wenigftens 
behandeln. 

Da übrigens bie Vollmachtsberichtigung Seitens 
des gegentheiligen Anwalts inzwifchen längft, naͤm⸗ 
lih fhon am 8. Februar 1845, wirklich zu ben 
Acten gelangt war, fo war Kläger zur Beweis- 
antretung zwifchen dem 28. Mai und 26. Juni 1848 
nicht einmal blos vorläufig, fondern vollends ſchon 
definitiv verbunden; und wollte man auch bem Um— 
ftande, daß ihm jene Berichtigung erſt nach dem 


Ablauf der Beweisfrift förmlich notificirt wurde, 
ungeachtet er mit dieſer Thatſache actenmäßig ſchon 
laͤngſt vertraut gewefen fein mußte, gleichwohl noch 
Rechnung tragen, fo wäre er body binnen mehr⸗ 
erwähnter Friſt immerhin vorläufig zum Beweis— 
antritt verbunden geweſen, und es mußte dieſe ſeine 
blos proviſoriſche Verpflichtung nunmehr, nachdem 
mit dem Decret vom 28. Auguft 1848 aud bie 
förmliche Notification der Bollmachtsberichtigung 
nachgeholt worden, fogar rückwaͤrts ald eine defini— 
tive Verpflichtung behandelt werben.‘ 


108. 


Ueber die Legitimität eines Kindes, welches zwar 

während der Ehe, aber noch vor dem 182jlen 

Tage nah deren Schliegung geboren if. — 

Zur Erläuterung 8. 14. des Erbfolgemandatd 

vom 31. Januar 1829. — Beweisfraft pfarr: 
amtlicher Zeugniffe. 


Mitgetheilt von 
Herren At. R in F. 


Johann Chriſtoph H. zu W. war am 12. Juni 
1803 mit Marien Sophien F. getraut worben. Am 
29. bejjelben Monats hatte diejelbe eine Tochter ges 
boren, welche in ber Taufe die Namen „Eleonore H.“ 
erhielt und in das Kirchenbuch austrüdlich ald Toch- 
ter des Ehemannes ihrer Mutter eingetragen wurde, 
Nachdem dieſe Ehe 1814 getrennt worden, verhei- 
rathete fi Johann Chriſtoph H. anderweit mit 
Goncordien geb. E., aus welchem Ehebündniß eben— 
fall eine Tochter, Augufte, fpäter verehel. Sch., 
hervorging. Am 5. Februar 1849 verftarb Johann 
Chriſtoph H. ohne Teftament und es ſetzten ſich die 
hinterlafjene Wittwe und deren Tochter in den Befig 
feines gefammten Nachlaſſes, indem fie fi) weigers 
ten, die Eleonore H., nachmals verehel. St., als 
Miterbin anzuerkennen und ihe ben ihr ald Deſcen— 
dentin des Erblaſſers gebührenden Erbtheil auszu— 
antworten. 

Deshalb und zunächft wegen Herausgabe eines 
Nachlafpverzeichniffes ward Leptere gegen fie mit 
Bezugnahme auf die vorangeführten Thatſachen und 
unter Beilegung mehrerer die berührten Bamiliens 
verhältniffe nachweifenden PBaftoralzeugniffe Ende 
des Jahres 1849 vor den Gerichten zu W. mit D, 
Hagbar. 

Die Bellagten beftritten bie Statthaftigfeit der 
Klage, weil die Rechtöregel: Pater est, quem justae 
nuptiae demonstrant, nur innerhalb der gefeglichen 
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Nativitätstermine gelte, die Klägerin aljo, wenn fie 
für ein legitimes Kind Johann Ehriftoph H.'s ge 
halten werden wolle, hätte anführen muͤſſen, daß fe 
von dieſem mit ihrer Mutter wirflich erzeugt fei, und 
ercipirten Bl. —, daß ihre Erblaffer jich mit ber 
Klägerin Mutter innerhalb des Tten, Bten, 9ten, 
10ten Monats, von der Klägerin Geburt zurüd- 
gerechnet, nicht fleifchlich eingelaffen habe. 

Das Königl. Spruchcollegium zu Leipzig 
verurtheilte die Beklagten in einem am 26. Septem⸗ 
ber 1850 eröffneten Urihel dem Klaggeſuche gemäß 
aus folgenden Gründen: 

„Weil zwar inhalts bes BL. — in beglaubigter 
Abfchrift erfichtlichen Paftoralzeugniffes Klägerin 
ſchon am 17ten Tage nach ber am 12. Juni 1803 
von Johann Ehriftoph H. mit ihrer Mutter, Marien 
Sophien $., vollzogenen Trauung geboren worden, 
dennoch dafür, daß diefelbe für eine eheliche Tochter 
ernannten H.'8, deſſen Ehe im Jahre 1814 wieder 
getrennt worden, anzujehen, die Präjumtion jo lange 
fpricht, als fie nicht durch den Beweis des Gegen 
theils widerlegt wird, da nach dem Allodialerbfolge: 
gefeße vom 31. Januar 1829. $. 14. alle aus einer 
durch priefterlihe Trauung vollzogenen Ehe ober 
doch nach vorhergegangenen öffentlichen Verlöbniſſe 
ihrer Eltern Gezeugte und Geborene, obſchon die 
Ehe nachher gefchieden oder für nichtig erflärt wor⸗ 
ben, für ehelich zu achten find, folglich der Alägerin 
Anſpruch auf ein Miterbrecht an dem Nachlaſſe ihres 
Vaters, in deſſen Beſitze fih nach pet. 1. c. — tie 
Beklagten [die zweite Ehefrau des deluncti und die 
mit Diefer erzeugte Tochter] befinden, für hinreichend 
nachgewiejen zu achten iſt;z“ — 

Es behielt jedoch dabei ben Bellagten ben 
Beweis ihred gedachten Anführens mit dem Entſchei— 
dungsgrund vor, „da, wenn die Klägerin bes Gib 
laſſers Tochter nicht ift, ihre auch das prätembdick 
Miterbrecht nicht gebührt”, und fegte die Entſchei— 
dung über die Proceßkoſten einftweilen aus. 

Hiergegen appellitten beide Theile und insbeſon— 
dere die Klägerin mit der Befchwerde, daß die Be 
klagten nicht unbedingt verurtheilt, ſondern ibnen 
zuvor der fragliche Beweis nachgelaffen worten. 
Ein am 6. Mai 1851 publicittes Erkenntniß des 
Königl. Appellationsgerichts zu Zwidau bs 
ftätigte Das gedachte Urthel allenthalben unter Com— 
penfation der Injtanzfoften aus den nachbemerkten 
Nationen: 

„Der Umftand, daß die Klägerin nah Ausweis 
des der erhobenen Klage zum runde gelegten 
Pfarrzeugniſſes Bl. — am 29. Juni 1803 in einer 
Ehe geboren worden, welche erſt am 12. defjelben 
Monats zwijchen ihrer Mutter und dem Chemanne 
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und beziehentlich Vater der Beklagten, weil. Johann 
Ehriftoph H., geichlofien worden ift, begründet aller- 
dings Die Vermuthung, baß bie Klägerin von ber 
Beklagten Erblafjer erzeugt und demnach auch durch 
die nachfolgende Ehe legitimirt worden fei- Denn 
daß berartige firchliche Zeugniffe das nächfte und 
hauptfächlichfte Moment find, wornach der status 
familiae eines Menfchen zu beftimmen fei, ift geſetz— 
lich vorgefchrieben, 

(m. f. die zum Generale, die Einrichtung ber 
Kirchenbücher betr., vom 18. Februar 1799. 
gehörige Anweifung num. 1.) 

und felbit ohne befondere Rechtöfenntniß einem Jeden 
fo befannt, daß man nicht umhin fann, voraus— 
zufegen, auch dem Erblaffer der Beklagten fei dies 
befannt geweien und zugleich, baß das von feiner 
Ehefrau fo kurze Zeit nach ber Verheirathung geborne 
Kind als eheliches Kind werde in das Kirchenbud; 
eingetragen werden. Erwähnt nun das angezogene 
Pfarrzeugniß feines hiergegen von dem Exblaffer 
erhobenen Widerfpruchs, fo ift man auch anzunehmen 
berechtigt, es fei derfelbe damit einverftanden ge- 
weien, daß bie Klägerin als fein ehelich geborenes 
Kind in das Kirchenbuch eingetragen werde, und 
war er bamit einverftanden, fo hat er auch indirect 
anerfannt, die Klägerin fei von ihm gezeugt. Denn 
wer nicht widerjpricht, wo zum Widerfpruche drin« 
gend auffordernde Umftände ihm befannt find, erklärt 
fein Einverftändniß eben dadurch, daß er ben Wibder- 
fpruch unterläßt. Jenes Eingeftändniß des verſtor— 
benen H. find demnach auch die Beklagten, als 
befien Erben, gegen fich gelten zu laffen verbunden, 
ausgenommen, fie könnten folches durch den ihnen 
nachgelafienen Beweis ihres erceptivifchen Vorbrin— 
gend Bl. — entfräften. 

Haben nun aud die Beflagten in ber eingereich- 
ten Schedul Bl. — gegen das vorige Urthel nicht 
appellirt, fondern nur Beſchwerden aufgeftellt, fo 
ftellen fich doch legtere, nach dem Borbemerften, ald 
unerheblich dar, und es it von ihnen deren Recht» 
fertigung nicht einmal verfucht worden. 

Aber auch zu ber Klägerin Berufung war bad 
vorige Urthel lediglicy zu beftätigen, und es ift dies— 
falls Folgendes zu bemerfen: 

Die Rechtöregel: Pater est, quem justae nuptiae 
demonstrant, fann, wie 

von Savigny, im Syſteme des heutigen Römi— 
ſchen Rechts, Bd. 2. ©. 389. 

erörtert und nachgewiefen hat, nur auf Diejenigen 
Kinder angewendet werden, beren Mutter innerhalb 
ber Nativitätsperiode oder eined Theiled berjelben 
in einer gültigen Ehe gelebt hat. 


Nun bat zwar dieſe bem älteren Römischen Rechte 
angehörende Regel in ben Yuftinianifchen Rechts— 
büchern infofern eine Mobdification erlitten, ald auch 
diejenigen Kinder einer in einer Ehe lebenden Muts 
ter, fobald fie von dem Manne als von ihm erzeugt 
anerkannt worben find, den ehelich geborenen gleich“ 
geftellt werden follen. Allein es wirb hierbei, wie 
auch die Bl. — berufenen Gefegesitellen [ec. 11. Cod. 
de natural. lib. (V, 27.), nov. 89. cap. 8.] Klar an 
bie Hand geben, ein ausbrüdliches und beftimmtes 
Anerfenntniß erfordert, und es darf ebendbeshalb, 
fobald dieſes Anerfenntniß nicht direct vorliegt, ſon— 
been erft durch Hülfe von Schlußfolgerungen gefuns 
den wird, ber Beweis des Gegentheils niemals 
ausgejchloffen werben. Denn jene Rechiöregel befaßt 
nur eine praesumtio juris, welche blos jo lange für 
wahr gehalten werben fann, als nicht die Illegiti— 
mität der Geburt nachgewiejen worden ift. 

Etwas Anderes ift indeß auch in der BI. — 
angezogenen $. 14. bes die Allodialerbfolge betreffens 
den Mandats vom 31. Januar 1829 nicht vor— 
geihrieben, und namentlich fann, wie 

Dr. Krip, in der Zeitfchrift für Rechtspflege und 

Verwaltung, neue Folge, Bb. 6. S. 480. 
ausführlich dargelegt hat, die Vorſchrift: 

daß für cheliche Ablömmlinge alle aus einer 

durch priefterlihe Trauung volljogenen Che 

Gezeugte und Geborene zu achten feien, 
nur mit Rüdjicht auf obige Rechtöregel interpretirt 
und nur fo verftanden werden: 

baß dasjenige Kind, deſſen Mutter während ber 
Nativitätsperiode in einer Ehe nicht gelebt hat, 
nur dann als ehelich geborenes angefehen wers 
den fann, wenn ed von dem Ehemanne ala 
von ihm erzeugt ausbrüdlich anerkannt wors 
ben iſt. 

Auf ein ſolches Anerkenntniß der Alägerin Seiten 
des Erblafjerd der Beklagten hat jedoch in ber vors 
liegenden Klage nicht Bezug genommen werden 
fönnen, und es durfte demnach auch den Beklagten 
der Beweis der unehelihen Geburt der Klägerin 
nicht abgejchnitten werden.“ 

Auch diefe Entſcheidung entbanden beide Theile 
von ber Rechtskraft, und ed wurde ihnen am 31. 
December 1851 ein Erkenniniß des Königl. Ober» 
appellationdgerichts eröffnet, welches auf der 
Klägerin Berufung den in erfter und zweiter Inftanz 
der Verurtheilung der Bellagten annectirten Bors 
behalt eines Ausfluchtsbeweijes in Wegfall brachte, 
die bisher aufgelaufenen, ingleihen die in britter 
Inſtanz erwachienen Koften zwijchen den Parteien 
aufhob, der Beklagten Appellation verwarf und, wie 
nachſteht, begründet war: 
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„Es erfcheinen bie Einwendungen ber Beflagten 
gegen die Schlüffigfeit ber Klage allerdings von 
feiner Erheblichfeit. Nach dem BI. — in originals 
kräftiger Abfchrift befindlichen, als integrirender Theil 
der Klage anzufehenden Kirchenzeugniſſe sub B. ift 
Marie Sophie F. am 12. Juni 1803 mit dem da— 
maligen Müller Johann Ehriftoph H., defien Iden> 
tität mit dem verftorbenen Ehemanne und beziehent« 
(ih Vater der Beklagten nach demjenigen, was in 
dem kirchlichen Zeugniffe Bl. — unter A. auf Grund 
eines den Ausftelleen vorgelegenen Taufzeugnifjes 
atteftirt worben, außer allen Zweifel beruht, getraut 
und fiebensehn Tage darauf, am 29. Juni 1803, 
aljo während diefer Ehe von einem Kinde entbunden 
worden, welches bei der Taufe die Namen „Eleo— 
nore H.“ erhalten hat und als deſſen Vater Der 
Ehemann der Entbundenen im Kirchenbuche bezeich- 
net ift, defien Identität mit der als Klägerin auf 
getretenen Eleonore verehelichten ©. geb. H., auch 
theild bei der durch das gerichtliche Zeugniß BL. — 
noch befonderd beftätigten Uebereinftimmung bes 
Namens vorauszufegen, theild von Beklagten nicht 
beftritten worden ift. 

In der Beziehung auf Die jo eben erwähnten 
Zeugniffe liegt alfo die Behauptung: 

daß Klägerin von der erften Ehefrau des Erb- 
fafjers der Bellagten während der Ehe — 
fiebenzehn Tage nad deren Cingehung — 
geboren und auf den Namen bed Erblaffers 
der Bellagten getauft, diefer auch ausdrücklich 
als der Vater des Kindes in das Kirchenbuch 
eingetragen worden fei. 

Ob ferner die Regel: pater est, quem justae 
nuptiae demonstrant, nur in ber in den Entſchei— 
dungsgrünben voriger Inftanz bezeichneten Maaße 
zu verftehen und in demſelben Sinne die Beftimmung 
in $. 14. bed nurerwähnten Mandate: 

daß alle aus einer durch priefterliche Trauung 

vollzogenen Ehe Gezeugte oder Geborene 

für ehelich zu achten feien, 
aufzufaffen fei, fann im vorliegenden Falle ganz 
dahin geftellt bleiben. Denn die Zweifel gegen die 
Regitimität eined Kindes, welches jo Furze Zeit nad) 
Eingang der Ehe geboren worden, daß die Zeugung 
nothwendig vor bie Ehe zurüdfallen muß, können 
lediglich die Paternitätsfrage betreffen, wogegen 
ſowohl nach Römiſchem Rechte, 

cf, 1. I1. Cod. de natural, liberis (V, 27.), nov. 89. 

cap. 8. 
als injonderheit nach der angeführten Beftimmung 
bes Mandats vom 31. Januar 1829 foviel außer 
allem Zweifel beruht, daß in vorausgeiegter 
Paternität des Ehemannes jedes auch noch fo 


kurze Zeit nach Eingang ber Ehe geborene Kin 
(mit alleiniger Ausnahme ber im zweiten Sage ber 
g. 14. bezeichneten) für ein eheliches zu achten ik 
und auf die Zeit des Gmpfängnifjes etwas nicht 
anfommt. Daß aber der Erblaffer der Beklagıen 
die Klägerin als ein von ihm erzeugted Kind 
anerfannt habe, aljo aud die Baterfchaft bes 
Erblafferd feines weiteren Beweiſes bebürfe, wenn 
er, wie das Kirchenzeugniß sub B. bezeugt, daſſelbe 
auf feinen Namen taufen und ſich als deſſen Bat: 
in das Kirchenbuch eintragen laffen, bie ift bereits 
in voriger Inftanz mit überzeugenden Gründen nad- 
gewiefen worden, und ed mag in biefer Deziebung 
nur noch bemerkt werben, daß, wenn eine in te 
Ehe lebende Frauensperſon niederfommt, bie Tauie 
bed Kindes und der erforderliche Cintrag in Bas 
Kirchenbuch der Natur der Sache nad gar mid 
füglih ohne Vorwiſſen und Goncurrenz Des Ei 
mannes gefchehen fann, dafern nicht ganz bejonbere, 
nicht voraugzufehende und vom Gegentheile zu be 
weifende Umftände (3. B. weite, längere Zeit bauernt: 
Entfernung des Ehemannes) vorgelegen haben. 
Gegen die Annahme ber vorigen Erfenntnifie, 
daß der Klagegrund für eingeräumt zu erachten je, 
haben Beklagte nicht gravaminirt, Es ift auch der 
vorigen Entſcheidung, infofern Man dieſe Frage in 
Nüdficht auf die "weiter gehende zweite Beſchwerde 
der Beklagten für mit bevolvirt anfehen will, hierin 
völlig beizupflihten. Obwohl nämlich Beklagte BL. — 
theild die Identität ihres Erblafjers mit dem in dem 
Kicchenzeugniffe Bl. — erwähnten Johann Ebriiterd 
H. geleugnet, theils auf das dieſe Identität außer 
Zweifel ftellende lirchliche Zeugniß Bl. — verneinen 
fich eingelaflen haben, fo enthält doch erfteres fein 
factifche Berneinung, fondern lediglich das Beitreiten 
einer aus den beigebrachten Zeugniffen fich ergcher 
den Folgerung, und in legterer Hinficht verbiem du 
negative Einlafjung feine Berüdiichtigung, da bu 
von den Geiftlichen unter Beifügung ihres Amis 
fiegeld audgeftellten Zeugnifie ald öffentliche Dom 
mente zu gelten und volle Beweisfraft haben, baferı 
nur deren Inhalt, was auch bei dem Zeugniſſe BI. — 
der Fall ift, die Grenzen ihrer amtlichen Befugnife 
und Thätigfeit nicht überfchreitet. Es erledigt 14 
auch das formelle Bedenken, ob in dem von te 
Klägerin angeftellten ordentlihen Proceſſe die mi 
der Klage tiberreichten, von den Bellagten nid 
allenthalben eingeräumten Documente jofortige ma- 
terielle Berüdlichtigung finden dürfen, oder etwa a 
Beweis der Klage mit Vorbehalt ded Gegenbemweiiet 


interloquirt werden follen, durch die hier einſchlagen 


den Beitimmungen der Erf. P.O. ad tit. I. 8. 6. un! 
der P.⸗O. ti. XXIV. 8.3, verb.: „Es wären dann“ x 
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Somit fommt ed nur noch darauf an, ob bie von 
Beklagten vorgejhügte Ausfluct: 
daß ihr Erblafier fich mit ber Mutter ber Klaͤ— 
gerin innerhalb der gefeplichen Nativitätsperiode 
fleifchlich nicht eingelaffen habe, 
bie in den vorigen Inftanzen gefundene Berüdfich- 
tigung verdiene. Und dies bat bedenklich erfcheinen 
müffen. 

Der Umftand, daß der Erblaffer der Beklagten 
Die Klägerin auf feinen Namen taufen laffen und 
feiner Eintragung in das Kirchenbuch als den Vater 
des Kindes nicht widerfprochen, begründet nicht nur 
eine durch ben Beweis des Begentheild zu bejeitis 
gende Präfumtion, daß die Klägerin wirklich aus 
einem anticipirten Beijchlafe bes Erblaſſers der Bes 
klagten mit feiner erften Ehefrau hervorgegangen fei; 
es wird hierdurch nicht nur Die Nechtöregel: pater 
est, quem justae nupliae demonstrant — bafern 
Man deren Anwendbarkeit an fich mit der vorigen 
Inſtanz in Hinblid auf den furzen, zwifchen dem 
Eingang ber Ehe und der Geburt des Kindes innes 
liegenden Zeitraum bier für bedenklich erachten will — 
erjegt, fondern die Wirfung jener Umftände geht 
weiter. Sie enthalten, wie oben bereitd nachgewiefen 
worden, ein auf concludenten Handlungen beruhen 
Des factiſches Anerfenntnig. Wie nun die Wirkſam— 
feit eines ſolchen im Allgemeinen ber eines ausdrück— 
lichen Anerfenntniffes gleichfteht, fo verfieht es fich 
von felbft, daß die Beklagten, ald die Erben des— 
jenigen, von welchem Das Anerfenntniß ausgegangen, 
nur mit folchen Ausflüchten dagegen gehört werden 
fönnten, welche auch ihren Erblaffer gegen bie ihr 
Kindesreht etwa in Anfpruch nehmende Klägerin 
zugeftanden haben würden. Hatte aber der Ehe— 
mann ber Mutter der Klägerin leßtere auf feinen 
Namen taufen, fih aud als ihren Vater in das 
Kirchenbuch eintragen laffen und hierdurch feine 
Vaterſchaft factifch anerfannt, fo würde derſelbe zu 
Befeitigung diefes Anerkenntniſſes zwar mit folchen 
thatfächlihen Ginwendungen haben gehört werden 
fönnen, durch welche die bezeichneten Umftände bie 
Natur von concludenten, ein Anerkenntniß begrins 
denden Thatfachen verlieren. Nicht aber fann 
dDiefem Anerfenntnifje gegenüber die Tharfache ber 
Zeugung ber Klägerin durch den Erblafier der Be— 
flagten an fich weiter in Betracht gelangen. Hat 
Letzterer fich wirklich, wie Beklagte behaupten, inner- 
halb der gefeglichen Rativitätsperiode mit der Mutter 
ber Klägerin nicht eingelaflen, fo folgt hieraus an 
ſich nur foviel, daß das Anerkenntniß des Erblafjers 
der Beklagten ber materiellen Wahrheit nicht ent— 
fpreche, keineswegs verlieren die mehrerwähnten 
Umftände hierdurch ihre Eigenſchaft als concludente, 


ein rechtögültiged factifches Anerfenntniß begrüns 
bende Handlungen, Es hat auch das Oberappellas 
tionsgericht früher und namentlich in bem von ber 
Klägerin Bl. — angeführten Falle*) den Grunbfag 
angewendet, baß ein Ehemann, welcher das vor 
dem 182ften Tage nad) Eingehung ber Ehe geborene 
Kind auf feinen Namen taufen läßt, nachher zu 
Ausführung der Behauptung, daß er nicht Water 
des Kindes fei, nicht zuzulaffen fei. 

Wie aus vorftehenden Gründen auf der Klägerin 
Appellation ber der Berurtheilung der Beflagten 
beigefügte Vorbehalt eines Ausfluchtsbeweiſes in 
Wegfall zu bringen geweſen, fo ftellt ſich der Be- 
klagten Berufung hiernad von felbft als unerheb- 
lic) dar. 

Nach Wegfall des in den vorigen Inftanzen vors 
behaltenen Ausfluchtsbeweifes ift nunmehr auch über 
die bisher erwachfenen Proceßkoſten erfter Inftanz 
zu cognoseiren geweſen, und mit Rüdfiht auf bie 
in der Sache liegenden Zweifel hat man fich zu 
deren Eompenfation veranlaßt gefunden, welde, was 
die in jegiger Inftang erwachjenen Koften betrifft, 
feiner befondern Rechtfertigung bedarf.” 

Gegen biefe Entfcheidung remedirten die Beflag- 
ten. Es erfolgte aber ein beftätigendes Erfenntniß 
des Königl. Oberappellationsgerichtd, publi— 
eirt am 29. Juni 1852, welches jedoch ebenfalls bie 
letztinſtanzlichen Koften verglich. Daſſelbe war fols 
gendergeftalt motivirt: 

„Es fann fich jept lediglich um bie Frage hans 
bein, ob die als Einrede anzufehende Entgegnung 
der Klage fol. — den Beklagten zu beweifen nach— 
zulaffen oder ob das Erfenntniß fol. — — zu beftü- 
tigen fei. 

Die Zuläfigkeit des Rechtsmittels unterliegt 
feinem Zweifel, denn in dem Urthel fol. — war der 
Beweis des fol. — Vorgeihügten nadıgelaffen, Dies 
auch in ber zweiten Inftanz fol. — beftätigt worden, 
wogegen bie dritte Inftanz auf Wegfall dieſes Bes 
weiies erfannte,. Dies Urthel ift den 31. December 
1851 verfündet worden und am 10. Januar 1852 
haben Beklagte dagegen appellirt. 

Nach dem Zeugniß fol. — ift Johann Ehriftoph 9. 
mit Marien Sopbien F. am 12. Juni 1803 getraut 
worden und bereitd am 29. Juni 1803 die Eleonore 9. 
geboren worden. Gie ift unter dieſem Namen ins 
Kirchenbuch eingetragen, ebenfo ift als Vater Johann 
Chriſtoph H- bemerft. Die Entgegnung Der Beklag⸗ 
ten beſteht sec. fol. — lediglich darin, daß Johann 


*) DOberappellationsgerichtserfenntniß_ vom 14. Januar 
1846 in Sachen Ichannen Chriſtianen geſch. Ruttloff gegen 
Ghriftian Friedrich Ruttloff, ergangen beim vormal. Juftigamte 
Ghemnig. 





Ehriftoph H. mit feiner Ehefrau, der Mutter ber 
Klägerin, fi) innerhalb der fol. — angegebenen 
Zeit nicht fleifchlich vermifcht habe. Dieſe Entgeg- 
nung hat man dem vorliegenden, nicht zu bezwei— 
felnden Inhalte der Zeugniffe gegenüber als unbeacht— 
lich angeſehen, man hat ſich auch nach nochmaliger 
Prüfung der Sache mit dieſer Anficht einzuverftchen 
gehabt. 

Eoviel ſteht feft, daß die Klägerin während ber 
durch priefterliche Trauung vollgogenen Ehe ihrer 
Mutter mit Johann Ehriftoph H. geboren worden. 

Aus dem Sinn und Geift der hier einfchlagenden 
Gefege, namentlich 

L. 11. Cod. de naturalibus liberis junet. Novell. 89. 

cap. 8. und 

Allodialerbfolgegefeg vom 31. Januar 1829, $. 14. 
gebt foviel hervor, daß die Geburt eines Kindes 
nach der Handlung, welche die Gefege als Beginn 
der Ehe bezeichnen oder erfordern, in Sachſen aljo 
priefterliche Trauung, 

man vergl. 8. 14. u. 92. des Allodialerbfolgegefegeg, 
als eine eheliche anzufehen fei. 

Hierdurch wird natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Ehemann, wenn er das Kind nicht als das feinige 
anerfennen will, die ihm deshalb rechtlich zuftändigen 
Maafregeln ergreifen Fönne; ift Died jedoch nicht 
geſchehen und bat er ſich namentlich ald Vater in 
das Kirchenbud) oder Geburtsregiſter eintragen laffen, 
fo liegt offenbar hierin auch feinerjeitd ein Anerfennts 
niß des Kindes, ald eines von ihm erzeugten, und 
nun tritt die obenerwähnte Dispofition der Gefege 
ein, nach welcher ein Kind auch dad Erbrecht ohne 
weitere Frage über feine Abftammung von dem Erb— 
Lafjer geltend machen kann. Es folgt hieraus, daß 
die Entgegnung fol. — zum Beweis nicht ausgefept 
werden fonnte, weil fie, ſelbſt wenn fie bewiefen, 
dem Rechte der Klägerin in feiner Weiſe entgegen» 
ſtehen wuͤrde.“ 


109. 
Auch in geringfügigen Rechtsſachen ift das 
septiduum zu beobachten und namentlich die 
Ginlaffung und das Vorbringen von Ausflüchten 
an bie gejegliche Friſt gebunden, 
Mitgetheilt von 
Herren 9. U. in L. 


In einer vor dem Stadtgerichte zu 8. im J. 185% 
anhängig gewordnen geringfügigen Rechtsfache reichte 
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Bellagter erft am fiebenten Tage die Einlafjunzs. 
und Erceptionsfchrift bei den Acten ein und wurd 
demzufolge in dem gefprochenen Befcheide ber Aug 
bitte gemäß verurtheilt. 

Auf hierauf mit Beziehung auf $. 5. des Wir 
bats vom 28. November 1753 eingewendere Appel 
lation Seiten Bellagtens erfannte das Königt 
Appellationsgericht zu 8: 

„Daß der BI. — zu lefende Beſcheid, in Benat 
daß nach der richtigeren, vom Königl. Appellarions 
gericht confequent befolgten Meinung auch in gerin:: 
fügigen Rechtsjachen das septiduum zu beobatın 
und namentlich bie Einlaffung und das Vorbringe 
von Ausflüchten an die gefepliche Frift gebunden ih 
immaaßen die Worte in $. 5. ded Mandates sr 
28. November 1753, 

„daß der Beflagte vor Abfaſſung bes Dech 

ober Berjendung ber Acten dasjenige, wa 

er zur Ablehnung anzuführen vwermeine, eben: 

bei deſſen Verluft beizubringen habe”, 
lediglich auf die Befcheinigungsfrift zw beziehe 
find, eine Auslegung, welche fich ſchon beshalt als 
die richtigere empfiehlt, weil die jenen Morten ur 
mittelbar vorausgehende Dispofition deielten I. 
ebenfalld nur Die Bejcheinigung ber Parteireräg: 
betrifft, wogegen $. 3. des angezogenen Wantart 
ausdrüdlich vorjchreibt, daß Die Ladung auf die Klage 
unter Dem gewöhnlichen Präjudize erlaflen werden 
foll, und wenn fich für die ertgegengefegte, übrige? 
auch in ber früheren Praxis beftrittene Meinung ae’ 
die Auctorität von 

Haubold, Anleitung ıc., 8. 47. sub 2. 
berufen wird, hierbei nicht Üüberfehen werben di 
daß diefer Echriftfteller ein Einbringen der Eige 
der Inrotulation der Acten ohne Innehaltung !* 
septidui nur dann für unfchädlich erklärt, © 
Seiten der anderen Partei eine Ungehorfamstit! 
Digung nicht unternonmen worden, eine Redita 
nung, welche vor dem Grlaffe des Gefeped von? 
Dctober 1834 aud in causis arduis befolgt mu! 
feit Dem Erſcheinen dieſes Geſetzes aber, nad mat 
die Nachtheile der Contumaz ipso jure einer 
überhaupt nicht mehr geltend gemacht werden la: 
— zu beftätigen, ed werden jedoch die Kelten ” 
zweiten Inftanz, da ed nicht an Schriftftellen 1 
welche die unrichtige Meinung mit Beitimmtbei # 
die allein richtige bezeichnen, 

z. B. Oſterloh, fummar. Proceß, $. 77., 
unter den Parteien aufgehoben.“ 
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110. 
Das Verſäumniß an einer Appellation iſt für 
condonirt zu erachten, wenn der Gegner dafjelbe 
nicht rügt, fondern in materialibus refutirt.*) — 
Aus’ der Annahme der von einem Handwerfer 
feinem Kunden von Zeit zu Zeit zugefendeten 
Rechnungen, verbunden mit ber Annahme und 
dem Verbrauche der beftellten Gegentände (3. B. 
Kleidungsſtücke) und mit wiederholten neuen 
Beitellungen ähnlicher Arbeit folgt, wenn auch 
nicht unbedingt die Genehmigung jedes einzelnen 
Anſatzes, doch im Allgemeinen im Einverſtändniß 
mit der Art und Weiſe, wie die Rechnung gefertigt 
und die geleifteten Gegenftände berechnet waren. 


Mitgetheilt von 
Herrn IER 8% in L. 


Die Wittwe und Univerfalerbin des Schneiders 
meifterd H. in 8. trat im Februar 1851 vor dem 
daſigen Stadtgericht gegen D. Elagend unter dem 
Anführen auf, er habe auf feine vorgängige aus: 
brüdliche Beitellung die in der beigelegten Rechnung 
sub A. fpeciell verzeichneten Kleidungsftüde zu den 
nebenbemerkten Zeiten und behandelten Preifen von 
ihrem Erblafjer geliefert, refp. reparitt und verändert 
erhalten, ſolche nebft verfchiedenen, mit der Klag— 
beifuge unter A. in ben einzelnen Anjägen genau 
übereinftimmenden Rechnungen ohne alle Ausftellung 
in Empfang genommen und benugt, und fei dafür, 
jo wie für Die ebenfalld auf vorgängiges Verlangen 
verlagsweife verwendeten Stoffe und Zuthaten, nicht 


*) Zeitſchrift f-R.u.B. N. F. Bd. XU. &. 359. nr. 21. 


minder für eine auf feine Beftellung gefchehene Füt- 
terung eines Mantels für einen gewiffen ®. in R., 
auch einfchließlih des Stoffs und der Zuthat, aus 
fammen 192 Thlr. 16 Ngr. — ſchuldig geworben, 
welche Summe von der Klägerin fammt Verzugs— 
jinfen, von eines jeden Kleidungsftüds Lieferungsgeit 
an gerechnet, gefordert wurde. — Die Rechnung 
war ungefähr fo geftellt: 
„Sept - 1 Ned aufgearbeiten nebft Tuch 5 Thlr, 
18 Nor. —⸗ 
1 fchwarzfeidene Weſte gefertigt nebſt 
Stoff u. Zuthaten 4 Thle. 7 Nar. — 
1 Hofe verändert — 15 Ngr. —⸗ 
1 Paar Beinfleider gefertigt nebft Zus 
that 1 The. 20 Ngr. —⸗ 
Dazu 24 Elle Tuch, a 24 Thle., 5 Thlr. 
15 Nur. —⸗“ 
Bei einigen Hleidungsftüden war hinzugefügt: „It. 
Uebereinkunft“ oder „lt. Accord‘. Weber die Klage 
fammt Beilage hatte Klägerin fih des Eidesantrags 
bedient. Die Einlafjung erfolgte, mit Ausnahme 
ber zugeftandenen legit. ad caus. activa, durchgängig 
verneinend und es wurden an der Rechnung noch 
außerdem Ausftelungen aller Art gemacht, 3. B 
gegen den obenerwähnten erften Anfag; dieſer ſei zu 
allgemein, denn man fünne nicht berechnen, was 
unter diefem Poſten für Arbeitslohn und was für 
Auslage gefordert werde. Der Eid wurde auebrüd- 
lih angenommen. 

Die Klägerin wies dieſe Ausftellungen gegen bie 
Specialität der Rechnung und deren einzelne Anfäpe 
als unerheblich zurüd, da die Anfäge doch billiger- 
weife unmöglid nach dem Quenthen Seide oder 
Zwirn, biesperwender worden, gefchehen fönnten, 
fondernberen ortsübliche Höhe banöthig durch Gut⸗ 


Ä 
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achten Sachverſtaͤndiger in rechtliche Gewißheit zu 
feßen fein würde, wäre nicht theilweife auf einen 
Accord in Anfehung bed Preiſes, theilmeife auf 
eine Annahme ber einzelnen Kleidungsftüde jammt 
bezüglichen übereinftiimmenden Rechnungen ohne 
Ausitellung Bezug genommen und ber Eid eben 
hierüber angetragen worben, ein Umftand, ber bie 
Klage unzweifelhaft vor jeder Abweijung fchüge. 
Mebrigens fprach Klägerin ihre Erwartung aus, daß 
ed Beflagter nicht zur Eidesleiftung fommen lafjen 
werbe, indem fie zwei angeblih vom Bellagten 
(einem Tuchhaͤndler) herrührende Briefe mit einer 
auf 197 Thle. 20 Ngr. —⸗ lautenden Rechnung bdef- 
felben beibrachte, aus welchen beutlich hervorgehe, 
daß Bellagter die in der Klage erwähnte Geſchäfts— 
verbindung im Allgemeinen nicht in Abrede ftelle, 
fonbern fie nur mit Beziehung auf feine Gegenforde— 
rung negire. — Auf diefe, allerdings jehr allgemein 
gefaßten Briefe erflärte fich Beflagter in der Duptif 
dahin: Was ben Inhalt der sub D. und E. beis 
gebrachten Briefe betreffe, jo bezögen ſich dieſelben 
und bie barin erwähnten Begenforberungen auf ganz 

andere Gejchäftsverbindungen, in denen er zum 
 Erblaffer der Klägerin geftanden; von einer indirec- 
ten Anerkennung ber flägerijchen Forderung durch 
diefe Briefe könnte nicht die Rede fein ıc. 

Veber dieſe Anſprüche der Klägerin find. brei 
Erfenntniffe ergangen. Das erfte vom Spruchcolle- 
gium gefällte Urthel, welches das Leipziger Appella- 
tiondgericht zum größten Theile reformirte, wurde 
zwar in dritter Inſtanz wieder hergeftellt, doch auch 
bier zum Theil wieder aus andern Gründen. 

Die ergangenen Entſcheidungen lauten aljo: 
Urthel 1. Inſtanz, ben 18. Auguft 1851 
publicirt. 

„Weil die Ausfiellungen, welche Beflagter an 
ber Rechtöbeftändigfeit von Klägerin, ald der Erbin 
ihres verfiorbenen Ehemannes, des Echneidermeiftere 
H., gegen ihn angeftellten Klage erhoben, rechtliche 
Beachtung nicht verdienen, da die Kleidungäftüde, 
welche H. für ihn verfertigt oder reparirt, mit ges 
nügender Beftimmtheit bezeichnet find, und es zu 
weit führen würde, wenn man einem Handwerker, 
infonderheit dem Berfertiger von Kleidern, anfinnen 
wollte, bei jedem Stüde, welches er neu gefertigt 
oder ausgebeflert, das dazu gelieferte Material ganz 
genau vom Arbeitslohne zu jcheiden, zumal die Bes 
ftellung und Lieferung von dergleichen Gegenftänden, 
wenn der Handwerfer das Material dazu giebt, nicht 
fowohl als locatio conductio, fondern vielmehr ale 
ein Kauf anzuſehen ift, bei welchem es ſich nur fras 
gen kann, ob ber vom Berkäufer geforderte und 
vorher nicht accordirie Preis ein der Sache ange 


meflener fei ober nicht, worüber auf Verlangen des 
Käufers, wenn bie Kleidungsftüde in natura vor 
handen, das Gutachten von Sacdhverftändigen, außer 
dem aber in der Regel ein Beſtärkungseid des Ber: 
käuferd, baß ber geforderte Preis derjenige fei, 
welchen er und andere Innungsgenofien bes Orts 
ihren Kunden anzufegen pflegten, entfcheiden mus, 
nun aber im vorliegenden Halle, wo der Beflagte in 
der Einlafiung eine jede diesfalljige Geſchäfis— 
verbindung mit H. in Abrede geftellt und den über 
die Klage und deren Beifuge sub A. angetragenen 
Eid ausbrüdlicd angenommen hat, die Entſcheidung 
der Sache zunädhft von Leiftung dieſes delati abhän- 
gig zu machen ift; 

fo ift derfelbe diefen Eid in der Maaße: 

daß er bei dem verflorbenen Schneidermeifter $. 
zu 8. die in der Rechnung sub A. einzeln au 
geführten Kleidungsftüde, oder auch mur bad 
eine oder andere derjelben für ſich ober feinen 
Bedienten oder Burfchen oder für einen gemifien 
V. in R. zu den in ber Rechnung angegebenen 
Zeiten nicht beftellt und Ffäuflich geliefert erhal: 
ten, noch auch dergleichen bei H. habe repariren 
laffen, er auch, ſoweit in ber Rechnung auf 
Uebereinfunft und Accord Bezug genommen 
worden, weder über die angefegten, nod aus 
über höhere oder geringere Preife mit H. ſich 
geeinigt babe, 
zu fchwören fhuldig — vor welcher Eibesleittung 
ihm jedoch die beigebrachten, zur Genüge anerfann- 
ten Briefe vorzuhalten find, welche allerdings darauf 
fliegen laffen, daß er mit H. in einer derartigen 
Geſchaͤftsverbindung geftanden, und daß er ta 
ganzen Klaganſpruch nur mit Hinfiht auf die vor 
gefhügte Gegenforderung geleugnet habe — eeb 
chenfalls ift derjelbe von der erhobenen Klagı u 
entbinden und loszuzäblen, und werden auch “ 
Leiſtung bes Eides die Koften des Procefjes biliy 
compenſirt.“ 
Urthel II. Inſtanz, d. d. publ. 15. Juni 
1852. 

„Dieweil die BL. — zu leſenden Einwendungen 
des Beflagten gegen die Statthaftigfeit der erhob 
nen Klage, foweit diefelbe die nicht auf Accord be 
ruhenden Poſten der Rechnung Bl. — betrifft, als 
durchgaͤngig unerheblich, wie in voriger Entjcheitun 
angenommen worden, nicht betrachtet werben fönnen 
wenn man erwägt, daß nach der Erläuterung be 
Klägerin in der Replik Bl. — das Anführen da 
Klage, wonach die in der Rechnung bemerften Preiſt 
der Kleidungsftüde behandelte, d. i. ausdrüdid 
ausbedungene, fein follen, fih nur auf Diejenigen 
Poſten bezieht, rüdjichtlich deren auf eine Accordi— 
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zung des Preifes befonders und ausbrüdlich Bezug 
genommen worden ift, wogegen im Uebrigen bie in 
ber Klage behauptete Annahme ber einzelnen Kleis 
dungsftüde ſammt bezüglichen übereinftiimmenden 
Rechnungen Seiten des Bellagten die rechtliche 
Grundlage der gemachten Preisanfäge abgeben ſoll; 
hiernächft einer Seits felbft in dem Falle, wenn 

Beklagter die fraglichen Gegenftände jedesmal gleich 
zeitig mit der die Preisangabe enthaltenden Rechnung 
übergeben erhalten und angenommen hätte, hieraus 
die Vermuthung feines Einverftändniffes mit ben in 
der Rechnung angegebenen Preifen offenbar nur hins 
fichtlich derjenigen Poſten ber Alagbeifuge hergeleitet 
werben könnte, bei welchen ihm von dem Erblaſſer 
ber Klägerin nicht blos die Arbeit, jondern audy das 
ganze Material dazu geliefert worden ift, folglich, 
wie bie erfte Inftang bemerkt hat, ein Kaufcontract, 
nicht aber das Berhältniß einer locatio conductio 
unter den Parteien beftanden hat, indem Bellagter 
nur infoweit in der Lage geweſen ift, im Falle der 
Nichtgenehmigung der geforberten Preiſe feinen des— 
fallfigen Widerfpruch nicht blos erflären, jondern 
auch, dafern der Verkäufer auf dem anfänglich ver- 
langten Preife demungeachtet bebarret, nad) Befin- 
ben durch Rüdgabe ber Kleidungsftüde ſelbſt geltend 
machen zu fönnen, wogegen in Betreff der ibm ber 
Subſtanz nach zugehörigen, von dem Erblaffer ber 
Klägerin lediglich bearbeiteten Effecten ein Gleiches 
offenbar unthunlich gewefen ift, da felbft infoweit, 
als hierunter die Grundfäge der Specification über: 
haupt eintreten fönnten, dem Beflagten nicht anges 
fonnen werden mögen, ſich des Netentionsrechtes, 
das ihm wegen des Anfpruches auf Erfag des Werthes 
der verarbeiteten Materie unzweifelhaft jugeitanden 
haben würde, 

l. 27. $. 14. in fin. D. ad leg. Aquil. 

1. 23. $. 5. D. de rei vind. 

Donelli, comment. de jur. civ., lib. IV. cap. 12. 

$. 10. ed. König- Bucher. 
burh Rüdgabe der Sachen ohne Weiteres zu be— 
geben, nun aber die Klagbeifuge A. nicht wenige 
Poſten der legtgedachten Art mit umfaßt, von welchen 
deshalb die vorangezogene Bermuthung fchen an fich 
nicht gelten fönnte, 
anberer Seitd in bem Anführen BI. —, es habe 

Beklagter Kleidungsftüde nebit verfchiedenen, mit 
ber Klagbeifuge in ben einzelnen Anfägen genau 
übereinftimmenden Rechnungen ohne alle Austellung 
in Empfang genommen, feineswegs die beftimmte 
Behauptung ausgeſprochen ift, daß dem Beflagten 
bei Uebergabe jeder einzelnen von den in der Klag— 
beifuge angegebenen, einen mehrjährigen Zeitraum 
umfaſſenden zahlreichen Lieferungen fters auch eine 


Rechnung darüber gleichzeitig zugeftellt, und Bes 
Hlagter dadurch in den Stand gefegt worden ſei, ſich 
über die Angemeffenheit der ihm berechneten Preife 
fofort bei der Annahme zu unterrichten, fowie bar 
über, ob er biefelben gewähren wolle oder nicht, 
rechtzeitig zu erklären, ohne die Gewißheit dieſer 
Thatfache aber von ber rechtlichen Borausfegung 
auszugehen ift, daß bie Intereffenten durch Abliefes 
rung und Empfangnahme ber betreffenden Kleidungs⸗ 
ftüde darüber fich einverftanden erklärt haben, daß 
die dafür von dem Bellagten zu bezahlende Ents 
fhädigung nachmals unter ihnen vereinbart, oder, 
dafern dazu nicht zu gelangen, durch vichterliches 
Ermefien, beziehentlih Sachverſtaͤndiger Urtheil, in 
ber dem Werthe der Leiftung nach ben hierbei eins 
ſchlagenden Verhältniffen entjprechenden Maaße jeft- 
geftelit werden folle, 
l. 22. D. de praescr. verb. 

nun aber von felbft einleuchtet, daß ed dem Erblaffer 
der Aläger nicht frei geftanden, von diefer Modalität 
der Preisermittelung, welcher er ſich durch die Liefes 
rung feiner Arbeiten ohne vorgängige oder gleich 
zeitige Notification der von ihm verlangten Preis— 
anjäge präfumtiv unterworfen gehabt, nachmals 
einjeitig wieder abzugehen, und den Beflagten durch 
fpätere Zuftellung von Rechnungen zu Bezahlung 
ber von ihm willkürlich und einfeitig beftimmten 
Preife verbindlich zu maden; 

weiter aus der Anwendung biefer Grundfäge 
auf die einzelnen Poften der Klagbeifuge A. von 
ſelbſt folgt, daß bei dem Mangel einer fpeciellen 
Angabe derjenigen von ihnen, hinfichtlich deren eine 
factifche Vereinbarung der BI. — angefepten Preiſe 
in der oberwähnten Maafe angenommen werden 
fönnte, die Preisanfäge BI. — mit alleiniger Aus- 
nahme der dem Klagvorbringen zufolge auf aus— 
drüdlicher Vereinbarung beruhenden, nur durch 
tichterlihe, auf das Gutachten Sachverftänbiger 
ſich ftügende Entſcheidung, wie Klägerin fich deſſen 
eventuell beſchieden hat, ermittelt werden fönnen, 
die rechtliche Möglichkeit dieſer Enticheidung jedoch 
der Natur der Sache nach dadurch bedingt ift, daß 
die tharfächlichen Unterlagen, welche zu der Begut« 
achtung durch Sacverftändige für unerläfftg zu 
achten, von der Klägerin in der Maaße bereits bei- 
gebracht find, daß deren Eriftenz, der durchgängig 
negativen Klagbeantwortung gegenüber, durch den 
über den Grund der Klage jammt Beifuge angetra- 
genen Eid feftgeftellt werben fan, immaaßen durch 
den Ausfpruch der Sachverftändigen zu einer sen- 
tentia certa offenbar nicht zu gelangen fein würde, 
fo lange die für biefen Ausſpruch vorausfichtlich 
manfgebenden Thatumftände unter den ‘Parteien 
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noch ſtreitig ſind, nun aber die von dem Beklagten 
gemachten Ausſtellungen gegen die Allgemeinheit 
und Unbeſtimmtheit der Klagbeifuge A., zumal mit 
Ruͤckſicht auf den über Letztere gebrauchten Eides— 
antrag, wenigſtens in ber Hauptfache als begründet 
fih darftellen, immaaßen es theild an einer aus— 
reichenden Bezeichnung der einzelnen Arbeiten und 
ihres Umfanges (vergl. die Poſten 3. 12. ıc.), theils 
an einer genügenden Angabe darüber, wie viel von 
den angefegten Beträgen auf das Arbeitslohn, und 
wie viel dabei auf die verwendeten Materialien zu 
rechnen fei, mit Ausnahme der Aten Poft BI. — ıc. 
durchgängig gebricht, gleihwohl die Trennung ber 
beireffenden Anjäge in der Berechnung bei ber ver- 
fhiedenen rechtlihen Natur derfelben wenigftens in 
ber Regel um beswillen für erforderlich zu achten 
ift, weil es bei den Anfpruche auf Erfag des Werthes 
der von dem Arbeiter verwendeten Materialien zus 
nächit und hauptfähhlich darauf anfommt, daß fie zu 
ber Arbeit in der behaupteten Maaße wirklich ver- 
wendet worden find, das Urtheil Sachverftändiger 
aber nicht über diefe rein thatfächliche Frage, fondern 
höchſtens darüber entfcheiden fann, ob Die behauptete 
Berwendung ald eine nothwendige oder jachgemäße 
anzujehen jei, hiernach aber die betreffenden Poſten 
ber Klagbeifuge zwar infomweit genügend fpecialifirt 
ericheinen, als dabei an Materialien lediglich der 
Anfag für fogenannte Zuthaten in Frage fommt 
(vergl. die Poſten 4.9. ıc.), da die Sachverftändigen 
vermöge ihrer Sachkenntniß den Betrag und Werth 
derjenigen Verwendungen, welche zu der Herftellung 
der in Rede ftehenden Arbeit ſchlechterdings unent- 
behrlich find, vorausfeglich kennen, und nach biefem 
allgemeinen Maafftabe die Angemejienheit der dafür 
berechneten Beträge zu beurtheilen vermögen, dages 
gen die Füglichkeit einer ebenmäßigen Begutachtung 
in Anſehung aller derjenigen Poſten nicht angenom— 
men werden fann, bei welchen außerdem befondere 
Verwendungen, namentlich an Stoff, zugleich mit 
dem Arbeitdlohne unter Einem Anſatze zufammens 
gefaßt zu befinden (vergl. die Poſten 1. 2. ıc.), da 
bierunter dem Geftändniffe der Klägerin zufolge be 
fondere Verhältniffe eintreten, weldye bei der Denk— 
barkeit namhafter Verjchiedenheit jedes einzelnen 
Falles nach einem allgemeinen Maafftabe begreiflich 
nicht bemefjen werden fönnen, und daher von ber 
Klägerin genauer, ald gefchehen, anzugeben geweſen 
wären; 
endlich aus diefen Erwägungen folgt, daß bie 
erhobene Klage nur hinfichtlich 
a) Der auf Accord beruhenden, Bl. — angegebes 
nen, fowie der BI. — bemerften Aten und 5ten 
Poſt, ingleichen 
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b) hinſichtlich der genügend fpecialifirten Poften 
4.2.3. — 
aufrecht zu erhalten ift, fonach bie vorige Entſchei⸗ 
bung, foweit fie in Anjehung ber vorerwähnten 
Poſten die Entbindung des Beklagten von ber er 
hobenen Klage von dem barüber beferirten Eite 
abhängig gemacht, fowohl auf den bemerften Bor: 
halt bei der Eidesleiftung erfannt hat, im Weient- 
lichen zu beftätigen gewefen, da gegen ben erwähnten 
Vorhalt eine Beſchwerde nicht vorliegt, auch bas 
Verlangen ber Klägerin, daß der BI. — aufgeitel: 
ten Appellationsbefchwerbe gemäß in dem Erfenntnife 
zugleich der weder vorausjufegende, noch feinen 
ipeciellen Umftänden nach im Voraus zu überfehente 
Fall der Nichtleiftung des erkannten delati berüd 
ficytigt werden möge, dem befannteften, durch bie 
Natur der Sache gerechtfertigten Urihelsftyle zu 
widerläuft, im Uebrigen jedoch zu Vermeidung von 
Irrungen ed angemefjen erſchienen ift, bie vorige 
Entſcheidung der Form nach völlig aufzuheben; 
fo ift es bei dem am 18. Auguft 1851 publict- 
ten Urthel beziehentlich auf die von dem Beklagten 
eingewenbdete Appellation nicht zu laffen; würde 
vielmehr Bellagter den angetragenen, angenom: 
menen Eid und zwar zu E.«P. 1. 5. ıc. in ber 
Maaße, 
daß ber Erblaffer ber Klägerin H. die in den 
vorerwähnten Einlaffjungspunften angegebenen 
Schneiderarbeiten und Reparaturen auf feine, 
bes Beflagten, Beftellung für ihn, ben Bellag— 
ten, oder feinen Bedienten oder Burſchen oder 
ben BI. — genannten V. in R. nicht gefertiget, 
noch geliefert habe, 
ober, bdafern er diefen Eid in Anfehung ber un 
EP. 34. ıc. erwähnten Poſten nicht zu leiften wo 
möchte, zu E.“P. 4. ıc. dahin, 
daß er mit dem Erblaffer ber Klägerin men 
ber in den vorerwähnten Einlaſſungspunlien 
bemerften, oder höherer oder geringerer Preiſt 
ein Uebereinfommen nicht gerroffen habe, 
fhwören, wobei ihm jedoch zuvor der Inhalt de 
einzelnen Einlajjungspunfte und der Bl. — bis 
gebrachten Briefe ſpeciell vorzuhalten ift, fo ift ber 
jelbe von der erhobenen Klage, foweit dieſelbe die 
in der Klagbeifuge A. angegebene Ate ıc., nicht min 
der die Tte ıc., ingleichen die Iſte ıc. Poft betrifft, 
zu entbinden und loszuzählen. Dahingegen hat bes 
Suchen der Klägerin, ſoweit ed auf ein Mehreres 
gerichtet ift, in der angebrachten Maafe nicht Statt, 
es ijt auch ſolchenfalls Klägerin die in erfter Inftanı 
erwachienen Proceßfoften dem Bellagten zu erflaiten 
verbunden, und erledigt ſich hierdurch die Appellation 
ber Klägerin. 
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Die Koften der Appellätionsinftang werden, ba 
beide Theile gegen die vorige Entfheidung remedirt 
haben, compenftri.‘ 

Urthel II. Inſtanz, d.d. publ. 18, Januar 
1853, 

„Daß ed nicht bei gedachtem Urthel, fondern 
bei dem fol. — zu lefenden Erfenntniffe erfter Inftanz 
zu laſſen. Und find die durch das eingewenbete 
Rechtsmittel verurfachten Unfoften unter den Par— 
teien gegeneinander aufzuheben. 

Gründe: 

Die eingewendete Berufung ift zwar erft nad) 
verfloffener Gerichtözeit des zehnten Tages nad 
Bekanntmachung ded angefochtenen Urthels zu den 
Arten eingereicht worden, und Klägerin hat deshalb 
um Wiedereinfegung in den vorigen Stand gebeten, 
auch zu Anterftügung dieſes Geſuchs Verſchiedenes 
beigebracht. Da jedoch Bellagter, ungeachtet er die 
Verfpätigung aus dem Präfentate des ihm zugefer- 
tigten Duplicats der Appellationsichrift hat erfehen 
fonnen, dieſelbe nicht gerügt, fondern lediglich auf 
das Materielle der Sache feine Widerlegungsichrift 
gerichtet hat, fo ift hierauf nicht näher einzugehen, 
fondern bad Verſaͤumniß für ſtillſchweigend verziehen 
zu achten geweſen. 

vergl. Kind, quaest., 

ed. 2. 

In der Hauptfache hat Man ber Entfcheidung 
erfter Inftanz beizutreten, und dem Bebenfen, welches 
gegen bie Statthaftigfeit der Klage in mehreren 
Punften erhoben worden ift, ein enticheidendes Ge— 
wicht nicht beigulegen gehabt. Denn um die Klage 
zu begründen, ift es nicht fchlechterdings erforderlich, 
daß Beklagtem bei jeder Ablieferung von Kleidungs— 
Rüden gleichzeitig eine Rechnung zugeftellt worden 
fei, fondern es reicht aus, wenn ihm nur wenigftens 
von Zeit zu Zeit, während des langen Zeitraums, 
wo Klägerin erfter Ehemann und Erblafier, nad) 
ihrer Verſicherung, für Beklagten gearbeitet hat, 
eine ſolche Rechnung zugefandt worden if. Aus 
deren Annahme, verbunden mit der Annahme und 
dem Berbrauch ber Kleidungsftüde, und mit wieder 
bolten neuen Beitellungen ähnlicher Arbeiten, folgt, 
wenn auch nicht unbedingt die Genehmigung jedes 
einzelnen Anjapes, doch im Allgemeinen ein Einver- 
Rindnig mit der Art und Weife, wie die Rechnung 
gefertigt und die gelieferten Gegenftände berechnet 
waren. Daß aber Beklagter von Zeit zu Zeit der— 
gleichen Rechnungen erhalten habe, folgt deutlich aus 
den Worten der Klage, 

Bellagter babe ſolche Kleidungsftüde nebft 
verfchiedenen, mit der Alagbeifuge unter A. 
in den einzelnen Anfägen genau überein« 


Tum. M. 65. 


cap. 


ftimmenben Rechnungen in Empfang genoms 

men und benugt. 
Und fo läßt fi, die Wahrheit dieſes Anführens 
vorausgeſetzt, keineswegs mit Grunde behaupten, 
bag Klägerin Erblaffer durch fpätere Zuftellung von 
Rechnungen zu Bezahlung blos einfeitig und will: 
fürlih von ihm beftimmter Preife Beklagten habe 
verbindlich machen wollen. 

Die in den vorigen Gründen gemachten Unter 
jcheidungen zwifchen den Fällen, wo ber Befteller 
einen Theil des Materials zu der Arbeit hergegeben, 
und demjenigen, wo ber Kleidermader das ganze 
Material felbft geliefert hat, fowie zwifchen den 
fogenannten Zuthaten, welche ſich indgemein gleich 
bleiben und nach ber Gattung des Kleidungsftüds 
leicht beurtheilt werden fünnen, und dem Stoffe, 
weldyer nad Qualität und Quantität fehr verſchie— 
ben ift, find zwar an und für fi ganz richtig. 
Allein fie paſſen nicht auf den gegenwärtigen Fall, 
wo ed dem Bertragsverhältniffe, wie es unter den 
Berheiligten factiſch fich geftaltet, widerſprechen 
würde, jegt noch eine jo genaue Beichreibung jeden 
Stüdes und feiner Zubehörungen erfordern zu wol— 
len, wie e8 3. B. geichehen fönnte, wenn nur bie 
Bezahlung der erften Lieferung, welche Bellagter 
erhalten, in Frage wäre. 

Nah der Beilage A. hat Bellagter von dem 
Scneidermeifter H., ald deſſen Erbin Klägerin 
auftritt, am 12. September 1835 die erfte Partie 
Kleidungsftüde gefertigt erhalten, und fo in jebem 
folgenden Jahre mehrere bis zu dem 24. December 
1841, mit welchem die Rechnung ſchließt. Hätte 
nun Bellagter gegen bie ihm während dieſer langen 
Zeit zugeftellten verjchiedenen Rechnungen Ausitels 
lungen zu machen gehabt, oder fpeciellere Anfäge 
verlangen wollen, fo hätte es ihm freigeftanden, es 
damals zu thun, wo die Erinnerung an die nähern 
Umftände, auf die ed anfam, noch neu und genann— 
tem Erblafjer es noch möglicd war, die Rechnung 
zu erläutern und zu vervollftändigen. Bellagter 
hat zwar den 10ten Abjchnitt der Einlafjung ge= 
leugner, neg. ohne alle Ausftelung, aber nicht 
angegeben, wenn und wie und welde Ausftellungen 
er geltend gemacht habe, auch noch jegt nicht bes 
hauptet, daß die Anfäge in der gedachten Beifuge 
übermäßig feien. Indem er, wie die Klage anführt, 
in jedem Jahre neue Arbeiten bei H. beftellte und 
von ihm annahm, hat er feine fortgefepte Zufrieben- 
heit mit denfelben an den Tag gelegt, und biejer 
widerfpricht die ftrenge Beurtheilung, welche er nun» 
mehr erft auf die formelle Prüfung der Rechnung 
angewendet wiſſen will. Der Borwurf, welchen er 
gegen den Erblaffer der Klägerin wegen ber lange 
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verzögerten Geltendmachung feiner Anfprüche gegen 
ihn vorbringt, trifft vielmehr ihn felbft, wenn er 
einen jo vieljährigen Zeitraum hat verftreichen laflen, 
ohne der Verbindlichkeit, von welcher die Klage han- 
belt, nachzukommen. 

Aus diefen Gründen ift die Enticheidung, wie 
geichehen, lediglih von dem angetragenen Eide 
abhängig zu machen, und zugleich wegen biejer 
Abänderung auf Gompenfation ber Unfoften des 
Nechtömittels zu ſprechen geweſen.“ 





111. 
Wenn im Wege bed Erecutivprocefjes rücjtän- 
dige Pachtgelder eingeflagt werden, jo fteht dem 
Abpachter, bafern er behauptet, daß ber erpachtete 
Gegenjtand nur theilweife unbenugbar geworben, 
lediglich ein Anſpruch auf die ihm hierdurch 
erwachfenen Schäden zu. — Der Verzicht auf 
die Einrede des nicht erfüllten Contracts Seiten 
Beklagtend befreit Klägern vom Nachweis des 
jeiner Seits erfüllten Contracts. 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. 9. in B. 

Die Stabteommun zu B. hatte an den Rathe- 
fellerpachter &. zu B. bie im Rathhaus zu B. 
gelegenen, ber dafigen Commun eigenthümlich zuger 
hoͤrigen Localitäten nebft Inventar auf die Zeit vom 
1. Januar 1849 bis zum 31. December 1854 gegen 
einen jährlichen Bachtzind von 228 Thalern verpachtet. 

In dem über dieſes Pachtverhältniß gerichtlich 
abgeichlofienen Pachtcontract hatte Abpachter X. 
fämmtlihe PBachtlocalitäten und Inventarienftüde 
richtig und in brauchbarem Zuftande erhalten zu 
haben befannt, der Eintede des Seiten bed Ber: 
pachterd nicht erfüllten Contracts ausdrüdlich ents 
fagt, auch fi anbeifhig gemacht, während ber 
Pachtzeit die Pachtlocalitäten auf feine Koften in 
gutem Stande zu erhalten. 

Im Frühjahr 1853 hatte Abpachter X. den Ge— 
richten zu B., als Sicherheitspolizeibehörde, ange 
zeigt, daß ber Zuftand des von ihm pachtweije 
befeffenen Rathhaufes nach dem Urtheile Sadfun- 
diger ein fo fchadhafter und baufälliger fei, daß 
derſelbe nicht allein die Benugung der Pachilocali— 
täten für die Pachtzwede unmöglich mache, jondern 
auch für das verfehrende Publikum ald gefahrdrohend 
erachtet werden müſſe. 

Auf diefe Anzeige war Gerichtöwegen unter 
Zuziehung eines Baufachverftändigen eine Beſichti— 
gung des Rathhaufes veranftaltet worden, und hatte 


hierbei der adhibirte Sachverſtaͤndige fich dahin 
erflärt, daß das Rathhaus ſich in einem fo ruindien 
Zuftande befinde, daß eine Reparatur deſſelben 
unthunlih, die Abtragung befielben aber jobalı 
ald möglich zu bewerfftelligen und mittlerweile das 
Tanzmufifhalten, fowie die fernere Ausübung tes 
Schankbefugniſſes in dem Rathskellerlocal polizeilit 
zu verbieten fein dürfte. 

Die Gerichte zu B. enthielten ih — da in 
Stadtrath zu B. ald Verpachter in der Sache Nicht 
that — zwar hierauf weiterer Entſchließung, zeigten 
jedoch die Sache der Königl. Kreisdirection zu & 
an, von welcher die Königl. Amtöbauptmannidei 
zu ©. beauftragt wurde, Die angeblich ruinöfe Be 
fchaffenheit des Rathhauſes an Ort und Stelle ır 
erörtern, zugleich mit der Ermächtigung, diejenige 
polizeilichen Maaßregeln, weldye nad) ben örtliche 
Berhältnifien geboten erjcheinen würden, insbeſen 
bere nach Befinden die fofortige Einftellung ie 
Schanfbeiriebed und des Abhaltend von Tan: 
gnügungen in dem baufälligen Rathhausgebiut 
anzuordnen. 

Die Königl. Amtshauptmannfhaft zu ©. bau 
hierauf den Stand der Sache unter Zuziehung ein 
Sachverftändigen weiterer Prüfung untermworie, 
und auf Grund des Befunds und des abgegeben 
Sadverftändigen» Outachtend zwar umbedenflih bes 
funden, die Fortſetzung des Betriebs der Schyanl; 
wirthichaft in den Parterreräumen des Rarbbauic 
vor ber Hand noch und bis auf Weiteres geicheber 
zu laffen, dagegen die Abhaltung von Tanzvergri 
gungen in dem im obern Stodwerf befintlite 
Saale, fowie überhaupt deſſen Benugung zu g 
Bern, zahlreihen Zufammenfünften unterfagt, aus 
die Abtragung eines über dem Eingange ind Kur 
haus an der Vorderfronte angebauten Erlus ar 
geordnet. 

Der Stadtrath zu B. war diefem allenthaitea 
nachgekommen, hatte jedoch im Novenber 1853 ta 
Abpachter W., der inmittelft den von Weibnatin 
1852 bis Michaelis 1853 verfallenen Pachtzins ıu 
zujammen 171 Thalern unberichtigt gelafien, aut 
dem zwijchen ihm und Abpachterm abgeſchloßern 
Pachtvertrag im Wege bes Ererutivprocefjes verkiagt 

Der Bellagte recognojeirte im Güte- und Redrk 
termine die der Klage zu Grunde gelegte Pads 
urfunde, ſchuͤtzte aber die Einrede des Seiten Kläget 
nicht erfüllten Gontractd vor, berief ſich zu tem 
Begründung auf die angeführten Thatfachen, m 
bezog ſich zugleich auf die beshalb bei Dem Prech 
gericht und der Königl. Amtshauptmannfchaft zu & 
betreffö der über die ruinöfe Beichaffenheit des Rat- 
hauſes angeftellten Erörterungen ergangenen Acten 








Nach abgefegtem Verfahren wurde fobann ben Bars 
teien am 23. März 1854 folgender Beſcheid publicirt: 

„Dieweil aus der der Klage zum Grunde ger 
legten, Bl. — Actor. in gerichtlih beglaubigter 
Abſchrift erfichtlihen Urfunde, welche als eine ge— 
richtliche ded Anerkenntnifjes nicht bedurfte, beren 
Original aber zum Weberfluß von Bellagtem im 
Güter und Rechtstermine Bl. — ausdrücklich an- 
erfannt worden, hervorgeht, daß Kläger die in 
befagter Urkunde näher bezeichneten, im Rathhaus 
zu B. gelegenen, der dafigen Commun eigenthümlich 
zugehörigen Localitäten nebft den in dem Verzeichniffe 
sub O Bl. — fpecifieirten Inventarienftüden auf 
Die Zeit vom 1. Januar 1849 bis zum 31. December 
1854 gegen einen jährlichen Pachtzins von 228 
Thlen. —⸗ —« an Bellagten verpachtet, biefem 
aud, wie BI. — befannt worden, jämmtliche Pacht: 
localitäten und Inventarienftüde richtig und im 
braudbaren Zuftande übergeben hat, hiernächſt es 
der Rechtsbeftändigfeit und Schlüffigfeit der erhobes 
nen Klage feinen Eintrag zu thun vermag, daß 
Kläger den Umftand, daß er den nad) Inhalt der 
Eontractsurfunde übernommenen Berbindlichkeiten 
allenthalben nachgekommen fei, beſonders nachzu— 
weiſen unterlaffen, anerwogen ed, da ber Bellagte 
Bl. — in ber angezogenen Urkunde der Ausflucht 
des nicht erfüllten Contracts ausprüdlich entiagt hat, 
nicht einmal dieſes Beweiſes bedarf, 

vergl. Anhang zur Erl. Proc.Ordn. $. A. 

Kori, Erecutivproceß, Aufl. U. $. 15. 

DOfterloh, fummar, Procef, $. 32. not. 7. und 

$. 37. not. 6. 

die Bl. — von Bellagtem zu Begründung der von 
ihm vorgefchügten Ausflucht des nicht erfüllten Gon- 
tracts angeführten Umftände aber, rüdfichtlich deren 
nod zur Berichtigung hinzuzufügen, daß, wie auch 
die Faffung des Bl. — Act. erfichtlichen Atteftes 
ausweiſt, die diesfallſige Verfügung von der Königl. 
Amtshauptmannichaft zu ©. nicht an Beklagten, 
fondern an Klägern ergangen, — Beklagten eben» 
fowenig von der libellirten Pachtgelderforderung zu 
liberiven vermögen, ba, wenn ber Verpachter dem 
Abpachter die gänzliche oder theilweife Benugung 
der verpachteten Sache nur während eines Theils 
der Gontractzeit nicht gewährt, Daraus in der Negel 
nicht ohne Weiteres das Recht des Abpachters ent« 
fpringt, die Entrichtung des Pachtzinfes überhaupt 
zu verweigern, indem fein Recht zunächit nur auf 
Erfüllung des Eontracts, auf reſp. theilweiſe Ber 
freiung vom Pachtzinſe auf die Zeit, während weldyer 
er Die erpachtete Sache gar nicht oder nur theilweife 
zu Denugen durch den Verpachter behindert geweien, 
und auf Grjag der erweislichen Schäden geht, 
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vergl. Zeitfchrift für Nechtöpfl. u. Verwalt. N. F. 
Bd. VIII. ©. 93, 

eine Kürzung bes libellirten Pachtgeldes nad dem 
Berhältniß und der Zeit der Behinderung Beklagtens 
in der Benugung ber einzelnen Theile des Pacht— 
grundftüdes, welche nur auf Grund eines vorher 
eingeholten Gutachtens Sachverſtaͤndiger erfolgen 
fönnte, aber fhon um beswillen, weil ber gegen— 
wärtige Nechtsftreit in den Formen des Grecutiv« 
procefjes verhandelt wird, unterbleiben muß; endlich 
auch noch betreffs jener von Beklagtem vorgejchügten 
Ausflucht in Betracht kommt, daß Bellagter Bl. — 
ſich verpflichtet bat, die Bachtlocalitäten und Invens 
tarienftüde während der Pachtzeit felbft auf eigne 
Kojten in gutem Stande zu erhalten und niemals 
unter irgend einem Borwande Remiß am Pachtgelde 
zu verlangen; 

fo ift Beklagter Klägerm die geflagten 171 Thlr. 
—⸗ — nebit Zinfen bed Verzugs, von eines jeden 
Termins Berfallzeit an gerechnet, zu bezahlen, auch 
bemjelben die auf diefen Proceß verwendeten ges 
und außergerichtlihen Koften ab⸗ und refp. zu 
erftatten jchuldig.” 

Gegen biefen Beſcheid appellirte Bellagter, und 
e8 wurde hierauf am 4. Auguft 1854 ben Parteien 
folgendes Erfenntniß bes Königl. Appellations- 
gerichts au Leipzig publicitt: 

„Dieweil auch in der gegenwärtigen Inftanz au 
einer dem Beklagten günftigeren Enticheidung nicht 
zu gelangen gewefen, immaaßen, befinden ſich auch 
die Seiten bes Klägers an den Bellagten verpach- 
teten Zocalitäten nah Bl. — in einem höchſt bau- 
fälligen Zuftande, doch nach Bl. — hierdurch und 
in Folge der Anordnung der Amtshauptmannfchaft 
zu ©. dem Beklagten die Benutzung der fraglichen 
Localitäten nicht gänzlich entzogen, fondern Demfelben 
diesfalls nur Befhränfungen auferlegt worden, ins 
dem ihm nad Bl. — der Fortbetrieb der Schanf- 
wirthſchaft in den Barterreriumen bes Rathhauſes 
zu B. geftattet gewejen, nun aber in einem Falle, 
wie dem vorliegenden, wo in dem Wege des Erecu- 
tivproceſſes rüdjtindiger Pachtzins eingeflagt wird, 
ber Abpachter die Zahlung des gefälligen Zinfes, 
oder eines Theiles deffelben nur dann zu verweigern 
berechtigt ift, wenn er ſofort nachzuweiſen vermag, 
daß er dad Pachtobject während der ganzen Pacht— 
zeit oder wenigftend während eines Theiles derfelben 
wegen befien ſchlechter Beichaffenheit oder wegen 
fonftiger Seiten des Verpachters herrührender Hin- 
berniffe, gar nicht zu benupen im Stande gewefen, 
während ihm, bafern er, wie bier, behauptet, daß 
der erpachtete Gegenftand nur theilweife unbenutzbar 
geworden, Tebiglich ein Anfpruch auf die ihm hier: 
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durch erwachjenen Schäden zufteht, und nun Be- 
Hagter Bl. — fih zwar darauf berufen, daß ihm 
durch den ruinofen Zuftand des Rathöfellers zu B. 
ein Schade von 800 Thlen. — —- entſtanden fei, 
ohne jedoch jelbigen irgendwie fpeciell zu quantificiren 
und zu befcheinigen, übrigens Beklagter in 8.3. des 
der erhobenen Klage zu Grunde gelegten Bachtcon- 
tracted die erpachteten Localitäten richtig und in 
brauchbarem Zuftande übergeben erhalten zu haben 
befannt, und in $. 11. jenes Contract der Einrede 
des nicht erfüllten Contracts ausdrüdlich entjagt hat, 
mithin dem Kläger der Nachweis des feiner Seite 
erfüllten Contracts nicht obgelegen, unter dieſen Um- 
ftänden aber ganz von ber Frage abgefehen werben 
kann, inwiefern durch die Uebernahme des PBacht- 
objects in baufälligem Zuftande Seiten Beklagten, 
fowie Durch Die von dem Bellagten in $. 3. des Pacht« 
contractd übernommene Verpflichtung, Die erpachteten 
Localitäten in gutem Zuftande zu erhalten, und die 
Erklärung Bellagtens in $. 7. defjelben, daf er nie— 
mals unter irgend einem Borwande einigen Remiß 
am Pachtgelde verlangen, oder jonft eine Entſchädi— 
gung wegen erlittener Unglüdsfälle fordern wolle, 
ein diesfallſiger Entichädigungsanipruch des Lepteren 
ausgeſchloſſen fein würde, 

fo ift der BI. — erfichtliche, am 23. Mär; 1854 
publicitte Beicheid, der von bem Beklagten eingewen— 
deten Appellation ungeachtet, zu beftätigen. Es wer- 
ben jedoch die Kojten ber Appellationsinftanz billig 
unter den Parteien aufgehoben.” 
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Ueber das Weſen und die Ginrichtung des rüd: 
fichtlich der Subhaſtationsmaſſe vorgefchriebenen 
Bertheilungspland. 

Mitgetheilt von 
Herrn Dr. J. in 2. 

Hierüber hat fich das König. Appellationg- 
gericht zu Leipzig in einer Verordnung vom 27. 
October 1853 in folgender Weife ausgefprochen: 

„Das Königliche Appellationsgericht befindet den 
abgefaßten Vertheilungsplan weder der Sachlage, 
noch den gefeglichen Vorfchriften des Geſetzes vom 
6. November 1843 und $. 29. der Verordnung vom 
15. Februar 1844 entiprechend. 

Die Aufgabe eines folhen Bertheilungsplans ift 
nämlid keineswegs, wie das Gericht angenommen 
zu haben fcheint, die, lediglich die Rangordnung der 
Hypothefengläubiger feftzuftellen. ine ſolche Feſt— 
ftellung, welche binfichtlih der Gläubiger aller 
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Arten in dem Falle eines fürmlichen Goncurfeg kr 
Locatoria anheimfällt, bedarf es, infofern «# id 
nur um eine Bertheilung der Subhaftationsmai, 
handelt, in der Regel aus dem Grunde nicht, weil 
im Zweifel hierüber das betreffende Folium Hare 
Maaße giebt. 

Vielmehr muß ein folder Vertheilungeplun in | 
Wefentlichen dem entiprechen, was in dem Goncurt | 
unter den Begriff einer Diftributoria fällt. Hieti 
wird diejenige Unterlage, welche für feptere tie | 
Locatoria gewährt, eben durch das Folium et | 
Bietet lepteres zu Zweifeln Anlaß, fo muß natürlit 
das betreffende Rechtöverhältniß ebenfalls der Ach, 
fiellung unterliegen. Allein dies findet dann ir 
einem präparatorifchen Theile des Bertbeilungsplax | 
jelbft ftatt. 

Unter dieſem Gefichtspunfte hat diefer Bere | 
lungsplan näcft der Beftftellung der Maſſe die ke 
ziehentlich nach Einforderung der Liguida in Gen 
heit $. 110, des Gefeged zu berechnenden Forderumn 
ber einzelnen, in der folienmäßigen Ordnung auf 
führenden ©läubiger, ſoweit jolche zu einiger Ir 
ception gelangen, fowohl Die Anweiſung berieka 
auf die Licitationdgelder zu enthalten. Um bierie 
zu einem definitiven Ergebniß zu gelangen, hat tut 
Gericht einen geeigneten Berechnungstermin zu 
wählen, und wird folcher in ber Regel dergealt 
anzunehmen fein, daß von ihm ab die ıhele von 
den Forderungen wegen beren resp. nad $. IM 
eingerretener Zahlbarfeit zu 5 Procent zu berechnet 
ben Zinfen, theild die nach gleicher Höhe von @ 
Ficitationsgeldern laufenden Zinfen ſich gegenkit 
deden, als wodurd zugleich erzielt wird, dei d 
Anweifung ber einzelnen Gläubiger auf bein 
Raten der Licitationsgelder erfolgen fann, che 
die etwa verfpätete Einzahlung einer Licain“ 
gelderrate den Vertheilungsplan alterirt. Wim | 
ſich zugleich auf dem Plane überfehen laſſen, mit 
Forderungen und nach welchem Betrage jeld 
Nerception gelangen. 

In dem vorliegenden Falle hat jeteh W 
Geriht eine folde Berechnung und Anreciju 
unterlaſſen und dagegen Forderungen umer dbeo 
zeichnung einer Reihenfolge in den Plan aufger® 
men, für welche aber etwas nicht ausfallen Im 
Das Königl. Appellationsgericht verordnet babe © 
ermeldetes Gericht, dieſem Mangel durch cine 1? 
die Intereffenten foftenfrei zu bewirfende Anfertigiä 
eines anderweiten Vertheilungsplans abzubelen = 
das hierunter weiter Erforderliche gebührend zu * 
fügen und zu veranftalten.’’ 
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1) Der hypothekariſche Gläubiger kann auch 
dann, wenn feine Befriedigung aus ben durch 
bie Subhaftation des Pfandgrundſtücks erlangten 
Licitationsgeldern zu erwarten fteht, dem per: 
jönlihen Schuldner ohne Weiteres feiner Ber 
friedigung halber in Anfpruch nehmen. — 
2) 3u $. 79. 81. 84. 90. 91. und 99. bes 
Hypothekengeſetzes vom 6. November 1843. 


Mitgetheilt von 
Heren M. H. in R. 


Am 27. September 1849 lieh die Wittwe P. 
gegen 44 und im Falle der Säumniß gegen 5 Procent 
Berzinfung dem Grbgerichtebefiger B. die Summe 
von A000 Thlen. —⸗ — +, verpfändete aber biefe 
Forderung an ihren unmündigen Sohn zu befien 
Sicherſtellung für ben Fall ihrer anderweiten Ver— 
heirathung. 

Alles dies ift fodann auf dem Grundbefig des 
Erbgerichtöbefiger B. hypothekariſch verlautbart, dar— 
über auch der Wittwe P. ein Document (A.) ausgeftellt 
worden. 

Am 20. November 1849 wurde dann ber Grund» 
befig des Erbgerichtöbefiger B. verkauft, und vor der 
auftändigen Hnpothefenbehörde am 12. April 1851 
necessarie fubhaftirt. 

Am 15. Januar 1852 hat hierauf die Wittwe P. 
bem Barticulier W. von Eingangs gedachtem Capi— 
tale der 4000 Thlr. —s —: einen Zinsrüdftand von 
400 Thlen. —⸗ —», und die Summe von 600 Thlrn. 
—s —s von dem Eapitale jelbft cedirt, und es hat, 
da beregte 4000 Thle. — —⸗ für den unmünbdigen 


Sohn ber Wittwe BP. verpfändet waren, deſſen Bor: 
mund die abgetretenen 600 Thle. — —» aus diefem 
Pfandnerus entlaffen. 

Ueber bie Geffion wurde ein Document (B.) 
und über die Erklärung bed Vormunbdes ein Docu- 
ment (C.) ausgeftellt. 

Unter Zugrundelegung ber Documente A., B. 
und €. ftellte nun der Particulier W. — ohne zus 
nächft feirre Befriedigung aus den Licitationsgeldern 
des verpfändeten Grundftüds zu fuchen, noch auch 
nachzuweifen, daß auf diefem Wege feine Befriedi— 
gung würde zu erlangen fein — gegen ben ehemali- 
gen Erbgerichts-, jept aber Schänfengutöbefiger B., 
als den perfönlich haftenden Schuldner der ihm cebirz 
ten 1000 Thle. — —⸗, Erecutionsproceß an. 

Noch vor Ablauf des dem Bellagten B. in ber 
Grecutiondauflage geſetzten Zahlungstermind trat 
derfelbe mit Einwendungen gegen das Executions— 
verfahren hervor, Die er nach vorgängigem rechtlichen 
Gehör der Parteien zur Entjcheidung zu bringen 
beantragte. 

Diefe Einwendungen (welche zum Berftänbnig 
der hier mitzutheilenden Erfenntniffe zu wifjen nöthig 
erfcheinen) waren in ber Hauptfache folgende: 

1) Kläger W. fei, obgleich ihm ein Theil des 
Gapitald und ein gewiffer Zinfenbetrag cedirt, 
feineswegs hypothekariſcher Gläubiger, da bie 
Geffion im Grund: und Hypothefenbuche nicht 
eingetragen fich befinde, auch die ganze Horde: 
rung der 4000 Thlr. —⸗ —= verpfänbet, und 
eine Löjchung biefer Verpfändung rüdjichtlich 
der cedirten Theilforberung nicht erfolgt. 

Gr, Bellagter, fönne daher, dafern er zahle, 
fein Recht auf bie hypothekariſche Forderung 
nicht geltend machen. 
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2) Der Zinsfuß bes Capitals ber 4000 Thlr. 
—-⸗—⸗ſei nur von Dftern 1850 ab nach 5 vom 
Hundert zu berechnen. 

Die theilweife Einflagung bed Capitals ber 
4000 Thlr. — — ⸗ fei, da eine biesfallfige 
Beftimmung zu treffen unterlaffen worden, 
nicht zu geftatten. 

Das Recht der geflagten Forderung fei info- 
fern ein geichmälertes, als die Witwe PB. bei 
ber Ceſſion fih ausbedungen habe, daß bie 
cebirte Forderung der 1000 Thlr. — —⸗ ihrer 
Reftforderung der 3400 Thlr. — —- in ber 
Hypothek nachftehe. 

Das Procefgericht beichloß in befien Folge die 
Anberaumung eines Verhörtermind, und es wurde 
auch diefer Beichluß, mehrfacher Appellation unges 
achtet, aufrecht erhalten, beziehentlich durch Verord— 
nung bed Königl. Oberappellationsgerichte 
vom 29. Juli 1852, unter Hinzufügung folgender 
Entiheidungsgründe: 

„Jemehr nach $. 94. bes Geſetzes vom 28. Fe- 
bruar 1838 dem Richter erjter Inftanz, im Fall 
die Ginwendungen bed Beklagten ihm nicht 
fofort verwerflich erfcheinen, ganz anheim 
gegeben ift, einen Verhörstermin zuvörderft 
anzuberaumen, und erft nach folchem fofort 
einen Beſcheid zu eröffnen, deftoweniger hat 
man fi in gegenwärtiger Sache bewogen fin— 
den fönnen, die Anficht der erften Inftanz in 
ber vorliegenden Sache zu mißbilligen, und die 
in Frage begriffenen Ginwendungen des Be; 
flagten als für fofort unbegründet befunden zu 

erklären. i 

Unverfennbar find in den gedachten Ein- 
wendungen fo mancherlei thatfächliche und ver- 
widelte Umftände, namentlich auch hinfichtlich 
ber Pfand⸗, Ceſſions- und vormundicaftlichen 
Berhältniffe vor» und zur Sprache gebracht 
worben, jo daß deshalb eine vollfommene Liqui— 
bität gegen ben Beflagten in feiner Weife fchon 
jegt anzunehmen ift, und daher die von dem 

Richter erfter Inftanz befchlofjene Anberaumung 

eined Verhörstermins nur als Außerft zwed: 

mäßig und dem Sinne bes in Frage begriffenen 

Geſetzes angemefjen erachtet werden mag”, 
wiederhergeftellt. 

Nah abgehaltenem Verhör der Parteien ging 
vom Königl. Spruchcollegium zu Leipzig ein 
Urthel folgenden Inhalts ein, welches am 18. De- 
cember 1852 publicirt worden ift: 

„Weil, wenn ſchon die von Bellagtem gegen die 
fol. — angeftellte Erecutionsflage fol. — erhobenen 
Einwendungen, über welche gegenwärtig in Folge 
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bes von ben Parteien in dem fol. — abgehaltenen 
Verhörstermine getroffenen Compromiſſes allhier zu 
entfcheiden geweſen, nicht durchgängig für beachtlich 
gehalten werden mögen, inmaaßen namentlich 

ad}. fol. — der Eintrag der Ceſſion fol. — in 
das Grund» und Hypothekenbuch gar nicht geſchehen 
fönnen, weil zu ber Zeit, ald bie Ceſſion bewirk 
worden, die Orundftüde, auf welchen die theilweiſe 
cedirte Forderung gehafter, nach fol. — bereits zur 
nothwendigen Subhaftation gelangt gewefen, 

ad 2, fol. — bie Zinfen eines Capitals ven 
4000 Thlen. — —⸗ auf bie Zeit vom 2. October 
1849 bis zum 15. Januar 1852 fih auch dam 
höher, ald auf 400 Thlr. — — belaufen, went 
man Diefelben erft von Oſtern 1850 ab zur jührlid 
5 Procent, bid dahin aber nur zu jährlich Ay Proc 
berechnet, 

ad 3. fol. — der Öläubiger, wenigftens folang 
nicht etwas Anderes ausdrüdlich bedungen worden, 
nicht verhindert werben kann, feine Forderung auf 
theilweife an dritte Perfonen abzutreten, 

ad 4. fol. — darauf, daß die verw. P. wegen 
des nicht cedirten Theils ihrer Forderung ſich nad 
fol. — den Vorrang vor dem abgetretenen Theile 
vorbehalten hat, ganz abgefehen noch von ber Frage, 
ob die Beftimmung in $. 99. des Hypothekengeſches 
vom 6. November 1843 überhaupt dahin auszulegen 
fei, daß der perfönliche Schuldner, welcher, ohne dab 
er zugleich Befiger des verhafteten Grundfüds ik, 
in Folge der von dem hypothekariſchen Gläubiger 
wider ihn auf Bezahlung der Schuld erhobenen Alage 
demfelben vollftändige Zahlung geleiftet bat, einen 
Anfpruch gerade auf diejenige Stelle im Hupotbefa: 
buche habe, welche der bezahlten Forderung urfprüng 
lich zugeftanden, bergeftalt, baß feine perfünlit 
Haftverbindlichfeit ganz erlöfche, wenn ber Glaͤuget 
außer Stande ift, ihm dieſe Stelle noch zu gemwäihe, 
im vorliegenden Falle ſchon um beswillen em 
nicht anfommt, weil Beflagter auch wegen besjeniget 
Theiles der Witwe Pihen Forderung, weltız 
der Vorrang eingeräumt worden, ald der perjönlik 
Verhaftete erfcheint, mithin durch die Cinräumun 
des Vorrangs einen eigentlichen Nachtheil gar msi 
erlitten hat; 

demnach die gedachte Klage allerdings als w 
ſchluͤſſig fich barftellt, wenn man erwägt, baß 

A. die Geffion, auf welche Kläger feinen Anfpras 
mit gegründet hat, nach fol. — erft unter dem 1. 
Januar 1852, within zu einer Zeit erfolgt it, # 
welcher nach dem fol. — in beglaubter Abſchrin 
beigebrachten Protofolle die Grundftüde, auf welder 
die abgetretene Forderung gehaftet, bereits nei 
wendiger Weife verfteigert gewejen, unter feld: 


— — — ——— 


Umftänden aber bid auf Weitered von der Anficht 
ausgegangen werben muß, baß Kläger wenigftens 
zunächft nur den Anfpruch auf den betreffenden Theil 
ber Licitationsgelder abgetreten erhalten habe, 

B. wie die Gedentin felbft, nachdem fie fol. — 
und zwar vor der Geffion, zur Genüge zu erfennen 
gegeben, daß fie fih an die Subhaftationdgelder 
halten wolle, Beklagten als perjönlichen Schuldner 
nicht früher würde in Anſpruch nehmen fönnen, als 
bis in Gewißheit geſetzt ift, daß fie aus jenen feine, 
oder doch feine vollftändige Befriedigung erhalte, — 
ein Sag, welcher füglih aus der Dispofttion in 
$.81. Des Hypothefengeleges abgeleitet werben fann, 
indem bier eine Mobdification der Beftimmung in 
$. 79. für den Fall, wenn die Sache bereits in das 
Grecutionsftadium getreten, enthalten ift, — fo ein 
Gleiches auch von Klägerm gilt, da berjelbe nur ein 
abgeleitetes Necht verfolgt; 

C. e8 zur Zeit gänzlich an dem Nachweije man 
gelt, wie die erlangten Licitationsgelder zur Befrie— 
bigung Klägers unzureichend feien, im Gegentheile, 
wenn man das Refultat der Subhaftation fol. — 
ind Auge faßt, und berüdfichtigt, daß der Wittwe 
P.'ſchen Forderung, von welcher Kläger einen Theil 
cedirt erhalten, nach fol. — jet. fol. — nur 6000 
Thlr. — —s vorgehen, jehr große Wahrjcheinlich- 
feit vorhanden ift, daß Kläger aus felbigen vollftän« 
dige Dedung erhalten werde; 

D. darauf, daß Kläger aus den Subhaftationg- 
geldern feine Befriedigung vorausjeglich erſt nad) 
einem längern Zeitraume zu erhalten vermag, etwas 
nicht anfommt, und zwar eines Theils, weil Kläger 
mit dieſem Nachtheile ducch Annahme der Ceſſion ich 
ſtillſchweigend einverftanden erklärt, andern Theils, 
weil ed ein Nachtheil ift, welchen Kläger in Folge 
ber Geſetzgebung erleidet; 

E. Kläger fol. — felbft angeführt, daß die ihm 
theilweije cedirte Borderung verpfändet gewefen, nun 
aber aus ber fol. — beigebradhten Urkunde (C.) 
wenigſtens rüdjichtlich ber mitabgeiretenen, bis zur 
Ceſſion verfallenen Zinfen von 3400 Thlen. —⸗ —⸗ 
bie Entlafjung aus dem hypothekariſchen Nerus nicht 
hervorgeht; 

fo hat dad Suchen Klägers, inmaaßen ed ans 
gebracht, nicht Statt, es ift auch berjelbe die ver- 
urfachten Procepkoften Bellagtem zu erftatten vers 
bunden.“ — 

Auf die gegen dieſes Urthel von Klägerm eins 
gewendete Appellation ging ein Erfenniniß bes 
K.Appellationsgerichts zu Leipzig ein, welches 
Dafjelbe unter Gompenjation der Koiten der Appellas 
tionsinftanz allenthalben beftätigte, und den Parteien 
am 21. Juni 1853 publicirt worden ift. Die bem 
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Erfenntnifje beigegebenen Entfheibungsgründe 
waren folgende: 

„Auch in gegenwärtiger Inſtanz hat man, foviel 
zunächit den in voriger Entfcheidung unter B. und C. 
Bl. — aufgeftellten Grund der Abweifung ber er— 
hobenen Klage anlangt, der Anficht beizupflichten 
gehabt, daß Kläger unter ben vorliegenden Umftän« 
den von dem Bellagten, als perjönlichem Schuldner 
des ftreitigen Eapitals ſammt Zinfen, deſſen Zahlung 
nur dann und infoweit zu verlangen berechtigt ift, 
als er folhe aus dem Subhaftationserlöfe des dafür 
verpfändet gewefenen Grundjtüds nicht zu erlangen 
vermag. 

Allerdings ift buch die Beitimmung in $. 79. 
des Hypothekengeſetzes vom 6. November 1843, wie 
das Königl. Appellationsgericht ſchon in einem ähn— 
lihen Falle 
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ausgefprochen hat, die folidarifche principale Haftung 
des perfönlichen und des Pfandfchuldners in Con— 
formität mit Decis. VI. vom Sabre 1746 in einer 
MWeife anerfannt, welche über die Berechtigung des 
Gläubigers zu fuccefiiver fomohl, als gleichzeitiger 
Klaganftellung gegen Beide feinen Zweifel läßt. 

Allein diefer Sag des materiellen Rechts wird 
von dem Kläger Bl. — mit Unrecht in dem vorlies 
genden Falle als durchfchlagend angefehen. Die 
Enticheidung der Sache hängt vielmehr gegenwärtig 
von einer procefrechtlichen, nämlich der Frage ab, 
ob ber Gläubiger, nachdem er bereitd vermöge 
der Subhaftation des Pfandgrundftüds Befriedi- 
gungsmittel erlangt hat, demungeachtet auch 
noch den perfönlichen Schuldner ohne Weiteres feis 
ner Befriedigung halber in Anfpruch zu nehmen 
befugt fei. 

Nah Bl. — find die in dem Hypothefenbriefe 
Bl. — (Document A.) für Die flreitige Forderung 
von dem Bellagten, als urjprünglichem Erborger, 
verpfändeten, inmittelft aber nad BI. — von dems 
felben an den Oekonom R. verfauften Grundftüde 
am 12. April 1851 nothwendigerweife verfteigert, 
und für das Meiftgebot von 11,000 Thlrn. — —⸗ 
von dem Advofat K. erftanden worden, indem da— 
gegen, daß ber in dem Eubhaftationstermine aus— 
geſetzte Zufchlag an benfelben nachmals wirklich 
erfolgt jei, nach ben eigenen Herauslaſſungen ber 
Gedentin Klägers Bl. —, verbunden mit den BI. — 
und Bl. — erfichtlichen Verfügungen der Grund— 
obrigfeit ein Zweifel nicht wohl obwalten kann, auch 
von feiner Seite her angeregt worden iſt. Berück— 
fichtigt man weiter, daß derjenigen hypothekariſchen 
Forderung von 4000 Thlen. — —⸗, von welcher 


bie jegt in Streite befangene Summe abgetrennt ift, 
nad) BI. — lediglich eine Hypothef von 6000 Thlen. 
—⸗ —s vorgeht, fo ift an ſich die Möglichkeit einer 
vollftändigen Befriedigung ber Erfteren vorhanden. 

Nähme man nun zunächft, 

1) von der befonderen Beichaffenheit bed vor— 
liegenden Falles abjehend, an, daß der perſönliche 
und Pfandſchuldner identifch feien, fo wäre 
ber Gläubiger in ber Wahl des Objects feiner Ber 
friedigung, dafern er die perfönlihe Klage allein 
angeftellt, oder mit ber hypothekariſchen cumulirt 
hat, anfänglich in feiner Weile befchränft, er könnte 
fich ebenfowohl an das Pfand, ald an einen fonfti- 
gen Vermögenstheil des Schuldners halten; fein 
biesfallfiged Wahlrecht ift durch die Vorjchrift der 
Erl. Proc.Ordn. ad tit. XXXIX. 8. 7. anerkannt, 
und in dem Grecutionsgefeße vom 28. Februar 1838. 
$. 44. und 48, beftätigt. 

Allein abgefehen von dem Falle, wenn der Glaͤu— 
biger mit der hypothekariſchen Klage mehrere ihm 
gleichzeitig wegen berfelben Schuld fpeciell verpfän- 
bete Grundftüde zu feiner Befriedigung in Anſpruch 
nimmt, wie ihm in ®emäßheit der Erl. Proc⸗Ordn. 
ad tit. XLIV. 8. 2., jedoch nur unter gewiffen, aus 
ber natürlichen Billigfeit hergeleiteten Befchränfuns 
gen (vergl. die von Küftner in not. 31. p. 333. 
zu Griebner's Discurs s. v. 0. angezogenen Ent- 
ſcheidungen) freifteht, muß er bei feiner Wahl ein 
dem Alagobjecte entiprechendes Maaß einhalten. 

Proc.Drdn. tit. XXXIX. $. 9. 
Erl. Proc.Ordn. ad eund. it. 8. 8. 
Griebner, Discurs ad h. t.s.v. Tariret, ©. 334. 
und ad tit. XXXIX. 8.5. o. r. s. v. Anfänglich, 
©. 356. $. 19. ibid. s. v. derer Stüden ©. 360. 
ed. II. 
Auch ceffirt das jus variandi, welches die Praris bem 
Gläubiger geftattet hat, 
Griebner, Discurs ad tit, XXIX. 8.7. o.r. 8. v. 

Fahrniß, S. 333. 
nad Maaßgabe des Executionsgeſetzes $. 49. offen- 
bar nach erfolgter Hülfsvollſtreckung, wenn und 
infofern das gewählte Hülfsobject zu der Befriedi- 
gung des Gläubigers ausreicht, indem foldhenfalls 
erft dann nach einem weiteren Hülfsobjecte gegriffen 
werden fann, wenn fich bei der Verfilberung des 
Pfandes ergiebt, daß ber Gläubiger daraus feine 
Deftiedigung ganz nicht, oder doch nicht volls 
ftändig erhalten kann. 

Hierbei kann aber der Berzug, welchen ber 
Gläubiger hinfichtlih feiner Befriedigung dann 
erleidet, wenn das Pfandobject ein Immobile ges 
weien, und ber Erſteher deſſelben bei nothwendiger 
Subhaftation nicht jofort das ganze Licitum erlegt, 
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jondern von bem gefegfichen Befugniſſe zu deiien 
tatenweifer Zahlung Gebrauch macht, dem Falk 
einer Unzulänglichkeit bes Pfandobjects ki, 
neswegs gleichgeftellt werden. Denn abgeſthen 
davon, daß ihm dafür durch die fünfprocentige Ber; 
zinfung der Erftehungsgelder Entſchädigung gewährt 
wird, ift ber daraus für ihn möglicherweije entiprin: 
gende Nachtheil, wie die erfte Inftany richtig bemerkt 
hat, eine Folge des beftehenden Proceßrechtes, welche, 
wenn nicht diesfalls durch fpecielle Vertragsclauſein 
etwas vorgefehen worden ift, ober ſonſt beionter 
Umftände eintreten, den Gläubiger trifft. Die Ni 
nung, baß der Gläubiger lediglich zu dem Behuie 
um fofortige Zahlung ber ganzen Schuld zu erlanı 
gen, weder dann, wenn ber Schuldner mehrer 
Grundftüde befigt, von benen jedes einzelne zu feine 
Befriedigung ausreicht, alle oder mehrere gleichzeitig 
zur Subhaftation bringen, noch wegen der biet 
fucceffiven Abtragung der Erſtehungsgelder des in 
Angriff genommenen Grundftüds die Subhaftatie 
eines anderen, ober bie Hülfsvollftredung in einen 
andern Bermögenstheil des Schuldners erlangen 
könne, hat daher nach bem Zeugnifie Oſterloh's un 
deffen ordentl. bürgerl. Brocef, $. 360. nol. 32. jhen 
früher in der ſächſiſchen Spruchpraris Eingang ge 
funden. 

Iſt hiernach im Zweifelsfalle anzunehmen, daf 
ber hypothefarijche Gläubiger, welcher die Subhaſa— 
tion bes Pfandftüdes erwirft hat, dem Schuldner 
gegenüber auf bie zur Dedung feiner Forderung 
zulänglichen Lieitationsgelder des fubhafticten Pin: 
grundftücdes zunächft und allein hingemieien fei, un 
in dem gefeglichen Anfpruche auf Participation bi 
beren Vertheilung in Gemäßheit der Beftimmungn 
des Hypothefengefeges $. 109. flg., ſowie der Io 
ordnung vom 15. Februar 1844. $. 29. ein Mn 
valent feiner Forberung habe, fo gilt 

2) auch in dem ſchon von älteren Rechlslehin 
(vergl. Griebner, Disc, ad tit. XLIV. g.2#' 
verb.: Oder successive, und not. 56. ©. 427.) a 
vorerwähnten Rechtsverhaltniſſe analog beuriklls 
Falle, wenn der perfönliche und der Pia 
fhuldner getrennte Perfonen find, ein Gleitr. 

Es fpricht dafür 

a) die ratio legis, wie folche aus dem Urfprusit 
der Deecis. VII. von 1746 

Griebner, a. a. O. 
Bauer, Erläuter., ©. 70. 
Zeitfchrift f. Rechtspfl. u. Verw. N. 5. Bl 

©. 193. 


und demzufolge auch aus der nach deren Vorganf, 
gegebenen Vorſchrift des Hypothefengefepes her” 
geht, fowohl in der oben angezogenen Entideitug 


429 


der gegenwärtigen Inſtanz hervorgehoben worden 
ift, welche eben nur dahin geht, daß der Gläubiger 
durch die außerhalb feiner Willfür liegende Tren— 
nung ber Berfönlichfeit feines urfprünglichen Schuld» 
ners nicht fchlechter geftellt fein folle, ald er ed ohne 
fie fein würde. Wenn ihm unter Umftänden aus 
biefer gefeglichen Beftimmung, namentlich mit Rüd- 
fiht auf $. 90. bes Hypothefengefepes, fogar Vor— 
theile gegen ben frühern Zuftand erwachfen fünnen, 
fo darf man doch nicht aus dem Geſetze über deſſen 
Wortlaut hinaus ſolche Eonfequenzen ziehen, welche 
durch die ratio legis in feiner Weife gerechtfertigt 
find, Eine foldhe würde es aber fein, wenn man 
dem Gläubiger geftatten wollte, feiner Befriedigung 
halber, und zu Vermeidung eines durch die Proceß— 
geiege jelbft herbeigeführten Verzuges in Herbei- 
ſchaffung baarer Zahlungsmittel nach und nad, 
oder gleichzeitig außer bem an fich zu feiner Deckung 
ausreichenden PBfandgrundftüde noch andere, einem 
Miitſchuldner gehörige Grundftüde zur Subhaftation 
zu bringen, bie er nicht angreifen dürfte, wenn fie 
in ber Hand bes frühern Eivileigenthümers des zum 
Unterpfande eingefegten Grundftüdes wären. 

b) Es würde offenbar zu Verwirrungen führen, 
wenn man ben gleichzeitigen Fortgang der Erecution 
wider bie verfchiedenen denkbaren Solidarfchulbner 
unbeſchadet bes Grundjages, daß die Zahlung des 
einen ben anderen befreie, geftatten wollte, Sie 
würden namentlich in dem Falle hervortreten, wenn 
außer dem Erborger und dem Befiger des Grund— 
ftüdes noch Bürgen, welche den gefeglichen Bene 
ficien entfagt haben, und je nach Befinden in Folge 
ber Beftimmung bes Hppothefengefeges 8. 90. 2. 
a linea verh.: „es wäre denn’, mehrere Zwijchen- 
befiger des Pfandgrundftüds gleichzeitig belangt 
find, fämmtliche in Anfpruch Genommene Grund» 
ftüde befigen, und num wider Alle mit der Erecution 
und demgemäß mit der Subhaftation ihrer Grunds 
ftüde, zumal vor verſchiedenen Gerichten, verfahren 
werben fol. In dieſem Falle würde, abgefehen 
von der unverfennbar darin liegenden Härte, dem 
Grundfage, daß die Zahlung des einen den anderen 
befteie, in ben verjchiedenen Erecutionsftadien volle 
Geltung gar nicht verfchafft werden können. 

c) Endlich find dafür, daß diefe Beſchraͤnkung 
bed dem Gläubiger in $. 79. des Hypothekengeſetzes 
eingeräumten Rechtes in der Abficht des Geſetzgebers 
gelegen habe, auch aus anderen Beftimmungen des 
Geſetzes Andeutungen zu entnehmen. 

aa) Zunächſt würden, worauf ſchon bie erfte 
Inſtanz hingewiefen bat, die Worte in $. 81., 

ben hypothekariſchen Gläubigern, welche aus 
dem ihnen verhafteten Grundftüde ihre Befrie— 


dbigung nicht erlangen, und infoweit fie 

ſolche nicht erlangen, bleibt in allen Fällen 

die Klage wider diejenigen vorbehalten, welche 

für die Forderung perjonlich verhaftet find, 
entweder eine theilweife Wiederholung bes bereits 
in $. 79. Gefagten, nämlich der Worte: ‚oder end» 
lich gegen einen britten Befiger des Grundftüdes 
ih ſogleich, unbefchadet feiner Anfprüce an den 
perjönlichen Schuldner, der dinglichen Klage bedie— 
nen,‘ oder, wenn man unter „Den perfönlich Vers 
hafteten“ etwa fonjtige perfönlihe Schultner außer 
dem Erborger, 3. B. Bürgen, gemeint erachtete, in 
einer undeutlihen Faſſung etwas ohnehin Unbeftrit- 
tenes enthalten, dafern man nicht annimmt, Daß der 
Geſetzgeber eine Mobification des in 8.79. bewilligs 
ten electiven und cumulativen Klagerechts für ben 
Fall, wenn der Proceß auf einem in $. 80, bezeich- 
neten Wege in das Grecutionsftadbium gelangt, 
und der Gläubiger auf einem derfelben bie 
Füglichkeit voller Befriedigung erlangt hat, 
als eingetreten, und bdemaufolge eine anderweite 
Beftimmung wegen Vorbehaltes des Klagrechtes 
gegen den perfönlichen Exhuldner, wenn und foweit 
jene formelle Befriedigung zu einem materiellen 
Ergebniffe nicht führt, für nothwendig erachtet habe. 
Geht, man aber von dieſer Borausjegung aus, fo 
bedarf ed nach der Subhaftation des verpfändeten 
Grundſtücks zur Begründung der Klage gegen ben 
perfönlihen Schuldner bes Nachweifes, daß ber 
Gläubiger durch deren Ergebniß feine Befriedigung 
ganz oder theilweife nicht erlangt habe. 

bb) Auch die Faſſung ber $. 99. des Geſetzes 
geftattet die Annahme, daß ber Geſetzgeber vorauss 
gefept habe, wie die Klage gegen den perfönlichen 
Schuldner, abgefehen von dem Falle in $. 91. nur 
fo lange zuläffig fei, als nicht die Subhaftation 
erfolgt ift, indem, wenn legtere ftattgefunden hat, 
davon, daß der perfönliche Schuldner in Folge ber 
dem Gläubiger geleifteten Zahlung ohne Weiteres 
defien Stelle und Recht mit Dem Anfprude auf 
Eintragung biefer Erwerbung in das Grund» 
und Hypothefenbuch erlange, in der Regel nicht 
die Rebe fein fann, da die Hypothek wegen ber 
Grftehungsgelder nicht auf den Namen bed oder ber 
früheren hypothekariſchen Gläubiger, fondern auf den 
des Richters eingetragen wird, der bie Subhaftation 
vollzogen hat, und weldem nad $. 109. fig. des 
Gefeges, verbunden mit $. 29. ber Ausführungs- 
verordnung die Fürforge für Befriedigung der Erſte— 
ren obliegt. Hätte man nun angenommen, baß der 
perfönliche Schuldner auch während ber Zeit zwifchen 
der Zwangsverſteigerung und ber definitiven Bezah— 
lung der Hypothefenfchuld aus den Erftehungsgeldern 
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von dem Gläubiger zu Zahlung besjenigen angehalz 
ten werden fönne, was berjelbe nach und nach, ober 
fpäter auf einem Brete aus letzteren erhalten würde, 
fo würde vorausſetzlich auch für Diefen Ball eine der 
$. 99. analoge Beitimmung zu Ounjten des perjöns 
lihen Schuldners getroffen worden fein. 

Wenn bei den in VBorftehendem entwidelten 
Rechtsgrundſätzen von der Vorausſetzung ausgegan— 
gen worden iſt, daß der betreffende Gläubiger ſelbſt 
die Subhaſtation des Pfandgrundſtückes ausgebracht 
habe, ſo liegt zwar dieſe Vorausſetzung in dem 
gegenwärtigen Falle nicht liquid vor, da die Acten 
darüber, wer die Subhaftation herbeigeführt habe, 
feinen fihern Aufihluß geben; erwägt man jedoch, 
daß, mag die Veräußerung des Pfandobjectes von 
ber Gedentin Klägers veranlaßt worden fein, ober 
nicht, nad) Maaßgabe der jchon oben angezogenen 
gejeglichen Beftimmungen ihre Forderung bei Ver— 
theilung der Licitationsgelder von Amtswegen berüd- 
fihtigt werden muß, daß daher ihr und Klägers 
präfumtiver Wille, diefen Anfpruch geltend zu machen, 
ben zu deſſen Dedung erforderlichen Theil der Er— 
ftehungsgelder der Dispofition des vormaligen Pfand 
befigerd ganz ebenfo entzieht, als ob ein Recht auf 
Befriedigung daraus im Wege des Proceſſes 
erlangt worden wäre, und daß endlich die oben aud« 
gehobene ratio legis, wie die Nüdficht auf die ſon— 
ftige Oleichheit der Verhältniffe, hierunter ebenmäßig 
einfchlägt, jo erſcheint e8 auch um jo unbedenklicher, 
jene Orundfäge auf den vorliegenden Fall anzuwen— 
den, als die Gedentin Klägers in ihrer ausdrüdlichen 
Erklärung Bl. —, wie jhon von der erften Inftanz 
hervorgehoben worden ift, zur Oenüge zu erfennen 
gegeben hat, daf fie den ihr bei gefeglicher Diſtri— 
bution ber Erftehungsgelder zufommenden Antheil 
in Anfpruch genommen habe, und nur infoweit, als 
biefer Antheil zu ihrer vollen Befriedigung nicht 
ausreiche, an den Beflagten, als perfönlichen Schuld— 
ner, fich zu halten gemeint gewefen fei. Kläger muß 
biefe Erklärung derjenigen, von welcher er fein nach» 
mals durch Ceſſion erworbenes Recht ableitet, ebenſo 
gewiß, ald Die Borausjegung gegen fich gelten laffen, 
daß nad) dem oben bemerften Stande der Hypothefen= 
ſchulden des Pfandgrundſtücks die ftreitige Forderung 
ihre vollftändige Deckung aus den Licitationsgeldern 
zu gewarten hat. Bei der Liquidät dieſes Umſtan— 
des hätte es daher ihm obgelegen, die Bl. — obwohl 
nicht einmal beftimmt ausgefprochene Andeutung einer 
Unzulänglichkeit der Erftehungsgelder näher zu be— 
gründen und nachzuweifen, und in Grmangelung 
dejien war deshalb die erhobene Klage, wie in vori- 
ger Entfcheidung gefchehen, durchgängig in ber an— 
gebrachten Maaße abzuweiien. 


Unter diefen Umftänden fann ganz unerörtert 
bleiben, ob der außerdem von der erjten Jnitanz 
Bl. — unter A. geltend gemachte Grund der erfann: 
ten Abweijung, foweit er nicht mit dem unter B. 
und C. Ausgeführten zufammenfällt, in den Worten 
ber Klagbeifuge B. Bl. — eine ausreichende factiſche 
Unterlage finde. Auch erfcheint die Frage, ob bie 
sub E. Bl. — erwähnte Lüde des Klagvorbringens 
aus dem Gefichtöpunfte eines Mangels der Sat: 
legitimation aufjufafien, und ob einem diesfallſigen 
Mangel nur die von dem Kläger BI. — angedeutet 
Wirkung beizulegen fei, der gegenwärtigen Sachlage 
nach einflußlos, da der von der erften Inftanz dar: 
aus hergeleitete Grund einer nur theilweifen Abırc- 
fung der Klage von felbit ſich erledigt, nachdem die 
außerdem entwidelten, zu einer vollftändigen Abwei- 
fung führenden Nationen auch in gegenwärtige 
Inſtanz zu billigen geweien find. 

Ungeachtet der Betätigung voriger Entfceibun 
in der Hauptjache hat man jedoch die Compenfatien 
der Koſten in der Appellationsinftang für angemeſſen 
befunden, ba die Entiheidung der Sache nicht auf 
jo zweifellofen Rechtsgrundſätzen beruht, daß dan 
Kläger bei Beichreitung des Inftanzenzuges iclet- 
terdings murhwillige Streitfucht beigemefjen werden 
könnte.“ — 

Gegen dieſes Erfenntniß remedirte Kläger aber 
mals, und es ging hierauf ein von dem König. 
DOberappellationsgericht unterm 21. September 
1853 abgefaßtes, theild reformatorifches, theils con- 
firmatorifches Erfenntniß folgenden Inhalts ein, 
welches den Parteien am 2. December 1853 publicr 
worden ift: 

„Daß es, joviel die geflagten 600 Thlr. — —: 
Haupiftamm, nebft Zinjen davon zu 5 vom Hunden 
vom 15. Januar 1852 an gerechnet, betrifft, fi 
ſothanem Urthel und dem darin beftätigten Erlam: 
nifje erfter Inſtanz nicht zu laffen, fondern « ü 
infoweit Das eingeleitete Hülfsverfahren fortzuftela 
Auch ift Kläger die verurfachten Proceßkoſten Be 
Hagtem zu erjtatten nicht ſchuldig, fondern es werten 
diejelben unter den Parteien verglichen. Dahingegen 
ift im Uebrigen gedachtes Urthel zu beftätigen, un 
find auch die durch die eingewenbete Appellarien 
verurfachten Unfoften gegen einander aufzuheben. 

Entfheidungsgrünbe. 
l. Ad relormatoriam. 

In voriger Inſtanz ift fol. — auf die in eine 
anderen Rechtsjache ertheilten Enticheidungsgrüntt 
(Wochenblatt für merkw. Nechtöfälle, Jahrg. 184. 
&. 268.) hingewiefen worden, in welchen das Appı- 
lationsgericht zu Leipzig ausführlih und grümblis 
gezeigt hat, daß ein Gläubiger dad Pfandrecht geger 
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ben dritten Befiger ber verpfänbeten Sache und 
den perfönlichen Anfpruch gegen ben urfpränglichen 
Schuldner gleichzeitig geltend zu machen befugt fet. 
Diefen Gründen ift beizupflichten. 

Wenn jedoch in gegenwärtiger Nechtöfache für 
den Fall, daß das verpfündete Grundſtück bereits 
fubhaftirt fei, eine Ausnahme von dieſer Regel ans 
genommen und behauptet werden wollen, daß ber 
Gläubiger zunächſt an die Erftehungsgelder fich halten 
müfje, und erft infoweit, als er aus diefen definitiv 
feine Befriedigung nicht erlange, gegen den perjön- 
lichen Schuldner Hagen fönne, fo fann Man hiermit 
nicht einverftanden fein, und es erfcheinen die dafür 
angeführten Gründe zu Rechtfertigung dieſer Aus- 
nahme nicht hinreichend. 

Zuvörderft nämlich ift ed keineswegs gleichgültig, 
ob der perjönliche und der Pfandſchuldner zwei ver: 
fchiedene Perjonen feien, oder ob fich beide Schuld» 
verhältniffe in Einer und berfelben Berfon vereinigen, 
und es ilt kein Gefeg vorhanden, welches vorjchreibt, 
baß alle Nüdjichten, welche im legteren Falle zu 
nehmen find, auch in dem erfteren genommen werben 
follen. Selbft die fol. — angejogene Stelle in 
Griebners Discurs berechtigt nicht zu der Meinung, 
daß diefer Schriftfteller eine durchgreifende Analogie, 
welche unter allen Umftänden maaßgebend fei, zwi— 
fchen beiden Fällen habe ftatuiren wollen. Die ratio 
legis bei ber VII. Decifion von 1746, und beim 
SHnvothefengefege vom 6. November 1843. $. 79. 
giebt dafür fein genügendes Anhalten. Denn dieſe 
Ratio befteht hauptſächlich in Aufrechthaltung des 
Gretits, und fann baher wohl für Erweiterung, 
nicht aber für Befchränfung der Nechte des Glaäubi— 
gers angezogen werden. Und die fol. — unter b. 
ausgefprochene Beforgniß möglicher Verwirrung 
kann ebenfalls nicht mit dem Erfolge angeführt wer- 
Den, um einen Rechtsſatz darauf zu gründen. Kann 
auc in manchen verwidelten Fällen die Ausführung 

mit Schwierigkeiten verbunden fein, fo genügt dies 
Doc) nicht, um zu einer ganz verſchiedenen Rechts— 
anficht zu gelangen, am wenigften in Bällen einfacher 
Art, wo bergleihen Schwierigfeiten nicht vor— 
fommen. 

Die Verſchiedenheit des Verhältniſſes aber, je 
nachdem ber perfönliche Schuldner das verpfändete 
Grundſtück befipt, oder diefes in ben Beſitz eines 
Dritten übergegangen ift, befteht vornehmlich darin, 
Daß die Schonung, auf welde der audgeflagte 
Schuldner nach den Gefegen Anſpruch machen fann, 

und welche ben Hülfsanträgen bes Gläubigers ein 
gewiſſes Maaß fept, nur den Zwed hat, daß ber 
Hausftand des Schuldners nicht gänzlich zerrüttet, 
zınd ihm yon feinem Vermögen nicht mehr entzogen 


— 
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werde, als zur Tilgung ber Schuld nöthig ift, 
Darum foll nicht um einer geringen Summe willen 
ein ganzes Gut, weldes viel Mehr werth ift, zum 
Anſchlag gebracht, und darum jollen, wenn ein 
Schuldner mehrere Güter hat, deren eines zur Tils 
gung des Gläubigers hinreicht, nicht alle zugleich, 
fondern nur eines nach dem anderen, bis der Letztere 
befriedigt iſt, ſubhaſtirt werden. 

Alte Proc.Ordn tit. 39. 8. 9. 

Rejeript vom 10. April 1726, im Cod. Aug. cont. I. 
Abth. 1. ©. 271, 

Geſetz, das Verfahren bei Vollſtreckung gericht: 
licher Entjheidungen betr., vom 28, October 
1838. $. 45. und 48. 

Griebner, Discurs, ed. Küftner, Seite 333. 
not. 31. 

Alte diefe Rüdfichten fallen jedoch weg, wenn ber 
Gläubiger noch einen zweiten Schuldner in Anfpruch 
nimmt, indem dasjenige, was Diefer auf die Zahlung 
verwendet, nicht aus dem Vermögen bes erften 
Schuldners genommen wird. Für diefen wird bie 
Execution dadurch nicht härter. Und es ift nicht 
nothwendige Bolge, daß es auch gegen den zweiten 
Schuldner zur Erecution fommen müffe, da er Diefe, 
wenn er zahlungsfähig ift, Durch Zahlung abwenden 
kann. 

Auch hat ber perjönliche Schulbner, wenn er 
ben Öläubiger eher befriedigen muß, als Diefem aus 
dem Erlöje des verpfändeten und fubhaftirten Grund 
ftüds Genüge geſchieht, ſich um fo weniger über 
Härte zu beflagen, als er nach Vorfihrift Des $. 09, 
bes Hypothefengejeges nun ohne Weiteres an die 
Stelle ded abgefundeten Gläubigers tritt, und an 
ber Bertheilung der Erftchungsgelder zu feinem 
Antheile participirt. Der fol. — unter bb. diesfalls 
angeregte Zweifel ift nicht geeignet, bdiefer Anwen— 
bung bes Gefeged entgegenzuftehen. Denn, abgejehen 
davon, baß nicht alle einzelnen Fälle in einem Ges 
ſetze beſonders vorgefehen werben können, fo jagt 
das Gefeg nicht, daß nunmehr Die Hypothef auf Den 
Namen des perfönlichen Schuldners übergefchrieben 
werden folle, fondern dieſer fol nur Anſpruch haben 
auf-einen Eintrag des Inhalts, daß er die Stelle 
und das Recht des Gläubigers erworben habe. Diefe 
Berlautbarung ift aber nicht wefentliche Bedingung 
bes Eintretungsrechts, fondern blos ein Sicherungs— 
mittel. Die Hauptbeflimmung: er erwirbt deſſen 
Stelle und Recht, behält immer ihre Geltung, wenn 
auch befondere factifche Umftände den förmlichen 
Eintrag in das Grund» und Hupothefenbuch. nicht 
mehr thunlich mächen jollten. 

Der Sifte $. des Hypothefengefepes, welcher in 
alten Bällen dem Gläubiger gegen Diejenigen, 
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welche für die Forderung perfönlich verhaftet find, 
die Klage vorbehält, ift offenbar zu Gunften des 
Glaͤubigers beigefügt, und fann nicht ben Zwed 
haben, dieſen an eine Reihenfolge zu binden, und 
zu feinem Nachiheile die perjönliche Berbindlichfeit 
ald eine blos fubfidiäre zu bezeichnen. Er fegt 
voraus, daß der Gläubiger ſich zunächſt an das 
verpfändete Grundftüd halten wolle, und die Worte: 
„infoweit fie felbige nicht erlangen‘, follen nur vers 
hindern, daß er nicht doppelte Zahlung erhalte. 
Soll der Gläubiger aber genöthigt werden, zunächft 
an die Sieitationsgelder und an die terminlichen 
Zahlungen derſelben fih zu balten, fo fann die Ers 
wägung, daß diefe Terminzahlungen auf gefeglicher 
Vorjchrift beruhen, ihm feinen Erfag bieten für bie 
Nacıtheile, welche er dadurch erleidet, und für bie 
Beihränfung feines Rechts, wenn diefe nicht ſonſt 
auf haltbaren rechtlichen Beitimmungen beruht. Auch 
handelt es fich nicht blos um die Verzögerung, welche 
er erleidet, fondern auch um andere Nachtheile, 
welchen er dadurch möglicherweife ausgelegt wird, 
wie 3. B. wenn ber Erfteher des Grundftüds nicht 
richtig zahlt, oder zahlungsunfähig wird, und bed» 
halb zu einer anderweiten Subhaftation gefchritten 
werden muß. 

Alle die Gründe, welche Davon entlehnt find, daß 
ein Gläubiger nach erfolgter Hülfsvollftredung in der 
Wahl des Hülfsgegenftandes nicht weiter variiren 
fönne, bis entfchieden fei, daß er Durch die in einen 
andern Gegenftand vollftredte Hülfe nicht voll be— 
friedigt werde, erledigen fi} hier dadurch, daß, wie 
fol. — richtig bemerft ift, aus den Acten gar nicht 
zu erſehen ift, ob die Verfteigerung des Erbgerichts 
zu H., welches für die ftreitige Forderung verpfän- 
det und fpäter an den Oekonom R. verfauft worden 
ift, auf Antrag der Gedentin Klägers, oder auf 
Antrag eined anderen Oläubigers, deſſen Hanblun- 
gen Kläger nicht zu vertreten hat, erfolgt fei. Es 
kann daher auch nicht behauptet werden, daß er ober 
feine Gedentin die Wahl des Gegenftandes zu feiner 
Befriedigung getroffen habe, an welche man ihn in 
den vorigen Inftanzen hat für gebunden achten wollen. 
Eine ſolche Wahl ift auch in ber fol. — zu leſenden 
Auslaffung der vermwittweten P. nicht zu finden. 
Denn abgejehen davon, daß damals die Eubhaftas 
tion ſchon vorüber war, fo liegt auch in jener Aus— 
laffung noch feine ausdrüdliche Verzicht auf bas 
Recht, den urfprünglichen Schuldner fofort zu belan— 
gen, jondern höchſtens nur eine Anficht, welche der 
Ceſſionar zu theilen nicht verpflichtet ift. 
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Endlich fteht auch der Umftand, daß die fol. — 
erfichtliche Geffton nicht in das Grund» und Hs 
thefenbuch eingetragen ift, der Gültigkeit derſelben 
nicht entgegen. Denn wenn fchon die abgetreim 
Forderung in ihren Wirkungen in Bezug auf dir 
Vertheilung ber Licitationsgelder die Eigenſchaß 
einer hypothekariſchen nicht verloren hat, und daher 
ber 84ſte $. des angezogenen Geſetzes vom 6. Ru. 
vember 1843 darauf Anwendung zu leiden ſcheim, 
jo ift doch Diefer $. darum nicht mehr anwendbar, 
weil durch die Subhaftation die Hypothek ſelbſt cr: 
loſchen ift, und daher irgend ein neuer Eintrag ın 
das Folium des Grundftüds, welcher fich auf früher 
Hypotheken bezieht, nicht mehr möglich if. Aut 
die Hypothef wegen der Erftehungsgelder wird, mic 
bereits die zweite Inftanz fol. — mit Recht gelten 
gemacht bat, nicht auf den Namen ber frühen 
hypothekariſchen Gläubiger, ſondern des Richten 
welcher die Subhaſtation vollzogen hat, oder e 
Gläubigerfhaft überhaupt, eingetragen. Deſſen m 
geachtet aber fann die Abtretung einer folden ku 
derung, ba ihr font ein rechtliches Moment rise 
entgegenfteht, nicht für unftatthaft erachtet werde 
Auch ift der Anficht ber erften Inftanz fol. — unter A, 
daß nur ber Anſpruch auf dem betreffenden Theil ir 
Licitationsgelder cedirt worden fei, keineswegs bi: 
aupflichten, da nach Inhalt der Urkunde subB, fl. — 
die Borderung felbft, ohne Befchränfung ridiarlit 
der Art ihrer Verfolgung, alfo auch der darundı 
mit begriffene perfönlide Anſpruch cedirt mer 
ben ift. 

il. Ad Confirmatoriam. 

Dabingegen konnte Die Executionsklage nur 1 
Betreff des Hauptftamms von 600 Thlen. —— 
und deſſen nach der Geflion fällig gewordenen jur 
für begründet erachtet werden. Denmm Kläge % 
ſelbſt fol. — in Verbindung mit der Urkunde €. .- 
eingeräumt, daß bie ganze Forderung von M 
Thlen. —⸗ —-, von welcher die jept in har 
fiehende abgezweigt ift, für Den unmündigen &% 
der verwittweten P. verpfändet, und daß ti 
Piandnerus nur wegen der abgetretenen 600 Ti 
—s —s Gapital von dem Bormunde des Unmün 
gen wieder aufgegeben fei. Wenn nun Aldg 
gleih auch 400 Thle. — —- frühere, var! 
Ceſſion rüdftändige Zinfen mit einflagt, jo folgt = 
dem Vorhergehenden, daß wegen diefer 400 M 
—s — + die Berpfändung noch fortbefteht, und I 
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bie Berechtigung Klägers, dieſelben einzuforbern, 
bezweifelt werden muß. Denn der verpfändende 
Släubiger hat auf fo lange, als feine Verbindlid)- 
feit gegen ben Gläubiger, welchem feine Forderung 
verpfändet ift, nicht getilgt ift, ieder dad Recht 
bes Lepteren gefährdenden Verfügung über diejelbe, 


namentlich der Einhebung derſelben, fich zu enthal⸗ 


ten, und ba er auf feinen Ceſſionar nicht mehr Rechte 
übertragen fann, als er felbft hat, fo ift auch biefer 
daran gebunden. 

$. 72. 85. und 86. des Gefeges vom 6. November 

1843. 

Heyne, Gommentar zu $. 86. Th. 1. ©. 343 fig. 
Hiernah war wegen biefer 400 Thlr. —⸗ —⸗ bie 
Entfcheidung voriger Inftanzen, welche das Suchen 
Klägers in der angebrachten Maaße abweifen, au 
beftätigen. 

Die Eompenfation ber Unfoften, fowohl bes 
Proceſſes, ald der gegenwärtigen Inſtanz, bedarf 
nach Obigem feiner weitern Rechtfertigung.‘ — 

Das vierte in ber Sache von dem Königl. 
Dberappellationsgericht unterm 8. Auguft 1854 
gefprochene Erfenntniß beftätigte, auf die von Be- 
klagtem eingewendete Appellation, die Entſcheidung 
der legten Inftanz compensatis expensis allenthalben, 
und war auf folgende Entfheidungsgründe 
geftügt: 

„Laut Document A. fol. — hat am 27. September 
1849 die fol. all, benannte verwittwete B. dem Be— 
flagten 4000 Thlr. —s —» geliehen, zinsbar nad 
44 MProcent, jedoch nach 5 Procent,- im Falle ein 
Zinstermin in Rüdftand bliebe, und es find — conf. 
fol. — sq. — Gapital und Zinfen auf Damals dem 





Beflagten gehörigen Grundftüden hypothekariſch ein« 
getragen, sec. fol. — aber biefe Grunpdftüde am 
20. November 1849 von Berflagtem verfauft, und 
sec, fol. — vor dem dort benannten Juftigamte am 


12. April 1851 necessarie fubhaftirt worden. Am 
15. Januar hat die Wittwe P. laut docum. B. 
fol. — dem Kläger cebirt 400 Thlr. — —- Zins⸗ 


rückſtand von nurbezeichnetem Gapitale, und 600 


hier — 2 — von dem Capitale ſelbſt, worauf am 


25. Januar 1852 Kläger aus dieſer Eeffion gegen 


Beklagten als ben perfönlich haftenden Schuldner 
Grecutionsproceß angeftellt, nicht zunächft die Be— 
friedigung aus den Licitationdgeldern des verpfän— 
beten Grunbftüds gejucht hat, während weder bei» 
gebracht, noch auch zu vermuthen ift — elr. fol. — 
sub C. —, daß auf diefem Wege feine Befriedigung 
würde zu erlangen fein. 

Reformatorifch, den Entfcheibungen erfter und 
zweiter Inftanz entgegengefegt,. ift in dritter, unter 
Gompenjation der Procefoften, die vorbemerften 
600 Thlr. — —⸗ nebft Zinfen vom 15. Januar 
1852 betr., fol. — auf Fortitellung des eingeleiteten 
Hülfsverfahrens erkannt, hiergegen aber von Beklag— 
tem appellitt worden, 

Da bei nochmaliger Prüfung des Standes ber 
Sache in factifcher ſowohl, als in juridiſcher Bezie- 
bung man fi anderweit überzeugt hat, daß dem— 
felben die nurbemerfte Entſcheidung volltändig 
angemefjen, und felbige in ben fol. — gegebenen 
Nationen erfchöpfend gerechtfertigt if, fo findet durch 
Bellagtend Deductionsfchrift man ſich hinfichtlich der 
Rechtfertigung des vorftehenden confirmatorijchen 
Urtheld nur Folgendes zu bemerfen veranlaßt: 

Sobald man dem Ceſſionar einer Schuld, die 
auf einem dem Debitor nicht mehr gehörigen Grund⸗ 


ftüde hypothecirt ift, geftattet, was laut ber mehr: 
angesogenen Rationen bemjelben nicht verweigert 
werben darf, nämlich: diefelbe gegen den perjönlichen 
Schuldner rein ald perfönliche Schuld, und alfo auch 
beliebig abjehend von ber betreffenden Hypothek, zu 
verfolgen, fo verbietet auch Die Conſequenz, daß die 
hierauf gerichtete Klage vor den Richter gewiefen 
werde, bei dem die Befriedigung in Gemäßheit 
hypothefarischen Rechts zu fuchen wäre; und am 
allerwenigften würde einen hierauf gerichteten Aus— 
fpruch der Umftand rechtfertigen können, daß, fobald 
Bellagter den Kläger Zahlung leiftet, er 
— man vergl. $. 99. des Geſetzes vom 6. Novbr. 
1843. Seite 209. der Gefegfammlung — 
an deffen Stelle berechtigt wird, aus den Licitations— 
geldern Reftitution des Gezahlten infoweit zu ver: 
langen, als der Kläger felbit die Befriedigung aus 
ben Licitationsgeldern zu fordern und zu erhalten 
würde berechtigt gewefen fein; benn daß Bellagter 
im Stande ift, durch behufige Anzeigen und Anträge 
bei der Gerichtöbehörde, welche fich der Subhajtation 
des verpfündeten Grundſtücks zu unterziehen hatte, 
fein nurbezeichnetes Intereſſe hinreichend ficher zu 
ftellen, das fann feinem Zweifel unterliegen. 
Hiernächft ſteht, Die unter 3. fol. — bezeichneten 
100 Thlr. —s — = angehend, 
— zur Erläuterung muß nämlich hier noch er— 
wähnt werden, baß Bellagter in feiner Deduc- 
tion sub No. 3. gebeten hatte: die Erflärung 
ber Gebentin, fie wolle fid wegen ihrer Forde— 
rung zunaͤchſt an die Erftehungsgelder und bie 
von dem Bellagten ald Sequeftrationsvorjchuß 
der fubhaftirten Güter ad depos. jud. eingezahls 
ten 100 Thle, —⸗ —- halten, nochmals in 
Erwägung zu ziehen — 
ed außer Zweifel, daß, foviel fol. — und fol. — in 
ben Acten vorliegt, gegenüber dem Bellagten bie 
verwittwete P. Feine ſolche Erklärung abgegeben hat, 
in Betracht beren hätte angenommen werden fönnen, 
baß Diefelbe ihrerſeits die Rechtsgültigkeit der in 
Frage ftehenden Ceſſion im Voraus befchränft gehabt 
habe. 
Die Koften, welche durch die gegen ein reforma- 
toriſches Erkenntniß eingewendete Berufung erwach- 
fen, konnten nicht anders als compenfirt werden.“ 


114. 


Beitrag zur rechtlichen Beurtheilung redhibiten 
fcher Klagen, den Pferdehandel betr, 


Mitgetheilt von 
Herrn J. R. 8 in L. 


Da die ben nachſtehend mitgetheilten Exfennt 
niſſen zu Grunde liegenden thatſächlichen Verhältniſte 
aus den Erkenntniſſen ſelbſt hervorgehen, fo lißt 
man legtere unmittelbar folgen: 

Urthel des Königl. Spruchcollegiums zu 
Leipzig v. I. 1852. 

„Weil Kläger feine Klage auf Wiederaufbebun; 
des mit dem Bellagten am 16. Auguft 1850 übe 
die darin befchriebenen Kutjchpferde abgejchlofenn 
Handels darauf geftügt, daß, obwohl der Deklagı 
die Fehlerfreiheit dieſer Pferde ausdrücklich garantirt 
dennoch gleich nach der Uebernahme der Pferde un 
während der erften drei Tage es ſich gezeigt, deß 
das eine derſelben — die Stute — an ber Druk, 
fowie am Dummfoller gelitten, von welder Aranl 
heit es nicht wieder herzuftellen geweſen, wien 
während des Proceſſes, am 11. November (segl. 
ben Sectionsbericht BL. —), umgeftanden fe, un 
nun zwar aus ben Bl. — und — beigebrachten 
Zeugniffen der eraminirten Thierätzte P. md. — 
deren Glaubwürdigkeit Beflagter BI. — mitt in 
Abrede zu ftellen vermocht — hervorgeht, daß das 
fragliche Pferd am 5. und beziehentlid; am 10. Eth⸗ 
tember, wo jene Thierärzte folches unterjuht un 
bezüglich in Eur genommen, von biefen Kraul: 
heiten befallen gewejen, dennoch aber zur Jul # 
noch an rechtlicher Gewißheit darüber gebricht, keß 
die Pferde ſchon zur Zeit des Verkaufs an cn 
Gewährsmangel gelitten, ober Doch, daß er kim 
drei Tagen nach dem Handel bemerkt worden I 
in welchem Falle Kläger ber weitern Beweisfüh! 
überhoben wäre; 

vergl. Treitfchfe’8 Kaufcontract, 8.29 
hiernächft, wenn auch Kläger zugleich die Nat 
tion ded Handels um das gefunde Pferd mit forte 
die Klage als wohl begründet fich barftellt, inken. 
wenn ed Mar vorliegt, und auch im gegenmärigd 
Falle, wo es fih um ein Geſpann gleichfathige 
und zufammen eingefahrner Pferde handelt, un“ 
zweifelt angenommen werden muß, daß ber Ai 
den Kauf gar nicht abgefchloffen haben würde, m! 
er die fehlerhafte Beihaffenheit ber einen Ca 
gefannt hätte, demfelben geftattet fein muß, der 1° 
(echaften Sache wegen auch die fehlerfreie zutücht 
geben; 

L. 38. $. 14. D. de aedil. edicto (21. 1.) 





im Uebrigen, wenn Kläger im Gütes und Rechts— 
termine fein Klagvorbringen durch Bezugnahme auf 
eine vom Beklagten wider ihn auf Bezahlung bes 
rüdjtändigen Raufgeldes angeftellte Klage, in welcher 
angeführt worden, daß die Pferde fünf» und feche- 
jährig feien, vervollfändigt hat, darauf in gegen— 
wärtigem Proceffe fein Abjehen zu richten, weil es 
fi in diefem nur un die behauptete Krankheit des 
einen Pferdes handelt — wogegen es Klägerm, da— 
fern er in diefem Proceffe unterliegen follte, aller 
dings unbenommen wäre, mittelft befonderer Klage 
anz und auszuführen, daß er auch hinfichtlich bes 
Alters der Pferde vom Bellagten getäufcht wor: 
ben ſei; 

So ift Kläger den Grund feiner Klage, foweit 
ihm folche verneint worden und foweit er fich darin 
des Eidedantrags nicht bedient (elr. pet. lit. cont. —), 
binnen fächfifcher Frift, dem Bellagten der Gegen- 
beweis und die Gewifiensrührung, beiden Theilen 
andere Rechtözuftändigfeiten vorbehältlich, wie Recht 
au erweifen fchuldig, worauf in der Sache, nad 
Befinden auch wegen des angetragenen Eides, weiter 
ergehet, was Recht iſt.“ 

Urthel des Königl. Appellationdgerichts 
zu Leipzig. 

„Daß es bei dieſem Urihel, foweit darin beftimmt 
worden, baß Kläger den Grund jeiner Klage, foweit 
ibm folche verneint worden und er fich nicht des 
Eidesantrages bedient, binnen füchfifcher Frift, dem 
Beklagten der Gegenbeweis und die Gewiſſensruͤh— 
rung, beiden Theilen andere Rechtszuftändigfeiten 
vorbehältlich, wie Recht zu erweifen ſchuldig, wor« 
auf ferner ergeht, was Rechtens ift, nicht zu laſſen, 
vielmehr ftatt defien dahin zu erfennen: 

Würde Bellagter den ihm beim Tten und 10ten 
Einlaffungspunfte angetragenen, für angenommen 
zu eracdhtenden Eid in der Maaße: 

daß er fich bei dem Verkaufe der in der Klage 
erwähnten beiden Kutichpferbe gegen den Kläger 
nicht verpflichtet, für alle Behler derfelben zu 
garantiren, auch, daß folche fehlerfrei feien, 
nicht verfichert habe, 
fchwören, fo ift berjelbe von ber erhobenen Klage 
zu entbinden und loszuzählen, es ift auch Kläger 
ihm die in erfter Inſtanz verurſachten Koften zu er- 
ftatten verbunden. 

Die in Folge der Rechtömittel erwachfenen Koften 
werben unter den Parteien aufgehoben. 

Entfheidungsgrünbe. 
1. 


Zu bed Beflagten Appellation. 
Derjelbe greift bei dem Iften und Sten Oravamen 
wiederholt bie Schlüffigfeit der Klage im Allgemeinen 
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an, und ed war daher zunächft zu unterfuchen, in— 
wieweit Die in der Klage enthaltenen Behauptungen 
überhaupt ein Gefuch um Rebhibition bezüglich des 
darin erwähnten Kaufvertrages zu begründen ges 
eignet feien. 

Zunächft beruht es in Wahrheit, daß ein Directes 
Anführen des zu Fundirung der Klage notwendigen 
Umftandes, daß ein Gewährsmangel bereits zur 
Zeit der Erfaufung vorhanden gewefen, zu vermiflen 
ift. Allein es wird in folder behauptet, daß ſchon 
in den erften brei Tagen nach Abfchluß des Handels 
und nach erfolgter Uebernahme ber Pferde Seiten 
Klägerd Mangel an Freßluſt, fowie ein Drufen- 
leiden und nach thierärztlihem Befunde der Dumm- 
foller jich gezeigt habe. Zwar geht weiter aus ben 
unmittelbar darauf folgenden Worten: „Ich ließ 
nämlich am 5. September das Pferd vom Thier- 
arzte ıc. unterfuchen, welcher befand ıc.* unzweifels 
haft hervor, daß ber thierärztliche Ausfpruch nicht 
innerhalb ber drei auf den Kaufsabfchluß und die 
Uebergabe der Pferde folgenden Tage ertheilt worden 
ſei; ed muß aber in ber vorhergehenden Erwähnung 
diefer Frift, und in der Behauptung, daß innerhalb 
derfelben Krankheitsſymptome, fowie nad thierärzte 
lihem Befunde der Dummkoller wahrzunehmen ges 
weien, das Anführen erfannt werden, es fei eben 
ber fpätere Befund ber Thierärzte dahin gegangen, 
baß bereitd während jener drei Tage der angeführte 
Fehler vorhanden gewefen fei, und es ift daher die 
Klage infofern ald ausreichend begründet anzufehen, 
ald dem Kläger, wenn er biejen fegteren Umftand 
zu beweijen vermag, die Vermuthung zur Seite 
fteht, daß das Pferd ſchon zur Zeit des Handels mit 
dem Dummfoller behaftet gewefen fei. 

Sofern aber der Beflagte weiter beim 2ten Gra— 
vamen beftreitet, daß Die in der Klage angeführten 
Thatfachen die Refeiffion des Handels nicht blos 
bezüglich bed Franken Pferdes, fondern bezüglich 
beider Pferde rechifertigen, jo ift ihm einzuhalten, 
daß er jelbft beim Iften Einlaffungspunfte Bl. — 
zugeftanden, ein Baar gleichfarbige, zufammen ein» 
gefahrene Kutfchpferbe verfauft zu haben, und daß 
ſchon der Natur der Sache nady bei dem Handel 
um zwei, vermöge eines beftimmten Zweckes ver- 
einigte Gegenftände, beren Werth eben durch Die 
Zufammengehörigfeit wejentlih bedingt wird, bei 
der Fehlerhaftigfeit der einen Sache die Rebhibirion 
des Ganzen gefordert werben fann, dann aber auch, 
daß fowohl in den hierher gehörigen Befegeöftellen, 
wie insbefondere 

1. 34. 35. 36. 38. $. 14. de aedil. ediet. (21. 1.) 
als auch von den Rechtölehrern, wie namentlich 
von 
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Eurtius, Handbuch ıc., 8. 1295. Note e. 
Treitfchke, der Kaufvertrag, 8. 97. ©. 234. 
ausdrüdlich anerkannt wird, daß der Käufer eines 
zufammengehörigen Paares Zugthiere dann zu Auf 
hebung des Kaufes in Nüdjicht beider Thiere berech« 
tigt ift, wenn nur eines derfelben an einem Gewaͤhrs— 

mangel leidet. 

Ebenſo fühlt fih der Beflagte mit Unrecht beim 
Sten Gravamen dadurch befchwert, baß das vorige 
Urthel dem Kläger für den Fall des Unterliegens 
im gegenwärtigen Proceſſe die Anftellung einer neuen 
Refciifiondflage auf dem Grunde erlittener Täufchung 
bezüglich ded Alters der Pferde nachgelaffen hat, da 
dem Kläger der Ausgang gegenwärtigen Proceſſes 
in Bezug auf andere felbftftändige Klaggründe nicht 
nachtheilig fein fann, und es fi von felbit verfteht, 
daß in ber zur Befchwerde gezogenen Stelle des 
Erfenutniffes darüber, ob zu Begründung einer 
ſolchen neuen Klage Die in dieſer Richtung ſchon 
jegt vom Kläger angeführten Thatjachen ausreichend 
feien, eine definitive Beftimmung nicht hat getroffen 
werden follen. 

Dagegen war dad angefochtene Urthel zur Aten 
Beichwerde allerdings in feinem hauptfächlichften 
Theile abzuändern, da die geleugneten Stellen im 
Eingange der Klage, über welche der Eid angetragen 
worden, für den Ausgang des Procefjes präjudiciell 
find. 

Bon den Leiden nämlich, welche nach dem Inhalte 
ber Klage an dem einen ber erhandelten Pferde 
innerhalb ber eriten drei Tage wahrgenommen wor: 
ben fein follen, gehört feines zu den fogenannten 
Garbdinalfehlern, d. h. zu denjenigen, für welche ber 
Verkäufer zu haften verbunden ift, auch ohne daß 
er aus Gefährbe fie verfchwiegen, oder die Fehler: 
freiheit des Pferdes ausdrüdlich verfichert hat. 

Daß dies bezüglich des in ber Klage zuerft er- 
wähnten Mangels an Freßluſt und der Drufe nicht 
ber Fall fei, bedarf feiner befonderen Auseinander— 
fegung; beide Uebel, und zwar die Drufe um bes- 
willen, weil eine befondere Gefährlichkeit derſelben 
nicht angeführt ift, find überhaupt nicht ald Mängel 
anzufehen, welche die Nedhibition begründen, viel- 
mehr lediglich als Krankheiten, welche die Brauch- 
barfeit der erfauften Sache höchftens vorübergehend 
mindern und daher einen Anfpruch auf Aufhebung 
bes Handels nicht gewähren. 

Der weiter angeführte Dummfoller dagegen fann 
zwar umbedenflih als Gewährsmangel anerkannt 
werden; allein es zählt derſelbe den f. g. Garbinal- 
fehlern nicht bei, indem die einfchlagende Vorſchrift 
bes Magdeburger Weichbildrechtes Artikel 97., nächft 
der hierher nicht gehörigen „unrechten Ankunft” 


nur das Stetig-, Staarblind» und das Hartihlägi; 
fein als die jeder Zeit zu vertretenden Fehler he 
nennt, und ber auf die Glofje zum Weicbiltrett 
geftügte Gerichtsbrauch nur noch bie Ropfrankhei 
denfelben hinzugefügt hat, 

vergl. Mittermaier, deutſches Privatrecht, 2. 

theil. $. 281. Note 12. 
Haubold, Lehrbuch des K. S. Privairehit, 
2. Aufl. 8. 283, 

Eurtius, 1. 1. $. 1294. 
während die von 

Berger, oecon. for., lib. IH. ut. VIIL ıb. \. 

not. 3. 
angeführte Anficht, nach welcher aud der Kella 
jenen Hauptmängeln beizuzählen fein fell, in fm 
feine Geltung erlangt hat. 

Vergl. auch Treitichke, ber Kaufvertrag, 8.9 
Sonach ift Kläger nur dann berechtigt, wegen det 
eben erwähnten Fehlers auf Reſciſſion des Hand 
zu dringen, wenn er fein Anführen, daß der Bellagi 
bie Freiheit dev Pferde von allen Fehlern verficen, 
und für alle Fehler zu garantiren verfproden ba, 
zu beweifen vermag, und ift daher der hierauf Rt 
beziebende, auf den Eid geftellte Theil der Klagt 
praͤjudiciell. 

Der Beklagte bat ſolchen feinem weſenllichen 
Inhalte nach beim 7ten und 10ten Einlafungspunkie 
geleugnet; es find aud) die bezüglichen Anführungen, 
wie weiter unten zu zeigen, nicht auf andere Beil 
in Gewißheit gefegt, und war daher zunäht au 
eidliche Ablehnung diefer präjudiciellen Behauptungen 
zu erfennen und von folder die Entbindung de 
Beflagten von der erhobenen Klage, ſowie folge 
recht die Verbindlichfeit des Klägers zur Kot 
erftattung abhängig zu machen. 

Da die Leiftung erfannter Eide jeder Zeit u 
präfumiren ift, fo war, dem in causa ardua beſtehen— 
den Gerichtsbrauche gemäß, für den Hall der Kid 
leiftung fon jept eine Beftimmung nicht zu weft; 
es wird vielmehr, wenn folder eintritt, Sache eined 
neuen Grfenntniffes fein, die dann nothwendig m" 
dende Beweisvorjchrift zu geben. 

Il 


Zu Klägers Appellation. 

Derfelde fühlt ſich beim Iften und Iten Graramt 
dadurch befchwert, daß überhaupt die Klage alt dei 
Beweijes noch bebürftig angefehen worden ſei— 

Soweit dabei zuerft die im Gingange heran 
enthaltenen Angaben über das Verſprechen dei de 
Hagten wegen der Fehlerfreiheit im Frage fomzl 
jo fann der dort erwähnte, vom Kläger uͤbet Dit 
Bezahlung des Kaufgelderreftes von 100 Takt 
—⸗ —⸗ audgeftellte Schein an ſich dem Beflagtıl 





437 


gegenüber einen Beweis nicht liefern, ba folder 
lediglich als seriptura pro scribente ſich darftellt. 
Eben fo wenig aber fann auch aus der zugeſtande— 
nen Annahme dieſes Echeined ein Einverftändniß 
des Beflagten mit dem darin einfeitig ausgeſproche— 
nen Vorbehalte gefolgert werben, da ber Schein 
nicht allein diefen Vorbehalt, fondern feinem Haupt> 
inhalte nach das für den Bellagten wichtige Schuld» 
befenntniß und Zahlungsverfprechen des Klägerd 
enthielt, und ihm daher allerdings daran gelegen 
fein mußte, foldhes in feine Hände zu befommen, 
andere Umftände aber, aus welchen die vollftändige 
Genehmigung des gefammten Inhaltes des Scheines 
abgenommen werden fönnte, nicht angeführt find. 

Der übrige Theil der Klage kommt jeht, dem 
Dbigen zu Folge, noch nicht in Frage, und es ift 
Daher, foweit Kläger behauptet, auch biefen bereits 
bewiejen zu haben, nur in ber Kürze zu bemerfen, 
baf die Uebernahme einer vierwöchentlichen Garantie 
Eeiten Bellagtens, wie eben dargelegt worden, nicht 
bewiefen ift, und überdies das Zugeſtändniß bei 
Bunft 23. 26. 28. 29. der Ginlafjung bezüglich der 
Krankheit des Pferdes am 10. September 1850 noch 
nicht das Belenntniß des Vorhandenfeind eines die 
Redhibition begründenden Fehlers zur Zeit der Er- 
faufung in ſich begreift, fowie ferner, daß die der 
Klage beigefügten thierärztlichen Zeugniffe Bl. — 
nur für das anerfannt worden find, wofür fie aus— 
gegeben worden, mithin für nicht mehr, als die 
unbeeideten und beöhalb zur Zeit völlig unbemweis- 
kräftigen Berfiherungen zweier Perfonen, deren 
Qualification ald Sacdyverftändige erft in die gehörige 
Gewißheit zu ſetzen ift. 

Zum 2ten Gravamen aber ift Dem Kläger jeden— 
falls einzuhalten, daß der Beklagte zur Einlaffung 
auf das einen neuen factijchen Klaggrund enthaltende 
Vorbringen im Rechistermine Bl. — aus bem 
Grunde nicht gehalten war, weil er zu felbigem nicht 
vorgeladen worben ift, und baß es vermöge ber 
Vorſchrift der 

Procefordnung, Titel 5. $. 4., 
wenn Kläger jenen neuen Klaggrund im gegenwärs; 
tigen Proceſſe berüdfichtigt ſehen wollte, hierzu 
jedenfalls des Antrages auf anderweite Vorladung 
bes Beklagten bedurfte. 

Die Eompenfirung der Rechtömittelfoften findet 
ihre Rechtfertigung ſchon barin, daß beide Theile 
appellirt haben.” 

Urthel des Königl. Oberappellationss 

gerichts v. J. 1853. 

„Daß ed bei dem Eingangs bezeichneten Urthel 
(zweiter Inftanz) in Hinficht auf das, was darinnen 
in der Hauptfache gefprochen worden, nicht zu laflen, 


derowegen die Entbindung und 2oszählung bes 
Beklagten nicht von der Leiftung des fol. — vor— 
geichriebenen Eides abhängig zu machen, fondern 
es ift Kläger den Grund ber erhobenen Klage und 
foviel ihm daran verneinet, und diesfalls infonder- 
heit, daß ber von ihm bezeichnete Fehler des Pfer- 
bes ſchon zur Zeit bes abgefihloffenen Handels und 
der erfolgten Uebergabe vorhanden gewefen, Beklag— 
tem der Gegenbeweis, die Gewiffensrührung, beiden 
Theilen andere rechtliche Zuftändigfeiten vorbehaͤlt— 
lich, wie Recht zu erweifen fchuldig, worauf in der 
Sadje, nad Befinden auch wegen des angetragenen 
Eides, ferner ergehet, was Necht ill. 
Entfheitungsgründe. 

Die redhibitorifche Klage ift beim Pferdehandel 
ohne weiteren Vorgang begründet, wenn das Pferd 
mit einem der fogenannten Garbinalfehler bei Ab— 
ſchließung des Handels behaftet gewefen. Es fann 
aber auch auf Zurüdnahme des Pferdes dann geklagt 
werden, wenn andere Fehler, die das Pferd uns 
brauchbar machen, vorliegen und der WBerkäufer 
ausvrüdlich für Die Fehler des Pferdes einzuftchen 
verjprochen. Wenn ber Verkäufer eine dergleichen 
Garantie mit Benennung eines beftimmten Fehlers 
übernommen, fo fommt die befondere Beichaffenheit 
bes Fehlers und der Eintrag, welden derfelbe der 
Brauchbarfeit des Thieres thut, nicht befonders in 
Erwägung. Aber wenn ber Verkäufer im Allge— 
meinen Behlerfreiheit des Thieres zugeſichert, fo 
fann man zwar auf der einen Seite nicht annehmen, 
daß alles und jedes, was von Sachverſtaͤndigen als 
von ber Normalität abweichend erkannt wird, zur 
Anftellung einer redhibitoriſchen Klage beredhtige, 
wie es denn überhaupt faum erdenklich, wenigftens 
durchaus nicht vorauszufegen ift, daß mit der Vers 
fiherung der Behlerfreiheit von Seiten des Verkaͤu— 
ferd eine Zufage gefchehen follen, daß das Thier 
durchgängig von allen Fehlern frei fei. Auf ber 
anderen Seite aber fann man unmöglich annehmen, 
daß beim Pferbehandel eine von dem Verkäufer aus: 
brüdlih ausgelprochene Grflärung, daß das Pferd 
fehlerfrei fei, wenn fie nicht inobeſondere auf be- 
ftimmte Fehler gerichtet gewefen, doch nur dahin 
gegangen jei, die Befreiung bes Thiered von Gar- 
dinalfehlern zu verfidern. Der hier von Klägerm 
behauptete Behler ded fogenannten Dummfollers 
gehört jchon nach dem, was die Sachverſtändigen 
in mehreren, bei ben Acten vorhandenen Zeugniffen 
ausgefprochen haben, zu den bedeutendern Gebrechen 
bes Thieres, zu den Uebeln, welche, wenn auch 
nicht alle Brauchbarkeit ausjchließen, body die Be— 
nugung deſſelben zur Arbeit momentan ftören, be— 
dentlich, wohl gar gefährlich machen und Die Dauer 
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ſeiner Dienſtfähigkeit, die der Käufer ſich in Ausſicht 
ſtellen mögen, verkützen. Wenn ber Pferdehändler 
im Allgemeinen Fehlerfreiheit des Pferdes beim 
Verkaufe verſichert, ſo kann man eine ſolche Erklä— 
rung unmöglich blos fo aufnehmen, daß er damit 
lediglich für die jog. Gardinalfehler des Thieres Ga— 
rantie leiften wollen, die er nach dem Geſetz unter 
alfen Umſtänden gewähren muß, fondern man muß 
annehmen, daß eine ſolche Garantie für andere bes 
deutenbere Fehler und Darunter namentlich auch für 
folhe, den Organismus des Thiered zerrüttende 
Krankheiten geleiftet werde. Der Beflagte hat pet. 
lit. cont. 2. zugeftanden, Daß er die Pferde beim 
Verkaufe als fehlerfrei ausgegeben, ferner pet. 6, 
ugegeben, daß er für Fehler zu garantiren ſich 
verpflichtet. Seine Verneinung ad pet. 7. und feine 
Anmerfungen ad pet. 2. und 6. fünnen fih nur 
darauf beziehen, was er ficy unter feiner Garantie 
gedacht hat, wenn er es bei dem allgemeinen Aus— 
druckt Fehler bewenden lafien. Daß er ſelbſt dabei 
nur an die Gardinalfehler gedacht babe, reicht nicht 
aus, wenn er fih darüber nicht deutlicher aus— 
geſprochen, daß er nur für die gefeplich bezeichneten 
Hauptfehler eine ganz unnöthige bejondere Garantie 
leiften wollen. Man hat in diefer Hinficht Die Klage 
für eingeftanden zu achten, wenn Beflagter nicht die 
von ihm bein Handel ausdrüdlich ausgeſprochene 
Beihränfung darzuthun vermöcte. Nun fteht aber 
der Proceß allerdings fo, daß dem Kläger noths 
wendig der Beweis des Umſtandes zufallen müffen, 
der in feiner wefentlichen Beziehung auf die Behaup— 
tung gerichtet werden foll, daß der krankhafte Zuftand 
bes Pferdes fhon beim Verfaufe deſſelben vor— 
handen gewejen. Da Kläger felbft nicht anzuführen 
vermocht, daß ber Fehler fih ſchon innerhalb der 
nächiten drei Tage nach dem Kaufe in Der behaup— 
teten Maafe audgewiefen oder von Sachverftändigen 
erfannt worden, fo tritt bier die Präſumtion nicht 
ein, Daß berfelbe fchon beim Handel ftattgefunden, 
fondern e8 muß dem Kläger diesfalls der Beweis 
auferlegt werden, welcher dann wohl für erbracht 
geachtet werben fönnte, wenn, worauf Kläger jelbft 
fol. — bereits bingewiefen, durch Sachverftändige 
dargethan würde, daß nad ben erwiefenen Symp— 
tomen der Krankheit, wenn fte fich auch nach den 
drei Tagen erſt hervorgethan, ihrer Erfcheinung, deren 
Zeitverhältnifften und ihrer Bebeutfamfeit nach mit 
Zuverläffigfeit abzunehmen fteht, daß die Krankheit 
nicht erft nach dem Handel eingetreten. Es ift mits 
hin das Erfenntniß der erften Inſtanz wieder herzu— 
ftellen geweien, indem die Gründe, aus welchen 
Kläger, daß es feinerfeits einer Beweisführung 
weiter gar nicht bedürfe, rechtliche Beachtung nicht 


finden können. Selbft wenn ber Verfäufer bei dem 
Pferdehandel wirklich die Garantie übernommen, 
daß, wie Kläger fol. — in der Klage angegeben, 
fi) die Behlerfreiheit der Pferde ald wahr erweiſen 
werde, kann es nad) dem Obigen nicht genügen, daß 
im Allgemeinen bald nach der Uebergabe der Pierde 
Epmptome wahrzunehmen gewefen, an denen man 
Störung bed Oefundheitszuftandes erfennen würde. 
Es ift der Fehler, den man mit dem Namen des 
Dummfollers bezeichnet, ein Gebrechen, welches nadı 
manchen Gefeggebungen fogar den Gardinalfehlern 
beigezählt wird, und es gehört daher zum Beweiſe, 
daß es durch Sachverftändige ermittelt werde, das 
die Somptome geradezu auf das Vorhandenſein 
dieſes Fehlers hinweifen, oder daß man, wenn Diele 
Krankheit auch fpäter erft an deutlichen Anzeichen 
mit Beftimmtheit erfannt worden, aus ben fich erwei: 
ſenden Vorfchritten derfelben nach den Grundfägen 
der Wiflenfchaft folgern muß, daß die Kranfbeit ver 
dem Kaufe fchon begonnen haben müfle. Die Com— 
penfation der durch das Rechtsmittel erwachienen 
Koften ift durch den Wechiel der Erfenntniffe ge: 
rechtfertigt.‘ 


115. 

Dem Gegner des juraturus ftcht Fein Anſpruch 
auf Ginräumung einer Sächſiſchen Friſt zum 
Schwörungstermine zu *). 

Mitgerbeilt von 
Herren Act. H. in ®. 

In einer zwifchen dem Handarbeiter W. in 8, 
ald Klägerm, und den T.’jchen Eheleuten zu R, 
als Beflagten, vor dem Patrimonialgericht zu R. 
anhängigen Proceßſache war den Beflagten redı# 
fräftig die Leiftung zweier Eide zuerfannt worden. 

Nach eingetretener Rechtskraft des biesfallige 
Urthels hatten die Beklagten wegen Abnahme dieſct 
Eide die Anberaumung eined Schwörungstermint 
beantragt, und zugleih auf die ihnen in Bere 
der Ladung zum Schwörungstermine einzuräument: 
Saͤchſiſche Frift verzichtet. 

In deſſen Folge war vom Proceßgericht der 
10. October 1848 zum Schwörtumgstermin anberaumı, 
und waren die Beklagten unter dem 27. Septembet 
1848 dazu vorgeladen, Kläger aber an bemielben 
Tage davon in Kenntniß gefegt worden. 

In dem anberaumten Schwörungstermine erjcbie- 
nen beide Parteien, und es erflärten die Beklagten, 
die ihnen zuerfannten Eide leiften zu wollen, Kläger! 
Bevollmächtigter widerſprach jedoh der Abnahme 


*) Bol. Wocenbl. f. merfw. Rechtsfälle, 1852. S. 463 # 


439 


ber Eide unter dem Anführen, baß er biefe darum 
nicht geſchehen laſſe, weil zwiichen dem Termine und 
der Infinuation der betreffenden Ladungen nicht eine 
Sächſiſche Frift innen liege, der von den Beklagten 
erfolgte Verzicht darauf aber das diesfallſige geſetz— 
lihe Grforderniß nicht alteriren fönne. 

Das Gericht, von der Anficht ausgehend, eines 
Theile, daß die Sächſiſche Frift bei Schwörungs- 
terminen hauptjächlich nur zu Gunſten des juraturus 
beftehe, dieſer alſo auch, fich folcher zu begeben, das 
Recht, und das Gericht nur die Verpflichtung habe, 
Eidesleiftungen nicht übereilt gefchehen zu laſſen, 
einer übereilten Eidesleiftung aber im vorliegen- 
ben Kalle fhon darum nicht Vorfchub geleiftet wor— 
den, ald zwifchen dem Tage ber Inſinuation ber 
Ladung und dem legtern felbft immer noch eine Zeit 
von 12 Tagen innelag, andern Theils dem Gegen- 
theile feinerfeitd ein befonderes Recht auf Innehal— 
tung ber Saͤchſiſchen Frift nicht zugugeftehen fei, weil 
berjelbe überhaupt nur ad videndum jurari geladen 
würde, der Grund aber, daß er feines Orts ein 
Intereſſe an der Sächſiſchen Frift infofern habe, um 
dieſelbe bis zum Termine zu Recherchen nad) etwaigen 
Gegenbeweismitteln benußen zu fönnen, als ſtich— 
haltig nicht anzufehen, ba am fich weber dieſe Frift 
bazu gegeben, noch der Schwörungstermin über— 
haupt dazu, baß barin derartige Gegenbeweismittel 
geltend gemacht werden, ba jei, fand jenen Wider: 
ſpruch für unftatıhaft, und eröffnete dem Kläger, daß 
es troß feines Miderjpruchs zu der Eidesabnahme 
verjchreiten werde, worauf biefer Dagegen Appellation 
einwenbete. 

Auf diesfalld erftatteten Bericht verordnete das 
Königliche Appellationsgericht zu Leipzig unterm 
10./18. November 1848 unter Berwerfung des ein— 
gelegten Rechtsmitteld an das Procefgericht, Uber 
den erhobenen Widerfpruch und deſſen Bolgen, ba 
biesfalld PBarteirechte vorlägen, über welche im Wege 
ber Refolution und Verordnung nicht entfchieden 
werben möge, nach Anberaumung eines Inrotula— 
tiondtermines, bis zu welchem ben Antereffenten mit 
ihrem etwanigen Borbringen einzufommen unver: 
wehrt, rechtlich zu erfennen oder erfennen zu laffen. 

Das vom Königl. Spruchcollegium zu Leipzig 
eingeholte, am 12. Januar 1849 ben Parteien publis 
eirte Urthel des Königl. Spruchcollegii zu Leip— 
zig erkannte hierauf: 

„Weil, nach dem Erfcheinen deö Gefeges vom 
19. Februar 1838, die perfönliche Anwefenheit des 
Gegners derjenigen Partei, welcher die Leiftung eines 
erfannten Eides obliegt, im Schwörungstermine 
nicht erforderlich, auch deshalb eine Eitation an den— 
felben zur Abwartung diefes Termins nicht zu erlaſ— 


fen, fondern nur ber dazu anberaumte Tag, unter 
Mittheilung der Eidesnotul, ihm Gerichtswegen bes 
fannt zu machen und ihm, ob er dabei gegenwärtig 
jein wolle, freisuftellen ift; mithin derſelbe — und in 
gegenwärtigem Halle Kläger — ein rechtliches Intereffe 
babei, daß Bellagte auf die Säͤchſiſche Friſt zum 
Schwurtermine verzichtet, gar nicht gehabt, auch, 
wenn folches wirflid; der Fall geweien, er vor Eins 
tritt des Termins feinen Widerfpruch hätte vorbringen 
follen, übrigens die Bemerkung in 

Ofterloh, orbdentl. bürgerl. Proceß, 8. 260. 

©. 209. not. 9., 

auf welche Kläger fich bezieht, nur von dem Falle 
fpricht, wenn der juraturus fofort, d. h. ohne die 
Nechtöfraft des Interlocuts, oder eine gerichtliche 
Ladung abzuwarten, fidy zu Ableiftung eines Eides 
erbietet: So iſt in Gemäßheit der 

Erl. Proc.Ordn. ad Til. X. 8. 4. 
ber Bl. — sub O und 9 von Beklagter und Mits 
beffagtem zu leiften gewejene Eid fire geleifter zu 
achten, Derowegen ed nunmehro bei dem BI. — even— 
tuell geiprochenen abſolutoriſchen Beſcheide fchlechter- 
dinge fein Verbleiben hat; es ift auch Kläger bie fer- 
nerweit erwachienen Proceßfoften Bellagter und Mite 
beflagtem zu erftatten verbunden. B. Rechts Wegen.” 

Gegen Died Urthel appellirte Kläger, und es 
wurde bierauf den Parteien am 4. September 1849 
folgendes Urthel des Königl. Appellationd« 
gerichts zu Leipzig verfündet: 

„Daß das Bl. — zu lefende, am 29. Januar 
1849 publicirte UÜrthel aus vorigen Gründen, und 
in Betracht, Daß, wenn in der Erl. Proc⸗Ordn. ad 
tit. XVIII. 8. 7. die Beftimmung, 

es folle der Richter, fobald im Urthel auf eine 
Eidesleiftung erfannt fei, einen Termin ad 
jurandum mit Ginräumung einer Sächſi— 
ſchen Friſt anfegen und die Parteien darzu 
gebührend vorlaben, 
in dem Geſetze vom 19, Bebruar 1838. $. 4. aber 
die Vorfchrift, 
daß in Zukunft eine Vorlabdung zu dem 
Schwörungstermine nur an eine Partei, 
diejenige, welche den Haupteid zu leiften hätte, 
zu erlaffen fei, 
enthalten ift, hieraus von felbft folgt, daß dem 
Gegner des juraturus der Anfpruch auf Cinräumung 
einer Saͤchſiſchen Friſt zu dem Schwörungstermine, 
der ihm nach der Erl. Proc.-Ordn. unzweifelhaft 
zuſtand, dadurch wiederum genommen worden, daß 
ibm das letztgedachte Geſez vom Jahre 1838 den 
Anfpruch auf Empfang einer Vorladung, in welcher 
die Sächfifche Frift zu gewähren ift, entzogen hat, 
mithin der Anficht des Klägers Bl. —, als fei in 
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biefer Beziehung an den Beftimmungen ber Erl. 
Proc.⸗Ordn. durch das neuere Necht Etwas nicht ges 
ändert worden, nicht beigepflichtet werden fünnen, 

im Uebrigen aber, wie einer Seit das Recht 
derjenigen Partei, zu deren alleinigen Gunften das 
Geſetz eine beftimmte Friſt geordnet hat, auf dieſe 
Frift ganz oder theilweife zu verzichten, nicht zu 
bezweifeln fteht, fo auch anderer Eeits für die An— 
nahme eines diesfallſigen Widerfpruchsrechtes bes 
Gegners in dem vorliegenden Falle um fo weniger 
ein haltbarer Grund abzujehen, als es fich gegen- 
wärtig um die Ableiftung des über bie Klage ange: 
tragenen Eides handelt, und dem Kläger im Zweifel 
nur an einer fchleunigen Beendigung des Rechts— 
ftreited gelegen fein fann, wogegen ber Einwand 
defielben Bl. —, es berube fein diesfallfiges Interefle 
auf der Ermittelung anderer Beweismittel, ſchon 
deshalb ganz irrelevant erfcheint, weil der Kläger 
durch die Wahl des Eidesantrages zu erfennen ges 
geben, daß er andere Mittel zum Beweiſe der Klage 
entweder nicht befige, oder davon zu Abkürzung bes 
Proceßganges feinen Gebrauch machen wollen, 

der eingewendeten Berufung ungeachtet zu bes 
ftätigen, jedoch mit Ausfchluß befien, was Bl. — 
der Koften halber erfannt worden, als welcde viel- 
mehr mit Ruͤckſicht auf die dritte Befchwerde Bl. — 
zu compenfiren, da bie einfchlagende NRechtöfrage 
nicht geradezu für eine völig unbeftrittene ausgeges 
ben werden fann. 

Die Koften ded Rechtsmittels werden in Be- 
achtung diefer Abänderung bes vorigen Erfenntniffes 
unter ben Parteien aufgehoben.‘ 


116. 


Zu Erlaffung der Subhaftationdauflage it bie 
Proceßbehörde, nicht Die Grund- und Hypotheken: 
behörde des verholfenen Grundſtücks competent, 
Mitgetheilt von 
Herrn Adv. 9, in M. 

Nah $. 40. des Gejeged vom 6. November 1843 
find die bei der Hülfsvollfirefung in Immobilien 
üblich geweſenen ſymboliſchen Handlungen weg- 
gefallen, damit aber für die nach der erläuterten 
Proceforbnung ad tit. XXXIX. 8.11. dem Schuldner 
nach gejchehener Grecution und Immiſſion nach. 
gelafjene vierwöchige Friſt (Ginlöfungsfrift) ein be— 
ftimmter Anfangspunft vorhanden fei, von welchem 
an fie berechnet werde, jo ſoll nach ber Verordnung 
vom 15. Februar 1844 die Behörde, wenn bei ihr 
nach erfolgter Beitftellung des Schuldbetrags auf 
Zwangsverfteigerung angetragen wird, zunächft an 
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ben Schuldner eine Auflage des Inhalts erlaften, 
daß, wenn er nicht binnen 4 Wochen den Gläubiger 
befriedige und ſolches nachweife, fodann mit Conſigna— 
tion und Taration des Grunbftüds Behufs der Verfteis 
gerung und mit legterer felbft werde verfahren werden. 

Nach 

Oſterloh, ordentl. bürgerl. Proceß, $. 364., und 

Heyne, Commentar zu dem Geſetze vom 6. No— 

vember 1843, Bb. II. ©. 312. 

foll diefe Subhaftationsauflage von der ſubhaſti— 
renden Behörde (db. i. Grund» und Hypotheken— 
behörde) audgehen, und hiernach würde, falls die 
Proceßbehörde nicht zugleich die zuftändige Grund» 
und Hypothefenbehörbe ift, an Leptere von Erfterer 
zu tequiriren fein. Einen Grund für diefe Meinung 
hat man darin zu finden geglaubt, daß ſchon ber 
Hülfsvollftrefungseintrag durch die Grund» umd 
Hypothekenbehörde zu gejchehen habe, und daß, wo 
ein ſolcher, wie bei bereits hypothecirten Forderungen 
entbehrlich ift, die fragliche Auflage den Eintritt der 
mit der Hülfsvollfitedung felbft verbundenen recht⸗ 
lihen Wirkungen anzeige und das Subhaftationt- 
verfahren einleite. 

Bei Entfcheidung einer hierüber zwiſchen zwei 
Behörden entitandenen Compeienzdifferenz ſprach Sich 
jedoch das Königl. Appellationsgericht zu Leipzig 
unter dem 28. März 1854 folgender Maafen aus: 

„Die Auflage, welche in Gemäßheit des zweiten 
Abjchnittes von $. 17. der zu Ausführung des Ges 
feges vom 6. November 1843, die Grund» und 
Hypothefenbücher und das Hypothefenweien betref- 
jend, unter dem 15. Februar 1844 gegebenen Ber 
ordnung nach ber Hülfsvollftretung in ein Immobile, 
und bevor mit Gonfignation und Taration des ver 
holfenen Grundftüds Behufs der Verfteigerung ver 
fahren wird, an den Schuldner zu erlaffen ift, ftebt, 
da fie lediglich dazu dient, für die dem Echultme 
zufommende vierwöchentlihe Cinlöfungsfrift einen 
beftimmten Anfangspunft zu gewinnen, mit dem 
Acte der Erecution felbit oder der Eubhaftation in 
feinem unmittelbaren Zufammenhange. Sie erfcheim 
vielmehr als eine reine Procefauflage, als eine Auſ 
forderung zur Ginlöfung, woraus von felbft folgt, 
daß fie in dem Halle, wenn die Procefbehörde und 
die Behörde des verholfenen Grunditüds von ein 
ander verfchiedene find, in gleicher Weife, wie bie 
Hülfsauflage, welche der Erecution voraudzugeben 
hat, und bei welcher auch von dem Schuldner bie 
Befriedigung des Glaͤubigers nachzuweiſen ift, erla 
fen werden muß. Dies ergiebt ſich ſchon aus ber 
Worten erwähnten $. 17. der Ausführungsverert- 
nung. Denn wenn ed darin heißt: 

„ſo hat die Behörde, wenn bei ihr auf Zwang® 
verfteigerung angetragen iſt,“ 
fo deutet Dies beftimmt genug darauf hin, daß von ber 
Behörde, bei weldyer der Antrag auf Zwange— 
verfteigerung au ftellen ift, alio von der Procef- 
behörde, die fragliche Auflage auszugehen habe." 
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117. 


Zur Lehre von ber actio Pauliana und bem 
remedium ex gratificatione. — Derjenige, welcher 
einen im Befige des Beflagten befindlichen Gegen 
ftand ald fein Eigenthum in Anfpruch nimmt, 
an den ſich ein Kläger wegen einer rechtäfräftig 
erftrittenen Forderung halten will, kann den 
frühern Rechtöſtreit nicht als res inter alios acta 
anfehen, ſondern hat das Ergebniß beffelben auch 
in biefem Proceffe bis zum Beweife des Gegen: 
theild gegen ſich gelten zu laffen. 


Mitgetbeilt von 
Herrn J. R. L. in 8. 


Der Strumpfwaarenhaͤndler C. hatte im Jahre 
1850 den Strumpfwirker M. zu G. wegen einer 
Waarenforderung von 204 Thlen. 16 Ngr. 5 Pf. in 
rechtlichen Anfpruch genommen und die Entfcheidung 
war vom relatum abhängig gemacht, Diefes aber am 
24. Auguft 1850 vom Kläger abgeleiftet worden. 
Auf defien Antrag erhielt auch M. eine Hülfsauflage, 
worin ihm aufgegeben wurde, ben Kläger bis zum 
4. October wegen des fchuldigen Betrags zu beftie- 
digen. M. fuchte das Hülfsverfahren durch aller 
band VBorwände aufzuhalten, mit denen er abgewiefen 
wurde, und es probucirte num defien Ehefrau unterm 
9. October 1850 einen mit ihrem Ehemanne angeblich 
unterm 10. September ej. ai. abgefchlofienen, am 
8. October gerichtlich recognoscirten Kaufcontract, 
nach welchem fie nicht allein das Waarenlager ihres 
Ehemanns, fondern auch deſſen fämmtliche fahrende 
Habe für einen Kaufpreis von 1161 Thlrn. 23 Nor. 


Hene Folge Bweiter Jahrgang. 


1854. 


5 Pf. erworben haben wollte, welcher baburch bezahlt 
worben, daß fie eine von M. angeblich dem Schloffer 
W. zu ©. zu berichtigende Darlehnfhuld von 1161 
Then. 23 Ngr. 5 Pf. zu eigner Vertretung übernahm 
und zugleich erflärte, daß fie durch diefen Kauf 
wegen einer ihrem Ehemanne inferirten Summe von 
400 Thalern befriedigt worden, in welchem aber 
auch M. auf bas ehemännliche Nugniefungsrecht 
an dem Vermögen ber Frau ausdrücklich Verzicht 
geleitet hatte. 

Die M. beantragte auf Grund biefer Urkunde, 
mit dem gegen ihren Ehemann eingeleiteten Erecu- 
tionsverfahren nicht weiter vorzugehen, weil diefes 
zu feinem Refultate führen würde; C. ließ auch die— 
ſes Verfahren vorbehältlich feiner weiteren Anträge 
nicht fortftellen, trat vielmehr gegen M.'s Ehefrau 
mit einer Klage auf Refciifion dieſes Mobilientaufs 
hervor, welches Gefuch er hauprfächlich darauf ftügte, 
daß aus diefem Contracte M.'s Infolvenz erhelle, 
Bellagte aber noch außerdem burch ihren Ehemann 
erfahren habe, daß er ihm, C., 204 Thle. 16 Rgr. 
3 Bf. für Strumpfwaaren fhulde und nach Leiſtung 
bed relati mit erecutivifchen Maafregeln bedroht 
worden fei; wenn fie dennoch bei ihrer Kenntniß 
von der Infolvenz ihres Ehemanns das ihm gehörige 
Mobiliar an fi gekauft, fo liege in diefem Kaufe 
offenbar die Abficht, durch diefes Rechtsgeſchaͤft bem 
Kläger das Object zu entziehen, aus welchem er 
Befriedigung feiner Forderung fich verfchaffen wolle. 
Das Petitum war bahin geftellt, daß der in Rede 
ftehende Kaufcontract wiederum aufzuheben und Be- 
flagte die verfauften Gegenſtaͤnde, infoweit fie zur 
Dedung ber Forderung Klägers nothwendig, mit 
allen daraus gezogenen Nusungen herauszugeben 
ſchuldig ſei. 


Die Beklagte ftellte die Nichtigfeit der Fägeris 
fchen Forderung in Abrebe und widerſprach dem 
Vorbringen, indem fie in ben Anmerkungen zum 
3Often, 35ſten und AAften Einlaffungspunfte behaups 
tete, M. fei dem W. in Wahrheit nie 1161 Thlr. 
23 Nor. 5 Pf. fchuldig gewefen, fie ſelbſt habe das 
Hanbelsgefhäft mit ihrem Baarvermögen gegründet, 
und mit ihres Ehemanns Genehmigung auf ihre 
eigne Rechnung und Gefahr betrieben und den dar— 
aus gemachten Gewinn ald Sondergut überlaffen 
erhalten; fie habe ihm weit mehr, als die im Con— 
teacte gedachten 400 Thaler, vielmehr Alles, was 
er an Mobilien befige, eingebracht, und zwar unter 
dem urjprünglich fich gemachten Vorbehalte, über 
deſſen Subftanz und Nugung immer allein und felbit- 
ftändig verfügen zu fönnen; der Contract fei nicht in 
der Abficht gemacht worden, um den Kläger wegen 
Geltendmachung feiner angeblihen Forderung abzu— 
weifen, fondern lediglich deshalb, Damit fie noch bei 
Lebzeiten defielben ein bündiges Anerfenntniß aufs 
zuweiſen habe, daß alle Mobilien und Immobilien 
ihr eigenthümlich gehörten, falls ihe Ehemann an 
ber gerade um dieſe Zeit grafirenden Cholera plöß- 
lich mit hinweggerafft werden follte. 

Das Spruchcollegium zu Leipzig, an welches 
die Acten von dem Proceßgerichte eingefendet wur— 
ben, forderte zunächit Die früher zwiſchen E und 
dem Ehemanne der Beklagten ergangenen Acten ein 
und entichied (anno 1852) aljo: 

er Weil Kläger die Wiederaufbebung des von der 
Beklagten mit ihrem Ehemanne, E. A. M., unterm 
8. September und 8. Dctober 1850 abgefchloffenen 
Mobilienfaufs unter dem Anführen beantragt, daß 
er gegen M. eine Waarenjchuld von 204 Thalern 
16 Nor. 5 Pi. eingeflagt und ein denſelben ver- 
urtheilendes Erfenntniß erlangt, daß die Beklagte 
durch Production jened gerichtlich recognoscirten 
Kaufe, in welchem ihr M. all fein Hab und Gut 
ohne Ausnahme verfchrieben und verfauft, die un— 
term 13. September 1850 bereits angedrohte Exrecu— 
tion zu hindern gewußt, gedachter Kauf aber wegen 
offenbarer Ueberjchuldung M.'s, und da er nur in 
der Abficht, ihn zu verfürzen, abgefchloffen worden, 
feine Guͤltigkeit habe, 

und nun allerdings zwar diefe Klage weniger 
durch die Darin vorgetragenen Rechtögrundfäge, als 
duch der Bellagten Zugeftändniffe im Verfahren 
aufrecht erhalten wird, indem diefelbe Bl. — unum— 
wunden eingeräumt, daß der fragliche Eontract fein 
eigentliher Mobilienfauf, fondern nur zum Schein 
abgefaßt worden fei, um fie wegen ihres Einbrin— 
gend ficher zu Stellen, und ihr Ehemann in Folge die 
ſes Geſchaͤfts nichts befige, um den Kläger wegen 
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feiner Forderung zu befriedigen, nun aber darauf, 
daß der Beklagten bie Forderung Klägers nicht be. 
fannt gewejen fein ſoll — was ſich nach Lage tr 
Sache wohl bezweifeln läßt — und daß fie ſegn 
deren Berität und bie Abficht ber Contrahenter, 
durch den Abſchluß des Kaufs den Kläger zu sun 
fürzen, beftreitet, Etwas nicht ankommt, da bie 
Richtigkeit biefer nur erſt wegen einer neuerdings 
produeirten Quittung auf 156 Thlr. 16 Rgr. 5 Wi 
herabgejegten Forderung aus den nachgejendeen 
Amtsacten vollftändig erhellt, vielmehr die Reſciſſen 
des Kaufsgefchäfted quoad sunımam coneurrenten 
darum auszuſprechen ift, weil bie Begünftigun, 
welche ber Beklagten vor dem Kläger zu Theil ae 
worden, Darauf binausgelaufen, fie wegen cv 
noch nicht gefälligen Forderung, nämlid wege 
ihres Einbringens, was eine Frau währen? ht 
Beſtehens der Ehe in der Regel mit Erfolg Rechten 
nur nach dem Ausbruche bes Concurſes aurüdferten 
fann — zu befriedigen oder ficher zu ftellen, welchen 
falld in den Geſetzen 

L. 10. 8.12. L. 17.8.2. D. quae in fraud. (42.8) 

verb.: 

„Praetor fraudem intelligit eliam in ten- 

pore fieri,* 
die Befanntichaft des Empfangenten mit der ini) 
venten Lage und mit der auf Verkürzung eines ans 
dern Glaͤubigers gerichteten Abficht des Shultnert 
nicht ald Bedingung der Paulianiſchen Mage au 
geftellt wird, 

vergl. Zeitfchrift für Mechtöpflege x. 8 5 

Bd. IV. ©. 468, 

Rechtslexikon, Bd. I. s. v. Concurs, S. 8 
derartige Scheingeſchaͤfte aber überhaupt feine dic 
bindliche Kraft haben, vielmehr (auch außerhalb it 
formellen Goncurfes) von jedem Dritten, der datt 
beeinträchtigt wird, umgeftoßen werden fünnen, 

L. 55. D. de contr. emt. (18. 1.) 

l.. 54. D. de oblig. et act. (44. 7.) 

L. 21. C. de transact. (2. 4.) j 

Gluͤck, Erl. der Band., Th. IV. 8. 302. &. 9 

25ite Dee. v. 3. 1746. 

Günther, Progr. de Pauliana actione extra m 

eursum instituta obs. (Lips. 1842.) 8. 2. PR’ 
fo ift das in der Klage gedachte, zwiſchen der % 
Hagten und deren Ehemann abgejchlofjene Reit 
geichäft nach Höhe der von dem Kläger gegen I 
geltend gemachten und resp. um 48 Thlt. —— 
verminderten Borderung ſammt Accefjorien mit 
aufzuheben, derowegen Beklagte, dafern fie ed mi 
vorziehen follte, den Kläger wegen feiner Hort 
felbit zu befriedigen, geihehen zu laſſen ku 
daß in die laut des Kaufe vom 8. September IV! 
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ihe übereigneten Effecten wegen bes nunmehr aufs 
Neue zu conftituirenden Liquidi die Hülfe vollftredt 
werde, fie ift auch dem Kläger die Koften des Pro: 
ceſſes zu erftatten verbunden.” 

Auf die Appellation der Bellagten erfannte aber 
dad Appellationsgericht zu Leipzig dahin: 

„Daß es bei der Erklärung Klägers, wonach die 
in ber Klage bezeichnete Forderung von 204 Thlen. 
16 Nor. 5 Pf. auf 156 Thlr. 16 Ngr. 5 Pf. herab» 
gelegt worden, bewenbet. 

Die Hauptfache anlangenb, ift es bei dem Bl. — 
befindlichen Urthel auf die eingewendete Appellation 
alfenthalben nicht zu laſſen, würde vielmehr Kläger 
den Grund ber Klage, und foviel ihm davon vers 
neint worden, binnen Säcfiicher Frift, Beflagter 
ben Gegenbeweis, in welchem ihr zugleich das ercep— 
tiviiche Vorbringen in den Anmerkungen ıc. auszu— 
führen unbenommen, ingleichen die Gewiſſensrüh— 
rung, beiden Theilen auc andere Rechtszuſtaͤndig— 
feiten vorbehältlih, wie Recht, beweifen, fo ergehet 
barauf in der Hauptfache, fowie ber Koften halber, 
weiter, was Recht ift. 

Die Koften ber Appellationsinitang werden com= 
penſirt.“ 

Die Gründe dazu lauten alſo: 

„Inhalts des in der Klage angezogenen, Bl. — 
in Abjchrift erfichtlichen Haufcontracts hat Verkäufer, 
ber Ehemann der Beklagten, die dort fpeciell ver— 
zeichneten Mobilien an die Legtere für den Kaufpreis 
von zufammen 1165 Thlrn. 23 Nor. 5 Pr. verkauft, 
und bie Abfäuferin über die Berichtigung dieſes 
Kaufpreifes mit dem Bemerlen quittirt, es ſei ihm 
derfelbe dadurch baar und richtig gewährt worden, 
baß feine Ehefrau 

a) 1161 Thle. 23 Ngr. 5 Pf., welde er dem 
Schlofjer Moritz W. in ©. ſchulde, als ihre eigene 
Schuld übernommen, und 

b) 400 The. — — = von dem Verkäufer ald 
Theil ihres Einbringens zurüdgewährt erhalten zu 
haben befannt habe. 

Menn nun Kläger unter Beziehung darauf, daß 
bhiernach der Ehemann der Beklagten zu vollftändiger 
Befriedigung feiner Gläubiger außer Stande gewe— 
fen, Beklagte jelbft aber zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
gewußt habe, daß ihre Ehemann infolvent fei, Die 
MWiederaufhebung des Kaufcontractes und die Her— 
auögabe der verkauften Gegenftände, ſammt Ten 
davon gezogenen Nutzungen Seiten der Beklagten 
gefordert hat, fo fteht der Statthaftigfeit feiner Klage, 
als actio Pauliana, als welche fie fich charafterifirt, 
wie fchon bie erfte Inftanz angedeutet bat, abgejehen 
Davon, daß ed an einer Ätringenten Beziehung auf 
eine fraubatorifche Dispofition des Schuldners ge- 


bricht, ſchon der Umftand entgegen, daß bie zu 
Begründung ber Klage erforderliche Behauptung 
ber conscientia fraudis auf Seiten der Abfäuferin 
in dem oben erwähnten Anführen wenigftens mit 
der für den darüber gebrauchten Eidesantrag noth- 
wendigen Beftimmtheit feinesiwegs enthalten ift. 
Hätte auch die Beklagte, wie behauptet worden, von 
ihrem Chemanne erfahren, daß derfelbe dem Kläger 
204 Thlr. 16 Nor. 5 Pf. ſchuldig fei und deshalb 
mit erecutivifchen Maaßregeln bedroht werde, fo 
würde doch daraus noch nicht folgen, daß fie von 
der Abficht ihres Chemannes, den Kläger durch den 
Abſchluß des fraglichen Vertrags zu benachtbeiligen, 
Kenntniß gehabt und daran wiffentlich Theil genoms 
men habe. 
1. 10. 8. 2. D. quae in fraud. credit, 
„quod ait praetor „sceiente te‘* sie accipimus 
„te conscio et parlicipante“: non enim si sim- 
plieiter scit, illum creditores habere, hoc 
suflicit ad contendendum, teneri eum in factum 
actione, sed si particeps fraudis est.“ 
Die erfte Inftanz hat daher die erhobene Klage in 
anderer Weife, als fog. remedium ex gratificatione, 
aufrecht zu erhalten gejucht, indem fie ben Mangel 
der Abficht einer Verkürzung Klägers (fraudatio) 
und die Mitwiffenfchaft der Bellagten davon um 
deswillen für unerheblich erachtet, weil der fragliche 
Gontract den Geftändniffen des Beklagten zufolge 
fein Kauf, fondern ein zu Eicherftellung wegen 
ihres Ginbringens abgefchloffenes Scheingefchäft fei 
und bie Befriedigung der Bellagten wegen einer 
noch nicht gefälligen Forderung, als welde das 
in der Regel erft nach Auflöfung der Ehe zu reſti— 
tuirende Cinbringen fich barftelle, eine widerrecht- 
lihe Begünftigung berjelben zu dem Rachtheile 
Klägers enthalte. Dem fteht jedoch entgegen, daß 
zunächft nach den ©eftändniffen der Beflagten ein 
bloßes Scheingefchäft, wenigftens in Dem Sinne, 
als ob ein rechtöverbindlicher Vertrag unter Den 
Gontrahenten felbft überhaupt nicht beabfichtigt wor— 
den fei, fondern nur Dritten gegenüber als folcher 
gelten jolle, gar nicht vorliegt, vielmehr Beklagte 
nur foviel zugegeben hat, es ſei das wirkliche Rechts— 
verhältniß der Gontrabenten ein anderes geweſen, 
als ed nach dem ftreitigen Vertrage erichiene, indem 
ihr Vermögen bei Gingehung ber Ehe Receptitien- 
qualität erlangt habe, das Handlungsgeichäft von 
ihre mit demjelben begründet und für eigene und 
alleinige Rechnung geführt worden fei, ihr Daher an 
ben angeblich erfauften Mobilien und Waaren ſchon 
das Eigenthumsrecht zugeftanden und fie beöhalb 
durch den abgefchlofjenen Vertrag daſſelbe nicht erft 
erworben, fondern nur ein Anerfenntniß dafür Seiten 


ihres Ehemannes erlangt habe. Offenbar wirb aber 
durch die Gewißheit, daß Beklagte die in Rebe 
ftehenden Effecten durch ben fraglichen Vertrag 
nicht erworben habe, bie Möglichfeit nicht auf 
gehoben, daß fie das Eigenthum daran in anderer 
rechtögültiger Weife erlangt und der Vertrag nur 
die Behräftigung und Anerkennung ihres diesfallſigen 
Rechtes bezweckt habe, es würde ſolchenfalls mit 
Befeitigung der gewählten Form ded Vertrags nur 
das wahre Rechtsverhältniß der Eontrahenten in 
rechtliche Erwägung gelangen und deshalb ber Be- 
flagten wenigftens der Beweis ihres biesfallfigen 
Vorbringend nicht zu verfagen geweſen fein. 

Dazu fommt aber, daß, wenn wirklich die Bes 
Hagte durch den mehrerwähnten Vertrag nur ihres 
Einbringens halber befriedigt worden wäre, dies 
eine Berfürzung ded Gläubiger und eine wider- 
rechtliche Begünftigung der Beflagten nur infoweit 
involviren würde, als Letztere dadurch wirklich ein 
Mehreres erhalten hat, ald fie im Berhältnifie zu 
dem Kläger bei dem wirklichen Concurſe erhalten 
haben würde; benn der zu Begründung ber aclio 
Pauliana nothwendige eventus fraudis 

1. 10. 8. 1. D. tit. eit. 
ift nur infoweit vorhanden, ald ber Gläubiger durch 
Die behauptete Fraudation um etwas gebradjt wors 
den ift, was er ohne diefelbe im Falle des Concurſes 
erlangt haben würde. Würde nun aber Kläger als 
blos chirographarifcher Gläubiger der Beflagten in 
Anfehung ihres Einbringens, rüdfichtlich deſſen fie 
geieglich ein perfönliches Vorzugsrecht genießt, bei 
dem Goncurfe nachftehen, fo läßt fi) auch nicht be— 
haupten, daß er durch die Befriedigung der Bellag- 
ten zu dem Belaufe der ganzen, ihr gewährten 
Summe verkürzt worden fei, vielmehr würde dabei 
an ſich nur das der Lepteren gewährte commodum 
repraesenlationis oder Doch nach Befinden nur das 
befonders nachzumeifende Intereffe Klägers (quanti 
intererat, dotem suo tempore reddi) in Betracht 
gezogen werden fönnen. Ein Anderes und Mehreres 
ift auch in den von ber erften Inftanz angezogenen 
Gefepitellen nicht ausgeiprochen, im Gegentheil ift 
in ber citirten 
1. 17. $. 2. D. quae in fraud, credit, 
„si vir uxori, cum creditores suos fraudare 
vellet, soluto maätrimonio praesenlem dotem 
reddidisset, quam statuto tempore reddere de- 
buit, hac actione mulier tantum praestabit, 
quanti intererat creditorum, dotem suo 
tempore reddi: nam pracior eliam in tempore 
fraudem fieri intelligit‘, 
ein dem gegenwärtigen analoger Fall ganz ben 
vorerwähnten Grundfägen entfprechend beurtheilt. 
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Nirgends hat aber Kläger näher nachgewieſen, haf 
und inwieweit die Beklagte durch die Vertragswr, 
handlung mit ihrem Ehemanne in Bezug auf ik 
Eindringen beffer geftellt worden fei, als fie im 
Goncurfe diesfalls weggefommen fein würde, und 
Man hat daher auch die der erhobenen Alage in 
voriger Entſcheidung gewordene Beurtheilung in 
gegenwärtiger Inftanz nicht theilen können. Dagegen 
find für Aufrechterhaltung berfelben andere um 
zwar bie nachftehenden Erwägungen maafgeben 
gewefen: 

1) Aus dem Borbringen iſt wenigftens die 
Behauptung zur Genüge zu entnehmen, daß da 
Ehemann der Bellagten zu der Zeit des fragliten 
Gontractdabfihluffes bereits infolvent geweſen, ot 
doch durch denfelben materiell infolvent geworden ki 
und fonad) die actio Pauliana befanntlid auf fü 
den einzelnen Gläubiger begründet, vorausgeigt, 
daß derfelbe eine Fraudation Seiten des Schuldnet, 
beziehentlih die Mitwiſſenſchaft des begünfigtn 
Dritten nachzuweiſen vermag. 

1. 17. 8.1. D. tit. eit. 

In der letzterwähnten Hinficht hat 

2) Kläger zwar lediglich auf das ganze zwiiden 
der Bellagten und deren Ehemanne abgeihlofen 
Rechtsgeſchäft fich bezogen und bie Klagbite auf 
Miederaufhebung des Kaufcontractes, fomie auf 
Herausgabe ber verkauften Effecten behufs ſeiner 
Befriedigung gerichtet, inzwifchen geht feine min 
tion unverfennbar auch auf theilweife Reſciſſon da 
fraglichen Verhandlung, wenn und foweit jelde mı 
Beftande Nechtens zu feiner Befriedigung wegen ht 
libellirten Anfpruchs führt. Insbeſondete it ed w 
bedenklich, auch die von dem Verkaͤufer geleiket 
Quittung über den Kaufpreis, foweit jolde & 
fraudem creditorum gefchehen und mithin der dr 
hebung durch die actio Pauliana unterliegt, 

1. 25, pr. D. tit. cit. 

als Gegenftand der Klage zu betrachten, da Ir 
diesfalld quoad summam concurrentem aus zuinr 
chende Annullitung der fraglichen Quittung, Im 
die daraus folgende Verurtheilung der Beklagten 
Zahlung ber betreffenden Summe behufs Mi % 
friedigung Klägers im Wefentlichen dem von it 
geſtellten Verlangen entfpricht, und fein Eu 
abzuiehen ift, aus welchem Kläger durch Diele Tr 
befferung feines Klaggeſuches ſich für beeinträd 
halten fönnte. Nun bat , 

3) der Ehemann der Bellagten über ben Empi" 
des ftipulirten Kaufpreifes an 1161 Thle. B#F 
5 Pf, wie oben gedacht, dergeftalt quittict, dab de 
aus entfchieden hervorgeht, es fei derfelbe nid! hart 
an ihn gezahlt, fondern durch verjchiedene angebli 
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Gegenleiftungen ber Bellagten gewährt worben. 
Soweit diefe Gewährung durch das Bekenntniß ber 
Bellagten über den NRüdempfang von 400 Thlen. 
—. —; Einbringen erfolgt fein ſoll, ift nach dem 
ihon oben Bemerkten eine betrügliche Verkürzung 
Klägerd um jo weniger anzunehmen, als derjelbe 
die Richtigkeit des angeblichen Einbringens der Be- 
Hagten nirgends beftritten hat. Dagegen hat bie 
Beklagte, foviel die von ihr angeblich übernommene 
W.'ſche Schuld anlangt, in der Anmerkung unum— 
wunden eingeräumt, daß in Bezug auf forhane 
Schuld nicht ihr Ehemann, fondern fie jelbft Die 
eigentliche und urfprünglihe Schuldnerin gewefen 
fei. Hat fie daher den Kaufpreis für die käuflich 
erworbenen Gegenftände theilweife bloß durch Leber- 
nahme ber vorgedachten Schulbforderung berichtigt, 
fo hat fie infoweit benfelben überhaupt gar nicht 
gewährt, fondern zu dem nach Abzug des quittirten 
Einbringens verbleibenden Betrage von 761 Thlrn. 
23 Nor. 5 Pf. ohne alle Gegenleiftung von dem 
Berkäufer erlaffen oder gefchenkt erhalten. 

Defanntlich ift aber 

4) bie actio Pauliana durch jede lucrative Erwer- 
bung, durch welche die Gläubiger benachtheiligt 
werben, begründet, ohne daß es des Nachweifes 
bedarf, daß die Abficht des Schuldners auf die Ver- 
fürgung ber Gläubiger gerichtet geweſen fei — denn 
bie Abficht liegt in der Sache — oder baf der Em— 
pfänger des lucri Wifjenfchaft von dem betrüglichen 
Geſbahren des Schuldners habe — denn er erleidet 
buch die Klage feinen wirklichen Bermögensverluft, 
fondern erlangt nur etwas nicht, worauf er feinen 
rechtlich begründeten Anfpruch hatte, 

1. 6. 8. 11. D. tit. cit, 
Es fommt fonady nichts darauf an, ob Beklagte von 
ber Infolvenz ihres Chemannes überhaupt oder von 
dem Stande feines Rechtöverbältniffes zu Dem Kläger 
insbeſondere bei dem Abjchluffe des Kaufes Kenntniß 
gehabt habe oder nicht. 

Zu einer jofortigen Definitiventfcheidung ber 
Sache ift gleihwohl um deswillen nicht zu gelangen, 
. weil es 

5) zur Zeit an ber Berificirung bes Klag- 
vorbringensd in doppelter Beziehung gebricht. Zus 
nächſt ift 

a) die Forderung Klägers in dem von ihm nad) 
Ausweis der Beilageacten gegen den Ehemann der 
Beklagten anhängig gemachten Vorproceſſe zwar 
bem urfprüänglihen Schuldner, nicht aber der Be- 
flagten gegenüber feftgeftellt. 

Die Beflagte aber, die durch das Ergebniß eines 
unter dritten Berfonen verhanbelten, für fie fremden 
Rechtsſtreites an fih nicht gebunden ift, hat die 


Richtigkeit ber Forderung Klägers entſchieden in 
Abrede geftellt. 

b) Daß ber Ehemann ber Bellagten zu ber 
Zeit des Gontractsabfchluffes bereitd infolvent ger 
wejen ober in Folge deffelben injolvent geworben fei, 
hat Bellagte geleugnet, und ihre Herauslaffungen 
in den Anmerkungen weifen zwar barauf bin, daß 
ihr Ehemann weder zu dem fraglichen Zeitpunfte, 
noch bei der Verheirathung mit ihr etwas Erheb- 
liches im Vermögen befefien habe, find jeboch nicht 
beftimmt und umfafjend genug, um ein unumwun— 
denes Bekenntniß ber wirklichen Inſolvenz ihres 
Ehemannes an die Hand zu geben, zumal da nach 
Ausweis der Beilageacten die Hülfsvollftredung 
wider den Schuldner felbft zur Zeit noch nicht ftatt- 
gefunden hat, mithin nicht einmal beren etwaige 
Grfolglofigfeit einen Beweisgrund dafür abgeben 
fann, daß derfelbe außer den jegt im Streite befan- 
genen Effecten etwas nicht im Vermögen befige, was 
zu Befriedigung Klägers dienen Fönnte. 

Es war daher dem Kläger der Beweis bes 
Grunde ber Klage, foweit derjelbe nach dem vor- 
ftehend Bemerkten als geleugnet anzufehen geweien, 
aufzuerlegen, dagegen 

6) der Bellagten für den ihr zuftehenden Gegen 
beweis zugleich Die Ausführung ihres erceptiviichen 
Vorbringend nachzulaſſen. 

Denn obſchon das Anführen der Bellagten an 
den im Urthel angezogenen Etellen bes Einlafjungs- 
und Exceptionsſatzes infofern jurifiih unflar er- 
fheint, als dabei einmal davon, daß die Beflagte 
ihrem Chemanne an baarem Gelde mehr als 400 
Thlr. — —-, vielmehr Alles, was in Mobilien 
und Immobilien befteht, eins und zugebracht 
habe, das andere Mal davon die Rebe ift, daß fie 
ſich über die Subftang und Nugungen deſſelben immer 
allein und jelbititändig zu verfügen vorbehalten, 
ingleichen, daß fie den aus dem Betriebe des Ge— 
häftes gemachten Gewinn als ein Sondergut über- 
laffen erhalten habe, fo iſt doch in ber Anmerkung 
wenigftens foviel beftimmt ausgeiprochen, Daß ber 
mit ihrem Ehemanne abgefchlofiene Eontract nicht 
den Erwerb, fondern nur das Anerkenntniß des ihr 
bereitd zuftehenden Eigenthumsrechted an allen Mo— 
bilien und Immobilien bezwedt und enthalten habe, 
und es ift Damit das Vorbringen in ben Anmerkun— 
gen und infoweit nicht unvereinbar, ald man barin 
die Beziehung auf bie fpecielle Begründung des 
behaupteten Gigenthumsrechted finden fann, das 
theils ſchon bei Eingehung ber Ehe vorhanden ges 
wefen, theils in Bolge vorausgegangenen Recepti⸗ 
tienvertrages erſt waͤhrend der Ehe eniſtanden ſein 
ſoll. Bedarf nun auch unverkennbar das betreffende 


Anführen einer genaueren und fpecielferen Begrüns 
dung und Ausführung, dafern dadurch in rechtliche 
Gewißheit geſetzt werden foll, daß die verzeichneten 
Mobilien bereits bei dem Abjchluffe des ftreitigen 
Gontractes Eigenthum der Bellagten gewejen feien 
und daß ihr diesfallſiges Recht Klägers Anſpruch 
auf Befriedigung aus denſelben ausſchließe, ſo hat 
doch die gegenwärtig aus den Acten erhellende Un— 
vollftändigfeit deſſelben einen Grund zu deſſen ſofor— 
tiger Verwerſung um fo weniger abgeben fünnen, 
als in Bezug auf die Erörterung der Statthaftigfeit 
und Begründung von Ausflüchten bekanntlich ohne— 
hin bie für die Prüfung der Schlüffigfeit des Klag— 
vorbringens geltenden Grundfäge nicht im gleicher 
Strenge in Anwendung zu bringen find. 

Die interlocutorifche Natur ded gegenwärtigen 
Erkenntniſſes in der Hauptfache hat die Ausſetzung 
ber Entjheidung über den Koftenpunft norhwendig 
bedingt, während die Gompenfation der Koften ber 
Appellationsinftanz duch den Wechjel der Erkennt— 
nifie gerechtfertigt wird.“ 

Gegen dieſes Urthel appellirten beide Theile, 
und das Königl. Oberappellationsgericht ent— 
ſchied (ao. 1853): 

„Daß der Bellagten Appellation nicht zuläfiig. 
Und ift es auf Klägers Berufung bei gedadhtem 
Urthel nicht zu laffen, fondern es ift Bellagte ihr 
erceptivifches Vorbringen in der Anmerfung zu Eins 
laffungspunft 30. 35. 44., dem Kläger ber Gegen» 
beweis, beiden Theilen die Gewiſſensrührung, auch 
andere Nechtszuftändigfeiten vorbehaltlich, wie Necht 
zu erweifen fchulbig, worauf in der Sache allent- 
halben ergehet, was Recht it. 

Entfcheidungsgründe. 
Kläger hat fol, — erklärt, 
„daß er die in ber Klage bezeichnete Forderung 
von 204 Thlen. 16 Ngr. 5 Bf. auf 156 Thlr. 
16 Ngr. 5 Pf. berabjegen wolle‘, 
und legtere Summe nebft Zinfen ift Daher nur als 
Gegenitand des vorliegenden Proceſſes, wie Das 
petitum an die Hand giebt, anzuiehen. 

Da nun derjelbe in beiderlei Hinficht den Betrag 
von Zweihundert Thalern —= —«- nicht erreicht, 
und die in der Sache gefprochenen Erkenntniſſe darin 
übereinftimmen, daß Die Klage nicht, wie Beflagte 
verlangt, unter Klägers Verurtheilung in Erftattung 
der Koſten abzuweifen, fondern ſchluüſſig fei, in letz— 
terem Urthel ſogar zum Bortheile der Beklagten 
noch auf Beweis des Grundes derfelben geiprochen 
worden, jo it in Gemäßheit $. 18. des Geſetzes 
sub B. vom 28, Januar 1835 deren Appellatien als 
unzulaͤſſig zurüdzuweifen, indem in dieſer Beziehung 
das zweite, blos die Koften ded vorigen Rechts— 


mittels betreffende gravamen nach 8. 1. h. des Gejeges 
vom 11. Januar 1838 die Zuläffigfeit zu begründen 
ebenfalls nicht geeignet war. 
Die Erfordernifie der Paulianifchen Klage be— 
ftehen befanntlid darin, daß 
1. 
die in Frage geftellte Veräußerung vor Ausbrud 
des formellen Concurſes zu einer Zeit erfolgt fein 
muß, wo der Schuldner bereitd injolvent war, 
oder es wenigitend durch biefe Veräußerung 
wurde, daß ferner 
2. 
der Schuldner beabfichtigt haben muß, feine Glaͤu— 
biger zu betrügen, und 
3. 
der Grfolg der geweien it, baß ben Gläubiger 
damit infofern, als ihnen ein Theil des verſchul— 
deten Vermögens, der außerdem zu ihrer Befriedis 
gung hätte verwendet werben fönnen, entzogen 
wird, ein wirklicher Nachtheil zugefügt wurde, 
während es auf Seiten des Bellagten Darauf 
anfommt, entweder 
a) daß er fraudis conscius gewefen, oder 
b) titulo Iucrativo die veräußerte Sade an ſich 
gebract habe. 
L. 1. pr. & 1. — L. 6. 8.8. 11. — L. 10. 
$. 2—4. 
L. 17. 8. 1. D. quae in fraud, credit. 
Kori, Syſtem des Concursproceſſes, $. 41. 
Ausg. 2. 
Eurtius, Handbuch, Th. 2. $. 585. 
Infoweit nun Kläger feine Klage auf ben darin 
angezogenen Kauf in Verbindung mit dem Anfübren 
gründet, daß der Ehemann ber Beklagten zu vol: 
händiger Befriedigung feiner Gläubiger außer Stante 
gewejen, Diefe aber zur Zeit des Kaufabichlufe 
gewußt babe, daß ihr Ehemann infolvent fei, i 
ftimmen beide Erfenntniffe darin überein, dag ti 
Gnticheidung von dem über Die conscientia fraudis 
darin angetragenen Eid nicht abhängig zu maden 
jei, und ed hat Daher auf den diesfalliigen Antrag 
Klägers jchon um deöwillen ebenfowenig eingegan: 
gen werden können, als bei der bereitd gezeigun 
Allgemeinheit jenes delati von einem Worbebalt 
defielben überhaupt Die Rede fein würde, vielmecht 
ift gegenwärtig, nachdem bie Schlüjfigfeit der erb«- 
benen Klage ald feftitehend zu betrachten, nur ;& 
unterjuchen, ob zu einer fofortigen Verurtheilun 
der Beklagten zu gelangen, oder dem einen oder 
anderen Theile zuvor noch ein Beweis aufzuerlegen 
fei, Denn auch zu einem der Beflagten zuzuerken— 
nenden Beweife würde, ohngeachtet der Auslaffuna 
Klägerd DI. —, darum ausreichende VBeranlafjunz 
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vorliegen, weil berfelbe bei feiner Appellation bie 
Herftellung des erften Urthels verlangt, und es für 
ihn offenbar vortheilhafter ift, wenn ihm nicht erft 
ber Beweis bes Grundes feiner Klage angejonnen 
wird. 

Geht man nun aber von dem ®efichtöpunfte, 
daß bie Klage nicht mehr als in ber angebrachten 
Maaße verwerflich, fondern ald begründet zu bes 
trachten, zu einer Prüfung ber Frage über, ob in 
deſſen Folge Beklagte fofort zu condemniren fei, fo 
bat dies verneint werden müffen. Selbft angenom- 
men nämlich, baß ber angefochtene Kauf als ein 
lediglich zur Sicherftellung bed Einbringens ber 
Beklagten, und um bie veräußerten Gegenftände ber 
Dispofition der Gläubiger zu entziehen, abgefchloffe- 
ned Scheingefchäft anzufehen, worauf jedoch Kläger 
feine Klage nicht geftügt hat, fo würde der Beflagten 
ber Beweis ihres im Einlaffungspunfte enthaltenen 
Borbringend ebenfowenig zu verfagen fein, ald wenn 
bei Beurtheilung der Klage von ben bemerkten Er» 
wägungen ausgegangen wird. Dagegen bedarf es 
ber weiteren Unterfuhung, ob Kläger zunächft bie 
ausgehobenen Thatjachen in rechtliche Gewißheit zu 
fegen habe, und Bellagte mit jenem Anführen in 
ben Gegenbeweis zu verweilen, ober ihr fofort der 
Beweis defjelben aufjuerlegen fei. Allerdings ift nun 
Klaͤgers Forderung, befage der ergangenen Acten, 
nur dem urfprünglichen Schuldner, nicht aber Ber 
klagter gegenüber feftgeftellt; allein wenn dieſe unter 
Bezugnahme auf einen fpäter mit ihrem Ehemanne 
abgefchloffenen Kauf dem gegen jelbigen eingeleiteten 
Hülfsverfahren widerſprach, und auf Grund dejien 
ein dem Kläger außerdem zufländig geweſenes Hülfs— 
object in Anfpruch nahm, legterer aber darauf in 
Dem vorliegenden Proceffe die Refcijfion jenes Ge— 
Tchäftes auszuführen ſucht, fo läßt fich nicht behaups 
ten, baf er ber Beklagten gegenüber feinen Anipruch 
nochmals zu begründen verbunden, und der frühere 
Rechtsſtreit für fie als res inter alios anzujehen fei, 
vielmehr hat fie das Ergebniß deſſelben, auf weldyes 
fich Kläger auddrüdlich bezogen, auch in Diejem 
Proceſſe bid zum Beweiſe des Gegentheild anzuer- 
fennen, und ihr Diesfalliiges Leugnen beim Ein— 
Lafjungspunfte, ſowie in der Anmerkung war baher 
nicht zu beachten. Ebenſo hat Beklagte ausdrüdlic) 
eingeräumt, daß ihr Ehemann weder früher etwas 
befejien, nod gegenwärtig im Vermögen habe, um 
den Kläger wegen feiner Forderung zu befriedigen. 
Dies Geftändnif giebt mit der erforderlichen Be— 
ftimmtheit an die Hand, Daß außer den ftreitigen 
Effecten fein Befriedigungsmittel für den Kläger 
vorhanden fei, und wenn daher auch weder Die 
Hülfsvolftredung wider der Beflagten Ehemann 


bereitd ftattgefunden hat, noch Goncurseröffnung 
eingetreten ift, fo muß Doch daffelbe ber Beklagten 
gegenüber die Wirkung haben, daß dem Kläger nicht 
erit noch ein nach ihrer eigenen Behauptung übers 
flüfjiger Beweis der Inſolvenz angefonnen wird. 
Alles beruht daher darauf, ob der Beflagten ber 
Beweis ihres gedachten erceptivifchen Vorbringens 
nachzulaſſen fei. Nun erſcheint zwar in demfelben 
ber bereitd ausgehobene Widerfpruch vorzuliegen, 
welcher eine ſolche Beweisauflage zweifelhaft machen 
fönnte; wenn man es jedoch in feinem ganzen Zus 
fammenhange auffaßt, ift Darin unftreitig foviel zu 
befinden, daß die fraglichen Mobilien bereits bei 
dem Abjchluffe des angefochtenen Contracts der Be— 
flagten Eigenthum geweſen feien, und bamit Klägers 
Anſpruch auf Befriedigung aus denjelben ausgefchlof« 
fen werde. Diefe erhebliche Einwendung im Beweife 
näher auszuführen, kann ber Beflagten, zumal mit 
Rückſicht auf Die wegen der Ausflüchte Deshalb gel: 
tenden Orundfäge, nicht verfagt werben. Nach dem 
Allen if daher zwar ein Beweis über Diejenigen 
Bunfte der Klage, welche das vorige Urthel noch 
nicht als in rechtlicher Gewißheit beruhend angefehen 
hat, nicht weiter erforderlich, wohl aber der Beklag— 
ten der Beweis ihres gedachten erceptivifchen Anfüh— 
rend aufjuerlegen, und demgemäß, wie geichehen, 
im gegenwärtigen Urthel zu erfennen gewejen. 

Uebrigend mag in Bezug auf das von ber Bes 
flagten wieberhoft geltend gemachte Anführen eines 
dem Kläger zur Laſt fallenden Meineides, und den 
darauf mit Verweifung auf Die Decis. 88. v. 3. 1661. 
fol. — gejtellten Antrag derſelben nicht unbemerkt 
bleiben, daß, wenn auch legterer nicht auf eigentliche 
Berfälihung von Urkunden zu beidhränfen ift, doch 
zu einer Eiftirung dieſes Proceſſes bis zu Austrag 
der Unterfuchungsfache fchon um Deswillen fein aus— 
reichender Grund vorhanden fein würde, weil fidy 
das dem Kläger zur Laft gelegte Verbrechen nicht 
auf die noch ftreitige Summe bezieht, und die nad) 
dem Ergebniffe der Unterſuchung möglidherweije in 
Betracht fommende Frage, ob Kläger fünftig noch 
zu einem Eide gelafjen werden fünne, nicht ben 
Einfluß zu äußern geeignet ift, daß nad) dem Ders 
maligen Stande der Sache eine Entfcheidung über 
haupt gar nicht zu ertheilen fei. 

Endlich waren die Koften der von beiden Theilen 
eingewendeten Rechtsmittel gegeneinander aufzus 
heben, da ohngeachtet der Unzuläſſigkeit der Appellas 
tion der Beflagten, welche Kläger nicht gerügt hat, 
von einer Grftattung, auch der durch die Diesfallfige 
Refutation entftandenen, nicht Die Rede fein Fonnte.“ 
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118. 


Gerichtöftand bei der Goncurrenz von Forſtver— 
brechen mit andern kleinen Verbrechen. 


Mitgetheilt von 
Heren Act. 9. in ®. 


Im Februar 1853 waren bie verehel. ©. und 
Gonforten von B. bei den Gerichten zu B. wegen 
Entwendung von Buchsbaum aus einem Garten, 
fowie wegen Entwendung von Tannenreifern, welde 
fie ihren gegen den Gensd'armen 8. und ben Ge— 
richtsſchöppen X. abgelegten Zugeftändniffen zufolge 
aus der Pe'ſſchen Waldung fich geholt, angezeigt 
worden. 

Nach Lage der Sache fonnte nicht füglich voraus» 
gefegt werden, daß die Entwendung ber Buchd- 
baumpflänzchen für die betreffenden Angefchuldigten, 
foweit fie fich derjelben und nicht blos eines Forft- 
vergebens fchuldig gemacht, eine bie Dauer von 
drei Monaten Gefängniß überfteigende Strafe nad 
ſich ziehen würbe. 

Unter diefen Umftänden, und von ber Anficht 
ausgehend, daß bei ber Eoncurrenz eines Forſt— 
vergehens erfter, zweiter und dritter Claſſe mit einem 
oder mehreren andern Heinen, d. h. nicht über drei 
Monate Gefängniß nach fich ziehenden Verbrechen, 
wie der bier in Frage ftehenden, blos einzelnen 
Angefhuldigeen zur Laft fallenden Buchsbaument- 
wendung, das Forum bes Forſtvergehens 
prävalire, fowie unter Berufung auf 

Neue Jahrbücher für fächfiiches Strafrecht, Bb. II. 
Zahrg. 1844. Seite 252. Praͤjudiz 5. 
hatten die Gerichte zu B. die Unterfuchung wegen 
ber fämmtlichen Vergehen den Gerichten zu P. über- 
laffen zu müffen geglaubt, und benfelben baher bed» 
halb die erforderliche Mittheilung gemadıt. 

Die Gerichte zu P. lehnten jedoch die Ueber: 
nahme der Unterfuchung ab, da nad) ihrer Anficht 
nad $. 25. des Geſetzes vom 2. April 1838, bie 
Unterfuhung und Beftrafung der Forftverbrechen 
betreffend, bei dem Zufammentreffen von Forftver- 
brechen mit andern Verbrechen bie allgemeinen ge— 
feglichen Beitimmungen einträten, und mithin nach 
der Verordnung vom 7. Februar 1820, den Gerichts» 
ftand in Eriminalfachen betreffend, $. 5. 

vergl. auch Bed, über den Gerichtöftand in Cri— 
minalfachen, ©. 24. 
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ber Gerichtsftand bes wefentlichen Aufenthalts oder 
der Ergreifung ber Verbrecher für alle Vergehen 
vereint, Plag ergreife, fonach aber die Fortftellung 
der fraglichen Unterfuhung ben Gerichten zu B, 
als dem foro domieilii der Inculpaten, zu über 
laſſen fei. 

Die Gerichte zu B. beruhigten fich jedoch hierbei 
nicht, fondern zeigten bie entftandene Gompeten:: 
differenz dem Königl. Appellationsgericht zu 
Leipzig zur Entfcheidung an, und es erging von 
felbigem unterm 10/18. März 1853 folgende Ber 
ordnung an die Gerichte zu B.: 

„Wenn jedoch ben von ben Gerichten zu P. 
Bl. — angegebenen Gründen lediglich beizutreten 
gewefen, hiernach aber die Weigerung der Gerichte 
zu B. unmotivirt erſcheint, fo ergeht an biefelben 
Verordnung der Ginleitung und Fortftellung der 
bezeichneten Unterfuchung, und zwar, fo viel Das 
zur Kenntniß der Gerichte gelangte Forſtvergehen 
erfter Claſſe anlangt, unter Beobachtung bes im 
8. 28. des Forftftrafgefeges vom 2. April 1838 vor 
geichriebenen Verfahrens, ſich gebührend zu unter- 
ziehen und das hierunter allenthalben Erforderlich 
vorzunehmen und zu beſorgen.“ 

Auch bei diefer Entfcheidung beruhigten ſich Die 
Gerichte zu B. nicht, und erftatteten mit dem Bes 
merfen, baß die von ihnen in ber Sache über den 
Gompetenzpunft aufgeftellte Anficht nad dem in den 
Neuen Jahrbüchern für ſächſiſches Straftecht a. a. O. 
mitgetheilten Praͤzudize auch von dem Koͤnigl. Appel 
lationsgericht zu Dresden getheilt werde, Bericht zum 
Königl. Minifterium ber Juftiz, von welden 
unterm 2./10. Januar 1854 folgende VBerorbnung 
einging: 

„Da es unter den im Bericht ber Gerichte zu ®. 
vom 31. März v. 3. angezeigten und ſonſt aus dem 
wiederangeichlofienen Bascifel hervorgehenden Um: 
ftänden am awermäßigften erfcheint, daß die Une: 
fuchung wider Friederife Wilhelmine verehel. S. umd 
Conſ. wegen der Forft- und andern Vergeben, deren 
fie nach Bl. — bezüchtigt find, von den Gerichten 
zu B. geführt werde, fo mögen biejelben, wie ver- 
möge ber Beftimmung in $. 9. der Verordnung ber 
Landesregierung, den Gerichtöftand in Griminal- 
ſachen betreffend, vom 7. Februar 1820 andurd 
verordnet wird, der Ginleitung und Fortftellung 
jener Unterfuchung, foweit nöthig, fraft dieſes, fit 
unterziehen.’ 
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Anſpruch auf Sachſenbuße und gewiffe, damit 
zufammenhängende Schäden gegen eine Privat: 
perjon. — Haftung des Richters wegen erfolgter 
Haftnahme einer Verfon zum Behnfe erintinal- 
rechtlicher Crörterung. 


Mitgetheilt von * * 


Herrn W. in Ch. 


Dei dem Königl. Landgericht zu Ch. reichte 
unterm 4. Auguft 1853 die Dienftmagb Emilie Hen- 
tiette P. gegen Goithilf ©. folgende Klage ein: 

„Im Monat März 1851 miethete mich Herr 
‚Kaufmann ©. durch feine Chegattin als Kinder: 
mädchen auf ein halbes Jahr und gegen beiden 
Theilen freiftehende einvierteljährige Kündigung, 
ingleihen gegen Zuficherung eines jährlichen Lohnes 
von 12 Thlrn. — —» und 2 Thlen. —- — = zu 
jedem ber beiben jährlichen Jahrmärkte. 

IH trat diefen Dienft am 1. April 1851 an und 
blieb in ſolchem bis zum 25. Juni 1851, an welchem 
Tage ich in Folge einer von Herrn ©. gegen mich 
erhobenen, völlig grundlofen Beſchuldigung, ich habe 
ihn oder feine Ehegattin beftohlen, und auf deffen 
ausdhrüdlices Verlangen verhaftet wurde. 

An diefem Tage brachte Herr ©. gegen mich zur 
Sprache, daß ihm oder feiner Ehegattin aus einem 
Secretair eine Summe Geld abhanden gefommen 
fein follte. Er fragte mich, ob ich jenes Geld ent: 
wendet habe, und da ich meine Unfchuld verficherte, 
nahm er mich mit in feine Schlafftube. 

Dort forderte er mich auf, ich folle e8 ihm allein 
geftehen, ich verficherte aber, weil ich unſchuldig 
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war, ich könne ihm nichts geftehen, ich fei völlig 
unſchuldig. 
Herr ©. ſchickte nunmehr feinen Markthelfer nach 
ber Polizei. Es erfchien hierauf in deſſen Wohnung 
ber Polizeidiener F. Gegen diefen behauptete Herr ©., 
ich müffe mic jened Diebſtahls — es follten nach 
und nah 10 Thlr. — —⸗ abhanden gefommen 
fein — ſchuldig gemacht haben, und verlangte Herr 


F wiederholt von F., daß ih zur Haft gebracht 


werde. 

Obſchon ich fortwährend verficherte, Daß ich ganz 
unfhuldig fei, obſchon ferner Herr ©. durch den 
Polizeidiener F. eine Durchfuchung meiner Sachen 
vornehmen ließ, wobei etwas WVerdächtiges nicht 
vorgefunden wurde, fo baß Herr ©. von meiner 
Unſchuld überzeugt fein fonnte, wurde ich Doch auf 
befien Verlangen zur Haft gebracht. F. nahm mid) 
zuvörderſt mit auf die Polizeiwache. Bon dort 
wurde ich in die Stadtgerichtsfrohnvefte abgeführt. 
Es wurde nun, wie die beim vormaligen Stadtgericht 
ergangenen Unterjuhungsacten beweifen, die Unter- 
ſuchung gegen mich eingeleitet. Sch wurde nad) 
Ausweis jener Acten wiederholt vernommen, vers 
fiherte aber ftetd meine Unfchuld, und erfolgte am 
12. Juli 1851 meine Entlaffung aus ber Haft, in» 
dem man fich überzeugt hatte, daß ich ohne Grund 
verbächtigt worden war. Es wurbe bie eingeleitete 
Unterfuchung beigelegt, weil, wie das hierüber auf- 
genommene Protofoll von demſelben Tage befagt, 
ein genügender Grund zur Fortftellung ber Unter- 
fuhung gegen mid nicht vorlag. Auf Befragen 
verzichtete ich gleichzeitig auf Ertheilung eines Er— 
fenntniffes. In mein Dienftbuch fchrieb dann Herrn 
E.’8 Ghegattin ein vom 24. Juni 1851 batirtes 
Zeugniß, dahin lautend, 
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„daß ich bei ihr drei Monate als Kindermäbchen 
in Dienften geftanden und mich während diefer 
Zeit fleißig und ehrlich bewiefen habe”. 
Sie erfannte damit meine Unſchuld an, und gleich» 
zeitig zahlte mir Herr ©. 3 Thlr. — —⸗ mit dem 
Bemerfen aus, ich erhalte dies einftweilen abichläg- 
lich. 

Obſchon ich unſchuldig mich in Haft befunden 
und von allen meinen zeitherigen Dienſtherrſchaften 
die beften Atteftate über mein Verhalten aufzuweifen 
hatte, fo nahmen doch bie Perſonen, bei denen ich 
mich um einen Dienft meldete, an jener Haft Anftoß, 
und fand ich, allen Bemühungen ungeachtet, erft 
nach Verlauf von 40 Wochen, am 20. April 1852, 
bei T. in N. wieder als dienende Perfon ein Unter: 
fommen. Während jenen 40 Wochen mußte ich mic) 
bei meinem Bater in F. aufhalten. 

Da ich von Herrn ©. ohne Grund jener Ent- 
wendung verdächtigt und auf fein ausbrüdlidhes 
Berlangen verhaftet worden war, da ferner die erlit— 
tene Haft in meinem Fortkommen als Dienft» oder 
Kindermagd mir höchſt nachtheilig geweſen ift, fo bin 
ich berechtigt, von Herrn ©. nicht nur bie gefehlich 
vorgefchriebene Sachfenbuße, fondern auch die Vers 
gütung der Schäden zu beanfpruchen, welche ich in 
Folge jener Haft erlitten habe. 

Auf die Zeit vom 25. Juni bis 12. Juli 1851, 
während welder id in Haft gehalten worden bin, 
demnach auf 17 Tage und ebenfoviel Nächte, beträgt 
mein Anfpruch auf Sachſenbuße 

28 Thlr. 10 Nor. —⸗ 
oder 1 Thle. 20 Ngr. —- für jede Nacht und jeden 
Tag. 

Ferner beträgt mein Anſpruch auf Lohn und 
Bekoöſtigung während jener 17 Tage und der darauf 
folgenden 40 Wochen, in benen ich dienſtlos war, 
nad) Analogie der Beftimmungen ber Gefindeords 
nung 

48 Thlr. 22 Nor. 5 Pf, 

und zivar 

35 Thlr. 15 Ngr. — Pf. Vergütung für Koft auf 
42 Wochen u.3 Tage, pro 
Mode — 26 Ngr. 3 Pr. 
Vergütung für's Lohn auf 
diefelbe Zeit nah Höhe 
von 12 Thlın. —⸗ —⸗ 
jährlih, und 
NRüdftand auf die beiden 
Jahrmärfte, von benen 
ber eine in den Monat 
Juli, der andere Anfang 
November fällt. 


9, 2 ss 5» 


s. u. s.“ 


450 


Klägerin forderte Bezahlung diefer verfchiedenen 
Poſten, trug über die Klage theilweife den Eid an 
und bezog fich im Uebrigen auf die im Libell erwähn- 
ten Stadtgerichts-Unterfuchungsaeten. 

Beflagter, welcher mehrere formelle Einwendun— 
gen gegen die Klage vorbrachte, beftritt zugleich 
deren Statihaftigfeit und Echlüffigfeit aus maie— 
tiellen Gründen, geftand zu, daß Klägerin fich in 
Unterfuchungshaft befunden, leugnete aber, daß dies 
durch feine Schuld geichehen, wobei er bemerkte: 
die fädtifche Polizei habe es für gut befunden, bie 
Klägerin wegen Diebftahlöverdacht zur Haft zu brin 
gen; er, Beflagter, fei verbunden geweſen, ber ftätti- 
{chen Polizei anzuzeigen, daß und welder Berbadt 
gegen die Klägerin vorliege; dies zu thun ſei er ver 
pflichtet gewefen, nicht nur als Bürger, indem jedem 
Mitgliede des Staats obliege, zur Entdefung und 
Beitrafung des Verbrechers mitzuwirken, fonbern 
auch als Dienftherr, da er als folher nah $. 114. 
der Gefindeordnung vom 10. Januar 1835 der Ali 
gerin ein Atteft der Ehrlichkeit auszuftellen gehabt, 
falls derfelben ein Vergehen gegen das Eigenthum 
nicht nachgewiejen werden fünnen, auf der anderen 
Seite aber aud) Beflagter nach $. 116. 1. c. ſich ſpaͤ⸗ 
teren Dienſtherrſchaften erſatzpflichtig gemacht hätte, 
wenn er ein ſolches Atteft wider beſſeres Wiſſen von 
ſich geftellt. So wenig Klägerin ferner duch Be· 
klagten zur Haft gebracht worden, ſei ſie auch in 
derfelben feitgehalten worden; dies ſei nicht auf 
Antrieb des Beklagten, ſondern in Folge freien & 
meſſens des Unterfuchungsgerichtd geſchehen, und 
Klägerin könne, falls ihr hierin Unrecht gefcheben, 
an die Polizeibehörde, beziehentlih an das Unter: 
fuhungsgericht fih halten. Endlich habe Klägerin 
feineswegs in der Klage Thatſachen angeführt, aus 
denen hervorginge, daß fie wiberrechtlich in Haft 
gehalten worden ſei. Letzteres gehe auch nicht aut 
den beigelegenen Unterfuchungsacten hervor, 


Bellagter befteitt endlich) namentlich ben flüge 
tifchen Anfpruch auf Lohn und Koft und bat um 
Abweilung der Klage. Die übrigen Parteivorttaͤge 
enthalten im Weſentlichen etwas Neues nicht wei⸗ 
ter. — 

Eine vom Proceßgericht abgefaßte, den Par 
teien am 31. Januar 1854 publicirte Enticheidur; 
wies ber Klägerin Suden in ber angebrad- 
ten Maafe ab und verurtheilte dieſelbe in Ab» un 
Grftattung der aufgelaufenen Unfoften. 

Die Gründe, auf welchen dieſe Entjcheidung 
beruht, lauten wörtlich, wie folgt: 

„Der Anſpruch auf Sachſenbuße findet Statt, 
wenn Jemand buch die Schuld eines Anderen, 


ſei's einer Obrigkeit oder einer Privatperſon, 
widerrechtlich in gefänglicer Haft gehalten wor- 
ben ift. 

f. Haubold, fächf. Privatrecht, 8. 302. 

Berger, oecon. jur., C. III. t. IX. n. XII. nr. 8.9. 

Hommel, rhaps. obs. 671. 
Erhard, peinlihes Recht, $. 307. 

Kind, quaest. for., t. Il. c. 51. ed. Il. 

Der Anſpruch auf Erfagleiftung widerrechtlich zuge— 
fügten Schadens aber fegt eine gefliffentlich ober 
culpos begangene rechtöwidrige Handlung voraus, 
welche die Beranlaffung einer Beichädigung gewor- 
den ift. 

ſ. Puchta, PBandecten, $. 261. 

vgl. auch Eurtius, Handbuch, 8. 1159. 
Beide Anfprüce find alfo überall nur ba, wo Je— 
mandem, und wiber ben begründet, welchem eine 
Verſchuldung zur Laft fällt. 

Nah dem in Sachen geltenden Inquiſitions— 
proceffe hängt aber, von den hierher nicht zu be— 
ziehenden gefeglichen Ausnahmen abgefehen, bie 
GEntfchließung über Einleitung und Führung eines 
Griminalproceffed lediglich vom Criminalrichter ab, 

ſ. Stübel, Eriminalverfahren, $. 590. 
und er ift dabei an die Anträge ber Parteien nicht 
gebunden, 

ibidem $. 592. 
hat auch auf eine unwahrfcheinliche Anzeige nicht 
einmal die Borunterfuchung einzuleiten. 

ibidem $. 2911. 

Es ift alfo auch bie Anordnung der Verhaftung 
eines Angejchuldigten, ald Maafregel für den Unter: 
ſuchungszweck, lediglich Sache bes Eriminalrichters, 
und ed bedarf zu einer derartigen Verfügung eines 
Antrags des Befchädigten nicht, vielmehr fteht «8, 
wenn ein ſolcher dennoch geftellt worden, lediglich 
beim Richter, ob er ihn nach den dafür vorgebradh- 
ten Umjtänden — benn ohne ein derartiges Anführen 
ift ihm eine Wirkung gar nicht beizulegen — berüd- 
fichtigen will oder nicht. Es folgt hieraus von felbft, 
daß ein jolcher Antrag, wenn darauf die Haftnahme 
bes Angejchuldigten wirklich erfolgt ift, an und für 
fih gar nicht, fondern lediglich das zu defien Be— 
gründung Angeführte ald Beranlafjung der verhan- 
genen Haft angefehen, mithin dem Betroffenen, wenn 
legtere eine widerrechtliche war, zur Verſchuldung 
angerechnet werden fann; benn, ba ein berartiger 
Antrag allein den Richter zur Haftanlegung nicht 
beftimmen darf, jo fann auch, wenn dennoch blos 
in Folge eines folhen eine unrechtmäßige Gefangen- 
nahme herbeigeführt worden, nur den Richter die 
Schuld der ftattgefundenen Widerrechtlichfeit treffen, 
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weil eine ſolche Widerrechtlichfeit nur in einer Vers 
legung oder Bernachläffigung feiner NRichterpflichten 
ihren Grund haben fann. 

Und ganz auf gleiche Weife verhält es fich mit 
der an bie Behörde gebrachten einfachen Anjchuldis 
gung eines Verbrechens, 

Auch fie hat nach dem Obigen ber Richter nicht 
zu berüdfichtigen, wenn fie nicht durch ihm genügend 
erjcheinende Umftänbe begründet wird, am wenigften 
aber darauf allein bie Haftnahme des Angefchuldig- 
ten zu verfügen. 

Es kann alfo auch die nadte Anfchuldigung 
eined Berbrechens dem Anfläger als Verſchuldung 
einer gegen ben Angeklagten widerrechtlich verfügten 
Haft nicht angerechnet werden. 

Auf eine ſolche Anfchuldigung und auf ben be- 
haupteter Maaßen an die Behörde geftellten Antrag 
der Verhaftung der Klägerin ift num aber in ber 
erhobenen Klage die Verfchuldung bes Bellagten 
an der Haft ber Klägerin, aus welcher beide von 
ihr geltend gemachten Anfprüche lediglich hergeleitet 
find, allein begründet. 

Diefe Thatfachen find jedoch nach dem Obigen 
nicht geeignet, dem Beflagten zur Schuld diesfalls 
angerechnet zu werben. 

Die erhobene Klage findet daher weder in Ans 
fehung ber geflagten Sachfenbuße, noch in Anfehung 
bed petirten Schabenerfages in dem, was dafür ans 
geführt worden ift, genügende Begründung. 

Bei diefer Sachlage hat ed auch eines Eingehen 
auf den Inhalt der beigelegten Unterfuchungsacten 
fo wenig, als einer näheren Prüfung bed zur 
Nahweifung des erhobenen Schädenanfpruds An— 
peführten bedurft, und es ift bei ber mangelhaften 
Fundirung ber erhobenen Anfprühe die Klage 
in der angebrachten Maafe abzuweifen, auch Klä- 
gerin in deſſen Folge in die Koften zu verurtheilen 
geweſen.“ 

Gegen biefes Erkenntniß appellirte Klägerin, 
worauf das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau unterm 10. Auguſt 1854 dahin erkannte: 

„Daß das Erfenntnif erfter Inftanz aus ben 
beigegebenen Gründen fowohl, was die Hauptſache, 
ald was den Koftenpunkt anbetrifft, jedoch in legterer 
Beziehung mit der Erklärung, daß darüber, welche 
von dem einzelnen Anfägen fih zur Erftattung eig— 
nen, von dem Procefrichter, da nöthig, noch in ber 
Executionsinſtanz Entſchließung zu faffen fein wird, 
wie hiermit geſchieht, zu beftätigen, Appellantin 
auch die durch Einwendung ihres Nechtömitteld vers 
anlaßten neueren Koften abs und dem Beklagten zu 
eritatten verbunden.” 


Diefem Urthel waren nachftehende Entſchei— 
bungsgrünbe beigegeben: 

„Mit Recht geht die angefochtene erftinftanzliche 
Entſcheidung von der Anficht aus, daß die beiden 
in der vorliegenden Klage gemeinfam geltend ge— 
machten Anfprüche auf Sachſenbuße und Schäden 
auf ein und benfelben Klaggrund geftügt worben 
find. Lediglich deshalb, weil Klägerin in Folge 
der Bezüchtigung eines Verbrechens von Seiten des 
Beklagten in Haft und Unterfuhung genommen 
wurbe, behauptet biefelbe, zu den erhobenen Ans 
fprüchen berechtigt zu fein, und ift namentlich in 
Betreff bes legteren berfelben mit feinem Worte auf 
ein etwa beftehendes Vertragsverhältniß und auf 
defien Nichterfüllung von Seiten des Beklagten 
Bezug genommen worben. 

In gleicher Weife mußte man aber auch in zwei— 
ter Inftanz der Bl. — ff. ausgefprochenen Folge- 
rung, daß auf dieſes Sachverhältniß allein bie frag— 
lichen Anfprüche mit Beifall Rechtens nicht gegründet 
werben fönnten, unbedingt beipflichten. Die thats 
fächlihen Unterlagen ber erhobenen Klage beftchen 
nämlich lediglich darin, daß ber Beflagte die Alä- 
gerin eines Diebftahls bezüchtigt, hiervon den Ges 
richten Anzeige gemacht und dabei die Verhaftung 
derjelben beantragt haben foll, und daß in beffen 
Bolge auch felbige wirklich ftattgefunden. 

Infofern nun die Haftnabme einer Perfon zum 
Behufe eriminalrechtlicher Erörterung niemals allein, 
ja nicht einmal wefentlich auf dem Willen und dem 
etwaigen Anverlangen oder bem Antrage einer 
Privatperfon, fondern fletö und hauptfächlic auf 
der richterlichen Entfchließung beruhen muß, läßt 
fi nicht ohne Grund fragen, ob überhaupt eine 
folche dritte Privatperfon für dieſe legtere und für 
die daraus entftandenen Folgen verantwortlich ges 
macht werben fünne. Aber auch Dies ift gegenwärtig 
bier noch gar nicht in Frage. Wollte man nämlich 
biefelbe auch nicht unbedingt verneinen, jo würde 
doch unzweifelhaft eine ſolche Verantwortlichkeit bes 
Dritten lediglich aus der Art und Weiſe der ge 
machten Anzeige, und daraus, daß überhaupt eine 
ſolche erftattet worden, nur infofern gefolgert 
werden fünnen, als folches entweder wider des 
Denuncianten befferes Wiffen oder body wenigftens 
unter Umftänden gefchehen wäre, aus welchen eins 
leuchtet, daß er ed ſelbſt verfchuldete, wenn ihm bie 
Wahrheit nicht oder nicht ausreichend befannt ge— 
worden war. Denn nur in einem biefer Fälle 
fönnte von einem dolus ober einer vom Denuncians 
ten zu vertretenden culpa bie Nede fein. Nicht 
deshalb würde fomit berjelbe für Diefe feine Hand: 
lung verantwortlich gemacht werben fönnen, daß er 
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überhaupt einen Unjchuldigen eines Verbrechens 
angeklagt habe, fondern nur dann, wenn die einzel: 
nen Thatfachen, aus denen er feinen Verdacht ber- 
leitete und Die er zum Behufe ber Unterfuchung zur 
richterlichen Cognition brachte, von ihm als unwahr 
wirflich erfannt worden wären, oder als unmahr 
hätten erfannt werben müſſen, wenn er eine pflichts 
mäßige Ueberlegung und Prüfung berfelben hätte 
anftellen wollen. Nun wird zwar in der Klage 
Bl. — die Anzeige des Bellagten eine grundlofe 
Beihuldigung genannt und unter Berufung auf ihre 
völlige Schuldlofigfeit von ber Klägerin Bl. — ber 
hauptet, daß Beflagter von felbiger auf Grund ber 
angeftellten Grörterungen habe überzeugt fein fönnen. 
Schon nach der äußeren Fafjung enthält jedoch dieſe 
Angabe weiter nichts, als eine Meinung, ein Urtheil 
der Klägerin, dem wiederum die Auffafiung bes 
betreffenden Gerichte, Das nichts beftoweniger bie 
Verhaftung derfelben befchloffen, entgegenftebt. 

Mit feinem Worte aber wird in der Klage ein 
fpecielles Moment ber von Beklagtem bei Gericht 
erftatteten Anzeige, nirgends wird eine ber einzelnen 
von ihm zur Unterfuchung angezeigten Thatſachen, 
aus benen er fowohl, ald das Unterſuchungsgericht 
Verdacht gegen bie Klägerin fchöpfte, als unwaht 
bezeichnet, ja Die Klage unterläßt überhaupt auf 
diefe einzelnen Momente der Anfchuldigung dee 
Näheren einzugehen. Am wenigften fonnte aber 
endlich diefer Mangel durch die Bl. — erfichtliche 
Berufung auf den Inhalt der betreffenden Eriminal- 
acten erfegt ober geheilt werden. Denn nimmt man 
auch denjelben, dem Antrage ber Klägerin gemäß, 
als integrivenden Theil der Klage und als dern 
wefentlichen Orund an, fo würde gerade das Gegen» 
theil aus jelbigem gefolgert werden müffen, als der 
Klägerin anzuführen obgelegen haben würde. Xu 
der That nämlich hat die Klägerin in ihren Berne» 
mungen Bl, — — — ber Eriminalacten sub Lit. P. 
beinahe die fammtlihen Thatumftände, Die Beflagter 
wider fie zur Anzeige gebracht hatte, als an fid 
wahr zugeftanden, und nur die daraus zu ziebende 
Holgerung, daß fie fi eined Diebſtahls ſchuldig 
gemacht habe, in Abrede geftelt, wie denn endlich 
nad Bl. — die Unterfuhung nur in Ermangelung 
weiterer Inzichten, nicht aber auf Grund der Un 
wahrheit der vorhandenen Indicien beigelegt umd 
ſiſtirt worden ift. 

Augenjheinlih entbehrt jomit die angeftellte 
Klage des eigentlichen, auf einen dolus ober eine 
ceulpa des Beflagten zu richtenden Klaggrundes, und 
war fomit das erftinftanzliche Erfenntnif vollfommen 
zu beftätigen, auch die Appellantin in Ab⸗ und 
Erftattung der neueren Koften zu verurtheilen. 


453 


Wenn endlih Bl. — — Ausftellungen wider 
die audgeiprochene Erftattungspflicht der Klägerin 
in Betreff eines jpeciellen Koftenanjages gemacht 
worden, fo hat diefes Verhältniß in der im Urthel 
enthaltenen Erflärung ausreichende Berüdfichtigung 
gefunden, und ed war fomit, wie gefcheben, zu 
erkennen.’ 


120. 


Zu $. 85. und 24. bed Executionsgeſetzes. — 

Zuläffigfeit des Executionsverfahrens aus gericht: 

lihen Bergleihen ohne vorgängiges fürmliches 

Procehverfahren, — Zugiehung Sachverftändiger 

durch den Proceßrichter zu den Verhörstermins— 

verhanblungen. — Localbefichtigung. — Pacta 
intuitu fandi inita, 


Mitgetbeilt von 
Herren Act. S. in R. 


Im Jahre 1847 befhwerte fich der Begüterte 
F. in 2. gegen ben Begüterten Th. dafelbjt bei dem 
Juſtizamte R. dedhalb, weil Th. durch einen zwifchen 
den beiderfeitigen Feldgrundftüden gezogenen Graben 
fein, 8.8, Eigenthum verlegt, feinen Grundftüden 
Schaden zugefügt und die Lage der Grenzfteine vers 
ändert habe, und beantragte die Vornahme einer 
Localbefihtigung. 

Das Juſtizamt R. beraumte den 10. Juli 1847 
als Befichtigungstermin an. 

Im Verfolge der in legterem zwifchen ben Par- 
teien gepflogenen Verhandlungen fam ein zu Pros 
tofoll erflärter Vergleich zu Stande, Inhalts deſſen 
5. unter Anderem auch verfprach, 

„im Laufe des nächſten Herbftes auf feinem 
Grunde und Boden, um den bei gewöhn« 
lichen Negengüffen entftehenden Waſ— 
ferzulauf von feinem Felde auf Th.’s 
Grund und Boden herüber an ber frag— 
lien Stelle fernerhin zu verhindern 
und abzuhalten, fomit Th.'s Grunpftüd vor 
dem durch jenen Waſſerlauf etwa entitehenden 
Schaden gehörig fiherzuftellen, einen Wafler- 
graben in der diefem Zwede entſprechen— 
ben gehörigen Breite und Tiefe auf eigene 
Koften anzulegen.’ 

Auf Grund diefes gerichtlichen Protofolled und 
feiner Kaufurkunde beantragte im November 1850 
Der inmittelft an Th.'s Stelle getretene neue Eivil- 
befiger des Th’fhen Grundſtückes, Th. jun., unter 
Bezugnahme darauf, daß, während fein Vater und 


Belisvorfahr den von ihm übernommenen Verbinds 
lichkeiten längft nachgefommen, F. das vorftehende 
Verſprechen noch immer nicht erfüllt habe: „es möge 
dem F., daß er den fraglichen Wafjergraben in der 
feinem Zwede entſprechenden Breite und 
Tiefe binnen 14 Tagen bei Vermeidung von Fünf 
Thalern Strafe herftelle, aufgegeben werden.” 

Das Juſtizamt entiprach diefem Antrage mittelft 
Verfügung vom 19. November 1850. 

5. wendete gegen diejed Verfahren ein: „daß 

1) Th. jun. nicht zur Sade legitimirt fei, 
indem er, F., den angezogenen Bergleich nur 
mit Th.'s Beſitzvorgänger abgefchloffen habe, 

2) das Grecntionsobject nicht mit der erforder: 
lichen Beftimmtheit (Breite, Tiefe, Rich— 
tung, Länge des Grabens) bezeichnet fei, 

3) ihm nicht Ginwendungen und Einreden in 
Gemäßheit der $. 66. des Erecutiondgefepes 
nachgelaffen worden, und 

4) er, nad) Inhalt eines beigebrachten ortsrichter: 
lichen Zeugniffes, fünf bei gewöhnlichen Regen— 
güffen das Waſſer von Th.'s Grundftüde 
abhaltende Waflergräben auf feinem Grund» 
ftüde bereits im Herbſte 1847 bergeftellt 
habe.“ 

Nachdem dieſe Eingabe dem Th. zur Erflärung 
zugefertigt worden, bat biefer unter Widerſpruch 
gegen die erhobenen Einwendungen um Fortftellung 
des Erecutiondverfahrend. 

Das Juftizamt trug jedoch in Anbetracht bee 
Umftandes, 

„daß in dem fraglichen Protofolle über die 
Befchaffenheit des fraglichen Grabens, ins— 
befondere auch rüdjichtlich feiner Länge, Breite 
und Tiefe, eine beftimmte Angabe fehle, und 
5. Widerfpruch erhoben habe‘, 
Bedenken, das eingeleitete Hülfsverfahren fortzus 
ftellen, gab den Parteien, falls Th. es nicht vor- 
ziehen follte, förmliche Klage zu erheben, zu erfennen, 
daß zu näherer Eonftatirung der Beichaffenheit des 
fraglichen Grabens es einer nochmaligen Local: 
erörterung, nad Befinden unter Zuziehung 
Sacbverftändiger, bebdürfe, und beraumte hierzu 
ben 27. März 1851 terminlich an. 

Im Verfolge dieſes Localbeſichtigungstermines 
ertheilte dad Juſtizamt unter bem 3. Mai 1851 
folgenden Beſcheid: 

„Weil die vom Jmpetraten wider das gegen 
ihn eingeleitete Grecutionsverfahren erhabenen Ein» 
wendungen theils am fich, theils in Folge ber 
Bl. — flg. veranftalteten gerichtlichen Befichtigung 
als unerheblich erjheinen, ba 


1) ber am 10. Juli 1847 zwifchen Impetrantens 
Vorbefiger und Impetratem zu Stande gefommene 
Vergleich intuitu Fundi abgejchloffen worden ift 
und daher Impetrant als dermaliger, Bl. — bins 
reichend legitimirter Beliger des fraglidhen Grund» 
ftüdes für wohl befugt zu achten, in dieſen Vergleich 
einzutreten, wie er ihn andererfeits auch gegen fich 
gelten laffen muß, 

2) nurgebachter Vergleich über den Gegenſtand 
ber vom Impetraten Üübernommenen Verbindlich 
feit und deren Mobalität feinen Zweifel übrig 
läßt, da, wennſchon darnad) weder die Beichaffen- 
heit, noch der Ort des anzulegenden Grabens im 
Voraus näher bezeichnet worden, fich doch Beides 
burch den im Vergleiche ausgebrüdten Zwed deſ— 
felben von felbft bejtimmt, und ſonach Impetrat, 
welchem als jachfundigen Landwirthe die unter den 
beftehenden örtlichen Verhältniſſen awedmäßigite 
Anlegung des verlangten Grabens nicht zweifelhaft 
fein fann, wegen der von ihm behaupteten, jedoch 
in Wirflichfeit nicht einmal vorhandenen Allgemein- 
heit der in jenem Vergleiche getroffenen Beftimmunz 
gen fich nicht entbrechen mag, die von ihm freiwillig 
übernommene Berbindlichfeit der Anlegung eines 
Grabens zu erfüllen, übrigens 

3) das eingeleitete Erecutionsverfüahren in $. 85. 
bes Executionsgeſetzes feine Rechtfertigung fin— 
det, da der mehrberegte Vergleich bei Gelegenheit 
eines im Jahre 1847 anhängig geworbenen Rechts: 
ftreites abgefchloffen worden, indem ein ſolcher auch 
dann anzunehmen ift, wenn, wie bier, Jemand felbft 
ohne förmliche Alage wegen einer von feinem 
Grenznachbar verhangenen Grenzverlegung richters 
liche Hülfe in Anfpruch nimmt, darauf eine gericht 
lihe Befichtigung veranftaltet und hierbei durch 
Vermittelung bed Gerichtes unter den Parteien ein 
Vergleich abgefchloffen wird, endlich 

4) der Einwand des Impetraten Bl. —, daß er 
dem Verlangen des Impetranten durch das Ziehen 
von fünf Wafjergräben — welche jedoch in dem 
orisgerichtlichen Zeugnifie BI. — nur als Waflers 
furden bezeichnet worden — bereits entiprochen 
babe, ein Einwand, welcher nach $. 24. des Exe— 
cutionsgeſetzes zu erörtern geweſen ift, zufolge 
der diesfalls am 27. März 1851 veranftalteten Local— 
bejichtigung als begründer nicht hat erachtet werden 
fönnen, indem, wennſchon durch diefe Furchen nach 
bem Ausipruche des Gerichtöwegen adhibirten 
Sadhverftändigen der Ablauf bed Regenwaſſers 
von F.'s auf Th.'s Grundſtück einigermaaßen 
abgehalten, doch hierdurch der Zwed nicht jo volle 
ftändig und ficher als durch die Anlegung eines 
Grabens auf Jmpetrantens Felde längs bes zwis 
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fchen den Grundftüden ber Parteien liegenden Rainıs 
erreicht wird; 

So ift Impetrat feinem Berfprechen gemäß auf 
dem ihm gehörigen, in der Regiftratur vom 10. Juli 
1847 näher befchriebenen Grundſtücke längs ber 
an gedachtem Raine gehenden Grenze einen 
Graben, und zwar in der Bl. — durch ſach— 
verftändiges Ermeſſen — angegebenen Me: 
dalität, mithin in einer Tiefe von 4 Elle un 
in einer Breite von 4 Ellen, anzulegen jchuldig, 
derowegen das eingeleitete Grecutionsverfahren auf 
Impetrantens neuerlichen Antrag Bl. — flg. nat 
Maafgabe der $. 71. sub b. des Erecutionsgeiepet 
nunmehr gebührend fortzuftellen und Impetrat bie 
buch feine unbegründete Weigerung verurſachten 
Koften ab- und zu erftatten verbunden.‘ 


Auf Impetratend Appellation erging unter Com; 
penfation der Appellationsinitanzfoften fel: 
gendes, am 12. Auguft 1851 publicirtes Erfennmif 
des Königl. Appellationsgerichtes Leipzig: 

„Dieweil die vom Bellagten aufgeftellten Be— 
ichwerden im Allgemeinen für unbegründet geachtet 
werden müffen, wenn man erwägt, daß 

1) aus der Bl. — beigebrachten gerichtlichen 
Vergleihsurfunde zur Genüge erhellet, daß ſich Be— 
Hagter, wie derjelbe auch gar nicht beftreitet, am 
10. Juli 1847 Klägers Bater gegenüber verbindlich 
gemacht, im Laufe des Herbftes dieſes Jahres auf 
feinem Grunde und Boden, um den bei gewöhn: 
lichen Regengüffen entftehenden Waſſerlauf von ſei— 
nem Felde auf den Grund und Boden von Klägers 
Bater herüber zu verhindern und abzuhalten, einen 
Wajfergraben in ber dieſem Zwede entſprechenden 
gehörigen Breite und Tiefe anzulegen, 

2) wie Kläger Bl. — mit Recht hervorgehoks, 
nad) den Worten des Vergleichsprotofolles BI. — 

„ander fragliden Stelle”, 
wenn man damit befien Eingang in Verbintur; 
bringt, nicht minder nad dem ganzen Zmwede bei 
fraglichen Grabens fein erheblicher Zweifel darübdet 
obwalten fann, an welcher Stelle von Bellagiens 
Grundſtücke derjelbe anzulegen jei, 

3) in gleicher Weije Der ganze Inhalt und Zwei 
des Vergleihes beutlih an die Hand giebt, das 
berjelbe zwiſchen Klägers Vater und Beklagten 
intuitu ihrer Orundftüde abgeichlofien worber, 
ebendeshalb aber, und da aus dem gerichtlichen 
Randzeugniffe DI. — hervorgeht, daß Aläger geger- 
wärtig Eigenthuͤmer des früher feinem Vater wi 
gehörig geweſenen Grundftüdes it, der Einmwant 
Beklagtens BI. —, e8 fehle an der Sachlegitimatien 
Klägers, ald unbeachtlich fich darſtellt, 
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4) die Ausflucht bed Beflagten DI. —, daß er 
ben mehrberegten Vergleich feinerfeits bereits erfüllt 
habe, bei der BL. — vorgenommenen Rocalbefichtigung 
in feiner Weije Beftätigung gefunden hat, indem, 

a) wennſchon fich dabei ergeben, baß von Beklag— 
tem auf feinem Felde in deſſen ganzer Länge fünf 
Wafferfurchen gezogen worden, dieſe Wafferfurchen 
auch nah bem Gutachten Bl. — allerdings geeignet 
fein follen, bei gewöhnlichen Regengüffen den Wafs 
ſerlauf auf Klägers niedriger gelegenes Feld abzu— 
halten, doch Beflagter nach dem Vergleiche Bl. — 
fih ausdrüdlich verbindlich gemacht, einen Waſſer— 
graben anzulegen, bloße MWafjerfurchen aber einem 
Waffergraben nicht gleich geachtet werden fönnen, 

b) ber vom Bellagten Bl, — nachgewiefene 
Graben, da er nur einen verhältnigmäßig fehr 
Heinen Theil von Klägers Felde vor dem Wafler- 
zulaufe fchügt, für ausreichend ebenfalls nicht 
gelten fann, 

5) dad gegen Beflagten eingeleitete Hülfsver- 
fahren in $. 85. des Erecutionsgefeges feine 
Rechtfertigung findet, indem nach der vom Appella- 
tiondgerichte angenommenen, wiederholt befolgten 
Anficht auf Grund diefer Gefepftelle das Erecutions— 
verfahren aus einem gerichtlichen Vergleiche auch 
dann ftatthaft ift, wenn fein förmliches Proceß— 
verfahren, fondern nur überhaupt eine zur ge- 
rihtlihen Verhandlung gelangte Differenz 
zwiſchen Parteien über einen eivilrechtlidhen 
Anſpruch vorausgegangen, übrigens Beflagter 
um jo weniger Urſache hat, fich über das Verfahren 
zu befchweren, ald er nach Bl. — ausreichende Ver— 
anlaffung erhalten, mit feinen Einwendungen gegen 
Klägers Anverlangen hervorzutreten, in Folge feiner 
Ausflucht, daß er den fraglichen Vergleich bereits 
erfüllt habe, fogar eine Localerörterung ftattgefunden 
und über feine Einwendungen ſchlüßlich rechtlich 
erfannt worden, 

6) die Verurtheilung Beklagtens in Erftatiung 
ber Proceßfoften bei der völligen Unerheblichkeit 
ber von ihm erhobenen Einwendungen lediglich zu 
billigen ift; 

So ift ber BI. — zu leſende Beicheid ber ein- 
gewendeten Appellation ungeachtet, jedoch, in Be— 
trat, daß aus dem Vergleiche nicht hervorgeht, in 
weldyer Tiefe und Breite der fraglihe Graben anzu— 
Legen fei, auch ed bedenklich fällt, hierüber ohne 
Weiteres das Öutachten des bei der Localerörterung 
zugezogenen Einen Sachverftändigen Bl. — 
entfcheiden zu laſſen, mit diefer Erklärung zu 
beftätigen, baß Bl. — anftatt der Worte: „und 
zwar in der Bl. — angegebenen Mobalität, mithin 
in einer Tiefe von 4 Elle und einer Breite von 


3 Ellen‘, vielmehr folgende: „in einer dem Bl. — 
angegebenen Zwede entiprechenden, durch Sach ver— 
ftändige zu beftimmenben Tiefe und Breite‘ 
zu feßen.‘‘ 

Beflagter remedirte zwar nochmals, es fiel jedoch 
das am 26. Januar 1852 publicirte Erfenntniß 
bes Königl. DOberappellationsgerichtes unter 
Verurtheilung Bellagtens in die Koften bed anders 
weiten Rechtsmittels lediglich beftätigend aus, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

„Die Ausitellungen, welche Bellagter Bl. — 
gegen das vorige Urthel vorgebradht, find burchgängig 
unerbeblih. Denn 

1) wenn er behaupten will, er habe das Ber; 
fprechen, einen Graben herzuftellen, lediglich au Gun— 
ften des Vaters des Klägers, auch übrigens blos 
in der Maaße gegeben, daß er ihn nur im Herbite 
1847, nicht zu einer fpäteren Zeit, zu heben gehabt 
habe, fo genügt es, hiergegen auf den Inhalt des 
Vergleiches zu verweifen. Der Vater bes Klägers 
fuchte durch benfelben nicht Etwas zu erlangen, 
was blos ihm für feine Perſon vortheilhaft und 
wünfchenswerth war, fondern er bezwedte eine den 
Nupungsertrag feines Grundſtückes bleibend 
erhöhende Anlage. Der Vergleich ſtellt ſich ſonach 
fchon feinem End zwecke nad) al ein pactum reale 
dar. Diefe feine Natur ift aber auch durch bie 
Worte, welche das getroffene Abkommen enthalten, 
deutlich und beftimmt ausgefprocen. F. machte ſich 
nah Bl. — verbindlich, im Laufe bes nächften 
Herbftes (1847) auf feinem Grunde und Boden, 
um den bei gewöhnlichen Regengüffen u. f. f. auf 
Th.’8 Grund und Boden berüber u. f. w. zu 
verhindern und aufzuhalten, foweit Th.’8 Grund— 
ftüd vor dem durch jenen Wafferlauf etwa entflehen- 
ben Schaden gehörig ficherzuftellen, einen Waſſer— 
graben u. f. f. anzulegen. Klägers Grundftüd follte 
demnach nicht vorübergehend, fondern für immer 
vor dem von F.'s Grundſtücke bei gewöhnlichen 
Regengüffen ftattfindenden Wafferzulaufe geſchützt 
werden. Der Zeitpunft, wo Bellagter ben Gra— 
ben zu heben haben follte, ward auf den Herbft 1847 
gelegt; Fam derſelbe feiner Obliegenheit nicht nach, 
fo konnte dies nicht die Folge haben, daß er von ihr 
frei wurde, vielmehr verfiel er von da an in Ver: 
zug, welcher dem Th. das Recht gab, gegen ihn zu 
klagen. 

2) Das Executionsverfahren aus einem vor 
dem Proceßrichter über einen Civilproceß abge— 
ſchloſſenen Vergleiche findet ſtatt, ſobald aus dem- 
ſelben klar hervorgeht, was der Beklagte dem Klaͤ— 
ger zu leiſten hat, fowie daß die Verfallzeit 
eingetreten iſt. Ob der Beklagte, wenn das Ere— 
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eutiondverfahren gegen ihn eingeleitet worben ift, 
feine Verbindlichkeit einräumt oder nicht, ift für Die 
Statthaftigfeit deſſelben an und für ſich ohne alle 
Bedeutung. 

3) Die Breite, Tiefe und Länge bes Örabens 
war zwar nicht nach dem Ellenmaaße bezeichnet, 
aber doch infofern genau beftimmt, als ſich 
Alles dies nach dem beabſichtigten Zwecke zu richten 
hatte. Stellte Bellagter dem Erecutionsanttage des 
Klägers die Ausflucht entgegen, daß er die zuge⸗ 
fiherte Anlage bereits hergeftellt habe, und leugnete 
Kläger dies, fo mußte nunmehr nah Maafgabe ber 
$. 24. des Erecutiondgefeged verfahren werben. 
Hierbei fonnte der Richter, wenn es auf 
Wahrnehmungen und Ermittlungen anfam, 
welche befondere Kenntniſſe und Erfahrun— 
gen vorausjegten, nad allgemeinen procej- 
fualifhen Grundfägen Sachverftändige bei» 
ziehen. 

A) Proceßleitende Nefolutionen bed Richters 
erlangen feine NRechtöfraft, es ift daher auf bie 
Entſcheidung der Sache ganz einflußlos, wenn das 
Proceßgericht früher einmal darüber zweifelhaft war, 
ob das Erecutionsverfahren zuläfjig fei und ein dies— 
fallfiges Bedenken äußerte. 

Die dem vorigen Erkenntniſſe beigefügte Erflärung 
gereichte zum Vortheile des Bellagten, man fonnte 
daher fein Bedenken tragen, ihn in die Koften feines 
ganz unerheblichen Rechtsmittels zu verurtheilen.“ 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen. Das 12. Stück des Geſetz⸗ und Verordnungs— 
blattes für das Königreich Sachſen (v. J. 1854) enthält: 
No. 69. Verordnung zu Bekanntmachung der mit der 
Großherzoglich Sachſen-Weimar'ſchen Regierung getrof- 
fenen Uebereintunft wegen Foitenfreier Erledigung von 
Requifitionen in Griminal- und Boligeiftraffachen; vom 
30. Augufi 1854. No. 70. Verorbnung, die Modifica— 
tionen ded allgemeinen Nieverlageregulativs betreffend; 
vom 12. September 1854. No. 71. Verorbnung, eine 
Ernennung für die erfte Kammer ver Ständeverſamm- 
lung betreffend ; vom 15. September 1854. — Letzte 
Abiendung: am 27. September 1854. 

Das 13. Stüd deſſelben Gejeg- und Verordnungs— 
blattes enthält: No. 72. Verorbnung, den Eingangs— 
zoll für Getreide, Hüljenfrüchte, Mehl und Mühlen» 
fabrifate betreffend; vom 26. September 1854. — 
Legte Abiendung: am 30. September 1854. 


Nedacteur: Dr. Theodor Tauchnip. 
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Das 14. Stüd deſſelben Geſetz- und Verorbnungs- 
blatted enthält: No. 73. Verorpnung, die Steuerzer 
gütung für ausgeführten inlänvifchen Branntwein be— 
treffend; vom 2. October 1854. No. 74. Veroronung, 
die Einnehmergebühr für die Erhebung der außer 
ordentlichen Gewerbes und Perfonalfteuer auf Das Jahr 
1854 betreffend; vom 3. October 1854. No. 75. 
Decret wegen Betätigung des Negulativs für die Ver 
waltung der Gnabengrojchencaffe zu Breiberg ; von 
24. Auguft 1854. No. 76. Verorpnung, das Aut: 
fchreiben der katholiſchen Kirchenanlage betreffend; »on 
5. October 1854. — Letzte Abjenpung: am 14. Ortober 
1854. 
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Ernennungen, Auſtellungen ꝛxc. Se. Konigl 
Majeftät haben Allergnädigſt zu genehmigen gerubt. 
daß die erledigte Auditeurſtelle 3. Claſſe auf der Feſtung 
Königſtein dem Oberleutnant vom 16. Anfanterit 
Bataillone und Rechtecandivaten Girardet, unter Er— 
theilung des Prävicats eines Auditenrs 2. Claſſe, über: 
tragen werde. 


Se. Königl. Majeſtät haben den zeitherigen Ge— 
richtöverwalter Adv. Dr. Ghriftian Theodor Taudniz 
zu Leipzig zum Appellationsrathe bei dem Appellatienis 
gericht zu Leipzig zu ernennen gnädigſt gerubt. 


Se. Königl. Majeftät haben allergnädigſt geruht, 
dem Juftitiar des Gerichts zu Neufalza, Karl Eduard 
Hahn, die Stelle eines Juſtizamtmanns zu Stelren zu 
übertragen, und den Gerichtörath beim Landgericht 
Bupijfin, Heinrich Pechmann, zum Juftitiar des Gerichts 
zu Neufalza, fowie den Artuar beim Landgericht Diday, 
Ludwig Immanuel Falten, zum Gerichtöratbe beim 
Landgericht Oſchatz zu beförtern, auch den Gerichtt— 
rath beim Landgericht Oſchatz, Eduard Hartenjtein, in 
diefer Gigenichaft zum Landgericht Buriffin zu cm 
fegen. 

Se. Majeftät ver König haben dem zeitberigen Aſſenet 
beim Appellationsgericht zu Zwickau, Gottfried Anzi 
Mann, die Stelle eined Directors des Landgtricht 
Kirchberg zu übertragen geruhet. 


Se. Königl. Maojeftät haben den zeitkerigen Ama 
beim Landgericht Chemnitz, Karl Guſtav Tittel, zus 
Gerichtörathe bei diefem Landgericht zu ernennen gu; 
Digit geruht. 


Der Gonfifterialrath und erfte Hofprediger an m 
evangeliſchen Hoffirche in Dresven, Dr. Auguft Krandı 
ift auf fein Anfuchen emeritirt worden; die dadurd ir 
Erledigung gekommene erfte Hofpredigerftelle if ve 
Gonfiftorialratbe und bisherigen zweiten GHofprebige 
Dr. Johann Ernſt Rudolph Käuffer, die zmeite hob 
prebigerftelle aber dem Kirchenrathe Bernhard Areist 
Langbein, letzterem unter Belaffung feiner Stellung = 
Minifterium des Gultus und Öffentlichen Linterridt 
übertragen worben. 


Dffiein der Berlagshandlung. 
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MWiebereinfegung in den vorigen Stand in causis 
certae aestimationis gegen das von dem Sad: 
walter verhangene Friftverfäumniß. 


Mitgetheilt von 
Herin IRB in L. 


In ber zwijchen dem Auszügler ©. und den 
Ke'ſchen Erben vor dem Juſtizamte N. wegen einer 
Schuldfumme, von einigen hundert Thalern anhäns 
gigen Procepfache war rechtöfräftig bem Kläger ein 
relatum, ben Beklagten aber der Beweis mehrerer 
Grceptionen zuerfannt worden. Der Beweis, fo wie 
ber Gegenbeweis wurden tempeftiv eingereicht und 
ber 20. December 1850, fo wie der 30. Januar 1851 
als Pros und Reproductionstermin anberaumt. Am 
16. December 1850 erfchienen die Sachwalter beider 
Parteien an Amtöftelle und baten um die Nieder— 
fchrift eined Compromiſſes des Inhalts: Es folle 
ber Bros und Reprobuctionstermin auf heute unter 
Beithaltung der Verwarnungen beider Ladungen 
jedoch mit der Abänderung zurüdverlegt werben, 
daß dad Pro» und Reproductionsverfahren, mit 
welchem zugleih das Hauptverfahren zu verbinden 
fei, in vier Sägen abgefegt werde, von denen Kläger 
ben erjten, in welchem er fich über das Anerfenntniß 
ber Beweisurfunden sub poena recogniti zu erklären 
und auf die ins Gewiſſen geftellten Beweisartifel 
sub poena confessi et convicti einzulafjen, bie zum 
30. December, Beklagte den zweiten, in welchem fie 
fih auf die Gewifjensartifel des Gegenbeweifes bei 
Strafe des Zugeftändniffes einzulaffen haben follten, 
bis zum 6. Januar 1851 u. ſ. w. zu den Amtsacten 
je bei Verluft des Satzes zu bringen haben. Klägers 


Sachwalter, X., reichte jedoch den Einlafjungslag 
erft am 6. Januar zu ben Acten ein und es ſollte 
nah amtlicher Refolution deren Zurüdweifung er- 
folgen. 

Kläger nahm nunmehr einen andern Sachwalter 
an und fam durch biefen mit einem Geſuche um 
Wiedereinfegung in ben vorigen Stand gegen Das 
fattgefunbene Berfäumniß ein und fegte die für die— 
ſes Gefuch fprechenden Gründe in einer Vorftellung 
audeinmider, der ein Zeugniß des Hausarztes des 
Adv. X., Dr. F., beigefügt war, worin ber leß- 
tere unter dem Erbieten zur eidlichen Beftärfung 
verfichert: Vom 22, bis 30. December feien nach 
einander vier Kinder des X. am Scharlachfieber in 
einem fo hohen Grade erfranft, daß brei berfelben 
viele Tage hindurch in Lebensgefahr gefchwebt; bei 
der mühevollen Pflege der Kranken habe es nicht 
fehlen können, daß auch befien Gattin angefangen, 
über große Befchwerben zu Hagen, und fogar vom 
26. bis 30. December zu befürdhten geftanden, daß 
fie ſelbſt das Scharlachfieber, welches fie noch nicht 
gehabt, befommen ober, da fie im hochſchwangern 
Zuftande gewefen, von einer Frühgeburt überrafcht 
werden würde, welche bei ihrem fo ſehr angegriffenen 
Körper und Mutterherzen leicht den traurigfien Aus— 
gang hätte herbeiführen können. Außerdem fei zu 
erwarten gewefen, daß noch zwei andere Kinber die: 
fer Familie demſelben Fieber unterliegen würben. 
Unter fo trübe fich geftaltenden Krankheitsverhaͤltniſſen 
in der Familie, bei der fteten und lange bauernden 
Befürchtung, dieſes oder jenes theure Familienglied 
durch den Tod bald verlieren zu können, dürfe es 
nicht Wunder nehmen, wenn das Herz des Vaters 
und Gatten, ja fogar deffen Geift durch und durch 
ergriffen und erfchüttert und das ganze Seelenleben 
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fo aus feinen gewohnten Thaͤtigkeitsverhältniſſen 
herausgeriffen worden fei, baß in demſelben nur 
ein Gebdanfe: „die Sorge um feine Familie“ Pla 
ergreifen fönnen und alle andern Gedanken verdrängt, 
mithin fogar bad Gedaͤchtniß theilweiſe unterdrüdt 
worben fei. In diefem erfchütterten und leicht erklär— 
lichen Seelenzuftande habe er den Adv. X. während 
der obengedachten Zeit gefunden und ihn mit großer 
Sorge um feine Gefundheit felbft beobachtet, zumal 
er felbft angefangen, förperlich zu leiden und zu 
Hagen, welche körperliche Leiden fich endlich zu einer 
fehr bebenflichen Grippe entwidelt hätten. 

Auf Grund biefer fpäter eidlich erhärteten An- 
gaben bes Arztes, aus denen die Berficherung bes X., 
wie er in die Annahme verfunfen geweſen fei, daß 
der betreffende Einlafjungsfag erft den 6. Januar 
1851 einzureichen geweſen, als vollfommen glaub— 
haft fi) darftelle, wurde nun Reftitution gefucht, 
diefem Verlangen aber Seiten ber Bellagten wider: 
ſprochen. Sie ftellten vor, es wäre fofort nach 
feiner Zurüdfunft vom Termine Sache des gegneri— 
fhen Anwalts gewefen, ſich Die compromifweife 
feftgefegten Sriften in den Terminfalender einzutra- 
gen, und er fei, wenn er dieſe von jedem Sachwalter, 
ber Die Rechte feiner Elienten gehörig wahre, zu 
beobachtende Maafregel unterlaffen, in feiner Weife 
zu entichuldigen, zumal ja die behaupteten Krank— 
heitöverhäftniffe erft mehrere Tage nachher eingetreten 
wären; übrigens fei berfelbe am Arbeiten während 
jener Zeit nicht verhindert geweien, da er fogar 
während berfelben nach Klägers eignen Angaben 
11 Vertheidigungen, ben ftädtifchen Haushaltungs- 
plan (in feiner Eigenfchaft als Rathmann) und noch 
andere Arbeiten geliefert habe. 

Es fam endlich zur Verfendung ber Acten an das 
Sprucheollegium zu Leipzig, und dieſes erfannte 
mittelt Urthels d. d. publ. 24. Zuli 1851: 

„Daß Kläger gegen das von feinem Anwalte 
verhangene Verſäumniß an ber binnen der fol. — 
compromißweife feftgefegten Friſt zu bewirken geweſe— 
nen Einreihung des nunmehr fol. — zu den Acten 
gebrachten Saped, in Betracht der fol. — angeführ: 
ten, fol. — zur Genüge befcheinigten Umftände, 
ſowohl in Betracht, daß mit dem Reftitutionggefuche 
zugleich bie verfpätete Schrift übergeben worden ift — 
ohne daß es einer vorgängigen Ausklagung des fäus 
migen Sachwalters bedarf —, wiederum in den 
vorigen Stand zu fegen, aneriwogen unter Umftänden, 
wie fie von dem Kläger in feinem Reftitutionsgefuche 
angeführt und befcheinigt worden find, angenommen 
werden muß, daß, wenn bie Berfäumniß unter gleichen 
Berhältnifien in der Perſon des Klägers felbft ein- 
getreten wäre, ihm die Reftitution nicht zu verfagen 
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gewefen fein würbe, mithin auch, ba jene Umftände 
in ber Perfon bed damaligen Anwalts eingetreten 
find, in Gemäßheit der milderen Grundfäge bes jepis 
gen Gerichtsbrauchs 
vergl. Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle v. J. 
1847. ©, 103, 
nicht verfagt werden mag: 

Derowegen nunmehr das Productiondverfahren, 
mit welchem die Parteien laut fol. — das Haupt: 
verfahren zu verbinden ſich vereinigt haben, fortius 
ftellen ift, und ergehet nad) beffen Beendigung ferner 
in der Sache, was Rechtene. 

Im Uebrigen ift der Kläger bie durch die gebadite 
Verfäumniß veranlaßten Koften ben Beflagten ıu 
erftatten fehuldig. Es bleibt ihm jedoch unbenommen, 
deren Vergütung von feinem vorigen Sachwalter zu 
fordern, immaaßen die Ereigniffe, welche ben Letztern 
an der rechtzeitigen Einreichung des fol. — erſicht 
lihen Einlaffungsjages verhindert haben, lediglich 
als ihn ſelbſt betroffene Zufälle erfcheinen, weshalb 
denn auch die Koften für Befeitigung der baburd 
erwachfenen Nachtheile von ihm zu tragen find.” 

Das Appellationsgericht zu Leipzig, auf 
befien Entſcheidung bie Bellagten provocitten, refor: 
mirte mittelft Erfenntniffes vom as 1852 
diefes Urthel, indem es entſchied, daß Dem ange- 
brachten Geſuche um Wiedereinfegung in den vori⸗ 
gen Stand nicht Statt zu geben fei, wogegen es 
im Uebrigen das erfte Erfenntniß comp. expensis 
beftätigte, 

Diefer Entfcheidung waren folgende Gründe 
beigegeben: 

„Der Annahme ber vorigen Inftanz, daß es zu 
Erlangung der restitutio in inlegrum gegen an 
von dem Sachwalter ded Impetranten verbanger 
Verfäumniß an einem Proceßfatale bei vorhanden 
Schägbarfeit des Streitobjectes der Bezugnahme auf 
die vorgängige Ercuffion des ſchuldigen Sadhmalınt 
ausnahmsweife dann nicht bedürfe, wenn bie in ta 
Perſon des Anwalts eingetretenen Umftände, wel 
die fragliche Verfäumniß zur Folge gehabt, von der 
Art jeien, daß, dafern fie in der Perfon ber Partei 
felbft fich ereignet hätten, diefer die Wiebereinfeguns 
in den vorigen Stand nicht zu verfagen gemein 
fein würde, fann man awar unbedenklich beitreten 
muß aber bie Anmwenbbarfeit dieſes Satzes auf a 
vorliegenden Fall in Abrede fielen, indem di: 
BI. — flg. angeführten Momente, welche bie Ent 
fhuldbarfeit des von dem Flägerifhen Sachwallet 
begangenen Berfehens darthun follen, bei anderweite 
Grwägung ber Sache hierzu nicht für ausreiden 
angefehen werden fonnten. 


Die diesfallfigen Anführungen Klägerd gehen 
im Wefentlihen dahin, daß fein vormaliger Sadı- 
walter in der Zeitfrift, welche ihm zu Einbringung 
bes BI. — nachträglich zu den Acten eingereichten 
Satzes zufolge des mit der Gegenpartei Bl. — ab» 
geichloffenen Compromiſſes verftattet gewefen (vom 
16. bi8 30. December 1850), Durch mehrere in feiner 
Familie vorgefommene bedenkliche Erkrankungen und 
ein ihn ſelbſt befallenes leichteres Unwohlſein in 
einen folchen Zuftand geiftiger Zerftreutheit und 
momentaner Gebächtnißfchwäche verfegt worben fei, 
daß ſich feiner die irrige Vorſtellung bemächtigt ge- 
habt, der fragliche Sap fei flatt am 30. December 
1850 erft am 6. Januar 1851, dem für ben erften 
Sag der Bellagten beftimmten Tage, einzureichen, 
und berjelbe habe baher auch in biefer Meinung bie 
Niederjchrift des gedachten Sapes bis au dem 5. Jas 
nuar d. a. zwar bewirkt gehabt, fei aber erft an 
diefem Tage duch einen ihm zu Händen fommenben 
Notizzettel, auf welchem bie gedachten Friften vers 
zeichnet geftanden, über jeinen Irrthum belehrt 
worben, 

Nun ift der Sachwalter, fowie jeder Mandatar 
innerhalb ber ihm zugewieſenen Gefchäftsbeforgung 
für jede, auch die levis culpa, verantwortlich, und 
hat in dem Falle des Miflingens des ihm übertra— 
genen Geichäfts, ober bei deſſen gänzlicher Ver- 
abjäumung nachzuweijen, daß ungeachtet bes feiner: 
feit8 angewendeten Fleißes eine befjere Ausführung 
bes übernommenen Auftrages ihm nicht möglich ge- 
weſen, und ihn jomit eine- Berjchuldung in Bezug 
auf die hierdurch für feinen Mandanten eingetretenen 
nachtheiligen Folgen nicht treffe. 

I. 13. und 21. C. mand. (4. 35.) 

Hajje, culpa, $. 92— 94. ©. 474 fig. 
Bon diefem Gefichtäpunfte aus leidet jedoch das 
klaͤgeriſche Vorbringen an augenfcheinlicher Unfchlüf- 
figfeit. 

Denn darauf, daß fein früherer Sachwalter von 
dem für Einreichung feines erften Satzes compromifjos 
riſch feitgefegten Termine nicht rechtzeitig Kenntniß 
erhalten habe, hat ſich Kläger eben jo wenig zu 
beziehen vermocht, ald auf den unerwarteten und 
plöglichen Eintritt von folchen Umftänden während 
des Laufes der Frift, welche jenem das Einhalten 
ber Letzteren unmöglich gemacht hätten. Namentlich 
geht aus der eigenen Sachbdarftellung Klägers Bl. — 
unzweifelhaft hervor, baß fein damaliger Sachwalter 
während ber in Frage kommenden Zeit keineswegs 
völlig unfähig zu feinen gewöhnliden Geichäfts- 
beforgungen gewefen, fondern gerade einer ziemlich 
angeftrengten Berufsthätigfeit ſich hingegeben habe, 
und das ganze Hägerifche Vorbringen reducirt fich 
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baher darauf, daß Advocat £. unter dem Eindrude 
der auf ihm laftenden häuslichen Noth, fowie feines 
eigenen Unmwohlfeins den Termindstag außer Acht 
gelaffen habe. Wie groß aber auch ber Antheil 
geweien fein mag, ben biefe äußern Umftände an 
dem zeitweiligen Vergeſſen des übernommenen Auf- 
trages gehabt haben, jo wird doch durch ihren Hinz 
zutritt ber Vorwurf einer den gedachten Sachwalter 
treffenden eigenen Verſchuldung nie ganz bejeitigt, 
deshalb aber auch auf jene Momente ein tüchtiger 
Reftitutionsgrund für Klägern nicht gebaut werben 
fönnen, ba ein foldhes Bergefien einen Mangel 
pflihtmäßiger Aufmerkfamfeit auf Seiten des Sad)» 
walterd bis zu einem gewiffen Grade immer und 
mit Nothwendigfeit vorausgefegt — ganz abgefehen 
davon, daß nirgends erhellt, ob und in wie weit 
Advocat X. die ſchon durch Die gewöhnliche Vorficht 
gebotenen Vorkehrungen, um ein derartiges Ueber— 
ſehen der Friſt zu verhüten, in Zeiten getroffen habe, 
obwohl Kläger BI. — felbft anführt, daß die mehr- 
erwähnte Krankheitsperiode in des Erfteren Haufe 
erft mehrere Tage nad) Eingehung des Compromiffes 
Bl. — ihren Anfang genommen, 

Diefe Rüdfichten, in Verbindung mit ber Erwä- 
gung, daß die gegen die Gültigfeit des obgebadhten 
Eompromiffes wegen ber angeblich fehlenden richter- 
lichen Genehmigung Bl. — erhobenen Zweifel burd) 
eine Bermweifung auf die Marginalbemerfungen Bl. — 
und — fi vollftändig erledigen, mußten zu ber 
Verwerfung bed angebrachten Reftitutionsgefuches 
führen, indem es ſonach an ber Borausfegung ge 
bricht, unter welcher von der an fich nur fubfibiären 
Natur der aus Berfäumnifien bes Sachwalters zu 
fuchenden Wiebereinfegung in ben vorigen Stand 
nach ber Praris abgejehen zu werben pflegt, und es 
mußte dem Kläger überlaffen bleiben, fi wegen ber 
ihm durch das Berfchulden feines Bevollmächtigten 
erlittenen Verlegung zunähft an biefen fih zu 
halten. 

Dagegen hat man fich behindert gefehen, auf ben 
Antrag der Beklagten, fofort eine definitive Entfchei- 
dung in ber Sache zu ertheilen, ſchon jegt einzugehen, 
da der Kläger in ber nach dem Ausfalle des vorigen 
Urthels auch nicht ganz ungerechtfertigten Erwartung, 
er werbe mit feinem Antrage auf Reftitution Gehör 
finden, bis jegt jeder Auslaffung über bie im ent- 
gegengefegten Falle eintretende Wendung bes Rechtös 
fireites fich enthalten zu bürfen geglaubt hat, und 
ihm gleichwohl die Gelegenheit nicht abgejchnitien 
werden durfte, uͤber das etwanige günflige Er— 
gebniß feines Gegenbeweifes und deſſen Einfluß 
auf die endliche Entfcheidung der Sache ſich auszu- 


iprechen. 


Es mußte baher infoweit bei ber Anorbnung ber 
vorigen Inſtanz, daß ben Parteien bie Fortjegung 
bes durch den Incideniſtreit unterbrochenen Schluß- 
verfahrens zu geftatten fei, bewenbden. 

Die Eompenfation ber Koften bes Rechtsmittels 
war Folge der wenigſtens theilweiſen reformatoriſchen 
Entſcheidung.“ 

Auf anderweite Appellation Klägers wurde jedoch 
vom K.Oberappellationsgerichte zu Dresden 
das Urthel erfter Inftanz wieder hergeftellt, unb 
zwar aus folgenden Gründen: 

„Die vorigen beiden Inftanzen flimmen barin 
überein, daß auch in einer ein ſchaͤtzbares Dbjert 
betreffenden Rechtsſache gegen das von dem Sach— 
walter einer Partei verhangene Friſtverſäumniß, 
ohne Bezugnahme auf vorgängige vergeblihe Aus» 
tlagung des Sachwalters, um bie WMWiedereinfegung 
in den vorigen Stand da angefucht werden fünne, 
wo die Umftände fo befchaffen find, daß dann, wenn 
nicht dem Sacmalter, fondern der Partei ſelbſt 
das Verſäumniß beigumefjen wäre, berfelben bie 
Gewährung biefes Geſuches nicht zu verfagen fein 
wiürbe, 

Dem hat das Dberappellationsgericht beizu- 
pflichten. 

Wird von diefem Gefichtspunfte bei der Beurtheis 
fung bes vorliegenden Reſtitutionsgeſuchs ausgegan- 
gen, fo fönnen nicht bie über die Berantwortlichfeit 
des Sachwalters oder eines Mandatard überhaupt, 
feinem Auftragsgeber gegenüber, beftehenden 
rechtlichen Worfchriften als entfheidend betrachtet 
werden, fondern ed ift bie Frage dahin zu richten, 
ob nach den über bie Folgen bes Ungehorfams in 
Proceſſen über die prätorifche Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand beftehenden Vorſchriften, Die 
fieben Tage betragende Verzögerung des Einlafjungs- 
fages im Productionsverfahren, dafern ber vorige 
Sachwalter des Klägers felbft Partei wäre, durch 
das befcheinigte Vorbringen des Klägers (BI. — fg. 
— flg. — flg.) für entfchuldigt und das damit ver 
bundene Reftitutiondgefuch für ausreichend unterftügt 
zu achten, ober ob dieſe Verfpätigung mit einem 
materiellen Nechtöverlufte zu beftrafen fei. 

Man kann hierbei von einer Erörterung darüber, 
ob die Behauptung in Biener, syst. proc., $. 89., 
daß der von älteren Rechtslehrern (f. 3. B. Leyser, 
in med. ad pand. sp. 33. no, 1.) aufgeftellte Cap: 
a conltumacia fatua eliam liberat causa, als ein in 
ber Praris recipirter gelte, abſehen, da nach aus— 
drüdlichen römiſchen Geſetzesvorſchriften auch ein 
entjchuldbarer Irrthum den Anſpruch auf Reftitution 
» begründet (1. 2. D. de in integr. rest. [4. 1.] — 
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$. 33. Inst. de action. [A. 6.] jet. 1. 25. D. ex quib, 
caus. maj. [4.6.]) und darauf, ob eine negligentia 
oder eine necessilas rerum (angustia temparis) 
die Verabfäumung veranlaßte, von dem Richter mit 
Beachtung einer gewiffen Billigkeit zu fehen ik 
cl. 16. D. ex quib. caus. may. [4. 6.] 1. 26. 8.9. 4, 
eod.), das fächfiiche Necht aber hieran etwas niti 
geändert hat, vielmehr darin (f. das Reſcript vom 
7. November 1787 in Cod. Aug. Cont. 1. Thl. 1. 
S. 497.), der Sag, daß, wenn über die poena coı- 
tumaciae Zweifel entfteht, für bie mildere Wei, 
nung und contra rigorem zu fprechen ſei, als 
eine gemeine Nechisregel anerkannt wird. 

Werden dieſe Principien, wie dies in Ahnlihen 
Fällen (4. B. in Sachen Königs /. Stephan, l 
906/810. vom 5. März 1850, ſowie in Catın 
Hähnerts . Schwarz, 11. 301/260. vom 2%. Juli 
1852) von dem Oberappellationdgerichte geſchehen, 
auf den vorliegenden Ball angewendet, in melden, 
nad) den beigebradyten Umftänben, zwar bie redis 
zeitige Einreichung bes verfpätigten Sahes nit 
außer dem Bereiche der Möglichkeit lag, der Ju 
thum jedoch, durch welchen die Derfpätigung wer 
anlaßt ward, als ein entfchuldbarer erjceint, fo hat 
es fein Bedenken haben können, die vom ber erftr 
Inſtanz ausgefprochene Bewilligung ber Keftitntien 
für gerechtfertigt zu befinden. 

Nur infofern, als die Bebrängnifie, in denen 
fich der vorige Sachwalter des Klägers befand, ort 
in die legten acht Tage der Frift fielen, fonnte ned 
ein Zweifel gegen bie Bewilligung ber Reftiutien 
erregt werden. Derfelbe würde jedoch nur dem 
als erheblich gelten fünnen, wenn man dem Sub: 
walter darüber, daß er nicht fofort nach dem Zar 
bes Compromiſſes auf die Frift, oder mährent Ir 
erſten ſechs Tage der viergehntägigen Friſt den & 
fertigte und einreichte, einen Vorwurf zu mat 
hätte, was offenbar nicht gefchehen Fann. 


Dei dem wegen ber durch das Reftitutiondgcut 
veranlaßten Untoften Bl. — Grfannten bi na 
der Kläger beruhigt; die Appellationsfoften war 
wegen bed Wechfeld der Entjcheidungen fiber dei 
Punkt zu compenfiten.’ 
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122, 
1. Bei einem in condominio befindlichen Grund: 
Rüde jind alle die Benugung betreffenden 
Maafregeln an die Einwilligung fämmtlicher 
Miteigenthümer gebunden. — II. Miethftreitig: 
feiten gehören im Allgemeinen nicht zu denjenigen 
Differenzen, deren Gegenſtand schlechthin Feine 
Schägung zuläßt. 
Mitgetheilt von 
Herrn P. U, in ® 


Unter dem 1. September 1853 fündigte im Stabt- 
geriht zu B. Johann Gotthilf W. dem Buchdruder 
N. für Weihnachten diejenige Wohnung auf, welche 
Lepterer in dem feiner Ehefrau, deren Kindern und 
ihm felbft eigenthümlich zugehörigen, auch von ihm 
adminiſtrirten Haufe innehabe. 

Am anberaumten Ermiffionstermine jedoch appels 
lirte Impetrat wider die Ermiffion „Mangels einer 
neuen Wohnung‘, reichte auch noch vor Eintritt des 
zur Berichterftattung anberaumten Termines eine 
Eingabe bei den Acten ein, worin er das Recht des 
Impetranten, über die Miethwohnungen des frag» 
lihen Haufes zu verfügen, um beswillen beftritt, 
weil bafjelbe zu z% dem Adv. Kr. eigenthümlich ge- 
höre, im Uebrigen auch ein Theil gerichtlich fequeflrirt 
werde. 

Impetrant räumte hierauf ein, daß er das Grund- 
ftüd nur zu „2, feine Ehefrau zu 44, Die unmünbis 
gen Geſchwiſter B. zu 3% eigenthümlich befigen, 
welche von einem Sequefter verwaltet würden, ber 
jedoch, wie dies aus feiner Unterfchrift unter dieſer 
Eingabe hervorgehe, die bewirkte Kündigung allent- 
halben genehmige. 

Dagegen, bemerkt Jmpetrant, vermöge er bie 
Zuftimmung des Adv, Kr. rüdfichtlich der diefem 
eigenthümlich gehörigen „y am fraglichen Haufe nicht 
beizubringen, Diejelbe ſei auch nicht erforderlich, da 
es fich vorliegenden Falls nicht um eine Verfügung 
über die Subftanz, fondern nur um die Verwaltung 
einer gemeinfhaftliden Sache handele. Lepteren 
Falls leide der Grundfag, daß fein Miteigenthümer 
wider ben Willen ded Andern an der Sache Etwas 
vornehmen dürfe, nur infofern Anwendung, als bie 
Miteigenthümer wirklich wideriprocdhen hätten, was 
jedoch Adv. Kr. nicht gethan habe. 

Hiernähft ſei der Miteigenthümer nur feinen 
Miteigenthümern, nicht aber Fremden gegenüber in 
ber Verfügung über die ganze Sache befchränft, und 
ein Fremder, gegen welchen der Miteigenthümer fein 
Recht geltend mache, fönne fich nicht in der Deten- 


tion der Sache durch Berufung auf dad Recht der 
anderen Miteigenthimer behaupten, zumal wenn er, 
wie Impetrat, nicht anzuführen vermöge, daß dieſes 
Recht durch irgend ein Nechtsgefchäft auf ihn über 
gegangen fei. 

Im Uebrigen, führt Impetrant an, habe Impe— 
trat im Jahre 1846 laut des angefügten Zinsbuches 
von ihm, Jmpetranten, das fragliche Logis gemies 
thet, und auch an ibn den Miethzins abgeführt, 
mithin fönne er fein Mierhrecht nicht vom Adv. Kr, 
herleiten, ber überdies erft im Sabre 1849 bie 
erwähnten „5 Theile bed Grundftüdes erworben 
habe. 

Ferner gehörten Vermiethungen, Kündigungen 
u. ſ. w. zu denjenigen Maaßregeln, ohne welche ein 
Grundſtüͤck nicht verwaltet werden fünne, und ba es 
der Ratur ber Sache nah unthunlich fei, daß über 
einzelne Wohnungen nur antheilig verfügt werde, 
fo müffe derjenige Miteigenthümer, welcher fich mit 
der Adminiftration befaffe, über die einzelnen Mieth- 
wohnungen, allerdings unter Berantwortlichkeit 
gegen bie übrigen Miteigenthümer, ganz verfügen 
dürfen. 

Sollte übrigens, bemerft Impetrant, bei Vers 
fügungen über eine gemeinſchaftliche Sache ein Con— 
flict zwifchen mehreren Miteigenthümern eintreten, 
jo fei nichts natürlicher, als daß die Mehrheit der 
Stimmen den Ausichlag gebe, ein Grundfag, den 
bie Gefepgebung in mehrerern ähnlichen Fällen, na= 
mentlich hinfichtlich der Ausübung des Provocations- 
rechtes bei Ablöfungen, anerfannt habe. 

Geſetz über Ablöfungen u. Gemeinheitstheilungen 
vom 17. Mär; 1832. $. 4. 
Hiernach würde es ebenfalls der Einwilligung bes 
Adv. Kr. nicht bedürfen. — 

Das Proceßgericht wies, in Nebereinftimmung 
mit ben Anträgen des Jmpetranten, bie Einwen- 
bungen bed Impetraten als unftatthaft zurüd, und 
rechtfertigte dies in dem hierauf erftatteten Berichte 
namentlich damit, daß Impetrat durch Abführung 
des jebedmaligen Miethzinſes an Impetranten defjen 
Berechtigung zur Stellung ber von ihm ausgegan— 
genen Anträge auf Kündigung unzweifelhaft aner- 
kannt habe, — 

Das Königl. Appellationsgericht zu L. ver 
ordnete hierauf in der Hauptjadhe: 

„Wenn nun nad den über das Verhältniß ber 
Theilhaber zu einander in Beziehung auf das Dies: 
pofitionsbefugniß über die gemeinichaftlihe Sache 
geltenden Grundfägen die Rechtöbeftändigfeit von 
Verfügungen über die Subftanz und Benugung ber 
gemeinfchaftlichen Sache, zu denen offenbar auch bie 
Eingehung und Auflöfung von Miethverhältnifien 
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zu rechnen, an die Einwilligung aller Theilhaber 
geknüpft if, und daß Impetrant mit der Berwaltung 
des Haufes und ber Beforgung der Miethangelegen« 
heiten von den antheiligen Miteigenthümern beauf- 
tragt gewefen fei, nicht erhellet, immanßen dafür ber 
Inhalt bes zu den Acten übergebenen Quittungss 
buches allein nicht enticheidenb werden fann, bier- 
naͤchſt, will man bie erfolgte Auffündigung aus dem 
Geſichtspunkte einer negotiorum geslio betrachten, 
doch jedenfalls deren Ausführung die Ratihabition 
der Miteigenthümer vorausfept, eine ſolche aber 
Seiten des Adv. Kr., als bed mit „u Theilen bes 
Haufes eingetragenen Condominus, annoch ermanz 
gelt; 

fo hat das K. Appellationsgericht die ergriffene 
Berufung zwar verworfen, verordnet jedoch mit 
Vornahme der Ermiffion bis zu der erfolgten Rati- 
habition des Adv. Kr. Anftand zu nehmen.” — 

Gegen biefen lepteren Theil der Verordnung 
wendete Impetrant bas Rechtömittel der Appellation 
ein und bemerkte unter Bezugnahme auf feine frü— 
beren Ausführungen zur Begründung ber Zuläfiigfeit 
befielben Überhaupt Folgendes: 

Der Gegenftand vorliegenden Rechtsftreites fei 
nicht blos causa major, fondern überfteige offenbar 
ben Werth von 200 Thlrn. — —, ba e8 fich hier 
nicht blos um den jährlichen Miethzins von 60 Thlrn. 
—⸗ —⸗, fondern um bie Berfügung über bie ver— 
miethete Wohnung felbit handele. 

Wollte man aber auch den Miethvertrag felbft 
und dad Recht, die ermiethete Wohnung zurückzu— 
fordern, einer landesüblichen Schägung unterwerfen, 
fo folge e8 doch aus ber Ratur der Sache fowohl, 
wie aus ber Analogie ber Beftimmungen in $. 1. 
bes Manbats vom 28. November 1753 über jura, 
servitutes, praestationes annuae und onera realia, 
welche nicht incertae aestimationis feien, daß hierbei 
nicht auf den Betrag des Miethzinfes eines beftimm- 
ten Termined, fondern auf den Nugungswerth der 
Wohnung zu fehen fein würde, jo daß fchon eine 
Wohnung, welche über 2 Thlr. — —s jährlichen 
Miethzins abwirft, das Streitobjeet einer causa 
major bilden müßte. Gegen die Anficht, daß ber 
bedungene Miethzins nach dem Betrage, welcher 
auf die unter den Parteien ftreitige Zeitdauer bes 
Contracis ausfalle, eine ausreichende Unterlage für 
Beantwortung ber Zuläffigfeitsfrage vorliegender 
Appellation biete, fpreche auch noch die Analogie des 
Gejeges vom 16. Mai 1839, welches in $. 3. zwar 
Anſprüche auf Mierhzinfen bis zum Betrage von 
20 Thlen. — —« in diefer Proceßart zu verhandeln 
geftatte, jedoch blos jo lange, als nicht etwa bie 
Hauptverbindlichfeit ſelbſt, auf welcher dergleichen 


Anfprüche beruhen, ftreitig worden; bafjelbe müfie 
wegen Gleichheit des Grundes auch von dem Falle 
gelten, wenn der Betrag der Miethzinfen zwar nicht 
50 Thlr. —⸗ —s überjchreite, allein die Haupt 
verbindlichfeit, auf welcher fie beruhen, das Fort 
beftehen des Mieihvertrages felbft, den eigentlichen 
Streitgegenftandb bilde. 

Das Königl. Oberappellationsgericht ver— 
warf jedoch diefe Appellation unter Gompenjatien 
der Koften aus folgenden Gründen: 

„Die formelle Zuläffigfeit der gegenwärtigen 
Appellation beftreitet der Impetrat, weil der Gegen: 
ftand berfelben nach dem Betrage eines viertels oder 
halbjährigen Zindtermines zu berechnen, und daher 
bei einem Jahresbetrage nur ein geringfügiger 
ſei. Dieſer Anficht ift aber nicht beizgupflichten ge 
weien. Miethftreitigfeiten gehören allerdings 
nah ber Anſicht des Dberappellations: 
gerihts im Allgemeinen nicht zu Denjenigen 
Differenzen, beren Gegenſtand ſchlechthin 
feine Schäßung zuließe, vielmehr giebt das 
bei der auf die nah rechtlicher Beziehung 
in Betracht fommende Zeit zu bemeijend: 
Miethzins eine für die Höhe des Streit: 
objects oder die appellable Summe zu 
Grunde zu legende Norm ab. 

In Ermiffionsfadhen fann daher, wenn ber 
Mierhömann die Fortſetzung des Vertrages bean- 
jprucht und den bedungenen Mietbzins fortzuberabten 
bereit it, und ber Differenzpunft nur darin beftebt, 
ob ber legtere fofort oder erft nach Ablauf eines 
beftimmten, zum Boraus zu überfehenden Zeit: 
raumes ausziehen muß, das Intereſſe des Wermic- 
thers an der Räumung des Grumdftüdes, auch ohne 
Hinzutritt befonderer Umftände, nach Gelde abge— 
Ihägt und dabei der auf jenen Zeitraum zu entrid 
tende Zins ald maafgebend betrachtet werden. 

Im vorliegenden Falle ift zwar die vertrage 
mäßige Dauer des Mietheontractes ebenfowenig, als 
der Detrag der Mierhzinfen an jährlih 60 Thaler 
—⸗ —s oder das gegenfeitige Kündigungsrecht un? 
die Kündigungsfrift irgendwie in Zweifel gezogen 
worden; ed handelt fid) aber darum, ob dieje Kün- 
bigung von fümmtlihen Miteigenthümern des be— 
züglihen Grundftüdes ausgehen müfle, oder aut 
nur einer oder einige berjelben hierzu berechtia: 
feien? 

Diefe Frage muß nah Principien em: 
ſchieden werben, welde bei einer anderwei— 
ten Kündigung ebenfalls zur Örundlage der 
richterlihen Entſchließung dienen müſſen, 
wobei alfo die jegt zu ertheilen geweſene 
Entfheidung präjudicirlich werden muß. 


Der Werth bed Streitobjectd kann hiernach um 
fo weniger in ber von Impetraten behaupteten Weife 
firirt werden, als fich gar nicht überfehen läßt, ob 
und wenn der Impetrant eine ben Anforderungen 
der vorigen Inftanz entiprechende Kündigung werde 
bewirfen fönnen. 

In materieller Beziehung hat man jedoch nur zu 
einer Betätigung ber vorigen Entjcheidung gelangen 
fönnen. 

Das römifche Recht, welches infoweit auch in 
Sachen feine völlige Geltung bat, beftimmt aus— 
brüdlih, daß in Bezug auf eine im gemeinfcaft- 
lien und ungetheilten Eigenthume mehrerer Pers 
fonen befindliche Sache feiner gegen den Willen 
bes andern irgend etwas unternehmen barf, 

1. 28. D. comm. divid. (X, 3.) 


woraus von felbft folgt, daß bei Ausübung diefer 
gemeinfhaftlihen Nechte jeder Miteigenthümer an 
bie Zuftimmung der übrigen gebunden ift. 


Die Meinung des Impetranten, daß dieſe geſetz⸗ 
liche Borfchrift nur auf Verfügungen über die Sub- 
ftanz zu beziehen fei, widerfpricht nicht allein dem 
Inhalte und Wortlaute der Gefegeäftelle, fondern 
entbehrt auch font aller Begründung. Das mehre- 
ren Perſonen gemeinjchaftlich zuftehende Eigenthum 
gewährt zugleich für Jeden das aus diefem Eigen- 
thume fließende Berwaltungss und Benutzungs— 
recht; ed würde daher ber einzelne Miteigenthümer 
in ber Ausübung gefeglicher Befugniffe geftört und 
befchränft werden, wenn man ihm blos in Bezug 
auf die Veräußerung, und nicht auch bei allen bie 
Benugung betreffenden Maaßregeln, die gleiche 
Stimme mit den übrigen Miteigenthümern verwilligen 
wollte. Das in ber 1. 5. 8. 15. D. commod. (13. 6.), 
auf welche der Impetrant fich bezieht, dem Miteigen- 
thümer einer und berfelben Sache zugefchriebene 
Recht fteht aber gleichmäßig allen zu, und fann 
daher in Bezug auf Verfügungen über Subftanz 
oder Benugung von feinem berfelben für fich allein 
vindicirt werden. Daß aber bei einer Meinunges 
verſchiedenheit, welche fich unter Den mehreren Eigen- 
thümern rüdjichtlich der Veräußerung oder Benugung 
ergeben, eine Stimmenmehrheit den Ausfchlag 
geben muͤſſe, ift ebenfalls ungegründet, Die von 
Impetrantem dafür angezogenen Geſetze betreffen 
fingutäre Fälle, beruhen auf befonderen Rüdfichten 
und können um fo weniger einer ertenfiven Inter 
pretation unterworfen werden, weil fie eine Aus— 
nahme von ber Regel, nämlich eine fehr erhebliche 
Deihränfung in der Dispofition über das eigene 
Bermögen enthalten. Dagegen beftimmt das römijche 
Recht I. c. ausdrüdlich: 
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„manifestum est, prohibendi jus esse, in re 

enim pari potiorem causam prohibentis esse, 

constat.“ 
Hiermit ift ausgefchloffen, daß ber Wiberfprechende 
fih dem übereinftimmenden Beſchluſſe der übrigen 
Miteigenthümer über irgend eine Maaßregel fügen 
müffe, und es verbleibt gegen denjenigen, welcher 
fih einer an ſich zwedmäßigen und vortheilhaften 
Maafregel widerfegt, nur ein Regreßanfpruch oder 
ein Anfpruch auf Bertheilung der Subftang oder ber 
Nupungen durch richterliche Dazwiſchenkunft vermöge 
ber actio de communi dividundo übrig. 

Bergl. L. 7. $. 10. L. 21. D. de comm. div. 
Der eine von mehreren Miteigenthümern fann zwar 
für die übrigen als negotiorum gestor auftreten, 
nur müffen, wenn bied angenommen werben foll, 
auch diejenigen thatſächlichen Umflände vorliegen, 
welche eine negoliorum gestio erfennen laſſen. In 
gegenwärtigem Falle find diefe Umftände aber wenige 
ftens nicht liquid. Der Adv. Kr., welcher actens 
fundig nach 3% ald Käufer und Befiger des bezüg— 
lihen Grundftüdes im Grund» und Hnpothefenbuche 
eingetragen worden, ift vorausfeglich an Ort und 
Stelle anweſend und deſſen eigene Erklärung zu er- 
langen, es läßt fich daher nach dem, was jegt vors 
liegt, nicht beurtheilen, ob der Impetrant W. durch 
die Kündigung des fraglichen Quartierd eine Maaß— 
regel ergriffen habe, welche der gedachte Miteigens 
thümer als eine ihm nügliche anerkennen müffe. 

Daß der Impetrant beim Abfchluffe des Mieth- 
vertrages bie bamaligen Befiger zu vertreten gehabt 
habe, läßt fih aus dem probueirten Miethzinsbuche, 
da ſolches nur Quittungen über gezahlte Mieth- 
zinfen enthält, aber feine Auskunft darüber giebt, 
zwifchen welchen Perfonen und unter welchen Bes 
dingungen ber Miethvertrag abgefchloffen worden 
fei, offenbar nicht abfehen. Aber wenn auch Im— 
petrant ald damaliger Befiger und legitimirter 
Adminiftrator mit dem Impetraten contrahirt 
hätte, fo würde doch der genannte Adv. Kr. ſchon 
dadurch, daß er einen Theil des bezüglihen Grund» 
ftüdes erfauft und den Mietvertrag gemeinichaftlich 
mit den übrigen Condominis fortgefegt hat, dergeftalt 
in diefen Vertrag mit eingetreten fein, daß nach den 
obenerwähnten Grundfägen derfelbe nicht ohne feine 
Zuftimmung aufgelöft werden konnte.’ 


y’ 
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123. 


Bei Beftimmung ber Gompetenz zu Führung ber 

Unterfuchung wegen betrügerifchen Banquerotts 

ift nicht der Ort, wo bie fette in biejed Ver— 

brechen möglicherweije einzurechnende Handlung 

verübt worden, fondern der Ort, an weldem, 

im Falle ein Concurs ausgebrochen wäre, derjelbe 
zu verhandeln fein würde, maaßgebend. 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. 9. in ®. 


Der früher in B. wefentlich wohnhafte D. war 
von der verehel. H. beihuldigt, eine in Sachen ber» 
felben, Klägerin, wider ihn, Beklagten, am 16. April 
1853 in feiner Behaufung vorgenommene Mobiliar: 
auspfändung dadurch hintergogen zu haben, daß 
er mehrere feiner Effecten heimlicher Weife auf die 
Eeite geſchafft habe. 

Gleichzeitig hatte D. ungefähr brei Wochen vor 
der fraglichen Hülfsvollftrefung fih des ehemänn- 
lihen Nugniefungs- und Verwaltungsrechts am 
Bermögen feiner Ehefrau begeben, und daſſelbe als 
Receptitiengut ber legtern erklärt. 

Die Berichte zu B., von ber Anſicht ausgehend, 
baß die von D. fich angeblich zu Schulden gebrachten 
Betrügereien nicht mehr als einzelne, für ſich zu bes 
trachtende Verbrechen, fondern als Handlungen dar- 
ftellten, welche nad) Art. 258. des Griminalgefegbuchs 
unter den Geſammtbegriff bes betrügeriichen Ban— 
querottd fielen, und die Unterfuchung wegen eines 
folchen, mit Hinficht auf die eigenthümliche Beſchaf— 
fenheit diefes, nicht in einzelnen Thaten, fondern 
in einem Inbegriff verfchiedener zufammenhängender 
Handlungen beruhenden Verbrechens immer vor dem 
Richter des Wohnorts zu führen fei, vor dem auch 
bie Einleitung des Goncursprocefies ftattzufinden 
habe, hatten — da D. mittlerweile fih nad M. 
gewendet — bie Einleitung der biesfallfigen Unter- 
fuhung dem Königl. Kreisamt zu M. überlaffen zu 
müffen geglaubt, und deshalb dahin die Sache ab- 
gegeben. 

Das legtere erwieberte jedoch, daß, ba bie wider 
D. zur Anzeige gebrachten betrügerifchen Handlungen 
unter den Gerichten zu B. begangen worden fein 


follten, und die Unterfuhung beshalb nicht dem 
Richter des Wohnorts des Angefchuldigten, fondern 
dem bes begangenen Verbrechens zufomme, es bie 
Einleitung der Unterfuchung wider D. ablehnen und 
ben ©erichten zu B. überlaffen müſſe. 


Die legtern erftatteten hierauf wegen dieſer Com— 
petenzdifferenz Bericht an das Königl. Minifterium 
ber Juſtiz, welches die Sade an das Königl. 
Appellationsgericht zu D. abgab, von dem unterm 
12. Juni 
22. Juli 


„Bon dem Königl. Minifterium ber Juſtiz if 
der dahin von den Gerichten zu B. in Betreff ber 
zwijchen ihnen und dem Kreisamte M. wegen Füh— 
rung der Unterfuchung wider D., früher in B., jept 
in M., obwaltenden Competenzirrung unterm 8.20. 
Mai 1854 erftattete Bericht an das Königl. Appel 
lationsgericht allhier zur Beichlußfaffung abgegeben 
worden. 


Nun fcheint zwar bie fraglihde Handlungsweiſe 
ernannten D.'s nad) demjenigen, was bis jegt in 
ben Acten vorliegt, als eine das Verbrechen des 
betrügerifhen Banquerotts (Art. 258. des Eriminals 
geſetzbuchs) involvirende nicht angejehen werben zu 
fönnen; Man hat jedoch die Entfchliefung hierunter 
zunächft obenermeldetem Kreidamte, welches aller 
dings, wenn jenes Verbrechen bier vorläge, nad 
ber im obigen Bericht *) erwähnten, neuerdings auch 
von dem unterzeichneten Gerichtshofe angenommenen 
Anficht des Königl. Juftigminifteriums, wornach bei 
Bellimmung der Competenz zu Führung der Unter« 
fuhung wegen betrügerifhen Banquerotts nicht der 
Drt, wo bie legte in diejed Verbrechen möglicer: 
weife einzurechnende Handlung verübt worden, fon- 
bern der Drt, an weldem, im Falle ein Goncurs 
ausgebrochen wäre, Derfelbe zu verhandeln fein 
würde, maaßgebend ift — als die zu Führung ber 
diesfalliigen Unterfuchung wider D. competente 
Behörde zu betrachten fein würde, wie hierdurd 
gefchieht, zu uͤberlaſſen.“ 


1854 folgende Berordnung erging: 


*) Im Bericht hatten fich Die Gerichte zu B. zu Rechtierti- 
gung ihrer Anficht unter Anderm auch auf die Zeitſchrift für 
Nechtspfl. und Verw. N. F. Br. IM. S. 455 ff. und Br. IV. 
S. 314 ff. bezogen. 

Anm. bes Gini. 
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Beitrag zur Lehre vom Netorfionsrecht. — Der 
Gläubiger kann dad Pfandrecht gegen ben dritten 
Beſitzer der verpfändeten Sache und den perſön— 
lien Anſpruch gegen den urfprünglichen Schuld: 
ner gleichzeitig geltend machen. — Erceptionen, 
welche blos allgemein angeführt worden find, 
und Yuslegung von 8. 2. ad Tit. XXXV, 
: der Erl. Procefordnung. 


Mitgetheilt von 
Herrn J. in 3. 


Die Gebrüder Abraham und Jacob X. zu Amiter- 
bam erhoben am 6. Auguft 1852 wider Herrmann 
Edmund W. zu 3. bei dem dafigen Gericht folgende 
Klage: 

„Majorana Elifaberh B., Befiperin der Plantage 
„La Singularite* in der Colonie Surinam, erhielt 
von dem Hanblungshaufe „Gebrüder £.’ in Amfter- 
Dam die Summe von 75,000 Gulden Niederl. Eourant 
vorgeftreft und baar und richtig ausgezahlt, und 
bekannte hierauf befage der in deutſcher Ueberſetzung 
abfchriftlich beiliegenden Klagbeifuge A. unter dem 
19. Juli 1832, daß ihr von dem gedachten Hanb- 
lungshaufe 75,000 Gulden Niederl. Courant vor: 
geftredt und baar und richtig ausgezahlt worden 
feien, veriprach auch dieſes Capital nach dem in der 
Eolonie Surinam zuläfligen Zinsfuge von 6 vom 
Hundert auf das Jahr zu verzinfen, fowie in der 
in ber gedachten Urkunde näher angegebenen Art 
und Weife zurüdzubezahlen, und jegte zu mehrerer 
Sicherheit für Capital und Zinfen die ihr damald 
zugehörige Plantage „La Singularite* fammt In: 


50 Köpfen Privatfelaven unterpfändlich ein. 
Befage des in abfchriftlicher Ueberſetzung bei— 
gefügten Kaufe sub B. verfaufte bie genannte 
Majorana Elifabeth B. ihre nurgedachte Plantage 
„La Singularite* fammt Zubehör und Inventar, 
fowie 89 Köpfe Privarfelaven unterm 25. Februar 
1841 an Henbdrif Adolph W., ferner ben Beklagten 
und Johann Friedrick €. für resp. 140,000 Gulden 
und 70,000 Gulden Niederl. Courant, welche legtere 
fi unter Verzicht auf das beneficium divisionis und 
alle andern Einreden und Rechtswohlthaten zur 
Bezahlung diefer Kaufſumme folidarifch verbindlich 
machten. Bon diejem Kaufſchilling überwies die B. 
dem Handlungshaufe „Gebrüder £. die Summe 


‚von 65,000 Gulden Niederl. Courant, als auf wel- 


hen Betrag ſich ihre Schuld immittelft gemindert 
hatte, und erklärten jowohl legteres durch unters 
ſchriftliche Mitvollgiehung des Kaufcontractes, als 
auch die Käufer ihr Einverftändniß mit diefer Hebers 
weiſung, vereinigten ſich auch befage ber in urfchrift- 
licher Ueberfegung beigefügten Klagbeifuge C. unter 
dem 1. März 1841, nachdem immittelft Die B. Die 
Uebergabe der verkauften Plantage jowohl, als ber 
Privatfelaven an die genannten Käufer bewirkt 
hatte und legtere auch in ber in Surinam üblichen 
Form durch willige Verurtheilung in den Givilbefig . 
des fraglichen Grunbftüds gelangt waren, hinſichtlich 
der Rüdzahlung ber den „Gebrüdern X.“ überwie- 
fenen 65,000 Gulden dahin, daß während der zwei 
erften Jahre, nachdem die Poſſeſſion der Plantage 
„La Singularite“ cum annexis den Käufern verliehen 
worden fei, nämlich am 25. Februar 1841, jährlich 
die Renten vom Capital der 65,000 Gulden nad 
6 Procent auf das Jahr vom 25. Februar 1841 an, 
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das dritte Jahr nach dieſem Zeitpunkte 5000 Gulden 
auf bas Gapital und 6 Procent Renten vom Capital 
der 65,000 Gulden, das vierte und bie folgenden 
Jahre jedesmal 10,000 Gulden und bie Intereflen 
nach 6 Procent von dem jedesmal reftirenden Saldo: 
capital bis zur gänzlichen Bezahlung der Schuld 
von den Käufern Hendrif Adolph W., dem Bellagten 
und Johann Friedrid E. an die Firma von „Ge— 
brüder X.“ in Amfterdam, oder deren Ordre, Erben 
oder Rechtönachfolger bezahlt werden follten. Cs 
gelobten auch die nurgenannten Käufer zu mehrerer 
Sicherheit für Capital und Zinfen Hypothek an ber 
ihnen zugehörigen Plantage „La Singularite“ cum 
annexis an, haben fich williger Berurtheilung des— 
halb vor dem zuftändigen Gerichtshof in Paramaribo 
in ber Eolonie Surinam fubmittirt und ift Die Hypo- 
thef gehörigen Ortd eingetragen worben. 

Allein die nunmehrigen und folidarifchen Schuld⸗ 
ner ber Firma „„Gebrüber X.“, die beiden W. und E. 
haben mit Ausichluß der Gapitalzinfen auf das erfte 
Fahr, und fomit bis zum 25. Februar 1842, die von 
ihnen übernommenen Zahlungsverpflichtungen in 
feiner Weife erfüllt, und hat fich Bellagter aus der 
Eolonie Surinam entfernt und domicilirt bermalen 
zu 3." 

Die Kläger, welche die alleinigen Inhaber der 
Firma „Gebrüder X.“ in Amfterdam und als foldye 
durch Die Urkunde W. bereitd genügend legitimirt find, 
erheben daher gegen ben Beklagten die gegenwärtige 
Klage, fordern unter Eidesantrag Einlafjung und Ant- 
wort sub praejud. und beantragen die Entjcheidung, 

daß Bellagter die libellirten 65,000 Gulden 
Niederl. Courant ſammt Zinfen davon zu 
6 Procent oder, bafern dieſer Zinsfuß für uns 
zuläftg erachtet werben follte, mindeſtens zu 
5 Procent auf das Jahr vom 25. Februar 
1852 an und Zinfen bes Verzugs von Zeit 
erhobener Klage an den Klägern zu bezahlen ꝛc. 
ſchuldig. 

Der Beklagte räumte im Allgemeinen den Grund 
der Klage ein, ſetzte jedoch derſelben mehrere — aus 
nachfolgenden Erkenntniſſen näher zu erſehende — 
Einreden entgegen, worauf bas K. ©. Sprud- 
collegium zu Leipzig befage eines am 21. Februar 
1853 publicirten Urthels entfchied: 

ic. „Und weil, wenn aud Bellagter bei pet. 
lit, cont. — zugeftanden, daß, als er die in der 
Klage erwähnte Plantage „La Singularite‘* in der 
Eolonie Surinam in Gemeinfchaft mit feinem Bru- 
der Hendrik Adolph W. und mit Johann Friedrid E. 
am 25. Februar 1841 gefauft, fie, die Käufer, ber 
Berfäuferin Elifabeth B. gegenüber zur Berichtigung 
des ftipulicten Kaufpreijes unter Verzicht auf das 
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beneficium divisionis folidarifch ſich verbindlich ge: 
macht und baß die PVerfäuferin von ben bedungenen 
Kaufgeldern die Summe von 65,000 Gulden Niederl. 
Eourant den Klügern, ben Inhabern der Handlung 
„Gebrüder X.“ in Amfterdam, überwiefen habe, bie 
Klage, infoweit fie auf ein Mehreres, als auf den 
dritten Theil ber beregten Summe fammt Zinfen 
gerichtet ift, für begründet nicht erachtet werden fann, 
indem in der betreffenden, ber Klage unter B. ab- 
fchriftlich beigefügten Kaufsurfunde Art. — wegen 
ber Tilgung jener 65,000 Gulden auf eine befondere, 
mit ben bermaligen Klägern einzugehende Ueber- 
einfunft bingewiefen worden, dieſe befondere Leber: 
einfunft aber, wie fie in der Klagbeifuge sub — zu 
finden ift, nichts enthält, was auf eine folidariihe 
Verpflichtung der gedachten Käufer in ihrem Ver: 
bältniffe zu den Klägern hinwieſe; fo ift das Suchen 
der Kläger in Anfehung zweier Dritttheile der ge 
flagten Summe in ber angebradhten Maaße für 
unftatthaft zu achten. 

Da aber im Uebrigen die gegen bie formelle 
Statthaftigfeit der Klage fol. — vorgebradhten Ein- 
wendungen für ausreichend nicht erachtet werden 
mögen, indem 

1. 
obwohl nach der Beftimmung unter 4. in $. 10. 
bes Geſetzes B. vom 28. Januar 1835 in Sachſen 
ohne Genehmigung des Juſtizminiſteriums fein im 
Auslande geſprochenes Urthel vollzogen werben darf, 
foweit nicht durch beſondere Verträge mit einzelnen 
Staaten ein Anderes feftgefept ift, doch hier es gar 
nicht um bie Vollziehung eines im Auslande ges 
fprochenen Erfenninifjes fi handelt, vielmehr erft 
eine condemnatoriſche Sentenz gefucht wird, dem— 
naͤchſt, felbit wenn in ben Saͤchſiſchen Gefegen ein 
ſolches jus retorsionis, wie Beflagter fol. — behaup 
tet, begründet wäre, doc der Nachweis, baß ben 
Königl. Sächſiſchen Untertanen in dem Königreice 
der Niederlande ein Rechtsſchutz nicht gewährt werte, 
gänzlich zu vermiffen ift, — ferner 

1», 


zu ber Erwägung, ob und inwieweit burch Die in 
der Klage berührten Verträge eine perfönliche Vers 
pflihtung des Bellagten conftituirt fei, es einer 
näheren Kenntniß der ausländifchen Geſetzgebung, 
namentlich der in Holland, in ben Niederlanden und 
und in Surinam beftehenden Gefege, nicht bedarf, 
1°. 

im vorliegenden Falle e8 um bie Erfüllung einer 
nach den Gefegen des Königreihs Sachſen nicht 
geftatteten 2eiftung keineswegs, fondern nur um 
einen gewöhnlichen Schuldvertrag fich handelt, — 
weiter 


2. 
bie Einrede ber Litispendenz um fo weniger als 
liquid erfcheint, ald aus ben angezogenen Urkunden 
gar nicht hervorgeht, daß ber öffentliche Verkauf der 
ben Klägern verpfändeten ‘Plantage in Folge eines 
von den Klägern wider den Beflagten in Surinam 
anhängig gemachten Proceſſes und auf Antrag ber 
Kläger erfolgt ſei, — demnächft 

3. 


die Klage allerdings nicht in dem foro domicilii des 
Beflagten anzuftellen geweſen wäre, wenn es in der 
Abficht ber Aläger gelegen hätte, mit ber hypothe—⸗ 
farifchen Klage hervorzutreten, als folche jedoch die 
vorliegende Klage ſich gar nicht harakterifirt, diefelbe 
vielmehr als reine Perſonalklage ſich darftellt, — 
endlich 
4. 

auch die Beziehung auf die fol. — erſichtliche Be- 
fanntmacung des Gouvernements zu Paramaribo 
vom 23. März 1816 — zufolge welcher in ber Pro- 
vinz Surinam die fol. — erwähnte Einrichtung ber 
ftehen joll — dem Bellagten nicht zu Statten fommt, 
ba jene Bekanntmachung nur foviel fagt, daß ber- 
jenige, welcher bie Infel verlaffen wolle, dies ſechs 
Wochen vor feiner Abreife öffentlih befannt zu 
machen und feine Gläubiger zur Aufgabe ihrer For- 
derungen aufzurufen habe, und daß er, wenn ber 
Gläubiger nicht jpäteftens 14 Tage nach jener An— 
fündigung bei bem ©ouvernementsfecretariate feine 
Forderungen melde, die Paͤſſe zur Abreife erhalten 
folle, hiernach aber davon nicht die Rebe fein fann, 
baß ber Gläubiger, wenn er es unterlaffen hätte, 
einer in dem gedachten Sinne erlaffenen öffentlichen 
Aufforderung tempeftiv zu entjprechen, feiner Forde— 
rung gänzlich verluftig gehe, — nun aber Beflagter 
bei pet. lit. — ben Grund der Klage zur Genüge 
eingeräumt; jo ift derfelbe den Klägern den dritten 
Theil der geforberten 65,000 Bulden Niederl. Courant 
fammt Zinfen zu fünf Procent (maafen im König- 
reiche Sachſen ein höherer Zinsfuß, außer bei Wech— 
jelforderungen, nicht geftattet) vom 25. Februar 1852 
an gerechnet, unter Gompenfation der Proceßkoſten 
zu bezahlen ſchuldig. Er fönnte und wollte denn 
feine fol. — unter VII. und VII. zerftörlicher Weife 
vorgejhüsten Ausflüchte (der Berzichtleiftung auf 
den Anfpruch und der Bezahlung) in Saͤchſiſcher 
Frift, den KHlägern der Oegenbeweis, beiden Theilen 
ꝛc. erweilen, fo ergehet deshalb, was Recht iſt.“ 

Auf biergegen von beiden Theilen eingewendete 
Appellation reformirte jedoch das Königl. Appel 
lationsgericht zu Zwidau befage des von ihm 
abgefaßten, am 14. December 1853 befannt gemach⸗ 
ten Erkenntniſſes vorftehendes Urthel dahin: „daß 
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ed bei ſothanem Urthel infoweit, als in folchem 
BL. — ber Beflagte zu Bezahlung des britten Theile 
der libellirtten 65,000 Gulden fammt Zinfen zu fünf 
Procent vom 25. Februar 1852 an verurtheilt wor: 
den, ihm jedoch der Beweis der Bl. — unter VI. 
und VII. zerftörlicher Weiſe vorgefhügten Ausflüchte 
vorbehalten worben, auf bed Bellagten Berufung 
nicht zu laffen; fondern es hat auch rüdfichtlich die- 
ſes Dritttheild der Klägerin Suchen in der ange: 
brachten Maaße nicht Statt. Dagegen ift, was bie 
übrigen zwei Drititheile und den Koftenpunft betrifft, 
Eingangs erwähntes Urthel, wie hiermit gefchieht, 
zu beftätigen 20.” 

Die hierzu beigegebenen Entfheidungsgründe 
lauteten folgender Maaßen: 

„A. 
Zu des Beklagten Berufung. 

Von den Einwendungen, welche der Beklagte 
gegen bie Statthaftigkeit der wider ihn BI. — ans 
geftellten Klage bei ber Litisconteftation Bl. — und 
Bl. — vorgebradht hat, und worauf er in ber Des 
duction feines Rechtsmitteld BI. — zunaͤchſt zuruͤck— 
gekommen ift, geben bie BI. — und BI. — erhobenen 
dahin, daß 


a. 
Klägern die Berechtigung fehle, die denfelben an 
ihn, ben Bellagten, zuftehende Kaufgelderforderung 
vor einer hierländifchen Gerichtsbehörde zu verfolgen, 
demnächft 

b. 
die Königlih Sächſiſchen Richtereollegien bei der bei 
ihnen vorauszufegenden Unfenntniß des niederländis 
fchen Rechts nicht in der Lage feien, über das in 
Streit befangene Schuldverhältniß eine ſachgemaͤße 
Entfcheidung zu ertheilen, und 

c. 
die Ungültigfeit und Unverbindlichfeit der dem An— 
fpruche der Kläger zum Grunde gelegten Verträge 
angenommen werben müfje. 

Allein fowie diefe Einwendungen bereits von der 
erften Inftanz für unbegründet erflärt worden find, 
fo haben ſolche auch in der jegigen feine Berädfich« 
tigung finden fönnen. 

Indem Man infoweit den dem vorigen Urthel 
einverleibten Gründen Bl. — und Bl. — beitritt, 
hat Man bdenfelben bezüglich des in ber Deductions⸗ 


fchrift Bemerkten Folgendes hinzuzufügen: 


Zu a. 

Der Umitand, daß die Kläger in Amfterdam 
wohnhaft find, und alſo einem Staate angehören, 
zwifchen welchem und ber Krone Sachſen eine auf 
die Leiftung gegenfeitiger Rechtshüͤlfe bezügliche 
Uebereinkunft nicht befteht, fann feinen Grund ab» 


geben, die Aläger an ber gerichtlichen Geltend— 
madung einer ihnen an einen Königl. Sächftichen 
Staatsunterthan zuftehenden rechtmäßigen Anforde- 
rung zu behindern. Denn heut zu Tage find in der 
Regel die Bewohner eined fremden Staatsgebiets 
berfelben Brivatrechte theilhaftig, wie Einheimifche; 
f. Eichhorn's Einleitung in das deutſche Privat- 
recht, $. 75. ©. 226. 
von Wächter, über die Gollilion ber Privat- 
techtögefege verſchiedener Staaten, im Archive 
für die civiliſtiſche Praxis, Bd. 24. ©. 253. 
und Bd. 25. ©. 33. 34. und 181. 
von Savigny, Enftem bed heutigen Römifchen 
Rechts, Bd. 8. ©. 25. 
fie haben daher, gleich den legteren, im Zweifel die 
Fähigkeit, in eigener Sache gerichtlih aufzutreten 
und begründete Anforderungen bei der Wohnorts- 
behörde ihres Schuldners einzuflagen, und daß auch 
die Sächſiſche Gefepgebung diefen Grundfag aner- 
fennt, dafür fpricht recht deutlich das von dem Bes 
flagten mehrmals bezogene Generale, die Erwiderung 
der in auswärtigen Staaten geltenden Rechte betr., 
vom 4. April 1805.-(C. A. C. IH. Tom. I. pag. 213 
— 215.) Denn indem in diefem Geſetze $. 1. der 
Sag an die Spige geftellt wird, daß die Retorfion 
nur in den Fällen eintreten foll, wenn in einem 
auswärtigen Etaate etwas ald Ausnahme von der 
dortigen Rechtsverfaſſung zum Nachtheile entweder 
ber Fremden überhaupt oder Sächſiſchen Unterthanen 
insbefondere gefeglih georbnet und gegen legtere 
bereits in Anwendung gebracht worden ift, ift damit 
indirect ganz unzweifelhaft ausgefprochen, daß, fos 
bald eine folhe Ausnahmebeftimmung in dem Staate, 
welchem ein gegen einen Sächſiſchen Staatsunter- 
than klagender Auswärtiger angehört, nicht vorhan- 
den ift, legterem die Nechtshülfe gegen den erfteren 
in privatrechtlichen Streitigkeiten nicht verfagt wer« 
den möge, 

Kun wird zwar von bem Bellagten BI. — 
eingewendet, ed bezeichne die öffentliche Meinung 
Holland als ein Land, in welchem ber Ausländer, 
indbefondere der Sachfe, dafern er nicht die Rechte 
der Eingebornen erlangt habe, Rechtsſchutz nicht 
finden fönne, und es wird babei auf Sächfifchen 
Staatsbürgern in Holland angefallene Erbfchaften 
Bezug genommen, die, weil die Erben feinen Schuß 
gefunden hätten, unerhoben geblieben feien. 

Allein ganz abgefehen davon, daß diefer Ein» 
wand weder näher begründet, weniger noch bejchei- 
nigt worden ift, wie doch dem Bellagten jedenfalls 
zu thun obgelegen, fo erfcheint auch das ganze An— 
führen einer unterm 15. November 1837 erlaffenen 
Minifterialverortnung gegenüber (Gejepfammlung 
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vom Jahre 1837. ©. 107.) völlig unglaublich und 
verdient ſchon darum nicht die geringfte Beachtung. 

Inhalts diefer Verordnung ift nämlich umterm 
3. October des gedachten Jahres über Die gegen- 
feitige Aufhebung des Abzugsrechtes zwijchen den 
Königlihen Regierungen von Sachſen und ten 
Niederlanden eine Uebereinfunft getroffen worden, 
in deren erftem Artikel (I. Geſetzſamml. S. 108.) 
ausdrüdlich beftimmt worden ift, daß in Erbicafte 
fällen bei Vermächtniſſen, Schenkungen, Berfauf, 
Auswanderung, oder wo font eine Uebertragung 
von Gütern aus dem Königreihe Sachſen in das 
Königreich der Niederlande oder von dieſem in jenes 
ftattfinde, bie unter dem Namen „Abzugsrecht, 
Abſchoß und Nachſteuer“ befannten Abgaben künftig 
nicht mehr gefordert und erhoben werden follen. 

Es find demnach hierdurch die Unterthanen bei: 
der contrahirender Staaten bezüglich der Erwerbung 
von Gütern in dem einen Staate und deren Aus- 
führung in den andern einander gleichgeftellt, und 
es läßt fich daher Diefer Beitimmung gegenüber gar 
nicht mehr annehmen, daß Sächfiihen Staatsange 
hörigen bie Erhebung einer ihnen im Niederlänbdifchen 
Staatsgebiete angefallenen Erbſchaft erſchwert ober 
gar unmöglich gemacht werde. 

Behauptet dagegen ber Beflagte in der Deduc- 
tionsfchrift BL. — weiter, daß im Königreiche ber 
Niederlande ein Ausländer als folcher Rechisſchut 
gegen einen Riederländifchen Untertban nicht erlan 
gen fönne, fondern nad den dortigen Geſehen 
zuvörderſt in den Niederlanden bomiciliren müſſe, 
und nur erft nach Erlangung des Domicils als 
Schupverwandter des Niederländiichen Staats Zu. 
teitt und Gehör bei den Niederländifchen Gerichten 
fordern und Rechtsſchutz erlangen Fönne, fo verdient 
auch diefe Behauptung eines Theild wegen erman 
gelnder Befcheinigung, und andern Theil um bes 
willen feine Beachtung, weil fie erft in jegiger Inftam 
vorgebradht worden iſt. 

Allein, felbft abgefeben hiervon, würde auf die 
erwähnte Behauptung hin der gegenwärtige Proceß 
nicht einmal fiftirt werden fünnen, ba aus ihr noch 
keineswegs folgt, daß die angeblich in den Nieder 
fanden beftehenden ®efegesvorfchriften, deren zu 
Folge Ausländer nur unter der Vorausſetzung, daß 
fie allda domiciliren, Rechtsſchutz erlangen fönnen, 
auch auf Schädenanfprüche der Ausländer an dortige 
Staatsangehörige zu beziehen und ald Ausnahme 
von ber dortigen Rechtöverfaffung zum Nachibeile 
der Fremden erlafien worden feien. Denn fo, wie 
die Behauptung hingeftellt ift, enthalten, die Wahr 
heit derfelben vorausgefegt, jene Niederländifchen 
Geſetzesvorſchriften nicht fowohl eine ungleiche Be 
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handlung ber Ausländer im Berhältniffe zu den 
Einheimifchen, fondern nur die Beftimmung, daß 
das Befugniß zur gerichtlichen Rechtsverfolgung bei 
ben Niederlaͤndiſchen Gerichtöftellen an die Domici— 
lirung gebunden ſei. Demzufolge würde zwifchen 
dem Saͤchſiſchen und dem Niederländifchen Rechte 
blos ber Unterfchieb beftehen, daß nach dem erfteren 
ber Ausländer, fofern er nur volljährig und dis— 
pofitionsfähig ift, ohne vorgängige Erlangung eines 
hierländiſchen Domicils in eigener Perſon vor jeder 
Sächſiſchen Gerichtöftelle auftreten und feine Anfprüche 
geltend machen fann, während er nach dem letzteren 
Diefes Befugniß nur erft nach vorgängiger Erwer— 
bung eines Domicild in den Niederlanden ausüben 
barf. 

Dies ift aber Fein eigentlicher Retorfionsfall im 
Sinne bed obangezogenen Generalis von 1805, 
fondern blos eine Berfchiedenheit der Rechte bes 
KHönigreihd Sachſen und des der Niederlande bezüig- 
lich des juris standi in judieio, wodurch nad) $. 3. 
dieſes Generalis die Retorfion in der Regel nicht 
begründet wird. 

Zu b. 

Das Rechtsgeſchäft, auf welchem ber klagbar 
gemachte Schuldanſpruch beruht, ift ein Kaufvertrag 
(Klagbeilage sub B.) BI. —, Inhalts deffen unterm 
25. Februar 1841 Elifabeth B. zu Paramaribo in 
der Niederländifchen Eolonie Surinam ihre inners 
halb diefer Golonie gelegene Zuderplantage, „La 
Singularité“ genannt, fammt allen Zubehörungen 
an ben Bellagten, deſſen am 26. Februar 1848 ver- 
ftorbenen Bruder Hendrit Adolph W. und Johann 
Friedrid C. für 140,000 Holländifche Gulden ver- 
fauft, und an biefe Kaufiumme die laut der Klag— 
beilage sub — Bl. — von den Klägern im Jahre 
1832 dargeliehen erhaltenen 75,000 Gulden zum 
Betrage von 65,000 Gulden ald eine auf dieſer 
Plantage hypothekariſch haftende Forderung anges 
wiejen hat. 

Auch haben die genannten Käufer in einer mit 
ben Klägern unterm 1. März des gedachten Jahres 
getroffenen Uebereinkunft (Klagbeilage sub C.) Bl. — 
diefe 65,000 Gulden ald eine richtige Kaufgelder— 
forderung zur vollfändigen Tilgung übernommen 
und davon bis zum Eintritt diefes Zeitpunftes 
6 Procent Zinfen vom 25. Februar 1841 an zu ent« 
richten ſich verbindlich gemacht. 

Alles dies ift von dem Beklagten beim — Ein- 
laflungsabjchnitte Bl. — zugeftanden und infonder- 
heit im — Abfchnitte Bl. — ausdrüdlich befannt 
worden, daß fie, die Käufer, in ben Givilbefig der 
erwähnten Plantage gelangt feien, und hinfichtlich 
ber Rüdzahlung der den Klägern überwiefenen 


65,000 Gulden mit benfelben fich dahin geeinigt 
hätten, daß fie während ber zwei erften Jahre, vom 
25. Bebruar 1841 an gerechnet, blos die Zinfen zu 
6 Procent entrichten, Das dritte Jahr dagegen, außer 
diefen Zinfen, 5000 ®ulden auf das Capital, und 
jedes folgende Jahr auf das legtere 10,000 Gulden 
nebft Zinfen bezahlen jollten. 

Haben ſonach der Bellagte und feine beiden 
Mitkäufer zu Bezablung ber 65,000 Gulden fich den 
Klägern perfönlich verpflichtet, fo bedarf es auch 
nicht erft einer befonderen Kenntniß des Niederländi— 
fhen Rechts, um beurtheilen zu fönnen, daß und 
wie weit ber Beklagte ald dermaliger Königl. Saͤchſ. 
Staatduntertban zu Erfüllung dieſer perfönlichen 
Verpflichtung gehalten fei. Denn es ift allgemein 
Rechtens, daß die im Auslande contrabirten Schuld» 
verbinblichfeiten dem vom Orte bed Contracis ſich 
entfernenden und in einem andern Staat fich nieder- 
laffenden Schuldner in feinen neuen Wohnfig ders 
geftalt nachfolgen, daß er ſich bei den hierunter mit 
feinem Gläubiger entjtehenden Streitigfeiten ber 
Entſcheidung der vorgefegten Juftizbehörden feines 
neuen Wohnſitzes unterwerfen muß. 

Wenn daher die den legteren zur Norm für Die 
Entfcheidung gegebenen Quellen weder ausdrüdlich 
eine Anwendung des fremden Nechtes vorfchreiben, 
noch ihrer Richtung, ihrem Geifte und Sinne nad 
auf eine folhe Anwendung führen, jo liegt es im 
Einne diejer Quellen, daß nur eben ihr Inhalt, die 
Weife, wie fie die Rechtsfrage an fich enticheiden, 
zur Anwendung fomme, und eö hat Demnach in einem 
folhen Falle der erfennende Nichter blos die ihm 
gegebenen Unterlagen zu prüfen und darnach und 
den beftehenden allgemeinen Rechtögrundfägen gemäß 
den Streit zu entjcheiden. 

Da es num aber ein allbefannter, fchon im natuͤr— 
lichen Rechte begrünbeter Sag ift, daß der Käufer 
nah Empfang bed Kaufgegenftandes ben Kauf: 
fhilling bezahle, und da dem Obigen zu Folge bie 
libellitte Forderung ein Theil der Kaufjumme if, 
um welche der Beklagte und feine beiden Mitfäufer 
die an fie verfaufte Zuderplantage „La Singularite“ 
erworben und übergeben erhalten haben, fo muß 
auch folgerecht Bellagter, mag er nach feiner Ent— 
fernung aus der Golonie Surinam feinen Wohnſitz 
aufgefchlagen haben, wo er wolle, für verpflichtet 
gehalten werden, den Klägern die libellirte Forde— 
rung zu dem Antheile zu bezahlen, zu welchem er 
nah Bl. — die gedachte Plantage mit erfauft hat. 

An diefer Auffaffung des Nechtöverhältniffes 
fann aud) 

m ce. 
der Umftand, daß dem Beklagten unb feinen beiden 


Mitkäufern nach dem mit ber Eliſabeth B. abge: 
fchloffenen Eontracte auch eine beträchtliche Anzahl 
Sclaven mit verfauft worden ift, Die unter der Kauf: 
fumme mit begriffen find, nichts ändern. 

Denn wollte man felbft annehmen, daß die über 
Sclavenanfäufe jenfeits des Weltmeeres abgeichlof- 
fenen Verträge nach hierländifhem Rechte unver- 
bindlich feien und der Klagbarkeit entbehren, fo würde 
doch dadurch die Schuldverbindlichfeit des Beklagten 
nicht aufgehoben werben, ba es ſich gegenwärtig 
gar nicht mehr um die Vollziehung eines Sclaven— 
handel handelt, fonbern eine Kaufgelderforderung 
in Frage tft, deren Berichtigung dev Bellagte, ſei— 
nem eigenen Geftändniffe zu Folge, mit übernoms 
men hat. 

Demnad), und da auch das in der Debuctions: 
fchrift BI.— Gefagte aus den bereitd Bl.— angeführten 
Gründen ganz unerheblich ift, würde eigentlich auf 
des Bellagten Berufung confirmatorifch zu erfennen 
gewefen fein, wäre nicht ein Umftand in näheren 
Betracht zu ziehen, welcher auf die rechtliche Be— 
urtheilung des in Streit befangenen Obligations- 
verhältnifjes von weſentlichem Einfluffe ift und bie 
erhobene Klage fo, wie fie angebracht worden, uns 
ftatthaft erfcheinen läßt. 

Die Kaufgelderforderung, deren Bezahlung die 
Kläger von dem Beklagten verlangen, hat nad 
Inhalt der Klagbeilage sub A. die obengenannte 
Elifabeth B. von den Klägern im Jahre 1832 dar- 
lehnsweiſe vorgeftredt erhalten und zu deren Sicher- 
ftellung eine Hypothef an ihrer, „La Singularite‘ 
genannten Zuderplantage eingeräumt. Der Beflagte 
und feine beiden Mitkäufer find demnach bezüglich 
diefer Forderung die dritten Befiger bes verpfändeten 
Grundftüds, und als folhe für ihre Perſon zu 
Bezahlung fothaner Forderung nur in fo weit ver 
pflichtet, al8 zu deren Tilgung der durch die Ver- 
fteigerung ber Plantage fammt Zubehörungen erlangte 
Erlös nicht ausreicht. 

Nun haben aber die Kläger felbft in der wegen 
der nämlichen Forderung Inhalts der beigelegten 
Acten sub — fchon früher angeftellten Erecutiond« 
Hage Bl. — und BI. — angeführt, und ed wird 
dies auch duch die Beilagen biefer Klage Bl. — 
beftätigt, daß nad dem Tode des Bruders des Be- 
flagten die erwähnte Plantage in Folge des von 
dem Generalbevollmächtigten der Kläger geftellten 
Anfuchens im Jahre 1851 öffentlich verfteigert und 
einem Dritten für das Meiftgebot von 32,500 Gulden 
überlaffen worben jei. 

Mit Bezugnahme darauf haben denn and) bie 
Kläger in jener Klage Bl. — weiter erflärt, wie 
fie erbötig feien, den Betrag beffen, was ihnen von 
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dieſer Erftehungsfumme zufommen werde, dem Be: 
klagten gegen Bezahlung der Schuld abzutreten. 

Hiervon ift jedoch in ber vorliegenden Klage 
nichts wieder erwähnt, noch auch nur angegeben 
worden, daß und wie viel von ber fraglichen Er: 
ftehungsfumme den Klägern auf die libellirte Kauf 
gelderforderung zugetheilt und gewährt worben jei. 

Kann Man nun aud den Berfaffern des vorigen 
Urthels darin beipflichten, daß von einer eigentlichen 
Litispendenz, wie der Beklagte BL. — wiederhelt 
zu deduciren vwerfucht, nicht die Rede fein fönne, jo 
ift doch die fo eben vermißte Angabe zu Begründung 
der jegigen Klage um fo unerläßlicher, als ohne bie 
felbe ſich gar nicht überfehen läßt, inwieweit ben 
Klägern wegen der in Frage befangenen Forderung 
annoch eine perfönlihe Klage gegen ben Beklagten 
auftehe. 

Darauf ift aud) von dem Königl. Oberappella- 
tionsgerichte in den Rationen zu der in der Ereu: 
tionsflagfache ertheilten Entſcheidung Bl. — ka 
Beilagsacten ausdrüdlich hingewiefen worden, unt 
ed muß baber diefe Hinweifung auch für die Be 
urtheilung der Statthaftigfeit der anderweit erhob 
nen Klage maaßgebend fein. 

Obgleih nun demnach die jegige Klage wegen 
bes fo eben bemerften Mangels in der angebrachten 
Maafe für unftatthaft zu achten und daher auf des 
Beklagten erfte, zweite und vierte Beihwerbe das 
vorige Urthel fo, wie gejchehen, abzuändern war, 
fo hat Man doch das legtere in Anfehung der Pro: 
cepfoften ꝛc. beftätigen zu müfjen geglaubt 1.” 

Gegen biefes Erkenntniß remedirten nunmehr die 
Kläger, in befien Folge jelbiges durch das Königl. 
Oberappellationsgericht unter dem 8. September 
1854 nacherfichtliche Abänderung erlitt: „daß es kai 
dem Urthel zweiter Inftanz, foweit darin das Suchen 
der Kläger überhaupt in der angebrachten Maafı 
abgewiefen worden ift, nicht zu laffen, fondern es 
hat vielmehr bei dem fol. — erfihtlichen Erkenntnifie 
(erfter Inftanz) und der darin fol. — mit Borbebalt 
bed Beweiſes ber daſelbſt bezeichneten Ausflüche 
ausgefprochenen Verurtheilung des Beklagten, jedoch 
mit folgender Abänderung fein Bewenden, daß Be 
flagter nicht blos den dritten Theil ber geforderten 
65,000 Gulden Riederlaͤndiſch Courant, fondern zwei 
Fünftheile diefer Summe nebft Zinfen zu 5 Brocent, 
vom 25. Februar 1852 an gerechnet, zu bezahlen 
verbunden; es bleibt aber demfelben nachgelafien, 
eintretenden Falls hiervon benjenigen Betrag in 
Abzug zu bringen, welchen Kläger bur bie aus 
der verpfändet gewejenen Zuderplantage, „La Sin- 
gularite“ in Surinam gelöften Ricitationsgelder er» 
weislich darauf bereits erlangt haben. Dagegen iſt 
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im Uebrigen erwähntes Urthel, wie hiermit gefchieht, 
zu beftätigen, es ꝛc.“ 

Die Entfcheidungsgründe dazu waren fol- 
gende: 

„In dem Erfenntnifje zweiter Inftanz fol, — 
ift die erhobene Klage lediglich aus dem fol. — 
angeführten Orunbe in der angebrachten Maaße 
abgewiejen worden, und biejer bebarf baher auf die 
gegenwärtig von den Klägern eingewandte Appellas 
tion vor allen Dingen einer näheren Prüfung. 

Der Sag, daß ein Gläubiger das Pfandrecht 
gegen ben britten Befiger der verpfändeten Sache 
unb ben perfönlien Anſpruch gegen den urfprüng- 
lihen Schuldner gleichzeitig geltend machen könne, 
hat bereits in den im 

Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfälle, Jahrg. 
1849. Seite 268 f. 
abgedrudten Entfcheibungsgründen ausführliche Be- 
urtheilung gefunden, und das Oberappellations- 
gericht felbigen noch neuerlich in Sachen Ernft Wolfe 
/. Friedrich Auguft Beier im Jahre 1853 und 1854 
befolgt.*) 

Wenn nun in dem vorliegenden Falle die von 
der urfprünglichen Schuldnerin der B. geichehene 
Ueberweijung des betreffenden Kaufgelderbetrags an 
bas Hanblungshaus „Gebrüder &. in Amfterdam 
unter deren unb ber Käufer erflärtem Einverftänd- 
niffe erfolgte und bemgemäß von Lepteren beſage der 
in der Urkunde C. fol. — getroffenen Uebereinfunft 
nad) Erlangung bes Eivilbefiges der erfauften Plan- 
tage Die libellirte Summe als eine Kaufgelder- 
forderung zur vollftändigen Tilgung ausdrüdlich 
übernommen worden, nach dem Inhalte diefer Ber- 
einigung aljo Beflagter und feine beiden Mitkäufer 
zu beren Bezahlung ſich zugleich beſonders perfün- 
lich verpflichtet haben, fo fann auch der fol. — 
bervorgehobene Umftand, daß biefelben als britte 
Befiger des verpfändeten Grunbftüds zu betrachten 
feien, ber Anftellung einer Perjonalflage wider Bes 
Hagten nicht entgegenftehen. Denn bei der Befchaf- 
jenheit des durch gedachte Ueberweiſung und bie 
jpätere Uebereinlunft in Bezug auf die obige Forde— 
rung zwijchen den Gläubigern und Käufern ber 
Plantage herbeigeführten Rechtsverhältniffes ift jener 
Umftand ohne Einfluß, und das Befugniß der Erfte- 
ten, gegen Legtere perfönlih klagbar zu werden, 
darnach eben fo wenig einem Zweifel unterworfen, 
als dies rüdfichtlich der urfprünglichen Schuldnerin 
ber Hall gewejen fein würde. Wollte man dagegen 
auf die in $. 90. des Gefeges, die Grund und 
Hppothefenbücher und das Hypothefenwefen betr., 
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vom 6. November 1843 im ziveiten Sage enthaltene 
Vorſchrift Bezug nehmen, zu Folge deren die durch 
auddrüdliche Uebernahme einer bupothefariichen 
Schuld begründete perfönlihe Verbindlichfeit bei 
dem dritten redlichen Beſitzer nur auf die Zeit bes 
fchränft jei, während er oder feine Erben das ver- 
haftete Grundftüd befüßen, bafern fie nicht auf 
Zahlung bereits früher belangt worden, fo würbe 
diefer Einwand dadurch fich erledigen, daß die Käufer 
bier nicht blos die Hypothek ausdrüdlich übernommen, 
fonbern fich auch dem Gläubiger in gedachter Maaße 
perfönlich verbindlich gemadyt haben, und es fann 
mithin ganz auf fi beruhen, ob dabei von den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen über Die perfönliche 
Haftung des dritten Beligerd in gedachtem Balle 
abzufehen und jene Borfchrift auf dad vorliegende 
Verhaͤltniß überhaupt zur Anwendung zu bringen 
wäre. 

Es kommt alſo nun die weitere Frage in Betracht, 
ob von gedachtem Grundfage dann eine Ausnahme 
zu machen fei, wenn das verpfändete Grundftüd 
bereits öffentlich verfteigert worden, und ob für dieſen 
Fall der Gläubiger fih zunächft an die Erftehungs- 
gelder halten müßte, und erjt infoweit, als er aus 
diefen feine Befriedigung nicht erlangt, gegen den 
perfünlihen Schuldner klagend aufzutreten berechtigt 
jei. Auch diefe Annahme erfcheint jedoch nicht be— 
gründet, Denn eine gejeglihe Borjchrift, welche 
den Gläubiger in Bezug auf den, welcher für Die 
Forderung perjönlich verhaftet ift, an eine Reihefolge 
bände, und biefen Anſpruch blos als einen fub» 
fidiären gelten ließe, findet fich weder im gemeinen 
Rechte vor, noch ift eine ſolche in der vaterländiichen 
Gejeggebung enthalten. 

Nah $. 79. des Hypothefengefeged wird dem 
Prandgläubiger ausdruͤcklich überlafien, wenn ber 
perjönliche Schuldner zugleich Beliger bed verpfän- 
deten Grundftüds ift, die perfönliche und hypothe— 
kariſche Klage zu verbinden, und ber $. 81. bes 
Geſetzes, welcher dem Gläubiger gegen diejenigen, 
welche für die Forderung perjönlich verhaftet find, 
die Klage in allen Fällen vorbehält, ift zu Gunften 
bes Gläubigers beigefügt, und fann nicht den Zwed 
haben, Ddiefen an eine Reihenfolge zu binden, und 
zu feinem Nachtheile die perſönliche Verbindlichkeit 
als eine blos fubfidiäre zu bezeichnen, vielmehr fept 
berfelbe voraus, daß ber Gläubiger fich zunächſt an 
das verpfändete Grundftüf halten wolle, und es 
fol nah ihm nur verhindert werben, daß folder 
nicht doppelt Zahlung empfange. Sollte der Gläu- 
biger genöthigt werden, zunaͤchſt an bie Licitationd- 
gelder und resp. an die terminlichen Zahlungen ber- 
felben fi) zu halten, fo könnte die Erwägung, daß 
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diefe Terminzablungen auf gefeglicher Vorfchrift bes 
ruhen, ihm feinen Erfag bieten für die Nachtheile, 
die ihm dadurch erwachfen, und für die Beichränfung 
feines Rechts, wenn biefe nicht fonft auf haltbaren 
rechtlichen Befimmungen beruhen, wie es ſich denn 
dabei auch nicht blos um die Verzögerung, welche 
er erleidet, fondern auch um andere Nachtheile hans 
delt, denen er möglicherweije Dadurch ausgefegt fein 
würde. Bon dieſer Anficht ift das Oberappellationd: 
gericht in den Entfcheidungsgründen zu der eingangs— 
bemerften Rechtsjache ausgegangen, und man hat 
felbiger auch gegenwärtig beizutreten. 

Daß daher der hypothekariſche Gläubiger nad 
ber Eubhaftation des Pfandgrundftüds dem perfön- 
lichen Schuldner gegenüber hinſichtlich der Dedung 
feiner Forderung auf die erlangten Licitationsgelder 
zunächit und allein hingewiefen jei, läßt fich in feiner 
Hinfiht annehmen, und ein Grund zu diefer Be- 
fhränfung auch daraus, daß ein Gläubiger hinficht- 
(ich des Hülfsgegenftandes nicht varliren dürfe, bis 
entichieden jei, daß er durch folchen nicht volle Bes 
friedigung erlangt, nicht ableiten, namentlich wenn 
es an den nöthigen Unterlagen zu der Borausfegung 
fehlt, daß nach dem Stande der Hypothefenfchulden 
des Pfandgrundftüds der Gläubiger vollftändige 
Befriedigung aus den Licitationsgeldern zu erwarten 
habe, Die von ben Klägern fol. — der Beil,»Acten 
sub — mit Bezug auf die fol. — angezogenen 
Urkunden sub — abgegebene Erklärung enthält nun 
nichts, was nach den obigen Orundfägen die Anftels 
lung gegenwärtiger Perſonalklage unftatthaft machte, 
und ein Gleiches gilt von bejagten Urkunden, aus 
denen ohnehin nicht einmal deutlich hervorgeht, daß 
die öffentliche Verfteigerung der verpfändet gewefenen 
Plantage in Folge des von Klägern gegen Beklag— 
ten eingeleiteten Verfahrens ftattgefunden. Es fann 
alſo auch nicht behauptet werden, baß dieſelben, weil 
fie die Wahl ihrer Befriedigung bereits getroffen 
gehabt, zumal die Subhaftation längft vorüber ift, 
daran für gebunden zu achten feien. 

Demnach würde nur noch der Zweifel zu erheben 
fein, ob nicht bierunter noch ein Grund zur Verwer- 
fung der erhobenen Klage in ber Unbefanntihaft 
mit ben Gejegen der Colonie Surinam von dem 
obigen Gefichtöpunfte aus zu finden ſei. Nun hat 
aber Beflagter nicht anzuführen vermocht, daß an 
legterem Orte der Erhebung eines perfönlichen 
Anſpruchs, wie ded gedachten, neben der Geltend- 
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machung ber Hypothek, ein verbietendes Gefep en: 
gegentrete, fonbern ſich deshalb Fol. -— im Allgemeinen 
auf die vorauszufegende Unkenntniß des ausländi- 
hen Rechts und darauf bezogen, daß nad ter 
Urkunde C. die Schuld als eine hypothekariſche be; 
zeichnet und übernommen worden, nicht aber eine 
perfönliche Verbindlichkeit für ihn daraus erwachſen 
fei und jedenfalls Kläger, welche fich bejage ter 
Erecutionsacten an das verpfändete Grundftüd ge: 
halten, von letzterer gegen ihn nicht eher Gebraug 
machen könnten, als bis die Streitſache in Surinam 
erledigt, die Gelder vertheilt, ihm gut gefchrieben 
und berechnet worden feien. Diefe Einreden ſtehen 
jedoch der Anwendung der oben angeführten Grund, 
fäge nicht entgegen, und es fann demnach chen io 
wenig, wie Beklagter fol. — weiter auszuführen 
verfucht hat, von einer vorhandenen Litiöpenden; 
die Rede fein, als es eines Eingehens auf die Frage 
bedarf, ob demjelben in dem Falle, wenn er fi 
deshalb jpeciell auf ein dergleichen Pro hibitivgeſch 
berufen hätte, nach Befinden ein diesfallſiger Bewci 
nachyzulaffen gewefen fein würde, den er bei ber 
Beziehung auf fremdes Recht zu übernehmen ver; 
pflichtet geweien wäre. 

von Langenn und Kori, Erörterungen, Th. IN. 

©. 1 ff. Ausg. 2 
Archiv für civiliftifhe Praris, Bd. 18. S 68 ff, 
Bd. 21. ©. 61 ff. 

In dem vorigen Erfenntnifje fol. — ift endlich 
auf die fol. — der Beilagsacten ertheilten Gründe 
des Oberappellationsgerichts bingewiefen, in welchen 
ausgeſprochen worden fei, daß ſich bei der Unbefannt- 
haft mit den Gefegen der Colonie Surinam die 
Wirfung der beigebrachten Urfunden in materieller 
Hinſicht nicht beurtheilen, und jedenfalls nad den 
eigenen Zugeftändnifie ber Kläger in Betreff fr 
zwangsweiſe erfolgten Verfteigerung bes verpin 
beten Grundftüds nicht überfehen laffe, innieweit 
ihnen nach Abzug des zu Tilgung ihrer Forderung 
verwendeten Erlöjes befielben noch eine perfönfice 
Klage gegen Bellagten zuftche; allein daß dieſer 
Grund blos in Rüdficht auf den damals in Frage 
geftandenen Executionsproceß habe gelten ſollen, 
ergiebt fich deutlich aus ber weiteren Bemerkung 
fol. — und es ift daraus gegen die Kläger in dem 
vorliegenden Rechtöftreite auf feine Weife eine 
Rechtskraft abzuleiten. 


Schluß in der gleichzeitig erfheinenten Nummer 60.) 


Wochenblatt 


Bon dieſem Dior 


für Ale Pofämter 

——— he J — u. Buchhandlungen 
en j übernehmen Beftel: 
=. merkwürdige Rechtsfälle, 
1 Duartbogen und ) das Quartal zu dem 
—— in actenmaͤßigen Darſtellungen praenumerando zu 
redfchlufle ein aus: . . entrichtenden Preiſe 
ee aus dem Gebiete der Justizpflege fee 


und Verwaltung 
zunãchſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernhard Tauchnik in Leipzig. 





% 60. 


Hene Folge Dweiter Jahrgang. 





1854. 





(Schluß aus No. 59.) 


Sind alfo die Thatfachen, auf welchen die ges 
dachten Auslaffungen bes Bellagten beruhen, nicht 
von der Beichaffenheit, daß fie den von den Alägern 
erhobenen Anſpruch auf liquide Weife zu entfräften 
vermöchten, und ift namentlich der Umftand, daß 
von gedachten Erftehungsgeldern Kläger bereits 
gänzlich oder theilweije Befriedigung erlangt hätten, 
von Beflagtem nicht ercipirt, noch weniger aber in 
rechtliche Gewißheit gejegt, fo lag zur Schlüffigkeit 
der Klage auch nicht die Nothwendigkeit vor, ders 
felben Behufs der Befeitigung einer liquiden Aus— 
flucht fofort eine entfprechende Replif zu inferiren, 
die nach der Kläger neuerlihem Anführen fol. — 
ohnebied nur in ber Negative hätte beflehen fönnen, 
daß fie von gedachten Erftehungsgeldern zur Zeit 
Etwas nicht erhalten hätten; es verjteht fich aber 
von felbit, daß es, um zu verhindern, daß Kläger 
doppelte Zahlung erlangen, Bellagtem unbenommen 
bleiben muß, eintretenden Falls die erfolgte Befrie— 
digung der Kläger aus jenen Licitationsgeldern nach 
Befinden noch bei der fünftigen Erecution innerhalb 
ber in $.91. des Erecutionsgejeges geordneten Frift 
geltend zu machen. 

Nah Vorftehendem erfcheint die Klage aus dem 
vorliegenden Befichtspunfte nicht in der angebrachten 
Maaße verwerflih, und eben jo wenig fünnen zu 
einer folhen Abweifung die übrigen von Bellagtem 
derjelben entgegengeftellten, namentlich den Einfluß 
der ausländifhen Geſetzgebung in Bezug auf Die 
Beurtheilung der dem fraglichen Anfpruche zum 
Grunde liegenden Verträge und beren Ungültigfeit 
und Unverbinblichfeit betreffenden Ginreden, welche 
bereitd in ben hierüber vorhin ertheilten Gründen 


fol. — als unerheblich zuruͤckgewieſen worden, führen, 
weshalb ed nun erforderlich wird, auf die Beant- 
wortung folgender Fragen einzugehen: 

4 


ob Bellagter überhaupt nach Lage der Sache fofort 
zu condemniren fei, und wenn dies zu bejaben, 


auf welchen Theil der libellitten Forderung fich dieſe 
Condemnatoria zu erfireden habe, fowie 
3. 
ob Bellagtem der Beweis ber fol. — sub VII. und 
VII vorgefchügten Ausflüchte nachgelafien ſei. 
ad 


Es ift fchon fol. — (oben) sub b. bargethan 
worden, daß mit Rüdficht auf den Vertrag sub C. 
fol. — und auf Bellagtens Zugeftändniffe fol. — 
berfelbe auch nach feiner Entfernung aus der Golonie 
Surinam und Auffhlagung feines Wohnfiges in 
biefigen Landen nach den beftehenden allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, ohne daß es zu Beurtheilung 
dieſer Verbindlichkeit erft einer befonderen Kenntniß 
bed ausländifchen Rechts bebürfte, zur Bezahlung 
ber in Frage befangenen Forderung nach feinem 
Antheile verbunden fei. Diefer Anfiht flimmt man 
gegenwärtig bei, und ed mußte Demgemäß und nad) 
Dbigem Bellagtens Berurtheilung erfolgen, da alle 
hierzu nöthigen Thatfachen in ausreichender rechts 
licher Gewißheit beruhen. Denn daß fchon nad} ben 
im — Einlafjungspunfte enthaltenen Geſtändniſſen 
Beflagtens, zumal mit Hinficht auf befien über die 
betreffenden Urfunden erfolgten Auslaffungen fol. — 
die Alage in Bezug auf jene Thatfachen als ein- 
geräumt zu betrachten, war nicht zu bezweifeln, und 
die weitere Beantwortung berfelben fleht um fo 
weniger entgegen, ald Bellagter auf die ald integtis 


rende Theile der Klage anzufehenden Urfunden, 
worüber Kläger fol. — unter Eidesantrag Ginlaffung 
gefordert hatten, legtere ungeachtet des Präjudizes 
fol. — überhaupt nicht fpeciell bewirkt hat, ber fol. — 
vorgebrachte allgemeine Einwand aber die biesfall- 
fige Verweigerung zu rechtfertigen nicht geeignet fein 
würde. 
Unter biefen Umftänden wirb 
ad 2. 

weiter zu unterfuchen fein, auf welchen Theil ber 
Kaufgelderforderung der Kläger fich die Condemna- 
toria zu erftreden habe. Letztere haben ihre Klage 
m Wefentlihen auf die Beftimmungen in den sub 
A. B. und C. beigefügten Urfunden fol. — geftüßt. 
Zieht man diefe in ihrer Verbindung in nähere Er— 
wägung, fo hat baburch die ganze libellirte Forde— 
rung allerdings nicht für ausreichend begründet 
angefehen werden können. Die folidarifche Ver— 
binblichfeit, welche nach art. 3. der Urkunde B. fol. — 
jeder Käufer unter ausdrüdlihem Berzicht auf das 
beneficium divisionis übernommen bat, iſt blos ber 
damaligen Verfäuferin, der Elifabeth B., gegenüber 
erklärt worden. Wenn nun auch Diefelbe von ben 
Kaufgeldern die Summe von 65,000 Gulden N. €. 
in eben dem Kaufdocumente nad) art. 6. mit Rüd- 
ficht auf die diesfallfige Hypothek den Inhabern der 
Handlung „Gebrüder £. zu Amſterdam überwies, 
zu deren Berichtigung ſich die Käufer verpflichteten, 
fo ift doch hinfichtlich der Mobdalität der Tilgung in 
der Urkunde B. auf ein befonderes, zwiſchen gedach— 
ten Gläubigern und Schuldnern getroffenes Abfom- 
men Bezug genommen, und ed würde daher von 
einem folidarifchen Berhältnifie ber Legteren zu den 
Klägern, welches allein aus der Beichaffenheit jenes 
überwiefenen Gapitald als eines hypothekariſchen 
noch nicht folgt, nur dann die Rebe fein, wenn in 
diefer Uebereinkunft ſolches mit ausdrüdlichen, 
unzweideutigen Worten ausgefprochen worden 
wäre. Selbige enthält aber hierüber eine Beftims 
mung weiter nicht, und feine Bezugnahme auf ge— 
dachten art. 3. mehrbemerften Kaufe; es kann 
namentlich auch der Dabei gemachte Zufag, daß die 
Uebernahme der Hypothefenfhuld in Dem damaligen 
Zuftande in allen Punkten und Theilen, mit Aus— 
nahme ber in dem befonderen Acte gemachten Ab— 
Änderungen geſchehen folle, ohne Weiteres auf bie 
folidarifche Verpflichtung, zu welcher die Käufer in 
bem Kaufe mit der Eliſabeth B. fich befannt hatten, 
nicht erftredt, und daraus die Verurtheilung des 
Bellagten in die libellirtte Summe nicht abgeleitet 
werben, wie benn auf ben fol. — ber Beilagsacten 
berührten Austritt C.'s und die dadurch etwa her- 
beigeführte Veränderung bes Leiftungsverhältnifies 
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gegenwärtig eben fo wenig ein Abfehen zu richten 
war. Das auf das Ganze geftellte Klaggefuch 
ift demnach durch Das bermalige Vorbringen nicht 
für gerechtfertigt zu erachten gewefen. 

Dagegen hat aber auch dem Erkenntniſſe erfter 
Inſtanz fol. — darin, daß es dieſes Suchen, jomeit 
ed auf ein Mebreres, als auf den dritten Theil 
der beregten Summe gerichtet ift, in der angebrad- 
ten Maaße abgewiefen hat, nicht beigetreten werden 
mögen. Denn nad) art. 2, fol. — des von Bellay- 
tem mit ber Eliſabeth B. abgejchloffenen Kaufs 
hatte berfelbe die Plantage zu dem Antheile von ? 
mit erfauft, und ſich befage der Urkunde C. fol. — 
und Einl.⸗Punkt fol. — in Gemeinſchaft mit jeinem 
Bruder, Herrmann Adolph W., und Johann Friet- 
rick C. mit den Klägern dahin vereinigt, die für Diele 
auf der ofterwähnten Zuderplantage hypothelariſch 


verſicherte Summe in den dafelbft näher bezeichneten 


Raten vollftändig zu berichtigen, inmittelft aber zu 

verzinfen. Ein Verhältnis, nad welchem dieſe Kis 

ftung zu bewirfen fei, it dabei allerdings nicht an- 

gegeben, allein ebenfomwenig hinfichtlich der Verbind⸗ 
lichfeit, wie fie von den einzelnen Käufern in dem 
obigen Kaufe übernommen worden, eine Abänderung 
eingetreten, welche gleichwohl hätte ausgefprochen 
werden müflen, wenn bem Einen eine größere, dem 
Andern eine mindere Verpflichtung hätte obliegen 
jollen. In befien Betracht hat man daher davon 
auszugehen, daß jene Zufage auf diefelben Antheile 
habe gerichtet fein follen, wie fie in dem gedachten 
Kaufe enthalten, auf welche in der Urkunde €. fol. — 
bingewiefen worden. Zwar wurde in dem Erecu⸗ 
tiondprocefje fol. — ber Beilagsacten die Anſicht 
aufgeftellt, baß Beflagter im Mangel einer folibari- 
ſchen Verpflichtung, und da aus der fol. — erfüht: 

lien Urkunde nicht mit Beftimmtheit zu erſehen, 

inwieweit die Gebrüder W. zur Bertretung tes 

Antheils des ausgetretenen E. für verbunden geachtet 
werben fönnten, nur bis zum Betrage eines Dritt- 
theils der fraglichen Forderung verhaftet fei, und 
derfelbe hat daraus fol. — eine Rechtskraft dafür 
ableiten wollen, daß er deshalb auch in ein Meh— 
reres nicht condemnirt werben fünne; das, was über 
diefed Verhältniß damals im Erecutionsprocefie 
bemerkt wurde, ift indeß um fo weniger geeignet, 
ein Anhalten für den vorliegenden Rechtöftreit Dar- 
zubieten, als durch die fpütere Entſcheidung ber 
Grecutionsproceß überhaupt für unftatthaft erachtet 
worden if. Man hat es alfo unbedenklich finden 
müffen, Bellagten zu Bezahlung ber fraglichen 
Kaufgelder nach 2 mit Vorbehalt des oberwähnten 
Nachweiſes der Befriedigung der Kläger aus den 
Licitationsgeldern zu verurtheilen und infoweit eine 
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Abänderung bed Urtheld erfter Inftanz eintreten zu 
laſſen. ꝛc. 
ad 3. 

Der Beweis der fol, — erwähnten Einreden 
sub VII. und VII. war Beklagtem auf feine Weife 
zu entziehen. Denn das, was zu beren Begründung 
fol. — angeführt worden, erfcheint hierzu genügend, 
ba es befanntlich bei Beurtheilung von Ausflüchten 
nicht fo fireng genommen zu werden pflegt, wie bei 
Klagen, welde in Mangel eines ausreichenden fac- 
tifchen Borbringens nur in der angebrachten Maaße 
zurückzuweiſen find, während erftere nach Befinden 
bei ihrer Berwerfung gänzlich verloren gehen. In 
dieſer Hinficht war daher das vorige Urthel lediglich 
zu beftätigen. 

Eben jo wenig hat man ſich auch zu ber fol. — 
beantragten Correctoria ohne Weiteres veranlaßt fin- 
ben fünnen. In der Klage fol. — ift nämlich zwar 
ausdrüdlich erwähnt, daß Bellagter mit den Zinfen 
des geflagten Capitals, deren Bezahlung die Käufer 
nad ber Urkunde C. vom 25. Februar 1841 ver- 
fprochen, jeit dem 25. Februar 1842 in Rüditand 
verblieben fei; allein das petitum fol. — ift nur auf 
BZinfen vom 25. Februar 1852 gerichtet, und das 
Erfenntniß fol. — hat ſolche auch blos von dieſer 
Zeit an zugeiprochen, ohne daß Kläger in dieſem 
Betracht damals ein Rechtsmittel eingewendet häte 
ten. Ein Fall der Art, wie ihn die Erl. Proc.Ordn. 
ad Tit. 35. $. 2. vorausjegt, liegt baher keineswegs 
vor, da nicht die Faſſung des Uriheld auf einem 
offenbaren Irrthume, dem ſofort durch eine Berich- 
tigung abzuhelfen wäre, beruht, fondern in Gemäß- 
heit des Klaggefuches erfannt worden ift, bdefien 
Grenzen der Richter zu überfchreiten nicht ermächtigt 
war, und wenn gleich unter Umftänden die Der: 
urtheilung des Bellagten in eine größere Leiſtung 
ausnahmsweiſe auf den fpätern Antrag Klägers 
eintreten fann, bafern fi das biesfallfige Forde— 
rungsrecht aus den in ber Klage angeführten That- 
fachen ergiebt, fo fleht bier der Anwendung dieſes 
Grundfages doch in Betreff des Drititheils ſchon Die 
gedachte Rechtöfraft entgegen. Aber auch wegen 
der Zinjen von dem jegt zuerfannten Mehreren ift 
das petitum der Kläger darum einzuhalten geweſen, 
weil fih nach Obigem feineswegs jo ſchlechterdings 
annehmen läßt, daß demfelben ein in Gemäßheit der 
gedachten Stelle der Erl. Procefordnung zur jofor- 
tigen Abhülfe geeigneter Itrthum zum Grunde liege, 
folcher auch ohngeachtet des eine frühere Verzinfung 
begründenden Anführens in der Klage aus ber 
Beihränfung des Klaggefuches noch nicht erhellt, 
und eine diesfalls fofort zu treffende Abänderung um 
fo mehr fich als unthunlich darftellt, als Beklagten, 


was zugleich von dem vorher gedachten Dritttheile 
gilt, dadurch feine etwaigen Einreden, die er bei 
ber Beichaffenheit des petiti vorzufchügen nicht nöthig 
hatte, verloren gehen würden; ed wirb aber ben 
Klägern unbenommen bleiben, ihren Anſpruch auf 
die früheren Bertragszinen, foweit fie fi damit 
fortzufommen getrauen, mittelft anderweiter Klage 
zu verfolgen.‘ 


125. 
Auch im Wechjelprocefie ift, wenn die im Exe— 
cutioproceffe erforderlichen Vorausſetzungen vor: 
liegen, Depofition der geflagten Summe dur 
ben Schuldner zuläffig. 


Mitgetheilt von 
Herrn Dr. J. in 8. 


Bor dem Hanbdelsgerichte zu Leipzig ftellte im 
Suni 1854 8. gegen W. den Antrag, diefen zur Bes 
zahlung einer Summe von 1000 Thalern und Zinfen, 
in welche W., ald 8.8 Vormann in der Reihe ber 
Inboffanten eines Wechfeld, durch rechtsfräftiges 
Erfenntniß feit Jahr und Tag verurtheilt worden 
war, nach Wechjelrecht anzuhalten. 

W. ercipirte, daß der Kläger K. ſchon durch 
einen ®iranten befjelben Wechſels gededt worden 
jei, und verlangte, unter Bezugnahme auf einen 
Nahrungsabjall des Klägers, zur Depofition bes 
Wechſelbetrags, bis nachdem über feine in der ald- 
bald darauf aud eingereichten MWiderflage näher 
ausgeführte Einrede rechtlich werde erfannt fein, 
gelafien zu werben. 

Das Handelsgericht hielt aber eine Depofition 
im Wechjelprocefje überhaupt und an fich nicht für 
zuläffig, und ging daher auf jenen Antrag gar 
nicht ein. 

Der Beklagte wendete dagegen Berufung ein, 
und von dem Königl. Appellationsgericht zu 
Leipzig fehrte nach einigen Tagen fchon (im Juli 
1854) die Entfcheidung zurüd, in welcher e8 heißt: 

„Sofern Dagegen das Rechtsmittel wider Die 
verfagte Zulafjung zu der angebotenen Depofition 
gerichtet worden ift, hat daſſelbe al8 beachtlich be— 
trachtet werden muͤſſen. Wenn die allgemeine beutfche 
Mechfelordnung ber Fälle gedenft, in welchen bei 
wechjelmäßigem Regrefle eine Depofition der Schuld 
ftattfinden kann, fo läßt fich darin eine Ausſchließung 
fonftiger, in den Landesgeſetzen gebilligter Hinter- 
legungsgründe am wenigften ba benfen, wo ber erfte 
fremde Girant von feinem Nachmanne aus feinem 
Giro in Anfpruch genommen wird, zu geichweigen, 
daß, da Depoiition nicht Zahlung ift, der Deponent 
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fi felbit die Mittel, auf feinen Gewährdmann zu— 
rüdjugehen, entzieht. Nun beftimmt aber die Erl. 
Proc.⸗Ordn. ad it. VI. $. 1., daß duch Anftellung 
einer Widerflage die Erecution in ber Eonvention 
und infonderheit das Verfahren nah Wechſelrecht 
nicht gehindert, noch differirt werden jolle, daß 
jedoch dem Richter nach Bejchaffenheit der Umftände 
unbenommen bleibe, den Beflagten, zumal er mit 
Fremden oder Unangefefjenen zu thun habe, zu ber 
gerichtlichen Depofition zu abmittiren ꝛc.“ 

Das Königl. Appellationsgericht verorbnete baher, 
ba es auch die Gründe der Depofitionszulafjung für 
genügend befcheinigt hielt, die Entlafjung W.'s aus 
der an ihn gelegten Wechſelhaft. 

Auf Appellation bed Wechjelflägers K. erkannte 
bas Königl. Oberappellationsgericht im Auguft 
1854: 

„Der Anficht ber vorigen Inftanz, daß bie von 
Bellagtem beantragte Depofition bes Schuldbetrages 
im Wechfelproceffe auch nach dermaligen Rechten 
nicht unzulaͤſſig fet, hat beigepflichtet werden müffen. 
In ber Erläuterten Proceßordnung ad Tit. VI. $. 1. 
iſt ausdrüdlich beitimmt worden, daß durch Anftels 
lung einer Widerflage der Fortgang der Convention, 
nebft der Erecution, ingleihen auch das Verfahren 
nach Wecfelrecht im geringften nicht bifferirt, oder 
gehindert werden folle; daß aber dem Richter nach 
Beihaffenheit der Umftände unbenommen bleibe, 
den Bellagten, wenn er zumal mit Fremden oder 
Unangefefienen zu thun babe, zur gerichtlichen De- 
pofition zu laffen. Mit diefer Vorfchrift ift nicht 
allein die Zuläffigfeit der Widerflage im Wechfel- 
proceffe zum Behufe der Ausführung an fich erheb— 
licher, aber illiquider Ausflüchte, fondern auch die 
Statthaftigfeit der Depofition des Schuldbetrages, 
unter denfelben VBorausjegungen, wie beim Erecu- 
tivproceffe und ohne Beichränfung auf beftimmte 
Fälle wechjelmäßiger Berpflichtungen, anerkannt, 
und es ift, foviel die fächftiche Praris vor dem Er: 
fcheinen der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung 
betrifft, an der Zuläffigfeit jener MWiderflage und 
diefer Depofition nicht gezweifelt worben. 

In der deutſchen Wechjelordnung ift zwar 
diefer Depofition nicht gedacht, aber auch feine 
Beitimmung enthalten, wodurch dieſelbe für thats 
fählih aufgehoben erachtet werden fünnte. 

Diejenigen Stellen der deutfchen Wechfelordnung, 
in denen von der Depofition gehandelt wird, bezies 
ben fi nur auf gewiſſe, von dem vorliegenden, in 
der Erläuterten Proceßordnung ad Tit. VI. $. 1., 
fowie nicht minder auch im Anhange der Erläuterten 
Proceßordnung $. 15. und refp. im Mandate wegen 
ber Hazardipiele vom 20. December 1766. $. 7. 


erwähnten, weſentlich verſchiedene Fälle. In Art. 
25—28. und Art. 29. it von dem Sicherheits: 
regreſſe die Nede, welcher, mit Rüdjicht beziehent⸗ 
lih darauf, daß nad Art. 19. der Wechiel in ber 
Negel nicht befonderd zur Annahme präfentirt zu 
werden braucht, alddann ftattfinden foll, wenn eine 
folde Präfentation gleichwohl geichehen, die An: 
nahme aber nicht, oder nicht vollftändig erfolgt, oder 
die Zahlungsfähigfeit des Acceptanten unficher if. 
Hier fchreibt Art. 25. ber Wechfelorbnung vor, daß 
Ausfteller und Indofjanten für die künftige Zahlung 
hinreichende Gaution leiften, aber auch befugt fein 
follen, ftatt befien den Betrag zu deponiren. Im 
Art. 40. it dem Acceptanten geftattet worden, nad 
Ablauf der für die Protefterhebung in Mangel 
Zahlung beftimmten Frift, die Wechfelfumme auf 
Gefahr und Koften des Inhabers bei Der competen- 
ten Behörde zu beponiren, und im Art. 73. endlich 
ift bei verlornen Wechjeln die Depofttion bis zum 
Austrage des Amortiiationsverfahrens geitaitet. 

Daraus nun, daß für gewiffe, im Wechfelverfeht 
begründete und damit unmittelbar zufammenhängente 
Fälle Vorfchriften über die Depofition ertheilt wor- 
ben find, läßt ſich noch keineswegs die Folgerung 
ziehen, daß durch die beutiche Wechfelordnung bie 
Zuläffigfeit einer Depofttion bei Wechjel- und na= 
mentlich Wechſelregreßanſprüchen in allen übrigen 
Fällen, und namentlih im Laufe eines Wechſel⸗ 
procefjes, ſchlechterdings habe ausgefchloffen werden 
follen. 

Die Depofition, von welcher die angezogenen 
jächftfchen Barticulargefege handeln, ift zudem fein 
durch dad Weſen bed Wechſelverfahrens bedingtes 
und dem Wechfelrechte eigenthümliches Inftitut, fon- 
bern es iſt diefelbe eine allgemeine, für jede Art des 
Urfundenprocefied berechnete und mit dem Weſen 
des Mechjelverfehrs nicht im Widerfpruch ſtehende 
Sicherheitsmaaßregel. 

Eben deshalb iſt es auch erklärlich, daß in ber 
Wechſelordnung hierüber etwas beſonderes nicht be— 
ſtimmt, vielmehr die Beantwortung der Frage, ob 
dergleichen Maaßnehmungen auch im Wechſelproceſſe 
ſtattfinden ſollen, der Geſetzgebung jedes einzelnen 
Staates überlaſſen geblieben iſt. 

In dem ſächſiſchen Gefege vom 7. Juni 1849 
über den Schuldarreft und den Wechfelproceß ift zwar 
die in der Grläuterten Proceßordnung ad Tit. VI. 
$. 1. enthaltenen Borjchrift ebenfalls nicht wieder 
erwähnt, allein im $. 30. und 50. ift der Wechſel⸗ 
proceß als eine Oattung des Erecutivprocefied aus⸗ 
drüdlich bezeichnet, und die Zuläffigfeit der Wider- 
Hage bei illiquiden Ausflüchten ganz im Allgemeinen 
und ohne Beichränfung auf beftimmte Fälle des 
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Wechſelproceſſes anerkannt worden. Da die Beftim- 
mungen, welche in 88. 30 flg. über die Formen des 
Wechſelproceſſes ertheilt worden find, Feine ſolche 
Abänderung des bisherigen Wechſelverfahrens ents 
halten, welche auch eine Modification der in ber 
Erläuterten Procefordnung ad Tit, VI. $. 1. über 
die Depofition bei ber Widerflage enthaltenen Vor— 
fhriften nothwendig gemacht hätte, fo kann bie 
Anwendbarkeit der legteren, auch dem Gefege vom 
7. Juni 1849 gegenüber, um fo weniger beftritten 
werden, als der Gefeggeber, wenn es in feiner 
Abficht gelegen hätte, eine auf fpeciellen Geſetzen 
beruhende Vorſchrift aufzuheben, dies jedenfalls mit 
ausdruͤcklichen Worten gethan haben würde. 

Der Annahme, daß das obenbemerkte Geſetz bei 
den Vorſchriften der Erlaͤuterten Proceßordnung 
ad Tit. VI. $. 1. es babe bewenden lafien, ſteht aber 
auch die in $. 53, erflärte Aufhebung aller zeitheri- 
gen Beflimmungen über Schuldhaft und Wechfel- 
verfahren deshalb nicht entgegen, weil die in Frage 
ftebende Depofition bemerfter Maafen nur eine 
allgemeine Sicherheitsmaaßregel ift, welde weder 
mit der Schuldhaft, noch mit dem Verfahren nach 
Wechſelrecht felbft in unmittelbarem Zufammenhange 
fte ht.“ 





























126. 


Der Anſpruch der außerehelichen Mutter auf 
Alimente für das außereheliche Kind wird da— 
durch, daß das mit Genehmigung der Mutter 
dem außerehelichen Vater zur eigenen Erziehung 
überlaffene Kind, ſelbſt ohne Einverſtaͤndniß des 
Vaters, zur Mutter zurückkehrt, nicht, wohl 
aber dadurch ausgeſchloſſen, daß die Mutter die 
Alimentation nicht aus eignen Mitteln beſtreitet. 
— Reccht bed natürlichen Vaters in erſterem 
Falle. 


Mitgetheilt von 
Herrn Act. ©, in R. 


Der Butöbefiger H. in ©. war in Folge einer 
von ber ledigen W. in K. wider ibn erhobenen 
Alimentationdflage zu einem jährlichen Unterhal- 
tungsbeitrage von 18 Thalern —⸗ —s rechtskraͤftig 
verurtheilt worden. 

Als nun die Klägerin mittelft Hülfsgefuches 
vom 27. Januar 1846 die vom Beklagten feit dem 
6. Zuli 1845 bis zum 6. Februar 1846 im Rüdftande 
gelaſſenen Alimente beanſpruchte, auch das Proceh- 
geriht Hülfsauflage erlafien hatte, widerſprach Ber 


Hagter der Statthaftigfeit der legteren unter dem 
Anführen: 


„er habe in Folge der zu geringen Gorgfalt 
der, inmittelt mit R. verehelichten, Klägerin 
für das außereheliche Kind bereits zu Anfange 
bes Jahres 1845 baffelbe laut beigefügten Bes 
fenntniffes sub O mit Einwilligung der 
R.'ſchen Eheleute und unter Verzichtleiftung 
berfelben auf weitere Anfprüche zur eigenen 
Erziehung übernommen; es babe jedoch Ende 
Juni 1845 der Ehemann der Klägerin, ohne 
feine Zuftimmung und dem abgefchloffenen 
Vergleiche zuwider, das Kind, obwohl daffelbe 
nah Inhalt eines beigefügten Schullehrerzeug⸗ 
niſſes von ihm gehörig zur Schule angehalten 
und uͤberhaupt gehörig unterhalten und erzogen 
worden, von ihm weggeholt und zeither ihm 
vorenthalten, weshalb die Klägerin fernere 
Alimentenbeiträge nicht beanfpruchen dürfe, 
während er ſich vorbehalte, darauf anzutragen, 
daß das Kind den R.fchen Eheleuten, deren 
Perfönlichkeit Vertrauen zu erweden nicht ges 
eignet fei, wiederum entnommen unb ibm zur 
Unterhaltung zurüdgegeben werde,“ 
und beantragte zugleich, das Procefgericht möge 
fih wegen Wiederausantwortung des Kindes 
an ihn mit der zuftändigen obervormunbfchaftlichen 
Behörde in’s Einvernehmen fegen. 

Das Procefgericht erachtete diefe Einwendungen 
für zuläffig, beraumte zu deren Erörterung Verhörs 
termin an und forderte die Klägerin auf, fih über 
die Aechtheit der Urkunde & sub poena recogniti 
zu erflären. 

Im Verfolge der Berhörsterminsverhandlungen, 
wobei Klägerin die produeirte Urkunde recognodeirte, 
ertheilte bad Proceßgericht folgenden, am 18, Mai 
1846 publicirten Beſcheid: 

„Wennſchon nach Inhalt des Bl. — von Be— 
klagtem producirten, Bl. — anerkannten Documen⸗ 
tes O ſoviel feſtſteht, daß dem Beklagten das von 
der Klaͤgerin mit demſelben außer der Ehe erzeugte 
Kind am 8. Maͤrz 1845 zur eigenen Etziehung 
uͤberlaſſen und dabei von ber legteren auf fernere 
Alimente Verzicht geleiftet worden, fo unterliegt es 
doc) feinem Zweifel, daß durch die nach Beklagtens 
eigenem Anführen Bl. — Ende Juni vor. Jahres 
erfolgte Ruͤckkeht des Kindes zu feiner Mut— 
ter, ber Klägerin, dieſes zwifchen beiden Theilen 
getroffene Uebereinfommen fich wieder aufgelöft 
hat und Seiten Bellagtens die frühere Verbind- 
lichkeit zu Zahlung der durch scchtöfräftiges 
Erfenntniß beftimmten Alimentengelder von ges 
dachtem Zeitpunfte an wieder erwacht ift, da felbft 
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in dem Falle, wenn, wie Bellagter BI. — behauptet, 
bas Kind ohne feine Zuftimmung und gegen 
feinen Willen von ber Klägerin aus feiner Erzie- 
bung weggenommen worden, ihm nur das Recht 
zufteht, auf Grund bed abgefchloffenen Ueberein— 
fommens das Kind von ber Klägerin auf gericht— 
lihem Wege wieder zurückzufordern und mit- 
hin, folange er von Diefem Rechte feinen Gebrauch 
macht, feine Verbindlichkeit zu Gewährung von 
Alimenten fortdauert. 

Es find daher die vom Bellagten gegen bas 
eingeleitete Erecutionsverfahren Bl. — erhobenen 
Einwendungen nicht zu beachten, vielmehr ift das 
Hülfsverfahren auf der Klägerin weiteren Antrag 
gebührend fortzuftellen, Bellagter auch bie verurſach— 
ten Koften au bezahlen fchuldig. 

Was dagegen den Bl. — vom Bellagten gleid)- 
zeitig geftellten Antrag auf Wegnahme bes 
erwähnten Kindes aus ber Erziehung ber 
Mutter anlangt, fo ift Die Beſchlußfaſſung und 
Entfheibung hierüber der zuftänbigen ober- 
vormundfchaftlichen Behörde des Kindes an— 
heimzugeben, bafern Bellagter es nicht vorziehen 
follte, in ber bereitd oben angedeuteten Maaße auf 
dem Rechtswege diedfalld zum Ziele zu gelangen.’ 

Bellagter appellirte zwar gegen Dielen Befcheib 
mit Bezugnahme namentlich darauf, daß ein zwei— 
feitiger Bertrag einfeitig nicht aufgehoben werden 
könne, das Königl. Appellationsgericht zu 
Leipzig entjchied jedoch unter dem 17. Juli 1846 
dahin: 

„Daß ber Bl. — erſichtliche Gerichtsbeſcheid aus 
den barin enthaltenen Gründen, welchen lediglich 
beizupflichten gewejen und melde durch das vom 
Beklagten Bl. — dagegen Eingewendete für wiber- 
legt keineswegs zu achten, der eingewendeten Appel« 
lation ungeachtet zu beftätigen, Bellagter auch bie 
durch Das gebrauchte Rechtsmittel erwachſenen Koften 
abzuftatten ſchuldig.“ 

Als dagegen im Jahre 1853 dieſelbe Klägerin 
unter dem Anführen, daß Bellagter Das außerehes 
liche Kind vor einigen Jahren zwar zur eigenen 
Erziehung an fi) genommen, jedoch jolches fo fchlecht 
behandelt habe, daß fie am 6. October 1852 bafjelbe 
wiederum an fich zu nehmen ſich veranlaßt gefehen, 
um Hülfsauflage wegen ber feit dem 6. October 
1852 fähig gewordenen Alimente bat, auch das 
Procefgericht die Einwendung Beklagtens: 

„das fragliche Kind habe feit dem 6. October 
bis zum legten December 1852 bei dem Gutes 
befiger B. in R. in Dienft geftanden und von 
bemfelben neben freier Koſt und Station, fowie 
Unterricht noch Lohn erhalten und feiner Mutter 


nicht den geringften Erziehungsaufwand ver: 
urfacht 
im Berfolge bes anberaumten Berhördtermind, des 
Zuaeftändnifjes der Klägerin ungeachtet, mit Bezug: 
nahme auf 

den Auffag in ber Zeitfchr. für Rechtspfl. u. Verw., 

n. F. 2b. 1. ©. 516. 
mittelft Beicheides vom 15. März 1853 verwarf und 
auf Fortftellung bes Erecutionsverfahrens wegen bes 
gefammten geforderten Alimentenbetrages erkannte, 
fo erging auf Beklagtens Appellation folgende, am 
5. Juli 1853 eröffnete Enticheidung bed Königl. 
Appellationsgerichts zu Reipzig: 

„Dieweil für die Entjcheidung über das Rechts— 
mittel des Beklagten folgende Erwägungen als 
maaßgebend zu betrachten gewefen: 

1) daß ıc. 

2) daß dagegen die Bl. — vorgefhügte und 
durch dad Bl. — bdocumentirte Zugeftändniß de 
Klägerin ausreichend befcheinigte Ausflucht, infomeit 
fich diefelbe auf die für Die Zeit vom 6. Dctober bis 
ult. December 1852 geforderten Alimente bezieht, 
rechtlich relevant, da bie rechtöfräftige condemnatona 
Bl. — auf der Vorausſetzung beruht, daß bie 
Klägerin ben Aufwand für den Unterhalt und die 
Erziehung ihres mit Beflagtem außer der Ehe er- 
jeugten Kindes bis zu deſſen erfüllten I4ten Lebens⸗ 
jahre aus ihren Mitteln bejtreiten werde, der 
Megfall diefer Vorausfegung für die Dauer bes 
vorerwähnten Zeitraumes durch Das obgedachte Zu: 
geftändniß der Klägerin zur Genüge nachgewieſen 
worden ift, und das von der vorigen Inftanz BL — 
unter Bezugnahme auf den Auffag in ber Zeitict. 
ER. u. V., n. F. J. ©. 516. hervorgehobene Argu: 
ment im gegenwärtigen Kalle, wo die Berurtheilung 
des Schwängerers nicht dem Bormunde des Kindes, 
fondern deſſen Mutter gegenüber ausgejpresen 
worden ift, feine Anwendung leidet, 

3) ıc. endlich 

4) ı. 
fo ift e8 bei dem Bl. — zu lefenden Befheide au 
die eingewendete Berufung nicht zu laſſen, fonbern 
es ift Die Bl. — an Beklagten erlaſſene Hülfsani: 
lage nur rüdfihtlih der auf die Zeit vom 
1. Januar 1853 ab gefällig gewordenen 
Alimente für rechtsbeftändig zu achten. ꝛc.“ 

Die Koften der Differenz und bes Rechtsmittelt 
wurden compenfirt. Klägerin beruhigte fich bei Die 
fer Entſcheidung. 
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127. 


Steht die Beitimmung einer Zeit, von welder 
e3 ungewiß ift, ob fie eintreten wird, ohne 
Ausnahme der Suspenſivbedingung gleich? 


Mitgetheilt von 
Hertn —e in L. 


Der Befiger eines Bauerngutes, A., hatte ſich 
verbindlich gemacht, feinen Eltern gewifie Auszugss 
gebührniffe und nächitdem feinen Brüdern B. und €. 
einem Jeden bei ber Verheirathung zwanzig 
Thaler —⸗ — = und eine Kuh, fowie ferner bei 
der Anfäffigmahung eintaufend Thaler — —⸗ 
zu gewähren, und waren diefe Summen auf dem 
Bauerngute ded A. hypothekariſch verſichert worden. 
Nach dem Ableben ded Baterd der Gebrüder U. 
DB. und C. fam über gewiffe andere Punkte unter 
ben Erben befjelben eine Bereinigung zu Stande, 
und ed wurde babei zugleich von lepteren erklärt, 
baß die vorerwähnten Verpflihtungen von A. in 
Folge eines Vergleiches mit deſſen Vater übernom- 
men worden feien, und daß der Bater bei dieſem 
Bergleihe die Abficht gehabt habe, fein Vermögen 
unter feine Erben zu vertheilen. 

Später fam B. in Unterſuchung, welche, ba er 
im Laufe des Verfahrens ftarb, in Bezug auf ihn 
nur den Ausgang hatte, daß bie Ginbringung ber 
Unterfuchungstoften aus feinem Nachlaſſe im Urthel 
verfügt wurde. Zu Sicerftellung dieſer Koften 
hatte das Gericht die vorermähnte Forderung bed B. 
bei A. an 1000 Thalern inhibirt, und ertheilte nad) 
bem Ableben des B. an deſſen Mutter und einzige 
Erbin, D., Auflage zu Berichtigung bes feftgeftell- 
ten Betrages. Die D. beftritt felbft, daß die For: 
berung ber 1000 Thaler —⸗ —⸗ noch befiche, da 
dem Rechtsgeſchäfte eine Euspenfivbebingung bei: 
gefügt geweſen, von welcher es gewiß fei, daß fie 
niemals eintreten könne. B. war nämlich verftors 
ben, ohne fi) verheirathet, oder anfällig gemacht 
zu haben. Gleichzeitig beantragte A. unter Zuftim- 
mung ber D. Löſchung der Hypothek wegen ber 
4000 Thaler — —s, und erhob, ald das Gericht 
diefem Antrage in Nüdfiht auf den inhibirten 
Betrag nicht fügte, wider die D., als Erbin des B., 
Klage unter dem Gefuche, daß Leptere verurtheilt 
werde, in Gaffation der wegen jener 1000 Thaler 
—⸗ —⸗ und ber übrigen Forderungen bejtchenden 
Hypothek zu willigen. 

Das Sprucheollegium wies im Februar 1853 
die Klage in ber angebradyten Maaße ab, aus fol- 
genden Gründen: 


„Weil Kläger die gegen feine Mutter erhobene 
Klage auf das Anführen geftügt: 

a) er habe mittelft der Erklärung vom 21. Dechr. 
1848 nach Uebernahme des väterlihen Gutes 
fi unter Anderem verbindlich gemacht, jedem 
feiner Brüder B. und C. bei der Verheirathung 
20 Thaler — —⸗ ıc. und bei der Anjäjlig- 
madhung eine Summe von 1000 Thalern 
—⸗ —« nach halbjähriger Kündigung auszu— 
zahlen, inzwifchen aber mit drei Procent zu 
verzinfen, dieſe Erklärung fei auch nad des 
Vaters Tode am 13. September 1850 bei 
einer Erbverhandlung wieberholt, hierbei aber 
diefelbe nur infoweit mobificirt worden, baf 
er, was bie bei Anfäffigmachung der Brüber 
zu zahlenden je 1000 Thaler — — angeht, 
in feinem Kalle mehr ald in einem und dem— 
jelben Jahre 333 Thaler 10 Ngr. —= zu be— 
zahlen habe; 
auf Grund diefer Erflärungen ſeien auch bie 
Anſprüche feiner Brüder auf je 1000 Thaler 
—⸗ —- bei der Anſäſſigmachung und reſp. 
20 Thaler —⸗ — = x. bei ber Verheirathung 
auf das Folium feines Grundftüdes eingetra= 
gen worden; 
fein Bruder B. habe fih im Jahre 1851 ent: 
feibt, che er noch geheirathet, ober fich anfällig 
gemacht; mithin fei die Suspenfivbedingung, 
unter welcher er die fraglichen Summen an 
ihn zu zahlen verbunden, nicht eingetreten, 
vielmehr gewiß, baß fie nie eintreten Fönne, 
und er der gegen ben Bruber übernommenen 
Verbindlichfeiten ohne Weiteres quitt und 
ledig; 
woraus er bie Folgerung zieht, daß bie einzige 
Snteftaterbin des Berflorbenen, die im Uebrigen 
deſſen Nachlaß angetreten, verpflichtet fei, in Gafja- 
tion der jener Forderung halber beftellten Hypothek 
zu willigen; 

und nun zwar Bellagte, welche Bl. — ben fac- 
tiichen Inhalt der Klage zugeftanden, wenn fie fonft 
die Folgerungen, welche Kläger aus den vorliegenden 
Thatfachen zieht, als richtig hätte zugeftehen wollen, 
durch die Inhibition, mit welcher dad Gericht zu — 
wegen einer Koftenforberung von — dieje Poſt belegt, 
ſich nidyt für behindert erachten fünnen, ba es ganz 
auf fie angefommen, ob fie als Erbin ihres Sohnes 
Anfprüche auf dieſes Activum machen wolle, ober 
nicht, und legteren Falles das Gericht ed nur mit 
dem Schuldner allein zu thun haben würde; 

dennoch bie zwifchen den Parteien noch ftreitige 
Frage: ob die Verpflichtung Klägers, die feinem 
verforbenen Bruder audgefegten Geldfummen an 
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defien Erbin zu entrichten, durch deſſen Tod ohne 
Weiteres erlofchen fei? wenigftens nad dem, was 
hierüber bis jegt in dem Acten vorliegt, nicht zu 
Bunften Klägers beantwortet werden fann, indem, 
wenn auch nah Römifhem Rechte in der Regel 
nicht allein bei Verträgen, fondern auch bei leßt- 
willigen Verfügungen die beigefügte ungewiffe Zeit 
beftimmung in ihren Wirkungen der Suspenſivbedin— 
gung gleichgeftellt ift; 

(1. 45. 8. 3. D. [45, 1.] 

1. 38. $. 16. D. ibid. vgl. mit 
1. 70. D. [46, 3.] 
1. 75. D. [35, 1.] 

l. 21. pr. D. [36, 2.] 

1. 22. Dig. ibid,) 
folches doch nicht ohne Einjchränfung gefchieht, in— 
dem in anderen Stellen die ganze Frage mehr als 
quaestio facti behandelt, und namentlich dann, wenn 
aus den Umftänden hervorgeht, es haben die Kon» 
trahenten ein ungewifies Greigniß ald gewiß ange: 
fehen, legteres aber unerwartet nicht zur Eriftenz 
fommt, ber Hugenblid der darüber erlangten Gewiß— 
heit als dies 

(Schweppe, NRömijches Privatrecht, $. 120. 

Ausg. II. 

Weiske's Rechtslexikon, s. v. dies, S. 434.) 
und die Ausfegung einer Leiftung für den Ball ber 
Berheirathung als bloße Zeitbeftimmung, nicht aber 
ald Bedingung angefehen wird; 

Gurtius, Handbuch, $. 1277. not. d. 
nun aber im vorliegenden Falle nach mehrerem 
Sinhalte der der gegenwärtigen Klage beigefügten 
Urkunde vom 13. September 1850 der Vertrag 
offenbar auf der Abficht des Erblafferd der Eontra- 
benten und beziehentlich der Kinder defielben beruht, 
dies väterlihe Vermögen unter bdiefelben ſchon bei 
Lebzeiten zu vertheilen, und in Ermangelung aller 
und jeder Andeutungen darüber, was bie Gontra- 
henten feftgefegt haben würden, wenn fie Damals 
vermuthet hätten, daß ber nun verftorbene B. den 
Zeitpunft, wo er fein Bermögen vom Bruder fordern 
fönne, nicht erleben werde, nicht jo ohne Weiteres 
angenommen werben fann, daß Klägerd Berbind- 
lichkeit ganz und gar für erlofchen habe erachtet, und 
er Dadurch vor feinen Gefchwiftern und der Mutter 
habe in auffälliger Weife begünftigt werden follen, 
vielmehr die Klage infoweit ein ſchlüſſiges Anführen 
vermiffen läßt, fo ꝛc.“ 


Rebacteur: Dr. Theodor Tauchnitz. 


Das Appellationdgericht zu Bubiffin con 
firmirte das erftinftanzliche Urthel im September 
1853 aus folgenden Gründen: 

„Da aus dem vom Kläger felbft beigebrachten, 
ber Klage unter — beigefügten Protofolle vom 13. 
September 1850 hervorgehe, daß der verftorbene J. 
(ber Bater der Gontrahenten) die Abfiht gehabt 
babe, fein Vermögen bei Lebzeiten unter feine ber- 
einftigen Erben zu vertheilen, und gemwiffe Grunt: 
ftüde feinem Sohne A., gegenwärtigem Kläger, 
fäuflich zu überlafjen, auch bereitd am 23. December 
1848 eine Kaufpunctation eingereicht und am 77. 
December 1848 mit feinem genannten Sohne einen 
Vertrag abgejchloffen, wodurch Lepterer fich verbind- 
lich gemadht, feinen beiden Brüdern gewiſſe Summen 
bei deren Verheirathung und beziehentlich Anſäͤſſig⸗ 
machung zu gewähren, und bis dahin zu verzinien, 
hiernady aber anzunehmen ift, daß jene Summen 
die Stelle ber Kauf» und Erbegelder vertreten, unt 
daß die Beftimmung der Zahlbarfeit berfelben bei 
der Verheirathung und Anſäſſigmachung nicht eine 
Bedingung, bei deren Nichteintritte die ganze Ber: 
bindlichkeit wegfalle, ſondern lediglich eine Zeit 
beftimmung enthalten follen, demnach jedenfalls dem 
Kläger obgelegen hätte, die Behauptung, daß darin 
eine Euspenfivbebingung enthalten fei, durch An— 
führung geeigneter Thatſachen beffer, ala geicheben, 
zu begründen, jo ac.” 

Das Oberappellationsgericht enblih lich 
einen Zweifel gegen die formelle Statthaftigfeit der 
weiten Berufung auf fi beruhen, weil ibm ein 
Bedenken gegen die Beftätigung des vorhin Erfann- 
ten nicht beigehe, vielmehr den Gründen der vorigen 
Inftanz ganz beizupflichten fei.r Die vom Kläger 
angeregte Frage aber, an welchem Kalendertage die 
Fälligkeit der betreffenden Leiſtungen eingetreten ſein 
würde, ließ dafielbe unter dem Bemerfen unerörtert, 
baß es fich jept nicht Darum, wann er Zahlung zu 
leiften habe, jondern darum handle, ob er zahlungs 
pflichtig fei und ob er mit Grund die Kafjation der 
wegen der betreffenden Leiftungen beftellten Hypoihel 
habe beanfpruchen fönnen. 


Miscellen. 


Todesfälle. Geftorben: am 9. October 1854 
ber K. S. Uppellationdgerichtspräftvent a. D. Carl Auguft 
von Zezſchwitz, Ritter d. C.«V.⸗O., in Herrnhut. 


Offiein der Verlagshandlung, 


Non biefen Mo: 
tenblatte er 


Wochenblatt 


Ale Boftämter 
u, Buchhandlungen 


fur 
feinen jährlid N) 4 A f ® ſ ubernehmen Beftel 
6i Nummern zu m erkw ir 0 % Y ch 8 fü ſe lungen und liefern 
1 Duaribogen und . , dae Quartal zu dem 
—— am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
resichlufle ein aus: . . entrichtendenPreife 
gen. aus dem Gebiete der Justizpflege —— 


und Verwaltung 


zunaͤchſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 


MV 61. 





Hene Folge Bweiter Zahrgang. 


1854. 





128, 


Zu Erläuterung des Geſetzes, die Cinführung 
bed neuen Grundbeſteuerungsſyſtems betreffend, 
vom 9. September 1843. 8. 7. 


Mitgetheilt von 
Herin J. R. L. in L. 


Die Beſitzerin des Ritterguts J. ſuchte eine gegen 
67 begüterte Einwohner der zu dieſem Gute gehöri— 
gen Ortſchaften im Jahre 1847 angeſtellte Klage 
durch das Anführen zu begründen, ſie habe als 
beliehene Beſitzerin dieſes Gutes das Recht, von den 
in rubro der Klage aufgeführten Unterthanen als 
Beſitzern ber in derſelben näher bezeichneten Grund» 
ftüde die eines jeden Namen beigefügte Geldſumme 
als eine in den 2ehnbriefen unter dem Namen 
„Beitrag zum Ritterpferde“ vorfommende Abgabe zu 
verlangen, und fie feien fchuldig, ihr diefe Summe 
Geldes alljährlich zu entrichten, indem Bellagte und 
reip. deren Borfahren als Befiger ber bei eines jeden 
Namen genannten Örundftüde Die bei eines jeden 
Namen genannten Geldbeträge feit mehr als 30 Jah— 
ren und überhaupt rechtöverjährte Zeit hindurch, und 
namentlih in den Jahren 1800 bis mit 1842, in 
das Rittergut 3. alljährlich unweigerlich entrichtet 
hätten. Diefe Abgabe der Bellagten in das Ritter- 
gut fei aber dadurch entftanden, daß bie reip. Bor- 
fahren der Bellagten bie Grundftüde, auf benen 
dieſe Abgabe hafte, vor dem Jahre 1800 und in der 
Zeit zwifchen dem Jahre 1600 bis 1750 und 1800 
von ben frühern Rittergutsbefigern zu 3. und von 
Nittergutd Grund und Boden er- und abgefauft, 
und babei als Theil des Kaufpreifes dieſen fogenanns 
ten Beitrag zum Ritterpferde als jährliche Abgabe 


mit übernommen und ins Rittergut alljährlich zu 
bezahlen verfprohen. Es feien auch Diefe zwiſchen 
der Gutsherrſchaft und mehrern Untertbanen bafelbft 
über Nitterguts Grund und Boden abgefchloffenen 
Berträge der Regierung eingereicht und befage eines 
sub A. beiliegenden Referiptes nachträglich und ſum— 
marijch genehmigt worden. 

Ueber dieſe Klage, welder ein entfprechendes 
Sachgeſuch auf Zahlung der geflagten Beträge beis 
gefügt war, batte Klägerin den Eid angetragen. 
Bellagte beftritten, obwohl fie einräumen mußten, 
die bei eines jeden Namen genannten Beträge rechts— 
verjährte Zeit hindurch an das Rittergut entrichtet 
zu haben, deren Statthaftigfeit unter Bezugnahme 
auf das Geſetz vom 9. September 1843. 8.6. und 7. 
Das Erfenntniß erfter Inftanz fprach eine bedingte 
condemnatoria aus, während die Klage vom Königl. 
Appellationsgerichte zu Zwidau und vom Königl. 
Dberappellationsgerichte zu Dresden in ber anges 
brachten Maaße abgewiefen mwurbe. 

Es lauten diefe Erfenntniffe alfo: 

I. Urthel des Spruchcollegiums zu Leipzig, 
d. d. publ. 5. Juni 1848. 

„Weil Beflagte, daß fie, als Befiger ber bei 
eined jeden Namen genannten Orundftüde, bie 
gleichfalls dabei bemerften Gelbbeträge über rechts— 
verjährte Zeit hindurch, und namentlich in ben Jah: 
ren 1800, 1801, 1802, 1803, 1804 und folgenden 
Jahren bis mit 1842 in das Rittergut 3. und an 
Klägerin alljährlich unweigerlich entrichtet, in ihrer 
Klagbeantwortung ausdrüdlich eingeräumt; ihre 
Behauptung hingegen, daß diefe in den Lehnfcheinen 
und felbft im Slaglibell ald „Beitrag zum Ritter 
pferd“ bezeichnete Abgabe durch das Geſetz, bie 
Einführung des neuen Grundſteuerſyſtems betreffend, 


— — 


vom 9. September 1843. 8.7. in Wegfall gekommen, 
in eben biefem Gefege feine Unterftügung findet, 
inbem nicht der von Leiftungen fteuerbarer Grund— 
ftüde handelnde erfte Abfchnitt, fonbern der zweite 
Abfchnitt des Geſetzes gegenwärtig zur Anwendung 
fommt, wo es wörtlich heißt: 
„Dagegen find biejenigen Abentrichtungen, 
welche bei Abtrennung von fteuerfreien Guͤ— 
tern auf die Trennftüde gelegt worden find, 
unter ber VBorausfegung, daß die in dem Land— 
tagsabichiede vom 30. October 1834 unter 20. 
$. 4. gedachten Abgaben dem Hauptgute bei 
Ausmittelung ber Entfhädigung für Aufhebung 
der Steuerbefreiung ungefürzt, b. bh. mit 
Einfchluß der vom Trennftüdsbefiger zeither in 
das Hauptgut gezahlten Abgabenbeitrags, in 
Zurehnung gebracht worden find, und infofern 
nicht vertragsmäßige Beftimmungen oder rechts⸗ 
fräftige Entfcheidungen entgegenftehen, an das 
Hauptgut fort zu entrichten“, 
auch überdem felbft der erite Abſchnitt des Gefepes, 
welcher von Reiftungen fteuerbarer Grundſtücke 
handelt, feinen Grund der fünftigen Immunität der 
Beflagten enthalten würde, ba aus mehrern, von 
ihnen beigebrachten Lehnfcheinen nicht unbeutlich 
hervorgeht, daß die ftreitigen Abgaben nicht dazu 
beftimmt gewefen, um zur Staatscafje entrichtet zu 
werben, vielmehr in benen Jahren, wo Ritterpferds— 
gelder nicht geleiftet würden, an Klägerin entrichtet 
werden follen: So find Beklagte, dafern Klägerin, 
dag in Gemäßheit des Landtagsabſchiedes vom 30. 
Dctober 1834 unter 20. $. 4. Die Ritterpferdsabgabe 
vom Rittergute I. demjelben bei Ausmittelung der 
Entfhäbdigung für Aufhebung der Steuerbefteiung 
ungefürzt, und alfo mit Einfluß der von den Trenn⸗ 
ftüdsbefigern feither in das Hauptgut gezahlten 
Abgabenbeitrags in Zurechnung gebracht worben, 
annoch glaubhaft beibringt, die bei eines jeden 
Namen in der Klage angezeigten Beiträge fernerweit 
jährlich, fowohl die feit dem Jahre 1843 in Ruͤck— 
ftand gelaffenen Beiträge fofort an Klägerin, als 
Befigerin bed Ritterguts J., zu entrichten fchuldig; 
ed werden aber die diefer Differenz halber erwachſe⸗ 
nen Koften compenfirt.‘ 
I. Urthel des Appellationsgerichts Zwidau, 
d. d. 16. November 1848. 
„Daß es bei dem Bl. — befindlichen, am 
5. Juni 1848 publicirten Urthel nicht zu laffen, 
fondern es hat der Klägerin Suchen in der ange: 
brachten Maaße nicht Statt und ift fie die Proce- 
foften den Beflagten zu erftatten fchuldig. Die durch 
das eingewendete Rechtsmittel erwachjenen Koften 
find aber unter den Parteien aufzuheben. 
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Entfheibungsgrünbe. 

Es handelt fi bier darum, ob, nachdem durch 
das Gefeg vom 9. September 1843 das bis bahin 
beftandene alte Grundſteuerſyſtem gänzlich aufgehoben 
und ein neues eingeführt worden, fi ein Grund» 
ftüdöbefiger auf eine vorher eingetretene Acquiſitiv— 
verjährung zu ftügen vermag, eine Abgabe von dem 
Grundftüde eines Andern fernerhin noch fordern zu 
fünnen, weil er fie rechtöverwährte Zeit hindurch 
von dem Befiger bes legteren unter dem Namen 
einer Staatsabgabe erhoben habe. Allein daß ſeit 
dem gebachten Gefege fi Niemand auf den Titel 
der Verjährung berufen fann, geht aus der Tenden; 
diefed Gefeges von felbft hervor und es läßt im 
7. $. in dem barin angeführten Falle, welcher mit 
bem bier vorliegenden in gleicher Kategorie ſteht, 
blos vertragsmäßige Beſtimmungen obwalten. 
Die Verjährung alfo, auf welche die Klägerin ſich 
bier fügen will, bleibt ohne allen Einfluß. Sie 
hat fi jedoch darauf gegründet, daß ber Beflagten 
Vorbefiger die Grundftüde, auf denen die geflagte 
Abgabe hafte, von den früheren Ritterguisbefigern 
3.8 und von Rittergutd Grund und Boben erfauft, 
hierbei aber als Theil des Kaufpreifed diefen Bei- 
trag zum Ritterpferd als jährliche Abgabe mit über- 
nommen und ind Rittergut alljährlich zu bezahlen 
verfprochen. Dies haben jedoch die Beflagten in 
der Einlafjung Bl. — in Abrede gefiel. Nun ift 
wär von der Klägerin ber Eid über die Klage an— 
getragen und berjelbe zurüdgegeben worden. Das 
Anführen diefed Klaggrundes erjcheint aber für Die 
Gewiffensrührung viel zu allgemein, und in einem 
folchen Fall ift der Kläger nady dem Gerichtöbrauche 
mit feinem Suden in ber angebrachten Maaße 
abzumeifen. Außerdem hätte bie Klägerin darauf 
fih fundiren follen, daß die in bem Landtagsabſchiede 
vom 30. October 1834 unter no. 20. $. 4. gedachten 
Abgaben dem Hauptgute bei Ausmittelung der Ent 
ſchaͤdigung für Aufhebung der Steuerbefreiung un- 
gekürzt und alfo mit Einfluß des vom Trennftüds- 
befiger zeither in das Hauptgut gezahlten Abgaben- 
beitragd in Zurechnung gebracht worden und an 
das Hauptgut fort zu entrichten feien. Das Inftanz 
urthel hat zwar diefem Mangel der Klage dadurch 
abhelfen zu können geglaubt, daß es der Klägerin 
nachgelaffen hat, ſolches annoch glaubhaft beizubrin- 
gen. Allein dies läuft ben beftehenden Proceßgeſetzen 
entgegen, ba der Proceßrichter etwas Factiſches nicht 
ergänzen fol. Aus biefem Allen folgt von ſelbſt, 
daß bie Klägerin auch in die Erftattung ber Proceß⸗ 
foften zu verurtheilen und die Appellationsfoften 
wegen der eingetretenen reformatoria zu compenfiren 
geweſen.“ 
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U. Urthel dritter Inftanz, d. d. 16. Juni 
1849, 

„Daß nurangezogened Urthel, wie hiermit ges 
ſchieht, zu beftätigen, bie durch das gebrauchte 
Rechtsmittel erwachfenen Unfoften aber gegenein- 
ander aufzuheben. 

Entfheidungsgrünbe. 

Klägerin hat den erhobenen Anfpruch, von Be: 
Hagten die in ben Lehnbriefen unter dem Namen 
„Beitrag zum Ritterpferde“ vorfommende Abgabe 
zu verlangen, nach Inhalt ber Klage fol. — theils 

1 


darauf gefügt, daß bie Borfahren ber Beflagten 
die Grundſtücke, auf denen die Praestanda hafteten, 
in ber Zeit zwiichen den Jahren 1600 — 1750 und 
1800 von den frühern Rittergutöbefigern zu 3. und 
von Ritterguts Grund und Boden erfauft, und dabei 
als Theile des Kaufpreifes biefe jährliche Abgabe 
mit übernommen und ind Rittergut alljährlich zu 
zahlen verfprochen hätten, dieſe Kaufverträge auch 
auf Anzeige von der Regierung nachträglich und 
fummarifh genehmigt worden feien, theild aber 
zugleich 
2. 

ſich auf Verjährung bezogen, indem Beklagte und 
resp. deren Borfahren als Befiger der bei eines 
jeben Namen genannten Orundbftüde die bei eines 
jeden Namen bezeichneten Beiträge namentlich in 
den 3. 1800— 1842 in das Rittergut I. alljährlich 
unweigerlich entrichtet hätten. 

In Hinficht auf den 

ad 1. 

bemerften Klaggrund fragt es fi nun vor allen 
Dingen, ob die obgebachte Abgabe durch das Geſetz, 
bie Einführung des neuen Grundſteuerſyſtems betr., 
vom 9. September 1843, $.7. in Wegfall gefommen 
fei, wie von Bellagten fol. — ereipirt worden ift. 
Das nurangezogene Gefeg hebt in 8. 6. die bisheri— 
gen Steuern auf, und ftellt fobann in $. 7. theils 
Ausnahmen davon, theils fpecielle, als Folgen bavon 
zu betrachtend? Beftimmungen auf, zugleich mit 
Rückſicht auf gewiffe, zwifchen Privatperfonen, na= 
mentlich zwifchen Gerichtäherrfchaften und Gerichtd- 
untertbanen hie und da beftehende, fehr verfchieden- 
artige Berhältniffe. 

Der dritte Sap in jenem $. 7. von dem Worte: 
„bagegen find Diejenigen” bis zu dem Worte: 
„fortzuentrichten“, bezieht fi) insbefondere auf das 
Berhältniß berjenigen Befiger von Rittergutspar— 
cellen, welche bei deren Erwerbung einen an bas 
Rittergut zu leitenden Beitrag zum Donativ bef- 
felben übernommen haben. Diefer foll, fchon ber 
Natur der Sache na, dann in Wegfall gelangen, 


wenn er bem Acquirenten felbft bei der Ausmittelung 
der Entfhädigung für die Steuerfreiheit feiner Par— 
celle in Gegenrechnung gebracht, und deshalb um 
fo viel weniger Entfhädigung gereicht worden, bei 
Ausmittelung der dem Rittergutöbefiger zufommen- 
den Entſchädigung aber blos deſſen, nach Abzug bes 
Beitrags von dem Woulfenbefiger, verbleibender 
Quotenbeitrag in Abzug gefommen if. Dagegen 
ſoll der Avulſenbeſitzer zur Bortentrichtung jener 
Abgabe in dem Falle auch ferner verbindlich fein, 
wenn ihm ohne deren Zurechnung bie Steuerent- 
ſchädigung vollftändig gewährt, dafür aber fein 
Beitrag bei der Entfchädigung bes Rittergutöbefipers 
mit abgezogen wurde, Diejed geben die Landtags 
mittheilungen der I. Kammer, Bd. 3. ©. 1555 flg., 
fowie die obige Beftimmung des Geſetzes deutlich an 
die Hand. Wenn daher auch nicht anzunehmen ift, 
daß durch die in $. 6. enthaltene, nur bie auf bem 
öffentlichen Rechte beruhende Verpflichtung betreffende 
Vorfchrift rein privatrechtliche Leiftungen unbedingt 
haben in Frage geftelt und folche Realabgaben, 
welche auf Brivatrechtstiteln beruhen und nicht 
bazu dienten, in der Eigenfchaft von Staats— 
abgaben an bie Staatscaffe zu gelangen, ganz 
wegfallen follen, vielmehr bei dem angezogenen Iten 
Sage offenbar die vollftändig erfolgte Gompenfation 
der auf dem Hauptgute haftenden Donativbeiträge 
auf die dem Hauptgutsbefiger wegen der nunmehr 
eintretenden Befteuerung nad dem Gejege vom 
8. November 1838 zu gewährende Entfhädigung 
als das präjumtive Kriterium dafür angeſehen wor— 
den, baß die von den Trennftüden in das Hauptgut 
zu entrichtenbden Leiftungen ſolche feien, welche nicht 
zur, obwohl nur mittelbaren, Entrichtung an eine 
öffentliche Caſſe bejtimmt gewefen, fondern in bie 
Privatcaffe des Hauptbefigers geflofien, und daher 
ben Charakter privatrechtlicher Präftationen hätten, 
fo hat doch das obige Anführen in der Klage sub 1. 
zu beren Begründung auf feine Weife für ausreichend 
erachtet werben fünnen. Denn nicht nur, daß es 
nach ber Allgemeinheit deſſelben ſchon an ſich nicht 
völlig außer Zweifel gefegt ift, ob die ftreitigen Ab- 
gaben die Beftimmung gehabt haben, in ber Eigen» 
fhaft bisheriger Staatsabgaben vom Orunbeigen- 
thume (wohin auch die Donativ» oder Ritterpferdss 
gelder gerechnet wurden) an bie Staatdcaffe zu 
gelangen, indem die bloße Bezahlung an das Ritter: 
gut 3. hierbei den Ausfchlag zu geben nicht geeignet 
it, und das Vorbringen hinſichtlich ber vertragss 
mäßigen Uebernahme ber Praestandorum in Bezug 
auf die fämmtlichen, in verjchiedenen Orten wohn- 
haften Beflagten für ben gebrauchten Eibesantrag 
viel zu generell und unbeftimmt erfcheint, fo iſt auch 


ber in bein obigen Gefegabfchnitte gefchehenen Vor— 
ausfegung, daß in Gemäßheit bes Landtagsabſchiedes 
vom 30. October 1834 unter 20. 8. 4. die Ritter— 
pferdbsabgabe vom Nittergute I. bemfelben bei Aus 
mittelung der Entfchädigung für Aufhebung ber 
Steuerbefreiung ungefürzt und aljo mit Einfluß 
des von den Trennftüdsbefigern zeither in das 
Hauptgut abgezahlten Abgabenbeitrags in Zured)- 
nung gebracht worden, in ber Klage gar nicht be⸗ 
rührt, eine Vorausſetzung, unter welcher gleichwohl 
$. 7. jenes Gefepes die privatrechtliche Qualität der 
fraglichen Abentrichtung in das Hauptgut angenoms 
men, und in befien Folge die Fortentrichtung an— 
genommen hat. Daß diefer Mangel nicht durch die 
der Klägerin im Urthel erfter Inftanz fol. — annoch 
nachgelaffene Beibringung ergänzt werden fann, ift 
bereitd im vorigen Erkenntniſſe fol. — nachgewieſen, 
und es hat baher daſſelbe um jo mehr Beftätigung 
finden müfjen, als auch auf den neuerdings fol. — 
von der Klägerin bezogenen Umftand gegenwärtig 
feine Rüdficht genommen werben fann, vielmehr es 
berfelben überlaffen bleiben muß, folche nad) Befin— 
den in einer neuen Klage weiter an» und auszu— 
führen, Bei dieſer Lage der Sache ftellt fich übrigens 
ber Klaggrund 
ad 2. 

von felbft als unerheblich bar. Denn bei der nad) 
Inhalt der Klage zweifelhaft bleibenden Eigenſchaft 
jener Abgabe, ob fie ben Eharafter von öffentlichen 
Leiftungen gehabt ober nicht, würde der Natur der 
Sache nad) von der Begründung einer Verbindlich 
feit Seiten der Bellagten der Klägerin gegen— 
über burch Verjährung nicht die Rede fein können, 
während im Webrigen feldft bei der feftgeftellten Ver— 
pflihtung der Beklagten zu einem Abgabenbeitrage 
gebachter Art immer bie im Gefege vorgefchriebenen 
Erforderniffe vorhanden fein müßten, unter denen 
nur beren Fortentrichtung ausdrücklich feftgefegt 
worden ift. 

Durch die Unfchlüffigkeit der Klage rechtfertigt 
fi die Verurtheilung der Klägerin in Erftattung 
der Proceffoften, bie Aufhebung der Koften bes 
Nemedii aber durch ben eingetretenen Wechfel ber 
Entſcheidungen.“ 
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1. Inwieweit kann in Bagatellſachen ein Sad: 
walter, wenn er mehrere Beklagte aus einem 
und bemfelben Rechtögrunde in Anfpruch nimmt, 
und die Sache gegen Alle in einem und demiel: 
ben Termine verhandelt, reſp. entjhieden ober 
verglichen wird, den in $.40. sub b. des Geſetzes 
dad Merfahren in ganz geringfügigen Rechts— 
fachen betr., vom 16. Mai 1839 geordneten 
Gebührenfag von —- 16 gGr. —- hinſichtlich 
jedes einzelnen Beklagten liquidiren? — 2. Zi, 
wenn ein Beflagter in einer Bagatelljache nd 
zu Erftattung der aufergerichtlihen Koften im 
Berhandlungstermine ausdrücklich verbindlich 
macht, derſelbe auch zu Erſtattung der durch die 
Execution erwachſenden außergerichtlichen Koſter 
verbunden? 


Mitgetheilt von 
Herrn F. H. in P. 

Der Adv. R. in M. hatte im Auftrage der 
Hagelſchaͤden ⸗Verſicherungs - Gefellichaft zu E. als 
Klägerin 64 verſchiedene, dem Jurisdictionsbezirke 
des Königl. Gerichts zu P. untergebene Grund: 
ftüctöbefiger, welche bei der genannten Gefelicaft 
verfichert hatten, auf Bezahlung von Nachſchuß— 
beiträgen, deren feiner die Summe von 20 Then. 
—— üiberftieg, in fechs verfchiedenen Klaganbrin— 
gen fchriftlich verklagt. Nach Eingang des erſten 
Klaganbringens wurden bie darin in Anjpruch ge 
nommenen 17 Bellagten zu einem und bemjelben 
Berhandlungstermine mit Adv. R. beftellt. In diejem 
Termine, bis zu welchem auch die fünf übrigen 
Klaganbringen bei Gericht präfentirt worden waren, 
erfchienen der Klägerin gegenüber Drei aus der 
Mitte der Bellagten mit gehöriger Vollmacht, Ne 
übrigen Beklagten, und zwar aud die noch mid 
beftellt gewefenen, zu vertreten, und es einigten ſich 
die Barteien im Verhandlungstermine dahin, daf 

1) die Beklagten unbefchadet der Frage, ob fie 
hierzu verbindlich feien oder nicht, lediglich, 
um fich für jept weitere Koften zu erjparen, 
und weil fie ihre Gegenanfprüche ſofort zu 
befcheinigen nicht vermochten, die geforderten 
Nachſchußbeiträge bis längftens den 5. Mai 
1854 bei Vermeidung der Hülfe bezahlen, aut 
alle erwachfenen gerichtlichen und außergericht- 
lihen Koften, zu welchen legteren fie bereits 
nach dem ausdrüdlichen Wortlaute ihrer Ber: 
ficherungsreverfe pflichtig waren, ab» und er 
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ftatten wollten, fich aber für die Ausführung 
ihrer Oegenanfprüche den Rechtsweg ausbrück— 
lich offen hielten, 

2) die in dem erjten Berhandlungstermine von den 
drei Beauftragten der Beflagten abgegebenen 
Erklärungen auch für jämmtliche, noch nicht 
beftellte Beflagte Geltung haben follten. 

Am 30. Mai 1854 beantragten die Bellagten 
unter der Behauptung, am 5. Mai 1854 Adv. R. 
den Betrag der gefammten geforderten Nachſchuß— 
beiträge offerirt, auch zu Berichtigung der außer- 
gerichtlichen Koften fich erboten zu haben, gerichtliche 
Beftitellung der nad) ihrer Anficht zu hoben Liquis 
dation des klaͤgeriſchen Sachwalters, und ward in 
Bolge deſſen dem Legteren aufgegeben, bei Vermei— 
dung von 5 Thlen. — —: Strafe feine Privatacten 
binnen acht Tagen bei Gericht einzureichen. Adv. R. 
überreichte hierauf unter Beifügung feiner Private 
acten 64 verſchiedene Grecutionsanträge, Deren jedem 
einzelnen er — 20 Ngr. —⸗ für feine Bemühungen 
bis zum Berhandlungstermine und außerdem nad) 
$. 40. h. des oben angesogenen Geſetzes feine Ges 
bühren und Berläge für die Erecutionsanträge und 
antheiliges Fortkommen x. beiliquidirt hatte, und 
wurden die Parteien ſodann folgendermaaßen Ge— 
richtöwegen bejchieben: 

„Nah genommener Einficht der ©erichtdacten 
und ber vom Adv. N. eingereichten Privatacten, 
fowie in Erwägung, daß biefer zu Vermeidung 
unnüger Weiterungen wegen ber völligen Gleichförs 
migfeit der einzelnen Anſprüche an die betreffenden 
Reitanten, und weil von den einzelnen Reftbeträgen 
nicht ein einziger die Summe von 20 Thlen. — —⸗ 
überfteigt, im Wege des Bagatellprocefies alle Res 
ftanten auf einmal, und nicht vermittelft verfchiedener 
Klaganbringen in rechtlichen Anfpruch hätte nehmen 
follen, hat man, zumal die Beklagten ſich zu Bezah— 
fung der Ertrajudicialien in vorliegender Bagatell- 
ſache ganz befonders verbindlich gemacht, nad) Recht 
und Billigfeit die vom Av. R. nah BI. — bis 
mit — und — ber vorliegenden Acten sub Vol. I. 
liquidirten Ertrajudicialien alfo feftzuftellen ſich be— 
wogen gefunden: 

Nah $. AO. des angezogenen Geſetzes konnte 
Adv. R. für feine fämmtlihen Bemühungen von 
Anmeldung der Klage an bis zum Berhandlungs- 
termine, in welchem ber eingeleitete Proceß nad 
DI. — flg. der ergangenen Acten Vol. I. in ber 
Hauptjache feine Endfchaft erreicht hatte, mit Aus- 
nahme feines Verlags für Reinfchrift ber Klaganmels 
dung fammt Porto und Beftellung, für Kortfommen, 
Meilengebühren und Diäten bei Gelegenheit ber 
Abwartung bed gedachten Berhandlungsterming, 
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an Advocatenfoften überhaupt nicht mehr ald —- 
20 Ngr. —» allen Bellagten zufammen in Anfat 
bringen, und nachdem, wie gedacht, die Sache bei 
Gericht bier ſchon im Hauptwerfe völlig abgemadht 
war, auf den Grund der vorhin angezogenen Ge— 
fegesparagraphe für feine weiteren Arbeiten und 
Verrichtungen in ber Sache blos die Hälfte der bei 
wichtigeren Rechtsſachen geordneten Anfäge bezahlt 
verlangen; es lag ihm daher, weil ein Advocat die 
Bezahlung feiner Koften überhaupt gar nicht eher 
verlangen fann, als bis folche Gerichtswegen feſt— 
geftellt, nun aber dieſe Feſtſtellung von Seiten ber 
Bellagten ausdrüdlich beantragt worden war, bie 
Verpflichtung ob, einfach feine Koftenliquidation, 
ohne etwas weiter dafür in Anjag zu bringen, als 
höchftens die NReinfchrift derfelben und diesfallfige 
Beftellung mit Porto, bei Gericht hier einzureichen, 
die gerichtliche Feftitellung und auf deren Grund 
die Auszahlung des feitgeftellten Betrags zu er— 
warten, 


Dies vorausgefchidt, geftaltet fih das, was 
Av. R. in ber vorliegenden Klagſache von ben 
Bl. — bis mit Bl. — und Bl. — Act. Vol. II. 
namentlich aufgeführten 64 Bellagten verlangen 
fann, alfo: 


nn ———— —— 
Gebühren.| Verlaͤge. 


— Gebühren überhaupt von Anmeldung der 

Klage bis zum Berhandlungstermine, 
— | Fortfommen von M. nadı P., 2 Stunden 

Meges, 

— — | Meitengebühren und Diäten, 

5 — Reinſchrijt Bl. — und — Act. Vol.1. 

, 5/—|besgl. Bl. —1. ce. 

| 6| Ideal. Bl. — 1. e. bis mit Bl. —1. e. 
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| Anmerkung. Diele Reinfchriftsbeträge 
H mögen darum pajfiren, weil, wenn Adv. R., 
| wie recht und billig geweſen wäre, bie ver: 
ſchiedenen Riaganbringen in ein einziges ge: 
faßt hätte, tiefes einzige Rlaganbringen 
wegen ber aufzufibrenten Namen und Reſt⸗ 
betraͤge, ziemlich; ebenforiel, als oben aut: 
| geworfen, betragen haben würte,. - 

— Beſtellung des einzureichen gewefenen 

einzigen Rlaganbringene, 
1 — Bott deffelben, — 
— — namlich —⸗ 5 Ngr. —⸗ für en ber 








BI, — bis mit BL. — und Bl. — Act. 
Vol. I. benannten 64 Beklagten, 
Gonferenz bei Annahme der Zahlung 

ln Neftbeträge und Erihels 
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14 lung von Dutttung barüber, 
— — — 5 — |Reinihrift des vom Adv. R. anzufertigen 
und bei Gericht einzureichen ae 
| nen fpecielien$aupttoftenverzeichniffes, 
böchhens zu einem Bogen gerechnet, 
j Anifes zur Boll, 
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15 Thlr. 25 Ngr. 3 Pi. Summa überhaupt, 


wozu jeder ber genannten 64 Beflagten den baſten 
Theil mit —⸗ 7 Ngr. 444 Pf. beisutragen hat. 

Was dem zuwider vom Adv. R. Bl. — bie mit 
Bl. — und BI. — Act. Vol. I. in Anfag gebracht 
worden, fommt, ald mit den Principien des Rechts 
und ber Billigfeit in Widerfpruch gerathend, in 
Wegfall.‘ 

Bei dieſer Beicheibung, welcher die Beklagten 
fih unterwarfen, erflärte Adv. R. fih nicht beru— 
bigen zu fönnen, beantragte vielmehr, baß bie 
Feftitellung feiner Ertrajudicialien nunmehr ber vor— 
geſetzten Behörde anheim gegeben werben möchte, und 
das Königl. Appellationsgericht zu Zwidau 
ſprach fich hierauf in der auf den Bericht des Königl. 
Gerichts zu P. eingegangenen Verordnung folgender: 
maaßen aus: 


„Ai. 

Wenn in $. 40. sub b. des bad Verfahren in 
Streitigkeiten über ganz geringfügige Eivilanfprüche 
betreffenden Gefeges vom 16. Mai 1839, verbunden 
mit pos. b. des Il. Nachtrages zur revidirten Tar- 
ordnung vom Jahre 1840 beftimmt worden ift, daß 
die in berartigen Streitigkeiten von einer Partei 
zugezogenen Sachwalter für ihre ſämmtlichen Be— 
mühungen bis zur Beicheidsertheilung —» 20 Ngr. 
— fordern bürfen, fo bezieht fich dies offenbar nur 
auf die ald Regel angufehenden einfachen Proceffe, 
in denen nicht mehr als zwei Parteien fich gegen: 
über geftanden und mit einander verfahren haben. 
Bälle, wo der Sachwalter, wie hier, zu feiner eige- 
nen Erleichterung gleich eine Mehrzahl von Bellag- 
ten in einer und derſelben Klage zufammengefaßt, 
wegen ber fämmtlidhen angemeldeten Forderungen, 
die noch Überdies auf einem und demjelben Grunde 
beruhen und beshalb bei der Subftantiirung weder 
in rechtlicher, noch in fachlicher Beziehung zu erheb- 
lihen Weiterungen Anlaß bieten konnten, einen 
einzigen Berhandlungstermin abgewartet und über: 
haupt nur ein Verfahren ftattgefunden hat, gehören 
zu den Ausnahmefällen, von denen in Ermangelung 
einer ausdrüdlichen Erflärung nit angenommen 
werden fann, baß fie vom Geſetzgeber mit haben 
betroffen werden follen. Es fann daher aus jenen 
geleglichen Beftimmungen noch keineswegs gefolgert 
werben, daß ed bem Sachwalter freiftehe, auch in 
einem ſolchen Ausnahmefalle die dort geordnete 
Gebühr für jeden einzelnen Beklagten voll zu for- 
bern. 

Und in ber That würbe es fich auch weder mit 
dem allgemeinen Rechtsprincipe, nach dem der Lohn 
ber Arbeit zu entiprechen hat, noch insbefondere mit 
ber auf möglichite Verminderung von Koſten gerich- 
teten Tendenz bed erfibegogenen Geſetzes vereinbaren 
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lafien, wenn man dem Sadjwalter für feine ver- 
hältnigmäßig weit geringeren Mühmwaltungen und 
Zeitverlufte eben foviel hätte paffiren laſſen wollen, 
ald er zu fordern beredjtigt gewejen fein würde, 
wenn er jeden Beklagten einzeln belangt und mit 
jedem Einzelnen befonders verfahren hätte. 

In Ermangelung fpecieller gejeglicher Borfchrif- 
ten hat vielmehr in jedem derartigen Falle das rich- 
terliche Ermeſſen einzutreten, und Dies zwar um jo 
unbedenfliher, als die Bafjung ber erwähnten 
Gefegesftelle: 

„die Sahwalter bürfen für die füämmtlichen 

Bemühungen bis zur Bejcheidsertheilung ein 

Mehreres nicht fordern‘, 
ohnehin darauf hinzuweifen fcheint, daß der Betrag 
von — WW Ngr. —⸗ nur ald ein Maximalſatz babe 
aufgeftellt und fomit dem Nichter immer noch freie 
Hand gelafien werden follen, innerhalb ber alfe 
gezogenen Grenzen nach Befinden eine Ermäßigung 
eintreten zu laſſen, wie ed denn auch, um nur eines 
Beifpield zu gedenken, fchwerlich einem Sachwaltet 
beifommen dürfte, für die Anfertigung eines bloßen 
Klaganmeldungsichreibens die vollen —⸗ 20 Ngr. — 
in Anfag zu bringen. 

Dagegen verfteht «8 ſich aber ebenjo von feldft, 
bag bei diefer richterlichen Abwägung neben der 
gefeglich gegebenen Tare andererfeits auch noch die 
mehreren Mühmwaltungen und der größere Zeitaufs 
wand in Betracht fommen müffen, welche mit der 
gleichzeitigen Verfolgung mehrerer Bellagten ſtets 
verbunden fein werden, und namentlich in Fällen, 
wo, wie bier, eine fo große Anzahl von Perſonen 
belangt worden ift, verbunden fein müffen. 

Nah diefen Grundfägen, in Berüdfichtigung der 
geringen Weitläufigfeiten, welche dem Obigen zufolge 
durch die gemeinfchaftliche Verfolgung der Beklagten 
verurfacht worden, fowie in weiterem Betracht, das 
diejenigen Mühmwaltungen, welche der Advocat R. 
nach Abwartung des Verhandlungstermind bei der 
Einhebung der geflagten Verfiherungsbeiträge ge 
habt hat, nad) Ausweis feiner eigenen, wieder beis 
geſchloſſenen Privatacten ebenfalls nicht beſonders 
umfänglich gewejen find, bat man es gerechtfertigt 
finden müffen, wenn dad Proceßgericht Anftand ge 
nommen bat, für jeden einzelnen Beflagten die vollen 
—⸗ 20 Ngr. — = zuzubilligen. Mit Rüdficht auf die 
große Anzahl der Beklagten, fowie auf den Umſtand, 
daß Advocat R., wie ihm zweifelsohne freigeftanden, 
urfprünglich mehrere Klagſchreiben eingereicht hatte, 
muß es jedoch zweifelhaft erfcheinen, ob fich derfelbe, 
wie vom Gericht angenommen worden, für Die Ab- 
wartung des Termins nur mit dem einfachen Eape 
von —⸗ 20 Nor. —⸗ begnügen zu laffen brauche. 


Man hat daher für angemeffen befunden, bie bie 
zur Grecution erwachienen Gebühren und Berläge, 
ausschließlich de8 Reifeaufmands, wie hiermit ges 
ſchieht, auf überhaupt 16 Thlr. — —», alfo der— 
geftalt zu erhöhen, daß auf jeden ber gegenwärtig 
in Frage fommenden 64 Bellagten ein Beitrag von 
— 7 Ngr. 5 Pf. fällt, Weiter zu gehen hat man 
fih um jo weniger veranlaßt finden mögen, ald aus 
DI. — der Privatacten hervorgeht, daß R. dieſen 
Anfag früher felbft als einen feinen Bemühungen 
entfprechenden anerfannt hat, 

* 

Bon dem Reiſeaufwande ıc. 
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Die außergerichtlichen Anfäge für bie BL. — fig. 
und — Vol. Il. eingebrachten Erecutionsantraͤge hat 
das Gericht, weil R. die erecutivifche Beitreibung 
feiner Deferviten vor deren gerichtlicher Feſtſtellung 
überhaupt gar nicht verlangen können, gänzlich ge 
ftrihen und nur foviel ftehen laffen, ald ber Aus— 
bringer für die Zufammenftellung und Einreihung 
feiner Koften hätte verlangen fönnen. 

Ob dieſer Grund für ducchjchlagend au achten, 
fann ebenfowohl als die weitere Frage, ob R. nach 
den in den Acten enthaltenen Vorgängen berechtigt 
geweien fei, gegen jeden einzelnen Bellagten mit 
einem befonderen Grecutionsantrage einzulommen 
und die dafür geordnete Gebühr für Jeden voll zu 
fordern, für jegt dahin geftellt bleiben, da es zunächft 
auf die Frage anfommt, ob die Beflagten überhaupt 
zur Wiedererftattung der durch bie Erecution er 
wachfenen Grtrajudicialien verbunden feien, folches 
aber nah der Anficht des Nppellationsgerichts 
zu verneinen if. Denn obwohl die Beklagten nad) 
Ausweis des Berhandlungsprotofolles Bl. — auch 
bie außergerichtlichen Koften mit zur Berichtigung 
übernommen haben, fo erfcheint dies boch gegenüber 
den in $. 7. und 10. bes Gefeges vom 16. Mai 
1839 enthaltenen Vorſchriften, nach welden in 
Streitigkeiten der vorliegenden Art jede Partei ihren 
Sadmalter in der Negel felbft zu honoriren hat, 
nur als eine Ausnahmebeftimmung, welche als ſolche 
firenger Auslegung unterfteht und deshalb nur auf 
die damals allein in Frage befindlich gewefenen 
Koften bed erften Termind, nicht aber fo ohne Wei— 
teres auch auf die der Erecution bezogen werden barf. 

Auch kann hieran buch den Schlußfag ber 
DI. — flg. Vol. I. verbunden mit Bl. — beigebrachten 
Reverfe, ganz abgefehen davon, daß nicht einmal gegen 
alle Betheiligte dergleichen vorliegen, fon um bes> 
willen etwas nicht geändert werben, als bdiefelben, 
obwohl im Verhandlungstermine probucitt, boch von 
ben Beklagten nirgends anerfannt worben find, viel« 
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mehr die Legteren das Klagerecht der Klägerin aus: 
brüdlich beftritten haben. 

Man hat daher der Entfchliegung ber vorigen Ins 
ſtanz ſchon aus diefem Grunde beizutreten gehabt. 

Wie nun bierdurdy allenthalben die eingewenbete 
Berufung theild fich erledigt, theil® als unerheblich 
fih darftellt, fo wird biefelbe, foweit Letzteres der 
Ball, verworfen und find bie daburch erwachfenen 
Koften, welche in ihren BL. — verzeichneten gericht: 
lien Anſätzen ohne Abgang verbleiben, zwifchen 
den Parteien aufzuheben, das Gericht aber hat bie 
Legteren demgemäß zu beſcheiden.“ 


130. 


Wenn es fih mit Wahrfcheinlichfeit überfehen 
läßt, daß für Die gemeinen Gläubiger feine Maffe 
übrig bleibt, ift Fein Goncurs zu eröffnen ). 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. H. M. in 8. 


Im Jahre 1852 war A. verftorben. Nach dem 
von ber Wittwe überreichten Nachlaßverzeichniß 
ftellte fi die Injolvenz des Nachlafjed heraus, wes— 
halb fie und der Vormund der Kinder von demfelben 
ſich losfagten. 

Zu ben Nachlaßactiven gehörte insbefonders eine 
Lebensverficherungspolice über 300 Thlr. —= —«, 
welche dem E. wegen einer Forderung von 170 Thlrn. 
—- —« verpfündet und auf welche N. wegen 121 
Thle. 23 Nor. 4 Pf. angewiefen war. 

Nah dem Losfagen von ber Erbichaft trugen H. 
und R., zwei Gläubiger A.'s, auf Concurseröffnung 
an; ein Antrag, welchem N. unter Berufung auf 
das Recht prioritätifcher Befriedigung aus dem Refte 
der Police und auf eine durch Concurseröffnung zu 
befürchtende Beeinträchtigung dieſes feines Rechts 
widerſprach. 

Nah fruchtlos gehaltenem Verhörstermine trat 
das Kreisamt Leipzig, die Nachlaßbehörde, dem 
Widerſpruche des N. bei und gab zu erkennen: 

„Daß man Amtshalber, da das von E. und R. 
prätendirie Vorzugsrecht auf die dem Erblaſſer 
zugehörig geweſene Lebenspolice von 300 Thlen. 
—-⸗ —⸗ mit Rückſicht auf das vorliegende Anerkennt⸗ 
niß Seiten der im Verhörstermine erſchienenen 
Gläubiger, was erſteren (E.) anlangt, jo wie mit 
Hinblid auf die von bewährten Rechtslehrern 
(vergl. Eurtius, Handbuch des im Königreich 
Sachſen geltenden Civilrechts, ed. 2. Theil 2. 
Zte Abtheil. $. 1065. not. i.) aufgeftellte Theorie, 


*) Vergl. diefes Wochenblatt, Jahrg. 1853. S. 65 fig. 
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was legteren (N.) betrifft, nicht zu bezweifeln, bierz 
nächſt die im Nachlaffe vorgefundene Baarſchaft 
durch die prioritätifch geficherten Begräbnißfoften 
abforbirt worden ift, endlich auf die wenigen Nach— 
(aßmobilien die Wittwe wegen ihres nicht minder 
bevorzugten Einbringend Anſpruch erhebt, bei fomit 
wenigftend für bie chirographariſchen Gläubiger 
ermangelnder Nachlaßmafle Bebenfen trägt, einen 
Nachlafvertreter zu beftellen und Concurs zu er— 
öffnen. 

Es bleibt vielmehr denjenigen Gläubigern, welche 
weder befriedigt find, noch auf ihr Necht verzichtet 
haben, felbft anheim geftellt, ihre etwaigen Rechte 
an bem angeblich zu erlangenden Residuo der lebend» 
police durch einen gemeinfcaftlichen Bevollmächtig- 
ten geltend zu machen.’ 

H. und R. appellirten hiergegen, und das Appel- 
lationsgericht Leipzig verordnete unter dem 14. October 
1852 Eoncuröcröffnung- 

Nunmehr appellirte N., und dad Oberappellas 
tionggericht fiellte unter dem 27. Januar 1853 
die Refolution ber erften Inftanz wieder her und 
gab hierzu nachftehende Gründe: 

„Der Zweck des Concursproceſſes ift, daß das 
Vermögen des Schuldners unter bie Gläubiger nad 
gefeglicher Orbnung vertheilt werde. Daher reicht 
die Injolvenz des Schuldners und die Mehrzahl der 
Gläubiger nicht aus zur Eröffnung bes Concurſes, 
fondern es muß auch cine Maffe vorhanden fein, 
welche vertheilt werden kann, fonft erſcheint ber 
Eoncurs fruchtlos und zwedwidrig. An diefem Er⸗ 
forderniſſe nun fehlt es hier, da, wie fol. — näher 
gezeigt ift, und durch das Verzeichniß fol. — beftätigt 
wird, der A-’fche Nachlaß nur in weniger Baarſchaft 
und Mobilien beſteht, deren Betrag durch die Koſten 
der legten Krankheit, des Begräbniffes und 
der Haushaltung ber nädften 30 Tage nad 
dem Tode des Schuldners, auch abgejehen von dem 
fol. — angemeldeten eheweiblichen Einbringen, er- 
ſchöpft wird. 

Nun ift zwar noch eine Rebensverficherungspolice 
über 300 Thte. — —» vorhanden. Allein dieſe ift 
an den €. verpfändet, welcher fih aus dem Erlöje 
derfelben wegen einer Forderung von 170 Thlen. 
— — bezahlt gemacht hat, und es ift die priori— 
tätifche Befriedigung diefer Forderung von den Glaͤu— 
bigern, namentlich auch von H. und R., fol. — 
unbedingt zugeftanden worden. 


Police, welchen die genannten Gläubiger zur ges 
meinen Nachlaßmaſſe ziehen wollen, wird von N. 
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Ser fol. — auf 
129 Thlr. 13 Ngr. 4 Pf. berechnete Ueberfchuß diefer 


aus dem Grunde allein in Anfpruch genommen, weil 
er zu feiner Befriedigung wegen einer Forderung 
von 121 Thlrn. 23 Nor. 4 Pf. von dem Schuldner 
ausdrüdlich darauf angewiefen worden fei. Und in 
der That ftellt ſich nach der Erklärung fol. —, welde 
fol. — im Original probueirt worden ift, gedachte 

Police, N, gegenüber, ebenfalls ald verpfändet bar, 

indem €. fie zugleich mit für dieſen zurüdzubehalten 

und nur an ihn auszunntworten ſich gegen A. ver 
pflichtet hat. 

Die gegenwärtigen Appellaten, 9. und R., haben 
nicht die Nichtigfeiten diefer Borderung, jondern mur 
das Vorzugsrecht berfelben beftritten, allein dieſen 
Widerſpruch nicht ausreichend begründet, auch der 
Verfiherung des Bormundes fol. —, daß ihm bie 
Nichtigkeit des Sachverhältniſſes in Betreff der frag- 
lichen Verpfändung genau befannt fei, etwas nict 
entgegengejeßt. 

Unter diefen Umftänden hat die erfte Inſtanz 
fol. — Bedenken getragen, einen Nachlaßvertretet 
zu beftellen und Concurs zu eröffnen, jedoch ben be— 
treffenden Gläubigern nachgelaffen, ihre etwaigen 
Rechte an Dem Residuo der Lebenspolice felbft geltend 
zu machen. Und diefe Anſicht ift für fachgemäß zu 
erachten. Denn wo es fih mit Wahrfcheinlichkeit 
überfehen läßt, daß für die gemeinen Gläubiger feine 
Maffe übrig bleibt, da würde die Eröffnung des 
Goncurfes nur als ein Verſuch erijheinen, 
welcher auf Koften und Gefahr der prioritäs 
tiſchen Gläubiger unternommen wird, zum 
Beften ber Erfteren erſt eine Maſſe zu ſchaf— 
fen. Und hierzu liegt fein rechtlicher Grund vor, 
abgefehen davon, daß im günftigften Falle die durch 
das Goncuröverfahren entftehenden Unfoften leidı 
auch dasjenige, was für die Chirographarier erlangt 
würde, überfteigen fönnen. Der Unterfchieb de 
verfhiedenen Maſſen ift nicht allein bei da 
Vertheilung derfelben, fondern auch ſchon bei der 
Entfhließung, ob Concurs zu eröffnen fei, 
in Betracht zu ziehen. 

Wolfgang Heinrich Puchta, über ben Eoncurt: 
proceß, bejonders mit Rückſicht auf die Mittel 
feiner Abwendung, $. 186. S. 383. 

Sollten Appellanten ihre Anſprüche an den Ueber: 
ihuß der Lebenspolice ausführen, oder fonft nad 
weifen, daß noch mehr Vermögen vorhanden jei, ſo 
bleibt ihnen alsdann weitere Anträge zu ftellen un- 
benommen. 

Wegen des Wechfeld der Entfcheidungen find übri- 
gend die Unkoften des eingewendeten Rechtsmittels 
zu vergleichen gewefen.” 
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131. 


Beitrag zur Anwendung ber Vorſchrift ber Erl. 
Procegorbnung ad Tit. 28. 8. 1., den Beweis 
durch Augenschein betreffend, 


Mitgetheilt von 
Heren J. R. L. in 2, 


R. ftellte gegen B. Negatorienftage unter dem 
Anführen an, daß deſſen Gafthof auf der Seite, 
wo er mit feinem, R.’3, Haufe grenze und gänzlich 
an daſſelbe angebaut fei, Feine eigenthümliche Mauer 
babe. Derfelbe habe nun im erften Stodwerfe einen 
Tanzſaal eingerichtet und in bemielben in R.’s Mauer 
ein Orchefter befeftigt, dadurch aber, fo wie durch 
bie beim Tanzen entftehende Erſchütterung bes Ges 
bälfes und Mauerwerks fei legtered an mehrern 
Punkten gefprungen und demſelben ein empfindlicher 
Schabe verurfacht worden. Eine gleiche Eigenthums- 
beeinträcdhtigung fand Kläger darin, daß B. in ber 
Durchfahrt neben R.'s Mauer in diefer zu Herftel- 
lung einer Stallung für Pferde Krippen und Raufen 
angebracht habe. Das Petitum ging darauf, daß 
DB. fi aller dieſer nachtheiligen Gebahrungen zu 
enthalten und das Orchefter, die Krippen und Raus 
fen aus Klägers Mauer herauszunehmen habe. 

Da Bellagter das alleinige Eigenthum Klägers 
an biefer Mauer verneinte, wurde rechtskräftig auf 
Deweis dieſes Eigenthums erfannt, und darauf im 
November 1844 der Beweis, fpäter aud) ber Gegen- 
beweis geführt. Im December 1845 reichte aber 
Kläger einen nadträglichen Beweis unter Dem An- 
führen ein, e8 habe fi) bei Nevifion des ftadtgericht- 
lichen Archivs ein Actenftüd aufgefunden, welches 
auf die Rechtsſache von großem Einfluffe fein werde. 


Aus biefen Acten ergebe fich nämlich, daß fein und 
3.8 Haus vor hundert Jahren durch Feuer zerftört 
worden, und fein Befigvorfahr, ein gewiffer O., 
zwei fleinerne Branbdgiebel erbaut und bie flreitige 
Mauer ihm gehöre, das bamald ben B—t'ſchen 
Erben gehörig geweſene Nachbarhaus aber, ber 
Gafthof zum blauen Engel genannt, fpäter erbaut 
worden fei. Darüber, daß bas damals Or'ſche Haus 
baffelbe, was jeht AI. befige, und baf der Gafthof 
zum blauen Engel identifch mit des Beklagten Gaft« 
hof fei, war ber Eib angetragen. Deſſen Statt» 
haftigfeit wurde vom Bellagten beftritten, berfelbe 
auch in dem eingeholten Bros und Reproductions- 
urthel dem Aläger aberfannt, ber Nachtragsbemeis 
an fich aber, foweit er auf das neuaufgefundene 
Actenſtück geftügt war, unter Vorausſetzung ber 
Leiftung bes juram, docum. nov. repertorum aufrecht 
erhalten. 

Nunmehr beantragte Kläger aber bie Ertheilung 
eines gerichtlichen Marginalatteftes, bag das damals 
Or'ſche Haus das jegt ihm, und das damals ben 
B—tz'ſchen Erben gehörige das jegt dem Beflagten B. 
zuftändige Gafthofsgrundftüd zum blauen Engel fei. 
Dieſem Anverlangen widerſprach Bellagter, da es 
Klägerm nicht freiftehen fönne, zum Nachtragsbeweile 
einen nochmaligen Nachtragdbeweid zu des erjteren 
Vervollftändigung zu liefern. Die Ertheilung des 
Atteftes unterblieb, und ed wurde über gedachte 
Differenz in vier Inftanzen entſchieden. 

Diefe Erfenntniffe gingen dahin: 

I. Urthel des Königl. Spruchcollegiums 
Mens. Januar 1848. 

„Da alle diejenigen Thatfachen, welche durch 
bas von bem Kläger in feinem nachträglichen Beweife 
Bl. — unter Bezugnahme auf bas bort inducirte, 


neu aufgefundene Doc. sub II. angeführt find, ſich 
direct auf den von dem Kläger zu beweifenden Satz, 
daß die fragliche Mauer fein Eigenthum feien, be— 
ziehen und dazu beftimmt find, einen fünftlichen 
Beweis beffelben zu liefern, mithin nicht bezweifelt 
werden mag, daß dieſe Thatjachen, obgleich erft 
nach Ablauf der Beweisftift vorgebracht, dennoch in 
dem gegenwärtigen Broceffe infofern Berüdfichtigung 
finden müffen, als der Kläger, wie ibm bereits 
BI. — auferlegt worden, annoch mittelft Eides er— 
hält, 
„baß er während ber Beweisftift von ber Eris 
ſtenz diefer Urfunde oder doch davon, wo felbige 
anzutreffen gewefen, feine Kenntniß gehabt und 
diefe Kenntniß erſt innerhalb einer Saͤchſiſchen 
Friſt, vom 22. December 1845 rüdwärts gerech⸗ 
net, erlangt habe,’ 
ba ferner ber Kläger Bl. — auf Ertheilung eines 
gerichtlichen Zeugniffes über verfchiedene Umftände 
angetragen hat, bes Bellagten Bemerkung Bl. — 
aber, daß biefed Zeugniß um deswillen nicht ertheilt 
werben fönne, weil ed einen Nachbeweis enthalten 
würde, um deswillen feine Berüdfichtigung finden 
fann, weil dasjenige, um deſſen Bezeugung Kläger 
gebeten, fih nur auf Gegenſtände bezieht, welche, 
wenn Klägers Anführen in Wahrheit beruht, fich 
fofort durch den Augenfchein ergeben müjjen, ber: 
artige Nachweifungen aber zu jeder Zeit zu den Acten 
gebracht werden fönnen, 
Martin, Lehrbuch des bürgerlihen Proceſſes, 
$. 216. S. 379. der 11. Ausg. 
nun aber weder ber obengebadhte Eid von Klägerm 
geleiftet, noch das legterwähnte Zeugniß und eben fo 
wenig eine Erflärung, daß es nicht gegeben werben 
fönne, vom ©ericht zu den Acten gebracht worden, 
mithin rücfichtlich des kläägeriſchen Nachbeweifes noch 
zur Zeit nicht alles bei den Acten vorhanden, mas 
zu deren vollftändiger Inftruction erforderlich ift, 
dennoch aber bie in jenem Nachbeweile aufgeftellten 
thatfächlichen Behauptungen keineswegs unberüd: 
fihtigt bleiben können, da es von nicht geringem 
Einfluffe auf die Entfcheidung der Hauptfache ift, 
ob man den Beweis derfelben für erbracht oder ver— 
fehft anzufehen hat — fo ift zuvörderſt ein Termin 
anzuberaumen und Kläger unter den gefeglichen 
Verwarnungen zu Leiftung des Bl. — erfannten 
Eides vorzuladen, nicht minder ift von Seiten des 
Gerichts darüber, was es mit den BI. — von Klä- 
germ aufgeftellten Behauptungen, worüber berfelbe 
um ein Nandzeugnif gebeten, für eine Bewandtniß 
habe, Nachricht zu den Acten in glaubhafter Form 
zu bringen, worauf ferner in der Sache ergehet, was 
Recht iſt.“ 


490. — 


1. Das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau beftätigte Mens. Juli 1848 das Urthel 
„mit der Erklärung, daß darüber, was e8 mit dem 
vom Kläger über die von ihm Bl. — aufgeflellten 
Behauptungen erbetenen Randzeugniffe für eine 
Bewandtniß habe, allererft nach Ableiftung bes 
bemjelben rechtöfräftig auferlegten Eides Nachricht 
zu ben Acten in glaubhafter Form gebracht werde.“ 

Entſcheidungsgründe. 

„Es iſt zwar an ſich richtig, daß eine nach Ab— 
lauf der Beweisfriſt vorzunehmende Beweisführung 
überhaupt unzulaͤſſig iſt, allein dahin fann nicht ge 
rechnet werden bie Erläuterung ber Zeugenausſagen 
und ber Beweisurfunden über Localverhältnife, 
welche nad) Analogie der in der Erl. Proc. -Drbn. 
ad Tit. 28. $. 1. enthaltenen Borfchrift wegen Auf: 
klärung der Sache durch Localbefichtigung von bem 
Richter ebenfowohl Amtshalber angeordnet, als von 
der einen oder andern Partei bis zur Definitivfenten 
beantragt werben kann. 

Carpzov, jurisprud. forens., P. I. cap. 16. def. 30. 

Rivini enunciata juris, Tit. XXVIII. en. 6. 

Berger, oeec. jur., Lib. IV. Tit. XXIV. th. VII. 

not. 1. 

Wenn daher, fo viel den vorliegenden Fall betrifft, 
der Kläger Bl. — von dem Procefgericht ein Zeug> 
niß über die Lage und Umgebung feines Haufes 
und des Gaſthofs des Beflagten verlangt, fo darf 
dies feineswegs als ein neuer jelbftftändiger Beweis 
angefehen werben, fondern ed bezweckt dieſes Ver: 
langen offenbar nichts weiter, ald eine genaue Be: 
fhreibung der Dertlichfeiten, damit auf dieſe Weite 
der erfennende Richter in den Stand geſetzt werke, 
eine Bergleichung berfelben mit den hierüber in der 
als neu entdedten Beweisurfunde inducirten Acken 
sub No. — fich vorfindenden Angaben zu verat 
ftalten. 

Es fteht mithin auch die Nechtöfraft ber BI. — 
befindlichen Entſcheidung einem ſolchen Berlangen 
feineswegs entgegen, und es fann übrigens bemiel- 
ben von dem Bellagten um fo weniger widerfproden 
werden, ald es hierbei zugleich mit darauf anfonmt, 
den Spruchcollegien eine anfhauliche Kenntniß von 
den im nachträglichen Beweiſe des Klägers genom- 
menen örtlichen Beziehungen zu verfchaffen. 

Demnach war das vorige Urthel zu beftätigen, 
demfelben jedoch die in dem jegigen Erfenntmife 
enthaltene Erläuterung beizufügen, da das erbetene 
Zeugniß von dem Gebrauche der ald Jdocumentum 
noviter repertum bezeichneten Acten abhängt, und 
fegtere nur dann erſt ein zuläffiges Beweismittel 
find, wenn der Kläger den ihm BI. — rechtskräftig 
auferlegten Eid abgeleiftet hat.” 





I. Urthel des Königl. Oberappellationd- 
gerihts vom März 1849. 

„Daß e8 bei dem — Urthel nicht zu laflen, 
fondern ed find Klägerd Anträge Bl. — auf Erthei— 
lung gerichtlichen Randzeugnifies über bie daſelbſt 
bemerften thatſaͤchlichen Umftände für ftatthaft nicht 
zu achten. 

Entfheidungsgründe. 

An fih mag es zwar feineswegs für unzuläffig 
geachtet werben, daß bei dem nachträglichen Beweiſe 
durch neuaufgefundene Urkunden der Producent auch 
noch andere Schriften benuge, welche, wenn fchon 
nicht in die Kategorie der documenta noviter reperta 
fallend, doch erft durch ihren Zufammenhang mit ben 
legtern Bedeutung erlangen; allein in der Natur 
der Sache liegt es, daß die Beziehung auf ſolche 
anberweite Beweismittel, welche zum Berftändniß 
oder zur Aufklärung des Inhalts der neuentdedten 
Hauptdorumente und fomit zur Ergänzung des nad)- 
träglich durch letztere zu führenden Beweifes dienen 
follen, fogleich bei dieſem legtern felbit geſchehen 
müfje, weil die Ausnahme, welche die Gejege für 
den Fall der Auffindung früher unbefannter Urkun- 
ben von der Regel, daß die Induction der Beweis— 
mittel an die Beweisftift gebunden iſt, geftatten, 
nicht über ihren Zwed ausgedehnt werben, und nicht 
dahin führen fann, wiederum auch noch befonbere 
nachträgliche Ergänzungen bed durch die neuent- 
deckten Urkunden geführten Nachtragsbeweiſes mittelft 
anderer Beweismittel zuzulaſſen. So ftatthaft daber 
ein Antrag Klägers auf Ertheilung gerichtlichen 
Marginalatteftes über die Bl. — bemerkten Local- 
verhältniffe geweien fein würbe, wenn diefelbe in 
den Bl. — erfichtlihden Nachtragsbeweisartifeln felbft 
ober bei Ueberreichung derfelben geftellt worden wäre, 
da ber bamit zu erreichende Zwed allerdings keines— 
wegs auf die Darlegung felbfiftändiger Beweisfäge, 
fondern nur auf eine Ergänzung bes durch das be— 
hauptlich neuentdedte Hauptdocument sub — zu 
führenden Beweijes gerichtet erfcheint, jo wenig fann 
boch die Tempeftivität ber BI. — enthaltenen Anträge 
zugegeben werden, zu welchen Kläger erſt in dem in 
der Sache abgefegten Schlußverfahren, nachdem der 
über die Nachtragsbeweisartifel 13. und 14. von ihm 
gebrauchte Eidesantrag Bl. — als unzuläffig ver- 
worfen worden, verfchritten ift, augenfällig, und wie 
aus feiner eignen Erflärung hervorgeht, zu dem 
Zwede, um dadurch indirect zu demfelben Ziele zu 
gelangen, welches durch die gedachten Gidesartifel 
erreicht werben jollte. 

In den vorigen Inftanzen ift die Zuläffigfeit ber 
bemerften Anträge Klägers unbedenklich gefunden 
worden, und zwar von ber eriten Inftanz aus dem 
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Grunde, weil basjenige, um beffen Bezeugung Klä- 
ger gebeten, fich nur auf Gegenſtände beziehe, welche, 
wenn das Anführen in Wahrheit beruhe, fich fofort 
durch den Mugenfchein ergeben müßten, derartige 
Nachweilungen aber zu jeder Zeit zu den Acten ge— 
bracht werden fönnten, während man in zweiter 
Inſtanz die Borfchrift der Erf, Broc.»Drbn. ad Til. 28, 
$. 1., wonach ber Richter bis zur Definitivfentenz 
Localbefichtigungen zur Aufklärung der Sache Amts— 
halber anordnen fönne, analog für anwendbar ers 
achtet hat, mit der Bemerfung, daß ed bei bem 
Hägerifcher Seid vom Wroceßgerichte verlangten 
Zeugniß über Die Lage und Umgebung feines Haufes 
und des Gaſthofs des Bellagten zugleich mit darauf 
anfomme, dem Spruchcollegium eine anfchauliche 
Kenntniß von den in dem nachträglichen Beweiſe bes 
Klägers BI. — genommenen örtlihen Beziehungen 
zu verfchaffen. Indeß hat feiner diefer beiden Gruünde 
für den vorliegenden befondern Ball ald entjcheidend 
anerkannt werden mögen. 

Soviel zunähft den ber erſten Inftanz anlangt, 
fo ift zwar im Allgemeinen allerdings nicht anzuneh— 
men, daß bie Befugniß des Richters, den eignen 
Augenschein eintreten zu laffen, auf die Beweisfrift 
eingefchränft fei. Allein abgefehen von ber Frage, 
ob hierdurch die Nothwendigfeit ausgefchloffen, daß 
die Partei ſelbſt, infofern fie aus den eignen finn« 
lichen Wahrnehmungen des Richters ein Beweis— 
mittel für ſich herleiten will, innerhalb der Be— 
weisfrift fih darauf beziehe, kann wenigſtens das 
gedachte richterliche Befugniß, infofern von demfelben 
zu jeber Zeit im Laufe des Procefies fol Gebrauch 
gemacht werden fünnen, nicht auf Gegenftände aus 
gedehnt werden, die nicht die eigentlich ftreitigen find 
und dem Nichter auch von der Partei innerhalb der 
Beweisfrift nicht als folche bezeichnet werden, welche 
zur Aufklärung des Streitobjectd dienen. Im vor- 
liegenden Falle betrifft aber das, was der Proceß— 
richter in Augenfchein nehmen, und worüber er ſodann 
ein Zeugniß zu den Acten eriheilen foll, nicht Das 
ftreitige Object — die zwifchen den Orundftüden 
der Parteien befindlihe Mauer — fondern gewifle 
Umgebungen ber beiderfeitigen Orundftüde, und ed 
fol die Befichtigung und gerichtliche Niederfchrift 
über deren Ergebniß in Verbindung mit bem Inhalte 
ber neuaufgefundenen Urkunde zu einer fünftlichen 
Beweisführung des Eigenthums Klägerd an der 
ftreitigen Mauer benugt werden. 

Was Dagegen den Grund ber zweiten Inftanz 
betrifft, fo ift zwar ebenfowenig zu beftreiten, daß 
nach Maaßgabe der allegirten Stelle der Erl. Proc.= 
Ordnung es dem Nichter bis zur Rechtskraft bes 
Definitivurthels freifteht, eine ihm zur Aufklärung 
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ber Sache erforderlich ericheinende Localbefichtigung 
ex olficio anzuordnen, nad Befinden barauf zu 
interloquiren, allein immerhin ſetzt Diefe vom Gefch 
dem Richter gegebene Ermächtigung ben Fall voraus, 
daß das eigentliche Beweismaterial bereits vollftän- 
big vorliege und tempeftiv beigebracht worben, nur 
aber zu beffen Eichtung und klarem Ueberblide ſich 
noch ein anfhauliches Bild von der Localität erfors 
derlih mache. Daher pflegt nicht felten, wenn es 
bei Streitigkeiten, bie eine Flare Anſchauung ber 
Rocalität erheifchen, in den Acten an einer bildlichen 
Darftellung fehlt, oder die vorhandene nicht genligenb 
ericheint, die Anfertigung von Riffen auf den Grund 
anberweiter Rocalinfpection angeorbnet zu werben. 
Allein durch das BI. — von Klägerm beantragte 
Marginalatteft ſoll nicht fowohl der Zweck erreicht 
werben, das bereits vorhandene Beweißmaterial dem 
erfennenden Richter in anſchaulicher Weife vor bie 
Augen zu führen, als vielmehr gewiffe Nebenumftänbe 
in Gewißheit zu fegen, aus welchen ein Schluß auf 
die Relevanz des Ergebniffes aus ber neu aufgefun- 
denen Beweisurkunde zu ziehen. In ber That wirb 
alfo dadurch ein Suppliren von Thatfachen, 
die, nah Klägers Anficht wenigftens, zur Stringenz 
feines Nachtragsbeweifes erforderlich, bezweckt, wäh- 
rend bei einer Amtöhalber anzuordnenden Local: 
befihtigung im Einne der Erl. Proc.»Orbn. ad 
Tit. 28. $. 1. e6 fich feineswegs von Eonftatirung 
neuer Tharfachen, ſondern blos von ber Gewin— 
nung einer beutlihen Anfchauung zum Behufe 
bes Berftändniffes der Parteibehauptungen und bes 
zu deren Beweife bereits beigebrachten Materials 
handelt. 


Ob und in welcher Beziehung übrigens in ber 
gegenwärtigen Rectsfache etwa die Boraugfegungen 
vorhanden, unter welchen in der allegirten Stelle 
der Erl. Proc.Ordn. dem Richter das Befugniß zu 
einer Amtshalber zu veranftaltenden Localbeſichti— 
gung eingeräumt worden, muß vorjegt bahin geftellt 
bleiben, ba fich dies nur erft bei der Definitive mit 
Sicherheit wird überfehen laflen, gegenwärtig aber 
nur bie Incidentpunkte Über die Etatthaftigfeit der 
Hägerifchen Anträge Bl. — zu enticheiden war. Bon 
felbft verfteht es ih, daß die gegenwärtig auszu— 
fprechen gewefene Unftatthaftigfeit der lepteren einer 
derartigen, in der alleg. geieglichen Beftimmung 
begründeten richterlihen Maaßnahme nicht entgegen 
ftehen würbe.‘ 


II. Urthel des Oberappellationsgerichts, 
beftätigt aus folgenden Gründen: 


„Den dem Erfenntniffe voriger Inſtanz bei— 
gegebenen Entſcheidungsgründen ift im Hauptwerfe 


beizutreten unb nur noc Folgendes’ zu bemerfen 
gewefen: 

Indem bie Erl. Proc. »Orbn. ad Tit. 38, $. 1. 
dem Richter geftattete, auch nach Ablauf ber Beweis: 
feift und felbft ohne Antrag einer Partei dann, 
‚wenn er ed der Nothdurft zu fein befindet‘, Local 
bejichtigung anzuordnen, fonnte der Geſetzgeber nicht 
beabfichtigen, burch dieſe Vorſchrift eine der Grund— 
marimen bed Proceſſes — daß nämlich die Herbeis 
Ihaffung und Borführung des Beweismaterials 
lediglich Sache ber Parteien fei und dem Richter 
das Befugniß nicht zuftehe, Thatfachen, welche zwar 
vielleicht zur volltändigen Herftellung des Beweis; 
fages erforderlich, aber von den Parteien nicht an- 
geführt und nicht mit genügenden Beweisyründen 
unterftügt werden, von Amtswegen zu juppliren und 
für deren Beweis zu forgen — aufjuheben. Der 
Zweck diefer Gefegesvorfchrift ift vielmehr offenbar 
dahin gerichtet, dem Nichter in dem Falle, wenn es 
fi um deutlichere Anfchauung der Localitäten behufs 
ber Beurtheilung der auf diefelbe geftügten Behaup: 
tungen ber Parteien handelt, die Möglichkeit derſel⸗ 
ben zu verfchaffen. Es kann in einem folchen Falle 
nicht mehr in Frage fommen, eine felbftitändige, 
einen Theil des Beweisfages ausmachende Behaup- 
tung in juriftifche Gewißheit zu fegen, jonbern nur 
ein Hareres Verftändniß diefer Behauptung auf die 
einzig mögliche Art herzuftellen. — Im gegenwärti- 
gen Falle foll nun, wie Kläger Bl. — felbft bemerft, 
durch die beantragte Alteftation die behauptete Iden⸗ 
tität der zur Zeit den Parteien gehörigen Grundftüde 
mit denen, welche in ber angeblid) neuaufgefunbenen 
Urfunde als das R’fche und das B.'ſche bezeichner 
worden, dargethan werden. Es handelt fich mithin 
nicht um eine bloße Befichtigung ober Beichreibung 
ber Localitäten, um durch felbige die darauf geftügien 
Behauptungen des Beweisführers befier beuribeilm 
zu können, fondern geradezu barum, zu beweiſen, 
daß dieſe Localitäten diefelben feien, von welchen in 
jener Urkunde bie Rebe if. Hier foll alſo eine 
beftimmte Thatſache geradezu fuppfirt werben, 
welche der Beweisführer felbft für einen nothwendi- 
gen Beftanbiheil bes Beweijes erachtet und zu beren 
Nachweiſe er früher fi des Eidesantrags — deſſen 
Unftatthaftigkeit vechtöfräftig ausgefprochen worden 
— bedient hatte, 

Wollte Kläger zu dieſem Behufe fich bed Beweis— 
mitteld der Localbefichtigung bedienen, fo mußte er 
diefelbe innerhalb dieſer Beweisftift beantragen. 
Eben fo it der Antrag auf Ertheilung eines ge 
richtlichen Randzeugniffes verfpätigt, da baffelbe 
im vorliegenden Falle die rechtliche Natur einer ge 
richtlihen Urkunde annehmen würbe, und baber 
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unter beſon derer Ausfertigung innerhalb ber Beweis⸗ 
frift gehörig beizubringen und zu induciren gewefen 
wäre. 

Das vorige Urthel war mithin lediglich zu bes 
ftätigen 2«.’ 


132. 
Die Uhrmacherkunſt ift (mit Ausnahme ber 
Fertigung von Gewichtsuhren) in Sachſen ala 
ein zünftiges Gewerbe anzufchen und unter: 
liegt daher nicht der Beftimmung in $. 2. des 
Gefeges, ben Gewerböbetricb auf dem Lande 
betr., vom 9. October 1840. — Durch letzteres 
Gefeg find Innungsfpecialartifel, ſofern fie den 
Gewerböbetrieb auf dem Lande betreffen, als 
aufgehoben zu betrachten. 


Mitgetheilt von 
Heren Adv. 8, in L. 


Im Februar 1854 ftellte die Uhrmacherinnung 
zu 8, bei dem Nathslandgericht daſelbſt mit Rüdficht 
auf $$. 2. und 37. bes Geſetzes vom 9. October 
1840 und unter gleichzeitiger Bezugnahme auf ihre 
confirmirten Innungsartitel vom 19. März 1779 
(Inhalts deren in 2. und den in einer Meile um L. 
gelegenen Orten Niemand, ber es nicht mit ihrer 
Innung halte, bie ihr zufommenden Arbeiten fertis 
gen, entgegengefegten Falles auf ihr Anfuchen von 
der Ortsobrigfeit aufgehoben und mit einer Strafe 
von 20 Thalern belegt werben folle) den Antrag, 
ben Uhrmacher B., welcher zu ihr nicht halte, auch 
gar nicht Meifter ſei, gleihwohl aber in dem eine 
Biertelftunde von 2. entfernten Dorfe 8. das Uhr— 
machergewerbe und.einen Uhrenhandel betreibe, nach 
Maafgabe der 8. 37. des Gefepes vom 9, Detober 
1840 zu beftrafen, auch zu bedeuten, baß er ſich 
fernerer Gontraventionen bei der in ihren Specials 
artifeln angedrohten Strafe von 20 Thalern und zu 
gewartender Aufhebung zu enthalten habe. 

DB. widerſprach diefem Antrage der Innung als 
unftatthaft, indem er anführte, daß das Uhrmacher- 
gewerbe an denjenigen Orten Sachſens, mo er bis— 
her geweſen, eine freie Kunft, und baß er daher 
nach Maafgabe von $. 2. des obigen Geſetzes zu 
beren Betriebe in dem Dorfe 8, berechtigt fei. 

Das Rathelandgericht zu L., welches biefe 
Differenz im Wege des Abminiftrativjuftigprocefied 
behandelte, ertheilte hierauf am 24. April 1854 
folgenden Beſcheid: 

„Es ift Impetrat an bem Betriebe des Uhr- 
machergewerbes in L. und dem Berfaufe ber felbft 


zufammengejegten Uhren nicht zu behindern und hat 
das von ber Uhrmacherinnung dagegen geltend ge: 
machte Verbietungsrecht nicht Statt; Dagegen aber 
bat fi Impetrat des Verkaufes von nicht felbft 
fabricirten Uhren, bei Vermeidung ber gefeglichen 
Strafen, zu enthalten und werben die erwachfenen 
Koften gegen einander aufgehoben.’ 

Diefe Entfcheidung beruht auf folgenden Grün- 
den: 

„Das Uhrmachergewerbe ift ein folches, für 
welches in der Regel Innungen in unferm Bater- 
lande nicht beftehen und für welches die Zunftvers 
bietungsrechte nur in derjenigen Stadt in Anfpruch 
genommen werben fünnen, in der eine Innung ihren 
Sig hat. Als Regel läßt fich daher nicht behaupten, 
daß eine zünftige Erlernung zur Ausbildung bes 
Lehrlings erforberli fei, eben fo wenig läßt ſich 
behaupten, daß ein Uhrmacher, ber in einer Stadt 
fich nieberläßt, in ber eine Innung nicht befteht, zur 
Gewinnung der Mitgliedjchaft bei einer auswärtigen 
Innung verpflichtet fei. 

Hiernach ift das Uhrmachergewerbe benjenigen 
Gewerben beizuzählen, deren das Gefe vom 9. Octo— 
ber 1840. $. 2. gebenft und deren Ausübung auch 
auf den Dörfern freigegeben ift. 

Daß eine gleiche Freigabe bereitd früher und 
nad dem Mandat vom 29. Januar 1767 in Ans 
wendung gebracht worden, folgt aus dem Priviles 
gium, auf welches bie Uhrmacherinnung fich bes 
zogen hat. 

Denn, wenn zu Gunſten ber Innung in den 
Specialartifeln beftimmt ift, daß innerhalb einer 
Meile um die Stadt L. Uhrmacher, die ed mit ber 
Innung nicht halten, nicht geduldet werden follen, 
fo folgt daraus von felbft, daß den Uhrmachern ber 
Berrieb der Uhrmacherei innerhalb biefes Bezirks 
nach dem Gefeg nicht verfagt war, ed würde viel- 
mehr eines privilegüi gar nicht beburft haben, wenn 
Uhrmacher auf den Dörfern überhaupt fich nicht nie= 
derlaffen durften. 

Hiernah würde alfo folgen, daß Impetrat an 
bem Betriebe feines Gewerbes und an dem Berfaufe 
der felbft gefertigten Waaren in 2. nicht zu hindern 
fei; Dagegen ift ihm der Berfauf von Uhren, die er 
nicht ſelbſt gefertigt, zu unterfagen, weil dies unter 
ben Begriff des Handels fallen würde, zu dem er 
auf dem Lande ein Recht nicht hat. 

Es fommt nun noch in Frage, welde Einwir- 
fung das der Uhrmacherinnung ertheilte ausgedehn⸗ 
tere Verbietungsrecht den allgemeinen gefeplichen 
Beflimmungen gegenüber äußert. 

Wenn das Zunftverbietungsrecht einer Innung 
felöftverftändlich überhaupt nur da denkbar ift, wo 
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eine Innung vorhanden if, wenn folches fidh in der 
Regel auf diejenige Stadt beichränft, in der bie 
Innung ihren Sit hat, fo mag zwar nicht in Ab» 
rede geftellt werben, daß dieſer Bezirk durch die 
Specialartifel der 8’r Uhrmacerinnung vom 19. 
März 1779 auf den Umfreis einer Meile um bie 
Stadt ausgedehnt worden ift, dem ungeachtet läßt 
ſich dieſes beſondere Privilegium auf das Dorf, 
nicht anwenden. 

2. gehörte bis zur Randestheilung zum Stift 
Merfeburg und ftand, fowie fonft, namentlich in ges 
werböpolizeilichen Angelegenheiten, unter der Stifts- 
regierung zu Merfeburg. Die Befugniffe bed 
Domcapiteld zu Merfeburg, das Beftehen und bie 
Amtsbefugniffe der Stiftöregierung wurden in ber 
bejtändigen Wahlcapitulation vom 31. Juli 1731 
vom Churfürften von Sachſen gewährleifter, 

Weiße, Geſchichte des Königreichs Sachſen, 

2. Bd. p. 287. 
und es unterliegt Daher feinem Zweifel, daß Die 
Wirkſamkeit eined gewerblichen Privilegiums inners 
halb des ftiftifchen territorii zunächſt von ber Ent: 
fchließung der Stiftsregierung abhängig war. 

Nun find aber die fraglichen Specialartifel mit 
bem darin enthaltenen Brivilegium von ber vors 
maligen Landesregierung gegeben, Der Geſchäfts— 
kreis dieſer erftredte fich aber nur auf Die alten 
Grblande, 

Weiße, Staatdrecht von Sachen, Bb. 1. 8. 97. 
und wenn auch die Staatsregierung an und für fich 
ber Landesregierung untergeordnet war, fo läßt fi 
doch nicht behaupten, daß ein von Der competenten 
Behörde einer Innung der Erblande gegebenes Pri— 
vilegium ohne Weiteres auch auf bie Ortfchaften bes 
Stiftes Merfeburg Anwendung leide. 

Allerdings find die territorialen Beziehungen feit 
ber Theilung gänzlich verändert, allein es würde 
ungeeignet fein, die Verhältniffe der Zeit, welche 
ein außerordentlihes Recht gab, für die heutige 
Anwendung zu ignoriren. 

Bom allgemeinen Berwaltungspunfte aus war 
ſonach B. in feinem Rechte ald Uhrmacher zu ſchützen 
und ihm nur ein Handel mit Uhren zu unterjagen, 
vom Gefichtspunfte der Adminiftrativjuftiz mar dem 
behaupteten Berbietungsrechte der Innung die Wirk: 
famfeit für 2. abzufprechen. 

Die Koftencompenfation erfcheint durch die Lage 
ber Sache von felbft gerechtfertigt.‘ 

Gegen dieſen Beicheid wendeten beide Theile 
Recurs ein. Die von der Königl. Kreisdirec- 
tion zu 2. hierauf unter dem 10. Juni 1854 gefälfte 
Entiheidung lautete folgender Maaßen: 


„Daß fothaner Beſcheid, foweit darin entfchie- 
ben worden, baß bas von ber Impetrantin gegen 
Jmpetraten geltend gemachte Verbietungsrecht 
nicht Statt babe und Die erwachienen Koften 
gegen einander aufzuheben, wie hiermit getchiebt, 
zu beftätigen, darüber aber, ob und inwieweit 
Impetrat an fi, und abgefehen von jenem 
Verbietungsrechte, das Uhrmachergewerbe in !. 
zu betreiben und beziehentlich mit Uhren bajelbit 
zu handeln, befugt fei, nicht abminiftrativjufti;- 
mäßig, fondern lediglich im reinen Verwaltungs: 
wege Entſchließung zu fallen. 

Die in ber vorliegenden Abminiftrativjufti: 
fache in ber Recursinſtanz erwachfenen Koiten 
find ebenfalld zwiſchen den Parteien zu com: 
penfiren. 


Diefes Erkenntniß beruht auf folgenden Grün: 
ben: 


Das von ber Impetrantin mit Bezugnahme auf 
Urt. XXXI. ihrer Specialinnungsartifel BI. — in 
Anfpruch genommene Verbietungsrecht ruͤckſichtlich 
der Betreibung des Uhrmachergewerbes in ben in 
einer Meile um die Stadt 2. liegenden Orten kann 
um deswillen rücjichtlich ber dafelbft gelegenen län» 
lichen DOrtfchaften dermalen nicht mehr für gültig 
erachtet werben, weil nach $. 38. bed Geſetzes vom 
9, October 1840, den Gewerbsbetrieb auf dem Lande 
betr., durch dieſes Gejeg alle bis dahin wegen des 
Gewerböbetriebs auf dem Lande in den vier erblän: 
diſchen Kreijen ergangenen Verordnungen, mit all; 
einiger Ausnahme der im 8.28. erwähnten fpeciellen 
Vergünftigungen und Anerfenntniffe, außer Anwen 
bung gelegt worden find. Daß hiermit auch bie, 
einzelnen Innungen in ihren Specialartifeln verlie 
henen Rechte und Befugnifje, ſoweit fie den Gewad 
betrieb auf dem Lande betreffen, aufgehoben worte, 
fann um fo weniger einem gegründeten Zweikl 
unterliegen, ald nach $. 28. cit. nur die den Ge 
rihtsherrfhaften oder Landgemeinden but 
ausdrüdliche Vergünftigung oder Anerfennung ka 
Regierung verliehenen Berechtigungen neben te 
durch das Geſetz vom 9. October 1840 geordneten 
neuen Einrichtung in Kraft bleiben follen, der dur 
gleiche Vergünftigung den Innungen eingeräumtn 
Befugniſſe aber dajelbit gar nicht Erwähnung ge 
ſchehen ift. 

Müffen nun hiernach die von der Impetrantin 
für fi) angezogenen Specialartifel dem mehrgedad- 
ten Gelege gegenüber ſchlechterdings für unwirkiam 
erfannt werden, fo fann Die in erfter Inſtan 
BI. — angeregte Frage, ob jothanen Specialartifein 
in den vormaligen Stift-Merfeburgiichen Ortichal- 
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ten Geltung beizulegen fei, hier fuͤglich auf ſich 
beruhen. 

Die Berweifung ber übrigen, in bem Beſcheide 
erfter Inſtanz berührten Punkte aus dem Admini— 
ftrativjuftizwege in ben reinen Berwaltungsweg 
mußte erfolgen, weil nach Wegfall bes prätendirten 
Berbietungsrechtes ein Barteicnverhältniß im Sinne 
8.1. des Geſetzes D. vom 30. Januar 1835 zwiſchen 
der Impetrantin und dem Impetraten nicht mehr 
vorhanden ift. 

Hinſichtlich des Koftenpunftes rechtfertigt fich 
obiges Erfenntniß dadurch, daß, obſchon der Beſcheid 
Der erften Inftanz, foweit er fich für die Adminiftrativs 
juftizentfcheidung eignete, beftätigt worden, dies doch 
aus andern Gründen, als in der vorigen Inftanz 
geiheben, und ber Jmpetrantin eine muthwillige 
Streitſucht, bewandten Umftänden nach, keinesfalls 
zur Laft zu legen iſt.“ 


Diefer Entfcheidung war folgendes Inſerat 
beigegeben: 

„Was die nah dem Vorftiehenden im reinen 
Berwaltungsiwege zu faſſende Entichließung anlangt, 
fo befindet die Königliche Kreisdirection, daß es bei 
dem Bl. — ertheilten Beicheide nicht zu lafien, 
Impetrat B, vielmehr zu bedeuten fei, daß er der 
Betreibung des Uhrmacergewerbes in L. und dee 
Handels mit Uhren daſelbſt, mit Ausnahme des Fer: 
tigens und Reparirend von Gewichtsuhren und des 
Berkaufes ſolcher von ihm felbit gefertigter Uhren, 
woran er nah Maaßgabe $. 2. des Geſetzes vom 
9. October 1840 nicht zu behindern, bei Vermeidung 
ber in $. 37. befielben Gefeges geordneten Strafen 
ſich jchlechterdings zu enthalten habe. 

Wenn nämlich der gedachte Beſcheid in Ueber: 
einftimmung mit der Behauptung ded Ampetraten 
angenommen hat, baf das Uhrmachergewerbe den 
unzünftigen beizuzählen fei, welche nad $. 2. eit. 
auch auf dem Lande freigegeben find, fo vermag bie 
Königliche Kreisdirection dem nicht beizupflichten. 
Die Generalinnungsartifel vom Jahre 1780 gehen 
offenbar von der Borausfegung aus, daß in der 
Regel alle Handwerke zünftig feien. Dies ergiebt 
fih namentlih aus den Schlußworten, wojelbft aus— 
brüdlich beftimmt ift, Daß Diejenigen Gewerbe, weldye 
bis dahin ohne Innung beftanden, babei ferner ges 
lafien werden follten. Dabei fann auch auf den 
Umjtand, daß das Lhrmachergewerbe hin und wie- 
ber eine Kunft genannt wird, um fo weniger Gewicht 
gelegt werden, als die Oeneralinnungsartifel aus- 
drücklich auch für dergleichen „Kuͤnſtler“ mit gegeben 
find. Die Unzünftigfeit eines Gewerbes muß daher 
als eine Ausnahme von der Negel fpeciell nach— 


gewiefen werben, wenn barauf bejonbere, von ber 
gefeglihen Ortnung abweichende Befugniffe gegrün— 
det werben follen. Als ein folcher Nachweis fann 
aber ber Umftand, daß verhältnifmäßig nur wenige 
Innungen in Sachſen beftehen, nicht gelten, benn 
dafjelbe Berhältniß befteht befanntlich auch bei vielen 
andern Handwerfen, welche unzweifelhaft zünftiger 
Natur find. Es folgt daraus weiter nichts, ald daß 
das fragliche Gewerbe in den Städten, wo eine 
Innung fich nicht befindet, ausnahmsweife unzünftig 
betrieben werden barf, Feinedwegs aber, daß das 
Gewerbe felbit als ein unzünftiges zu betrachten fei. 
Dazu fommt aber, was ben vorliegenden Ball an« 
langt, daß das Uhrmachergewerbe in mehrfachen 
Entſcheidungen ber obern Verwaltungsbehörbden als 
ein in der Regel zünftiges durch Feſtſetzung ber 
Grenzen des zünftigen Arbeitögebietes deſſelben und 
fonft ausdrüdlich anerfannt worden ift. Dabei ift 
insbefondere die Fabrication und Das Repariren von 
Gewichtsuhren von dem zünftigen Arbeitögebiete der 
Uhrmacher ausgenommen und für ein unzünjtiges 
Gewerbe erklärt worden. 


Wie fi aber aus dem Borftehenden ergiebt, 
daß Impetrat B. zur Betreibung bes Uhrmacher— 
gewerbes in L. mit Ausnahme des zulegt gedachten 
Gewerbszweiges ohne Conceſſion ber Negierungss 
behörde nicht befugt ift, fo hat die Königliche Kreis— 
direction auch auf das Bl. — eventuell angebrachte 
Gonceffionsgefuch eine beifällige Entſchließung zu 
fafien Sich nicht bewogen finden können. Denn ab» 
gefehen davon, daß ein diesfallfiges örtliches Beduͤrf⸗ 
niß in 2. in feiner Weije anzunehmen ift, indem 
es zu Reparaturen ber Bl, — gedachten hölzernen 
Wanduhren, infofern fie zu den oben erwähnten 
Gewichtsuhren gehören, einer befondern Conceſſion 
nach dem Obigen nicht bedarf, mithin überhaupt bie 
Gonceffionirung eines Uhrmachers in 2. bei ber 
großen Nähe von 8. nicht gerechtfertigt erjcheinen 
würde, jo würbe auch eine ſolche Conceſſion nur 
einem zünftig gelernten Uhrmacher, unter Boraus- 
fegung der Gewinnung bes Meifterrechts, ertheilt 
werden fünnen, und dem Bittfteller daher ſchon um 
beswillen zu verfagen fein, weil er die Profeſſion 
nad) feiner eigenen Angabe Bl. — nicht zünftig 
erlernt hat.” 


133. 


Eine analoge Ausdehnung der Beitimmung der 

Erl. Proc.⸗Ordn. ad tit. V. $. 8. Hinfichtlich des 

Zufaged „mehr oder weniger” auf Zeitangaben 

mittelft des Zuſatzes „früher oder ſpäter“ ift 
unzuläjfig. 


Mitgetheilt von 
Herrn ©. in D. 


In einer vor den Berichten zu Hermsdorf zwifchen 
Johann Gottlieb K., KAlägerm, und Earl Gottlob K., 
Beflagtem, im Jahre 1852 ıc. anhängigen Rechte: 
fache hatte das Procefgericht unter anderem am 
14. März 1853 auch auf einen von Bellagtem zu 
leiftenden Eid des Inhalts erkannt, 

daß Kläger am 6. Auguft 1852 bie Schenkung 

von 50 Thlen. —⸗ —» unter Beflagtens Zu— 

ftimmung nicht zurüdgenommen habe, 
und ex officio nad ben Worten „am 6. Auguft 
1852 noch die Worte „ober früher ober fpä- 
ter’ eingefchaltet. Der Beklagte appellirte gegen 
diefen Zufag, als actenwidrig, und das Königl. 
Appellationsgericht zu Dresben brachte unterm 
30. Zuli 1853 denfelben auch in Wegfall, indem es 
fi in ben Enıfdeidungsgründen dahin ausfprach: 
„daß die Einfchaltung der Worte: „„oder früher oder 
fpäter‘’ eine ungehörige Ausdehnung der Vorſchrift 
der Erl. Proceßordnung Tit. V. $. 8. auf einen Fall 
fei, auf den fie ſich gar nicht beziehe; Kläger habe 
Bl. — beſtimmt behauptet, daß die von ihm ange- 
führte Vereinigung bei der von Beklagtem Bl. — 
erwähnten Gelegenheit, alfo am 6. Auguft 1852, 
erfolgt fei; es fei daher auch nur die angeblich an 
diefem Tage eingetretene Thatſache wie Gegenftand 
der Behauptung, fo auch des Eidesantrags, nicht 
eine frühere oder fpätere Thatſache.“ 

Auf des Klägers feinerfeits hiergegen eingewen- 
bete Berufung beftätigte das Königl. Ober- 
appellationsgericht nichts beftoweniger unterm 
1. Februar 1854 das vorige Erfenntniß und bes 
merkte in den Entfheidungsgründen dazu: 

1%. „Die vom Kläger Bl. — angefochtene, in 
den Entfcheidungsgründen der vorigen Inftanz Bl. — 
gerechtfertigte Weglaflung der Bl. — dem von Bes 
Hagtem zu leiftenden Eide in erfter Inſtanz willfürs 
ih inferirten Worte „oder früher oder fpäter” 
erfcheint vollfommen in der Ordnung. Wenn, wie 
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bier, Bl. — in Verbindung mit BL. — von einer 
an einem beftiimmten Tage, bem 6. Auguft 1852, 
eingetretenen Vereinigung die Rebe ift, fo kann 
nicht, in analoger Anwendung ber in $. 8. der El. 
Vrocefordnung ad Tit. V. wegen Ginfchaltung bes 
„mehr oder weniger‘ ertheilten Vorſchrift, ber 
Bezugnahme auf den beftimmten Tag ein „früher 
ober fpäter” angehängt werden, vielmehr muß ber 
Eid gefchworen werben, wie er angetragen ift, und 
eine Analogie von jener Vorfchrift paßt auf Fälle 
der vorliegenden Art nicht im Geringſten, weil mit 
einer Verfchiebenheit der Zeit, zu welcher eine 
Erklärung abgegeben worden, gang verfchiedene 
rechtliche Wirkungen verfnüpft fein können.“ ıc. 


Miscellen. 


Ernennungen, Unftellungen ıc. Se. Majeftät 
ber König haben allergnäpigft gerubt, den Ober» Pett- 
Rath Anton von Zahn mit Uebertragung des Worfiges 
in der Ober- Poft- Direction zum Ober- Boft- Director 
zu ernennen. 


Se. Königliche Majeftät Gaben ven Eerretair im 
Minifterio des Cultus und öffentlichen Unterrichts, 
Eduard Schreyer, unter Belaffung in feiner Geereta- 
tiatsfunction zum Meferendar zu ernennen gerubt. 


Drden. Seine Königlihe Majeftät haben dem 
Oberrechnungsrath Friedrich Auguft Milhaufer in An- 
erfennung feiner langjährigen treuen und eriprießlicen 
Dienfte das Ritterkreuz des Verdienſtordens gu verleiben 
gerubt. 


Se. Majeftät ver König haben allergnädigſt gene 
migt, daß der Geheime Hofratb Albert Zenker, Min: 
fterialratb im Minifterium des Königlichen Sankt, 
den von ded Königs von Preußen Majeftär ihm ve 
liehenen rothen Apler- Orden 2. Glafje annehme um 
trage. 


Se. Königlihe Majeftät haben zu genehmigen ge 
ruht, daß der ordentliche Profeffor des deutichen Recht 
an der Univerfität zu Leipzig, Hofrat Dr. Wilbeln 
Eduard Albrecht, das ihm verliehene Comthurkreuz det 
Großherzoglich Oldenburgſchen Haus- und Berpienft: 
ordens annehme und trage. 


Se. Königlihe Majeftät haben dem Geheimen 
Kirchen- und Schulrathe Dr. Eonrad Benjamin Meifnet 
aus Anlaß feines fünfzigjührigen Amtsjubiläums dat 
Comthurkreuz zweiter Claſſe des Vervienftorvene zu 
verleihen gerubt. 


DOfflein der Berlagshandlung. 


Bon biefem Wu: 
Kenblatte er: 


Wochenblatt 
merkwürdige Rechtsfälle, 


Alle Poſtamtet 
u. Ouchhandlungen 


ſcheinen jährlich ubernehmen Beſſel⸗ 

64 Nunmern zu lungen uud liefern 

1 Dssartbogem und dae Quartal zu dem 

außerbem am Jah⸗ in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 

sedfchluffe ein aus: . . en reife 

ee aus dem Gebiete der Justizpflege —— 
und Verwaltung 


zunächft für das 


Königreich Sachfen. 





Berlag von Bernhard Tauchnig in Leipzig. 


M 63. 


134. 


Die Frage, ob bei teftamentarifchen Dispofitionen 
unter dem Ausdrucke „Kinder Iediglich die 
Deſcendenten erften Grades, oder die Defcenden: 
ten überhaupt, ohne Unterfchied der Grade zu 
verfiehen ſeien, ift eine quaestio facti, bei deren 
Beantwortung auf die ſonſt aus ven Verhältniffen 
ſich ergebende präjumtive Abficht des Teſtators 

zu ſehen ift. 

Mitgetheilt von 

Herren D. —r in —n. 


Am 13. Juli 1852 verftarb Joh. Gottlieb R., 
Butöbefiger in N. Seine nähften Anverwandten 
waren feine Frau, Anne Rofine geb. G., vier Ge- 
ſchwiſter, Joh. Gottfried R., Gutsbefiger in N., 
Anne Regine R. verehel. K. in St., Johanne 
Sophie R. verehel. ©. in W., Johanne Regine R. 
in W. und endlich Kinder und Enfel einer vorher 
verftorbenen Schwefter, Eve Roſine R. verehel. ge- 
weſene N. in L. 

Der Grblaffer hatte machftehendes Teftament 
binterlaffen: 

„N., am 8. Juli 1852. 
x 10. x. 

Zu meiner Univerfalerbin ernenne ich hiermit 

meine Ehefrau, 
Frau Anne Rofine R. geb. ©., 
unter bem Titel der chrenwerthen Erbeinfegungsweife. 

Heltern habe ich nicht mehr, und Kinder oder 
Entel habe ich ebenfalls nicht. 

Dagegen treffe ich in Bezug auf meinen Nachlaß 
nachſtehende Anordnungen: 


Mene Folge Bweiter Jahrgang. 


1854. 


1. 

Ein halbes Jahr nach meinem Tode ift mein 
Grundftüd nebft Inventarien, bafern ich nicht felbft 
noch den Verkauf bewirken follte, entweber aus freier 
Hand oder im Wege ber freiwilligen Subhaftation 
zu verfaufen. Die Ausführung biefer Maafregel 
überlaffe ich lediglich meiner Frau, welche auch bei 
ber Veräußerung aus freier Hand für einen annehm⸗ 
baren Käufer beforgt fein wirb. 

Dagegen bleibt meiner Ehefrau rüdfichtlich der 
etwa vorhandenen VBorräthe und meiner übrigen 
Mobilien die völlig freie Verfügung. 

2 


Das, was aus meinen Grundſtücken und den 
Inventarien bei deren Verkaufe gelöft werben wird, 
und nah Kürzung der Schulden, wozu aud 850 
Thle. —⸗ —» Einbringen meiner Frau gehören, 
übrig bleibt, ift ald ein Stamm zu betrachten, von 
welchem meine Frau für ihre Lebensdauer die Zinfen 
ohne Rechnungsablegung hierüber zu beziehen hat. 

3 


Mürde ich noch bei meinen Lebzeiten das Gut 
nebft Inventarien verkaufen, fo wird biefer Stamm 
von ben noch unbezahlten Gutsfaufgeldern gebildet, 
während die etwa vorhandene Baarſchaft, gleichviel 
ob darunter bezahlte Kaufgelder mit enthalten find, 
lediglich meiner Ehefrau ohne irgend eine Beichrän- 
fung mit zufaͤllt. 

4 

Was den gedachten Stamm anbelangt, von 
welchem meine Frau auf Lebenszeit bie Zinfen zu 
beziehen bat, fo follen nach bem Ableben der legteren 
bie eine Hälfte an meine Seitenverwanbten, und bie 
andere Hälfte an die Verwandten meiner Ehefrau 
fallen. 


— — — — 


5. 

Ueber die den Seitenverwandten meiner Frau 
zugedachte Hälfte kann dieſelbe bei Lebzeiten auf den 
Todesfall völlig frei verfügen; ich überlaffe ihr Daher, 
ob ſie in Bezug auf dieſen Erbanfall eine legtwillige 
Beftimmung treffen, oder die gefeglihe Erbfolge 
eintreten laſſen will, 


6. 

Dagegen finde ich in Berüdfichtigung der un- 
gleichen Bermögensverhältniffe meiner Verwandten 
für nöthig, dahin Anordnung zu treffen, daß bie 
benfelben zugebachte Hälfte mit 

a) 4 meinem Bruder, Joh. Gottfried R., oder 
befien Nachfommen, zu R., 

b) $ meiner Schweiter, Annen Rofinen K. zu St., 
oder deren Kindern, 

ec) J meiner Schwefter, Johannen Sophien ©. zu 
W., oder deren Kindern, in legterer Bezie— 
hung mit Ausnahme ber verehel. ©. zu St., 
welcher anderwärtd her bereitd Vermögen zu- 
gefallen ift, und 

d) 3 den Kindern meiner verftorbenen Schwefter, 
Even Rofinen verehel. N. zu L., fo wie den 
Enfeln derjelben, 

überlaffen werde. 

Zur Erläuterung bemerfe ich hierbei, daß fonach 
bei der zweiten Hälfte des au vertheilenden Stammes 
überhaupt vier Erbftämme nad) den angegebenen 
Quoten betheiligt find, und jeder Stamm unter fid) 
nad der Kopfzahl die weitere Vertheilung zu bewir- 
fen bat, wiewohl, wie bereitd erwähnt, mit Aus— 
fchließung der verehel. G. in Et. 

Eben fo ſchließe ich meine dritte Schwefter, 
Johanne Regine verehel. W. zu N., und deren 
Nachkommen von meiner Erbichaft aus, indem Dies 
felbe in guten Vermögensverhältnifien fich befindet. 

Weitere Beftimmungen habe ich nicht zu treffen, 
nur füge ich noch den Wunſch bei, daß mein Tefta- 
ment auf jede Weife aufrecht erhalten werde.“ 

x. 10. ix. 

Bei Eröffnung dieſes Teftamentes erklärte bie 
Wittwe, fie behalte ſich vor, einige der Seitenver- 
wandten fchon bei ihren Lebzeiten zu befriedigen, 
und namentlich bezeichnete fie als jolche die verehel. 
K. in St. und die verehel. ©. in W., welchen gegen- 
über fie fofort auf den Zinfengenuß verzichtete. Die 
Wittwe hatte bald darauf Gelegenheit gefunden, 
das Nachlaßgrundſtück zum größern Theile gegen 
Baarzahlung zu verfaufen; es wurde hierauf zwi— 
ſchen ihr und den Fibeicommißintereffenten ein Berhör 
gehalten, deſſen Zwed darin beftand, die Raten der 
legteren definitiv zur Ziffer zu bringen. Für bie 
verehel. K. in St. und die verehel. G. in W. wurden 
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bie Raten auf circa 1000 Thaler für eine Jede ders 
felben feftgeftellt, und ed machte fich bie Wittme 
nochmals anheifchig, dieſen beiden Interefienten die 
betreffenden Raten fofort auszuzahlen; es hatte bie 
felbe auch bald darauf an den gemeinfchaftlicen 
Sachmalter der gedachten zwei Interefjenten einen 
Landrentenbrief von 1000 Thalern im Nominalwerth, 
in Abſchlag auf die Fideicommißraten, übergeben. 
Als ihre jedoch von dem ©ericht, welches von der 
Anficht ausging, daß zu dem Fibeicommiffe die 
Defcendenten aller Seitenverwandten ohne Unter: 
fhied der Grade berufen wären, die Eicherftellung 
der ganzen fideicommiffarifchen VBermögensmafie, mit 
Inbegriff der Antheile für die verehel. K. in Et. 
und bie verehel. ©. in W., auferlegt wurde, lieferte 
fie den Ueberreſt mit 1096 Thlrn. 20 Ngr. —⸗ zum 
gerichtlihen Depofitum ein und bat babei zugleid, 
offenbar in der Beforgniß, baß fie wegen ber bereitd 
bezahlten 1000 Thaler in die Gefahr fommen Fönnte, 
noch einmal zu deren Bezahlung angehalten zu wer 
den, um Inhibition dieſes Geldes bei dem Sad: 
walter ber verehel. K. in St. und ber verehel. ©. 
in W. Diefe Inhibition wurde auch verfügt, und 
es wurde ber Sachwalter der beiden gedachten 
Fideicommißinterefienten auf feine Gegenvorftellung, 
worin er fich zu mehrerer Sicherheit die Duittung 
und PVerzichtleiftung ber Kinder feiner Machtgebes 
rinnen beizubringen, und wegen ber Kinder, welde 
von dieſen etwa noch geboren werben follten, Cau— 
tion zu beftellen, erbot, abfällig befchieden. Hiergegen 
appellirte der Sachwalter der mehrerwähnten beiden 
Schweftern des Erblafferd, und eben jo appellirte 
die verw. N. gegen die wieberholt verlangte Eau- 
tionsbeftellung und Nichtbeachtung der von ihr ge 
leifteten Zahlung. 

Die Verordnung ded Appellationdgerichts u 
Dresden auf diefe beiden Appellationen (15. Aprü 
1853) lautete alfo: 

„Dem Königlichen Appellationsgericht allhiet iR 
der Bericht vorgetragen worden, welchen das hiefige 
Landgericht in vor demfelben anhängigen Nachlaß— 
fahen Johann Gottlieb Rs, auf die von dem 
Advocat Theodor N. zugleich im Namen und Auf 
trage Johannen Sophien ©. geb. R. und Annen 
Rofinen K. geb. R. wider Abfchlagung ihres BI. — 
der miteingefendeten, anbei wieder zurüdfolgenden 
Acten Rep. II. a Lit. R. Nr. 5. auf Wieber: 
aufhebung der Bl. — an Erfteren erlafienen Ins 
hibition gerichteten Gefuhs Bl. — eingewenbdete 
Berufung, fowie in Betreff der von Annen Rofinen 
verw. M. geb. ©. BL. — wegen der ihres Bf. — 
erhobenen Widerſpruchs ungeachtet ihr aufgegebenen 


— — — 


Sicherſtellung der nach ihrem Ableben ben Fibei— 
commißintereffenten Fünftig zufalfenden Erbtheile aus 
bem Re'ſchen Nachlaſſe eingewendete Appellation 
unter bem ıc. Anher erftattet hat. 

Anlangend nun zuwörberft die von bem Abvocat 
N. und befien obgenannten Machtgeberinnen ein- 
gewenbdete Berufung, fo bat fie das Königliche 
Appellationsgericht für begründet anzufehen nicht 
vermocht, diejelbe vielmehr, wie hiermit gefchieht, 
und zwar aus folgenden Gründen zu verwerfen 
beichlofien: 

Johann Gottlieb R. hat in feinem BI. — bes 
findlihen Teftamente angeordnet, daß von bem bei 
dem Verkaufe feiner Grundftüde nach Abzug ber 
Schulden verbleibenden Gapitale feine Ehefrau für 
ihre Lebenszeit die Zinfen beziehen, nach deren Ab» 
leben aber die eine Hälfte dieſes Capitals an feine 
Verwandten, die andere Hälfte deſſelben an bie 
Seitenverwandten feiner Ehefrau fallen folle. Bon 
ber nach bem Tode ber verwittweten R. ben Ber« 
wandten des Teftirerd anfallenden apitalshälfte 
erhalten nah Bl. — 3 Anne Rofine K. oder deren 
Kinder, ingleichen 3 Johanne Sophie ©. oder deren 
Kinder. 

Im Allgemeinen nun ift bavon ausjugehen, 
daß nad) ber gewöhnlichen Sprachweife unter dem 
Ausdrude „Kinder fowohl die Abfümmlinge des 
erften, als auch die der entfernteren Grade verftan- 
den zu werden pflegen, wie denn auch bereitö im 
römiſchen Rechte der Ausdrud „liheri“ in vielen 
Fällen gleichbedeutend mit Defcendenten überhaupt 
gebraucht wird, 

cfr. 1. 56. $. 1.1. 84. D. de verb. signif. (L. 16.) 

l. 15. 16. 8. 2. 1. 17. pr. 8. 1. D. Je legat. et 

fideicomm. (XXX. 1.) 
fo daß insbefondere bei legtwilligen Verfügungen 
unter ben „liberis*, wenn nicht fonft zu erfehen ift, 
baß ber Teftirer nur Defcendenten des erften Grabe 
gemeint habe — „nisi voluntas testatoris aliter se 
habeat“, wie es in 1. 220. 8. 1. D. de verborum 
significatione heißt —, die Defcendenten jeden Gras 
des zu verftehen find. Im vorliegenden fpeciellen 
Balle aber liegt fein Grund vor, anzunehmen, daß 
der Erblafjer, falls noch vor dem Ableben feiner 
Ehefrau eine feiner beiden obgenannten Schweftern 
und deren Kinder verfterben follten, die etwaigen 
Enkel feiner Schweitern von ber von ihm angeord- 
neten Succefiion habe ausichließen wollen, vielmehr 
fpriht die Bermuthung dafür, daß der Erblaffer 
unter dem Ausdrucke „Kinder“ auch die Enfel mit 
habe verftanden wifien wollen, zumal er an einigen 
andern Stellen feined Teftaments bei ähnlichen Dis: 
pofitionen nach Bl. — ſich ded allgemeinen Aus- 
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bruds „Nachkommen“ hinfichtlich der Defcendenten 
feiner Geſchwiſter bedient und durch bie voraus 
gegangene allgemeine Dispofition Bl, — fchon feine 
Abficht, das angeordnete Fideicommiß überhaupt 
feinen Seitenverwanbdten zufommen laſſen zu wollen, 
deutlich zu erfennen gegeben bat. Es liegt fomit 
ein Fibeicommiß vor, bei welchem zur Zeit noch 
unbefannte Interefjenten betheiligt find, indem außer 
den beiden Schweftern bed Erblafferd und deren 
Kindern dennoch die Defcendenten ber Letzteren, 
foviel beren zur Zeit bes künftigen Tobes ber 
verwittw. R. am Leben find, im Falle vorherigen 
Ablebens ihrer beziehentlichen Aeltern und Groß— 
mütter ein eventuelles teftamentarifches Anrecht 
daran haben würden. Nach alledem aber fann bie 
Namens ber Kinder der beiden obgenannten Schwe— 
ftern des Erblaſſers Bl. — angebotene Einwilligung 
derfelben in die fofortige Auszahlung des erſt nach 
dem Tode ber verwittw. R. fälligen Erbantheiles 
an ihre Mütter und ſelbſt ein von jenen hierbei zu 
erflärender Berzicht auf alle jpäter etwa zu erheben- 
den Anfprüche, bei der Ungewißheit, ob dieſe Kinder 
zur Zeit des Anfalld der Erbichaft noch am Leben 
fein werben, und in ber Erwägung, baß beren Kin— 
den hinmwiederum, aljo den Enfeln der Schweftern 
bes Erblaffers, darauf, daß ihnen das Eucceffionds 
recht in das Fideicommiß referpirt bleibe, ein durch 
Erklärung ihrer Eltern ihnen nicht entzichbares 
Recht zufteht, für genügend zu Wahrung der Rechte 
ber eventuellen Fideicommißberechtigten nicht erachtet 
werden, und es ericheint ohne vollftändige, duch 
Realcaution zu bewirfende Sicherflellung wegen ber 
fünftigen Reftitution des Fideicommijjed an die bei 
deſſen Anfall lebenden, vom Teſtirer dazu berufenen 
Berjonen, ber Nachlaßbehörde gegenüber, weder bie 
verwittw. R. zu ber jegt ſchon zu bewirkenden Aus— 
zahlung des Fideicommiffes an die beiden Schweftern 
des Erblafjers, noch die legteren zur Annahme die— 
fes Geldes berechtigt. 

Das Königliche Appellationsgericht bat daher 
die auf Antrag der verwittw. R. Bl. — an ben 
Advocat N. Bl. — erlafjene Inhibition im Betreff 
der von Erfterer auf den fünftigen Erbantheil ber 
Schweitern des Erblafjerd oder deren Kinder bereite 
bezahlten Taufend Thaler, immaaßen auch ein ers 
hebliches formelles Bedenken dagegen nicht vorliegt, 
aufrecht zu erhalten befchloften; es hat jedoch das 
ermeldete Landgericht, wie hierdurch an dafjelbe ver- 
ordnet wird, um einen jeden wiber defien Gompetenz 
und die Wirkung ber erlaffenen Inhibition etwa zu 
echebenden Einwand zu befeitigen, annoch die per- 
fönliche Obrigkeit bes Advocat N., das hiefige Stadt« 
gericht, mit thunlichfter Beichleunigung zu requiriren, 
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und baffelbe um Erlaß einer nochmaligen inhibitori« 
fhen Verfügung an den Advocat NR. anzugehen. 

Auf gleihe Weife hat aber auch das Königliche 
Appellationsgericht die von der verwittw. R. Bl. — 
eingewendete Berufung, in ber Erwägung, daß 
berfelben die Sicherftellung der fibeicommifjarifchen 
Erbfchaft in dem Teftamente ihres Ehemannes in 
feiner Weife erlaffen worden ift, ſonach biefe Sicher- 
ftellung im Intereffe derjenigen, welche nach ihrem 
Ableben auf die Erbfchaft ein Anrecht haben, in 
Gemäßheit der Beftimmung in $. 4. der Erl. Proc.- 
Drbn. ad tit. XLV. nach dem Umfange des gefamm- 
ten Fideicommiffes Amtshalber zu erfolgen hat, als 
völlig unbegründet, wie hiermit gefhieht, zu verwer- 
fen befchloffen. 

Zugleich wird aber das ernannte Landgericht 
hierdurch angewiefen, unerwartet ber von ber 
verwittw. R. wegen ber Sicherftellung bes Fidei— 
commiffes zu machenden Borfchläge und vorbehält« 
lich fpäterer Wiederaufbebung diefer Maaßregel nad 
vollftändiger Regulirung diefer Angelegenheit und 
Beftelung anderweiter Sicherheit, feinerfeitd Amts— 
halber, wie ed demjelben nach der angezogenen Vors 
fchrift der Erl. Proc.»Ordnung in Berbindung mit 
+8. 11. ded Mandat vom 30. October 1826, die 
Eröffnung und Bekanntmachung der gerichtlich er= 
Härten, oder niebergelegten legten Willen betreffend, 
und $. 39. des Geſetzes, die Grund» und Hypothe⸗ 
fenbücher ıc. betreffend, vom 6. November 1843 
fofort nah Eröffnung bes Richen Teflaments 
obgelegen hätte, dafür Sorge zu tragen, daß bie 
gefammte, ber fideicommifjarifhen Beſtimmung unters 
liegende Bermögendmaffe, bei welcher annoch ber 
Werth der von der verwittw. R. BI. — unter Nr. 4. 
vorbehaltenen Herberge, welcher unter Berückſichti— 
gung des Bl. — unter Nr. 5. beftimmten Aequivas 
lents und bes Alters der verwittw. R. annoch zu 
ermitteln ift, in Aufrechnung zu bringen, in Gemäß: 
heit ber obangezogenen gefeglihen Beflimmungen 
auf ben R’ihen Nachlaßgrundſtücken, dafern, wie 
nad) ben vorliegenden Acten zu vermuthen fteht, ber 
neue Erwerber berjelben ald Befiger noch nicht 
eingetragen iſt, in bie I. Rubrik hypothelariſch 
eingetragen, und hierbei die beiden davon ben Sei— 
tenverwandten bed Erblafferd einerfeitd und den 
Verwandten der verwittw. R. andererjeitd bereinft 
zufallenden Hälften eine jede für fi ungetheilt und 
als Ganzes fichergeftelt werde, immaaßen bei der 
Unbeftimmtheit der bereinft bei dem Ableben ber 
verwittw. R. vorhandenen Erbberechtigten eine Ber- 
theilung und Berechnung dieſer beiden Hälften 
gegenwärtig ſich als nicht ausführbar darftellt, und 
bleibt übrigend denjenigen, welche durch die zeit- 


herige Bernadjläffigung jener Amtshalber zu be 
obachtenden Vorfchrift Seiten des Landgerichts etwa 
in rechtlichen Nachtheil gekommen fein ober noch 
fommen fönnten, die Ausführung ihrer diesfallfigen 
Schädenanfprüce, infoweit und gegen wen fie fih 
damit fortzufommen getrauen, vorbehalten. 

Dem MVorftehenden gemäß hat das ermeldete 
Landgericht, wie hierdurch fernerweit an baffelbe 
verordnet wird, die Betheiligten, beziehentlich unter 
Abweifung mit den gebrauchten Rechtsmitteln zu 
bejcheiden, biefelben zu antheiliger Abflattung ber 
duch ihre unbegrünbeten Rechtsmittel verurfachten 
Koften anzuhalten und das fonft in der Sache Erfor: 
derliche zu verfügen und zu beſorgen.“ 

Gegen diefe Berordnung appellirten die fämmt: 
lihen Sntereffenten nochmals; ed wurde hierauf 
Bericht an das Oberappellationsgericht erftatiet, 
und dieſes orbnete an, daß über die Frage, ob 
unter den Nr. 6. des von Johann Gottlieb R. erric- 
teten Teftaments sub b. und c. gedachten Kindern 
Annen Rofinen K. und Johannen Sophien ©. aud 
die Enkel zu verftehen, und ob daher das erlaffene 
Zahlungsverbot aufrecht zu erhalten, oder ber ver 
wittw. Anne Rofine R. die Bl. — erforderte Sicher 
ftelung auch hinſichtlich der Erbtheile ber BL. — 
unter b. und c. genannten Schweſtern des Teflirerd 
anzufinnen fei, rechtliches Erfenntniß eingeholt wer- 
ben jollte. 

Zu biefer Berorbnung waren nachftehende 
Gründe gegeben: 

„Johann Gottlieb R. hat in feinem Teftamente 
feine Ehefrau zur Univerfalerbin eingefegt, babei 
aber verordnet, daß fie von dem Erlöfe des zu ver 
faufenben Grbgrundftüds nur die Zinfen auf Lebens⸗ 
zeit beziehen, der Gapitalftamm dagegen nach ihm 
bereinftigen Ableben zur einen Hälfte den Edum 
verwandten zufallen folle. Die erfteren hat er baki 
$. 6. des Teſtaments unter a. bid d. einzeln au 
geführt, und bei b. und c. beftimmt, daß $ ber kw 
treffenden Hälfte feiner Schwefter, Anne Rofine &., 
oder deren Kindern, und eben fo viel feiner zweuen 
Schwefter, Johanne Sophie G., oder beren Kindern 
überlaffen werden follen. Diefer legte Wille ift von 
allerfeitd Interefienten anerfannt worben. Doch bat 
die Wittwe und Liniverfalerbin fi entichloffen, zum 
Beften der nurgenannten beiden Schweitern auf den 
ihr befchiedenen Zinfengenuß zu verzichten, und den 
felben ihre Erbtiheile, einer jeden mit 988 Thalern 
—. —., fofort auszuzahlen, was dieje auch beftend 
acceptirt haben. Und darin, daß biefer Webereinkunft 
nachgegangen werde, find alle Theile einverftanden. 
Demgemäß hat nun auch die Wittwe an den Sad 
walter der K. und G., Advocat Theodor N., einen 
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Sandrentenbrief, zum Nominalwerthe von 1000 
Thlen. —⸗ —», übergeben. Nachdem ihr jedoch 
fol. — von Gerichtswegen die Sicherftellung ber 
ganzen fieicommifjariichen Vermögensmaſſe, mit 
Inbegriff ber hier fraglichen Antheile, auferlegt 
worden war, hat fie den lLieberreft mit 1096 Thlen. 
20 Ngr. — = fol. — zum gerichtlihen Depofitum 
eingeliefert, und dabei zugleich offenbar in ber 
Bejorgniß, daß fie wegen ber bereitd angezahlten 
1000 Thle. —⸗ —⸗ in die Gefahr fommen fönnte, 
noch einmal zu beren Gewährung angehalten zu 
werden, um Inhibition Diefed Geldes bei dem Advo— 
cat R., welcher den Landrentenbrief bereits verfilbert 
habe, gebeten. Dieſe Inhibition ift auch hierauf 
fol. — verfügt, und es ift Advocat N. auf feine 
Gegenvorftellung, worin er fich zu mehrerer Sicher⸗ 
heit erbot, die Quittung und Verzicht auch der Kinder 
feiner Machtgeberinnen beizubringen, fol. — abfällig 
beichieden worden. SHiergegen ift von N. fol. —, 
von der verwittw. R. aber gegen die wiederholt vers 
langte Eautionsbeftellung und Nichtbeachtung ber 
von ihr geleifteten Zahlung, fol. — Berufung ein- 
gewendet worden. Beide Berufungen find in zweiter 
Inftanz fol. — verworfen worden, und gegen Diele 
Entiheidung liegen anderweite Appellationen allhier 
zur Entfcheidung vor. 

Die vorige Inftanz ift hauptſächlich von ber 
Anficht ausgegangen, daß bie fideicommiffarifche 
Verfügung des Erblaffers in den Worten: „oder 
deren Kindern’ nicht blos die Kinder im eigentlichen 
Sinne des Wortes betreffe, ſondern auch zum Beften 
der Enkel, jelbft ber noch nicht vorhandenen, ges 
ftiftet fei, daß daher das Intereſſe der legteren in 
Obacht zu nehmen, und felbft die ausdrüdlihe Zus 
flimmung der Kinder nicht geeignet fei, den Enfeln 
etwas an ihren Rechten zu vergeben. Dieſe Anficht 
ift jedoch keineswegs für zweifellos zu achten. Schon 
an fich ift ed unter den Rechtslehrern beftritten, ob 
dasjenige, was das römische Recht von dem aus— 
gebehnten Begriffe von liberi bejtimmt, auf den 
deutſchen Ausdrud „Kinder“ jo ohne Weiteres an- 
gewendet werden fönne, zumal wenn es fih nur um 
bie Kinder von Seitenverwandten handelt, und es 
ift fich hierin auch die Praris nicht gleich geblieben, 

Gottschalk, sel. discept. for., T. Ill. cap. 4. 

part. 63 sq. ed. 2. 
Pufendorf, Tom. Ill. obs. 4. 
Sodann wird aber auch zu unterfuchen fein, ob 
aus dem Übrigen Inhalte des R.'ſchen Teftaments, 
namentlih aus der Beſtimmung unter d. fol. —, 
wo in Betreff einer vor dem Teſtirer verftorbenen 
Schweſter neben den Kindern berfelben auch ihrer 
Enfel ausdrüdlicd; gedacht wird, ein Schluß auf bie 


entgegengefehte Abſicht des Teſtirers gezogen werben 
fönne. Bon diejer Frage hängt es ab, ob bie unter 
den Intereſſenten vereinbarte Vorausbezahlung ber 
Kichen und G.ſſchen Erbtheile rechtlich ftatthaft ſei 
oder nicht, und ob Grund genug vorhanden fei, bie 
genannten beiden Schweftern und ihre Kinder, in 
der Dispofition über die ihnen hinterlaffenen Erb» 
theile, bis zum fünftigen Ableben der Wittwe, auf 
dem in ben vorigen Inftanzen eingefchlagenen Wege 
zu behindern. Hierüber durch bloße Rejolution zu 
entfcheiden, fällt bedentlih, und es ift Daher bie 
Anberaumung eines Inrotulationdtermind und recht: 
lies Erfenntniß anzuorbnen geweſen. Jmmittelft 
hat das fol. — erlafjene Zahlungsverbot fortzu— 
beftehen, wohingegen, fo lange dieſes der Fall ift, 
von dem an die Appellantin R. geftellten Verlangen 
einer Gaution, in Hinficht der hier fraglichen Summe, 
abgejehen werden mag. Doc fann ſich auch das 
erftere erledigen, wenn die künftige Entfcheidung zum 
Bortheil der Appellanten ausfallen follte. 

Die Unkoſten ꝛc.“ 

Die Erkenntniſſe, die hierauf in der Sache er— 
gangen ſind, haben gewechſelt. Das erſte, von dem 
Spruchcollegiam zu Leipzig geſprochen, nahm 
an, daß unter dem Ausdrude „Kinder“ im vorlies 
genden Falle die Entel nicht mit verflanden werden 
fonnten. Daſſelbe lautete aljo: 

„In Sachen, Johann Gottlieb RE Nachlaß 
betreffend, des für die Enkel Annen Rofinen 8. und 
Johannen Sophien ©. beftellten Bertreterd, Impe— 
trantend an einem, Annen Rofinen verwittw. K., 
Ampetratin am andern, Annen Rofinen 8. und 
Johannen Sophien G., Mitimpetraten am dritten 
Theile, erkennt ıc. 

Weil, wie bereitd fol. — angegeben, Inhalts 
der fol. — zu lejenden Verordnung des Königlichen 
Oberappellationdgerichtd gegenwärtig darüber ent— 
fhieden werden fol, ob unter den in $. 6. des von 
Johann Gottlieb R. errichteten, fol. — in beglaubter 
Abſchrift erfichtlihen Teftaments sub b. und c. ges 
dachten Kindern Annen Rofinen K. und Johannen 
Sophien ©. auch die Enfel mit zu verftehen, und 
ob daher das erlafiene Zahlungsverbot aufrecht zu 
erhalten, oder der verwittweten Anne Rofine R. 
(Impetratin) die fol. — erforderte Sicherftellung, 
auch hinfichtlid der Erbtheile der fol. — unter b, 
und c. genannten Schweftern des Teſtirers anzuſin⸗ 
nen fei; 

nun aber, wenn fchon nicht bezweifelt werben 
mag, daß das römijche Recht unter dem Ausdrude 
„liberi“ in ber Regel nicht blos die Kinder im 
eigentlichen engern Sinne, fondern die Defcendenten 
überhaupt begreift, 
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cfr. L. 56. 8. 1. L. 220. pr. D. de verbor. signif. 
(50. 16.) 
L. 10. D. de senator. (1. 9.) 
L.. 10. $. 9. D. de in jus vocando. (2. 4.) 
L. 2. 8. 3. D. qui satisd. cog. (2. 8.) 
L. 48. D. solut. matrim. (24. 3.) 
L. 10. $. 7. D. de gradib. et affin. (38. 10.) 
$. 5. J. qui testam. lutor. (1. 14.) 
Brissonius, de verborum significalione sub voc. 
„liberi“., 
Heumann, Hanblerifon zu den Quellen bes 
römischen Rechts, sub voce „liber.“ 
bob ganz abgefehen noch von ber Frage, ob von 
dem deutichen Worte „Kinder“ dies ebenfalls gejagt, 
alfo überhaupt angenommen werben fönne, daß, 
wenn 3. B. in einem Teitamente ber Ausdrudf 
„Kinder“ gebraucht worden, hierunter, und nament⸗ 
lich auch dann, wenn es ſich um bie Kinder von 
Seitenverwandten handelt, im Zweifelöfalle auch Die 
entfernteren Abföümmlinge mit zu verftehen feien, 
eine Frage, welche nicht unbejtritten ift, 
clr. Gottschalk, discept. forens., tom. IH, cap. 
IV. pag. 55 sgq. 
jedenfalls fo viel gewiß tft, daß jenes Wort: „„Kins 
der“ dann in feiner engeren Bedeutung, und aljo 
fo, daß ed nur Die Defcendenten bes erften Grades 
bezeichnet, aufgefaßt werden müffe, wenn erhebliche 
Gründe bafür vorhanden find, daß ber, welcher 
folches angewendet, es wirfli nur in ber engern 
Bedeutung gebraucht habe; 
und nun, was ben vorliegenden Fall anlangt, 
allerdings fehr wefentlihe Momente dafür fprechen, 
daß der Teftator R. ben Ausdrud: „Kinder” in 
$. 6. sub b. und c. feines Teftamentsd nur von den 
Kindern im eigentlichen Sinne verftanden wiffen 
wollen, indem 
1. 
R. gleih im Eingange feines Teftaments, nachdem 
er feine Ehefrau zur Univerfalerbin eingefegt, er 
klärt: 
„eltern habe er nicht mehr, und Kinder oder 
Enkel habe er ebenfalld nicht,‘ 
biernah aber, und ba aljo gleich von vornherein 
jwiichen Kindern und Enkeln unterjchieden worden, 
unverfennbar eine gewiffe Wahrfcheinlichfeit dafür 
vorhanden ift, daß der Teſtator auch im weiteren 
Gonterte feines legten Willens unter dem Ausdrude 
„Kinder“ die Enfel nicht mit begriffen habe; 
2 


der $. 6. bes Richen Teftaments in feiner erften 
Hälfte wörtlih dahin lauter: 
‚dagegen finde ich in Berüdfichtigung der uns 
gleichen Bermögensverhältnifie meiner Verwandten 


- für nöthig, dahin Anordnung zu treffen, baf bie 
benfelben zugedachte Hälfte mit 

a) 4 meinem Bruder, Johann Gottfried R., oder 
deſſen Nahlommen, zu N., 

b) $ meiner Schwefter Annen Rofinen 8. zu St, 
oder deren Kindern, 

c) $ meiner Schwefter Johannen Sophien ©. 
zu W., oder beren Kindern, in legte 
Beziehung mit Ausnahme der verehel. & zu 
St., welcher anderwärtd her bereits Bermign 
zugefallen ift, und 

d) # den Kindern meiner verftorbenen Schwe— 
fter, Even Rofinen verehel. N. zu L., jomie 
ben Enfeln derfelben, 

überlafjen werde‘; 

hiernach aljo der Zeftator da, wo er unzweifelhaft 
auch die entfernteren Abfömmlinge feiner Gejchwilter 
berüdfichtigt wiflen wollen, ſich bes Ausbruds 
„Kinder“ entweder gar nicht, ober doch nur in 
Verbindung mit dem Ausbrude „Enkel“ bedient 
hat, fo daß um fo mehr angenommen werben muf, 
e8 freien unter den „Kindern sub b. und e. nur Die 
„Kinder“ im engeren Sinne gemeint gewejen, als 
unter allen Umftänden eine wenigftend nicht zu vers 
mutbhende Ungenauigfeit im Ausbrude vorliegen 
würde, wenn unmittelbar hinter einander der naͤm⸗ 
liche Begriff einmal durd; „Kinder“, das andere 
Mal durch „Kinder und Enfel” bezeichnet worden 
wäre; 

fo find unter ben in 8.6. des R’ichen Teſtaments 
sub b. und c. erwähnten Kindern Annen Rofinen K. 
und Johannen Sophien ©. deren Enkel oder entfern- 
tere Abfömmlinge nicht zu verftehen: Derowegen auf 
Impetratin nicht zu behindern, der K. und ©, 
dafern Diefelben dem Erbieten fol. — gemäß bie 
Einwilligung und Berzichtleiftung ihrer am teen 
befindlichen Kinder im engern Sinne beibringen, 
nicht minder wegen der von ihnen etwa nod zu 
gebärenden Kinder Sicherheit ftellen, das ihnen in 
jenem Teftamente Befchiedene ſchon jest auszuzahlen. 
Es erledigt fich auch folchenfalls die der Impetratin 
wegen der Erbiheile der K. und ©. amgefonnene 
Sicperftellung, fo wie Das fol. — erlafjene Zahlunge- 
verbot. 

Die duch bie Differenz erwachſenen Koften 
werben billig zwifchen den Parteien aufgehoben, 
wiewohl bergeftalt, daß die zu dem Antheile bei 
Impetranten entftandenen von ber K. und G., deren 
Interefie dabei hauptfählih in Frage gefommen, 
mit zu Übertragen find.’ 

Diefes Urthel wurde jedoch von dem Appella— 
tionsgericht zu Dresden reformirt, indem erkannt 
wurbe: 
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„Daß es bei dem Bl. — zu leſenden, am 26. 
November 1853 bekannt gemachten Urthel, ſoviel 
bie Hauptſache betrifft, nicht, und was den Koften- 
punft anlangt, nicht allenthalben zu lafien, jondern 
es find unter ben in $. 6. bed Teftaments Johann 
Gottlieb R. erwähnten, zur Nachfolge in das da— 
felbft in Berbindung mit $. 2. und 4. errichtete 
Fideicommiß berufenen Kindern Annen Rofinen K. 
und Johannen Sophien G. auch deren Enfel mit 
für einbegriffen zu achten, derowegen es nicht nur 
bei dem BI. — erlaffenen Zahlungsverbote bewenbet, 
fondern auch Impetratin zu Reiftung der BI. — erfors 
derten Sicherftellung binfichtlich ber in dem R.’fchen 
Teftamente $. 6. unter b. und c. der Mitimpetratin 
am dritten und Mitimpetratin am vierten Theile, 
oder deren beiderjeitigen Kindern beſchiedenen Antheile 
bes dort gedachten Fibeicommiffed mit anzuhalten, 
dem Antrage ber Mitimpetratinnen am dritten und 
vierten Theile aber auf Ausantwortung dieſes Theis 
les des Nachlaſſes an fie, ohne vorgängige Cau— 
tiondleiftung für das Intereſſe ihrer Enkel oder ent- 
fernteren Abfömmlinge, auch wenn fie die Bl. — 
anerbotene Erflärung ihrer am Leben befindlichen 
Kinder beibringen und wegen ihrer etwa noch zu 
gebärenden Kinder des erften Grades Eicherheit 
beftellen follen, Seiten der Nachlaßbehörde nicht 
Etatt zu geben ift. Hiernaͤchſt bewendet es zwar 
bei der Bi. — ausgefprochenen Gompenfation der 
burch dieſe Differenz erwachfenen Koften, es find 
jedoch Die zu dem Antheile des Impetranten erwach— 
fenen Koften aus bem den Mitimpetratinnen am 
dritten und vierten Theile oder deren Kindern fidei— 
commifjarifch beſchiedenen Antheile des Reſchen 
Nachlaſſes zu entnehmen. Die durch Die gebrauchten 
Rechtsmittel entftandenen Koften werben zwiſchen 
ben Parteien gegeneinander aufgehoben. 

Entfheidungsgründe. 
I 


Die Hauptſache betreffend. 

In den römifchen Rechtsquellen ift theils in viel— 
fachen einzelnen Anwendungen, theils ald allgemeine 
Kegel 

fr. 56. 8. 1. fr, 220. pr. D. de verb. sign. (L. 16.) 
ber Grundfag aufgeftellt, daß, wo in den Gejegen 
oder in Privatwillenserflärungen, insbefondere auch 
in legtwilligen Dispofitionen, der Ausdruck „liberi“ 
gebraucht und Verfügungen in Betreff der „Jiberi“ 
einer Perfon getroffen worden find, welche nicht zu 
Gunſten beftimmter, dabei namentlich genannter 
Perfonen oder der Ablömmlinge eines beftimmt dabei 
bezeichneten Grades gereichen follen, im Zweifel 
Darunter alle Defcendenten biefer Berfon, auch die 
Enkel und entfernteren Abkömmlinge mit zu verftehen 


find. Es befchränft fich aber dieſer Grundfag nicht 
blos auf den Ausdruck „liberi“, fondern es ift dies 
felbe Regel in 

fr. 104. D. de verb. sign, 
auf dad griechifche Wort „rexs«“", was dafelbft mit 
nati überfegt wird, und in 

Ir. 84. Ir. 201. Ir. 220. 8. 1. 3. Dig. cod. 
aud auf das Wort „Hlii* erſtreckt. Zwar findet 
fich in einer andern Gejepftelle 

$. 5. J. qui dari tutores tLestamento possunl. 

(I. 14.) 
in Bezug auf bie teftamentarifche Beftellung von 
Bormündern für bie filii des Teſtators die entgegens 
gefegte Annahme ausgeſprochen, mit dem Beifage: 
aliter enim filii, aliter nepotes appellantur. Allein 
es wird von ben Interpreten 

vergl. Schrader, corp. jur, civ., tom. J. ad loc. 
Inst. cit. verb.: quodsi „nepotes“ not., p. 103. 
mit Recht bemerkt, daß jener in den angezogenen 
Bandektenftellen ganz allgemein ausgebrüdten Regel 
gegenüber biefe Entſcheidung als eine finguläre, 
blos bei der teftamentarifchen Beſtellung von Vor— 
münbern gültig zu behandeln fei, deren Grund nicht 
vollftändig erhellt und welche baher auf andere Fälle, 
und namentlich auf folche, wo es fih um den Er- 
werb von Rechten für die Abfömmlinge einer Perſon 
handelt, nicht analog ſich anwenden läßt. 

Die zulegt angezogene Gejegftelle zeigt zugleich 
deutlich, daß der obengedachten allgemeinen Regel 
nicht blos die grammatiſche Bedeutung der Worte 
zu Grunde liegt, ſondern dabei, wie auch in 1. 220. 
$. 3. D. de verb. sign. angedeutet ift, ein logijches 
Moment mit in Betracht gezogen ift. Denn bie 
grammatifche, als die gewöhnliche, im gemeinen 
Leben gebräucplichere Bedeutung des Wortes filüi 
war, wie aus 8. 5. J. cit. erhellt, auch bei ben 
Römern auf die Abfümmlinge bed erfien Grades 
beichränft. Demungeachtet wurde bei Verfügungen 
zu Gunften der Gilii einer Perſon diefer Ausdrud, 
nisi voluntas teslatoris aliter se habeat, wie es in 

1. 220. cit. D. 
heißt, auf die Enfel mit erfiredt, weil zu vermuthen 
ift, daß, wo einmal der Wille bahin ging, für die 
Nahlommen einer Perfon zu forgen, der Teftator 
alle, audy die in entfernterem Grade von ihr ab» 
ftammenden, mit gleicher Liebe umfaßt und jeine 
Fürforge derfelben in gleicher Maafe habe angebdei- 
ben laſſen wollen. 

Ein ähnliches inneres, auf ber zu vermuthenben 
Abjicht des Teftators beruhendes Motiv kann aud) 
den in 1. 220. $. 1. D. de verb. signif. und fr. 41. 
$. 5. D. de legat. IN. (XXXU.) enthaltenen Beftim- 
mungen untergelegt werben, wo die Frage bejahend 
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entichieden wird, ob, wenn Jemand einen Sclaven 
mit feinen „fliis einer dritten Perſon vermacht hat, 
darunter auch die Enfel mit begriffen feien. Denn 
auch hier mag bie Rüdficht obgewaltet haben, daß 
nicht zu vermuthen fei, der Teftator habe die Fami— 
lien auseinander reißen ımd einzelne ungleich und 
dadurch härter ald andere behandeln wollen. Es 
ergiebt fih ferner aus dieſen Entſcheidungen, daß 
nach dem Sinne derjelben die ausdehnende Inter 
pretation des Worts filii nicht blos Play greifen 
foll, wo es fih um Perfügungen zu Gunſten ber 
eignen’ Defcendenz des Teftators, fondern auch in 
Betreff der Abfömmlinge einer dritten Perſon 
handelt. 

Der Unterfchieb, welchen mande Rechtölehrer 
darauf feßen, ob eine legtwillige Beftimmung zu 
Bunften der eignen Abkömmlinge des Teftatord oder 
britter PBerfonen, insbefondere, wie im vorliegenden 
Falle, feiner Geſchwiſter in Frage fteht, fann Daher 
für begründet nicht erachtet werben. 

Eben fo wenig fann man die Bedenken theilen, 
welche gegen eine analoge Anwendung jener im 
römischen Rechte ertheilten Auslegungsvorfchriften, 
auf das beutfche Wort „Kinder“ in Fällen, wo ein 
Teftator, ohne die Perfonen näher zu bezeichnen, 
zu Gunften ber Kinder einer Perſon letztwillige 
Beflimmungen getroffen hat, von manchen Seiten 
erhoben worden find. 

Denn das Wort „Kinder‘ wird zwar häufig 
gebraucht, um die Abkömmlinge des erften Grades 
zu bezeichnen. Es läßt ſich aber ganz gewiß nicht 
leugnen, daß baffelbe oft auch in weiterer Bedeutung 
vorfommt, um die fämmtlicdhen Perfonen zu bezeich- 
nen, welche von einer Perſon abftammen. Jedenfalls 
ift die erftgedachte befchränftere Bedeutung deffelben 
feine prägnantere, ald die des römiſchen „ſilius“ 
oder „filii*, won welcher doch nach Obigem ganz fo, 
wie bei dem umfafjenderen „liberi“ obigen Gefep- 
ftellen zufolge im Zweifel in folchen Fällen ange 
nommen werden muß, baß barunter die Enfel mit 
begriffen feien. Das obenerwähnte, auf der vers 
muthlichen Abficht des Teftatord beruhende Moment 
aber, daß, wer einmal für die Kinder einer Perfon 
in ihrer Gefammtheit forgen wollte, auch die ent— 
fernteren Ablömmlinge nicht werbe haben ausjchlies 
gen wollen, leider hier ebenfalls ganz gleiche Ans 
wendung. 

Das Appellationdgericht zu Dresden hat daher 
bereits in mehreren ähnlichen zu feiner Entfcheidung 
gelangten Fällen, 





Redacteur: Dr. Theodor Taudnip. 


vergl. Wochenblatt für merkw. Rechtöfälle, Jahrg. 
1845. nr. 37. 116. ©. 295. 
in Uebereinftimmung mit ber Ausführung bei 
Gottschalk, sel. disc. for., Tom, Il. c. 4. 
p- 63 sq., 
welcher zugleich den damit im Einklang ſtehenden 
Gerichtöbrauch bed vormaligen Appellationsgericts 
bezeugt, die Anficht feftgehalten, daß bei legtwäilligen 
Verfügungen, fo lange feine entgegenftehende Abfit: 
des Teftatord erhellt, unter „Kindern“ auch Enfel 
oder entjerntere Dejcendenten mit zu verſtehen jeien, 
und ed findet von biefer Meinung abzugeben aut 


im gegenwärtigen Falle keine Beranlaffung. 
(Schluß folgt in ber naͤchſten Nummer.) 


Miscellen. 


Anzeige nen ergangener Gefege und Verord⸗ 
nungen, Das 15. und 16. Stüd des Gefeg- uns 
Verorbnungsblatted für das Königreih Sachſen (v. J. 
1854) enthält: No. 77. Deeret wegen Beftätigung 
der Sparcaffenoronung für bie Stadt Königäbrüd; vom 
31. Auguſt 1854. No. 78. Deeret wegen Beftätigung 
der abgeänderten Statuten bed Gewerbevereind zu 
Annaberg; vom 2. Dctober 1854. No. 79. Bekannt: 
machung, die Uebergangsabgaben betreffend; vom 17. 
October 1854. No. 80. Verordnung, die Befanni« 
machung der mit der Herzoglich Sachſen⸗Coburg- Gothai⸗ 
ſchen Regierung getroffenen Uebereinkunft wegen Ab⸗ 
änderung des Art. 45. ver Convention über bie Leiſtung 


gegenfeitiger Rechtshülfe vom II IUM 1848 veneſ 


vom — > 
19. Auli 

fend; vom 6. Drtober 1854. No. 81. Verortnung an 
fämmtliche Polizeiobrigkeiten, die inlieferung ven 
Gorrectionären in die Ranbeöcorrectionsanftalten be— 
treffend; vom 4. October 1854. No. 82. Verortnung, 
den Steuererbebungsdjag für den aus Nübenfyrup und 
Rüben bereiteten Branntwein betreffend; vom 19. October 
1854. — Letzte Abfendung: am 28. October 1854. 








Anftellungen bei Patrimonialgerichten. Der 
Advocat Adolph Herrmann Temper zu Werdau ift ale 
Verwalter der Pfarrgerichte zu Steinpleis, fomie wer 
Gerichte zu Niederfteinpleis und der Gerichte zu Linter- 
ſteinpleis angeftellt worden. 

Der Gerichtsactuar Theodor Eduard Richter zu Bein 
zig ift ald Verwalter der Berichte zu Gautzſch in Pflicht 
genommen worden. 

Der Advocat Eduard Arthur Rour in Leipzig it 
ald Verwalter der Gerichte zu Zöbigker mit Pröpel ix 
Pflicht genommen worden. 


Zodesfälle.. GBeftorben: am 24. DOrtober 1854 
der Randgerichtdactuar Friedtich Auguft Witfchel in 
Dredven; am 81. Ortober 1854 ver Appellationsrarh 
Dr. Ghriftian Ludwig von Stieglig in Dredven. 


DOfficin der Berlagshandlung. 
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Wochenblatt 


Mon dieſem Mo- für Alle Boftämter 
— kwürdige R — 
64 Nummern zu m et DW ü [ l 9 f Y ch 8 fü ſſe, lungen und liefern 
1 Duartbogen und das Quartal zu dem 
außerdem am Jah: in actenmäßigen Darftellungen praenumerando zu 
resfchluffe ein aus: . . entrichten teife 
Pe aus dem Gebiete der Justizpflege ne 


und Verwaltung 
zunaächſt für das 


Königreich Sachfen. 


Berlag von Bernhard Tauchnitz in Leipzig. 






Die Frage, ob bei teftamentarijchen Dispofitionen 
unter dem Ausdrucke „Kinder lediglich die 
Defcendenten erften Grades, oder die Defcenden: 
ten überhaupt, ohne Unterjchied der Grade zu 
verftehen feien, ift eine quaestio facti, bei deren 
Beantwortung auf die fonft aus den Verhältniffen 
fih ergebende präjumtive Abficht des Teitatord 
zu jehen ift, 


Mitgetbeilt von 
Herrn ©. —r in —n. 


(Schluß des ©. 504. abgebrochenen Nedhtsfalles.) 


Die Momente, welche in voriger Inftanz für 
eine entgegengefegte Auslegung ber bier in Frage 
befangenen Stelle des Teftaments Johann Gottlieb 
RS, wie ſolches BI. — zu lefen, geltend gemacht 
worden find, haben zwar auf den erften Anfchein 
einiges Gewicht, fönnen jedoch für durchſchlagend 
bei näherer Erwägung doch nicht betrachtet werden. 

Sie laufen darauf hinaus, daß der Teftator an 
zwei andern Stellen feines Teftaments, nämlich im 
Eingange befielben und im $. 6. unter d. der Enkel 
neben den Kindern ausdrüdlich gedacht habe, daher 
angenommen werben müfle, er habe das Wort 
„Kinder“ nur im engeren Sinne genommen, weil 
font eine nicht zu vermuthende Ungenauigfeit im 
Ausdrude vorliegen würde, wenn unmittelbar hinter 
einander der nämliche Begriff einmal durch „Kinder“ 
und das andere Mal durch 

„Kinder und Enkel“ 
ausgebrüdt werde. 

Allein wenn ſchon das Borhandenjein einer 
ſolchen Ungenauigfeit und Undeutlichteit im Aus- 


druck unbedenklich zugeftanden werden fann, fo folgt 
doc; daraus noch nicht, daß ber Richter bei Aus— 
fegung des Reſchen Teftaments ſchlechterdings als 
Präfumtion feithalten müfje, daß den Berfaffer des 
Teftaments der Vorwurf einer derartigen mangels 
haften Faſſung deffelben ‚nicht treffe. 

Bielmehr hat ber Richter immer noch zu unters 
fuchen, welches der wahre Wille bes Teftators ges 
weien, mag berfelbe auch auf unklare und fcheinbar 
ſich widerfprechende Weife ausgedrüdt fein. 

l. 114. D. de reg. jur. (L. 17.) 

1. 23. i. f. C. de legatis. (VI. 37.) 

I. 24. D. de reb. dub. (XXXIV. 5.) 
„cum in testamento ambigue aut eliam per- 
peram scriptum est, benigne interpretari, et 
secundum id, quod credibile est cogitatum, 
credendum est.“ 

In diefer Beziehung ift zu beachten, daß zuvör—⸗ 
berft, wie fchon in der Verordnung Bl. — hervor« 
gehoben worden, ber Teftator in der dem $. 6. des 
Teftamentd vorausgegangenen allgemeinen Dispo- 
fition unter 4 Bl. — jeine Abficht zu erkennen 
gegeben hat, das angeordnete Fideicommiß folle nad 
dem Tobe feiner Ehefrau überhaupt an feine Geiten- 
verwandten fallen; daß derjelbe ferner in $. 6. unter a. 
rüdfichtlich des feinem Bruder Johann Gottfried R. 
angewiejenen Theiles fich des Zufages: 

„oder defien Nachfommen‘’, 
anftatt ber bei der K. und G. unter b. und c. fols 
genden Worte: 
„oder deren Kindern‘‘ 

bedient hat; und endlich namentlich noch, baß ber 
Teftator rückſichtlich der Vertheilung der feinen Eei- 
tenverwandten beftimmten Hälfte in $. 6. BI. — 
feftgefegt hat: 


„es feien dabei überhaupt vier Erbftämme 
nad den angegebenen Quoten betheiligt, und 
jeder Stamm unter fi habe nach ber Kopf- 
zahl die weitere Vertheilung zu bewirken.” 
Es it alfo hier dasjenige mit „Erbftamm’ ober 
Stamm bezeichnet, was der Teftator vorher einmal 
mit „mein Bruder — oder beifen Nachkommen“, 
dann zweimal mit „„meine Schwefter — oder deren 
Kinder‘, und endlich mit „die Kinder meiner 
Schwefter, jo wie die Enfel” bezeichnet hat. Der 
Ausdrud „Stamm aber oder „Erbſtamm“ begreift 
unzweifelhaft die ganze Abftammung einer Perſon, 
aljo auch ihre Enkel und entfernteren Abtömmlinge 
in fih. Hierzu fommt, daß in dem Tejtamente und 
fonft in ben Acten durchaus fein Grund fih auf: 
finden läßt, warum der Teftator, während er feinem 
Bruder R. ausdrüdlich deſſen Rachfommen, worunter 
die Enfel unbeftreitbar nach der grammatijchen Bedeu— 
tung des Woris mit fallen, fubjtituirte, und während 
er daſſelbe auch bei den Enfeln feiner verftorbenen 
Schweſter unter d. ausdrüdlich verordnete, die Enkel 
feiner beiden anderen Echweitern, der K. und ©, 
habe ausfchließen wollen. Die innere Wahrfcheins 
lichfeit fpricht vielmehr offenbar dafür, daß eine 
ſolche Inconfequenz nicht in feinem Willen gelegen 
babe, und fie bat, auch wenn man dabei eine Uns 
genauigfeit im Ausdrucke ftatuiren muß, Das Ueber— 
gewicht vor dem aus der Wortfafjung fich ergebenden 
Zweifel. 

Es bedarf daher nicht erft noch der Unterfuchung, 
ob das Bl. — von dem Impetranten angeführte 
factiſche Moment, weldyes zur Erklärung der ver- 
Ihiedenen Ausdrucksweiſe des Teftatord geltend ges 
macht worden, für erheblich au achten fei. 

Vielmehr hat Man fchon aus den übrigen, vor- 
ftehend gedachten Gründen — zu welchen noch das 
von Jmpetrantem BI. — aus der die Ausfchliefung 
der verehelichten W. „oder deren Nachkommen“ 
betreffenden Stelle des Teſtaments Bl. — entnom- 
mene Argument hinzugefügt werden fann — zu ber 
Ueberzeugung gelangen müſſen, daß die in der Vors 
ordnung des K. Oberappellationsgerichts BI. — 
zum rechtlichen Erkenntniß ausgefegte Frage: 

„ob unter den in Johann Gottlieb R.s Teita- 
mente $. 6. fol. — unter b. und c. gedachten 
Kindern Annen Rofinen 8. und Sohannen 
Sophien ©. auch die Enfel mit zu verftehen,” 
zu bejahen fei, und war demgemäß das vorige Urthel 
abzuändern. Die Aufrechthaltung des Zahlungs: 
verbots BI. — und die Verpflihtung der Impetratin 
Anne Rojine verwittw. R., die BI. — und BI. — 
erforderte Caution auch hinfichtlich ber Erbtheile der 
Bl. — unter b.,und c. genannten Schweitern bes 
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Zeftators, worüber nach gebachter Verordnung eben- 
falld mit zu erfennen war, — mußte, wie bereits 
Bl. — entwidelt worden, in nothwendiger Folge 
hiervon zugleih im vorftchenden Erfenntniffe aus— 
geiprochen werden, und hat man zu Vermeidung 
jeden Zweifels ausdrüdlich noch hinzuzufügen gehabt, 
daß vor Beftellung einer ſolchen Sicherheit die Nach— 
laßbehörde die Ausantwortung eines Theiles des 
Nachlaſſes an die K. und G., wozu die verwittw. R. 
ſich früher bereit erflärt hatte, nicht zu geftatten 
habe. 
II. 
Den Koſtenpunkt betr. 

Die Compenſation der Koſten unter allerfeits 
Betheiligten findet in der unverfennbaren Zweilel: 
haftigfeit der zue Entjcheidung gelangten Frage ihre 
Rechtfertigung. Es kann fih auch die Impetratin, 
verwittw. R., nicht, wie fie BI. — vermeint, dadurch 
für beſchwert erachten, daß man fie zur Koftenmit- 
leidenheit in diefer Differenz zieht. Denn fie fteht, 
infoweit es fih um Die von ihr zugleich für bie 
etwanigen Enfel der Mitimpetratinnen zu beftellende 
Gaution handelt, dem Impetranten ald Partei ge: 
genüber und vertritt ihr eigenes Intereſſe. 

Dagegen ift, was die der dritten Beſchwerde des 
Impetranten Bl. — hinzugefügte Erläuterung und 
Die Appellation der K. anlangt, das vorige Urtbel 
infoweit zu reformiren gewefen, als nunmehr bie 
auf Seiten des Impetranten erwachjenen Koften aus 
dem Fideicommißvermögen, als zum Beten ber 
Erhaltung defjelben aufgewendet, zu decken iind, 
und ed erſchien ıheild in Folge des Antrags des Im 
petranten Bl. —, theils weil durch die Abänderung 
der Entfcheidung in der Hauptſache, von welde 
die Entjcheidung wegen der Koften bed Jmpetranten 
in voriger Inftanz bedingt wurde, ber Stant ta 
Sache gänzlich verändert worden, unbedenklich, die 
Uebertragung ber den Impetranten treffenden Pre 
ceßfoften aus dem Fideicommißftamme auch zu dem 
jenigen Antheile anzuordnen, welden nad be 
vorigen Entſcheidung die Mitimpetratin G. aus 
eigenen — ihr aber dabei zugleich durch Das Fidei⸗ 
commiß eventuell zugewiefenen — Mitteln bericti- 
gen follte, obwohl felbige ein Rechtsmittel ihrerjeitd 
nicht eingewendet hat.” 

Das Oberappellationsgericht ftellte aber in 
einem am 19. September 1854 abgefaßten, nad: 
ftehend mitgetheilten Erkenntniſſe das erfte Urthel 
wieder ber: 

„Daß es, mit alleiniger Ausnahme bedjenigen, 
was in ber vorigen Inftanz über die Koften erfannt 
worden ift, ald wobei ed bewendet, auf bie ein 
gewendeten Appellationen nicht bei bem gedachten 


Urthel, fondern bei ber Entſcheidung ber erften Ins 
ftanz Bl. — flg. zu laffen; es werden auch die in 
gegenwärtiger Inftanz entftandenen Koften zwijchen 
den Parteien aufgehoben. 

Entfheidbungsgrünbe. 

Die beiden vorigen Injtanzen haben, objchon fie 
hierüber ausbrüdlich etwas nicht bemerft haben, bei 
ihren Entfcheidungen vorausgefept, daß der Anfall 
des in dem R'ſchen Teftamente für die Seitenver- 
wandten bes Teftatord errichteten Fideicommifjes 
als bis zu dem Ableben der ald Erbin eingefepten 
R.'ſchen Wittwe binausgefchoben zu betrachten fei. 
Diefer Meinung ift man auch in der gegenwärtigen 
Inftanz, und zwar aus nachftehenden Gründen, beis 
getreten: 

Wie befannt, hängt die Erwerbung bes Legates 
oder Fideicommifjes davon ab, daß der Legatar oder 
Fideicommiffar den dies cedens erlebt hat. 

l. 5. pr. $. 2. 1. 21. pr. D. quando dies leg. v. f. 

d. ced. 

l. unic. $. 7. Cod. de caduc. tollend. 

1.41. D. de cond. et demonst. 
Iſt num einem Legate oder Fideicommifje eine Be— 
dingung oder ungewifie Zeitbeftimmung hinzugefügt 
worden, jo ift dadurch der dies cedens als auf den 
Eintritt der Bedingung oder bes dies incertus bins 
ausgefchoben anzufehen, und es muß der Legatar 
oder Fibeicommifjar dieſen Zeitpunft erlebt baben, 
wenn das Legat oder Fideicommiß als erworben und 
trandferirbar gelten fol, 

l. 71. D. de cond. et demonst. 

1. 1. 8.1. D. eod. 

1.5. 8.1.2. D. eod. 
Insbeſondere wird dies in einer Reihe von klaren 
Gejfegen für den Fall ausgeiprochen, wenn der Erbe 
erft bei feinem Ableben reftituiren foll (quum mo- 
rietur), 

1. 12. 8. 1. D. leg. U. 

1.1. 8. 2.1. 79. 8. 1. D. de cond. et demonst. 

l. 4. pr. ]. 13. D. quando dies legat. 
und wenn fchon in den Quellen einige Stellen fich 
finden, wo, ungeachtet anjcheinend ein dies incertus 
in diefem Sinne dem Legate beigefügt ift, dennoch 
ber dies cedens nicht bis zu deſſen Eintritte hinaus- 
gehoben wird, 

1. 79. D. de cond, et dem, 

l. 46. D. ad Sct, Trebell, 

1.4. 8.1. D. quando dies leg. 

l. 5. Cod. eod. 
jo lafien fih dennoch diefe Geſetze mit dem oben 
aufgeftellten Grundſatze einfach dadurch vereinigen, 
daß, wie Died auch von den Rechtslehrern in der 
Regel geſchieht, dieſe Gefege auf den Fall bezogen 
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werden, wo ber Teftator nicht ben Erwerb des 
Rechtes, jondern nur die Zahlung aufgeichoben wifs 
fen will. 

An ſich würde die BI. — benannte R.'ſche Witwe, 
da ihre in dem Teftamente ihres Ehemannes die 
Reftitution der einen Hälfte der Bl. — näher be- 
zeichneten Kaufgelder an die Seitenverwandten des 
Erblaffers erſt nach ihrem bereinftigen Ableben zur 
Pflicht gemacht worden iſt, auch abgejehen von dem 
ihr auf ihre Lebenszeit vermachten Zinfengenufie, 
ſchon aus dieſem Grunde berecdytigt geweſen fein, 
die Auszahlung des Fideicommifjes während ihres 
Lebend zu verweigern, und den Anfall bes Fidei— 
commifies dem Teftamente gemäß bis zu ihrem der— 
einftigen Tode ausgejept fein zu lafien. Bon diefem 
Rechte hat diefelbe aber rüdjichtlich der Mitimpetratin 
am dritten und vierten Theile feinen Gebrauch ge- 
macht, fondern Bl. — flg., — flg. und — flg. den 
beiden gedachten Interefienten gegenüber zur fofors 
tigen Auszahlung ber denfelben zufommenden Fideis 
commißraten fich bereit erklärt, wenn fie gegen die 
Gefahr, wegen biefer Beträge von anderer Seite 
nochmals in Anfpruch genommen zu werden, ficher- 
geftellt werde, und wenn nun auch diefer Bedingung 
in fo weit, ald die Kinder der Mitimpetratin am 
dritten und vierten Theile unzweifelhaft ald eventuell 
zu bem Fideicommiffe berufen zu betrachten find, 
duch die BI. — flg. gemachten Vorjchläge Genüge 
geſchehen it, fo liegt, da im Uebrigen die Möglichkeit 
von Anſprüchen Seiten anderer Perfonen in den 
Acten nicht zur Sprache gefommen ift, wie auch die 
beiden vorigen Inftanzen der Verordnung des Obers 
appellationsgerichtd BL. — flg. gemäß angenommen 
haben, lediglich die Frage, ob zufolge des R.’jchen 
Teftaments BI. — fig. das Fideicommiß auch als 
eventuell zum Beften der etwaigen künftigen Entel 
ber beiden gedachten Interefienten errichtet anzufehen 
fei, zur Entſcheidung vor. 

Wenn nun in dem gedachten Teftamente BI. — 
unter Nr. 6. b. und c. beftimmt ift, daß bie den 
Seitenverwandten des Erblafjerd zugedachte Hälfte 
der vorher näher bejchriebenen Kaufgelder unter 
anderm mit 

4 ber Schwefter des Teftators, Annen Rofinen K. 
zu St. oder deren Kindern, und 
$ der Schwefter bes Teftators, Johannen Sophien 
G. zu ®., oder deren Kindern, in legterer 
Beziehung mit Ausnahme der verehel. ©. zu 
St., welcher anderwärts her bereits Vermögen 
zugefallen jei, 
nach dem Ableben der zur Erbin eingefepten Wittwe 
überlaffen werden follen, fo fprechen für die Anficht, 
daß auch die Enkel der angegebenen Schweitern bes 
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Erblaffers eventuell auf das Fideicommiß Anfprüche 
haben fönnen, nicht unerheblihe Momente. Denn 
wie ſchon nad Römiſchem Rechte nicht blos bie 
Kinder eriten Grades, ſondern auch die Defcendenten 
entfernterer Grade als unter bem Ausdrude „liberi“ 
begriffen zu betrachten find, 
I. 220. D. de Verb. Signil. 
und zwar, ohne daß in diefer Hinficht ein Unterfchied 
zwifchen männlichen und weiblichen Dejcendenten, 
und Nachfömmlingen männlicher und weiblicher 
Deſcendenten befteht, 
1. 56. $.1. D. de Verb. Signif., in Verbindung mit 
1.1. und 5. D. de inoff. testament. 
l. 1. Cod. de cond. insert. 
1. 6. $. 2. Cod. ad Senatuscons, Trebell, 
bies auch namentlich noch aus ben Bemerfungen bes 
Ulpian zu dem Edicte des Prätors, daß diejenigen, 
welche das väterliche Teftament durch die bonorum 
possessio contra tabulas umftoßen, verbunden feien, 
die den Kindern und Eltern ausgefegten Legate zu 
gewähren, in der 1.1. 8.1. D. de legatis praestandis 
fich ergiebt, wo «8 heißt: 
„Generaliter autem parentes et liberos praetor 
excepit, nec gradus liberorum, parentumve 
enumeravit, in infinitum igitur eis praestabitur. 
Sed nec personas prosecutus est, ulrum ex 
virili, an ex feminino descendant, Quisquis 
igitur ex liberis, parentibusque fuerit, ad legati 
pelitionem admittetur, sed ita demum, si jura 
cognalionis sunt inter eos*‘, 
fo läßt fih auch nicht bezweifeln, daß auch nach 
deutihem Sprachgebrauche der Ausdrud „Kinder“ 
auch die Enkel umfafien fann, und Diefe weitere 
Bedeutung namentlich dann anzunehmen ift, wenn 
zum Beſten der Kinder im Allgemeinen eine Diss 
pofition geiroffen und dabei weder ausdrüdlich gefagt 
worden it, noch jonft aus den Verhaͤltniſſen fich 
abnehmen läßt, daß ber zugedachte Vortheil blos 
den Kindern erften Grades, nicht aber auch ben 
Defcendenten entfernterer Grade zufommen folle, 
Defienungeactet hat man in den befonderen 
Verhaͤltniſſen des vorliegenden Falles genügendes 
Anhalten dafür gefunden, daß Die in den Beftims 
mungen bed Teftamentes sub Nr. 6. b. und c. ges 
brauchten Ausdrüde „Kinder“ nicht in der vor 
ftehenden Allgemeinheit zu interpretiren, fondern 
lediglich auf Die Kinder der K. und G., mit Ausfchluß 
der Enkel zu beziehen feien. 
Wie nämlich zuvörderft 
1) bereit Bl. — vorläufig angedeutet worden 
it, laffen fi die Grundfäge, welche bei Erklaͤrung 
der von Seiten ber Adfcendenten zum Beſten ihrer 
eigenen Kinder getroffenen Dispofitionen gelten, 


auf Dispofitionen zum Beften der Kinder der Eei- 
tenverwandten bes Disponirenden nicht ohne Weis 
tered anwenden. Denn während für die Frage, ob 
in Bällen der erfteren Art lediglich die Kinder im 
eigentlichen Sinne des Wortes, oder auch die ent- 
fernteren Defcendenten haben bedacht werden follen, 
vorzüglich die Rüdficht enticheidet, daß der Adſcen⸗ 
dent muthmaaßlich für alle feine Defcendenten, ohne 
Unterfchied der Grade, habe forgen wollen, läßt fich 
dies von den Fällen der legteren Art nicht ebenfalls 
behaupten, vielmehr ftreitet in biefen Fällen bie 
Bermuthung weit cher dafür, daß blos zum Beften 
der Kinder der Seitenverwandten in der engern 
Bedeutung des Wortes, und mit Ausſchluß der 
Defcendenten entfernterer Grade, habe disponirt 
werben jollen. 

Weiter hat 

2) bie erfte Inftanz BI. — flg. darauf aufmerf- 
fam gemacht, daß der Teftator nicht allein im Ein- 
gange des Teftamentes an der Stelle, wo er dad 
Nichtvorhandenfein von Notherben erwähnt, aus 
drüdlich zwifchen Kindern und Enfeln unterjchieden, 
fondern auch unter Nr. 6. bei Pertheilung der für 
feine Seitenverwandten beftimmten Gelder unter bie 
verjchiedenen Stämme mit den Ausdrüden „Nach 
fommen’, „Kinder oder Enfel” und „Kinder‘ ges 
wechjelt habe, und es daher fehr wahrſcheinlich fei, 
daß derfelbe den Unterfchied, melden ex iwilden 
Kindern in der engern Bebeutung des Wortes, und 
Defeendenten entfernterer Grade vorher jelbit aufs 
geftellt, auch bei der fpäteren fideicommifjariichen 
Verfügung feftgehalten, und in den Fällen, wo cr 
alle Abfommlinge ohne Unterfchied zur Perception 
zu berufen Willens gewefen, folcher Ausdrüde, welde 
dies unzweifelhaft anzeigen, dagegen in den Fällen, 
wo er blos die Kinder erften Grades zu bedenken 
beabjichtigt, des Ausprudes „Kinder ſich bedient 
habe. Diefed Moment hat man auch in Der gegen- 
wärtigen Inftanz für wejentlich angefehen, und in 
dem man daher auf das von ber erften Inftang bar« 
über Gefagte fich lediglich bezieht, fügt man dem 
nur noch die Bemerkung hinzu, daß das ber Anftcht 
der eriten Inſtanz zu Orunde liegende Princip, daß 
bei ber Erklärung zweifelhafter Willensmeinungen 
vorzüglich fowohl der befondere, ald auch ber gemeine 
Sprachgebrauch zu berüdfichtigen fei, in den Geſetzen 
feine vollftändige Rechtfertigung findet. 

1. 34. D. de reg. jur. 

1. 65. $. 7.1.69. 8.1. D. de legat, III. 

1, 18. 8. 3. D. de inst, legat. 

Endlich tritt 

3) zu den vorfiehenden Gründen auch noch ber 
hinzu, daß, wie namentlich daraus hervorgeht, bag 


zur Rechtfertigung der angeorbneten ungleichen Ver— 
ıheilung des Fideicommiſſes unter die Fideicommiß- 
interefjenten in dem Teftamente auf Die ungleichen 
Bermögensverhältniffe ber legteren Bezug genom— 
men, ingleihen daß bei Einfegung ber Defcendenten 
der Nr. 6. d. erwähnten, vorher verftorbenen Schwes 
fter Enkel um deswillen ausdrüdlich berüdfichtigt 
worden, weil deren jchon damals welche vorhanden 
geweſen find, ber Erblaffer präfumtiv überhaupt 
blos diejenigen Seitenverwanbten zu bedenfen bes 
abfichtigt habe, welche zur Zeit der Abfafjung des 
Teftamentes bereits eriftirt haben, und es daher im 
höchſten Grade unwahrfceinlich ift, daß derjelbe bei 
den Beftimmungen, bei welchen er den einfachen 
Ausdrud „Kinder‘ gebraucht hat, auch die Deſcen— 
benten entfernterer Grade mit habe begriffen wifjen 
wollen. 

Die Bedenken, welche die zweite Inftanz wider 
die vorftehend ausgeführte Anficht BI. — flg. geltend 
gemacht hat, können hiergegen nicht in Die Wagſchale 
gelegt werden. Eo viel nämlich 

a) die Bemerfung angeht, daß ber Erblaſſer in 
feinem Teftamente unter Nr. 4. Bl. — ausdrüdlich 
feine Abficht zu erkennen gegeben habe, das an— 
geordnete Fideicommiß jolle feinen Seitenverwanbdten 
überhaupt zufallen, jo erledigt fich ſolche durch Die 
Erwägung, daß die angegebene Stelle des Teſta— 
mentes fi nur ald Ausdrud des Ideenganges dar— 
ftellt, welcher den Erblaſſer auf die unter Nr. 6. des 
Teſtamentes getroffenen Verfügungen geführt hat, 
und da die allgemeine Beftimmung unter Nr. 4. 
duch die Beitimmung unter Nr. 6. näher erklärt 
und erläutert wird, fich nicht annehmen läßt, daß 
andere Perfonen, als Die unter Nr. 6, namentlich 
genannten, als zur fideicommifjariihen Succeljion 
berechtigt anzujehen feien. 

Eben fo wenig erjcheint 

b) die Folgerung begründet, welche die vorige 
Inftanz aus der Dispofition unter Nr. 6. Bl. —, 

daß überhaupt vier Erbitämme nad) den anges 
gebenen Quoten betheiligt feien und jeder 
Stamm unter fi die weitere Vertheilung nad 
der Kopfzahl zu bewirken habe, 
gezogen hat, indem, auch felbft abgefehen bavon, 
daß dieſe Dispofition, als bloße Folge der vorher 
getroffenen Anordnungen, zur Erklärung der legte 
ven überhaupt nicht gebraucht werden fann, bie 
angegebene Mobalität der Vertheilung eben fo gut 
ausführbar ift, wenn bei einigen Stämmen blos die 
Kinder im engern Sinne bes Wortes, bei anderen 
aber die Defcendenten aller Grade betheiligt find, 
ald wenn in diefer Hinficht alle Stämme fich gleich. 
ftehen. 
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Aus diefen Gründen hat man, jo viel Die Haupt- 
fache anlangt, in der gegenwärtigen Inftanz zu 
Wiederheritellung des erften Urthels Bl. — flg. ſich 
bewogen gefunden. 

So viel den auf die Compenſation der Koften 
erfter und zweiter Inſtanz begüglichen Theil des 
vorſtehenden Urthels angeht, fo bedarf folder um 
fo weniger einer weiteren Rechtfertigung, als Die 
Mitimperratin am vierten Theile, welde nad 
Bl. — flg. gegen die von ber vorigen Inſtanz ans 
geordnete Entnahme der Koften des Impeiratens 
aus den Fideicommißantheilen der hier beiheiligten 
Berfonen allein appellirt hat, das erfte Urthel, 
welches nah Bl. — im Wefen, nur mit Rüdficht 
auf die damalige Rage ber Sache mit anderen Wors 
ten, dafjelbe erfannt hatte, hat in Rechtokraft über- 
gehen laſſen. 

Die erkannte Gompenfation der Koften gegen- 
wärtiger Inftanz ift eine Folge des eingetretenen 
Wechjeld der Entjcheidungen.” 


135. 
Die Austellung oder Begebung eines Wechſels 
oder einer Anweijung über eine aus einem frühes 
ren Nechtöverhältnig herrührende Schuld enthält 
präfumtiv eine Novation*). — Wirkungen der 
verfäumten Diligenz ; diejelben treten auch dann 
ein, wenn bie Einlöfung nur durch Zufall, höhere 
Gewalt oder durd die Schuld des Bezogenen 
vereitelt worden ift. 


Mitgetheilt von 
Heren Act. W. in Eh. 


Unterm 6. Auguft 1853 Hagten bei dem Königl. 
Landgericht zu Eh. F. W. und R. W. gegen den 
Kaufmann R. W. folgendermaaßen: 

„Mit dem Kaufmann Herrn Robert W. in Eh. 
haben wir eine Reihe von Jahren dergeftalt in 
Handelöverbindung geftanden, daß zwifchen ihm und 
und über die ihm auf feine jebesmalige Beſtellung 
gelieferten Papiere auf Grund der Herrn W. ein- 
gehändigten und von ihm als richtig anerkannten 
fpeciellen Rechnungen ein laufendes Conto gehalten 
worden ift. 

Herr W. bat auf die und an ihn erwachfenen 
Anfprüche von Zeit zu Zeit ſowohl in baarem Gelbe, 
ald in Anweifungen Abjchlagszahlungen geleifter, 


*) Vergl. Wochenblatt 1853. ar. 59. S. 465 fig. 
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die ihm unfererjeitd jedesmal, resp. wenn die Ans 
weifungen zur Berfallzeit wirklich honorirt wurben, 
auf feinem Gonto gut gejchrieben worden find. 


Mehrermähnter Herr W. hat insbefondere bie 
in der Abjchrift sub B. anliegende, medio Juni 1851 
fällige und zahlbare Anweifung nebjt mehreren ans 
anderen unterm 27. März 1851 mittelft Giro anftatt 
Baarzahlung an und eingefendet. 


Obwohl nun diefe Tratte, wie wir Herrn W. 
nad Ausweis der unter B. anliegenden abjchriftlichen 
Beilage noch vor deren Verfallzeit bereitd am 23. 
April 1851 brieflich angezeigt haben, auf dem Wege 
nah E., wohin dieſelben von uns mit noch brei 
anderen Papieren, auf einen gewifien F. girirt, am 
12. April 1851 per Poſt gefendet worden, verloren 
gegangen und zur Zeit nicht wieder erlangt worden 
ift, fomit aber zur Verfallzeit medio Juni 1851 
weder hat präjentirt werden fünnen, noch honorirt 
worden ift, übrigens auch die Bezogenen, die Herren 
H. und ©. in 8, erflärt haben, daß fie ſelbſt, wenn 
das qu. Papier bei ihnen eingegangen wäre, daſſelbe 
doch nicht honorirt haben würden, jo vermeint dem— 
ohngeachtet Herr W., welcher und gegenüber für 
den richtigen Eingang ber in der Tratte aufgeführs 
ten Summe von 31 Thalen —⸗— —- zu beren 
Berfallzeit verhaftet war, berechtigt au fein, den 
erwähnten, in der zur Verfallzeit weder präfentirten, 
noch honorirten Tratte aufgeführten Betrag von 
31 Thlın. — —⸗ an unferem von ihm ausdrüdlich 
anerkannten Guthaben ung zu fürzen, bat ſich auch, 
obwohl er weder medio Juni 1851, noch jonft wirk— 
lich Zahlung geleiftet hat, Die mehrberegten 31 Thlr. 
—⸗ —⸗ in feinem Conto gut gefchrieben und weigert 
fih fortwährend, und anderweit nach Höhe jenes 
Berrags als Gläubiger anzuerfennen und Zahlung 
zu leiſten.“ 

Indem Kläger fich erbieten, Beklagtem ihr Klag— 
recht gegen jeinen Vordermann, resp. den Ausfteller 
der Tratte abyutreten, erheben diejelben unter Eides— 
antrag über das Libell und die Beifugen A. und B. 
Klage wider genannten W. und formuliren ihr 
Sachgeſuch, bahin zu erfennen: 

„daß Bellagter W. durch die den Klägern uns 
term 27. März 1851 überfendete, in der Klage 
näher bezeichnete Anweifung wirkliche Zahlung 
nach Höhe von 31 Thlen. — —⸗ nicht geleis 
fter, beromegen aber die Kläger nah Höhe 
diefer Summe ald Gläubiger anzuerfennen 
und folche ſammt Berzugszinfen, vom 15. Juni 
1851 an gerechnet, an Kläger zu bezahlen, 
jowohl die Broceffoften ab» und zu eritatten 
schuldig.” 


Der Inhalt der Beilage A. (der fraglichen An- 
weifung über 31 Thle. — —⸗) und der Beifuge B. 
(eines Brieſes des Bellagten) wird, ald zur Sade 
nicht wefentlich gehörig, hier Üübergangen. 

Beklagter geftand die thatfächlichen Anführungen 
ber Kläger theild zu, theild leugnete er diefelben, 
und erhob unter Beftreitung der ihm angefonnenen 
Verbindlichkeit verjchiedene Ausftellungen gegen bie 
Rechtsbeſtaͤndigkeit und Schlüffigkeit der Klage, w eld« 
in dem erftinftanzlichen Erkenntniſſe Berüdfihrigung 
gefunden haben und deshalb hier nicht beſonders 
hervorgehoben zu werden brauchen. 

Nach abgefegtem rechtlichen Verfahren publicirte 
das Procefgericht unterm 23. December 1853 
folgenden Beſcheid: 

„Weil die in der Klage erwähnte, BL. — be 
Acten in Abjchrift erfichtliche, von Klägern übrigens 
ſelbſt als Tratte bezeichnete Anweifung ohne allen 
Zweifel den gezogenen Wechfeln beizuzäblen, mithin 
nach ben über ſolche beſtehenden gejeglihen Bor: 
ichriften zu beurtheilen ift, 

vgl. Geſetz vom 7. Juni 1849, bie faufmänni- 

ſchen Anweifungen betr., $$. 1. und 6. 

hiernach ſich auch die gegenwärtig erhobene Klage 
offenbar nicht als actio venditi aus dem zwiſchen 
den Klägern und Bellagtem abgeſchloſſenen Kaufe, 
welchenfalld übrigens das Vorbringen BL, — fig. zu 
allgemein fein würde, ſondern vielmehr als Regteh⸗ 
flage aus der vorgedachten Anweijung barftellt, im⸗ 
maaßen namentlich burch Ausftelung oder, was 
derfelben in wechlelrechtlicher Beziehung gleichiteht, 
duch Indoffiren einer Anweifung Seiten des Käu- 
ferd an den Berfäufer über den Kaufpreis, wenn 
ſchon diejelbe nach dem Grundfag: „assignatio non 
est solutio‘* weder Zahlung, noch eine privative 
Novation enthält, Aufhebung der Contractsklage 
aus dem früheren Gefhäftsverhältniffe an ſich nicht 
begründet, dennoch ausgefproden wird, daß Die 
Solennität der Präfentation und Protefterhebung bir 
Bedingung ift, von welcher das Klagrecht aus be= 
urfprünglihen Sculdverhältniffe abhängt, babe 
aus der unterlafjenen Diligenz nicht blos der Verluß 
des Regreßrechts, jondern überhaupt aud der Ver: 
luſt des Klagrechts aus dem neben der Anweiſung 
oder dem Wechſel fortdauernden früheren Contracte 
entfteht, 

vgl. Wochenblatt für merfwürdige Rechtsfalle, 


Jahrgang 1853. no. 59, sub 109. Seite 469. 


und die dafelbft angeführte Stelle im 
Archiv für deutſches Wechfelrecht, Heft 2. Seite 
179 fig. 
nun aber Kläger, welche BL. — juncto Bl. — felbit 
nicht bezweifeln, daß die fragliche Anweifung minde⸗ 
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ftens den Affignaten zu präfentiren gewefen ei, eine 
von ihrer Seite bewirkte Präfentation und Proteftas 
tion weder behauptet, noch weniger nachgewiejen 
haben, hieran auch ber Umitand, daß dur das 
Berlorengehen der mehrgedachten Anweifung vor 
der Berfallgeit deren Präfentation und die Proteſt— 
erhebung unmöglich geworben fei, um jo weniger 
eine Aenderung herbeiführen kann, als die Kläger, 
ihrem eigenen Anführen Bl. — zufolge, das in 
$. 73. der deutfchen Wechjelorbnung 

vorgejchriebene Verfahren wegen Amortijation des 
abhanden gefommenen Papiers einzuleiten unter 
Iaffen haben, demnach aud die Grörterung ber 
Frage, ob der in gegenwärtigem Rechtsſtreite geltend 
gemachte Regreßanſpruch, wie Beklagter Bi. — ber 
hauptet, nach der in $. 78. der deutjchen Wechjels 
ordnung enthaltenen Beftimmung als verjährt ans 
zufehen fei, hier unterbleiben fann, und weil endlich, 
wenn ſchon ein Anfpruch der Kläger, welcher auf 
dem Nachweiſe beruhen würde, daß Bellagter ſich 
mit ihrem Schaden bereichere, dafern wider fie Die 
Wirkungen der unterlafjenen Diligenz eintreten jolls 
ten, an fich nicht unbegründet wäre, dennoch aber 
in biefer Beziehung das Klagvorbringen BL. — 
einen beftimmten Anhalt nicht darbietet, und nament- 
lich die von Klägern mit Bezug auf die von Bellag- 
tem Bl. — recognodcirte Beilage B. Bl. — anges 
führte Verficherung Bellagtend, daß das bezogene 
Handelshaus H. & ©. in L. Die oftgedachte Tratte 
doch ficher nicht einlöften, um deswillen ald zu all 
gemein fich Darftellt, weil daraus mit Beftinmtheit 
nicht zu erfehen, ob die Bezogenen, dafern ihnen bie 
Anweiſung rechtzeitig zur Annahme präfentirt wor— 
den, dieſelbe dennoch nicht eingelöft haben würden, 
fo hat der Kläger Suchen in der angebradten 
Maaße nit Statt, und find auch Kläger Be- 
Hagtem die erwachjenen ges und außergerichtlichen 
Proceßkoſten ab» und zu erftatten ſchuldig.“ 

Auf diesfalld eingewendete Berufung ber Kläger 
beftätigte das Königl. Appellationsgericht zu 
Zwidau den Inftanzbejcheid unterm 16. Auguft 
1854. 

Die Gründe bes zweiten Erfenntniffes lauten 
wörtlich, wie folgt: 

„Weil der Anjpruch auf Rembours eines Wech— 
ſels die richtige und vollftändige Beobachtung der 
wechjelmäßigen Solennitäten der Präjentation und 
Proteftation vorausjegt, mithin in den Fällen, wo 
felbige unterblieben ift, verloren geht, und Died auch 
dann eintritt, wenn erweislich die Einlöfung nur 
durch Zufall, höhere Gewalt oder durch die Schuld 
des Bezogenen vereitelt worden iſt, wie daraus uns 
zweifelhaft hervorgeht, daß nach Art. 73. der allges 


meinen deutſchen Wechfelordnung bei dem Abhanden— 
fommen eines Wechfeld deſſen Gigenthümer felbft 
unter der daſelbſt erwähnten Vorausſetzung nur von 
dem Acceptanten, aljo von demjenigen MWechiels 
verpflichteten, rüdjichtlich defien e8 nach Art. 44. des 
gedachten Geſetzes zur Erhaltung des Wechſelregreſſes 
der Präfentation am Zahlungstage und der Proteft- 
erhebung in der Regel nicht bedarf, Zahlung fordern 
fann, ferner, wenn für eine aus irgend einem fpe- 
ciellen Grunde entftandene Schuld eine Tratte oder 
eine berjelben gleichzuachtende Faufmännijche Anweis 
fung ausgeftellt oder begeben wird, Dadurch, Dafern 
nicht durch bejondere Umjtände die Annahme ſich 
geltend ma ht, daß von den Interefienten, mit Dem 
Wechſel Zahlung zu bewirken, gar nicht, fondern 
nur Damit einftweilige Deckung zu leiſten, beabjichtigt 
worden, ein anderweites und folches Rechtöverhält- 
niß, welches das Grlöfchen ber früheren Verbind— 
lichkeit zur Folge hat, eintritt, 

Archiv f. deutſches Wechſelrecht, Bd. 4. S. 129 flg. 
und nun, anlangend den vorliegenden Fall, Kläger 
jelbit zugeben müffen, daß fie die Präjentation und 
PBroteftation der unter dem 15. März 1851 an die 
Ordre EN. auf H. & S. in. von L. K. ausgeftel- 
ten und im Wege der Begebung an ſie, die Klaͤger, 
gelangten, nad $. 6. des Geſetzes vom 7. Juni 
1849 unter den Gefichtspunft eines gezogenen Wech— 
fel8 fallenden, faufmännifchen Anweifung unterlaffen, 
befondere Umftänte aber dafür, daß durch die An— 
nahme jener Anweifung eine Novation nicht habe 
eintreten follen, auf eine hinlänglich beftimmte und 
durch fpecielle Thatfahen begründete Weife anzu— 
geben nicht vermocht haben, jo ift Eingangs gedach— 
ter Befcheid, wie hiermit geſchieht, zu betätigen, 
es werden jedoch, theild weil den dem Inſtanzbeſcheide 
untergelegten Gründen nicht allenthalben beizupflich- 
ten gewejen, theild weil es fi um Beantwortung 
einer nicht völlig zweifeldfreien Nechtsfrage gehan- 
delt hat, die Koften ded eingewendeten Rechtsmittels 
unter den Parteien gegen einander aufgehoben.” 


136. 


Inwiefern iſt die fublidiäre Verbindlichkeit der 
Großeltern zu Gewährung eines Alimentenbeitra- 
ged für die unchelihen Enkel eine ungetheilte? 


Mitgetbeilt von 
Herrn —e in L. 


In einer gegen den unehelichen Großvater von 
väterliher Eeite gerichteten Alimentenflage war 
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angeführt worben, daß bie Großmutter von väters 
licher Seite ded Kindes, um befien Ernährung ed 
fih handelte, veritorben fei, und es war deshalb 
von dem Bellagten die Gewährung eines jährlichen 
Beitrages von zwölf Thalern —⸗ —« gefordert 
worden. 


Beflagter, welcher bie zu Begründung der Alage 
angeführten Thatfachen einräumte, beftritt Die For— 
derung des Satzes von zwölf Thalern unter Ber 
ziehung darauf, daß nicht allein ber Großvater, 
fondern bie Großeltern zur fubfidiären Alimenten- 
gewährung verpflichtet feien, und daß er daher, nach 
dem Ableben der Großmutter, nur zu Bezahlung 
eines jährlichen Beitrages von ſechs Thalern —⸗ —: 
gehalten fein fünne. 


Die erite Inftanz verurtheilte im December 
1852 in Gemäßheit des Sachgeſuches und gab dazu 
folgende Gründe: 


„Die ausgefprochene Berurtheilung zu Bezah— 
lung eines jährlichen Alimentenbeitrages von zwölf 
Thalern —⸗ —s beruht auf der Vorfchrift 8. 2. des 
Mandates vom 12. November 1828, welche be: 
ftimmt, daß der Nlimentenbeitrag nicht unter zwölf 
Thaler —⸗ — feitgefegt werden folle. 


Dieſe Borfchrift hat — wie überhaupt bie 
gefepliche Anordnung einer Ernährungspflicht der 
außerehelichen Aicendenten — zur Abficht, ebenfo- 
wohl die unehelihen Mütter vor Mangel zu fchügen, 
und fo rechtswidrige Handlungen berielben gegen 
das Leben der Kinder zu verbüten, als auch Die 
Heimathögemeinden vor einer allgugroßen Belaftung 
zu bewahren, welche fie in Folge der außerehelichen 
Geburten treffen könnte. Hieraus muß gefolgert 
werden, daß jene Minimalfumme der Gefchwächten 
unter allen Umftänden von den ber Reihe nad) 
Verpflichteten zufließen folle, indem felbige von dem 
Geſetzgeber als derjenige Betrag angefehen worden 
ift, defien ed minbeftens bedarf, um die vorgedachte 
Abficht des Geſetzes erreicht zu ſehen. Deshalb aber 
hat die Gefhwächte jo lange einen Anſpruch auf 
unverminderte Gewährung jener Summe, ald die 
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Reihe ber Berpflichteten noch nicht erfchöpft if. 
Es ift baher auch die Verbindlichkeit ber Großeliern 
minbeftend infofern eine ungetbeilte, als ber eine 
Theil derjelben zu Bezahlung des vollen Betrages 
verpflichtet wird, wenn ber andere Theil entwebder, 
wie hier, verftöorben, ober wenn er unvermögen? 
iſt.“ 

Das Appellationsgericht zu Budifſin be— 
ſtaͤtigte im Auguſt 1853, indem es ſich dahin aut 
ſprach: 

„Da, wenn es auch in Richtigkeit beruht, daß 
die 8. 6. des Mandats vom 12. November 18% 
ben Großeltern eines unchelihen Kindes obliegente 
jubfidiarifche Verpflichtung zu Gewährung von 
Alimenten für daſſelbe feine folidarifche ift, und 
daher bei dem Vorhandenfein beider in Frage kom— 
mender Großeltern biefelben gemeinfhaftlih und 
jedes zu feinem Antheile zu Gewährung bes geiep- 
lien Alimentenbeitrages verpflichtet find, dennoch 
hieraus noch keineswegs folgt, daß dann, wenn 
von den in Frage gelangenden Großeltern nur noch 
eines fih am Leben befindet, der Überlebende Theil 
den gejeglichen Alimentenbeitrag nur zur Hälfte zu 
entrichten verbunden fei, indem Das angejogene 
Geſetz ganz im Allgemeinen davon fpricht, daß bei 
dem Ubleben, oder dem Unvermögen der Gltern 
eines unehelichen Kindes, bafjelbe aus ihren eigenen 
Mitteln zu erziehen, die Großeltern mütterlicer 
Seite, und in deren Ermangelung endlid Vie 
Großeltern väterlicher Linie Dazu angehalten werten 
follen, mithin dann, wenn von der betreffenden 
großelterlihen Linie nur noch ein Theil ih um 
Leben befindet, Diefem allein die geſetzliche Ver— 
pflihtung obliegt, was um fo gewifjer anzunehmen 
it, ald außerdem ſchon nah dem Ableben I 
einen der beiden Großeltern mütterlicher Seite tu 
Alimentationsverbindlichkeit der Großeltern väter 
licher Seite zur Hälfte eintreten müßte, mas 
doch den gefeglichen Beftimmungen in Bezug auf 
die Reihenfolge, nad welcher diefe Verpflichtung 
eintreten ſoll, offenbar zuwiderlaufen würde, ie 
ift ac. 1." 


Offiein ber Berlagshandlung. 


* 


er Das zu Diefem Jahrgange gehörige Regiſter wird nebſt dem Titel im Kurzem nachgeliefert werden. 


Tr 


Digitized by Google 


Digitized by Google 








